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Vorrede. 



Die nachstehende Schrift ist die Frucht längerer Studien 
vornehmlich in den Breslaner Archiven. An&n^ war nur 
miaut eine Untersuchung üher die schlesische Kammer im 
16. Jahrhundert; allmählich aber erweiterte sich das Thema 
zu dner Darstellung der Entstehung und der Organ is.ition 
der schlesischen Gesamtstaatsverwaltung vor dem dreifsig- 
jährigen Kriege überhaupt unter Berücksichtigung der wich- 
tigsten Punkte der Geschichte der schlesischen Gesamtstaats- 
verfassung; da jedoch für eine gerechte Würdii^unf^ der 
Reformen, die im 15. und 16. Jahrhundert in der Verfassung 
und Verwaltung Schlesiens st^ittfanden , eine Kenntnis der 
früheren Zustände notwendig ist, so erschien es angezeigt, 
auch die Gestaltung der öffentlichen Verliältnisse Schlesiens 
vor der Bildung des schlesischen Get;4üiLbt4a|es wcnj^bt;p;i8 jn 
ihren Hauptzügen zu erörtern. ; jj, •-'t/ V ; : {••••'' 



scbAftigen will, der wird seinen Blick ri^lii^ti infisden. nicht 
sowohl auf die Geschichte des Reiches a|a'''*ieluiehit «auf die 
seiner einzelnen Territorien. Denn währehd'das'Reifch Immer- 
mehr seinen EinflulÜB auf die Fortbildung des staatlichen Lebens 
der deutschen Nation verlor, waren es die Territorien, in denen 
sich die Wandlung vom F'eudalstaate des Mittelalters zum 
modernen Rechts- und Beamtenstaate vollzog. Und dies ist 
das wesentlichste Moment der Landesgcschichte, darauf beruht 
ihre wahrhaft universale Bedeutung. Für Schlesien aber ist 
dieses Prohhnn noch insofern von Interesse, als wir uns hier 
nicht nur nicht auf altdeutschem Boden betinden, sondern als 
es sich hier um die Geschichte eines Landes handelt, das, an* 
ftnglich dem slavischen Kulturkreise angehörend , Anteil 
empfing an derjenigen Gestaltung staatlichen Lebens, wie sie 
dem eigentlichen Deutschland beschieden war, ohne dals doch 
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deshalb die Kontinuität der ursprünglichen Verhältnisse plötz- 
lich oder gewaltsam aufgehoben wurde. Auf eine andere 
deutsche Territorien eingehend und fortlaufend berücksich- 
tigende, vergleichende Behandlung des Stoffes mulste verzichtet 

werden , wiewohl doch erst dadurch unter Aussclieldung der 
besonderen Ki^^^entümlichkeiteTi Selilesiens eine scharfe Hervor- 
liebiing des Typischen in der Kntwicklun^i' nir>f^^Hc]i ireworden 
wäre; ganz abgeselien von UuLseren Gründen, die ein über- 
mitfsiges Anscliwellen des Buches untersagten, könnte ein der- 
aruges Verfahren jetzt doch nur noch Unvull.^iandigeä bieten ; 
schon um der so leicht drohenden Gefahr übereilten Generali- 
sierens zu entgehen, ward hier Beschränkung durchaus zur 
Pflicht 

Es sei dem Verfasser yeiigönnt, an dieser Stelle allen 
denen, die ihm fUr diese Arbeit ihren Beistaad angedeihen 
liefsen, seinen Dank auszusprechen. Der erste Dank gebührt 
Herrn Professor Schmoller, dem Anreger und Förderer 
dieser Schrift. Alsdann sei gedankt den Vorst<Hnden und den 
Beamten der benutzten Archive und Bibliotheken, zumal des 
K''>Tii.trlif'hen »Staatsnrchivns und des Stadtarehivfs zu Breslau, 
namentlic h auch Herrn Dr. Coti r;nl Wutke tuv seine freund- 
liche Unterstützung ])ei den Arbeiten im Br< slauer Staats- 
archiv, ferner Herrn Jan von Kochan o ^s k i aus Krakau 
ftlr seine Hülfe bei der Durcharbeitung der eiiisehlfigigen pol- 
nischen Litteratur, sowie endlich den Herren Dr. Wen dt 
und Dr. Eronthal vom Bresiauer Stadtarchive, die dem 
Verfasser Einblick in das von ihnen fttr Band XIII und XIV 
der S.S. Rer. Sil. gesammelte Material gewährten. Zum 
Schlüsse sei einem eingegangenen Versprechen gemäfs erwähnt, 
dfifj j4e|;,Vei*fj\sjtiu •dkft.'jBrste Buch dieser Schrift im Winter- 
se^tt^^tcfr* ;l^2/9j3^*;dQc:irralosophischen Fakultät zu Kiel behufa 
Erwi£uÄg Ußr-t^eoU: <^ocendi vorgelegt hat. 

Kii^i.iUiH/Jifei 1894. 



: J ••••••• Felix ßachfahl. 
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Berichtiguugeu und ErgäuzungeB. 



S. 4 Anm. 2 SSeile 2 lies Lw6w statt Lwow. 

^.14 Zeile 12 v. o. und 8. 24 Zeile 7 t. n. lies Piekosiaski 

fltatt Pickosiinski. 

S. 19 Anm. 2 Zeile 9 lies Chrobry statt Chrobri. 

8. 28 Anm. 4 Zeile 8 lies Wisliciensia statt Wilieensia. 

8. 25 Anm. 1 Zeile 7 lies Chrobacyja statt ChrobacvjÄ. 

8. ?ß Anm. 2 mufs lauten: Vom Worte rok — Jahr of}f>r( Gerichts-) 
Termi)t; uarocznicy bedeutet also Gerichtsboten, und da das Gericht 
«nf der Bnr^^ altgehalten wurde, anch Buigdienstboten schlechthin. 
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irie der judex terrestris". 

S. 207 Zf'ile Ö v. u. lies sprechende statt prechende. 

IS. 2öa Zeile 11 v. o. exgäuze vor ^wie": „zur Berufungsinstanz 
zu erheben". 

S. 316 Zeile 1 v, u. lies bewilligt statt bewilligt 

S :?e7 Anm, 1 Zeile 4 mufs stehenkinter Kollekt statt des Kommas 

sin Punkt. 

8. 331 Zeile 16 v. u. ergänze vor „waren^: „als auch die Regale 
im neueren Sinne". 
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Erstes EapiteL 



Die Oninilzttge der Wentlleben Entwleklimg Sehleslens 

im Mittelalter. 



1. Die alaTisehen Uraiurtiiide. Sntofcehung und innere 
VerhUtnlne dee altpolnlfloheii Belobee. 

Die gtaatliclieu Gobildc, welche späterhin dazu bestimmt 
wsn on, fials auö ihueu der Kern der triderizianischen Monarchie 
sich zusammensetze. zerfaUeii ihrem Urspruii^i' nach in zwei 
Gruppen. Währena die Mark Brandenburg und der Ordens- 
staat Preufsen den Charakter kri^riacher Okkupationen im 
Feindealande ti-ugen, wttkrend sie der deutschen Kultur da- 
durch zo^nelich gemacht wurden, daTs in ihnen zum weitaus 
grölsteu Teile ein radikaler Bruch mit der Vergangenheit 
stattfand vollzog sich in Poiniueni — sowohl in Slavien als 
auch in Pomerollen — desgleichen in Schlesien die Rezeption 
deutschen Weesens und deutscher Gesittung allmählich durch 
die Initiative der einheimischen Fürsten, nicht ohne dafs grofso 
Reste der alten slavischen Einrichtungen sich erliieltcii. Um 
daher die öfTentlichen Verhältnisse dieser Länder in der Zeit 



* Freilich ist auch für gewibs« Teile der Mark, voruchiulich für 
die Netmark, der Fortbestand alter slaviBcher Institutionen zumal in 

aerariücher Hinsicht hie und da nachweisbar (vgl. z. H. Fuchs, Zeit- 
sclirift der Savignystiftung für Reehtsgejichi^'hto XTF. Ti« rm. Abthlg. 
Weimar 1891 S. 17* ff.). Auch für Preußen gilt dn< oben Gesagte nur 
röcksichtticfa derjenigen Gegenden, in denen es zwischen dem deutschen 
Orden und den Ureinwohnern preufsischer Nationalität zum Kampfe 
und zur Au.«rottun£r der !et:^toron kam, während (loch — ^nnz abgesehen 
von den ursprünglich nomerellischen Landesteiien - auch länffs des 
rechten üf^ der Weicneel grofse Gebiete mit polnischer Bevölkerung 
sich erhielten, in denen wenigstens zunächst die einheimischen Verhält- 
ni?to unaiifrota?tet blieben: stammt dopli gerade aus Preul.^en die unter 
der Ägide des Ordens abget'afste älteste Aufzoichnung polnischen Hechtes, 
mit welcher wir uns s]>äterhin noch oft genug in beschäftigen haben. 

1* 



Digitized by Google 



4 



XÜI L 



des Mitteln ItPvs verstehen und richtig beurteilen zu können, 
nmfs man zurückp^chen auf d'w ZusfäTide innerhalb der slavi- 
schen Völkerschaften östlich von der Klb«' und Saale in jener 
Epoche, als sie noch nicht mit der Welt des Abendlandes in 
nllhere Berührung getreten waren. Zumal fiir Schlesien is*t 
dies geboten, da es lange Zeit politisch zu Böhmen oder Polen, 
sUvischen Reichen, gehörte, und da hier Überbleibsel der 
alten slavischen Kultur lange Zeit in sehr grofsem Um&uge 
bestehen blieben^. 

Die Westslaven zerfielen in der Urseit in eine Anzslil 
selbstttndiger, von einander unabhängiger Volksstärome, von 
denen aut das Gebiet des späteren Schlesiens sechs, die Skcii- 
sane, die Dadodesani, die Opolini und Golensizi neb^t d n 
flauen Boboranc und Trebowane, kamen ^. Jeder derselben 
wieder zerfiel in eine Anzahl von Unterabteilungen, welche in 
einer gleichzeitigen lateinischen Quelle civitates genannt wer- 
den®. Es entsteht nun die Frage, welches die alte slavische 
Bezeichnung für diese civitates gewesen sein kann. Nun er- 
zählt uns ein byzantinischer Schriftsteller aus dem Anfange 
des 10. Jaiirhunderts, der ivaiser Konstantinus Porphjrogenitus, 
dafs slavischc Volksstärame oder vielmehr die von diesen inne- 
gehabten Gebiete ssn seiner Zeit in yovTtaviag zerfallen seien** 
Offenbar haben wir es dabei mit einer alten einheimischen 
Bezeichnung fUr eine gewisse Volksgruppe und sodann für 



' Es ist aelbstvorständlich, dafs die Zustäiido boi den schlcsischon 
Slawn in dvv Urzeit dieselben waren wie bei den Slaven, mindestens 
aber bei den Wcstslnvon filjcrluiu])!. Dalier ihirftc sicli die iuirl)fi»l;,'(»nilc 
Darstellung nicht nur auf siMcirll sohle8ii*che Quellen besehranken, 
sondern mufste auch die Quellen zur gesamten westvshivischen Urgc- 
tchichte nach Mrigliohkt it berücksichtigen. 

* Au8 der Liste, welche (it r bayrische Geograph (bei R i (> I ou skt, 
!Mouupicnta Poloniao historica I Lwow S. 11) jriebt, lassen sich 
nur die Sleenzane, Dadodesani, Opolini und Oolensizi mit Bestimmtheit 
als auf später schleaietchem Boden ansftssig crmittehi. Ergiin/t je'loeli 
müsfton üieac Angaben werden aus der Urkmiile Heinrii h-^ IV' für da^ 
Bistum Prag d. d. 29. April 1086 (bei Erben, Itegesta ßohemiae et 
Moraviae I. Pr imae 1855 S. 73X in der als nördliche Grenzen dna Praco 
Bistums folgend«^ Landschaften genannt werden : Psauanc. Crouati et 
altern riironati, Zlasane, Trebowane, Bobornne, Dedoscsi. 
Die Völkerschaften der Sieeuzaue und Dadodesani haben sich hier ver» 
wandelt in Gaue namens Zlasane nnd Dedosesi ; Oitolollni und Golensizi 
(im heutigen Oberschlesien initl in Osterreichisch-Schlesien) werden in 
der Urkunde ffeinruhH IV nieht erwähnt, datur zwei vom bayrischen 
(»eographen nicht genannte Uauc, nämlich Trebowane und Bbbora^n«;* 

• N&mlieh beim bayrischen Geogiaphen. Die Sleeneane sei^ieleii 
in 15, die Dailodesani in' 20, <ii(^ Ojiolini ebenfalls in 20, die Golensizi 
in *» civifnte^^ In wie viele Teile Trebowane und Boborane cerfielen» 
wissen wir nicht. 

♦ Bielowslci I 25: „(^itnfoiaHr} of'v r) /jöoa adrtSv tif ^ornavtui 
tu." Ebd. heifst es von dem Lande eint?r anderen slavischen Völker- 
schaft: „naQexTf/vtrm . . . rgfft Ijjfovooc (avTiav/tts^ . . xdk «l ftiv <fvoioi- 
nuritti^ xtX. 
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das von tler6cll>en okkupierte Gebiet und zwai liiit dem \\ orte 
zupa zvL thun, einem Worte, welches auch sonst in den slavi- 
sehen Sprachen, schon im Altslavischen, gebräuchlich ist und 
ursprUngHch die Bedeutung von regio oaer districtus besitast 
Über die e^mologische Herleitung dieses Wortes bestehen 
Terschiedene Ansichten; während Miklosicli und nach ihm 
Brandl* es auf sanskr. goua (gi-iech. yo7nj, lat. specus) zu- 
rUckfUhren, sodafs es ungeblnr dem deutschen Begrine „Burg^ 
<intspreclien solle, wird es von anderen, so von Vuk und 
Erben*, in Zusammenhang mit dem fi^otiselien sil>ja (alid. 
»ippia, ags. sib) gebracht. Die zweite l)<'ntni)g- ist die ^^ahr- 
scnplnlichere ; 7.u|)a würde dann einen aiit dein Gesehlfcliii i- 
zuisanunenhange oeruhenden sociiUen und aueli i)oliti sehen 
Verband anzeigen. Als Bezeichnung eines Distriktes liat sieh 
das Wort an einer Stelle des ursj)riinglieh westslavischen Ge- 
bietes sehr lange erhalten; bis in das 16. Jahriuindert hinein 
bestanden in den wettinischen JUmden Supanieeu, d. h. Steuer* 
und Gkrichtsbesirke für Je eine Anssahl slawischer Dörfer*. ' 
Zwar findet sich sonst bei den Westslaven In historischer Zeit 
ziipa oder das davon abgeleitete Wort Supanie nicht mehr als 
Benennung eines bestimmten Gebietes^; aus dem Umstände 
jedoch , daCs Supanie zu so verschiedenen 2ieiten und in so 
verschiedenen Gegenden als Territorialbezeichnung bei den 
Slaven sieb findet, darf man sehliefsen, dafs der Gebrauch 
dieses Wortes in solchem Sinne ursprüngUel! < hi weit ver- 
breiteter, ja vielleicht allgemeiner war Dazu k iimit noeli 
ein weiteres: Überall in den verschiedensten Gegenden W est- 
slaviens iiiidet sich der Ausdruck ^upan^ und zwar als Be- 



' V. Hrindl, Glossarium ilhtstrans bohemieo-moiavicae historiae 
fontes. Biüau lb76. S. 394, 

■ O. J. Erben. Reffg. BoK et Hör. I Glomarium 8. 813. 

* Schutt gen und Kr eyssiff. Diplomatische Nachlese II. Dresden 
17:^0 S. 1^KJ7 uiul H. Knothe, „Die versehif'deiien Klassen sl.ivischer 
Höriger im weitinischeu Lande wlUirend der Zeit vom II. his zum 
Jalirb,'' im Neuen Archive för liehsiflche Geach. IV. Dresden 188a 8. 4. 

* In Kleinpolen findet sich da« Wort 2upa noch im späteren Mittel- 
alter, bedeutet dann aber hier Salzl^Tcwork, so z. B. Monunionta inedii 
aevi historica res geatas Poloniac illuätrantia. Tom. IX: Kodeks dyplo- 
mätjeznv maYopoTskif ed. Fr. Piekosinski. w, Krakowie lo86. 
S. 89 f., '126, 162, 178, 196, 201, 208. In einer schlesischon Urkunde er- 
Bcheint supa in noch anderem Sinne, nämlich als Wette des polnischen 
lUchters (Urkundeiisammluug zur Ueftchichtc des Ursprungs der Städte 
in Schienen und der OberlftUBitz von G. A Tzschoppe und Cr. A H. 
Stenz el. Uambnrg 1882. Einl. S. 2ß und Urkundenbuch No. 54 
S. m Anm. 4). 

* So schon in altslavischcr Zeit: Const. i'orpli. bei Biclow.ski i 

87 f. 

KcKuvav Tov mov BaXat] ro' s'n Tjurov TfQßovvtat^ ; rür Böhmen und 
Mäliren vgl. Brandl a. a. 0. S. 81^2 ff., für Schlesien: Tzschoppe- 
Stenzei S. 76, für die Serwicyken und Chrowateu im Krakauischen; 
Jekel, Polens StaatsverSnderungen UI4, für die wettinischen Gebiete: 
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nennung des InhaHers einer auf irgend welcher lokalen Grund- 
lage beruhenden obrigkeitlichen, zumal mit riclitei liehen Be- 
fugnissen ausgestatteten Wtlrde. Da es jedoch feststeht, dafs 
zwischen den Begrifibn Supa nnd 2apan ein innerer Zusammen- 
hang obwaltet^ — ist doch bei den wettintschen Slaven noch 
bis mm, 16. Jahrhundert der Supan der Vorsteher der Sa- 
pante — , so sind wir berechtigt, aus den Spuren des Vor- 
nandenseins von Zupanen bei allen Westslaven 2u folgern aach 
eine allgemeine Existenz von Zupen in der westslavischen 
Urzeit. Alles weist darauf hin, diese Zupen oder Sapanieen 
ftir identiseli zu crklUren mit den civitates des bayrischen 
Geographen. Die einzelnen Völkerschaften der Westslaven 
zerfielen also in Zupen , unter denen wir der etymologisclien 
Bedeutung des Wortes zufolge zunächst auf der Gesehlechter- 
verfassunp^ beruhende Verbände von Volksgenossen, späterhin, 
nachdem die Wesulavcii zu völliger Sefshaftigkeit gelang 
waren, den von einem einzelnen derartigen Verbände bewohnten 
Landstrich zu verstehen haben'. 

Die Supa wieder gliederte sich in yerscbiedene TJnte^ 
abteilangen. Die ttlteste polnische Rechtsaufzeichnung, welche 
im 13. Jahrhunderte in Preufsen entstand, und die Wir dem 
deutschen Orden verdanken, berichtet uns von einer Einteilung 
des Landes in gewisse Distrikte, welche opole (vicinia, gege- 
note) hiefsen, und die uns häufig in den älteren polnischen 
Urkunden begegnen. Jede opole umfafste ihrerseits mehrere 
der bekanntlich sehr kleinen sl.ivischen Dörfer (wies), deren 
Insassen, nach Geschlechtern (r'>d, mdzina) geordnet, zusam- 
nienwohnten ®. Unter diesen Geschlechtern, welche die Grund- 
lage der Struktur der altslavischen Geseiisuluift sind, hat raan 
Familiengenossenschaften zu verstehen im Sinne der russischen 
Urfamilic^ und der Hauskommunion (^zadruga), wie sie sich 



Ainii. ;3 auf Scitor», für Grofspolen und das Land Lcbus: Codex diplo- 
maticns Majoris Poloniae Tom. l Pozu. 1877 No. 21 S. 27, No. 234 
S. 197; Toiii. IV 6 etc. 
' Brand 1 a. a, O, 

' Die Südslavpn :^erfiolen in s^tihTnn welclu> ])loniena hiefsen. 
Jcdf'8 plemc lief« sich bei der Aiisiedluiig auf oiuom geAchlossenen 
Terrain nieder, und ein solcher Wohnsitz eines pleme wurde iupa, da.« ge- 
wählte Oberhaupt einer Zupa ?.upan genannt. F. K rau f s, Sitte und Brauch 
der Sndslnvpn. Wien 1885. S. 18. In dem Mp-ictzViuclic des serbi'^ohon 
Zaren Stephau Dusan kommt aber j^upa nicht nur in der Bedeutung 
eines Territoriums dieser Art Yor, sondern einige Stellen geben ancK 
Anlafs, ?.iipa als Gesamtheit der Bevölkerung eines solchen Benrlces 
zu dcnten. S. A. P. Ritter von Schlechta Wssclird. ürf^pr. und 
Bedeutung der historischen Bezeichuuugen 2upa und 2upau. MitteilunKeu 
dee Yereuis ftkt Gesch. der Deutschen in Böhmen XXXU 8. Prag 1893. 

* A. Z. Helcel, Starodswne prawa polsliiego pomniki. Tom. IL 
\v Krakowie 1870: Ksi^ga prawa zwycsajowego polskiego z wieka 
XIIl § 8. A w*, 

* Vgl. die Beschreihnng derselben hm G. Htfthr, Uber Unpning» 
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noch jetzt bei den SUdslaven findet PatriarcIiaHsch-omni- 
potenter Leiter dieses Geschlechtes ist der „W irt", im Kussi- 
scheu der Chosiain oder ßoljschäk, bei den anderen Slaven 
auch BtaroBt, noapodiü^ od^ kmet (poln. kmie6) genannt 
Das Dorf entbehrte in der historisclien Zeit jeglicher Bedeu- 
tung für das öffentliche Becht; als unterster politischer Ver- 
band für die einzelnen Geschlechter erscheint nicht das Dor^ 
sondern die Opole^ ein Institut, dessen charakteristische Be- 
deutung in der Epoche der Piasten eben darin bestand ^ dafs. 
in ihm eine Anzahl von Familiengenossenschaften nacli d^ 
Terschiedensten Richtungen hin zu einem rechtlichen Ganzen 
zusammengefafst wurden; die Hauptaufgabe der opf)lf' war 
die Gesamtbürgschaft für die Krhaltung des öffentlichen Frie- 
dens. Der erste, welcher auf die Einrichtung der vicinia hin- 
wies, war Stenzel*, der indes nicht recht wufste, was er 
mit ihr beginnen sollte, und sie daher, onole mit obolus in 
Zuöanimenliaiig bringend, für eine GeldaDgabe hielt; klar- 
gestellt wurde ihr Wesen in historischer Zeit zuerst von 
Rtfpell ^, welcher isngleich die Varmutong aiisspraclk dafesie 
weit flltw sei als die fUrstliche Gewalt der Piasten^ dafs diese 
letiteren also bei GrOndung ihres Staatswesens die Onolen be- 
reits Torgefonden und für die Zwecke ihrer Verwaltnng be- 
nutzt hätten. Diese Hypothese wird dadurch unterstützt, dafs 
die opole oder ihr entsprechende Institute bei weitaus den 
meisten slavischen Völkern sich nachweisen lassen, daüs es 
sich hier also um eine Einrichtung handelt, deren TJrsprung 
lange vor dr>r Zeit der Bildung der einzelnen slavischen 
Staaten anzusetzen ist, welche altslavischeii Charakter trägt. 
In einer Urkunde von 1294 erteilt Herzog Mestwin von 
Pomnicni gewisse Exemptionen, darunter auch „ab opole"*. 
In Böhmen und Mähren erscheint dasselbe Institut unter dem 
Namen o^ada (von o-saditi ^ besetzen, bebauen ^ in den latei- 
nischen Urkunden vicini, vicinatuSy circumsedentes genannt)^: 
ja, wir findm es sogar bei den Ostslavoiy hi Knfsland, nnd 
swar hier nnter dem Namen werwj (auch Pog6sty oder Güby). 
Denn wie die opole aas mehreren kleinen Dörfern besteht^ so 
auch setzt sich die schon im ftltesten russischen Gesetabuche^ 
der Rüsskaja präwda, erwähnte werwj zusammen ans einem 
kleinen Hauptdorfe^ dem Sselö oder Sseizö^ und mehreren noch 

Wesen und ik'deututig des nissiüchea Arteis, Teil I. Dorpater Inaug.- 
Di8s. mo S. 61 ff. 

* £. de Laveleye, De In propri^td et de ses fonnes primitives. 
Paris 1874. 

- Vgl. über den Gebrauch der Worte hospodaf und kmet Brandl 
a. a. 0. S. 68 und 93 ff. 

» Tzachoppe-Stenzel, Einl. S. 13. 

« R. Röpell, Geschichte Polens I 86. Hamburg 1840. 

* D reger, Codex diplnmat. Pomer. 479. 

* Brandl a. a. 0. S. 207. 
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fferingeren Ansiedliuigen, den Der^wni, sowie auch aus £inzel- 
hOfen: sie trägt glelch&lls den Charakter dnes Verbandes 
zum Zwecke gemeinsamen RechtsschutKes, indem sie gleich 
der opole und osada, falls einer der Genossen einen Totschlag 
verübt hatte, solidarisch fUr die Entrichtung des darauf stehen- 
den Wergeides (wira) bürgte. Offenbar haben wir hier eine 
Einrichtung vor uns, die allen Slaven seit ihrer Urzeit gemein 
war, wie wir sie sogar bei allen Völkern der Indogermanischen 
Rfissc findon. RöpoTl hat sie erklärt als eine ()ri,^;uiisehe Weiter- 
entwicklung dfs l^Liiiilir'n- oder Ooschlech tsver band es: in Wirk- 
lichkeit dürfte die opole, osiula oder werwj nichts anderes sein 
als der in veränderter Form sieh fortsetzende alte. urs])rüng- 
lich matriarehale Gentilverband, welcher jetzt, nachdem inner- 
halb seiner Grenzen patnarchale Familien durch Ivaubehe uad 
fVauenkauf sich herausgebildet hatten, den Charakter einer 
vollständigen Lebensgemeinschaft verlor und nur noch be- 
stimmten Zwecken, wie der Waldrodung, der Abwehr von 
feindlichen Angriffen, der gemeinsamen Erlegung des Wer- 
geides und anderen Zwecken des Rechtsschutzes, diente ^ Ohne 
Zweifel war diejenige Volksgruppe, welche bei den Westslaren 
opole oder osada hiefs, eine Unterabteilung der civitas oder, 
falls dieser Name richtig ist, der zupa, wie diese hinwiederum 
als ein Teil der ganzen Völkerschaft sich darstellte^. Die 

^ AllerdingH haben i^eiät (altarisehe.s Jus geatium, Jena 1890i 
Schräder (Spraehvergleichung und Urgeschichte. Anfl. II 568 € 
Jena 1890) und Delbrück (rbcr die indogermanl-c lion Verwandtschaft«- 
namen. Abhandhingen der kgl. sächsischen Gesfllscliaft der Wissousch. 
Bd. 25. Phil.-histor. Klasse II No. 5) den Nachweis geführt, da(& das 
Matriarchat bei dem Indogermanischen Unrolke sur Zeit seiner Trenninif 
nicht mehr bestand. Dem damals existierenden Patriarchate aehäu 
aber dennoch eine Periode «los Matriarchates voranfgogÄngen zu sein, 



ariscJien Völker, die alte griechische {fQrjTQr}^ die lateinische gens, die 
deutselm Sippe) als «'in«' Institution der socialen und politischen Orca- 
nisatioii nicht entstaudeu ist durch eine Erweiterung des patriarchaleu 
Familienrerbandes» sondern dadnrcK dafs ein ursprünglich matriarchaler 
Verband zinii Zwecke der gesamten Lebensgemeinschaft hinsichtlich 
dos Inlialtes seiner Anfji^^aben dadurcli ah(]^osehwlicht wurde, dafs in ihm 
natriarchale Familien zum Zwecke gcßoiiderter Lebeusgemcinschaft sich 
bildeten , so dafs dem g(;samten Verbände jetzt nur noch die ob^ an- 
gegebenen Funktionen blieben. 

- Bei den Sndslavei» stand über der Fann*Hen^ono'«senschaft , der 
zadrtipi , das briisitVü (Brüderschaft. <//(>^r(*i^), über dem brastvo wieder 
das ph-me, als dessen Wohnsitz die ?.upa erseheint. Es ist dies gani 
di i dhe Crliedening wie bei «len Polen: rod, opole, civitas (Xnpa). Vpl 
Kraufs, Recht und Sitte der Südslavoii S. 38. Dns brastvi» hat eiii<* 
Stärke von ,30, bi8\yeilen auch von 700—800 Mitgliedern; »eiuc Funk- 
tionen sind ähnlich wie die der opole und werwj: gemeinsamer Wohn- 
sitz, Blutrache, Exoganiio, geniein>^ame Aun)rin;r»nig des Wergeides, 

gegenseitige Unterstützungspflicht und ge;^cnseif i-r»»- Vorkaufsrecht, 
esarateigentum au Wald, Weide, Mühlen. Kirche und Friedliot. Man 
erkennt darin nnschwer die alte, nraprüngliche gen». 
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O nul l 1 Ige der gesamten slavischen Gesellschaft bildete die 
1 aniili« ii§;en08sen8chaft; der einzelne jO^alt als Mitglied der 
iiöiieren V'erbände nur insofern, als er einem derartigen „Ge- 
schlechte" angehörte. Es ist dies daücielbe Bild, wie es uns 
die deutsche Verfassung der Urzeit darbietet. Denn auch hier 
steht über dem Geschlechte die als Besitzerin der Dorfflur 
und als Bestandteil der Heerschar auftretende Sippschaft, der 
vicus; eine gewisse Anzahl von diesen hinwiederum bildet die 
Hundertschaft, den alt^ermanischen Gau; aus diesen Gauen 
endlich setzt sich der Volksstamm , die civitas, zusammen^. 
Wir finden bei den Westslaven demnach in der ältesten Zeit 
ihrer Geschichte dieselbe Gliederung^ wie sie der Stammes- 
ver£EU»ung nicht nur bei den Ariern, sondern weit darüber 
hinaus zu eigen ist: gens, Phratrie (Kurie), Stamm ^; der 
gens entsprielit Iiier die opole, der Phratrie die 2upa; als 
Stämme ersciiemen die Völker der Slesaner, Djedoschaner, 
die Opolaner und die Goleschinzer . sowie die übrigen vom 
bayriseheii Geographen genannten \ olkerac haften. 

Wie die politische Organisation bei den Slaven in der 
ältesten Zeit au die Stanimesverfa.süung sieh anleimte, so 
standen auch mit ihr die ältesten Organe staatlicher Herr- 
Schaft in engstem Zusammenhange. Die älteste Quelle, welche 
in dieser Hinsicht eine Auskunft uns bietet ist Prokop, wel- 
cher über die Slaven und Anten berichtet: „7a vag l'&vt^ 
Tarra , ^Akaßrjvoi xäi '^viaiy oh. agj^ovrai noog uvOQog evdg^ 
(c).l' h' ör^^o'KQoiiff h, TtaXaiov ßiouvovütv^ ^ , Man hat diese 
Stelle oft falsch ausgelegt, indem man aus ihr die Existenz 
einer Art von demokratischer Verfassung nach dem Vorbilde 
der antiken Stadtdemokratieen bei den »Slaven der Urzeit 
im Gegensätze zu den Monarchieen späterer Zeit folgerte. 
Dies ist irrig; offenbar war es der Mangel jedweden nm- 
fasseiidi ren Staats verbau des überhaupt, welcher Prokop be- 
wüg, den iil testen politischen Zustand der Slaven eine Demo- 
kratie zu nennen. Die Richtigkeit dieser Annahme ergiebt 
sich aus einer Schilderung des Konstantiuus Porphyrogenitus *, 
welcher sichtlich die gleichen Verbältnisse im Auge hatte^ 
wenn er von den Kroaten, Serben und anderen Südslaven er- 
zählt; „Ter htMCB i^PTf . . « t^g wuhf ^Ptafiaiutv ßaaiXelag a(ffj' 
mhw^is yiyovoQiP Idiogvi^fioi xal dvwoyiicpaXoif tivi fti vttO' 



1 SvbeL Eiit.stelmng des deutschen KOnigtumB, Aufl. II 55 ff. 
FiankfurV a. M. 1881. 

* 8. auch Lewis Mor^au, Die Urgesellschaft, überaetzt von 
yr, Ei(;bhoff und Karl Katttskr. Stattgart 1891. S. 74 ff. 

^ Pi fM opius, De bf'llo (lothioo III 14. 

* ( Oll f. Porphyrog. Vol. III „de administi-amlo imperio", rec. Imm« 
Ii» kkt i (Corpus SS. luBt. B/zaat. XI) Boniiae IbiO. S. 12ä, 
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lorro»'." Konstantinus leugnet also keincjäwegs dua Bestellen 
jeglicher Obrigkeit bei den Slaven; er behauptet vielmehr, 
däb für die Slaven eine Form der Oigane staatlicher Heir- 
Bchaft typisch sei, nftmlich das Institut der Zupane; wie er 
andeutet^ standen diese Itltesten Obrigkeiten in Zusammenhaog 
mit der alten Geschlechter* und Stammesverfassung ^. Ktm 
ist die Bexiehung zwischen den Worten ?.upan und Xupa eine 
so o£fenbare, dafs sie schwerlich als rein zufilllig aufgefafst 
werden kann^; ist doch im Meifsnischen bis in die Neuzeit 
der Supan der Vorsteher der Supanie geblieben. Wir werden 
dalior unbedenklich die Behauptung niif-rrllf n rllirfrn], dafs bei 
sämtlichen Slaven der Urzeit als ein/.i^ai Obrigkeii dw zupaa 
auftritt und dafs dieser zupan f i ner als Vorsteher der zupa 
anzusehen ist. Der Schwerpunkt des inneren staatlichen 
Lebens lag also in den Zupen; der Volk;jr?taiijm bildete, wie 
es scheint, eine politische Kiiiheit vornehmlich nur nach 
aufsen*. Man darf vermuten, dais der Zupan richterliche, 
verwaltende und priesterKche Funktionen in seiner Hand ver> 
einigte; zugleich war er der Ftlhrer im Kriege. Schon in 
frühester Zeit besafs wohl jede Zupa einen Mittelpunkt in 
militärischer, politischer und sakraler Hinsicht ; allmählich er- 
richtete mau an solchen Stellen eine Burg Hirad, gr^), o^^» 
richtiger gesagt, ErdwäUe und Schanzen; nier versammelten 
sich die Ältesten zu gemeinsamen Beratungen , hier war das 
Heiligtum des Gaues, von hier zog man in den Kampf, sowie 
man hier in Fällen feindlicher Angriffe für sich und tür die 
wertvollsten Stücke der Habe eiiie sichere Zuflucht suchte; 
hier residierte wohl auch der Häuptling*. Über das Verhältnis 
des Zupans zu seinen Untergebenen, ob er nur als ein Organ 
der Gemeinde galt, sodals deren Wille in letzter Instanz ent- 

* Nur dieser Sinn kann den Worten y^CavTiftrovey^norras^ zu Grunde 
liegen; es kann dabei nicht au Greise »chleehthin gedacht werden, son- 
dern nnr Mii (h's( hipf lit - vnrstnTuie, Avelolie als Obrigkeiten auch noch 
für einen bi-^timmtcn grölHeren Kreis von Geschlechtern oder Urfamilien 
neben dem ei^en Gk»chlechte fungierten. In der Natur der Uro^tiiide 
lag 08, daf» diese Würde zuerst wobl ftktiich, dann rechtUch den Cha- 
rakter der Erbliclikoit nTinahin ; auch aus verschiedenen Stollen des 
Coust. Forph. geht iiervar, dafs zu seiner Zeit die obrigkeitlichen 
Würden bei den Slaven erbKch waren. 

« Vgl. Brandl S. S92 ff. 

^ Dafj* dioKc Ict/.trro T?phnnptung richtig ist, or^icbt sich für Sclil» - 
0ien daraus, dal's jeder V olk.sätamin, resp. der von diesem bcwolmtc Gäu, 
v<m den Nachbarstilinmen und -Gauen durch dichte Waldverhane (pre- 
seca) getrennt waren. Die Spuren dieser Pre8ok<Mi hisson sich für 
Schlesien (so z. R. an der Harnl des HeiDrichancr (ivündung.shiichos) noch 
verfolgen: der lokalen Forschung ist hier noch ein ungemein dankbare« 
Feld igedfliiet. Auch für andere westtlavlsclie Länder uMsen sic^ gleiche 
Verhältnisse zweifelsohne nachweisen. 

* Uber die Burg, als Mitt('l}uinkt der i^upa bei den S^eflslavon s. 
Hraufs a. a. 0. 22. Über die Funktionen des 2upau bei ihnen s. ebd. 
S. 26. . 
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8chie«l. oder ob er die gesainte politische Gewalt in sich aus- 
8chli< Islirh konzentrierte, wissen wir nichts näheres; vermut- 
lich entlelmte die Machtvollkommenheit, mit welcher er ans- 
gestattet war, ihr Vorbild der Stareissina, d. h. der Gewalt 
de«i Familienhauptes über sein Geschlecht. Sehr weitgehende 
Analogieen also bestehen zwischen der slavischen und der 
genoanischen Unrerfassung ; denn wie die Zapa dem altdeut- 
schen Gan, 80 auch entsprach der Zupan, wenn auch vielleicht 
nicht hinsichtlich des Inhaltes seiner Befugnisse, so doch be- 
treffe des Umfanges seiner Herrschaft, dem altdeutschen prin- 
ceps, und die Annahme dürfte nicht ungerechtfertigt sein, 
dafs, wie für die Regierung der civitas, der germanischen 
Völkerschaft, mindestens für die Zeiten des Friedens keine 
andere Behörde es gab, als die Gesamtheit der principes, so 
auch eine einheitliehe Tioitimi; des Volk.sstammes bei den 
Slav»*n nur ausging von der Gesamtheit der Gauvorsteher, 
von der Versammlung der Zupane. So ist auch bei den 
Slaven zur Zeit ihres Eintrittes in die (leschichte der Volks- 
stamm mehr ein Staatenbund als ein Staat; eine feste poli- 
tische Organisation tindet sich erst bei der Zupa, und selbst 
die Bedeutung dieser letzteren trat wohl oft sehr in den 
Hintergrund gegenilher der Selhstftndigkeit, deren die ein- 
seinen Geschlechter sich erfreuten. 

Fortwährende Angriffe von aufsen heseichnen die Ge- 
schichte der slavischen Völker in dem letzten Viertel des 
ersten Jahrtausends, Während von Osten und Süden die 
Chasaren und andere nichtarische Horden drängten, kamen 
von Norden auf ihren schnellsegelnden Schiffen ktihne Nor- 
mannen, russische Warligcr, ihren Tribut von den einer festen 
politischen Gemeinscliaft entbehrenden Üstslaven fordernd: 
withrend im Stiden der Kampf mit dem byzantinischen Reiche 
fast niemals zum Stillstände gelangte, suchten von Westen 
die Germanen die ehemals von ihnen bewohnten Sitze wieder- 
zuerobcrn, von den nordischen Gewllssern bis zum ad riatischen 
Meere ein grofsartiges System von Marken anlegend. Nur 
zweierlei gab es fllr die von allen Seiten Bedrohten: entweder 
sie verharrten in ihrem bisherigen atomistischen politischen 
Zustande und wurden dann^ wie die Ostslaven, eine Beute 
fremder Eindringlinge, oder sie sammelten die Kräfte der 
Nation, indem sie aus ihrer eigenen Mitte heraus festere und 
um&ssendere Formen staatlicher Organisation schufen. Wir 
wissen, dafs aus ähnlichen Gründen bei den Germanen in 
Zeiten des Krieges der Herzog an die S})itze des Stammes 
trat, dnfs weiterhin ho\ ihnen ein rrVtliches Volkskrmigtum 
ent.-?ümd, dals 'dif^ ein/< liM;n V^ilkersc haften zu greisen V()lker- 
bünden sich einigten, und dafs schliefsUch die monarchische, 
mit bisher nn]»ekannter Machtflille nach dem Vorbilde des 
römischen Imperiums ausgestaltete Gewalt sich bildete, — eine 
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zeutraHötische Bcweguiigj die ihren Höhepunkt in dem fränki- 
schen Reiche und dem rast alle germanischen und ronumiaehen 
Völker umsclilingenden Kaisertume Elarls des Grofsen e^ 
reichte. £ine gleiche Entwicklung nehmen wir wahr bei den 
Slayen. Eine höhere Gewalt b^ann sich aUmtthlich üher 
den Zupanen zu erheben; schon finden wir hie und da die 
dem gerroanischen Ilerzogtume ent8])recheDde Würde des 
wojewoda. Wir sehen aus den »Schilderungen des Konstan- 
tinus Porphyrogenitus , wie zu seiner Zeit gröfsere politische 
Einheiten bei den Sudslaven teils schon existierten, oder wie 
doch wenigstens der umviderötehlielie Drun^^ nac h Herstellung: 
derselben sich geltend machte. Bei den Westslaven waren 
es vornehmlich die An<^rift"e von deutscher 8eite, welche zur 
Kräftigung des staatlichen Lebens zvvanf^en und eine zentra- 
listische Bewegung schufen, welche, immer weiter greifend, 
immer mehrere der bisher unabhängigen Zweigstämmo in ihi'e 
Kreise reifsend und einer höheren Gemeinschaft unterordnend, 

frofse, weit reichende Staatenbildungen in das Leben rief. 
Ke erste derartige einheitliche Ori^anisation von freilich nur 
vorttbergehender Dauer zum Zwecke der Befreiung von der 
Avarenherrschaft schuf in der ersten Hälfte des 7. Jahrhun- 
derts Samo, von Herkunft ein fränkischer Kaufmann, dessen 
Reich, in Böhmen seinen Mittelpunkt findend, nach Norden 
bis zur Havel, naeli Westen bis Main und Kednitz, nacli Süden 
bis zu den steirisehen Alpen, naeli Osten bis zu den Kar- 
paten sich erstreckte; noch schneller al)er, als es entstanden 
war, fiel dieses ungeheure Staatcngebilde auseinander: es über- 
lebte nicht den Tod seines Gründers. Im 9. Jahrhundert ent- 
stand das grofsmiilirische Reich deö ^watopluk, zu dem auch 
Schlesien gehörte, im folgenden Säkulum das polnische Reicli, 
dessen Herrscher Boleslaus 1 Chrobri um die W ende des ersten 
Jahrtausends Schlesien seiner Gewalt unterwarf. Wie vielfach in 
politischen Gebilden primitiver Art, so konzentrierte sich auch 
im altpolnischen Reiche das Staatsleben in der Person des 
Herrschers, des Knäs; seine (Gewalt gestaltete sich nach dem 
Vorbilde der Stareissina, der Macht des Geschlechtshauptes 
innerhalb der patriarchalischen Urfamilie^ einer Institution, 
die bekanntlich nirgendswo so konsequent ausgebildet und 
mit so grofser Härte und Schroffheit durchgeführt worden ist 
wie bei den Slaven ^ ^^'ie es bei diesen im Bercielie d« r 
Familiengenossenschaft Rechte des einzelnen gegenüber dem 

* KnSs bedeutete ursprünglich dasisclbe wie Chosjaiii, starost, lio»- 
podAl- oder kniet, uämh'ch den patriarchaliseli-omnipotcuten Herrn ttxA 
Vorstand der Grofsfamilic: in d«T Lausitz hat i Ii Femininum zu 
Kuää „Kuein" bis in das 18. Jahrh. in dem Sinne von „Hausmutter" 
erhalten; s. Nestor» tu9». Aunalen II 174, hrsg. von A. L. Scblözer, 
Gdtti&gen 1802. Schon durch diesen Titel de.^ Staatsoberhauptes wird der 
gesamte Charakter des altslavi^chen Staatswesen zur Genüge gekenn- 
zeichnet. 
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Staro>tm niclit ^nh, wie dieHt iii letzteren ein unbedingtes Ver- 
fügimgsrccht über Kriitte, Leib und Leben seiner Untergebenen 
zustand, wie er die Verteibmc" des auö der irt nieinöamon Arbeit 
stammenden Ertrages und somit die Dibijosition über das Ge- 
samtvermögen der Familie besafs, so gab es subjektive Reehte 
des Unterthanen, unbedingt persönliche Freiheit, vielleicht so- 
gar wenigstens ftlr gewisse Stände freies liegendes Eigen der 
Person oder des Geschlechtes gegenüber der fürstlichen Ge> 
walt keineswegs. In alle Verhltltnisse des Lebens der Gemein- 
schaft, sowohl in die öffentlichen wie in die privaten, drang 
diese Macht des Knäs ein, welche eine Grenze «unächst nur 
da fand, wo faktische Gewalt ihr Halt zu machen gebot, oder 
wo sie selbst gewisser Attribute ihrer ursprünglichen Omni- 
potenz sich beraubt hatte; sie galt als die Quelle alles Rechtes 
und wurde von ihrem Tiiliaber ausgeübt al.^ von ihm durch 
Usurpation erlangt, auf Grund eines privaten Kechtsliteis, sodafs 
es in seinem Belieben stand, über sie durch Schenkung und Ver- 
kauf zu verfügen, sudals seine Erben, wenn er so wollte, in sie 
sich teilen durften wie in seine anderen Güter. Zeitlicli fallt das 
Kn ts tehen di oser Ke i c h e z usa ni n 1 e n mi t d er A n 1 1 a 1 1 i 1 1 e d es C h r i s ten- 
tums; dadurch in nähere, direkte Beziehungen mit dem Abend- 
lande gebracht^ nahmen sie und im besonderen auch Polen einen 
Entwicklungsgang, dessen Wurzeln allerdings zu suchen sind 
in den einheimischen, altslavischen Zuständen, welcher aber mo- 
difiziert, bestimmt und beschleunigt wurde durch den Einflufs 
vom Westen, und der für das staatliche Leben der Nation schliels- 
Hch in der zweiten Hälfte des Mittelalters zu ähnlichen Ergeb- 
nissen führte^ wie dies bei den Kulturvölkern des Abendlandes 
der Fall war, nämlich zu einer völligen Auflösung dieser 
«rrnfsen Monarchie, zu einem pinzlichen Niedergange dieser 
ursprünglich zentralistiscli- omnipotenten Staatsgewalt. 

BesUmd die slavische Urbevölkerung im w(^sentilchen aus 
einer homogenen Masse, til)er welche nur die ältesten Obrig- 
keiten, die Zupaiie, hervorragten, von denen wir jedoch keines- 
wegs wissen, welcher Art die rechtlichen Formen ihres Ver- 
hältnisses zu ihren Untergebenen waren, so wurde die Glie- 
derung der gesellschaftlichen Zustünde durch die Entstehung 
der fürstlichen Gewalt und die damit in Zusammenhang stehen- 
den kriegerischen Bewegungen jener Epoche eine bedeutend 
mannigfaltigere. Die verschiedenartigsten socialen Unterschiede 
machen sich bemerkbar, welche freilich immer erst daraufhin 
untersucht werden müssen, ob sie auch staatsrechUiche Gültig- 
keit besitzen, da erst dann aus ihnen die Existenz besonderer, 
rt'chtlieh von einander frrtrennter Klassen oder 8tiinde gefolgert 
'^■•'iden darf, llauiits-ieldich nnn -^ind es folgende, siclitlith 
in ilen Quellen voneinander unterschiedene Klassen, in welche 
die Unterthanen des altpolnischen Reiches zerfallen ^ : 

* Hauptqnelle f&r das Folgende tat nehen ilrn Urkunden die 
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1. Die milites rjobile*» (Szlachta). Mit Bestimmt- 
heit werden sowohl m der Chronik des Gallus wie in den 
Urkunden zwei über der niederen ländlichen Bevölkerung 
stehende Klassen der altpolnisehen GeseUschaft unterschieden, 
die nobües (oder magnates) und die inilites gregarii (auch 
milites medii oder mediocres genannt) ^ Dafs diese Unterschei- 
dung sich auch auf Schlesien erstredktei ergiebt sich aus einer 
Menge von Quellenzeugnissen \ welche zugleich unwiderleglicb 
beweisen, dafs wir es bei den ersteren von beiden, bei den 
nobiles, mit einein Geburtsstande zu thun haben. Es ist nun 
die Frage, welches der Ursprung dieses Hltesten polnischen 
Adels gewesen sein mag. Piekusi n <k glaubt , derselbe 
stamme teils von den mit Popiel eingedrungenen elbslavischen. 
teils von den alten HUtoclithonischon Dynasten ab; nun »teht 
aber einerseits seine ^aiize ÜberstliiUtungstheorie auf sehr 
schwachen Fiifjjen, während er andererseits auf eine Üutei- 
suchuug über den Charakter und den Umfang der Herrschaft 
der llltesteh einheimischen Fttrsten sich nicht einlttfst Wir 
haben oben nachgewiesen, dafs die Zupanen als die ältesten 
Obrigkeiten bei den Slayen anausehen sind ; in ihnen mttssen 
wir auch die Ahnherren des altpolnischen Adels erblicken. 
Mochte auch in den stürmischen Zeiten des Ursprungs und 
der Ausbreitung der Herrschaft des Knäs, in den fortwähren- 
den Kriegen^ in welchen Schlesien speciell das Kampfesobjekt 



Chronik des sog. Martiuus Gallas bei Biplowski, Monum. Pol. bist. 
I 379 4^4 nn.l MG. SS. IX 418—478. Übor die bisl.erigen Ansichten 
von Ucr Entstellung des altpolnisehen Gcsellsehaft ». £xkur9 l. 

' Gallns S. 41}<: ^sed quidam, non de nobilium geuere, sed de 
gregariis militibu«," S. 40.5: „multis cuncis et mngnatnm et militum 
i oii-tipatus," Für die Exis^tenz eines besonderen Stan<le?; von n"1>il''- 
zeugt auch die Stelle S. 407: „non »olum comites, sed ctiam quique 
nobilis." 

* Gallus S. 431: ^Wratislaviensis magnatlbus ri^ffionts.^ Ein«» 
Urkunde Heinrichs I. vom Jahre 1202 (B u sc Iii n^r. Urkunden <]o- 
Klosters Leubus I 29 Breslau 1821) enthält die Worte: „sub palris 
mc! et mnitonnn nobilium testimonio,*^ während andrerseita bäufig ntir 
das Prädikat nnie.s sieh findet. Heinrichaucf Gründungsbueh (ed. G. 
A. II. Stenzcl, Breslau 1854) 8. l-''»: ,,in loco . . niiti(|uitus sodih.uit 
duo militelli.*^ S. l.'»7: ^Ilie Heinricus habebat se jiro milite et habuit 
terminos usque" . . psors huius niilitis." S. 19: ^erat quidem inilM 
gatis potens.'* S. 86 ist die ImhIc erst von einem miles, sodann von 
noliib's. Als nnM'e''''nd l»«-! der AMM^-^nn^ einer T'rkimde (d. a. 122S, 
cbd, 8. werden genannt multi bamnes, nobilcs et incdiocres (davon, 
daf» bSTO keine Standes-, sondern eine Amtsbezeichnunp: ist, wird spftter 
die Rede seiu). Von Boleslaus l. von Schlesien wird erzählt (ebd. 
S. 60), dafs er den nobilibus et medioeribtis (sc. luilitibus) haereditates et 
praedia verteilte. Vgl. auch die charakteristische Stelle über die Her- 
kunft des sutnmus notarius Nieolaus (ebd. S. 2): »Fuit oHm qnidam 
deriens nomine Nyeolaus parentibus non valde nobilibns nee ^'tiam 
ointiino infimia, sed raediocribus militibus en prorincia Cracovicnsi 
oriundus.'' 

* In den Abh. der Krak, Ak. 188L Vgl. den ersten Eskurs. 
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zwischen Polen und Böhmen biWete, manches der alton Zu- 



Aiizahl von ihnen crhioiten .sicherlieh, indem sie >i( Ii frei- 
willig den piastifichen Eroberern unterwarfen und «o, wenn 
sie anch ihrer früheren, naeli oben hin unbeschränkten Auto- 
ritüt entkleidet wurden, dennoch eine in bestimmten Bezie- 
hungen bevorrechtigte Sonderstellung vor der grofsen Menge 
der einst von ihnen regierten VolksgenoMen bewahrten. Für 
BOhnaen und Mfihren Iftfst es sich nachweisen, dafs die Zupane 
und ihre Familien den ersten Stand der Bevölkerung bildeten ; 
sie führten den Titel pÄni (Herren) oder nobiles, besafsen 
freies Eigen und bildeten der übrigen Bevölkerung gegenüber 
eine durch das Geburtsprincip abgeschlossene Kaste ^. Auch 
in einm anderen westslavischen Laucha erscheinen uns die 
Zupane als die höchste Klasse der autoclithonischen slavischen 
Bevölkerung, nümlieb in den wettinisehen Gebieten ; t\h diese 
im 11. Jahrhund« i t von den eindringenden Deutschen unter- 
jocht wurden, wurden sämtliche hier ansHs-iLT» n Ureinwohner 
in den Zustand der Hörigkeit versetzt, indem dabei die sociale 
Gliederung, wie si(^ damals existierte, rechtlich fixiert wurde, 
üGdafü eine selbständige Weiterentwicklung, wie in Polen, 
nicht erfolgen konnte; die bei ihnen sich zeigende Schichtung 
der Gesellschaft bietet uns also gleichsam ein Qaerprofil der 
slaviscben Gesellschaftsordnung Uberhaupt. Als höchste Klasse 
erscheinen uns aber auch hier wieder die Zupanen; sie bc* 
sitzen erblich ihre Güter, indem sie davon nur zu der einen 
Leistung des Rofsdienstes verpflichtet sind; sie sind die zu- 
stlindige Gerichts- und Verwaltungsbehörde ihres Besirkes, 
der Zupanei*. Innerhalb der slavischen Bevölkerung war 



» Dudik, Mrilirriis All;r.Miioiji.' aeMlnditp IV 804, linn.n mr>. 
l>iidik hiUt liier und S. 2X1 gjiii/, rit liti;; jnuii iiiobile«^) und viadykovc 
(milites) auBeinander, was ilni freilich nicht hindert, S- 277 die Aus- 
drücke miles und nobilis ffkt idcntiscli zu <'rklärcii. Vgl. auch 
Christian Kitter d'Elvert, Zur üstorrtM'chiachon Vii\valtnng.s- 
gi'schichtc. Brünn 1880. S. 1« und S. 21 ff. Die Idoutität von Znprin 
und Kastellan ist allerdings nniialtbar, wie ganz nouerdincs J. Lippe rt 
(Mitteilungen des Vereins für (ir^ich. der Deutschen in Böhmen AXXI 
22^^ flF.) gezeifj^t hat, der auch di»' Herkunft dos hidiinisclit n Hcrrenstande.s 
au>* den Zupaneugeschiechtem nachgewiesen hat. (Kbd. XXIX, 150 ff.). 
Koch in der Reimchronik des Ottokar (von Horneck) wird der Aus- 
druck „ein pehaimischer Snppan^ für Angehörige de« HerrenstandeSt 
der ersten Adcdsklasse. angewandt. 

* S. Knut he a. a. O. S. 3 ff . Die einzelnen Supaneien des Amte.s 
Meifsen sind aufg^ählt bei Schöttgen-Kreyfsig, Dijtlomatische 
Nachlese II 222— '220. Die Zahl der im IG Jahrh. zu je einer Supanei 
geliörigfn Dörfer war sehr verscln<''lrii ; sie variiert"' /.\\ isdicn (in 
Uer Supanei ^eufslitz) und 37 (in der Sunanci Wej'thes» uj. Der Grund 
ftf diese Verschiedenheit liegt auf der Hand: Der ursprungliche Um- 
fang der Supaneien wurde durch K\(Mnpti<»nen zahlreicher l>()rfer sehr 
gemiiidr'ft, wnlirond andrerseits Knothe S. 9) das Hestreben b«^- 

stand, die 8upane zu erhalten, da sonst dem Lande^herm Schöppeu für 




gefiinrlen hab^^ii : eine 
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demnach ihre Stellung eine ähnliche wie die der böhmisch- 
mährischen Zupane, von denen sie sich nur dadurch 1Ulte^ 
schieden, dafs auch sie von den deutschen Eroberern in den 
Stand der Hörigkeit ebenso wie die unter ihnen stehenden 
Klassen hinabgedrückt worden waren. Diese Analogieen legen 
uns den Sclilufs nahe, dals auch die höchste Schicht der alt- 
Dolnischen Gesdlschaft ans den Zupanengeschlechtem der 
Urzeit hervorgegangen sei. Noch verschiedene andere Spuren 
weisen darauf hin. In Klcinpolen allerrlincrs findet sicli der 
Ausdruck zupau odor 7!ij>|)nriiis in dem von uns cntwickehen 
Sinne gar nicht mchr^; man iniirs ehen l»e(leuken, dafs zwi- 
schen der Entötehiuig des piastischen Herrsehertums und don 
ältesten, dürftigsten urkundlichen Aufzeichnungen jener Gegend 
eine Frist von zwei Jahi liunderten Hegt. In Polen, Schlesien 
und Pomerolleu dagegen hat sich das genannte Wort erhalten 
und bezeichnet hier einen herzoglichen, besonders mit richter 
liehen Befugnissen ausgestatteten Beamten von hohem Range*. 
Wir wollen hier auf die Stellung der Zupanen als Beamteier 
nicht näher eingehen, sondern auf eine Stelle aufinerkssm 
machen, welche uns üher ihre sociale Lage unterrichtet; ei 
ist dies ein Passus in dem Vertrage zwischen Herzog Bolo^- 
laus von Schlesien und dem Krzbischof Wilbrand von Magde- 
bui^ über die Teilung des Landes Lebus^: „supani et omnes 

das Ding abgingen , indem die Supane hier auch mit einer derarügeu 
Fjunktion betraut waren; 90 efbielteii sich swar die Sapsne, währesd 

hingegen ihr Amtsbezirk immer kleiner wurde. Wir wollen hier auch 
an sfidHlavischpn VorhAltniwso erinnern. Bot don Sürl.slavfn bildeten 
die engereu Geschleckter der 2uuani, bani und vojvodi den ältesten 
Adel. Die Kroaten bestanden Dei ihrer Einwandening aus sw5{f 
nieinena; in jedem pleme war eine Familie, aus deren Mitte nach 
Volksbraucli nu(] (ipv>■o}}^^]}f'lt>Yo^:ht dir /^upani und bani gewählt 
wurden. Diese zwiilf bevorzugten Familien bildeten den ältesten 
kroatischen Adelstand, und noch im 14. Jahfli. wurde als Adliser nur 
derjenige anerkannt, der seinen StaBimbaum v<m einer dieser FanuHe 
ableiten komito. Kr.nifs a. a. 0. S. 30. 

' Hier bedeutet zupparius immer nur einen «Salzbeamten, ebeutio 
wie 2npa das Salzbergwerk, s. o. S. 5 Anm. 4. 

2 Cod. Maj. Pol. Dipl. I 26 Nr. 21 d. d. Grodez. 1. Mai 117ö: 
„sivo principi sive castellanis vcl supariis aliis." Ebd. S. 196 f. Nr. 2:^ 
d.d. IG. Juni 1242: ,,non citabuntur per camerarium, sed eorum suppa- 
nuni." Tzechoppe-Stenael, UrL-gammlnng S. 347 ff. Nr. 54 d. cL 
25. Mai 1261: ..-^ujipnni , castellani ot alii omne^^ benefici." Eegesteii 
zur schleeischen Ge:<chiehte, e»l. C. Grünliagoti II lo.5 Nr. 1261, 
Breslau 1875. d. d. 8. Juni 1267 werden ab herzogliche Beamte „Sup- 
parii et Wlodarii" genannt, M. Perlbach, Pomerellisohes ürknndeii- 
bucli S. n;iO Xr Danzig 1882, d. d. 20. Juli 12><'A: „nobis, palatini?, 
castcllaiii« sou quibuslibot fnpariis nostris." Ebd. S. 445 Nr. 4^6, d. d. 
Danzig 12. Juli 129^: „Juditibius .'»eu supariis nostri dominii" etc. 

' Gedruckt bei Kiedel, codex novus dipl. Brandenburpensi.s A. 24 
S. 836. Cod. Maj. Pol. Dipl. IV 5 ff. O l ü iili:i ^'on und Markgraf, 
Schleeische Lchiis- und Ho.sitzurkk. 1 1 Ki IV. (Band VI! der Publik, 
aus den k. preufs. Stautsarchiven). Lttui/.iL: 1881. d. d. Liegniti 
20. April 1249. / 1 b 
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£roprietatem iu terra Lebus liabentes.'* Wir finden es also 
ier als ein besonderes Kennzeichen d^r Zupane angegeben, 
düfs sie an ihrem Grundbesitz Eigentum hatten — ein Vor- 
zvigy äeTj wie wir noch sehen werden, allen anderen polnischen 
Gesetlschaftsklassen von vornherein mangelte. Erinnern wir 
uns nun daran , dafs aiu-li in Böhmen und Mähren die den 
höchsten Adel bildenden Zupanengeschlechter Uber ireies Eigen 
verfügten, dafs die wettinischen Zupane, zwar an die Scholle 
gebunden^ bevorzugter Besitzverhältuisso sich doch insofern 
erfreuten, als sie ihre Ländereicn frei von Abgaben, nur untor 
(\er Verptiiehtung zum Rolsdienstc und zur Besorgung der 
laufenden Verwaltungsgeschäfte orlilicli bpsafsen, dafs ferner 
in Polen selbst von Anfang an iraws EiLir]\U\m nur bei den 
nubiles nachweisbar ist^ so wird der Schluis als berechtigt 
erscheinen, dafs diese Zupaiie tiir das Land Lchu.s dasselbe 
bedeuten wie die nobiles iür die übrigen Gebiete Poieiiö; dafs 
die Zupanengeschlechter identisch sind mit den Geschlechtem 
der nobiles überhaupt, mit anderen Worten, dafs der Ursprung 
der höchsten GeseUschaftsschtcht des altpolniadien Reiches, 
der nobiles» zu suchen ist in den Geschlecntem der Zupanen, 
der ältesten westslavischen Obrigkeiten. So nur ist es erklttc^ 
lieh, dafs der Stand der nobiles bis in die späteste Zeit streng 
geschlossen blieb; es gehörten zu ihm eben nur jene Ge- 
schlechter, deren Ahnen dereinst die Herrschaft innerhalb 
jf iiov Zupen ausgeübt hatten, aus welchen späterhin das Avest- 
pohiiseho Reich sich zusammensetzte; ihrer dynastischen Frä- 
rnpitive jetzt beraubt, existierten sie doch noch weiter als die 
höchste Klasse nächst dem Xnäs^ 



» Vgl. Exknra II 2. 

* Unrichtig ii^t es, wenn Pickosinski wieder innerhalb der 
nobiles getrennte Klassen imtfr^cheidet, in<lr'ni er den diioop nnd den 
c'omites eine höhere Sonder>*telluug (S. 130 f.) zuschreibt und die duces 
rocdell aU Mitglieder des Hcrrscberhanses (S. 182) bexeichnet. Von 
den coniites hat berrlts Bandtke („Uber die gräfliche Wurde in 
Si'hl(>if'ii." Breslau IbK'l nncligewiesen , daT?? sio nur Beamte waren 
und ab rine besondere Adeli^klassc nicht gelten können. Nieht andei^s 
'Verhält es dch mit den duces: die Stelle des Gallus (S. 408): „duces 
ViTO guosqne comites ae i)riinipes acsi fratres vel filios diligebat" 
kann doch f\\a ein Be^vei^* dafür, dafs sie Angehörige <h'^ Horrscher- 
haiises waren, nicht uufgefaföt werden. Dafjs die duces vielmehr Beamte 
^vari n, ganz ebenso wie die comites, erhellt aus der Nachricht bei 
Gallus S. 405, dafs jeder Bauer das Recht gehabt hal)e, „de «lUfn is 
duce videlicet vel comite'* Beschwerde zn rahren. Dem gan/eu Zu- 
«nnmenhange niidi, sowie de^ilalb, weil es ursprünglich nur heizog- 
liehe Bauern gab, kann es sich hier nur um ein Beschwerderecht des 
:rf'mr'inoTi Untcrthanen gegenüber den fur^^tllchcn lä rmten li.-nnleln. 
Der dux ist otl'enbar identisch mit dem wojewoda oder ^ulutinu.s ; er ist 
der Statthalter de.s Knä.>< für eine ganze Provinz, d. h. in der Regel für 
den Bereic h eines oder mehrerer alter Volksstftmme. Auch bei anderen 
«lavi?chen ^^'-lk('rs(•ll;lft^•n koriunt der Ausdruck dnx in diesem Sinne 
vor; PO erzählt ein nnb«*kannter dalmatischer t^e.scliichtschreiber von 
Svetopelek, dem ersten christlichen Krujige Dalmatiens, dafs er sein 
FurieliQogen (55) XUt 1. K*chf Ahl, 2 
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Der vornehmste Stand nilchst dem Könige im alten polni- 
schen Reiche war demnach die Nobilitftt oder, wie sie in der 
Folgezeit genannt wurde, die Szlachta; sie setzte sich am 
den Abkömmlingen imd Mitgliedern der alten Zupanen- 
geschlechter zusammen. Nur so können wir es uns erklären, 
dafs sie, durch das Geburtsprincip abgeschlossen, keiner Ver- 
mehrung aus den niederen StÄnaen fahi^ war aufser durch 
Staiulrserhöhnng seitens des Knfts*. Ihr vornehmstem Kri- 
tei iuia war der Besitz von erblichem Grundeigentum ^ welches 
b(;i ilen anderen Bevolkerungsklassen erst später nacli <leni 
Beispiele der ursprünglich nur l>ei den nobiles vorkonimeiulen 
Besitzverliältnisse entstand. Freilich dürfen wir aber dabei 
noch nicht an Privateigentum im modernen »Sinne denken; 
die älteste Form des Besitzrechtes der Szlachta an ihren 
Gutem war das Gesamteigentum der Familiengenossenschaft; 
wiewohl dasselbe im Laide der Zeit mit dem Aufhören der 
alten [»atriarchalischen Verhältnisse verschwand, so erhielten 
sich doch gewisse Bestimmungen auf dem Gebiete des Im- 
mobiliarrechts, w^che als Reste dieses alten Oesamteigentunis 
sich darstellen, sowohl hinsichtlieh des Erbrechtes^, wie auch 
jenes Ketraktrechtes, demzufolge der Besitzer eines Grundstücke^^ 
dieses m\y mit Zustimmung aller Mitglieder seines Geschlecht-- 
verbaudes veräulsern durt'te, weil sonst ein jeder derselben 

Keich in Provinzen geteilt Imbe: „in eiuficuna «U queste jiroviucif 
iii;«titiii Ii Bani, over6 Duchi, fece rtiandto Giupuni, cioö Conti.'' |Ad- 
gefühit in den notae Caroli Ducan^ii ad Annae Comneurjp 
Alexiadom, Ausgabe im Corpus SS. Hjst. Byzaut. Sö, VoL 11 rec 
A ti tj. Ii e i f f c r » c h e i d S. »VJl. ßonnae 1878X 

' Vgl. die Erzählung des Gallus (S. 418) iibor die Gefahr, in 
welche li('r7.<\<; K;i,siinir (erste Hälftf <nrT. Xf) in »'iner Sehlacht o;fri<'t: 
„8ed quiilam uon de uobilium geucrc, sed de gregarii^i niilitibus uobiliter 
opem tulit moritnro, guod bene KAximinis stbi restituit in fiituro; naun 
et ciyitatem ci contuht et eum dmiitate iutcr uobilioros (wtulit/* Aus 
dieser zweifachen Belohnung, welehe Kasimir scinf-m Leben.sn^ttt'r er- 
teilte, scheiut doch horvurzugelK'Uf dafs die Nobilitat gebunden war 
an den Eigentuoisbesits von Grund nnd Boden. Die Interpretation 
dieser Stelle durch Schi e mann (Kufsland, Polen und Livland Ins in» 
17. Jahrh. I 427. Berlin <l« r clarin die Erhebung eines Bauern in 

den Adelsstand nacl» vorausgegangener Verleihung des Bürgerrechts 
sieht, ist unrichtig und keineswegs ein Beweis jnIr die Benauptung 
Sch.'s von der Existenz dreier Stande« eines Adels-, Bürger- und 
fiauenuttandes in der altnolnischen Zrit. 

• Über die rechtlichen Vcrhidtnisse deaselbeu ^iebt eine, wenn 
aneh au>* späterer Zeit ^tnmende Urkunde (Cod. Maj. Pol. Dipl. I 516 

Nr. .Vir> d. d. Posen 2. Febr. 12ö5) Auskunft: „adiudicavinius 

preiatam hereditatt-ni . . . mor»» ;i Horum nobilium müituui no-trnnun 
tenendam, vendendum, posöideudam, conimutandam, alii'uandaui uut j»ro 
U9U, quo valuerit, convertendam.*' Über die Behauptung Piekosin- 
ski's, d l fs das Eigentum des Adels erat im 12. Jahrlu entstanden 
sei, vgl. Exkurs IL 

'Vgl. darüber Karl Freiherr von K i c Ii t ku tea, ^Cber die 
singuläreu Erbrechte an schlesischen Bittergütem** besonders S. 7ff- 
Breslau 1844. 
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befugt war, da» Gut gegen £i*legung der gezahlten Kaufsumme 
an sich zu ziehen Eine besondere Auszeichnung der Mit* 
glieder der Szhichta bestand dann, dals sie allein zur Führung 
von Wappen und zum Gebrauclie eines bestimmten, dem ein- 
xelnen Geschlechte eigentümlichen Schlachtrufes berechtigt 
waren; in dem eigentlichen Polen wenigstens erhielt sidi 
<h«spr Vorzug bis zum Anfange der Neuzeit; Wie grofs die 
Zahl der zui- Szlachta gclirM-!L'''"n Gesch1<»chter jrewesou sein 
kann, i^t uns nicht bekainit ; alle in dieser Hinsicht ^aunarlitcu 
Versuche, die Alcnge dcrselhcn zu berechnen, üind willkin lirli 
und entbehren jcchM- rcah'u ( irundhige -. Man wird stets be- 
denken müssen, dals in den Kiimj>t*en um d'w, Entstehung der 
lUradichen Macht, sowie in den unabliissigeii Kriegen, Avelche 
speciell in und um Schlesien zwischen Polen ^ Bühmeii und 
Deutschen geführt wurden, ein grober Teil der alten Zupanen- 
geschlechter seinen Untergang gefunden haben mag. Die 
Ottter der Szlachta waren, wie es sdieint, frei von den Ab- 
gaben und Diensten, wcuchen die bäuerliche Bevölkerung 
UDterworfen war; die vornehmste Lei^itung, zu welcher der 
Adel verbunden war, bestand in der Pflicht, im Heere des 
Herzogs zu liosse zu dienen*. Ob die Mitglieder der Nobilität 

* Heiurich. GriiiKlfz^'-l)., ed. Steuzel S. 48. A. Meitzen, „ÜIhhp- 
die Kultiir/u-^rände der Sla\ cii in Schlesien vor (lt»r dpnt>!chon Koloni- 
sation." Ahiiandlmigen der Sehlem. Gesellscliaft für vaterländische 
Kultur. Pliil..Hist. Abteilung S. 85. 1864. 

■ Schon Hobrzyn.-ki meinte, dafs die Mitj^lioderzahl des pol- 
iiiKchen Hochndels in der l^rzeit eine »ehr bfsi lirilnktr' gewesen wnn»; 
Piekosinski tührte diesen Gedanken noch weiter aus. Im Jalue 
1107 fiel KoleBlaus III., umgeben von nur 80 edelen Jünglingen, in 
einen von den Pommern gelegten llinterluilt : Piekosinski glaubt nun, 
oline für seine Annahme den geringsten Beweis beibringen zu können, 
dafs diese 80 nobiies den gesamten kriegsfähigeu polnischen Hochadel 
biMeten; «T ful^'ert daraus ferner, dafs 100 Jahre zuvor, zur Zeit des 
BoleslauB Chrobri, nur 20 bis 30 Geschlechter vorliandi n gewesen seien. 
Zu denutelben Resultate kommt Piekosinski noch auf einem zweiten 
Wege, nämlich auf Grund der Heraldik: Zur Zeit des Dlugofs betrug 
Dach ihm die Anzahl der polnischen Wappen e. 200; er meint nun, diese 
2"'' ^^*;ippen seien wieder entstarnlen durch Teilnn^ ein<'V se]»r ^erinir^'u 
Mengt: von Urwappen, und tiodet, dafs es der letzteren eben nur lundi- 
stens 20 bia 30 ge;^^eben habe. Ein derartiges Verfahren bedeutet doch 
leii «ripfel aller Willkürl Nun betrug aber nach des Dlogofs lib(?r 
i)»-neti( i(>nim zum Ende des 15. Jahrhiumerts die Zahl der zur Sjtlaehta 
gehörigen Familien c. 14000; dem würde iu Kücksieht darauf, dafä 
c lOOO nur 20 bis 30 derartige Geschlechter existiert haben sollen, eine 
Zunahme entsprechen in der Frist eines Mensehenalters von je vier Ge- 
schlechtern um je drei tniinnliehe Mitglieder, wahrend nnf «bis fünfte 
Qesddechl immer ein Zuwaciis vou vier Knaben komntcn müfste. Dafi» 
eine so starke Vermehrung (von fast 1,3 jährlieh) bei einem Stande 
der Fall gewesen sein soll, dessen Mitglieder in erster Reihe den kriege- 
rischen Teil der \ation bildeten, — mau wird sich erintiern . dafs die 
Kriege im Mittelalter viel blutiger waren aU jetzt, uud dafs sie eigeut« 
lieh memsts ruhten, — ist ein Unding. 

* So ist es zu erklären, wenn ein nobilis zugleich miles genannt 

2* 
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aul'ser ihrem höheren Geburtärange irgendwelche staatsrecht- 
lichcn Privilegien genossen, ist nicht bekannt, und es ist <^e8 
auch nicht wahncheinlich; es war wohl Herkommen, dafs die 
höchsten Hof- und Landesämter aus ihrer Mitte besetzt wurden, 
ohne dafs jedoch für den Herzog in dieser Hinsicht zwingende 
rechtliche Bestimmungen in Kraft waren V Ja, es ist sogar 
fraglich, ob der Begriff der persönlichen Freiheit gegenüber der 
Gewalt des Herzogs auf die polnische Szlachta wenigstens in 
ältester Zeit in Anwendung gebracht werden darf 2; selbst 
jenes strenge l^c^traktreelit, welches den Geschlechtsgenossen 
und Erben gegenül»or verkauften oder sonst irgendwie vit- 
ilufserten adllLfu Stanimesgütorn zustand, konnte duivh 
Willenserkliiiuiu: >eitcns des Herzogs aufgehoben werden^; 
man sieht, dafs -selbst ftir die Szlachta ursprünglich dem Ktiäs 
gegenüber die Rechte von Freiheit und Eigentum nur in be- 
schränktem Mafsc in Kraft waren. 

2. Die miUtes medii oder mediocres. Unablässig 
mufsten die Piasten um die Begründung und Ausbreitung 
ihrer Herrschaft, zur Verteidigung ihrer bereits gemachten 
Eroberungen und für ihre Unabhängigkeit g^en die bcnach* 
harten Volker kämpfen. Diese Kriege konnten keineswegs 
mit Hülfe des schwerflüligen Volksheeres geführt werden, 



wli(f, indrm oben dadiircli soine Pflicht zum Kriegsdienste, neben seinem 
Geburtsstande also auch siein Bcrufsstand bezeicnnet werden soll; vgl. 
z. ß. Regg. z. Sehlen. Gesch. I 229 Nr. 591b: miles . . Siboto de 
nobili familia Oviuni (Scliaffgotsoh), ohne daf^ daraus etwa die vollstäu- 
(W^o [dentitäf der Hc^rifff nobilis und miles hcrvorg'Tnge, wie Dntlik 
vor.schneU au.s einen) ähnlichen Falle (»vir uobilis et miles dilectu& 
Znata'': pudik, AUgem. Gesch. Mäbnnis IV 277) för die Verhältnime 
des milhrisehen Adels ceschlo8s(Mi Int. 

' <^J;ilhis A'M. 2§: ignobiles vero nobilibu-« praeponebat. ( otl. 
dipl. Maj. Pol. i ÖUO Nr. 589, ürk. de» Herz, rreniitil II. d. d. 12. Juiii 
lä84: „hqnorabilis kmeto noster et miles strenuns com es Berwoldns 
venator Kalisiensis et pincerna Lendensis." 

So erzahlt Gallus (Ss. 400) von der Art und Weiste, wie Boles- 
lauö I. Adlige, sogar comites und principe*!, für etwaige Fehltritte zu 
bestrafen pflegte, dafs derselbe bejahrte Personen nur mit Worten, 
jüngere Leute dagegen auch mit Scnifigen ge;jüchtigt habe. Wenn <1 r 
Chronist hinzufügt: „quos rex Bolezlaviin sicut pater filios eorrigebat." 
oder wenn er an einer anderen Stelle von eben demselben Fürsten er- 
sfthlt: „duces [im Sinne von Wojewoden], comites ac principes acsi 
fratrei* vel filios diligebat," so wird die Eigentümlichkeit de8 Verhalt- 
nisseH ^ nn Kii;l^ und Szlachta hierdurch zur Opiinpo pekf^nnzeichnet: 
es war d«.H Wrhaltnis den Familienhauptes zu den Familiengliedem 
nach dem Muster der patriarchaHschen Urfamilie, in weleber die 
1« tztcrm drm crsteren gegenüber einen Aii>]triU'h auf individuelle 
Frcilit it iumI T\'fTlitc nirhf nt^snfx ii. .Ic uiflir aber die Fürsteuprew alt 
im I.aulVi di r Zoii liiieui ursprünglichen V orbilde, der Stareis^ina, ^ich 
. tittVeindete, umsomehr verlor aiicli das Verhältnis awi^chen KnhB und 
Szlachta jriir n oben geschiltlertcn Charakt<'r, und es beschränkte 
die Abhärjgi^keit des Adels dem Fürsten gegenüber immenuehr nur 
auf da8 Gebiet des rein öfFentlichen Rechts. 

" Vgl. Heinrichauer Grfindnngsbnch S. 63 ff. 
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zumal da die grofse Masse der Bevölkerung sich mehr als 
unterworfen, nicht aber als einem in ihrem Interesse hf- 
stehenden Gemeinwesen angohürig betrachten mufste; wie tiir 
alle Nationen, so begann auch fiir die polnische mit d^r Zeit 
ihrer Sefshaftwerdung j»'ne Epoche, in welcher eine sociale 
Difiercnzierung iubofern eintrat, als ein gesondirter Berufs- 
kriegerstand neben und Uber den weitaus ^ölsten, dem Land- 
Immi sich widmenden Teil des Volkes siä stellte. In ähn- 
licher Weise wie bei den germanischen Völkerschaften dürfte 
auch bei den Westslaven die Entstehung grdfserer Staats- 
verbände sich vollzogen haben: unternehmende GaufUrsten, 

testutzt auf ihre Gefolgschaft die Droshina, unterwarfen sieh 
ie benachbarten Zupen und dehnten immer weiter den Be- 
reich ihrer Macht aus, bis sie auf das Gebiet eines Rivalen 
stiefscn, der ihrem Vordringen endlieh Halt gebot; so Eroberer 
innerhall) ihres eigenen Volkes und Reiches, bedurften si«* 
einer festen militltrischen Ori^anisation nicht nur zur Aljwelir 
der Angriffe von aufsen, sondern auch zur ^Sicherung der 
Herrschaft im Innern. Je gröfser der Umfang ihres Meiches 
wurde, ganz ebenso vermehrte sich auch ihre Drusliina; so 
entstand eine Kriegerklasse, nur dafs deren Mitglieder sicli 

t'etzt nicht mehr aussdiliefslich in der Umgebung des Herzogs 
»efanden. sondern in den verschiedensten Teilen des Landes 
gamisoniert wurden, indem sie der Knäs in die von ihm er* 
bauten Landesburgen als Besatzung sowohl zum Schatze gegen 
feindliche Eini^Ue als auch zur Unterdrückung etwaiger Auf- 
Standsversache der Eingeborenen legte. Der Dienst in der 
fürstlichen Drushina galt jetzt als ein besonders ehrenvoller; 
in ihr dienten, mindestens seit die Zustände sich befestigt 
hatten, die Sprrifslinge der Szlachta*, während die Trui))HMi 
in dm Provinzen aus ^ewöhidiehen Berufssoldaten bestanaen-, 
deren Kommando wühl in den weitaus meisten Fällen in den 
Händen der Mitglieder des Hochadels lag^ 

^ IHee geht diinus hervor, dafb, als von den 80 (Gefolgsleuten 

4es BolesIausTII. — offenbar stellten diese 80 Jün^lin^e seine Ehrushina 
oder einen Teil derselben dar — 1107 im Kampß mit den TNnnmprn 
j(l tielen, eine grofse Klaee entstand: „de dampuo tantae nobiiitati^.^ 
Über den ünterechied zwischen nohiles und nulites schlechthin vgL 
o. 8. 14 A. 2. 

•Gallus S. 476? (c. a. 1110): „Tum ([nfu-.jnc provinna quam 
cobors amiaU ... in sua statione perstitit, »umn loeum defeu^urn; 
ades vero cnrialis curialiter armata circa Bolezlavum astititf ibidem 
▼ictura vel i))idem moritiira." 

' Der urnprungliehe einheimische Name für die militoH lautete 
"Wohl viCsu (altslav. == Krieger): er iindet sich allerdings nur uueh in 
den alten Liegenden rar Beseiciinunff^ heldenhafter Krieger. Genau In 
derselben rechtlichen und Hocial»-!! Luge findet sich der 8tand der 
iTiilit«»« in Röhmon und Mälinai wieder, wo sie ebenfalls milites oder 
auch Vladikeu (vlÄdj*ti, goth. vaidan, heriöcheui liiefsen; in Polen 
iindet Kich der Name wlodyka erst seit dem Ende des 14. Jahr- 
hunderts. Wie wir bei den Slaven der wettinischen Lande als ersten 
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altpolniselien Reiclies die liittei\>chaft neben die 6/Jaclita aU 
ein niederer Adel, sodafs man zwar aus jener nicht in dicae, 
aber auch niemand aus den bäuerlichen Ständen in sie ein- 
dringen konnte, in ihren Besitzes- und Beru&Terhältnissen 
▼on dem Hochadel — in Schlesien wenigstens — nicht so sekr 
unterschieden nur — freilich auch dies hlods im eigentliche» 
Polen — gewisser EhrenvoiTcchte wie der WappenfUhrang 
und eines besonderen Geschlechtskriegsrufes entbehrend. 

3. Die niedere Bevölkerung. Schon Gallus stellt 
den milites oder bellicosi, zu denen Szlachta und Ritter ge- 
liören würden, als andern Toil der polnisclif^n Nation die 
rastici oder laboriosi gei;eniiber - : in den Urkunden aber cr- 
sehoinon uns diese rustiei n(l«M- l;t]>orif>si keineswegs als eine 
vüllig lionioi^cne Masse, sondern um r den versieh iedenbieii 
Bezeichnungen, sodafs immer untersuilit wei'den mufs, ob 
dem Unterschiede der Namen auch immer ein Unterschied 
der socialen oder gar der reelitlichen Stellung entspricht. 
Nach den neuesten Forschungen von Wojciechowaki' und 
Piekosinski^ darf es als gesichert gelten, daTs von Freiheit 
und Eigentum der häuerlichen EUassen unter der piastischeo 
Herrschaft keineswegs in der ttlteren Zeit die Rede sein kann; 
frriliuh ist dadurch die Existenz von Ungleichheiten in den 
B« .Sitzesverhältnissen und von versciuedenen Graden der Un- 
freiheit nicht in Abrede gestellt. Die Bestimmung der niederen 
Klassen war es, durch ihrer HAnde Arbeit für den Unterhalt des 

alt( r hoinintim rospoctum habuit preter ipsum, archiepieeopatui Gnei- 

ueusis t'C'clcsit' doiiartt . . 

^ Nicht iu ganz J*oleu war die Lage dor Ritter eine so günstig,'** 
wie in Schlesien. So wurden in Masovien zahlreiche milites ineAu 
tlorfwcise (wie Piekosinski meint, erhielt Jodes rJoschlecht anfänglich 
ein besonderes Dorfj zum Kampfe gegen die Litthaner und Jadwi^y» 
angesiedelt; ihre sociale Lage gestaltete sich hier, da der Grundbesitz, 
den Bte erhielten, nur sehr klein war, da 8i(> sich ferner, wie es scheint, 
sehr stark vermolirten. sehr ungunstig, sodafs sie sich in ihrer äufsereii 
Lebenshaltung von d< r bäuerlichen i>evr)lkerung kaum uaterächieden; 
es sind dies die sof^^nannten ^.barfiifsieen" Adligen. 

^ Gallus S. Ähnlich werden im Totenliede auf Boleslaus 

Chorbri als flauptklassen der Bevölkerung angefiihrt: „miles, clenu, 
insuper agricolue." £bd. S. 413. 

» Wojciechowski, ^Ohrobacvja." Krakdw 187a Die HauDt- 
resultate seiner Forschungen in 1 folgende: 1. Ursprünglich «iud mIi^ 
Bauerndörfer im !?<>^it/(* dos fl('r;^'igs und keines hh zum IM. .Tahrh. 
im Besitze oin< s Adligen. 2. Alle Dörfer im Besitze von Adligen 
stammen uiäprüuglich aus f&nttlidter Schenkung; der Ffirst ntuiste 
also, wenn er einem Adligen ein Dorf schenken wollte, die daselbst 
anunsHigon Bauern i'ntf<'rnen. 8. Der Herzog konnte frei nlh» Baueni 
von ihren Dörfern ohne jegliche Kntschädiguug anderswohin tranö- 
ferieren. Der Herzog erscheint demnach als der C^gentfimer alter biuoi' 
liehen Grundstücke. 

■* a. a. O. S. 221 ÜY. Ich scldit^f'^e mirli iin folgend »Mi in den 
wesentlichsten Hauptpunkten au die scharfsinnigen Ausführuugeu 
Pieknsinskis an. 



Digiii<::cü by Ljk.i 



xni 1 



25 



Herzogs, seines Hofes und der militärischen Organisation de« 
Reiches zu sorgen; zur ErfüHung dieses Zweckes war die dem 
Fürsten gegenüber hörige, angesiedelte Landbevölkerung — 
von den Privatsklaven sehen wir also hier ab — in drei grofse 
Gru]»pen geteilt, eine Gliederung, welcher auch Vei'schieden- 
heitea der wirtschaftlichen und teilweise auch der recbtliciieu 
Lage entsprachen: 

a. DieOpolebauern. 8ie bildeten den gröfsten Teil 
der niederen ländlichen Bevölkerung und kommen in den 
Quellen unter dem Namen von rustici, adscripti, adAcripticü, 
ponessores, haeredes, haeredes cemiuarii, später auch Rmeten 
(poln. kmlec, czech. kmet) ' vor. Sie sind ee, welche einst 
innerhalb der opolen unter der Herrschaft der Zupane lebten ; 
in den Zustand dn Hörigkeit gerieten sie. als der Knäs seiner 
neu entstandenen Gewalt sie unterwarf. Sie hatten kein Eigen- 
tnm, sondern nur den allen westslavischcn Ländern eigentüm- 
lichen lassitisehen Besitz, welcher ihnen gegen gewisse, ein- 
seitig vom Herzoge bestimmte Abgaben und Dienste — das 
soj,t'r!afmt»' jus PoTonicura, auf welcheis wir später noch näher 
eingehen werden — eine hinsichtlich der Zeitdauer ganz in 
das Belieben des Fürsten gestellte Nutzung; des von ihnen be- 
hauten Ackers verlieh^. Ks wiire unrichtig, wenn man sagen 
wollte, dals sie ein Erbrecht an dem Grundstücke besafsen, 
welches sie inn^iatten ; die einzelnen Familien waren vielmehr 
erblich an die Scholle gefesaelt. War auch büüglich ihrer 

SersOnlichen Rechtsstellung ein eigentlicher Unterschied von 
en höheren Klassen anfangs nicht vorhanden, da die patri- 
archalisch-omnipotente Gewalt des Herzogs alle Schichten der 
Kation mit gleichem Drucke umspannte, so mufste doch ihre 
ungünstige sociale Lage, ihre Gebundenheit an die Scholle sie 
mit der Zeit um so tielVr hinabdrtlckcn, je mehr die Szlachta 
und besonders die Ritterschaft dunh ihren freien Eigentums- 
besitz an Selbständigkeit und Ansohen auch gegenidier der 
fürstlichen Gewalt gewannen. Sie waren keineswegs verkäuf- 
lich ; doch sali es der Herzog, wie es scheint, als sein Kecht 



' S. über die ursprüngliclu- iiedputung des Wortes kmet oben 
8. 7 Anm. 2. Xu späterer Zeit bedeutet „kiuef* meistens den persüii- 
lich freien Bauern; 'dafB aber der Kmetho dieses RechtsverhiUtiiisses 
keine ursprünglich slavische Institution ist, wie man bisbor. besondere 
seit Ki»j)(>iK alTprempin geglaubt hatte, wurde zuerst im Jahre 1873 von 
Piekosinski und sodann von Wojciecho wsk i in seiner „Ghroba- 
cyj3\'' (S. S2B) ansgesprocben und bewiesen. Vgl. Piekosinski a. a. 
O. S. 248 Anm. 1. Dafs der Ausdruck ^Kmetlio" auch den hörigr n Bauern 
b^-deuten kann, erhellt aus einer herzoglichen Urkunde d. a. 12ö2, in 
welcbfur zwei kmctonos als proprii des K.uu8 aufgeführt werden. Cod. 
Haj. Dipl. Pol I 274 Nr. 8C§ d: d. Owenzk Nov.(?) 1252. 

' Über die mutmaTsliche Entstehung des lassitisehen Besitzes der 
§la\n.srhi'n Baiiorn und über die Entstehung der Hörigkeit der Opole* 
bauern vgl. Exkurs II 3. 
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an, sie an die Bistf'niior nnd Klöster verschenken zu dürtcii. so- 
daf^ nunmehr oft einen Teil ihrer Lei.stungen dem KU-ti r, 
ilen anderen dem HerTioge darzubringen schuldig waren. Auch 
an die weltlielu n Urorsen wurden sie zugleich mit den Dortem, 
in denen sie safsen, seit dem Anfange des 13. Julirbunderts 
vergeben, sodafs seit dieser Zeit der Anfang des Institutes der 
weltlichen Grundherren zu datieren ht\ 

b) Die narocznicy*. Wie bereits erwähnt, bauten die 
Plasten in allen Teilen des Landea Burgen, in welche sie Be- 
satzungen von Rittern hineinlegten. Diese mufirten nun von 
der ländlichen Bevölkerung auf Kosten des Herzogs verpflegt 
werden; da aber dazu die Opolenorganisation nicht auareicbtev 
so wurde das Institut der Narocznicy geschaffen, d. h. e» 
wurden besondere Personen zu den Dienstleistungen fflr »l?e 
in der Burg wohnenden Ritter angestellt, m oK hf kleine Grund- 
stücke rings um das Kastell zn ihrer Ernährung erhiclteo, 
mitunter so. duis alle, welchen ein » ^Icielie Funktion oblag, 
in einem einzigen Dorfe zusammensaksen. Abwechselnd nach- 
einander, woiin die IJeihe an die einzelnen kam, gingen sie 
auf die Burg, um ihre Dienste zu verrichten, imd bebauten 
sonst ihren Acker ^. In Schlesien kommt der Name naroca- 



' Den Opolebaiiern j?leichgcf»teUt w iiren wohl dio hospite», da sie 
Hieb besserer Rechtsvorhültnisse <>rfr(>uten als die noch weiter so be- 
pprechf iidon naroczni<'v und dec-imi; wemV.-trns ^v\v^ mn p:p'«'is«<'n, 
1204 von Herzog Heinrich dem JvloHter Trebnitz zum J>ieiiste ver- 
pfliehtptcii, ursprünglich wohl zu den uarocznicv oder ministeriales 
gflit.rigcn Unfreien gesagt: ndux [sc eos] dimisit ad hospites." Ob 
iVxo^v hospites wirkli(!n stammfremd wnrrn, oder «»b mit diesem Namtii 
nur solche Bauern bezeichnet werden sollen, w<'lehe dem (TUt^.herm 
zinsten und dienten ohne Eigentumsrecht an ihren Gütern, indem iic 
zwar hohen Zins, aber nur gerin^'^i- H:ind- und Spanndi(rnste am leisten 
hatten (vgl. Kurth'', Noiu*? Aroli. f. sächn. Cifesrh. IV tf.), mtifs 
daliingestcllt bleiben. l->ie Behauptung Stenz eis (Jahrcsber. der 
vaterl. Gesellsch. 1841 S. loot'.J, dais dit; hospites ungünstiger gestellt 
waren als die übrigen Hörigen, ist iingepründet. Wie sie in den wetti- 
nist'lien Lnn lrTi mit zu den censualcf* oder lazzo pohi'ri Ti, (miht Kla*»sc, 
welcher in Polen augenscheinlich ganz genau die Opolebaueru eut- 
sprechen, so dürften aueh in Schlesim me hospites als ein TeU der 
Opolebauern aufzufassen sein. Die servi, qui gast! nuncupantur, deren 
Verhältnis Meitzen (SdiUs. (^eHclIseh. f, vaterl. Kultur. Abb. phii.- 
hist. Klasse 1864 S. 81j unklar erscheint, kommen in Schlesien übrigens 
gar nicht vor. 

- Vom Worte rok ™= Jahr; da nun j 1 .Tahr auf der Burg (Be- 
richt abgehalten wurde, so hiefs auch die Burg rok; narocsniej abo 
bedeutet Bui^dienstboten. 

* Ihre Lage erinnert also ^ns an die der Smurden mit ibren 

kleinen Abgaben und grofsen Diensten in den wettinischen Landen 
vgl. Knothe a. a. O. S. Der Name ^Smurden" kommt in 

Schlesien vor in den Drkk. d. d. Lateran 9. Ajpnl ll^Ü für das Sand- 
kloster (8. 42 f. Reg^. xnr scbles. Qeseh. I), d. d 15. Anril 1286 (ebd. 
S. 187 f.; sie erscheinen hier als Knechte des Herzogs, d. a, 1227 (ebd. 
S. 188 f.): sie dürften daher auch mit den narochnicni im wesentlichen 
identisch sein. 
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nicy seltener vor * ; auf Hörige dieser Art scheinen sich hier 
die Ausdrücke famuli und miniBteriales zn beiiefaen^ Ihrer 

Beschäftigung gemäfs zerfielen sie in verschiedene Klassen, 
Stallbedienstete (agazones), Gärtner (hortiilaiii), Winzer, Fischer, 
Jilger, Vogelsteller, rrniiorfirn (wohl eine Art von Kammer- 
oder Hausdienern), Hatuhvcrker aller Art: so Bäcker. Köefie, 
Maurer, Drechsler, Schuliiuacher , Schmiede und Schlachter; 
sie standen ^amtlich unter einem Vorsteher, welcher pstre^to 
hiefs. Die ganze Organisation hatte nur solange einen Zweck, 
als die Ritter noch auf der Limg lagen; sobald dieselben aus- 
gesiedelt wurden, verfiel sie daher und verschwand schon im 
12., spätestens im Anfange des 18. Jahrhunderts. Die Narocz- 
nicy wurden alsdann meist an die Kirchen und Klöster, teil- 
weise auch an weltliche Grofse verschenkt Nur die eine 
Frage mufs noch erledigt werden, welcher Art ihre rechtliche 
Stell lung war. In Betracht des Umstandes, dafs sie schlechter 
gestellt waren als die hospites*, dafs ilmen femer der Cha- 
rakter der servitus zugescnrieben wird*, dafs sie auch ohne 
eine siehtliehe Unterscheidung zusammen mit den decimi ge- 
nannt worden % welche sicher Sklaven waren, dafs sie ebenso 
wie diese unter dem pstresto standen, können wir nicht um- 
hin, die Ansicht auszusprechen, dafs die Naroczniey ebenfalls 
aus dem hkUvenstande hervorgegangen sind, dafs sie in einem 
sciiarferen Unfreiheitsvcriuiltnisse sich befanden als die Bauern 
in den Opolen. 

c) Die Decimi; setkowa*. Da in der altpolnischen Zeit 
das ImA noch sehr wenig bebaut war, so siedelten die Piasten 



^ Die borref^endeu Fälle sind zusammengesteUt bei Tzschoppe- 
8t€nzel, iuiuL ü2f. 

' So in der Schenkun^urkunde für das Kloster Trebnits d. a. 

12Ö4 rgedniokt in den Mitteil, der Schles. Ges. 1841 S. 167 fr.) um] hi 
einer Urkunde c. 12<>() faiigeführt in den Schles. Ret^g. I 5.5), in der von 
Xli uimisteriales die Kcde ist, von denen VI in Wratislaviensi CÄötro, 
IV in Recen (Btirg Kt zeu bei Brie^) und II in Nemci (Burg NiraptiMsh) 
wohnen; der Charaktttr der mmisterialeg aU Burgbedi^steter geht 
danuig sichtlich lH>rvor. 

• Vfjl. oben 8. 2(5 Auiu. 1. 

*■ Stiftongeurkunde für das Kloster Trebnitz d. a. 1208: „quia 
hotniiK's, qiionim ill'i villa (|iioTi(l!im fnlt, Narochnichi et domino terrae 
fiervitutiö obuoxii fuerint.'* Sommerrtberg, SS. Kerum äiles. 1 816. 

• Vgl. in der nächsten Anmerkung das Urkundenzit»t d. a,^ 1224. 

• Setka= sto = Hundert, also Hundertschaft. In den schteflischen 
Quellen finden sich erwähnt decimi in dor Urk. Heinrich« l. für Tr* h 
nitz d. a. 1204, Jahreaber. etc. 1841 S. 167 ff., femer d. d. Rom 2iJ. April 
1154 (Cod. Maj. Pol. S. 546 Nr. 586): „quintam [sc ▼illam] cum homi- 
nibns . ., quoe omnea cnm dnx Mesico convictoB decimos Gedchenses 
vellet abdticerc, . . . cidom crcleHie rcstituit;" d. a. 1224 (AuBziig in den 
Regg. 1 124): „duas Hortes decimorum (Grünhagen übersetzt dies 
mit lyiwei Anteile der Zehnten*" !) et tertiom eoram, qui dieantar naro- 
sdienici;*' endlich d. a. 1223 (fifiaehing S. 83): „ooloni, mei yidelicet 
decimi infitid." 
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zur Urbarnuiciiung des.-^elhen kricg.-ygetkn^'ene Sklaven, und 
zwar imniPir j<' zehn in einem Dorfe, an. Die Insassen des- 
selben hielten daher decimi , und zehn solcher Dörfer wurden 
eine centuria fsto) genannt; ihr Häuptling — wahrscheinlich 
war dieser üuiuer ein Ritter — flihrte den Namen ceL- 
turio^; die centurionen wieder standen unter dem petresto*. 
Das Ackerstück des einzelnen decimiu hieÜs wie das der 
narocznicy aors (zreb). Auch sie waren aervt des Herzogs; 
ihr RechtSTcrbältnia war demnach daaselbe wie das der narocz- 
nicy. Die Setkowa verfiel ebenfalls um das Ende des 12. Jahr- 
hunderts; aus dem Anfange dea 13. stofsen wir nur noch auf 
wenige Reste dieser Institution; die decimi wurden , wie es 
scheint, teils der Kirche geschenkt, teils wurden sie emaiiri- 
pirvt , indem auf aie das Rechts verhältuia der Opolebauein 
übertragen wurde. 

Neben diesen ange.siedeiten herzo«i:!ielu'n üöri^en standen 
als letzte Klasse der niederen i^cvolkt^rung die Privatsklaven 
(serv'i et ancillae). Sie waren in Knechtschaft geraten ent- 
weder durch Kauf, gerichtliches Urteil oder endlich durch 
OefiEingenschaft im Kriege und darauffolgende Schenkung 
seitens des Herzogs an seine Grofaen. Noch im 18. Jahrhua- 
dert waren sie Kaufbbjekt'. Unter den Schenkungen, welche 
die Magnaten seit dem Anfange des 12. Jahrhunderts an die 
Kirche machten, befinden sich viele solcher Sklaven^; sie 
werden dabei familiäres oder familta ihres Herrn genannt 
Dies läfst darauf sehliefsen, dafs sie ursprünglich als aiun 
Hausgesinde gehörige Knechte und Mägde der Bestellung des 
Ackers und der Resorgunjcr des Hauswesens auf den Gütern 
des Adels oblagen. Tm öt^entliclien Rechte waren sie selbst- 
verständlich nicht reehtstahig; doch darf man wohl, ob- 
gleich in den Quellen darüber nichts erhalten ist, die Ver- 
mutung ausHprechen . dafs sie vor dem landesherrliehen Ge- 
richte, falls sie mit Personen in Kontlikt kamen, welche nielit 
unter der Jurisdiction ihres Herrn standen, sich verantworten 
muisten^ 



> Vgl. die Urk. riniocn// ITT. d. a. 1136 (Cod. Mai. Pol. I lOff. 
Nr. 7), ferner ebd. II Nr. 719 und die übrigen Citate bei Piekosiaski 
S. 236f. 

* WafancheinKch umfafste der ßßsirk des i^tresto die Kasteilanei; 

wenn wir z. R. \ (>n einem decimus Lo^^iiioonsis de villa ZaiechcoDi.s 
hören {Tri'l»ii. Urk. d. a. 1204), SO geht (Lirau< hervor, dafa die decimi 
als Zubehör der einzelnen Kasteilaneien ^altun, dafs also für den Be- 
slrk der Rastellanei ein Beamter notwendig war, um die Obranrafsicht 
über die drcinii zu führen; dies dürfte eben der pstresto gewesen sein. 

* Hei c ei II (iüii^ga prawa etc. XXI): „und wy manche eigene 
dirne*' etc. 

* Vgl. «. B. die Notia über die Schenkinigen des Peter Wla^t 

und 'meiner Vrrw.Tudten an da.s Hresiilauer Augu.stinerstift (c. 1200) in 
den Jahresher. d. r Schles. Ge-sellsch. lsf41 S. 16of. 

* Schiemann (8. 427 f.) rindet, dafs es in Polen im Ii. Jahrh. 
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Wenn wir die Resultate der lusherigen ünterbiic Innigen 
noch einmal kurz zusammcnfab^eii wollen, so dürfen wir sagen : 
Die urbprüngliche ständische Gliederung des altpolnischcn 
ReieheB war eine vierfache. Am höchsten nllchst dem Knäs 
stand die Szlachta, die alten Zupanengeschlecbter, ein durch 
das Geburtaprincip von Anfang an streng abgeachlosBener 
Adelsstand mit Geschlechtseigentum , mit dessen Mitgliedern 
die hohen Ämter der Landes- und Hofvervvaltung zwar nicht 
besetzt werden mafsten, aber doch fast durcligängig besetzt 
wurden. An sie schlieÜBt steh der Berufsk negerstand der 
Ritter, auf den Landesburgen angesessen und dort auf Kosten 
des HorzoL's verpflegt. Darauf folgten diejenigen Bauern, 
weklie in der Ojtolevrrfas.sung l<lit<'n; sie galten als Hörige 
(}ei< Herzogs und hatten nur la.ssi tischen Besitz; iiire Kechts- 
stellung bernlit«' infolge des ganzen Charakters des altpolni- 
{ichen 8taati>wcsons auf einer Mi»ehung öflentlicher und pri- 
vater Rechtsgrundlagen. Als letzte Klasse erscheinen die 
Sklaven, sowohl herzogliche — und zwar waren diese zum 
Teil als narocznicy oder decimi angesiedelt — als auch Frivat- 
sklaven Gegentiber der in der Ferson des Herrschers sich 
konzentrierenden Staatsgewalt trat das Recht der Individualität, 
der subjektiven Freiheit bei allen Ständen in den Hintergrund. 

der Mitte des 12. Jahrhunderts verschieben sich diese 
Verhältnisi^^e. Die Kitter schlössen sich ebenfalls ab durch 
das Princip der Geburt und traten als eine niedere Adelskaste 



eine vollfr» io. i int' froluiendc und eine ^aiiz unfreie bäuerliche Be- 
völkoruDfr i)i^li< n«Miiaiider L'f*?^'<'lM'n habe, /um Bcweii«o für seine An- 
traben stützt t*ic'h Schieniniiii auf eine angeblich im Jalire 106A von 
Boli^lans für da« Kloster Mogilno erteilte Urkunde (gedruckt bei 
llielowpki I 859 und Cod. Dipl. Pol. Mai. 1 :5ff.). Dieses Dokument ist 
uns erhalten in »'ituni Transsumpt, welilu s Ilcrzofr Mesco 1100 aus- 
ifestellt haben soll (tbd. S. 46); wie jedoch Kv^izynski (Suffragia 
Mouflsterii Mogilnensi.s O. S. B. in Moiium. Polon. Hist. V Lwow 1888 
6o7ff.) na( h<:( w ichen hat, ist dies TraasBumpt eine Fftbchung aus 
der Z^it kurz vor i2ö0. 

' Der Unterschied zwischen den autochthonischen Bauern und 
de« als Bauern angesieddten Sklaven geht besonders deutlich hervor 
Sil? § 24 der Kiii<«fra prawa bei llelcel, Staroiiiiwuo II: „Ouch zyn 
dy gcbuer ptlichti^ zu vuren iclicher von demc dorfe, do her inue 
g€2<wen ist, zcu **ine8 herren uee«te dorfe, daz dy von deme dorfe 
■DUszen zun einem andern vuren, als i» vorbas zal; unde also von dorfe 
5^nt ilnrff. bis es kome zeit eron herren [ immer im Sinne VOn j^LandeS" 
herr"! houfe adirs wo hyn do ia bliben sai etc. 

Onch synt ze pflichtig erea herren houf zcu zceuaen tmd im hew 
^cii slan, dry tage in der zyt, als man hew slet, und dy wip sin 
pÜichtijr. dry tfipe zcu snyden in »b n an*to. 

Dy aber des herren eygen sint, dy musen erbeiten, wen man eu 

S «bittet. Doch zint zemelicne eigine Inte, der dinet icliener sinen mon- 
cn /A-n hoffe, und enkamt ns dem houfe nicht e, den ein ander an 
zin »tat dar kumet. Dy seibin siezen mit ennndir in dorfern, dy en 
bt^jfcheiden sin, und erbeiten ir notdorft; wen sy alle uf eres selbes 
kost zcn houfe mnsen syn, dy suz getaner dinste ptlegin.^ 
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neben die Szlachta, weiche vor dein Ritterstande nur gewisse 

Elircnvorrechte bewahrte; zugleich zogen sie aus den Burgen 
auf das platte Land und erhielten daselbst durch herzogliche 
ScInMikung freies Grundeigentum. Die liauem in den Opolen 
begann der Herzog der Kirche und auch den weltlichen 
Grolsen zu verschenken; nicht anders ward es mit den ange- 
siedelten Sklaven der Narocznicy- und der JSetkowa Verfassung, 
sodafs grofse Grundherrschaften entstunden, deren Inhaber zur 
Ausübung der Jurisdiction aber uur ihren Privatsklaven, nicht 
auch xunächst den aus herzoglicher Schenkung stammenden 
Opolenbauera gegenüber befugt waren. Insoweit die Narocs- 
nicy und Decimi nicht verschenkt oder weiterhin als flirat- 
liehe Privatsklaven betrachtet wurden, schwangen sie sich 
' durch Emanzipation zum Rechtsverhältnisse der autochthoni- 
sehen Bauern auf, sodafs die angesessene, unter dem öfteut- 
lichen Rechte stehende ländliche Bevölkerung im 13. Jahr- 
hundert, zumal seit der Mitte desselben, eine im wesentlichen 
homogene, mit lassitiseliem Hesitzreehte ausgestattete, zu Zins 
und Dienst ^ ver})fliehtete Masse darstellt. Hatte dem alh'U 
zufolge die fürstliche Gewalt zu jener Zeit, da die deutsche 
Einwanderung in gröfserem Mafsstabe beginnen sollte, auch 
viel von ihrem alten, ausgedehnten Besitze und von ilireii 
Einkünften verloren, so waren ihr doch alle Rechte öftentUcher 
Natur bisher unangetastet geblieben. 

Dies waren die allgemeinen socialen und rechtlichen Ve^ 
hältnisse, die den Piasten, und zwar vermutlich Boleslaus I 
Chrobri, welcher ja zuerst mit dem abendländischen Westen 
in innigere Beziehung trat, zur Grundlage ftlr eine den da- 
maligen Zuständen der Naturalwirtschaft ebenso angemessene 
wie planvoll angelegte Organisation der Verwaltung dienten. 
Die Vermutung dürfte gegründet sein, dafs Boleslaus sich da- 
bei an das Beispiel ansehlofs, welches das benachbarte Deutsch- 
land ihm bot, wo damals noch die karolingische Reichs- un<l 
Gerichtsverfassung in Kraft war. Wie hier, so bestand auch 
in Polen eine wcitgeliende Übereinstininumg zwischen <ler 
Hof- und der »Staatsverwaltung. Umfang und Inhalt der Ver- 
waltungsthätigkeit waren bestimmt durch die der fürstUcheii 
Gewalt zustehenden Rechte; als solche kamen in Betracht 
die Eriegshoheit, der Oberbefehl über Szlachta und milites; 
den Bauern der Opoleverfassung gegenüber forderte der Knäs 
die unter dem Namen des Jus Polonicum zusammengefoisteii 
Geld- und Katuralabgaben, Dienste und Frohnden*. Eine 



> üher den Unterschied hn Umfange ihrer Dienste die vorige 

Anmerkung. 

-Zum Jus Polonicum gehörten nach 1' i e kos» i us k i folgende 
Prftstationen : 

a) Daniny: stroza (Hur|^wachtdienst), ntun (l*Hicht, für Unter- 
kommen und Unterhalt des l*ürsteu und seines Gefolges auf seinen 
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weitere Gruppe der lurötiielieii Kechte sind *lie Re^^ale\ welche 
wir in ihrer rechtlichen Fattüung und ihrem Inhalte nach auch 
in Westeuropa finden, und die zum Teil wenigstens wohl von 
dort ttbemommen Bind ; so das Zoll*, Salz-, Bergwerks- , Münz- 
und Geleitsr^al, das Judenschutzregal, das Rogal der Gewässer 
und Forsten (Fischerei, Anlegung von Muhlen und Wehren), 
das Eigentumsrecht alles Grundes und Pxxlens, soweit er nicht 
schon im Privateigentum (d. h. der Szlachta, später auch der 
Kirche und der Hitterachaft) stand. Dazu kam ferner noch 
da« ausschliefsliche Recht zur Errichtung von St.'idten und 
Märkten, zur Erlaubnis öffentliclien FeilLaltens und Verkaufend 
\i>n Geir« iist:üid«'n des Le))ensuuterhaltes und Handels, also 
eine uuuuis.eljraiikie Hoheit in Sachen des Verkehrs und aller 
fiir den ^larkt arbeitenden Produktion. Mit dieser, fast alle 
Sphären üfl'entliehea und privaten Lebens durchdringenden 
Omnipotenz dürfte es an und für sich kaum im Widerspruche 
stehen y wenn man dem Kntts ein unheschrftnktes Recht der 
Besteuerung zuschriebe ; praktische Bedeutung liat aber wenig- 
stens für die älteste Zeit diese Frage nicht, da ja der Knäs 
fast als der einzige Eigentümer im Lande erscheint^ indem die 
Ritter keinen, die Mitglieder der Szlachta aber einen ver- 
hältnismäfsig noch geringen Grundbesitz hatten. 

Was zunUchst die Central Verwaltung anbetrifft, so mufs 
die Identität der obersten Landes- und Hofbeamten nach 
deutschem Muster betont werden. Der oberste Hofhemito war 
<ier Palatin, der deutsche P^B}7,^rn^' fwoj^Mvodi — Führ» i «1er 
Krieger)-, der Stellvertreter des i^ insieii in je^'lielier Hinsieht, 
besonders fiir das Hofgericht, mitunter für das ganze Reich ^, 



Reisen zii sorgen), nastawfi (etwas riUuUchcs), krowr^e (vacca, also ein 
Tribut in Uiudvieh) owca (ovis), sep (frumentum), donica tniodu (unia 
mellis). Diese Abgaben konnten aar vierfache Weise erhoben wmen, 
entweder von den einzelnen opolen (opole), vom Morgen (porsdlneX 
vom Hau.splatz (podworf>wf) oder vom Kaudifang (podymne). 

b) Post u gl publiczne: podwoU (Pferdevorspaimdieustj, powoz 
(Pflicht, Wagen zu stellen), pnewM {eonductns nulitarie), ferner con- 
duchis rusticanus, d. h. Pflicht, ent«''eder dem Heere oder einwandern- 
den Bauern den Weg zu zeigen; nedifiratio et reparatio eastri vel 
poiitia, przesieki lesne (Ptiicht für das Heer, Wege durch den Wald 
zu balmen), expeditio bellica. 

c) cfa i myta (Zollabgaben): targowe (Marktzoll); drogowe Weg- 
zoll), mostowe (Brückenzoll), przewozowe (Einfuhrzoll?)» obraz vulgo 
pomiot (Münzgeld). 

* Tzscitoppe-Stenzel, £tnl. S. 4 ff. 

* In diesem Siniic kommt wojewoda z. B. vor boi TN rlbacli, 
r<.iii('relli.sebos Urkundenbuch No. 191, 537 und 578. Vgl. über den 
Palatin und die folgenden Beauuen auch Tzscboppe-Stenzel, Einl. 
S. 69 flF. 

' Daff* der Bezirk des Palatinus zunächst das ganze Reich war, 
erhellt aus der Stelle des (iallus (8. 443); ..Dux ergo Wladiflavun 
priatiuae seditioni^ reminiscens, quum Zetheuni de Polonia proi'ugavit, 
qnamria aetate debilis et infimitate fUerit, nuUnm tarnen in curia »ua 
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mitunter auch für grölsere Provinzen * , und dann natür- 
lich nicht am Hofe lebend* So stand im 12. Jahrhunderte 
Schlesien unter einem derartigen Palatine, dem bekannten 
Graten Peter Wlast*. Daran schlössen ^n h mit denselben 
Finiktinncn wie die gleiclibe nanTiten (If'uUschen Keiclishof- 
Vieaniten der Truchsnfs (dapifer, stulriik), der Schenk (jiiiicenia, 
czeinik), der Marschall (marszalek) und der Kämmerer (komor- 
nik), welcliem es in Polen aufser den Aufgaben der Fiuanzver- 
waltung auch noch oblag, für die Reisen des Fürsten gleichsam 
als Quartiermeistcr zu sorgen, ferner gewisse jurisdiktionelle 
Befugnisse, wie Anttellonc^ von Vonmtersncliiingen , Zeugen- 
verhöre u. 8. w., auszuüben. Noch andere Hof beamte wmen 
genannt; so der Waffenträger ^ Bannerträger , Jägermeister, 
welche ihrem Prädikate comes zufolge zu den hohen Beamten 
gerechnet werden mflssen. Die einzelnen GrofswUrdenträger 
hatten ihre Stellvertreter, denen wohl der eigentliche Dienst 
SBukam ; so gab es einen Untertruchsefs, Unterschenken, ünter- 
marschall und Unterkämmerer. Das Sclireibwescn lag in dt n 
Händen dos Kanzlers, eines (Teistlichen, der anfangs bei dem 
nur geringen Umfange schriftlich vci iimdelter Geschäfte eher 
gcwissermafsen der Sekretär des Herzogs zur Besorgung der 
nicht sehr grofscn Korres})ondenz seines Herrn als der Vor- 
stand einer fest organisiei-ten Kanzlei gewesen sein ran^^^. 
Seit dem 13. Jahrhundert tindct sich der Kaii;^ler auch unter 
dem Namen eines summus notarius *j dem die übrigen Notare 
oder Hofschreiber, denen das eigentliche Schreibgeschäft ob- 
lag, unterstellt waren. 

Was die Distriktsverwaltung ^ anbetrifft, so wird dieselbe 
dadurch charakterisiert, dafs die verschiedenen Zweige der 



palatiiitim vcl pahitiiii vicarium pracfeeit; omnia naniquc per se ipsum 
vel sno eon.silio Ba^iicitcr ordiiiabat vcl euilibet comiti, cuius provinciam 
viäitabat» curiae respouäioneui et äoiUcitudmem commendabat. £t nie 
per 86 patriam sine palatino comite rexit.^ 

* In diesem letzteren Siuue durften nie ideutisch »ein mit den 
dncef. von doneu ich oben fS. 17 Anin. 1) nachgewiesen liabe, dafs «6 
Beamte und nicht ADgehühge des Pia^tenhauses waren. 

* Scbleii. R^g. 1 29 Nr. 34: .comes Palatiiius Petrus." Auch chw« 
Palatin von Krakau gab es; vgl. Stenzel, Heinrichauer Gründung* 
buclj S. 147. Dir« Wünlf • ine.'; ssumtmis procuratot oder ndvocatus schcint 
mit dem Palatinat ideutiHiii zu sein. 

* Vgl. W. von K^trzYttski, „Einige Bemerkungen über die 
ältesten polnischen Urkunden% Zettsehr. für Gesch. und Altert. Schle«. 
XXII 1.51 ff. 

* So hatte z. B. im Autanße de« V6, Jalirh. Nikolaus, der Stifter 
de» Klosters Heinrichen, das ofncium summe notarle inne (Heiariehauer 
Grimdunff-bueli S. 'S); als d. s M.'r/o|rs „ersten Minister", wie Grfin- 
hagen (Geseh. Sdilf ^. I .56. Gotha 1883) thut, kann man den summus 
notariiiH jedoch kaum bezeichnen. 

^ Wir beschäftigen uns hier nur mit der öffentlichen Verwaltung; 
die Organisation der herzoglichen Privatsklaven, also der narocsnicj 
und der decimi, geht uns oaher hier nichts an. 
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Administration, innere, Finanz-, MiiitJir- und Gerichtsver- 
waltiing, von einander ebensowenig getrennt waren als in den 
Gebieten der fränkischen Verfassung, Die Beamten ver- 
richteten sämtlich ihre Funktionen iui Nauicn und im Auftrage 
des Kntts; sie waren absetabar*, und wenn auch anschei- 
nend die höchste Würde der Lokalyerwaltung, das 
Kastellanenamt, oft von Mitgliedern einer und derselben 
Familie bekleidet wurde, so war dies doch eine Erblichkeit 
mehr de facto als de jure. Der Kastellan war innerhalb 
seines Bezirkes der liöchste Beamte, wie es scheint, für die 
Mitglieder der Szlachta, der Ritterschaft und iUr die Bauern 
der Opole- Verfassung^. 

Der Bezirk iles Kastellans ist die Kastellanei. Man kann 
die Frage aufw^rfen , ob die Einteilung des Landes in 
Kastellaneien wiiikürlich erst vorgenommen wurde, oder ob 
sie sich an ältere Einrichtungen anlehnte. Volles Licht wird 
iii die^eü Problem kaum jemals gebraeht werden. Wir 
wissen, dafs die Gebiete der slavischen Stämme vor der LiiL- 
stehung der fürstlichen Gewalt in Zapen zerfielen; sind nun 
diese Zupen einer gänzlichen Neuaufteilung des Landes ^ 
wichen, oder stehen die späterhin erscheinenden Kastellaneien 
in irgend einem Verhältnisse zu ihnen? Es lassen sich in 
Schlesien aus der Zeit, da die Quellen etwas reichlicher zu 
flieÜBen beginnen, bestimmte, als alt bezeichnete , festge- 
schlossene Gebiete nachweisen, die keine Kastellanetbezirke 
waren *; es werden uns femer noch im 13. Jahrhundert supani 
als herzogliehe, mit richterlichen Funktionen ausgestattete Be- 
amte neben den Kastellanen genannt^. Alle diese Momente 



* Diese Absetzbarkeit erstreckte sich auch auf die Beamten der 
Hofeerwaltung. Vgl. f&r Schlesieu die Absetzung des com es Peter 
Wlftf^t 1145 (Schles. Hegg. I 25) und des Hofnchten Themo de Wisen- 
\mg (ebd. n 234> 

^ 8o wird schari zwischen der terra Otbmuchovicuais und der terra 
oder antiqua civitas Nissensis untersehieden ; aU Kastellanei aber er- 
scheint nur Ottmachau, nicht am Ii Ncifse (Cod. Dipl. Sil. XtV, Liber 
fundationis episcopatus Vratigd. Brt^slau 1889; edd. Markgraf und 
Sebalte, £inl. S. XYI ffA Ahalich wie mit Neifae scheint es sich zu 
Tothalten mit OUan and Leobschfitz (s. Erben, Böhm. Hegg. 1 87 
(La. 1107: j,m eireuitu, qui dicitur na Glubcicih"). 

« Tz'.choppe-SteTizel S. 347 ff. Nr. M d. d. Glogau, 25. Mai 
1261: „Kupanis tamen, castellauis et aliis oiauibus beneficis nostris . . 
omnibBS rapanis nostris . . nnllas snpas habitoriB.'' In denJRegg. zur 
ScLles. Gresch. II 155 werden als herzogliche Beamte suparii und wlo- 
darii genannt. Sind anch für das 13. Jahrli. di<>st! Wpndiinfr*'!i vielleicht 
schon formelhaft, so erbellt aus ihnen doch, dafs wenigsteub truher ein- 
mal die snpani neben den «^astellani als nerzoglidie Beamte fungiert 
baben müssen. Bezüglich de« Landes Lebus wird in einer Urkunde 
d, (!. 20. April 1240 (Cod. <lipl. Maj. Pol. Nr. 2055, IV :> ff.) von einem 
officium castellanie cum supanis et attiuentiis rmibuscumt^uo gesprochen ; 
CS gab fnr Lehna eIbo nnr einen Kastellan, aber mehrere Snpane} die 
FoTMliiiagmi (SS) Xm 1. — Raohfabl. 8 



Digitized by Google 



84 xm 1. 

legen die Annahme nahe, dalk die Kaatellaneiverfikasung ihre 
Entstehung nicht einer systematischen Neaeinteilung des 
Landes verdankt, dafs sie auch nicht die Zupenverfassung 

{»lötziich verdrängt hat, sondern dafs beide zunächst eine Zeit- 
ang noch nebeneinander bestanden. Der Hergang der Ent- 
wickelung kann ein doppelter gewesen sein: entweder erhielt 
sich der Zupan in denjenigen Zupen, welche ein iiiilitiirisehes 
Kastell, mit einem Kastellan oder Pristalden an dt-r Sj»itze. 
vorderhand noch nicht empfingen, als Obrigkeit zumal mit 
richterlichen Funktionen iil)er die Opole-Hauern in der Kigeii- 
schaft eines tiirstliclien lieaniten, während dort, w^o ein Kastell 
sich befand, der Kastellan den Zupan ersetzte; oder das Amt 
des Kastellans bezog sich direkt anfangs nur auf die mili- 
tärische Organisation ) während als nächste Obrigkeit über die 
Bauern der Opole-Verfassung — yieUeicht unter Aufsicht des 
Kastellans — cier Zunan weiter fungierte. Allmählich aber hat 
jedenfalls der Kastellan die Befugnisse des Zupan absorbiert, 
da der Letztere seit der Mitte des Id. Jahrhunderts ganz und 
gar verschwindet. In der Zeit, aus der eine reichlichere An- 
zahl von Urkunden uns überliefert ist, erscheint als die 
höchste Behörde der Lokalverwaltung mit der Jurisdiktion 
über die Angeliörigen des polnischen Bauernstandes der 
Kastellan. Für das eigentliche Schlesien mit Ausnahme dej> 
Landes Lebus lassen sich solcher Kastellaneibezirke 57 an 
Zahl nachweisen; doch ist es selbstverständlich nicht aus- 
geschlossen, dafs es derselben noch mehr gab ^ Seitdem dii- 



dem ersteren, wie man aus dem Wortlaute schliefeen kann, untergeordnet 
waren. 

^ Es treten in den Quellen auch Burggrafen und Kastellane auf, 
welche rein miltäriscUen Charakter tragen und iieanite der Landeaver- 
waltnng im oben erörterten 8inne meht waren (vgl. Tsschoppe« 
Stenz el, Einl. S. 75). Es giebt jedoch zwei Kriterien dafür « ob ein 
Kastellan auch ein lieamter dieser Art und also Vorsteher ein<*> 
Ka6teUaneibe/.irkes war, nämlich: 1. falls derselbe den Titel eine« 
Gomes und baro fährt oder in den Zeugenreflien der Ürkunden in Ge- 
meinschaft mit solchen Kastellanen genannt wird, welche sichMÜdi 
comites waren, 2. falls di.« Rurfj, der er vorstand, auch im späteren 
Mittelalter als Mittelpunkt eines Verwaltungsdistriktes, eines Kreises 
oder Weichbildes, galt. Demgemftfs gab es bis cum Anfiuu^ dei 
15. Jahrhunderts folgende Kastellaneien: Teschen, Golensicesle (bei 
Troppaul. Grätz, Beuthen O. S., Auschwitz. Zntor, Siewierz, Kosel, 
Ratib or, Nikolai, Tost, Steinau O./S., ()pj»elu, Lundsberg, Iio3enbei^. 
Kranowitz (bei Hultsehin), Zfils, Obergloga u, Retzen (hm BriegX Ott- 
machau, Wartha (FraiikoustfMii), Nimptsch, Gramolin (?), Striegaii, 
Schweidnitz, (xrodinica (Zobt<'ii). Breslau, Strehlen. Aura?^. Xeuni;^rkt, 
Münsterberj', Tiefensee (bei Grottkau), Oels, Wartenberg, Hornsclilof!*, 
SzoboIezke-Zedel8dorf(bei Sagan), Bnnzlan (ur.^prünglichwohllaiimtziBeh). 
Glogfiu, Militsch, Lub<>n, Seitsch (bei (}uhrau\ Crossen, Sandelwaldc (hi-i 
Herrn>^t:iilti, Liegnitz, Steinau a <)., Beuthen. Naumburg a 'I?., Keninit/ 
(bei llirschb(?rg), Greifenstein (bei Greitlenberg). Lähn, Urodez-Gräditis- 
berg (bei Goldberg), Haynau, Freistadt, Sprottau, Schwiebus, Falken- 
borg, Plefs. Ein ßlick auf die Karte zeigt, dafa diese Liste kaum roll- 
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Kastelle durcli die Aussiedelung der Ritter und dui*ch den 
^^'egt*all von den an si»' c:f'knnpften Instituten der narocznicy 
und decimi an Bedeutung viel verloren hatten, vermehrte sich 
ihre Zahl; im 14. Jahrhundert hatte fast jeder der schlesischen 
Kreise seine besondere Bur^, in welcher der Kastellau aU 
der höchste Beamte dieses Distriktes seinen Sitz hatte. 

Die Hauptaufgaben der Administration des Kastellans be- 
standen in der Sorge für die Landesverteidigung, Führung 
im Kriege, in der Erhaltung von Recht und Frieden, ferner 
in der Aufsicht ttber die Aufbringung der dem Fürsten ge- 
bührenden Einkünfte^ Dienste und Leistungen. Das wichtigste 
war darunter die Rechtsprechung, die ihm allein als landes- 
heniichem Beamten ausländ ; er war die erste Instanz für die 
causae majores^ innerhalb seines Gaues, d. h. für diejenigen 
schweren EriminaliilUe , auf welchen als Strafe Verlust des 
Lebens oder eines der Glieder stand; so für Mord, schwere 
\ erwundung, Diebstahl, Kaub, Heimsuche (Hausfriedensbruch) 
u. s. w., vielleii lit auch, — sd war es Avcnigstens in B^^hmen 
und Mähren — iiiv Zivilprocesse, in denen das Ubjekt eine 
gewisse Höhe überstiegt. Noch andere, dem Kastellan ver- 
mutlich unterstellte Beamte hatten auf der Burg ihren Sitz; 
80 der Tribun, dem ursprünglich vor der Aussiedelung der 
milites die Sorge für die Frauen und Kinder derselben oblag, 
&Us die letzteren zur Heeresfahrt ausgezogen waren, und der 
wohl auch in Abwesenheit des Kastellans der Stellvertreter in 
militärischer Hinsicht war, ferner der judex , gleichfalls der 
Stellvertreter desselben für die Ausübung der jurisdiktionellen 
Funktionen') sowie der daviger, vielleicht der Aufseher der 



ständig sein dürfte, da die genannten liur^en in manchen Gegenden 
(so in Oberschlesien) sehr dient liegen, während auf manche Striche 
Mittel- und Niedersclilesiens selir wenig Kastelle kamen. Die ange- 
fülirtf u K;tstpl!ani i* II 1 i'^-jon sich fast durchgängig im spÄtf'r<'n Mittel- 
alter aid Kreise oder Weichbilder nachweisen — ein Bele^ dafür, dafs 
hinsichtlich der administrativen Einteilung Schlesiens seit den Zeiten 
der Kastellaneivt rfadsung im grofsen und gmnsen eine Kontinuität be- 
stand; wir dürfen aber auch wrirf^rhin vermuten, dafs zwi«*chen der 
letzteren und der ihr voraufgegangeuen Zupeneinteilung ein Zusammeu- 
httüg obwaltete. 

1 Vgl. Tzschoppe-8|tenael S. 288 Nr. 11 (d. a. 1228X Nr. 28, 

^ VgL fz8choppe-Stenzcl JS. 74, Röpell S. 326 ft. ^Dafs der 
Unterschied zwischen cansae majores und causae minores nicht etwa 
erst (nr Dörfer gemacht wurde, die zu deutschem Rechte angelegt 
■mrd^Mi. erhellt daraus, dafs auch die Immnnitnt^'irkunden für Dörrer 
zu poiuidcbem Rechte denselben Unterschied machen. 

• VgL die Urkunde Heinrichs IV d. d. Breslau, 1. Juli 1279: ^man- 
dsates castelianis nostris et officialibus et eomm j ud i c i b u s et wlodariis. 
Stenzel, Heinrichaner Grfindunj7sl»n< Ii S 17"> f. Auch Stenzel (Ge- 
schichte Schlesiens. Breslau 1653. 8. l-A) uiuinit Burgrichter au, welche 
den Kastellan vertraten und unter ihm standen. 

3» 
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Rüstkammer ^ In Finanzsachen stand dem Kastellan der 
Kämmerer seiner Burggrafschaft zur Seite, der zugleich aU 
Exekativbeamter bei Erhebung der Steuern, PiDlndmig, 
Zitation vor das Obergericht u. s. w. dientet Wo in An- 
lehnung an die Buig, wie es ofit geschah, schon grOfsere 
Niederlassungen besonders mit handeltreibender Bevölkentog 
sich entwickelt hatten, da finden wir auch Münzer (monetarii), 
welche sugleich mitunter das Regal des Salzmarktes verwal- 
teten, und Zöllner (thelonearii) als fürstliche Beamte. Der 
Kastellan war der oberste Beamte des Knlis fiir die gesamte 
KastcUanei und alle Insassen «lerselben; andererseits war er 
vom Fiirsten vollstHndi«:: abhängig; derselbe hatte ihm gegen- 
über ein unbedingt' s Reeht zur Konti'oUe. Wie der Burggraf 
alle seine Funktiuneu im Xamea des Herzoge verrichtet«', » 
hatte dieser die Macht, die seinem Beamten delegierten 
Befugnisse ganz oder teilweise zurückzuuelimeu; daraub t'ulgte 
speciell im Gerichtswesen ein unbeschränktes Appellatiom- 
und Evokationsrecht des Herrschers. Mehrere Kastellaneien 
konnten zu einem Palatinate vereinigt sein. Das Palatinat 
umfafste das Gebiet eines oder mehrerer alten Volksstftmme; 
der Palatin war der Vorgesetzte des Ejistellans für jeglichen 
Zweig der Verwaltung, dem Knäs g^nUber jedoch gletdi 
unselbstündig. 

Innerhalb des Gaues wieder war es die Opole, die als 
Unternlttoilung der Kastellanei von der neu entstandenen 
fürstlichen Gewalt lyenntzt wurde, um auf sie eine regelmäfsige 
Leistung von Diensten und Abgaben zu basieren, die auch 
als rechtlicbe Kinlieit fortbestand. Die Einwohner der vicinia 
hafteten gemeinsam für einen Totschlag und Diebstahl inner- 
halb ihres Bezirkes^; gemeinsam mufsten sie Verbrecher ver- 
folgen und gewisse öffentliche Dienste an den Fürsten leisten, 
welche zu dem schon besprochenen jus Polonicom gehörten ^ 
Vorsteher der Opole war, wie es scheint, der Wlodar (villicos) 
als landesherrlicher Beamter. Neben seiner eigentlichen Ver- 
waltunesthätigkeit, welche durch die von der Opole verlangten 
fllrstlichen Dienste und Leistungen bestimmt wurde sprach 
er zugleich im Namen des Herrschers Recht in Fällen der 
niederen Gerichtsbarkeit, also in leichten Kriminal- und Zivil- 



* Tzschof pe-Steuzel S. 301 claviger in Bricg. Ebeu&o kommen 
elavigeri von Liegnitz, BresUu ete. vor. 

* HelrL'l, Staroda WIK' II Kni^ga prawft | 4. 

• Helool a. a. ( J. H tf. 

♦ So Burgen- und ririu kcnbau, .Stellung von Heerwagen, Fuhroii 
Bbten und Pterden, VcrpHc^ung der ftrstTichen Dieoer und Pfinde, 

Jagdfroliiitlfii 11. s. w. Köpcll a. a. O. S. 86. 

^ Nach der Kiii( ga ))ra\s a !< XXTV nimmt der vlodcr oder Schefe 
die von den Opolebaueni zu entrielitt-nden Prästationen entzogen. 
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Sachen V Die Opole war ein rein landesherrlicher Verwaltungs- 
bezirk : es fehlte ihr jede Art von Selbstverwaltung*. 

Noch eine Einrichtung findet sich in Poh n, welche an 
ein ähnliches Institut der fränkischen Reichsverfassung er- 
innert. Es ist bekannt, dafs es nach der karolingfi sehen Ver- 
fassung einen unter dem Gesamtnamen der priucipes zu- 
sammengefafstra y ans den höchsten Hof- und Landesbeamten 
bis zum Grafen hinab, desgleichen aus den hohen geistlichen 
Wttrdentrügern bestehenden Amtsadel gab. Ein Gleiches 
finden wir in Polen. Auch hier erfreuten sich alle Hof- und 
Landesbeamten bis zu dem, was den Inhalt seiner Funktionen 
anbetraf, dem deutschen Grafen entsprechenden Kastellan 
herab, sowie die geistlichen Grofsen unter der Gesamtbe- 
Zeichnung von comites oder barones einer vor der übrigen 
Masse d<^s Volkes staatsrechtlich bevorzugten Stellung. Sie 
allein hatten teil an den coUoquia^. d. h. den allgemeinen 
polnisciien Reichshoftagen, die zugleich nU Reiclishutgerichte 
sich konstituierten, vor denen die geistlichen und weltlichen 
üriifsen ihren Gerichtsstand hatten*. Ks kamen auf diesen 
Landeöhoftagen zur Sprache Angelegenheiten, welche das 
Interesse des ganzen Landes berührten, Verträge mit aus- 
wärtigen Mfichten, Streitigkeiten zwischen Staat und Kirche, 
Erbauung Ton Burgen zum Zwecke der Landesverteidigung, 
Schaffung von Staatseinrichtungen behufs Aufrechterhaltung 



^ Auch in Mähren hatte den Vorsitz im NiedergericliTr lier vlada!"; 
d' Elvert a. a. O. S. 13 f. und 17 f. Was Schlesien anbutritVt, bo ho- 
frdte Heinrich IV die homines and servientefl des Klosters Heinrichau 

von seinen Richtern und deren Unterrichtem oder Wlodaren (^nullo 
judice nostro -ou nornm snbjndicibus vel wlodariis"). Stenzel. Hein- 
ricbauer Grüuduugifbuch S. 175 d. d. Breslau, 1. Juli 1279. Ebd. heif^it 
se sueh: ^mandantes . . . castellattis nostris et officialibus et eoruni ju- 
dicibiis et Wlodariis**. Auch an einer anderen Stolle (Schles. Reg^. II 
155 Nr. 1261) werden als herzopliehe liearnte di(* snparii et wlodari) trp. 
aannt. Aus alledem geht hervor, dafd der Wlodar auch herzoglicher 
Geriebtsbeatnter war. nnn hat schon R5pcll (S. 326 ff.) die Vermutung 
auÄgegprni hen, dafs für die niedere Gerichtsbarkeit die Opole die lokale 
Einneit \v;ir mifl dafs als 0<'rielitsbeamtete daselbst die judices inferi- 
ore« oder subjudii e.s fungierten. Dafs diese subjudiccs aber identisch 
waren mit den Wlodaren, geht aas der Urkunde Heinrichs IV. f&r 
Heinrichau vom 1. Juli 1279 hervor. 

» Sfhon deshalb, wei! ein fJessamteigentuni der Opole oder anderer 
Verbünde an Grund und Hoden nicht existierte. Vgl dazu auch 
Smolka, Mieszko Stary i jego wiok, S. 128 f. Wenn e« auch in Polen 
ein bäuerliclu^s f »emeindeeigentum nic ht gab, so gab es doch eine ge- 
meinsame Nutzung von Wald und Wiese; es ist dies das noch jetzt in 
ganz Polen und Rufslaud bestehende Institut der Servituten, demzufolge 
Wald und Wiese dem Grundherrn gehören, welcher aber dem Bauer 
die Benutzung gestatlen mnU 

' Poln. Wiec vom Worte wie, witi = Feuerzeichen. 

* Vgl. dazu Stenzel, Urkunden zur Gesch. des Bistums Breslau. 
Bieetan 1845. S. 109. 
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des Landfriedens u. s, w,^ Den Vorsitz führte der Fttrst 
oder ein von ihm beauftragter Qrofser*» Die Kompetsns 
dieser Reichsversanimlungen war eine wesentlich beratende; 
ein Beschhifs derselben bedurfte der Zustimmung des Herzogs 

und galt dann als dessen Verordnung („ordinacio"). Das 
Gleiche fand statt, wenn (bis colloquium als Gerichtshof 
fungierte; der dort gofhUto S| i lu'h der Grofsen wurde zum 
Urteil erst duruli die Einwilligung des Fürsten. KoineRweff« 
stand das eollofjuium demnach dem Fürsten als ein staat^- 
reclitlicli gleichberechtigter Faktor zur Seite; Quelle alla^ 
ütfentliclun Hechtes war nur er allein- darin lag es auch be- 
gründet, dafs er den ordentlichen Gang der Justiz in jedem 
Augenblicke unterbrechen konnte, wie schon oben ausgeführt, 
somit ein unbeschränktes Evokations* und Appellationsrecht 
besafs und demgemilfs alle RechtsfktUe entweder selbst erledigen 
oder einem speciell von ihm bestimmten Richter übertragen 
konnte. Gelegenheit, sich direkt an ihn zu wenden , war ja 
den Unterthanen insofern gegeben, als der Hof nicht sefshaft 
war, sondern dem damaligen Zustande der Katuralwirtschatt 
fremäfs von Burg zu Rurg reiste, von den dort aus den ein- 
zelnen Kastellaneien auf^esannnelten Naturalabgaben sich unter- 
haltend^; Vorspann, Stellung von Wagen für das Oosin^Ie uiul 
die Gerätschaften muisteu von den Einwohnern deö Landes 
besorgt werden. 

2. Die inneren Zustände Sohlesieus unter dem Einüusse der 
Eolonteation und Germanisation« ' 

Kiniieitlicli, gipfelnd in dem Gedanken einer fa^st alle Ver- 
hältnisse des Lebens durchdringenden , straff centralistisch 

* Vgl. aber das Institut Garo, Gesch. von Polen II 511 ft Das 

älteste oolloqnium, welches für Schlesien als besonderen Staat in Be- 
traclit kommt, insofern als auf ihm Miosko als Oborherzog von ganz 
Polen unter ZuKtimmung des ebenfa'Hs anwesentien Horzoga Bole.4au8 
al9 des eigentlichott LaodeBherm eine Besitzung des Klosters Lealnu 
be!*tatigte, wurde 1177 in Gnesen abgehalten; vgl. Älosbach, Wiado- 
inosci do dziejow Polskich. Wroef;nv 1860. S. 1. Da.*i älteste rolR 
schle.sische colloquium, von dem un« Kunde crbaltea Ut« fand 1244 
statt. Stenzel, Heinriebauer Grfindungslmch S. 53. Über den 0ha- 
rnkter des colloqninmp erebmi am besten Aufaehlufs die Urkunden hei 
StoizcK lieinr.cli.'iuer ( irÜTldlnl^^';b^lph S. 53 im Jahr 1244. S. 2-^ f. 
d a. 1247 f., S. 38d. H. 12.>4, Tzöchoupc-Stenzel 8. 315 Nr. 31 d. a. 
1219, Joh. Voigt, Das urkundliche t-ormelbuch des königlichen Nota» 
Heinricus Italiens im Archiv für Kunde der österreichischen Ocscliii ht«- 
(luellen XXIX 63 Nr. 55. Wien 1863. (Der Abdnick ist allerdings sehr 
fehlerhaft.) 

^ So bei dem Prozesse, d( m « inige Adlige gegen das Klotter 

Hf'inrirlian 1247 anstrengten. Der HeTT.np erklärte damals, als Stift«f 
des Klosters ver|)flichtet zu sein, für dasselbe einzutreten; da »t sich 
also selbst zum Sachwalter aufwai-f, ubergab er den Vorsitz an den 
Kastellan von Breslau. 

3 8. die Hchilderungen bei Gallus S. 409 f. und 44d. 
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organisierten fürstlichen Omnipotenz^ welche dem Herzoge 
kraft eines privaten, persönlichen Heehtstitels zustand: 80 war 
der Bau der alten polnischen Staataverfassunf^ Aber was von 
allen den grofscii Staatenbildungen des Mittelalters f2:ilt, gilt 
auch von der der })()lnischen Nation. Abp^esehen davon, flnfs 
die Technik des Gebäudes allzu roh und kunstlos war, indem 
es an einer festen Organisation für die staatlirhcn Zwecke 
und Bedürfnisse fehlte, so war auch unsicher und schwankend 
der Grund, auf dem dieser Bau errichtet war, die unausge- 
bildete Auffassung vom Wesen des Staates, „die Unftlhigkeit, 
staatliches und privates Leben gehörig zu scheiden*'. Der 
Charakter des alten slavischen Staates war ein durch und 
durch Datriarchaler; seine Einheit und Geschlossenheit beruhte 
lediglich auf dem persönlichen Belieben oder der faktischen 
Gewalt des Fürsten, der ihn als seine private Domäne ansah, 
öber deren einzelne, wenn am h noch so wichtige Bestandteile 
er nach Gutdünken verfiigen könne. Die Idee des staatlichen 
Zusammenhaltes trat in den Hintergrund gegen die kirchlich- 
religiöse, iJ:ep:en die auf der Verschiedenheit der Berufs- und 
Besitzverhältnisse beruhend»' sociale Idee; die durch diese 
beiden Ideen zusanmicngeschwcifsten Gcsellschattskörper 
sprengten die Einheit des Staatskorpers , die Funktionen des- 
selben teilweise oder auch ganz an sich reifsend. Aus dem 
Abendlande, wo sie bereits zur flacht gelaugt waren, fanden 
diese Anschauungen jetzt Eingang bei der polnischen Nation; 
es beginnt die zweite Periode der Reception westeuropäischer 
Kultur in Polen; diese Reception kreuzte sich und wurde ge- 
tragen und gefördert von einer massenhaften, direkten Auf- 
nahme deutscher Bevölkerungselemente innerhalb des west- 
slaviachen Völkerkreises, besonders in Schlesien, welches um 
eben diese Zeit anhub, ein selbständiges politisches Dasein zu 
flihren. 

Im Jahre 1163 erhielten die Söhne des 1146 von seinem 
Bruder Boleslaus vertriebenen und im Kxil gestorbenen Herzogs 
Wladislaus durch Vermittlung Kaiser Friedrichs 1. Schlesien, 
d. h. das Stromgebiet der Oder von ihrer Quelle bis ungefähr 
zum Beginne ihres Unterlaufes, und zwar so, dafs an Boles- 
laus den Langen Breslau, an ^lesko Oppeln und an den da- 
mals noch unmündigen Konrad Glogau fielen. Nach dem 
Absterben Konrads bemächtigte sich Boleslaus dessen Sohn 
und Nachfolger Heinrich der Bärtige^ der Gemahl der hl. 
Hedwig wurde, auch Glogaus; seitdem zerfiel das Land in 
zwei Hauptteile, die unter besonderen, einander nie beerbenden 
Ftlrstengeschlechtem standen, in den ducatus Zlesie (Breslau 
und Glogau, anfangs einschliefslich des Landes Lebus) unter 
den Nachkonmien Boleslaus und in den ducatus Opoliensis 
(Oppeln, Ratibor, Teschen, dazu die 1178/79 von Polen ab- 
getretenen Distrikte Beuthen, Auschwitz, Zator) unter Mesko 
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und seinem Sohne Kasimir und dessen Erben. Durch immer 
fortgesetzte Erbteilung zerfielen bäde Herzogtümer im Laufe 
der Zeit in eine Menge kleinerer, an Zahl stetig sunehmender 
Territorien; zwischen beiden Gruppen, den aus dem Oppelner 
und den aus dem schlesischen Dukat hei vorgegangenen Län- 
dern, bestand aber nicht das geringste Band in staatsrechtlicher 
Beziehung. Mit dem eigentlichen Polen blieben sie anfangs 
noch verbunden durch die von Boleslaus III. gegründete 
Senioratsverfassiinjr . deren Wesen darin bostniid, dafs einer 
der vielen polnischen Herzöge als summiis dux oine gewisse 
schwache Oberherrlichkeit über seine Mitherzöge ausübte, so- 
dafs das ganze Polen von ihm luich aulseu als eine Einheit 
repräsentiert wurde. Einen Eintlufs auf die inneren Verhält- 
niijse hat die Scnioratüvcrfa^jäung nicht ausgeübt ^ ; seit dem 
Jahre 1201 geriet sie übrigens auch gänzlich in Verfall-. Im 
Anfange des 14. Jahrhunderts vertauschten die schlesischen 
Herzöge die formelle Abhängigkeit von Polen mit einem zu- 
nächst auch nur mehr formelle Bedeutung besitzenden Lehns- 
Verhältnisse zur Krone Böhmen ^. Da sie nach und nach von 
Böhmen abhängig wurden, eine Belehnung zur gesamten Hand 
sich aber nicht wahrten, so üelen bei dem Aussterben ein- 
zelner piastischer Linien einige Fürstentümer, so Breslau und 
SehwoldTiltz - Jauer , schon im 14, Jalndiundert an Böhmen, 
daraut im 16. Glo^au, Sagan und Oppehi-Ratihor ; sie wurden 
zum Unterschiede von den noeli in den Händen der Piasten 
beünd liehen Territorien Erbtiirstentümer der Krone Böhmen 
genannt. 

Der Beginn der deutsehen Kolonisation, sowie der Re- 
ception der neuen staatsl»ildenden oder vielmehr staatsum- 
wälzenden Ideen in .Schlesien ftlllt zeitlich uugefilhr zusammen 
mit der Trennung dieses Landes von Polen; wir werden da- 
her von jetzt ab die Entwickelung der staatlichen Geschicke 
Schlesiens für sich ge sondert betrachten. — 

^ Vgl. g:np:on die gegenteilige Ansicht GrOiihagons f^Boloslaus 
der Lange", Zeitselir. fiir Geschichte und Altertum Sehlcsieu» XI 3i^9 ff-, 
daraus wiederholt in Geschichte Schlesiens I 23) die Ausführung^ 
Frieden sburgs, Schlesiens Münzen und Münswesen vor d. J. Iw. 
Berlin l^Sfy. S. 50f., denen ich mich anschliefse. 

^ in; p oll 8. 403 f. 

^ Vgl. Edm. Franke, ^De eo, quo Silosiue Ducatus sawulo XIV. 
cum regno Hohemise fuerint ( onjuncti, noxu feudali." Diss. Vratisl. 
I>^6"). Grün liM gOTi H. a. O. S. 112 meint, das K(Mlit dfs Oberiehnshemi 
sei eigeutUcli nur auf die Forderung der Lehn.sfolge biuausgelaufeiL 
Damit ist einerseits zn viel (s. Franke S. 17) und anuereraeits sn wenig 
gesagt. Eine Pflicht der Kriegsfotge über die Grenzen Si hlosiens hinaus 
hat kaum bestanden; dagegen machte f^ich dm Ii die h limisfhe Ober« 
herrschafti wenn auch nicht aut dem Gebiete der inueicu \'eiwaltung 
der einzelnen J^^rstentünier, doch in vielen anderen Beziehungen sei- 
tend; der König gewann richterliche Gewalt über die Herzöge (ebd. 
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Die Einwanderung Deutscher in Sciiiesif'n bej^ann im 12. 
mid währte bis zum 14. Jahrhunderte. 8chon triiher mögen 
sich freilich t'renule Ansiedler in den polnisclien Ländern 
niedergelassen haben*; besonders gefllichtete Elb- und ()(hir- 
«laveu mögen sich vielfach nach dem Stammes verwandten 
Polen gewandt haben. Sie hiefaen liberi, und in der That 
brachten sie in die Gebundenheit der aitpolniechen Gesell- 
«chafit, wenigstens der niederen Endlichen Bevölkerung, das 
erste Element der Freiheit Sie standen unter der besonderen 
Obhut des Herzogs und erhielten daher ein höheres Wer- 
geid ^ Ihnen folgten auf dem Fufse seit dem 12. Jahrhundert 
deutsche Ansiedler, Vlamländer, die sogenannten Wallonen^ 
welche zwar auch persönlich frei waren und keineswegs an 
die Srliollc ^etcjiselt erscheinen, jedoch den Lasten des Jus 
Polonicum unterworfen waren An diese wiederum schlössen 
sich, vt'ranhifst durcli die deutschen Mönche, welche von den 
Ilerzöirrn hierher berufen wurden, um als Pioniere deutscher 
Kultur aui/.utreten, deutsche Bauern. Die erste Urkunde, die 
auf eine Einwanderung deutscher Kulunistcu schliclscu Uilöt, 
ist eine Urkunde vom Jalire 1175. Welchen Umfang sie aber 
bald angenommen haben muTs, darttber belehrt uns ein Er- 
eignis ungef^lhr Tom Jahre 1214, wiewohl uns bis zu dieser 
Zeit kaum drei oder vier Dokumente erhalten sind, die uns 
Ton der Kolonisation berichten. Nur einmal nämlich wurde 
durch die Gewalt der Waffen über die Germanisation 
Schlesiens entschieden; es geschah dies im Jahre 1214 in der 
Schlacht bei Studnitz in der Gegend von Liegnitz*, in welcher 
'li^ Söhne Heinrichs L, Konrad an der Spitze der slavischen 
Tartei, Heinrich, nachmals der Zweit»?, der Fromme, an der 
Spitze der eingewanderten deutscheu Kitter und Iranern, gegen 
einander stritten, und in W(iicher das Deutschtum den Sieg 
errang. Anderthalb Jahrhunderte währte die Kolonisation; 
Meitzen berechnet die Menge der in dieser Zeit nacii Schlesien 
verpflanzten bäuerlichen Bevölkerung auf 150—180000 An- 
sidoler. Dazu kommt noch die Zahl der deutschen Ritter 
und Blirger. Man mu(s auch bedenken, dafa gemsse Ge- 
rden in Oberschlesien sowie die polnischen Grenzdistrikte 
in Mittel- und Niederschlesien sich ziemlich frei Ton der 



S. 15); auch wurde das freie Vcrfagiuigsrecht deiselbeu über ihre Länder 
«ihr eingeschränkt (ebd. S. 22). 

> ^ Gallus (S. 419) von Boleslaus II Largus: ^hos[>itam 
auceptor heuignus." 

' Piekosinski a. a. O. S. 247 f. 

' Siehe z. B. diu Urkunde Heinrichs 1 für die Koinuui (d. h. Wal- 
lonen) in warben. Tzschoppc und Stenz el S. 900 f. Nr. 13 a. 

^^'1. auch Grunhap:«» n , 1 . s colonieg wallones en Sih'sie. acad« rojrsle 
de Beigiuue. <*xtr. du t. XXXIII etc. iBruxell»^« I^OT.) 

* Curonicuu Polono-Silesiacum, ed. Arndt. MG. S.S. XIX 56$. 
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(leutsclion Kolonisation hielten, und daU noch im Jahre 1619 
Schlesien mu Kinschlufs von Glatz nur tiöSOOO Einwohner 
nmfnfste^, um von dem Verliäitnu der deutschen Einwaii' 
derung zu der einheimischen Bevölkerang in den vorzogt- 
weise der Besiedeln ng unterworfenen Gegenden eine richtig« 
Vorstellung sich su machen. Der Qrund and Boden, auf dem 
die deutschen Bauern sich niederliefsen, war entweder herzog- 
litli oder grundherrlich) in diesem letzteren Falle entweder 
dem Klerus oder dem Adel gehörig. Es gab für einen pol- 
nischen oder deutschen Edlen, desgleichen ftir eine geistliche 
Korjioration k^MTu-n gröfseren Vorteil, wie wenn sie vom 
Herrscher die Krlaiüjnis bekamen, ihr AUod «»der Vn?-\verk. 
d. h. ein zunächst i'ür die Kigcn wirtsc halt bestnnnite.s (iruud- 
»tiick, zu deut^eliem Rechte auszuset/.en. Derjenige, wek*her 
auf seinem O runde ein deutsches Dorf anlegen wollte, schlofs 
einen Vertrag mit einem Untern« Iniicr (locator), der daduixli 
die Pflicht übernalmi, die ihm Ubeigt benen Hufen mit deutschen 
Bauern zu besetzen, und dafür als Schulze der neuentstehenden 
Gemeinde eine Anzahl abgabenfreier Hufen mit verschiedenen 
Gerechtigkeiten, einer Brot- und Fleischhank, auch wohl einer 
Schulibank und Schmiede, erhielt. Die Bauern wurden von 
den ihnen unbekannten Leistungi'U des jus Polonicum be- 
freit; sie erhielten ihre Güter zu Erbzinsrecht, welches ihnen 
zwar ein weitgehendes Nutzungsrecht, Vererblic hkeit und Ver« 
Hnfserlichkeit ifires Besitzes, aber kein eigentliehes Eigentums- 
recht f^OAvrdirte, pbensow<'nig wie andererseits die din^xHchen 
Hechte des Grundherrn gegenübor ih n K'thmisten ein Kisren- 
tumsrecht bedeuteten ^ Der Kirelie seliuldete der Kohini^jt 
den Zehnten; nicht minder war er sowohl dem Grundherrn 
als auch dem Landesherrn abgabenpflichtig. Dem Grundherrn 
zahlte er von der Hufe einen Geti'eidezins sowie einen Geld- 



Geoigi im Frtthltnge, zu Galli im Herbste. Der Schulze em- 
pfing, wie schon bemerkt, bei der Ansiedlung Freihufen, 
welche vom Zins und vom Zehnten befreit waren. Seit dem 
14. Jahrhundert l^ifst es sich aucli nachweisen, dafs der 
Kolonist* dem Grundherrn zu Diensten verpBichtet war. 

' Vgl. ^Viwr (U'u Wohlstand von Schlesien". Breslau o. J., S. 6, 
- Vjrl. Einst Freiln^rr von Schwind, Zur EntstchnnprJ'SPSch. 
der freien Erbleiheii. Het't 30 der Unters, zur deutscheu Kcchts- und 
8taatpgef«ch., ed. O. Gierke, Breslau 1891, S. 157 ff. 

' Über die Entstehung and den Charakter der grundli(>rrlichen 
Dienste besteht eiix' Kontroverfs«» zwipchen Stenzel und Meiti^en, 
Steuzel (Tzschoppe-Stenzel, Eiul. S. 165) meint, da die fijrundlierr- 
Hchen Dienste In den Aussetznngsttrkunden nicht erwfthnt würden, dafs 
<ler Ur.'ii»rung die.«er LeiBtuncen aus der Vergabung des jus ducale, be- 
snn(ler<^n Vertragen und vielleicht aus ungerechtem I>nicke abzuleiten 
b(cu Meitze« (Cod. dipl. Sil. IV 115) behauptet dagegen, dafs die 
deutschen Kolonisten schon bei der Anssetcusg Scharwerksdfenste fiber- 
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Dem LandesheiTn geirenüber war der Bauer zu einer ge- 
wissen, oft sehr be.sc'hiaiikten Ptiicht zum Krieg.sdienstc, sowie 
zu einigen anderen ürifentlichen Diensten und I.eistun^f^n, so 
zur Entrichtung des HerzoEkornes, des Miiiiz^eldes und be- 
sondera des SchofseS; verbunden. Der „Schois'' (coUecta, 
exactio) war an&ngs eioe auf den auch zu grundherrlichem 
Zinse yerpflichteten Hufen lastende aufserordentliehe Abgabe, 
welche aber später ordentlich und auf einen jährlich zu zahlen- 
den Betrag fixiert wurde; so für den Kreis Neumarkt „propter 
Sterilitäten! et vilitatem agroruni" auf nur 6 gr. für die 
Hufe^, für die Kreise Liegnitz, Goldberg und Ilaynau auf 
36 gr. für die grofse und 24 gr. für die kleine Hufe^. 
Grund herrlich er Zins und landesherrlicher Schofs sind streng 
ans^Miianderzuhalten ; jener trügt einen privatrechtlichen, dieser 
einen öffentlichen Chnrahter. Nur wo der Landesherr zufileich 
Grundherr war, gebüluien ilnn naturlich zugleich die üÜ'ent- 
liclien und die grund herrlichen Leistungen. Es gab in 
Schlesien von vornherein nur grundherrliche, d. h. auf fremdem 
(dem Herzoge, dem Adel und der Geistlichkeit, spilterhin auch 
den StKdten gehörigem) Grund und Boden zu £rbzinsrecht 
angesiedelte Bauern. ' Anfllnglich , solange noch die Bestand- 
teile der öffentlichen Gewalt nicht vcrjiufsert wurden, war 
dieses Institut der Grundherrlichkeit aber ein rein privat- 
rechtliches ^ seinen vornehmsten Ausdruck in der Zinspflicht 
h'ndend; erst durch die Erwerbung zuvor landesherrlicher 
Rechte gewann die Grundherrlichkeit ihren, unten noch zu 
schildernden Domanialcharakter, demzufolge der Grundherr 
auch als Träger öffentlicher Befugnisse erschien, und der 
späterhin so allgemoin und so wesentlich für sie wurde, dafs 
man unter Grundherrlieldveit el)en jenes Kechtsverhültiiis ver- 
stand, kraft dessen Private im selbständigen Besitze staat- 
licher Befugnisse sich befanden^. Diese in der Folgezeit sehr 
schnell sich vollziehende Entwickelung darf jedoch die Er- 
kenntnis nicht verdunkeln, dafs die Grundherrliehkelt in ihrer 
iütesten, reinsten Form aufserhalb der Sphäre des öffentlichen 
Rechtes liegt Die principielle Neuordnung der ländlichen Zu- 
stände in ganz Schlesien war nicht nur eine Folge der direkten 



nshmeD, die ihnen von Dentschland aus keineswegs unhekannt gewesen 
wären. Urkundlich lassen sich jedenfalls die griindherrlichen Dienste 
erst seit der zweiten Hälfte do.^ 14. Jahrhundert?« nachweisen. 

' Privileg König Juhuiuis d. a. 1341, bei T/.«cho pp e- Ste uze l 
Nr. 152 S 551. 

- Ebil. s' i:^ Xr. 148 d. a. 13:37. Darüber, dafs dieser Schof« 
nur <lio iiueh zum grundherrlichen Zinse verpflichteten Hufen traf, also 
nicht die Frcihufen des Schulzen und auch nicht die Güter des Grund- 
iii-mi, in.sofcrn dirsclht n nicht späterhin ursprünglich bäuerliehe und 
daher schofj^ptiichti^M' IIuf«'n erwarben, s. u. S. 62, .\nni. H. 

* In tlicsrni h'tzteren Sinne werden auch wir im folgenden das 
Wort ,.gruudheiTlich ' anwenden. 
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Einwanderung, sondern auch des Umstandes, dafsallmähiicL iiat'li 
dem Muster der neu eingeführten deutschen die bereits bestdien* 
den slayischen agrarischen Verhältnisse umgestaltet wurden ^ 
Gewanneinteilung and Wirtschaftssystem , nicht minder die 
Dorfgemeindevemssung der Deutschen fanden Eingang in 
den polnischen Siedelungen ^. In derselben Weise wie die 
DiVrfer wurden auch die Städte zu deutschem Rechte ausge- 
setzt; sie waren fast durcligün^ag herzoglich, und nur selten 
gestattete der Herzog die Anlegung von Städten anderen 
Personen, so dem Biscliofe. Der Zins war in ihnen ein dop- 
]jelter, der Hufenzins für die Feldtiiir. mit welcher die Stadt 
ausgestattet wurde, ferner der Hausplatzzins, eine Ab;^abe von 
den einzelnen 1 laiiüfrstellen, dazu die Einnahmen des Fürsten 
aus den ihm vorbehaltencn Einrichtungen zum Zwecke des 
Verkehrs und «.ler Produktion für den Markt; so jäiuliche 
Zinsen von den Fleisch-, Brot- und Schuhbänken, der Reich- 
krame, vom Scheergaden, von den Leder-, Hopfen-, Hak- 
und Brauhftusem, vom Schrotamte, vom Schlachthofe und 
Sakmarkte, Hebungen vom Kaufhause, den Mflhlen und 
Krügen sowie die Wachgelder und Zölle. Auch der Sc]ior>- 
pflient waren die Städte unterworfen. Die deutschen Ein- 
wanderer brachten mit sich ihre deutschen Rechte, die Ritter 
ihr Lehnrecht, die Bürger ihre Stadtrechte; ftir die Bauern 
galten die auf sie bezüglichen Teile des Landrechtes. Gegen 
das Ende des 13. Jahrhunrlcrts liefs Bischof Thomas Tl. den 
Sachsenspiegel in das Lateinische ühers(^tzen ^ ; in der Mitte 
des 14. Jahrhunderts wurde für das Fürstentum Breslau ein 
Laudrecht, beruiund auf einer Bearbeitung des Sachsen- 
spiegels, geschaffen, welches in ganz Schlesien Geltung ge- 
wann*. Oberschlesieu , wo die alten polnischen Kechtsver- 
hältnisse sich am längsten erhielten^ wurde später in den 
Kreis der böhmischen Rechtsbildung gezogen ; seit dem Aus- 



1 Meitzen a. a. 0. S. 103 flf. 

' Über die £mwirkim|fen der G^nnsnisation auf die peroönlicheii 
RecbtsvcrbAltmsse der Blavuchen Bauern nnd auf ihr Besitirecht vgl. 

ebendaselb^it. 

" Gaupp, Das alte Mafdeburgische und Hallir>clie Recht. S. Idb. 
« E. Th. t>aup p, Das schleaiscbe La&drecht Leipzig 1828, S.79lt 

Wenn Grunbagen (I 71 der Quellennacb Weisungen, Anm. 36) bei 
(ielcgenhcit versern* odenor Abweicliunfrcn dos srhlcsischon Landrechtei^ 
vom Sachöfnapiegel zu Gunsten der weiblichen Erbfolge bemerkt, dafs 
dem polnischen &brechte überhaupt eine Begünstigung der weiblichra 
Erbfolge zu eigen , sei, so mufs dem gegenubor auf die Ausführungen 
Richthof OTIS f^TTber die singulSron Erbrechte" etc. S. 39 f. und passsira) 
hingewicben werden, aus denen hervorgeht, dafs das alte slavische Erb- 
reent die weibliehe £rbfolg<> geradezu ausschlofs, und dafs die letztere 
erst allmählich und in sehr boscliränktem Unifim;re in Schlesien b^ den 
ursprünglich sla^ ischnn Adel^fainilien sich entwickelte. 

• Die au-s dem lü. Jaiirbundert stammenden Laudcsorduuugen von 
Teschen und Oppeln-Ratibor beruhen sehen auf dem bdhmiBehen Land- 
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^ange des ^littelalters fand hier da.-^ hölimische Land recht 
Aufnahme^ welches freilich atark von deutschen Aiiächauungen 
durchsetzt war; in den Städten wurde das sächsische Reclit 
gleicherweise verdrängt vom böhmischen Stadtrecht, welches 
sogar gänzlich anf deutschen Quellen beruhte^. Das Wich- 
tigste Air die staatliche Entwickelnng war freilich die Re- 
ception der deutschen Gerichtsverfassung und zwar ihres 
b^eutsamsten Bestandteiles, der scharfen Scheidung zwischen 
processualischer Kognition und processualischem Zwange^. 
Nicht mehr der Fürst oder sein Beamter waren jetzt die Ur- 
teilsfiillcr, sondern der Richter war nur nnc!i der Vorsitzende 
des Gerichts, welchem die Leitun;i; und die JSorge für die Aus- 
führung des Spruches zuriel, während das Urteil selbst von 
den Schöffen gefunden wurde ^. 

Noch schwerwiegender aber als die Veränderungen, welche 
das }x)iiusche Staatswesen durch die deutsche Einwanderung 
und nie Reception bestimmter deutscher Rechtssatzungeu er- 
litt, waren diejenigen, welche durch das Eindringen der oben 
bezeichneten y aus den Kulturländern des Abendlandes 
stanunenden Ideen bewirkt wurden. Der erste Ansturm in 
dieser Hinsicht ging aus von der Kirche, welche fUr sich selbst 
und fdr ihre Besitzungen diejenigen Freiheiten der Staats- 
gewalt gegenüber zu erringen trachtete, in deren Genüsse sie 
sich in Westeuropa bereits befand. Bis zum 12. Jalirhundert 
ist die kirchliche Organisation in Polen ganz und gar ab- 
hängig von der fürstlichcfn !^Iacht; die Bischöfe wurden wie 
fürstliche Beamte als absetzbar und versetzbar bctraciitet, die 
Pfründen von den Fürsten willkürlich vergeben, das Z( Ii Ut- 
recht der Bischöfe bestritten*. Schon im 11. Jahrhundert 
wütete in Polen ein gleicher Kampt zwischen Kirche und 

rechte. Die Periode der lieceptiou des böhmischen Hechtes dürfte in 
diesen Gegenden wohl zusammenfallen mit der der csecbiflclien Amts- 
■priiche, welch letztere seit saec. XV. in Oberschlesien sich einbürgerte; 
vgl. ^Urkunden der Klöster Räuden und I (hnmelwitz", ed. Wflhelm 
Wattenbach, Breslau lö59. Cod. dipl. Sil. 11 d. XXIX. 

\ ISn Yerzeiclmis der auf bObmiseher Onmdlage bembenden ober- 
Behleaischen Parti kularrecbte findet eich bei v. Kamptz, Die Provin- 
ziftl- und statutarischen Kr m hte in der preufsischen Monarchie. Berlin 
1826. Uber die Gültigkeit böhmischer Kechte, S. 51t> ff. 

' Scharf nnd ricbtig wird der Hauptuntencbied zwischen altpol- 
uischer und altdeutscher Gerichtsyerfassung in der Kni^^ prawa 
(Ilr-lceK Starodawne II) ^ TTT h«^rv«»r^(.'lioben: „Ouch zy wissentlich, 
daz der i>oictH:he richtcr niciu nciie ppen phegit zcu haben; zyt her abir 
nncse Inte bj im, wen her richtet, dy leet her zcu im und feget in dy 
rede vor, und dunket in ir keynis rede recht, dornoch richtet her; be- 
haget im abir ir keynis rede, zo richtet her noch synem zynne, so her 
rechteste kan.*^ 

* Den Ansfttlirungen Grfinbagens (Schles. Gresch. 189 und 91 f.) 
über das Verhältnis zwischen Richter und Schöffen wird man«Bich kaum 
anschliefseu können. 

* Vgl. Röpell 1 133. 
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Staatsgewalt wie damals in Deutschland zwischen Kaiser und 
Papst; den ^^ endepunkt darin bildete die 1079 erfolgte Er- 
mordung des Bischofs von Krakau , des heil. Stanislaus, des 
polnischen Thomas Beket, in dar Krakauer Kathedrale durch 
die eigene Hand Boleskus' II. Largns^. Dieses persönliche 
Verschulden des Herrschers entschied üher das Schicksal des 
Kampfes; in den Strafen des Bannes und Interdiktes, sowie 
der Yerweigerong des Begräbnisses auf geweihtem Boden 
standen dem Papste die wirksamsten Mittel zu Gebote, den 
wilden Sinn der slavischen Fürsten zu zähmen. Nachdem 
die Kirche durch Einfuhrung des Cölibates und Abscliaffung 
der Simonie eine gründliche, inn«'re Läuterung bestaiirlen 
hatte und zu einer festen Or«iaii tion gelangt war, trat sie 
dem Landesherrn mit den weitgeiiendsten Forderungen ent- 
gegen, deren Erfüllung eine Sprengung der Staatseinheit be- 
deutete. Nicht nur, dafs die kirchliche Organisation, die 
Wahl der Bischöfe und ^v-bte, die Vergebung der Pfründen 
rechtlich jeder staatlichen Einwirkung entzogen wurden, nicht 
nur dafs cUs Zehntrecht unbestreitbar gesichert wurde ; gesttttst 
auf die Satzungen des kanonischen Rechtes, eroberte sich die 
Kirche die geistliche Gerichtsbarkeit, die Exemtion des 
Klerus vom weltlichen Gerichtsstände. Noch mehr: es dran^ 
die Auffassung durch, wie es in einer Urkunde des Heraogs 
Mieczystaw Stary hiefs, als er das Kloster Lenda an der 
Warthe von aller ftlrstlichen Gerichtsbarkeit wie auch von 
allen herzoglichen Al)gaben und Diensten befreite, ..es zieme 
sich nicht, dafs ein dem höchsten Gotte geweihtes Hans den 
Gesetzen der Fürsten unterworfen sei" : es wurde also recipiert 
das abendländische Institut der geistlichen Immunitäten*. In 
Schlesien gelang es der bischiiflichen Kirche zu Breslau 
schon früh, in den Besitz ausgetlehnter staatlicher Uechte 
ihren Hintersassen gegenüber zu gelangen schliefslich 

' Vj^i. Abraham, welcher nachgewiesai hat^ dafs die Ermordunt; 
dos hl. Stanislaus wegen der Konspirationen orfolgto, in welche ^irn 
derselbe mit Gregor VIL eingelasseo hatte. (Abraham, O pierwotnej 
organisacsi kotSeroVa w Polsca.) 

^ Das Wort „Immunität" ist hier natürlich in dem RltereD, wsitereD 
Sinin* ir''braucht. Die Fordertmgnn der Kirche finden sich zusammen- 

fefafot III dem Auftrage, weichen Papst Gregor IX. (17. Juni 1236, 
'h ein er, Vetera Monamenta Poloniae etc. Tom. I. Romae 1860, S. 29) 
seinem Legaten Wilhelm von Modena gab, er nolle die polnischen 
Fürst« ii dnrcli Ermahnungen und, wonn dios nichts hälfe, durch kirch- 
liche »Strafen bestimmen, die Unterthancn der Kirchen nicht mehr mit 
den Lasten d«fl ins durale sn bedrfickeD, also von allen Abgaben und 
Zöllen, von der Pflicht, das furgdiche Gefoh^e auf Beisen und Jasden 
Hiifzunehmen und zu verpflegen, von dor Teilnahm^' Kriotr>='zugr*'n 
uud^Burgenbauten auf eigene Kosten zu befreien, sodafg öie wieder 
ffkt ihre eigenen Angelegenheiten Boropen nnd der Kirche die sehuldigen 
Dienste fristen könnten, endlich aucn nicht die GertchtslMrWt nbor 
die Hintersassen der Kirche samt den Ofrichts^efalleii an «ich zu reifsen. 
* lu den Kastellaueieu Ottmachau und Mditisch; vgl. Liber fuudat. 
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endigte der Kani|>f, welcher am heif^ositrn in der zweiten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts zwischen Heinrich und Bischof 
Thomas II. tobte, damit, dafs jener auf dem Sterbebette 1290 
dem Bischöfe für die Kircbeiüande Ottmachau und Neifse 
plenum dominium perfectumquo jus ducale Ubertrug*. Da* 
mit erwarb der Bischof für diese Gebiete die Landesherrlich- 
keit; er trat jetast als gleichberechtigt nel)en die andeiii 
schlesischen Fürsten, deren weitere Schicksale in der geschicht- 
lichen Entwickelung er teilte. Die übrigen geistlichen Stifter, 
die grofsen Abteien, gelangten soweit nicht, und zwar deshalb, 
weil ihre Güter nicht nur in den einzelnen Verwnltungs- 
distrikten dp< Landes, sondern auch in den einzelnen Kiirsten- 
tümern zeröircut lagen und ein territorial geschlossenes 
Ganzes nicht l)ildeten. Ohne aus dem Staatsverbande gänzlich 
auszuscheiden, kamen sie doeli in den Besitz der wichtigsten 
herzoglichen Rechte und aller Gerichtsbarkeit, also der 8tiuits- 
gewalt über ihre bäuerlichen Hintersassen; die Anschauung 
iedoch blieb bestehen, dals ihre Gewalt eine von der fürst- 
lichen abgeleitete sei, dafs sie für ihre Qüter Vasallen des 
Fürsten und ihm sur Huldigung und zu allen Diensten ver- 
pflichtet seien, welche der Fürst als Oberherr von seinen 
Vasalien zu fordern berechtigt sei. Die Gewalt, welche sie 
errangen, war eine nur grundherrliche, keine landesherrliche". 
Ihren Abschluß findet diese Bewegung im 14. Jahrhunderte*. 

epi»c Vratisl. edd. Markgraf und Schulte, Einl. S. XXIIl (F., wo 
sich über die Rechtsverhältnisse beider Kastel l:nicion eine eingehende 
Untersuchung findet. 

1 (!. <1 Yin slaii, 23. Juni 1290. Stensel, Urkk. snr Gesch. des 
Bistum« iirt dlau. Nr. 250. S. 250 f. 

• S. über den Begriff der Grandherrlichkeit o. S. 4S Anm. 3. 

* ÜB drang damals die Anschauung durch, dafs <1io «reistUcheu 
Hintersassen von äon furstliclicD Diensten und Lasten und der her^^o^- 
Uchen Gerichtsbarkeit befreit »eiea, dafs dagegeu über sie dem Stifts- 
oberen alle Jurisdiktion, verbimden mit dem jus dominii nnd ducale, 
zustniidi ; atis dieser Zeit stammen auch die meisten Fälschungen der 
schlesischen Klosterprivilep^ien , nach denen Ijereita die ers^ten riasten 
den Abteien derartige Exemtionen verliehen haben sollen. S. u. a. 
die f^flUeehten Privilegien der alteu Herzöge für das Kloflter Leuboe, 
in denen dieselbeii angeblich dem Stifte, wie es oft heifat, „omne jus 
diu;i[e cum omni dominio, cum omni übertäte, cum omni judicio 
mauuä et capitis"* verleihen; so z. B. d. d. 1. Mai 1175 (Büsching, Urkk. 
des Klosters Lenbns I, Breslau 1821, H. 7, Fftlschung aus dem 14. Jahrb., 
vgl. Grünhagen, Begg. 136), d. d. 1245 (Büsching, a. a. O. S. 170, 
ebenfalls Fnl-Hiung ans dem 14. Jahrli.; vgl. Regg. I 242), d. d. 27. De?;. 
1252 (angeblich für alle Besitzungen dos Klosters, zu derselben Zeit 

fefllscht; Bfisching, a. a, O. S. 187, vgl. Regg. If 11); f&rTrebnits s. 
ie ürk. d. d. 1208 (öommersbcrg, Scriptores Kor. Siles. Tom. I Lins. 
1729, Fälschung aus der zweiton iTslfte des 11. Jahrb.. vpl. Retr!?. T Ml) 
8- w. Wahrscheinlich hängt die Entstehung dieser mas»«'uhat'ten 
Pilschungen mit dem Umstände susammen, dafs die Fürsten im 14. Jahrh. 
(nach dem Vorbilde des Landbuche« Karls IV.) einen letzten Versuch 
machten, die Trümmer und Reste ihrer ehemals so an-j^edehnten Be- 
sitzungen und Hechte zu retten, und zu diesem Zwecke genaue Register 
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Das zweite Moment, durch welches die Auflösung der 
alten polniftchen Staatoveifassang beschleunigt worde, war der 
Umstand, dafs der Unterschied zwischen Szlachta und Ritter^ 
stand einerseits nnd den Bauern der Onoleyer&ssung andrer- 
seits, der doch bisher trotz des ftir die beiden höheren StKnde 
geltenden Gcburtsprincipes vorzugsweise ein socialer war, sich 
gründend auf die Verschiedenheit der Besitzes- und Berufä- 
verhältnisse, nunmehr anfing, eine erhöhte staatsrechtliche Be- 
deutung zu fi^ewinnen. Während dadurch die Kluft zwischeu 
den beiden liöheren Ständen und der niederen Bevölkerung 
wuchs, wurde der Unterschied zwischen Szlachta und Ritter- 
tum wesentlich gemildert, (-in Frozeis, aut den die in grofser 
Anzahl einwandernden deutschen Ritter einen wesentlichen 
Eiiitiuls gehabt haben dürften. Denn während in anderen 
webtslavi sehen Ländern die alten Zupanengeschlechter , so in 
Polen als nobiles cum clenodio et proclamatione bis zum An- 
fange der Neuzeit, in Böhmen und Mähren unter dem Namen 
der Herrn (pani), sich lange als eine höhere Klasse der 
NobiHtät erhielten, blieb in Schlesien dieser Unterschied nur 
in wenigen Gegenden, meist in Oberschlesien, bestehen, in 
denen me Germanisation weniger durchdrangt Die erste 



dereelben anlegteu. Dabei murHten, wie man vermuten darf, diejenigen 
nnindherren, welche für ihre Hintersassen im Besitze der herzoglicneii 
Hechte zu sein behaupteten, 2um Ausweis ihre Privilegien vorlegen; 
wo die geistlichen Stifter nnr durch Uflnipation nnd Gkfwohnheit in den 
Gennfo der Jnrisdiktion und der anderen fürstliolicn Gerechtsame ge- 
langt waren, 'v^•T^rdon Froihriefc einfach gefälscht. Zur Ausübuncr aer 
gnindherrlichen Rechte, besonders der höheren Gerichtsbarkeit, bestellten 
die Äbte Stiftsvögte, die sieh meist in einem strengen BeamtenFCT' 
hUtnisse befanden. 

> £tn Verzeichnis der schlesischon Herrenfreschlechtcr der späteren 
Zeit findet sich bei Jak. Schickfus .New vermehrete schlesische 
Chronica". Leipzig 1625. IV 89 f. Unter dm dort anfjgeföbrten 
Familien giebt es allerdings verschiedene, v elelie entweder später erst 
in den TTerreiiPtniid t-rliohon A\nirdon oder niclUsclilesischeu Ursprunges 
sind. In Uppcin-Ratihür halte der Unterschied zwischen Herren und 
Rittern ancn insofern staatsrechtliehe Bedentting, als die Herren eine 
besondere Landtagskurie bildeten; nicht so im Fürstentum Grofsglogao. 
Vgl. Kgl. Staatsareh. Rresl. Fürst. Glogau II Ih. Mnrxhe Fiimilie nin- 
gegen, wie die der hchaffgotsch, welche als nobiiis bezeichnet wird 
nnd daher nreprQnglich der Szlachta angehörte, behielt keinen be- 
sonderen Vorzug aß Herren^eschlecht, weil eben in dem südlichen 
Teile Schlesiens die Germanisntion gänzlich mit dem altslavisehen 
Unterschiede zwischen Szlachta und milites brach. 

Wie streng der Rangnnterschied zwischen Herren und Rittern noch 
bis in sehr späte Zeit sieii erlii<'lt, geht hervor jmis folgender Episode. 
Im Jahre 15 <3 .sollte als Hat an der damals vor kurzem gegründeten 
schleeischen ivainmer Friedrich von Kittlitz, ein Mitglied des Herren- 
Standes, angestellt werden ; alsbald entspann sich zwischen ihm und einem 
anderen Kuniinerrate Georg von Hraiin, der, wiewohl Inhaber der freien 
Stnii ]r hf rrsoliaft Wartenberg, doch .seinem Stande nach nur ein ein- 
facher iuttcr war (s. u. S. 55), ein Raughtreit. Kittiitz beanspruchte 
alB Angehöriger des Herrenstandes die Session in der Kammer vor 
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VerKndeixiiig, welche das altpolnische Staatswesen durch die 
nea entstehenden Privilegien des Adeb erlitt, bestand darin, 
dafii derselbe in Bezug auf seinen Gerichtsstand von dem 
Kastellaneigericht eximiert wurde; sowohl für den ein- 
heimischen slavischen wie für den eingewanderten deatschen 
Adel konstituierten sich jetzt eigene Standesgerichte; die des 
erstenMi sind bekannt unter dem Namen der Zauden, welche 
sogar da« dem alten polnischen Staatsrechte unbekannte und 
völlig entgegengesetzte Prineip der Schaffen Verfassung adop- 
tierten, und deren erstes im Jahre 1300 erscheint ^ 

Ab<-r el)ensowenig wie die Kirche sich damit begnügt 
hatte, aut Grund der Satzungen des kanonischen Hechtes ihre 
Mitglieder der weltlichen Gerichtsbarkeit entzogen zu haben, 
ebensowenig machte der Adel bei dem Halt, was er somit 
bisher erreicht hatte. Wieder wurde hier das Beispiel Deuteh- 

Brann; dieser wendete dagegen ein, dafs er als freier Standesherr bei 
Landtagen und im Oberrechte die Session vor den Herren habe, die 
bei diesen Gelegenheiten ihren Platz unter den Kittern einnehmen 
md&ten; er verlangte deingemäfs, dafs s^e staatsrechtliche Superiofitftt 
auch d' H Unterschied betreffs den Geburtsstaudes aufhebe. (Kgl. Staats- 
arch. Hresl. A. A. III 23h, fol. 82 f) Der Kaiser konnte den Streit 
uicbt underB entscheiden, als dadurch, dafs er den Freiherrn von Braun 
in den Herrenstand erhob; im Principe also erkannte er die Standes- 
Prärogative der Herren vor dem übrigen Adel an (ebd. fol. 167), Erat 
im 17. Jahrh. änderten sich die Standesunterschiedo des Adels durch 
die damalB vom Kaiser eingeführten Rangabstufungen (Ritter, Freiherr, 
Graf; auch die Fürsten galten von damals ab, da sie aller wetentliches 
landoslu-rrlichen Befugnisse entkleidet wurden, bosonders nach dem 
Aussterben der Piasten, immermehr lediglich als eine höhere Stufe der 
Xobilität). 

' Stenzel (Einl. zu Tzsehoppe-Stenzel S. 70 und Gesch. Sohle-». 
S. 149) behauptet, die Zaude, wie wir sie im 14. ,Jahrh. finden, sei das 
eigentliche^ einheimische, ursprüngliche polnische Landgericht, das hohe 
Gericht des Adels und auch der Freien gewesen, indem das von uns 
oben iS. 37 f.) behandelte colloquium seiner Ansicht nach als derartiges 
-hohes Landgericht oder alte Landeszaude" fungierte. In Wirklichkeit 
besteht aber zwischen dem colloauium des 13. uml den Zauden des 
14 Jahrh. kein Zusaimiienliang; die letzteren sind kein altpolniscbes 
Imtitnt, sondern erst neu unter dem Einflüsse germanischer Anschau- 
ungen entstanden. Denn in Polen, von dem doch S<'hlesien einst ein 
Teil war, gab es gar keine Zauden, sondern der Adel hatte dort seinen 
Oerichtsstiuid vor dem Kastellan; die Zauden heruhen femer auf dem 
deutschen Frineipeder8chöppenverfas8ung(Tz8choppe- Stenzel, Einl. 
S. 84f.), währenn bei dem ooen erwähnten polnischen Adelsgcrichte der 
Kastellan Einzelrichter war und der „Umstand'' einen rechtlichen Ein- 
flflft anf das Zastandekommen des Urteils nicht besafs. Das erste 
JMUduin pokmieale", welches als Zands zu bezeichnen ist, erscheint 
1300 (Tzsehoppe-Stenzel Nr. 100a): im Laufe des 14. Jahrh. lass^^n 
flidi dann die Zauden als Kreisgerichte für viele Kreise nachweisen 
(dtd. & 81 f.j; sie waren Gerichte des polnischen Adels fd. h. der In- 
haber von erbeigenen [nicht Lehns-]Oütern) in Sachen der peinlidken 
und bflrgerlichen Justiz. Meist schon im 14. und 15. Jahrb. aufgehoben, 
erhielten sie sich in den minder germanisierten Gegenden bis in das 
18. Jahrb. 

Ober die deutschen Adelagericbte s. u. S. 72 f. 
Fonehan^ (55) Xm 1. — Raohf«hI. 4 
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lands maT^gebendy wo das Institut der Gerichtsbarkeit der 
weltliclieu Grundherren sowohl bezüglicli der niederen als auch 
stellenweise bezUp^lich der hohen \'o£^tei bereits bestand. Es 
handelte sich hier für den Adel zunächst darum, über seine 
bäuerlichen Hintersassen, welche social bereits von ihm ab- 
hängig waren, indem t>ic ihm Zins und. wie die slaviacheu 
Bauern lassitischen Hesitzes, Dienste selnildeten, auch die fje- 
richtsgewalt /.u ei langen. Zu erwägen ist auch, dals, wie wir 
nachwiesen, in der altpolnischen Zeit es au Prtvatsklaven 
keineswegs in Schlesien fehlte ; die unbeschränkte Disciplinar- 
gewalt des Leibhenm über diese seine Eigenleute ist gewib 
die andere Wurzel der Patrimonialgerichtsbarkeit, wie wir 
sie sp&ter finden; zum gröfsten Teile freilich ist diese letztere 
entstanden durch Veräufserungen der fQrstUchen Hechte seitens 
des Landesherrn an die geistlichen und weltlichen GroOieii. 
Die Verleihungen jurisdiktionellerRecht»' an den Adel über seine 
Grundsassen kommen seit der zweiten Haltte des 13. .Tfihr- 
hnnderts vor, zunächst aber in weit gerini^i'rer Anza!i! nls die 
Verleihungen obrigkeitlicher Rechte an die «geistlichen Urund- 
herrschaften Seit dem 14. Jahrhundert mehren sich die 
Fälle, in denen der Herzog sich aller seiner landesherrlichen 
liechte, nicht nur der oberen und niederen Gerichtsbarkeit, 



* Sehr hftafig erscheiut die Übertragung der uit deren Gerichts- 
barkeit an dfn weltlichen Grundherrn: anders verl :"lt - sieli mit der 
oberen Gerichtsbarkeit, lu Oberschlesien habe ich bib l*M)0 nur einen 
ebuAgen Fall gefttndeii, in welchem der llenog einem Adligen die ans* 
scbliefsliche Jurisdiktion über sein Gut überlafst, im Fürstentum Tescheii 
(d. d. 31. Jaiiiuir 1290 bei Kasperlik, Kasimir von Beuthen S. 20); 
etwas häutiger kommt das Gleiche in Nieüerschlesien vor: i2öb 
TsBchoppe-Stensel Nr. 44, S. i)84; 1967 Bfischins, Urkk. der 
Plasten in Schlesiens.?; 1272 Stenzcl, Ileinnrh. Grfin&ingsb. S. 192; 
V2X\ Ledeburs Archiv Iii 161. Die Niedei«;»*! iclite wnroK nüht von 
Anfang au gutsberrliche Pertiueuz, wie t e n z el (Einl. /.n i zsch opp c - 
Stensel) und G>. Bob er tag (Gerichte und G^richtsbüeher des Pfirsten- 
tums Breslau, Ztschr. für Gesch. u. Altert Scliles. VII 109) meine«. Eis 
erhellt dies schon daraus, dafs in den ältestt-n rrknnden der Schulz«* 
für die Ausübung der niederen Gerichtsbarkeit noch als landeshen* 
lieber, nicht als grundherrlicher Beamter erscheint: ,,grave8 caaeasmM 
judicabimus — , reliquas vero appellationes scultetus judicabit, satis- 
taciens conquerentibus; quod si injuste fecerit, coram nobis respondeat**, 
wie es zu wiederholten Malen in den herzoglichen Urkunden heiCst 
(z. B. Tj58choppe-Stenzel Nr. 8 (d. a. \2Uh Nr. 10 (d. a. 12281 Nr. 
12 (d. a. 1228). Koch in einem Privileg Heinrichs IV. (d. d. Breslau 
26. Sept. 1277) für die Dörfer de» Hospitals zum Iii. Oeiste heifst e>, 
nachdem verordnet worden ist, dafs die eausae eriuüuaie.s vom Herzoge 
selbst gerichtet werden eollen : „aliaf« vero omnes causas preposito dicti 
hospitalis concedinius et committimuH in perpetuo judicandas*^ 
(Korn, Bresl. Urkundenbueh, Bre.<*lau 1870. S. 47) — ein Beweis d.n^ir, 
dafs die Niedergerichte nicht ohne weiteres Pertiuenz de« Gute« waren, 
sondern in den Besitz des Grundherrn zunächst durch herzogliehe 
Schenkiinir ircric ten. i^pftter wurden sie allerdings als Pertinens des 
(autes betrachtet. 
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über die Gutsinsassen sowohl polnischer wie deutscher Dörfer 
zu Gunsten der adligen Grinulhorron entünfsert, und zwar, wie 
es mitunter heifst, aus der ihm angeborenen Mildtliäti;i;keit 
(^innata nobis muniHcentia"), in Wirklichkeit aus der bei der 
>\achsenden territorialen Zersplitterung immer steij^enden 
Finanznot. Alles, was zum jus ducale über die niederen länd- 
lichen Klassen in jener Zeit gerechnet wurde, der öchols, die 
gesamte Gerichtsliarkeity zumal die obere, — da die An- 
schauung sich bald festsetzte^ dafs die niedere ipso jure eine 
Pertinenz des Gutes sei — , sowie die Einktlnfle aus den Ge- 
richten, Ehrungen (freiwillige Geschenke der Unterthanen an 
den Landesherrn), Dienste (Vorspann-, Pflug und Jagddienste), 
das Münzgeld (eine regelmilfsige Abgabe auf die liegenden 
Gründe für das ursprünglich dreimal im Jahr erfolgende 
Verschlagen der Münze), die Abgaben an Vieh, der Kofsdienst 
der* Schulzen, der schon früh aufgehoben und in eine ständige« 
Abgabe verwandelt worden war. das Patronat über die Ptarr- 
kirelicii, die Zeidlereien, die Mühlen, der Vogel- und der Fiscli- 
tang, die Schank-, Holz- und Jagdgerechtigkeit - alles das 
wurde jetzt teils verschenkt, teils verkauft, teils versetzt, um 
niemals mehr eingelöst zu werden^. Wo ausdrückliche Privi- 
legien nicht vorhanden waren, da usurpierten die Grundberreu 
bei dem Mangel eines festgeordneten Beamtenwesens und einer 
ausreichenden Eontrole das jus ducale und das jus dominii 
Ober ihre Gttter; die Anschauung drang durch, dafs dem 
Grundherrn die Jurisdiktion Uber seine Guter gebühre. 
In den stürmischen Zeiten Georg Podiebrads und Matthias 
Korvinus', sowie unter den schwachen Regierungen von 
Wladislaus und Ludwig von Ungarn fand auch diese Ent- 



* Vel. die Urkk. d. d. 21. Marz l:i")0: .,Juni ducalia. vidcliccr cum 
exactionimis . porro, vacca, peeimÜH et fnuncntis unserinis, mollificiis, 
molendiDÜs, piscationibus, »ilvis, venacionibus cum niaj^iiu turba, 
ancapationibuH, pmtis, tabema, telonio de^ Jilotnitz fluvio . . . laboribus 
vel aliis usufructiblis** etc. (Regif^fnnn S. Wcncislai, edd. Wattonbach- 
Grfinliagcn, S. 4), d. d. 6. Juni l.*j9;j: „exactio generali», gaiisero, 
porcaa, vacca. bema, acricultura jugenim nec non vectura" (Cod. dipl. 
Sil. I 67, Uru. des Kl. GasamowaiuE, ed. W. \yattcnbach, Breslau ■ 
1854). An anderen Orten werden zum liorzo{j:liclitMi IJcchtc fremchnot 
and verjr«'ben: Oberrecht, Steuern, Münzgcld und yewöhnliclie Dienste 
(d. d. 2. Vebr. 1867, Registr. S. Wenc. S. 10), Zinsen, Ehrungen, allerlei 
Bafsen f^rofs und klein. Fuhren, Robotten u. 8. w. (d d. 23. April 14^^2, 
ebd. S. 53), Jagd- mul flol/p'rechti^keit (d. d. 20. April 143.5. ebd. • 
S. 57), ein Zins, beatehend in einem Vierdung 5 Gulden) und drei . 
Fuhren pro Hufe, femer eine Abgabe von 2 Vierdnnff und 1 Malter . 
Hafer von jedem Dorfe jährlich (d. d. 17. März 144-3. ebd. S. 54) u. s. w. 
Vgl. auch T z c Ii o p j) e - S t c n z c l , Einl. S. 1(56 ft'. Unter den veräufrtcrton • 
Rechten befanden sicli natürlich auch die Be.standteile des Jus PolouicuuL 
wo dieses in Kraft geblieben war; vgl. z. B. Tzschoppe-Stenzel 
8. 3:U f., Nr. 44 d. d. Liej^nitz 10. Aupst 12:>5 

* Ein Hlick in die Stenzel s <• h o Bearbeitung^ des Landbuches ' 
Karls IV. tür das Fürsteutum Breslau zeigt uns, wie sehr schon im 

4* 
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wickehing zumal in den ErbfÜrstentüraern ihren Altsrliluis ; 
nur in den Fürstentümern, die unter der Herrschatt eitiheimi- 
scher Herzöge geblieben waren, erhielten sich mancherlei R<»ste 
des alten^ so ausgedehnten jus ducale ^ Principiell machte die 
AnschauuDg sich geltend, dafs dem Gtttabemi die Jurisdiktion 
über sein Dorf gebfihre. dafs ferner, wenn er sein Dorf cum 
omni jure, mit allem obersten und fürstlichen Recbt besitsOi 
das Appellations- und Evokationsrecbt des Landesherm auf- 
gehoben sei« Sowie der Bauer seinen öffentlichen Gerichts- 
8tand verlor und in die grundherrliche Gewalt geriet^ mufate 
der Unterschied zwischen freien oder zwischen Bauern des 
alten Opole-Verhiiltnisses einerseits und zwischen den früheren 
Leibeigenen anrlrTorscits aufhören. Zum Endo des Mittel- 
alters ist die l >oinHnialeigenschaft der adligen Güter völlig 
ausgebildet; über die grundlierrlichen Dörfer steht mit ge- 
ringen Ausnahmen die Ausübung der staatlichen Rechte nicht 
nieiir dem Für8ten zu, sondern dem Grundherrn. Zur Kom- 
petenz desselben gehören die gesamte Genciit.s barkeit, das 
Recht der Polizei und der Strafvollstreckung, das Verordnungs- 
recht, kurz eine Vermischung von gesetzgeberischer! exekutiver 
und administrativer Gewalt, eine ausgedehnte obrigkeilliehe 



14. Jahrb. die f&rstUchen Rechte fiber die Bevölkening de« platten 
Landes in VerfaU gerietcu. Für Obcrschlesien ist uns aus dem Be- 

fistrntn Sti. Wencisfai (C<n\. dipl ?>tI. VI) eine Menge Urkunden bekannt, 
ie uns den Proccft» der Veräurberuug der fürstUcbcn Hechte beleuchten; 
vgl. die ürkk. d. d. 6. Juni 1816 (?) S. 1, d. d. 21. Mftns 1850 8. 4» 
d. d. 6. Jan. 1373 S. 11, d. d. 8. März 1411 S. :n, d. d. 9. Mai 1418 S. 
42, d. d. 14. Jan. 1419 S. 43, d d 14. April 1420 S. 44, d. d. 7. Nov. 
1423 S. 50, d. d. 27. Okt. 142b b. 61, d. d. 7. Okt. 1430 S. 52 und d. d. 
11. Jan. 1482 8. 53 (Procease Bwischen dem Herzoge and £wei Adligen 
vber das oberste Recht auf den Gütern derselben vor erwähltem Schieds- 
richter, entschieden 2U Ungriinsten des ersteren), d. d. 23. April 1432 
8. 53, d. d. 25. April 1485 8. 57, d. d. 17. März 1433 S. 54, d. d. 15. Okt. 
1487 8. 61, d. d. 8. Hftn 1441 8. 64, d. d. 80. Jao. 1478 8. 297, d. d. 
10. Ff V.r. 1485 S. 12.M (IltTzofr Hans von Oppau-Ratibor versetzt sein 
Erbgut PBchow bei Hybnik mit allem fünuichen Rechte, Patronate- 
rechte u. a. w. für 500 ung. fl.). 

1 Vgl. z. B. Tzschoppc-Stenzel, Einl. 8. 170f. Als in der 
Zt*it drr hubsbiir^iHchen Herrschaft Staatsgewalt auf einer ver- 
änderten (THUKllaLM' sich mäelitip: wiedererhob, legte man üV)ripon.4 
wenig Wert auf die aus dem aitt'n jus ducale stammendcu laiidcöherr- 
liohen Bechte: so befahl Maximilian II., „dae alle die obcrgericht, gelt 
und gotreitzins in (U'in Glo^iselien fürstentnnilj, welche die alten fürsten 
auf etzlicher vuin acll giietern liin und wider in den woichbildern ge- 
habt, den bcsit^ieni und Inhabern der gueter erblichen verkauft uud hin- 
gelasseu werden sollen*^, indem er die au8 diesem Verkauf erwadiaeil* 
den beträehtlichen Fiimalimen für wlchtitrer hielt als deji Hesitz ver- 
einzelter derartiger landet^herrlicher Rechte. (Aus dfm Hericht« der 
Kammer über die Horeitung [Inspektion] des PfandHciiiliings Grün- 
berg. Vgl. Staatsarcli. Hresl. AA. III 23> fol. 41 bis 47, d. d. Grün- 
bf rjr 4. Febr. 1577). 1577 verkaufte die Generalbcreitungskommission 
der Stadt Freistadt die Ober- uud Niedergerichte für 4000 Thaler; 
d. d. 3. Juui 1577, ebd. fol. 187, 
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Stellung; diese Funktionen aber übte er niclit etwa uns als 
Träger irgend einer Beamtenqualität, sondern ganz selbständig; 
es Ut dies der Rechtsbegrin der mittelalterlichen, feudalen 
Jurisdictiooes *y welche als eigene Staaten innerhalb des alten 
Staatskörpersy diesen durchbrechend und zersetzend, sich kon- 
stitaierten, nur noch durch schwache Bande an den Forsten, 
die oberste Spitze des Staates und den Reprttsentanten seiner 
£inheit, gefesselt. 

Mit dieser Entwickelung der Prärogative des Adels Uber 
seine Orundsassen ging parallel die Ausbildung seiner Macht 
als einer politisrlien Körperschnft; es geschah dios, indem er 
sich genossenschaitiicb orgaiiisu rte. Die ursprüngiicliste und 
natürlichste Form der Oruamsation der Szlaehta war der Ge- 
schlechtsverband ; 80 tritt sie besonders in ältester Zeit in 
Polen auf*, wo ganze Adelskoterieen entstanden, indem sich 
die Mitglieder eines Geschlechts verband es um das reiche 
Famtlienhaupt scharten °, ebenso in Pommern, wo dem Bei- 
spiele der Szlaehta auch die Übrigen Familien des Adels, 
sogar die eingewanderten deutschen Geschlechter, wie die 
Grafen yon Eberstein zu Naugardt, die Ostens u. s. w. 
folgten, und wo diese Organisation sogar staatsrechtliche 
Bedeutung erlangte. In Schlesien ward es anders; wir sahen 
|a, dafs hier die Szlaehta seit dem £nde des Id. Jahrhunderts 
zum gröfsten Teile in der Ritterschaft aufging. Nun ist uns 
bekannt, dafs die milites ursprünglich in (^en K'tstellaneiburgen 
angesessen waren; als sie nun ausgesiedelt wurden und Grund- 
stücke vom Herzoge erhielten, war nichts natürliclier, als dafs 
i^if* mit der Burg des Kreises, in welchem sie wohnten, in 
Beziehung blieben; war doch der Kastellan ihr Fuhrer im 
Kriege. So bildeten die Ritter eines jeden Bezirkes mehr 
oder minder fest organisierte Korporationen. Diese korporative 
OiganisaUon des Adels hat sich erhalten; die ältesten Suuren 
dereeiben finden wir in einem Landfriedensgesetze Heinricns IV. 
y<Hn Jahre 1275^ Es wird nämlich darin bestimmt, dafs zur 
Verfolgung von Verbrechern fiir jeden einzelnen Kreis des 
Fürstentums (territoria seu districtus) neben zwei Bürgern 
auch zwei Ritter verordnet werden sollten, und zwar sollten 
dieselben durch die Ritterschaft jedes Distriktes bestellt wer- 
den. Wo die Nobilitllt als besonderer Stand bestehen blieb, 
hielt sie sich meist fem von dieser Organisation; wo sie in 



' Vgl. über die rechtliche Bedeutung der Juri.sdictiones: Waitz, 
Deutsche Verfassnngseesehichte VIII 93; Lamprccht, Denf-*<'b<'s 
WirtBchaftsleben im Mittelalter, I, 2, 1269. h. von Stein, Lclirbucii 
der Finanzwissenschaft. U 415. 

> Rnpell I Beilage I. 

» Caro, Gesch. Polens II 514 ff. 

* Job. Voigt, Paa urkimdlich«' Fonnelbuch dos Heinricus Ita- 
Ueas. Arch. für Ksterr. Ge8ch.-QtteUeu XXIX. Wien 186». S. 63 Nr. 55. 
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der Ritterschaft aufging, nahm sie an derselben teil. Während 
die ftltesten fürstlichen Freibriefe immer nur für Einzelne aus- 

festeUt wurden, finden vir seit der ersten Hälfte des 14. Jahr- 
andertä Privilegien für ganze Korporationen; sofern sich 
diese Urkunden über auf Adelsgenossensc-haften beziehen, sind 
sie nicht den Ritterschaften ganzer Fürstentümer, sondern ein- 
zelner KrfMse, oder wie dieselben auch lieirseu, einzelner 
Weichbilder {xc^ebcn Die Gerichte sowohl des polnisrlK n 
wie des deutsc hen Adels erstreckten sich einige Znit auf die 
einzelnen Kreise: als dann Adels- und Zentraigeriehte iiiv die 
einzelnen Fürstentlnaer erriehtei wurden, traten deren Bei- 
siizei zusammen nach den einzelnen Kreisen, zum Teil durch 
Wahl seitens der Adelskörper derselben. Die ,,Verbüntnus" 
der Landschaft des Fürstentums Ologau im Jahre 1510* setzte 
fest, dafs behufs Aufrechterhaltung ihrer Privilegien Herren 
und Ritter eines jeden Weichbildes zwei aus ihrer Mitte er- 
kiesen sollten, deren Aufgabe es wäre, des Landes „Darlage 
zu verfechten", darüber zu wachen, dafs niemand im Genüsse 
seiner Privilegien gekränkt werde, und die beiden Abgeord- 
neten zum sehlesisehen Generallandtage zu erwählen; ein 
Jahr lang sollten diese Bevollmächtigten ihr Amt bekleiden 
und nncli Ablauf dieses .Jfihres vor einer Versaininlung sämt- 
licher Adligen der Weichbilder Rechenschaft ablegen, worauf 
sie dann entw^eder aufs neue bestätigt oder andere Vertrauens- 
männer gewählt werden konnten. Das Institut der Landes- 
Ulteüteu nach den einzelnen Weichbildern zur Verfolgung von 
Zwecken pohtischer Art und solcher der Selbstverwaltimg 
läfst sich im 16. und 17. Jahrhundert in gans Schlesien nach- 
weisen*. Ähnlich wie die BUrgorgemeinden der Städte gaben 
sich diese Adelskorporationen der Fürstentümer und ihrer 
Weichbilder ihre eigenen Statuten und Willküren, die aller- 
dings der Bestätigung seitens des Fürsten oder seines bevoll- 

^ Tzschoppe-Stenzel 8. 548 Nr. 148, d. d. 20. Febr. 1837, 
Privileg fQr die Mannen, lütter nnd Knechte ^in unscrm Laude zu 
Liegnicz. 7a\ dem (^oltpergc und zu Haynnw". Liernitz himI Ilf^ynaii 
lassen sieh als Kaatellaneicu und später auch als Weiclibiidcr durch- 
gängig nschweisen; bei Goldberg ist dssselbe wenigsten« sehr wahr- 
Hcheimich, Ebd. S. .S50 Nr. 152, d. d. 11. Okt. 1841, Privileg Johuins 
von Böhmen für die „vasalli, phcodalo!* et teirigenae districtus No\'i- 
foreusis''. Audi Neumarkt war Kuatclhinei und später Weichbild. In 
der Oberlausits war die Bitteraebaft organisiert naeh den Weichbildem 
(ebd. S. 559 Nr. 158, d. d. 27. Febr. \M8, Hrlof der Mannen „dy in 
«lern wyppildt zcu Lubaw sitczin" an Karl Vffl. auch das Akten- 

stück im Kgl. Staatearch. Bresl. Fürst. Glogau Ii Id. 
• Schickfnfs a. a. O. S. 441. 

" l.>91 sind dif Landesältesten der Fürstentümer Schwoidnitz- 
. lauer beteiligt an der Beratung der sog. roten Siegelordnung. Wein- 
garten, Fasciculi jurium diversorum U. 283. Vertreter der einzelnen 
Weichbilder der Fürstentümer Oppeln-Ratibor nehmen Teil so der 
ratung der Oppeln-Ratiborachen Xsndeaordnnng vom Jsbre 1561^. 
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milehtigten Beamten bedurften ' , wenn sie einen Eingriff in 
die Bechtssjphftre desselben bedeuteten. Aber noch eine andere 
sehr wichtige Bedeutung hatten diese ritterschaftlichen Kor- 

E>rationen, und diese bestand darin, dafs der Einzelne, so- 
nge er in ihr verblieb , wenn er auch immer fi\r sein Gut 
alles jus ducale und jus aominii erwarb, doch aus dem Staats- 
verharide nicht ausschied. Denn für die Leistung der dem 
Fürsten schuldigen Dienste, also vornehmlich der Hof-, 
Kriegs-, Gerichts- inid Stenerpflichten , insofern der Herzog 
das Recht der Bede oder (in Ubersc hlesien) der Rerna besai's, 
nnd insotcrn die gewünschte Abgabe ihm bewilligt wurde, 
war eben diese Organisation der Kitterschaft nach den ein- 
zelnen Weichbildern in Kraft; das Weichbild galt daher ge- 
wissermafsen als die ursprünglichste territoriide Grundlage 
der landesherrlichen Gewalt, zumal zu einer Zeit, da die nich^ 
adlige Ittndliche Bevölkerung nur noch indirekt durch das 
Mittelglied der Grundherren mit dem Fürsten verknüpft war. 
Ist es schon aus dieser staatsrechtlichen Bedeutung des Weich- 
bildes zu verstehen, dafs 1290 der Bischof nur für die Kreise 
Neifse und Ottmachau, nicht auch für seine anderen zerstreut 
im I^nde liegenden Resitzjingen die LandesheiTÜclikeit be- 
kam, so ist es wi»'deriini derselbe (irund . welcher uns ^auz 
alh'in eine andere Ersclit inimg in der staatlichen Entwickehnig 
»Sclilehioiis zu erklären vermag. Mit dem Ende des 15. Jahr- 
hunderts ( nt^tehen in Schlesien die freien .Staiidosherrüchaften, 
Güterk iiiplexe , für welche der Käufer cbeiüalls omne jus 
domimi et ducale erwarb, für die er aber aus dem 8taatä- 
verbande des betreffenden BMrstentums staatsrechtlich voll- 
ständig ausschied, wiewohl an seinen Standesverhältnissen 
dadurch nicht das Geringste geändert wurde, indem er seinem 
Geburtsstande nach einnicher Ritter blieb, wenn er vorher 
in solcher gewesen war, und keineswegs in die Reihe der 
Fürsten eintrat^. Dadurch, dafs diese freien Standesherren 
ritterliche Vasallen unter sich hatten, kann dieser Vorgang 
nicht erklärt werden, da Lehnsverbindungen unter Adligen 

Schick tu l9 S. 4Ö0. Vgl. auch das iS. 54 A. 1 zitiert«; Akteiiätiu-k. 
Lsndesllteste der Fnrsteiilfimer Schweidnitz» Jaaer werden genannt 1607, 
Kgl. Staatsarch. AA. III. 26'* fol. 308 und 401, Landesältestc und der 
^vollmächtige An-^^ Imfs*^ der Landfltamlf nnd dor Ritterschaft von 
ßreslau-Neumarkt t^bHufalL» 1607; Bresl. Htadtarch. Sch einig 9* Nach- 
trag Xr 183, d. d. 8. Mta 1607. 

* So die eben erwShnte „Verbuntnus" der Gloj^uer Ritterschaft. 

- Vgl. die Verleihungsnrkunde für Sigmund Kurzbacli bezüglich 
I'rauBuits' und Trachenberge. Grünhugen-Markgraf, Schles. Leuns- 
otUl n 104. d. d. 7. Anril 1492, bezuglich MilitstS' ebd. S. 107, d. d. 
30. Xov. 1494, für Alexius Thurzo bezüglich Pless, ebd. S. 403, d. d. 
22. Januar 1517. In einer T'^rknixlo vom Jahre 1514 bestätigt König 
WUdislans dem Sigmund Kur;dbaeh und seinem Bruder die Herrschaften 
Timchenberg, Müitscli, Sohlaa, Praasnitz, Winsig, Hermstadt und 
Rdtsen; sie sollen dieselben besitsen zn demselben Rechte, „wy und 
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auch sonst not'h in Schlesien vorkomuieii ^ Das Weichbild 
galt eben als territoriale Grundlage der landesherrlichen Ge- 
walt; der Erwerber eines Weichbildes erwaib demnach mit 
diesem zugleich alle diejenigen Rechte, welche dem Fürsten 
über die ihm unterstellten jurisdictiones des Kreises noch zu- 
standen und swar deshalb , wdl dieselben fUr die Leistungen 
ihier Pflichten gegen den Landesherrn nach den einzelnes 
Kreisen oi^ganisiert waren ^ und well die noch vorhandenea 
landesherrlichen Rechte andererseits geltend gemacht wurden 
g^nüber der innerhalb des W^eichbildes konstituierten Ge- 
nossenschaft der Jurisdictiones. 

Neben die geistlichen und weltlichen Jurisdictiones traten 
als dritter privilegierter Stand die StUdte. W^'c in allen be- 
nachbarten slavisehen LUiidorn, liöhmen, Mähren und Polen, 
im Mittelalter, so auch waren die Städte in Sehlesien ganz 
und gar deutsch. Die neu entstehenden fichiesiöchen Städte 
bildeten zunJielu-it einen besonderen Hechts- und Gerichts- 
verbaiid ; daneben aber waren ihre Bürgerschaften konstituiert 
zu einer sich selbst durch eine kollegiale Behörde verwalten- 
den Körperschaft; es sab in ihnen eine sweifache Art der 
Gewalt, eine landesherniche und eine autonome bttigerliche^ 
Wir haben gesehen, dafs nach der alten slavischen Verfassung 



wir dyaelbs als kotiij^ zu Behem uiid heneog in Slesien, auch dy vortgoi 

fnr?«ten . . . dv gehabt, l)osp83en . . . zcn orh nnd aigenem r» « htr . . 
als ftey iaud»ueru . . wy den auch dy gemelten geprnder »uust uea 
fra^herrschaftlicheti Standes halben über andere gemeyne laodssMeii 
erhebt und noch ai-htuii^e der cren und Wirde furgesetzt seyn*' (d« d. 
15. Marz 1514 ebd. S Die letzte Bestimmung: bedeutet freilich 

keine eigentliche Standesciliöhung, hat wenigütens diese Wirkung nie 
gehabt. 

» So bestätigt (d. d Winzenberg 13. Febr. 1377) Herr Hans von 
Pogrell den ^Vrknuf cmm Vorwerkes Pogrell durch <1<'n ♦•hrbaren 
Knecht Haske von Dirsdorf („unser über getruwir"*) an dcH&ea Bruder 
Dirke von Dirsdorf. Original im stfidt. Archiv su Brieg (IIIE Nr.QOV 
Auch die Herrn von Parchwitz hatten ritterliche Vasallen und die Ge- 
richtsbarkeit über diesellieii (vt^l. T'z f? eh o pp e - S ton x el S. 334 Nr. 44 
d. d. 10. Aug. 1255 und S. 5% tV". Nr. 161 d. d. 30. Aug. 1874 und 
S. 597 Anm. 2)^ weder sie noch die Pogrells aber waren exemt von 
der landesherrhchen Gewalt. 

• S t en 2 el (T z s e h 0 p p e - S t e u z e 1 S. 204) nimmt drei ver.-<cliiedeue 
Gewalten an, von welchen die Entwicklung der inneren stadtischen 
Verhältnisse ausging, die des Fürsten, des A^gtes und die bürgerliche. 
Da der Vugt aber rechtlich nur dor Beamte Oes Fürsten war. so darf 
man nur von zweien sprechen. Die autonome Gemeindegewalt war 
dem Charakter des altpolnischen Staats wenenf* fremd und verdanktf 
ihre Einführung In Scnlesien erst der Germanisation ; nur in den 
Städten aber konnte sich die kommunale Autonomie zu einem lebeiu^- 
kräftigen Da.sein entwickeln, während sie in den Landgemeinden durch 
die frühe Ausbildung: des Instituts der Gnindherrlichkeit unterdrückt 
wurde. Auch in dr>n Btlidten konnte die Gemeindegewalt, sumal 
in Suchen des Verkehrs, anfangs nur da >ivh äufaern, wo der Herzop 
auf seine entgegenstehenden iicchte ausdrücklich oder stillschweigend 
rerziclitete. 
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•der Lftndeaherr eine nnbegrenzte Hoheit in Sachen des Ver- 
kehrs besafs und der gewerblichen Ftodttktäon für den Markt; 
diese ging jetst allmllhhch Uber auf die städtischen Gemeinden, 
und Ewar so, daÜs die Regelung der Produktion uiul des 
Harktverkehrs entweder zunächst diesen in Gemeinschaft mit 
dem Landesherm und seinem Beamten, dem Erbvogt, schlieid- 
lieh ihnen ganz allein zufiel. Indem die Städte das Meilen- 
recht erwarben, d. Ii. das PnVilog, dafs kein Handwerk, Markt 
ofler Krug iniin ludb des Unikrei:^e.s einer Meile von der Stadt 
geduldet werden sollte, erhielten sie das Monopol für den 
Handelsverkehr und den Gewerbebetrieb und machten das 
platte Land in wirtschaftlicher IJezielmng von sich abhiingig; 
durch das Recht der Niederlage wurde der Hauptstadt Breslau 
die Ordnung des Grofshandels und der Handelsbeziehungen 
mit dem Auslande Qberlassen*. Wir erörterten bereits^ wie 
sieh der Fttrst neben dem Hufennns und dem Hausplatzatns 
sowie dem Schosse eine Menge von Einnahmen aus den ein- 
seinen Zweigen der gewerblichen Thütigkeit, deren Ausübung 
er den Städten überliefs, vorbehielt; für die Verwaltung dieser 
landesherrlichen Einkünfte, dergleichen für die Venvaltung 
der dem Fürsten etwa sonst noch zustehenddn gewerblichen 
Hoheitsrechte und der Gerichtsbarkeit fungierte der Erbvogt, 
i!rsprfinp:h'c Ii der locntnr der Stadt, der Theorie nach als 
fürstliclH r I^r-aTiiter. Seine BeanitpnqtT.Mlitlit wul^ie jedoch da- 
durch sehr beemtniehti^t, und seine Funktionen wurden 
dadurcli in die SphUre selbständiger Gewalt jsehr emporge- 
hoben, dafs er sein Amt und die damit verbau fenen Geftllle, 
welche in einem Anteile an den herzoglichen Kiunahmen be- 

1 Vgl. Breslttuer Urkandenbach, ed. G. Koro, Breshra 1870 
Nr. 93, nreslauer Nipdcrlacsprivileg d. a. 1274. Aus der Urkundo 
selbst gtibt nicht hervor, welcner Art dieses Niederlaesrccht war; aua- 
geübt wurde es aber, soviel wir crfi&hreD, vric das Wiener, n&mlich in 
d('i- strengsten Form, sodafii die von Osten kommenden polnischen 
Kaufl<'iito. desgleichen d'w vii W*'sffMi kommonden deut-^flit'n K.uif IfMitf 
über Bre:slau hinaus überliaupt nicht mehr ihre Waren weiterführen 
durften, nondern den weiteren vertrieb ihrer Waren nach Westen besw« 
nach Osten, den Breslaner Kauf k'uten überlassen mufsten, sodafs also in 
Brc-'l in Hpr trc'^amte HandeUverkrhr gleicli-^nm in zwei Teile ^er- 
schuittfiu wurde. Die neueste DarsteiluDg der Geachichte des Bresiauer 
Niederlagsrechtes (Max Raup rieh, Die Handelspolitik Breehms beim 
Ausgange des Mittelalters. Zeitsehr. des Verein!* f. Gesch. u. Altert. 
Schlesiens. 1892, S. 8) ignoriert diese wieliti^M' rrnfre über den Cha- 
rakter der Niederlage. Das Breslauer Niederiagsreclit bezog sich au- 
fanglich nur auf das Gebiet Heinrichs IV., scheint aber allmihlich auf 
ganz Schlesien Geltung gewonnen zu haben, «odaf« andere Stapelreclitc, 
wie z. B. da-« Glogauer. dadurch faktisch kraftloä j^onmi lit wurden. 
Wenn übrigens Raujprtoh (ebd. S. l.>) meint, es sei niclit lestzuiitelleu, 
ob es ein Älteres Kiederlagsprivilegium Glogaus gebe, so irrt er; ein 
solches stammt aus dem Jahre 1315 und ist gedruckt schon im Anfange 
dio5i<»s Jahrhunderts bei Worbs, Neues Arcli f. d. Ges+ch. Srhio-*. mrl 
der Liauaitz. I. Glogau 1S04, S. 295, und .spater noch eiuinai bei 
Minaber^^f Gesch. von Glogan I, 186. 
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standen^ als erbliches Eigentum besafs; irnmcrhin aber war er ab- 
setzbar, nur dafs dann die Vop'tei von ihm gelöst werden mufsto^. 
Neben dieser zum Teil vom Krbvogt ;nisgetibten iaiidesherr- 
liclien Gewalt existierte noc-h in den btädten eine rein bürger- 
licho, welche gehandhabt wurde teils von der gesamten 
Bürgerschaft in ihren allgemeinen Versammlungen, den Bür- 



den Ratsmannen (consules), an deren Spitze der Ratsmeister 
(magister consnlum); später Bttigermeister (magister civium) 



wie diese anfangs auf die Verwaltung des StadiTennögens 
und der Marktpolizei beschrftnkte bürgerliche Gewalt ihre 
Kompetenzen erweiterte, das selbständige Recht zur Regelung 
des idarktverkehrs und der gewcrhliehen Produktion, be- 
sonders zur Bestimmung der Mafse und Gewichte, die Oher- 
rtutsic'iit über die Innungen der Handwerker u. s. w. erlangte, 
wie sie (Midlich vom Fürsten die ihm soii<t noch zustehenden 
obrigkeitlichen ( ^Me< ht8ame, besonders die Gerichtsbarkeit, 
erwarb, wie 6cliUpr>lli ii innerhalb der Geraeindo selbst die 
Machtvertt'ilung sicli gestaltete. Auch diese Entwiekehing 
findet ihren Absehlufs um das 14. Jahrhundert. Mitunter ge- 
laug es den Städten, gerade in ihrer Eigenschaft als Träger 
der wirtschaftlichen Entwickelung Vorrechte zu erlaugeii^ 
welche zu den vomebrnsten Prärogativen der fürstlichen Ge- 
walt gehörten: so das MOnzrecht; Breslau erhielt sogar von 
Kaiser Karl IV das Plrivileg, zur Hebung seines lundel^ 
Verkehrs Goldmünzen schlagen zu dtirfen'. Indem Breslau 
in späterer Zeit sogar die Landeshauptmannschaft und die 
Kanzlei des Fürstentums Breslau und der inkorporierten 
Weichbilder erwarb, erlangte es faktisch eine Stellung, welche 
der der alten einlHinnsclHMi Fürsten fast gleichkam; es war 
damit eine Ent\vic-k< lnng angebahnt, deren Tendenz es war, die 
Ritterschaft des Fürstentums zu absorbieren und gleicii den 
italienischen Städten des Mittelalters von einer Stadtrepublik 
zu einem Staatswesen sich emporzuschwingen, — ein Ziel, 
dessen Erreichung nur dadurch verhindert wurde, dafs eine 
neue Oentraigewalt sich ausbildete, deren Inhaberin die Krone 
Böhmen ward, und der alle die alten einheimischen Gewalten 
Schlesiens, Breslau wie auch die piastiacben Fürsten, zum 
Opfer fallen sollten. 

So zerfielen in der zweiten Hälfte des Mittelalters die 

' V-l. R. die rikimcle Heinrichs IV. d. d. Urcslau 4. Mai 1281 
(Korn, ßresl. Uikiiji(l«'nbuch S. Vi f., Nr. ol). In Böhmen und in den 
von den böhmischen Kcchtsverhültni^sen beeinflufHten Ländern hiefs der 
Erbvogt judex; vgl. E. Franz Köfsler^ Deutsche Rechtsdenkniäler 
in Bölimen und Mähren. I. Pra^ im S. XLV. 

« Vgl. nbtr (li.'^.lbrii Tz seh oppe Stenz el, Kiii!. S. 224 fF. 

" Koni, Brcsl. Urkundenbuch 8. 1U2 f. Nr. 21b d. d. 20. Jan. 1359. 




stand. 
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einseinen Fttrstentttmer Schieaiens in eine Vielheit seibatändiger, 
schroff von einander geschiedener Körper, deren Httupter, die 
Jarlsdictiones, Anfgaben, welche ursprünglich in den Rahmen 
de« Staates fielen, wie Hechtspilege, Polizei, Verordnungsrecht, 
K^elnng der wirtschaftlichen Thädgkeit, mit autonomer 
Machtbefugnis verwalteten; wohl hingen sie noch mit der 
obersten Spitze des Staates, dem Fürsten, zusammen; aber 
das Hand, durch weiches sie mit diesem verknüpft wurden, 
war ein sehr schwaclip*'. Es bestand im wesentlichen in der 
thforetischen Anerkennung meiner Obei lierrlichkcit ; man sah 
in ckni Fürsten die höchste Quelle alles Rechtes; die An- 
schauung war lebendig, dals der Einzelne alles das, was er 
besitze, alle Gewalt, die ihm über seine Hintersassen zur Ver- 
fbgung stünde, nur insofern zu Recht besitze, als ihm dies 
durch die Beseitigung seitens des Herzogs garantiert wtlrde. 
Die Form, durch welche diese Abhängigkeit ihren staats- 
rechtlichen Ausdruck gewann, war die Huldigung und die 
derselben vorausgehende Pflicht, Besitz Veränderungen, Wechsel 
der Obrigkeiten der Städte und geistlichen Stifter dem Landes- 
herm anzuzeigen und von ihm bestätigen zu lassen, — oft 
nur ein formeller Akt, da die Bestätigung nicht versagt 
werden durfte. l>i<'^ direkt«^ Ausübung der Gfcsaniten Staats- 
gewalt stand dem i' ursten nur nueli insofern zu, als er selbst 
Grundherr war, also über sein Domaniuni; nur auf diesem 
noch erhielt sich seine alte Herrlichkeit; seitdem freilich das 
jus dueale über die Hauern der gi iindlicrrlichen D^^rfer in 
die lliiude der Grundherren geraten war, wurde auch das 
Verhältnis der Bauern auf Hirstlichem Grund und Boden 
als Erbunterthttnigkeit auigefafst, sodafs die Ausübung der 
Jurisdiktion seitens des Fttrsten gegenüber seinen bäuerlichen 
Unterthanen nicht mehr als eine Folge seiner Eigenschaft als 
des Inhabers der landesherrlichen Gewalt schlechthin, sondern 
als eine Konsecjuenz sdner Stellung als des Grundherrn auf 
«einem Domanmm erschien'. Aufser der Domanialgewalt 
stand dem Fürsten noch die Leitung der äufsei-en Politik zu, 

* Daher gab es in Schlesien späterhin nur noch erbunterthänige 
Btneni, keinesw^ aber einen Stand „freier Bauem'l in demjenigen 
Stnne» wie er in den altdeutschen Territorien sich verhielt. Allerdings 
kommen in Schlosion vielfach „Freigüter" vor. d. Ii. solche Rrtuorii- 
güter, welche ^.insfrei, deren Inhaber aber nichtsdestoweniKer erb- 
qnterth&nig waren; ebenso verhielt es sich mit den „Lehnsbauem*'. 
Schröder (Deutsche Rechtsgesch. 737 f.) meint, dafs, während alle 
ührigen Bauern in Sc!tlo«?«>ii in Abhängigkeit geraten «eion, nur die 
Lehn- oder Freischulzeu als „Freibauern'* sich erhalten hauen. Wenn 
dtmit gesagt sein sollte, dafs die Lehn- oder Freischnlsen im Gegen- 
BStie m übrigen Banem vor der Erbunterthänigkeit bewahrt ge- 
blieben seien, so mufste man diese Vorstellnng als unzutreffend be- 
zeichnen. Vgl. z. B. u. a. die Urk. in Cod. Dipl. Sil. IV 29ä (d. d. 
21 Jnli 1856), in der es vom Lebnschnlsen des Dorfes Schönbrann 
Keifst, dafo der Abt und der Konvent des Saganer Stiftes seine „reehte 
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ferner die Kriegsführung, das Recht der Bede, die Gerichts- 
barkeit Uber die Stände, die Hof- und Kriegsdienste der 
Vasallen, inwieweit hier Uberall nicht Privilegien Einzelner 
oder ganzer Korporationen ihm entgegenstanden, endlich, wää 
sonst noch an Resten der ehemaligen laiideslierrlirl'en Rechte, 
Regalien und Einkünfte vorhanden war. Frrilitli ergaben 
sich aus der Anschauung, dal's alle Rechte der Einzelnen im 
letzten Grunde doch vom Fürsten abgeleitet seien, als natür- 
liche Konsequenzen zwei sehr wichtige Befugnisse desselben, 
einmal die oberäte Eiitscheidungsgewalt in Konflikten .-^taatö- 
rechtlichcr Natur zwischen den einzelnen Ständen , nicht 
minder denselben gegenüber ein gewisses Au&ichtsreclit be- 
züglich der Art und Weise, wie sie ihre Funktionen ver- 
richteten; dies waren auch &e Punkte, wo die Oentralgewalt 
einsetzen mulste, wenn sie wieder erstarken wollte. So schwach 
und unvollkommen auch die politische Organisation an sich 
war, so fiwd sie doch ein Btarlces Ferment in den religpiösen 
Anschauungen jener Zeiten ; der Bruch der Vasallentreue galt 
auch als eine Verletzung der religiösen Pflicliten und war 
daher oft ausdrücklich mit kirchlichen Strafen bedroht^: 
gerade hierin oflFenbarte öicii deutlich der tbeokratische 
Charakter des mittelalterlichen Staatswesens. 

Wurde so dem Fürsten die direkte Ausübung der lokalen 
Staatsgewalt, d. h. der Staatsgewalt über die Insassen der 
Grundherrschaften und der Städte, zum grofsen Teile ent- 
zogen f so stellte sich, ihm auch bezüglich der Centralldtang 
des Staates eine konkurrierende Macht gegenüber und zwar 
in der Gesamtheit der Jurisdiktiones, der geistlichen und weit- 
liehen Grundherren, sowie der Städte. Für die Ausbildung 
des politischen Einflusses der Stände, d. h. eines für die Re- 
gierung des Territoriums selbständig in Vertretung des Landes 
dem Fürsten gegenüber stehenden Trägers staatlichen Rechtes 
waren von Bedeiitim'r das freie Einungsrecht und das Recht 
der Steuerbewilliguug^. Bei der Oinnipotenz der fürstlichen 

erbheren unde lenhereii syn", in der also der betreffende LelmschuUe 
als Erbunterthan des Sag^ancr Stiftes bezeichnet wird. 

* Vgl dazu die Urkunde des Bischöfe Preczlsu« d. d. I.Juli 1842 
in Stenzeis I?i fnnifJiirkunden S. 349f. Der Bischof bezeugt darin, 
dafs die schlcsiächen Fürsten in ein Lebnsverhaltnis zur Krone Bölimen 

fetreten seien, sowie dafs die Stände des Fürstentums; Breslau nach dem 
*ode Heinrichs VI. den Kdnig von Böhmen als ihren Henoe aner- 
kannt und ihm Treu*' '_,'f'-^chworf»n hätten : or gplobt ferner, dafs er. 
wenn jemand von diesen neuen UntertUauen der Krone seinen Treu- 
schwnr brechen sollte, denselben vennittolsi des Bannes snm Gehorsam 
snrfickzufÜhren versuclien würde. 

* Vpl. 0. Gier ke. nii«? deutsche Go»i'>M<»Mi-r!iaftsreeht I 53o. Berlin 
lb6ö. G. v. Below, Das bergische Kcebtiibuvlt, S. 13. Marburg 1886. 

' E» soll damit selbstverstAndUcfa nicht behauptet werden, dafs 
die Entstehung der Stilnde In den si-hlesiscben Territorien auf diese 
beiden Wurzeln 2iir{ickzufilhr6ii ist; klar aber ist es, dafs beide 
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Q6walt im altpolnischen Staate kann kein Zweifel darüber 
herrschen, dafs beide Rechte in Schlesien ihren Ureprang den 

Einwirkungen germanischer Rechtsanschauungen verdanken. 
Grundla^jp des freien Kinunp-srechtcs ' ist die Idee einer vollen 
persönlieheu Freiheit, die dem TMimi akter des nltslavischen 
Staatswc:iens völlig fremd ist; die polnische Urgeschichte kennt 
nur solche Verbindungen selbst der niitchtigsten Grofsen, welche 
den Charakter der Usurjuition gegen die bestehende Gewalt 
des Knäs tragen. Seit der Wende des 13. zum 14. Jahr- 
hundert finden wir in Schlesien Einungen bald der Glieder 
etses bestimmten Standes bald der politischen Hacbteinheiten, 
d. L des Adels und der BtSdte, eines bestimmten Territoriamsi 
zattul des Fürstentums Breslau'. Wenn die uns bekannten 
Einungen der letzteren Art auch noch nicht als Stftnde im 
Sinne eines ordentlichen Institutes der Verfiissung zu be- 
jseichnen sind, so sind sie doch zweifelsohne als die Vor- 
läufer derselben anzusehen und zugleich auch mafsgebend ge- 
UHsen tiir die Entwicklung von Form und Oestaltimg des 
^t;ni(l( Wesens. Was das Recht der Stände bezüglich d«'r 
iSteucrbewiiiignng anbelangt, so ist es wohl zu nntfrscheideu 
von dem der Steuerfreiheit, in dessen Genüsse sich Klerus 
und Adel tur ihren unmittelbaren Besitz befanden. Schon im 
altpolnischen Reiche waren nobiles und milites, soviel wir er- 
sehen können, lediglich zum Kriegsdienste verpflichtet und 



Momente für die Entwicklung des stüodischen Lebens von Iiervor- 
rap^Tidötii KiiiHufs gewesen sind. Das Problem der Entstehung der 
Stande in den schlesischen Fürstentümern mufs besonderer, eingohen- 
dwer Forschung überlasBen bleiben. S. auch u. S. 95 Anui. 2. 

^ 8. über dasselbe £ichhorn, Deutsche Staats- und Recbtegesch. 
II* 598 ff. § 346. 

* So schliefsen 1310 die Städte Glogau, Sagau, Fraiutadt, Sprotten, 

Steinau, Lüben, Giilimn. Froistadt und Kro?sen p'uic Einung zu Land- 
^edensz wecken, dais derjenige, der in einer dieser Städte wegen eines 
Verbrechens geächtet würde, in allen Städton dafür gehalten werden 

mUo u. s. w. 

Ah Heinrich IV. von Breslau den Heinrich von Glogau zum 
Erben eingesetzt hatte, ent^^cbieden sich der Adel und die Stadt Bres- 
Un fBr Henog Heinrich von Liegnitz: „nobiles atqne cives Wratis« 
lavicnses inito eonsih'o dictum ducem Lignicensem unanimiter ele^e- 
nint.** (Chronicon principnm PoloTiifio. ed. Stenzel in S. S. Rer. hil. 
I lld. Breslau 183ö). Offenbar träßt diese Einung den Charakter einer 
Üonrpation gegen die bestehende Staatsgewalt, wenn anoh Adel und 
Stadt Bre^iau hier als Vertreter des fernen Fürateutums handeln. 
Ähnliche V >v<ränge, denen der usurpatorisehe Dm rakter fehlte, wieder- 
boiten Bich in der Folgezeit: „Post mortem Bolkouis ducia Swidnicensis 
c9. Nov. 1801) barones, vasaHi, militee, civea et majores terre sitnul 
fongregati Heinricnm de Wirbna tutorem (über die Söhne Heinrichs V.) 
concoraiter elegenint." (Nach Grunhaprc^n I •">''. Qnellennach weifte, ist 
<iie Glaubwürdigkeit dieser Nachricht allerdings niciiC über allen Zweifel 
erhaben). . quod videntee terngene habito eoiiBiUo decreverant 
Boleslao HI . . de uzore . . providere et proeati sunt Margaretham" 
(ebd. b. 135). 
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deshalb von anderen Diensten und Abgaben exemt, da es im 
Wesen der damals entstandenen nationalen Arbeitsteilung lag, 
dafs die niederen Dienste und die Abgaben der bäuerlichen 
Bevölkerung aufgebürdet wurden. Ob man diese thatsächliehe 
Steuerfreiheit des Adels ein liecht nennen dart, ist bei dem 
gesamten Charakter des altpolnischeu Staatswesens allerdings 
zweifelhaft; von praktischer Bedeutang konnte diese Frage 
jedoch kaum werden , da ja damab der Fürst fast noch der 
einzige Eigentümer in seinem Reiche und in jener Zeit immer 
noch der Gebende war. Mit dem Eindringen germanischer 
Anschauungen mufste die faktische Steuerfreiheit des Adels 
imd wohl auch des Klerus in die Sphäre des Hechtes erhoben 
werden. Anders aber war es mit der niederen Bevölkerung, 
auch mit den deutschen Kolonisten. Diesen gegenüber be- 
ans})ruchte der Ilerzoir ein unbeschränktes Besteueruufcsrecht, 
dessen Milsbrauch schon 1249 dazu führte, dafs der Heraog 
sich verptlieliten mufste, von den Insassen der kirchlichen 
Güter Steuern nur dann zu erheben , wenn die Barone und 
der Bischof die Kotwendigkeit und Nützlichkeit dieser Auf- 
lagen anerkannt liaiten^ JEs ergicbt sich aus diesem Reverse 
des Herzogs zweierlei, einmal dafs vor 1249 der Herzog sich 
ein unbedingtes Recht zuschrieb, von der niederen, auch der 
grundherrlichen Bevölkerung Steuern (exacciones sive collectas) 
zu fordern, da£a er aber 1249 der Versammlung der Barone 
und dem Bischöfe ein Steuerbewilligungsrecht für die Insassen 
der kirchlichen Gtiter zugestehen niufste. Sowohl die Bauern 
zu polnischem wie zu deutschem Hechte waren der ezactto 
unterworfen*; doch erstreckte sieh die Pflicht der exactio 
nur auf die aneli zum privaten Zins an <1en Orundlierrn ver- 
pflichteten Hufen ^, Der Schofs (exactio) war demgemäfs tur 



* „Item collectas sive exacciones geueraleö bive speciales super 
homines et bona ecclesiasticA non faciemus nisi justas, que fiierint per 
eptscopnm et baroncs pro utilitate terre et necessitute approbato.** 
(Stcnzcl, Urkk. zur Geschichte des Bistums Breslau im Mittelalter 
S. Ib. Breslau 1845.) 

* Aus dem Jahre 1284 wird uns berichtet: ,dax gravissimas 
eoUectas ab hominibus eeolesiae maxime in terra Othmachovieusi . . . 
a quolibf't villMiio in jtire Theutonico dimidiam maream de singuli» 
mausis, in i'ulonico vcro jure commorantibuB vaccam valoris dlmidie 
marce vel dimidiam maream amnta exegit'' (ebd. S. 80y. • 

* 1284 beschwerte sich der Bischof auch, dafs der Herzog „collectas 

äuoqiio . . J»cnltetis liberos mnnsos liabcntihn^" uiiferlei^t habe (ebd. 
. liO); der Herzog bestritt dies, — eine intiiiekte Anerkenuuug der 
Stenemeiheit der üben mansi. Unterwarfen der exactfo waren also 
nur die mansi censuale^. Dafs die Grundherreu für ilire Allodia, d. lu 
für die in Ki^^^omvirtschaft befindlichen „Vorwerke", k<'Mi<>n Schofs zu 
zalilen bruiieliten, erhellt uclion daraus, dafs da« Laudbuch Karls IV. 
(ed. Stenz el, Jabresber. der scbles, Gesellsch. 1842 8. lOOO bei der 
Liste d»'r Allodia des Fürstentums Breslau die Anzahl der Hufen oft 
nicht orst {«n;;iol)t, weil diese doch nicht dem Hufenschoftse nntcibf ü'-n. 
Ntir für ursprünglich bäuerliche Hufen waren die Grundiierrcn .Hclioi:^- 
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die i&ndüche Bevölkerung eine Hufeustcuer, welche aber nur 
die aucli zu jn^ndherrlichera Zins verpflichteten Hufen traf; 
er war vom Herzoge auferlegt kraft seiner landesherrlichen 
Gewalt , hatte also öffentlichen Charakter und war zunächst 
eine aufserordentliche Abgabe. Für die Stfldte finden wir den 
»Schols schon frühzeitig lixiert. Die Verteilung und Erhebung 
der jährlich zu zahlenden Summe war den Stadtobrigkeiten 
überlassen Auch tur die ländliche ßevülkerung wurde der 
Schofs allmählich eine ordentliche, hinsichtlich ihres jähr- 
liehen Betrages fixierte Auflage. Im Jahre 1341 wurde der 
Schofs fUr cUe sinspflichtigen Hufen des Kreises Keumarkt 
auf 6 gr. |>ro Hufe durch den König Johann normiert, 1387 
für die Kreise Liegnitas, Goldberg und Haynau auf 30 gr. für 
die grofse Hufe und 24 gr. für die kleine Hufe'. Zugleich 
erteilte Bodeslaus III. den Mannen und Bürgern der letzt- 
genannten drei Weichbilder für den Fall , dafs er oder seine 
Beamten eigenmächtig den S< lior- erhöhen sollten, das Recht 
der Koalition und des Widerstandes; es ge])t daraus her- 
vor, dafs neue, ftlr das ganze Land verbindliehe Auflagen 
vom Fürsten nur mit Zustimmung der Mannen und iStädte 
erhoben werden duiiten. Aus dem Rechte der Steuerfreiheit 
könnte für Klerus und Adel folgen höchstens ein Recht der 
Steuerbewilligung fllr ihren eigenen, unmittelbaren Besitz ; das 
Recht der Steuerhewilltgung der StSnde^ d, h. der Gesamtheit 
der Jurisdiktiones eines Territoriums, für das ganae von ihnen 
Tertretene Land geht im Hensogtum Liegnits xurttck auf aus* 
drUekliches Privilegium seitens des Herzogs. Was die ührigen 
Territorien Schlesiens anbetrifft^ so mufs die Entstehung des 
ständischen Steuerbewilligungsrechtes in dieser Gestalt auf 
ähnliehe Vorgänge, auf die Fixierung der exactio und auf die 
ausdrückliche oder stillschweigende Anerkennung der Stände 
als der Vertreter des Fürstentums durch d<*n Herzog zurück- 
gefffhit werden. Als aufserordentliclie St ucr finden wir seit- • 
dem die von der landständischen Bewillig imk abhängige, auch 
die Grundherren treffende „Bede" oder „Benia'* (lat. e1)enfalls" 
collectii. exactio genannt). Das Steuerbewilligungsrecht für 
sich und für das gesamte Land wurde jetzt der Eckstein der 
verfassungsmäßigen Machtsphäre d^ Umdstilndisehen Körper- 
sehaften der einseinen Territorien. Ührigens traten die Stände 

g flicht i;;. s. .lie Urkk bei Tsschoppe-Stenxel 8. 551 Nr. 152 uod 
. 543 Nr. 14^. 

' Ib dieser Getituit al> jährlich tixiertt', ordentliche Abgabe findet 
•ich der Sehofs nchon gegen Ende des 13. Jahrh. in den Kechnungs- 
bädiern der Stadt Breslau (ed. Grünhagen, Cod. Dipl. Sil. III). 

■ S. o. S. 74 Anin. 2. Der Schofs in dipf*or nunnielir ond^ültij^ 
festgesetzten Höhe war daher jetzt „eine ordentliche, von BewiUigung 
unabhängige, jährliche, feste Abgabe, wie die „Bede'' in den lüt- 
deutschen Gegenden (vgl. über dii Ibe G. v. Below im Ilandworter- 
baclie der Staatawiaseuschaften U SiiiL). 
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d€r einzelnen Fürstentümer bald an politischer Bedeutung hinter 
den Generalstxinde des gesamten Schlesiens zurück ^ — 

Im Zusammenhange mit diesen Umbildungsprozessen inner- 
halb des ganzen Staat^lcbens erlitt die alte Verwaltiin^s- 
or^ranisation tief^reitende Wandlung rii. Wir beginnen mit der 
Lokal Verwaltung. Der unterste lokale Verwaltungsdistrikt, die 
opole oder vicinia, verschwand. Die Ursache dafUr lag teiU 
in dem EiiKlringen der deutschen Dorfgemeindeverfassung uiul 
deren Übertragung auch auf die slaviachen Bauerschaften, 
teils in dem Umstände, dab die niedere Oerichtshairkeit schon 
Irfthzeitig all^eiaein in die Hände des Grandherm geriet, so- 
wie in dem Aufhören der Lasten des alten polnischen Rechtes, 
deren Aufbringung ja neben der Handhabung der niederen 
GMchtsbarkeit die Hauptaufgabe dieser Organisationsform ge- 
wesen war. Für Polen setzt Röpell das Ende der Opole auf 
die Mitte des 13. Jahrhunderts; auch für Schlesien dürfte dies 
zutreffen. Als unterster bäriprlichor Vorwaltunp's "bezirk er- 
scheint jetzt das Dorf, an dessen bpitze der Schulze mit 
seinen Schöppen stand. Das Schulzenamt welches zuerst von 
dem locator des betreffenden Dorfes bekleidet wurde, war 
erblich und verkäuflich. Anfänglich hatt<' der Schulze eine 
doppelte Beamtcnqualität: er war Beamter des Fürsten , in 
dessen Namen er das Niedergericht verwaltete, in dessen 
Heere er aram Rofsdienst verbunden und dessen Q«tidle in 
dem Dorfe einzunehmen er verpflichtet war; andererseits war 
er aber auch Beamter des Grundherrn, dessen Grundzins er 
einzusammeln hatte. Je mehr aber die Domanialeigenschaft 
der grundherrlichen Gttter sich ausbildete, desto mehr wurde 
der Schulze rein grundherrlicher Beamter. Im Aufitrage des 
Gutsherrn hatte er jetzt das Untergericht inne, vor welches 
die leichteren Vergehen , Prozesse über Schuld und fahrende 
Habe, sowie Akte freiwilliger Gerichtsbarkeit über Raiif^rn- 
erbe gehörten, verrichtete er eine Menge von Dienst ii der 
Polizei, der Steuererhebung und sniKsiiger Art von exekutiver 
Gewalt; nebenbei war er der Vorstand seiner Gemeinde, 
insofern dieselbe einen Selbstverwaliuugskürper dadurch dar- 
stellte, dafs sie eine Genossenschaft in agrarischer Hinsicht, 
einen wirtschaftlichen Verband bildetet Die Belohnung filr 
seine Verrichtungen bestand in dem bei der Griindung ihm 



* Ks kann hier natürlicli keine Vorfassungsgeschichte der einzelnen 
Territorien gegeben werden. Über die Ständeverfassunxen einzelner 
Fürstentflmcr ffiebt nähere Ansktmft ein interessantes AEtenstflek des 
Kgi. Staatsnron. zu Br«'f;lau, Furstent. f Riopan II Ib. 

S. über die Seibstäiidifxkcit und Selbstverwaltung der Land- 
ceineiuden des Nordostens L <> n i n Deutsches Vcrwaitiuigsrecht 8. 146. 
Leipzig 1884. l>ie schlesischen Schulzen sind „Freischulzen'', so genannt 
wegen der Zinstreiheit ihrer Hufen; Loliiiscliulzen, die ii) iler Mark 
Brandenburg die liegel sind, kommen in Schlesien i»eltener vor. 
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angewiesenen grolseren, zum Teile zins- und steuerfreien Be- 
sitze und den Gerechtigkeiten, die ihm süii8t etwa noeL zu- 
erkannt wurJt'ii. Den Dörieni traten zur Seite die StUdt<% 
iu denen diejenige Stellung ^ welche dem Schulzen in den 
Dörfern zukam, als locator und ala landesherrlicher Qerichta- 
und Verwaltungabeamter der Erbrogt einnahm, anfangs auch 
nur mit den Funktionen der niederen Gerichtsbarkeit betraut. 
Von der Dorfgemeinde unterschied sich die Stadtgemeinde 
in Schlesien von Anfang an dadurch, dafs sie die Trägerin 
einer anderen wirtschaftlichen Entwicklung war als der rein 
agrarischen, und dadurch, dafs in ihr, wie wir sahen, eine 
von vornherein zur Geltung golanp^ende kommunale Autonomie 
sowie in dem lii'-rituto dr-r Ratsmnnnpn mit ihrem magister 
hei*ondere kommunale Urganc existierten; das Verhiiltnis der 
Burger und der <leutschen Bauern zur Staatsgewalt war sonst, 
ehe die Grundherren begannen, otientliche lu;chte zu erwerben, 
das gleiche. 

Kicht nur die Einrichtung der Onolen, sondern auch die 



Ctermanisation in Verfall, ohne dafs jedoch ihre Ortliche 
Wirkungssphäre, die Kastellanei selbst, ihre Bedeutung dir 
die (hganisation der Verwaltung verlor. Es besteht im grofsen 
und ganzen ein unverkennbarer Zusammenhang in der Ent- 
wicklung vom alten slavischen Gau bis zum preufsischen 
Kreise Friedrichs des Grofsen*; freilich sind die Mittelglieder 
zwischen beiden, wenn auch beztiglich des Bezirkes im all- 
gemeinen eine Kontinuität nachweisbar ist, dennoch in staats- 
rechtlicher Hinsieht von grofser Verschiedenheit. Denn in 
einem grofsen Teile des Landes, in fast ganz Niederschlesieu, 
wo die (iennauisation stark genug war, um die alte slavifeche 
Bevölkerung und das alte slavische Volksweseu zu abäurbieren, 
wich der Kastellan dem Laudvogte. Der Verwaltungsbezirk 
beider war das Gebiet der alten Kastellanei; wie beim 
Kastellan, so liegen auch die Funktionen des Landvogtes auf 
dem Gebiete der jftechts-, MiUtftr* und FinanzverwaltQng'; 

* Leider kann an dieser Stelle die Geschichte der administrativen 
Einteihine^ Sehlesiens nicht no ^cimii hehantielt werden, w ie sie es ver- 
dient. Icn hoft'e, später iu dieser iliuöicht erf^iinzeude Ausführungen 
veröffentlichen zu kOnnen. 

* Dies geht licrv'or aus einer Urk. ^ir trf fVs der Landvogtei über die 
deatffchen Ansiedler im Gebiete der Kastellanei Ottmachau; es heifst 
darin, der liischof habe diese Vo^ei in früherer Zeit dem Vitieo über- 
tragen, ,^ui 608dem terminos retmcns et eultores terre circa illas ))iir* 
tif-si nonenj* et, que sunt beati Johannis, retineret (d. !i 'iic bischöflichen 
Eiii&üufte einnehme) et a violentiis eorum, qui indebitc tincä cpi- 
»copatus Wratizl. niterentur oecupare, «ecundum suam defenderet fkcul- 
trit« !!)/ Daraofl erhellt die militärische und finanzielle Kompetenz des 
LandvogtpB; ri"!>er seine gerichtlichen Funktionen piebt die Urk. in 
ihrem tortgange Nachricht. (Ant. Boczek, Codex dipl. et cpiätoiarw 
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der Unterschied bestand nur darin, dal's dem Kastellane kein 
einziger Ansiedler zu deutschem Rechte unterstellt wurde, 
während der Landvogt die Jurisdiktion Uber die deutschen 
Bauern beBafe. Diese letstereQ hatten vaent in peinlichen 
Sachen ihren GerichtsBtand in curia ducia, d. h. vor dem 
Hersoge oder dem Hofrichter, gehabt^; ahi ihre Zahl jedoch 
zunahm, worden sie in dieser Hinsicht dem Landvogte unter- 
stellt Derselbe bekam ferner für diejenigen Dörfer, in welchen 
damals noch nicht der Grundherr die niedere Gerichtsbarkeit 
erlangt hatte, also durchgängig nur für die herzoglichen 
KamniergütCT, don Vorsitz im Dreiding*, d. h. den jahrlich 
dreimal stattlindenden grofsen Onrichtstugen , welche dazu 
dienten, «laf^ die wichtigen Fülle der uiedei'en Jurisdiktion auf 
ihnen verliiintlelt wurden. Dem Unterschiede der deutschen 
und der slavischen Gerichtsverfassung gemlifs sprach der 
Kaütellan allein Recht, während im Landvogteigerichte 
hchöppen das Urteil nach deutschem Rechte fanden. Wir 
finden in Kreisen mit gemischter BevOlkenug einen Kastellan 
und zugleich einen Landvogt, jenen eben mr die polnische^ 
diesen mr die deutsche Bevölkerung^. Gegen das £nde des 
13. Jahrhunderts wurde die Landvogteiverfassung allgemein 
in Schlesien rezipiert nachdem sie schon früher auf bischöf- 
lichem Gebiete Aufnahme gefunden hattet Nur in Ober- 
Schlesien und in einigen an der polnischen Grense gel^nen 



» S. u. S. 72. 

* In den grundherrliclK'ii Drirfern führte den Vorsitz im DnMdinü: 
der Grundherr oder sein Bevollmächtigter. Spater wurden am li die 
Fälle der höheren Gerichtsbarkeit auf den Dreidnigsta^en erledujt, was 
sehUefslich dazu führte^ den Vomts im Drtuding als einen Augmirs der 
höheren Gerichtsbarkeit au f/u fassen. VgL Bobertag, Ztschr. f&r 
Gesch. u. Altert. Schles. Yll 110 ff. 

* So im Kreise MAnsterberg (vel. Stenz el, Heinrichauer 
Gründungsbuch S. 199, Urkunde d. (i. if. Mai 1301; Aussteller der- 
golbon i?ät d<>r Kastellau Gozko von Mün-ti i I crg, wahrend der advo- 
catuä provincialis Ueruugo als Z.'uge funLjicrt), ferner in Lüben 
16. Januar 1299. Albert Landvogt von Lüben, Regg. zur Scble». 
Gesch. III 270, Marcus Kastellan von Lüben, 2. Nov. 1299, ebd. S. 279) 
und in OpU (1. Juni 1312. Regg. IV 223 Nr. 3284 ein T/rndvoj^t, da- 
neben am 20. Nov. 1315 ein Kastellan; Heyne, Dokumentierte Geach. 
dos BiBtoms ond HochBtiftes Breslan I 844 Anm.). 

* Wir finden Landvögtc zuerst 1280 in L i egn itz (Tzschoppe- 
Stenzel 8. 394ff. Nr. 71), 1281 in Breslau (Korn, Bresl. Urkunden- 
buch S. 49f. Nr. 51), Lüben 1299 (s.o. Anm.3X Bischofsgebiete 
1299 (Regg. z. BclileB. G«8ch. III 270), in Reicfaenbach 1^ (ebd. 
S. 1.33), in Ohlau 1291 (ebd. S. 1.55), in ürieg(?) 1299 (ebd. S. 269), in 
Sagau 120U (ebd. 8. 279), in Hnnzlau 1303 (Regg. z. schles. G«»ch. 
IV S. 4Ö), in Jaucr 1304 (ebd. t>. 62 f. Nr. 2814). m Neifse 1306 (ebd. 
S. 85), in Munsterberg ISOl (b. o. Anm. 8), 1902 in Striegan (Reinr. 
IV 28\ in Oels (s. o. Anm. 3), in Orottkau 1310 (Cod. Du>l. Sil. IX 
226), in Holzeuplotz 1302 (Cod. Dip! Morav. V 143), in Schweid- 
nitz 1311 (Cod. DipL Sil. VlU ed. Korn S. 10) u. s. w. 

* NSmlieh achon yor dem Jalire 1268, vgl. vorige Seite. Anm. 2. 
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Kreiseu Mittel- und Nicderschleöicnö erhielten öicli schlicU- 
Uch die Kastellane oder, wie sie in den Urkunden der 
deutschen Sprache auch genannt wurden, die Burggrafen oder 
iiauptleiite ^. 

Unter dem Ilinflusse des Bruches mit der alten slavisehen 
Ver&88ung wurde aber nicbt nur die Zahl der Kastellane 
verringert; sondern dieselben verloren auch hinsichtlich des 
Inhaltes ihrer Funktionen. Indem der Adel 70m Suistellanei- 
gerichte eximiert wurde und besondere Standesgerlehte erhielt, 
wurde die Gerichtsbarkeit des Kastellans und des Landvogtes, 
wo dieser später an jenes Stelle trat, auf die Nichtadligen 
beschränkt, die des ersteren sogar sicherlich nur auf Bauern, 
weil die Rtirg^er alle deutsch waren. Anders aber war es mit 
d^r Stellung der Bürger gegenüber den LandvöLrten. Wie 
K ü h n s für die Mark Brandenburg]^ nachgewiesen hat, 
von welcher Schlesien die Vogteiverfassung übernommen 
haben dürfte, umfafste dort der Sprengel der Vogtei in den 
älteren Zeiten stetij Stadt und Land Dies war in Schlesien 
nicht mehr durchführbar, da lüer in den Städten schon die 
Erbvögte mit allen Funktionen der landesherrlichen Ver- 
waltung betraut waren und teHweise auch schon die Obeiv 
gerichte beealsen, als die Landv<^gte aufkamen. Man half sich 
daher damit, dafs man, wo der Erbvogt bereits die höhere 
Gerichtsbarkeit ausübte, doch, gleichsam um die theoretisch 
Qbergeordnete Stellung des Landvogtes über dem £rl)vogte 
anzudeuten, dem Landvogte einen Anteil an den Ober- 
gerichtsgefilllen cf^wälirt<* ^ : man übertrug wohl auch dem 
Erbvogte einer Stadt die Landvogtei in dem zu dieser Stadt 
gehörigen Distrikte, mindestens insoweit er germanisiert war % 



' 1420 Burgpmf zu (iuhran (Weingarten, Fa'^cicnli II 217), 
1479 Hauptleute der Schlösser Trachenberg, Herrnstadt und Sulau 
(Registrum Sti. WeneisUi S. 107), 1406 Burggrafen der Hftaser zu Oppeln, 
Glogaii und Strehlitz (ebd. S. 25), Ur^ Hauptmann su StrehUts 
(Tzacboppe-Stenzel S. 618ff. Nr. 202). 

■ Kuhns, Gesch. der GerichtHverfassung in der Mark Branden- 
burg I 1S5. Berhn 1865. Vgl. auch C. Bornhak, Gesch. des preufa. 
Verwaltungsrechto.s I 45. Itorlin 1S84. 

" Vgl. Korn, HrvA. Urkimd.Mibuch S. 49 f. Nr. 51 d. d. 4. Mai 1280. 
El* heiföt dann, dafs der Laudvogt - :i der üborgorichtsgefäUe haben 
golle. Sonst steht dem Landvogte immer nur * n zu, während an 
don IIiTZOi? l^allon. Hier aber war der Erbvogt als Inhaber der Ober- 
^erichtabarlceit wohl schon iiu I?esitxe des ersten Drittels; der Fürst 
uberliefs hier dem Laudvogtc al-^o seinen ganzen Anteil. 

♦ So erhielt der Erbvogt von Weidenau gleich bei der Hründung 
di»^^fr Sfarlr mich die Landvogtei über die umli- fr^nden Dorfschaften 
(Tzöchoppe-Stenzel 8. 411 ff. Nr. 84 d. d. 26. Juli 12^1): der Erb; 
Togt von Ziegenhals war zugleich Landvogt im Bezirke der Kastellanei 
OttOMchau (Boczek, Cod. Morav. III Nr. 359 d. a. 1268); der Hanpt- 
mrinn von Kanth, welcher die Landvogtei in dem bischöilieheTi Halte 
Kanth besafs, hatte auch von altersher die Erbvogtci der btadt 
(Tzschoppe-Stenzel S. 623 Nr. 205 d. d. Breslau 14. Jannar 1489> 
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sodals er doch in erster Linie als Laiulvogt galt In den- 
jenigen StÄdten jedenfalls, wo der Krbvogt die Obergerichte 
nicht schon an sich gebracht hatte, erhielt äie der Landvogt, 
damit aber auch zugleich sogar den YorBits im stildtischezi 
Dretding, wtewobl dieses eigentlich zu der niedmn Gkrichta- 
barkeit gehörte \ Man erkennt jedenfalls deutlich die Tendenz^ 
geschlossene Verwaltongsgebiete herznsteilen, denen Stadt ond 
Land gleichmälsig untergeben seien; wo freilich der Erbvo^ 
die Obergerichte bereits besafs, konnte der Landvogt nur der 
Theorie nach, keineswegs faktisch, als Vorgesetzter di^ Erfo- 
vogtes und als landesherrlicher Beamter über die Bürger 
gelten. In ^len Stiidten, über welche der LaiKlvogt eine Of- 
walt besafs, iimTsten die Bürger oder Ratsmaiinen, wenn si»? 
selbständig werden wollten, die Landvogtei über ihre Stadl 
an sich zu bringen suchen. Ebenso wie beim Schulzen und 
beim Erbvogte, so war auuli beim Landvogte die Beamten- 
aualiUii dadurch sehr in Frage gestellt, dafs er sein Amt 
anrch Kauf bu erb und eigen besafs und auf priyatrecht- 
Hohem Weige ttber dasselbe au Terfiigen imstande war'. 

Je mehr nun die Stsdte und die Grundhenren von dieser 
Verflufserlichkeit des obersten Amtes der DistriktSFerwaltnng^ 
Gebrauch machten, je mehr sie die Rechte der Landvogtei, 
die Obergerichtsbarkeit und das jus ducale erwarben, um so 
mehr mufsten die Kastellanei- und die Landvogteiverfjjssung in 
Verfall geraten; schliefsHch blieb nichts mehr übrig als die Burg 
selbst imd die dazu e^bfirigen Grundstücke. So ausgedehnt 
nun aber auch drr herzogliehe Grundbesitz anfangs gewesen 
war, mit der Zeit blieb nicht viel davon übrig, nicht einmal 
die liandesburgen selbst. Wenn wir von einer Kastellanei 
Trebnitz, wiewohl spat^^r ein Weichbild Trebnitz erscheint, 
niemals etwas hören, so dürfen wir daraus nicht schliefsen» 
dafs eine solche nie bestanden hat. Wir wissen, dafs 1204 
Heinrich I. dem Kloster Trebnite eine Menge von ministerialea 
und famuli schenkte welche alle um Trebnitz herum wohnten, 
und in denen wir diejenige Blasse der altslavischen länd- 
lichen Bevölkerung wiedererkannten, welche sonst narocasnicy 
hieisen. Wo aber solche narOGsni(^ waren, mufs auch — 
man erinnere sich an das, was wir über deren rechtliche 
Stellung sagten — eine Burg bestanden haben ; durch die 
massenhaften Exemtionen und Schenkungen ging eben die 
Kastellaneiverfassung im Kreise Trebnitz schon sehr zeitig 
unter. Ähnlich war es mit Leubus; von den Dörfern Wan- 
griuowo und Brilowo wird gesagt, sie seien von narocznicy 



* So in Liegnitz; s. die ürk. d. d. 30. Juni(?) 1280 bei 8cbirr- 
macher, ürkundenbuch der Stadt Lie^nüt?. S. 0. Liognitz 1866. 

* Vgl. z. B. die Urkunde bei Boczek (a. o, S. 66 Annu 2). 

* S. oben S. 27 Anm. 2. 
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de Lnbuö bewohnt gewesen*; da nun von einer Zugehörigkeit 
an das Kloster Leubus dabei nicht die Rede sein kann, da 
ja WaDgrinowo dem Kloster Trebnitz geschenkt wui*de, so 
kann diese Stalle nur diuch die Annahme erUftrt werden, 
dafis in Leabus einstmals ein Kastell war, zu dem die Be- 
wohner dieser Dörfer als Bui^^ensdeute gehörten. Die Ver- 
mutung liegt nun nahe, dafs die Burgen Lenbus und Trebnita 
den an diesen Orten errichteten Klöstern geschenkt wurden. 
Sichere Nachrichten von der Verschenkung einer Kastellanen- 
burg haben wir erst aus dem Jahre 1243; damals Uberliefs 
Herzog Boleslaus dem Ritter und Kastelhm Siboto von SchafF- 
gotsch we^en seiner Dienste das bisher von Amts wegen inne- 
gehabte herzogliche Schlofs Kemnitz zum erblichen Besitze-; 
der Landvogt, welcher in diesem Kreise s}>äter an die Stelle 
des Kastellans trat, nahm seinen 8itz darauf in der Stadt, 
welche damals zum Mittelpunkte dieses Bezirkes wurde, in 
Hirschberg. Soweit die Burgen und der fürstliche Domanial- • 
beaita in der Folgezeit — besonders ward dies in den £rb- 
lllratentfimem der Fall — nicht Terschenkt oder Terkauft 
wurden, worden sie bei der damaligen privatrechtlichen Ge- 
staltung des landesherrlichen Kreditwesens f^r empfangene 
Darlehen auf Wiederkauf verliehen oder versetzt; dies ist die 
Entstehung der später vorkommenden Burglehen und Pfand- 
schillinge'. Wo sich im Anfange der Neoaeit noch Buig- 



I Hü u 8 1 < r . Urkk. d. Fürst OelB, Brest. 1888 S. 85 Nr. 18 d. a. 1208. 

• Schli's. Rt'gK- I 

^ So stammten z. H. die Burglehen Auras. Striegau, Neumarkt u.s. w. 
sicherlich von solcbeu altsn Kastellauciburgen, desgleichen die Pfand- 
schillinge Tost, Freistadt, Guhrau, Grünbt r^' u. s. w. Noch 1420 z. B. 
erscheint ein Burggraf fW e i n p^nrten, Fasciculi II 117). 1505 ein Haupt- 
mann zu Guhrau (ebd. S. 116). Dieses letzterwähnte Hauptmannsamt 
zu Guhran ist keineswegs identisch mit dem Burggr tfenamte; es trug 
den später noch zu besprechenden Charakter einer Landeshauptmann- 
Schaft. Wan inzwischen aus der Burg Guhrau mit dem dazu gehörigen 
Domanial besitz geworden war, erfahren wir aus einem Befehle Erz- 
herz^ Ferdinands als Statthalters der Krone Böhmen, welcher 1554 
den nana von Schönaich als den Inhaber des Pfandsehillings Guhran 
anwies, wie von altersher (h'ni Ilauptin.inn von Guhrau seine iJeHoldung 
von öO Mark aus den Zinsen und Kenten des Pfandscbilliuga zu reiclicn 
(ebd. 8. 121)b Vor SchOnaidi waren Pfimdinhaber die Bibersteine ge- 
-Wesen, nach ihm die Stadt Guhran, an welche ebenfalls (d. d. Breslau, 
den 29. April 1.574) die Verfügung erging, dem Hauptmanne die wiederum 
rückstandig gebliebene Besoldung zu entrichten (ebd. S.. 122). Die 
Bug, und was an landesberrlidien Besitsungen und GeflUlen noch 
fibng geblieben war, worüber die Vcrwaltong noch im 15. Jahrh. dem 
Burggrafen zugestanden hatte, war eben verpfändet worden, jedoch 



Uber das Weichbild Gnhran bestallten Landeshanponann seine Be- 
soldung zahle. 1526 erklärte König Ludwig, die Burglehne in den 
Fürstentümern Schweidnitz -Jauer seien zwar versetzt-, wenn er sie 
Aber wieder einlösen sollte, so wolle er als Burggrafen nur vier- 
eehildige, in den Landen Sdiwekhiits-Janer emgebovaie Bdellente be* 
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grafeii erhalten haben, da erscheinen sie gemäTs der gesamten 
staatsrechtlichen fintwicklttng, der isafolge der Fürst auch 
diejenigen Besitzungen, in welchen ihm die volle Staatsgewalt 
geblieben ist, nur als Grundherr innehat, nicht mehr als 
Landesbeamte, sondern als fürstliebe Domllnenverwalter und 
DomMnenamtsmänner, zum Teil mit so verringerten Kompe- 
tenzen, dafs wir in ihnen nur noch mit Mühe die Abkömmlinge 
der einst so mächtigen Kastellane erblicken. So kommt im 
16. Jahrhundert in Oj peln vt\1^ Biirpror'if vor, der an du» Stelle 
nller andern Biirp-<:raten der Fiu stentümer ( »piieln-Rati))' r ge- 
treten ist, und zwar als reiner Wiriseliaftslx'aiiitcr , dein die 
Sorge „zur erlialtung der wirtöchaüeu , aucli zu anrichtuiig 
der pesserung" \ besonders aljer die Aufsicht über die Teiche 
oblagt, welche hier bei ihrer frroisen Anzahl und ihrem grofsen 
Fischreichtume eine wichtige Einnahme(|uelle bildeten. Mit 
dem Verfall des Barggrafenamtes fanden auch die demselben 
früher untergeordneten Unterbeamten ihr Ende. 

Wenn auch so der Kreis seinen Charakter als den eines 
Bezirkes für die Organisation der fürstlichen Verwaltung ver- 
lor, so beruhte doch seine Bedeutung als eines Verwaltung«* 
bezirkes überhaupt noch auf anderen Momenten. Die deutschen 
Gemeinden in ihm bildeten ein rechtliches Ganzes, dessen 
Mittelpunkt die oft bei der Kreisburg angelegte deutsche Stadt 
war, indeui dieselbe für die Landgrinpinrlcn ihres Distriktes 
eine Art von Oberhof, eine Stätte für Kechtsbelehrungen 
wurde*; dasselbe fand statt in gewerberechtlicher Hinsicht, 



etaUen (Schickt u is III 399 ff.); der ZusammenliaDg zwischeu Burg- 
graftcbaft und Burglchen tritt hier deutlich su Tage. Einige Jshr^ 

zehnte später (im Jahre 1546) traf FerdiDand 1. Bestimnutngen darüber, 
in welcher Woiso Prozessp zwischen Städten und Ritterschaft übor die 
Landvo«teien oder Obergerichte erledigt werden sollten (WeinKarten, 
Fascicnu II B02)^ Nachdem durch Yerpfft&dung und Verkauf & Ober- 
^erichtt? eben die jurisdiktioncni'n Funktionen des Burggrafen (das 
judiciiiin y^rnvinciultO in Wogfall gekommen waren, blieb für denselben 
zur Venvuituug inrr noch das Domanium de« Fürsten übrig, d. h. sein 
unmittelbarer GrundbcBitz, und was sonst von Gefilllen und Rechten 
aus dem alten jus dncale sicli iioeh erhalten hatte; auch dieser Komplex 
von Grundbesitz, Zinsen und Kechten wurde wenif^stens pfandweise 
veräufsert, freilich um nicht mehr wieder eingel<)st zu werden, und 
hiefs nun als Pftuidobjekt Burglehen oder Pfandscliilling. 

' Kgl. Staatsarchiv zu Breslau. ÄA. IIT 23f. fol. 133—149. Gut- 
achten der Oppelnschcn Bereitungskorami^sion d. d. 1. Nov. 1569. 

2 Ebd. fol. 90 f. Gutachten der Kammer an den Kaiser d. d. 
8. ^ept. 1569. Im Jahre zuvor hatte die Kammer dem Kaiaer vor- 
pof^flrtnp'cn, in Rftfibor »»inen Burpj^rfifen oder UnterhanptmaiiTi zu be- 
htelh u, welcher »ein Augenmerk auf die jetzt der Stadt vt^rpfändeten 
Güter, Renten und Einkommen zu lenken und in gemeinen K^gen und 
Benchwerdm die Parteien za verhören habe, um sie dann, wenn er aie 
jiiflif hl Güte vergleichen könne, an das Oppelner Landrecbt au ver* 
weisen. £bd. AA. III 23 e fol. 52 b f. d. d. 5. Juni 1568. 

* Hdnrich Y. bestimmte , dala alle zum Distrikte Goldberge ge- 
hörigen Dörfer sentenciaa et jnra in Goldberg holen und daran in aUen 
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indem die Stadt für ihren Distrikt die Maafse und Qewichte 
bestimmte^. Mit Recht Aihrt Stensel die Entstehung des 
Namens «Weichbild** im Sinne von Ejreis oder districtus in 
Schlesien auf die Thatsache aurttck, dafs die in einem be- 
stimmten Bezirke wohnenden deutschen Kolonisten eine Rechts* 
einheit bildeten ' ; dieser Bezirk aber ist in den weitaus meisten 
Fällen nichts anderes als die in der Zupa waraelnde alte 
Kastellanei. Wenn nun auch diese Art der Organisation der 
deutschen Einwanderer zumal bezüglii'h der Rechtsprccliung 
bald schwand, so blieben doch die schon besprochenen Kreis- 
ritterschaftsverbäiide Gestehen zu Zwecken jxditischcr Natur 
und der Selbstverwaltung zumal bchuts Verteilung und Er- 
hebung der für die Krone bewilligten Steuern, und zwar bis 
zur Okkupation Schlesiens durch Friedrich den Grofsen, der 
sie benutzte, um an sie seine Neuordnung der Kreisverwaltuug 
ansulehnen, freilich nicht immer so^ dafs aus jedem der alten 
Weichbilder ein Kreis geschaffen wurde, sondern mitunter 
durch Zusammenlegung' von sweien, sehr selten auch dreien 
solcher alten Distrikte. 

Die fürstliche Verwaltung streifte so den Charakter einer 
Kreisverwaltung gänzlich ab und beschrttnkte sich nur axd 
die Administration des ganzen Fürstentums, was ja bei der 
Kleinheit der Territorien keine Schwierigkeiten not. Man 
mul's in den letzten Jahrhunderten des Mittelalters zweierlei 
Arten von Territorialcentralverwaltun^en unterseheidcu , die 
der piastischen uiul die der Erbfürstentümer. Bei der grofsen 
Anzahl der Territorien und den daraus sich ergebenden Ver- 
schiedenheiten, ferner bei dem gänzHchen Mangel gedruckter 
Quellen ist es uns unmöglich, eine eingehendere Schilderung 
der centralen Verwaltungsorganisation der schlesischen Fürsteii- 
tttmer zu entwerfen; wir mttssen uns beschränken auf eine 
Wiedergabe der Hauptzflge der Entwicklung. Gemeinsam 
allen schlesischen Territorien in dieser Periode ist die Ent- 
stehung besonderer Ho%erichte. Zu den alten hohen Hof- 

genclitlichcn Fullen sich lialten sollten (T züchoppc St i- n zel S. 415f. 
Nr. (1. (1. 23. Juni 1292). Als die Stadt Liegnitz von lireslau Magde- 
burger Kecht erhielt, verptiiehtete sie sich, dasselbe nur den Einwohnern 
hl inrem Territorium oder Weiehbilde mitzuteilen (ebd. S 442 f. Nr. 101 e 
d. d. 2'). Febr. I.'i02). Mesco von Oppeln-Teschen erhob die Stadt Ausch- 
witz (Oswi^cim) zum Forum des gleichnamigen Distriktes für alle ver- 
wickeltercn Sachen, sodafs es von dem Urteile der dortigen Schöffen 
keine Appellation mehr geben soUte (B«gg. III 161 Nr. 2205 d. d. 
a Sept. 1291). 

* So verordnete Bolko II. von Schweidnitz, dafs die Schöffen des 
Distriktes Landeshut gemeiniglich alle ihre Rechte und BiennaTse in 
der Stadt Landeshut holen sollten. Tzscho ppe-Stenzel 8. 5S7ff. 
Nr. 124 d. d. 21. Oktober, § 8; v^l. auch ebd. 0 und 7. 

^ Tzschoppc -Stenzel, Jblinl. S. 217. Nur scheinen mir die von 
Stenzel angeführten Beispiele von Ratibor (1286) and Ndfte (1290) auf 
diese VefbUtniaie wenig so paasen. 
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und Landesbearaten, Marschall, Truchsefs, Schenk und Kftm" 
merer, sowie dem Kanzler, trat im 13. Jahrhundert der Hof- 
richter (judex curiae), welchem das Gericht Uber die von 
den sUTischen JurisdiktioniirerhäitnisBen eximierten Deutschen 
übergeben wurde. Derselbe fungierte anfangs als speciell dasu 
ddegierter Richter zunächst Uber die deutschen Bauern in den 
Füllen der liöheren Gkrushtsbarkeit ; ein vor dem Hofricht^ 
gefundenes Urteil galt als herzogliches Urteil (in curia ducis). 
Als g^gen Ende des 13. Jahrhunderts die Landvogtei Verfassung 
rezipiert wurde, hörte der unmittelbare Gerichtsstand der 
deutschen Bauern in der curia ducis in 01)erj[reric1itssarhen 
auf, da dieselbon jetzt dem Landvoi^rte übertragen wurden*. 
Das öencht des Hofrichters wurde jetzt für den Bauern 
höhere Tiistauz, an die er sich entweder von Autang an gegen 
Erlegung einer bestimmten Sunfme oder durch Appellation 
ziehen, vor welche er auch citiert werden konnte, wenn der 
Landesherr von seinem Evokationsrechte Gebrauch machte, 
bis das fürstliche Appellations^ und E^rokationsrecht in Ver- 
fall geriet. Auch über die Bürger der Städte übte der 
Hofrichter anfangs die obere Gerichtsbarkeit aus; dann 
wurde das Hofgericht höhere Instanz für die Stftdte, hm diese 
ihren besonderen Zug an die Oberhofe zai Breslau, Magde- 
burg u. s. w. ausbildeten. Der deutsche Adel hatte von Anfang 
an seinen Gerichtsstand vor dem Hofrichter. Die älteste 
Form des Hofgevielit» s bestand vermutlich darin, dafs der Hof- 
riehter je nach dem Stande des Belv!n^^''ff'n einem aus Bauern 
(Schulzen), Bürgern oder Rittern gebildeten Gerichte vor- 
safs. Zuerst gab es für das Fürstcnitum einen Hofrichter; 
mit der Zunahme der deut-ichen Einwanderung vermehrte sich 
ihre Zalil, und schliefslich wiuilen die Hofgerichte 8ozu^agen 
für die einzelnen Kreise lokalisiert^. Damit schieden sie aus 
der Sphäre der Centralverwaltung aus, und es bildeten sich 
jetzt neue Centnügerichte fUr die einzelnen Fürstentttmery 
welche meist Mannrechte genannt wurden*. Den Vorstts darin 
ftihrte der Fürst selbst oder der Landeshauptmann; die Bei- 



» 8. 0. S. 66. 

* Seit dem Anfimge des 14. Jahrb. finden wir stladige Kreishof- 

gerichte als Gerichte erster Instanz für den Adel und zweiter für die 
Bürger und Bauern des Kreises, in d<*iipn zuerst noch neben dm Adli^ren 
Schulzen und Bürser als Schö£fen vorkamen; bald aber verschwanden 
diese letzteren vielfach, allerdings nicht fibiNraU, da ancfa die Fnnktton 
der Hofßcrichte als zwpit«'r Instanz für Bürger und Bauern auHdlite. 
So wurden die Hnfpfericlit«; vielfach reine Adelfgpriehte mit nur adligen 
Beisitzern ; sie heifsen auch später hie und da Landgerichte. 

* Doch werden sie ancn gleich den eben beschriebenen Kreil- 
^^cricliton mitunter als Hof- oder Landgerichte bezeichnet; man moft 
sich (iahfr hüten , aus dem Namen der einzelnen schlesischen Gerichte 
auf ihren Charakter zu schliefsen, sondern immer erst ihren Wirkungs- 
kreis tintefsuehen. 
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»itzer waren fast immer Adlige. Diese Mann rei hte waren 
ebenfalls in erster Reihe Standesgerichte für den Adel ' ; sie 
konkurrierten demnach in dieser Hinsieht mit den Kreis- 
ho%erichten, deren Bedeutung allmählich ganz und gar herab- 
drOckend« Oft, ao z. B*'m den Fürstentümern Oels und 
Liegnitz, bfldeten die Kreisgericbte fiUr den Adel die erste, 
das Centralgericht die sweite Instanz; doch war das Ver- 
hältnis zwischen beiden Institutionen je nach den einzebien 
Fürstentümern verschieden und keineswegs immer gleichartig. 
Charakteristisch fUr die Entwii Idimg der schlesischen Geriehts- 
verfassung ist es jedenfalls, dals für die einzelnen StKnde be- 
sondere Gerichte sich konstituierten : der Bauer hatte seinen 
Oeri<-ht.sstand vor dem Patrinionialirerichte des Grundherrn, 
der Biirofer vor den städtischen Gerichtrn, der Adel vor den 
teils aus deutschen Hofgerichten, teils aus pülnischcii Zauden* 
entstandenen Kreis- und vor den Fürstentumscentralgerichten, 
welche fast durchgängig aus adligen Beisitzern bestanden; das 
Appellations- und Evokationsrecht des Fürsten gegenüber den 
büiWerlichen und bäuerlichen Qerichten geriet immermehr in 
Ver&U«. 

Die alte Organisation der hohen Hofiimter in den ^«sti- 
sehen Fürstentümern fand bei der Zersplitterung der Terri- 
torien sclion wegen ihrer Kostspieligkeit seit der Wende des 
13. zum 14. Jahrhundert ihr Ende; besondere Erbehrenämter 
scheinen sich in Schlesien nicht herausgebildet zu haben* Die 
fürstliche Administration beschränkte sich jetzt — abgesehen 
von dem Donianiinn. fl. Ii. von denjenigen Besitzungen, in 
denen der Landesherr zugleich Grundherr war, und den Kesten 
der aus deui alten jus Hueale stammenden Kegale, Rechte 
und F^inkünfte — vornehmlich auf diejenigen Gebiete, welche 
j^egeben waren durch das noch bestehende staatsrechtliche 
Band zwischen dem Fürsten und den ^Standen ; dazu kam 
die eigentliche Hofverwaltung. Für diese letztere erscheint 
das Amt des Hofmeisters, der jedoch auch, ohne einen 
spedell abgegrenzten Wirkungskreis zu haben, in seiner 

' Im Furstontum Glogau allerdings z. B. noch im Anfangf' der 
N\'iizpit auch höhere Instanz iVir die Patriinonialgcriclitc , da sich hier 
noch lieste des fürstlichen AppeUations- uud Evokationsrechten er- 
Uslten. 

* S. o. S. 49 Anm. 1. In Oppeln-Ratibor z. Ii. ^ab es aus den 
Ztnden sich herleitende Adelskreisgerichte, welche zum Anfange der 
Neuzeit aufgehoben wurden, um einem Füratentumscentralferichte, 
dem Oppelnf r Landrecht, Fiats zu mschen. Kgl. Stsatssrchiv BresL 
A. A. in 2'Af fol. 147. 

* Ei« näheres Eingehen auf die Geschichte der schlesischen Cie- 
richtsverfassung ist hier unmöglich und mufs späterer Ausf&hmng vor« 
behalten bleiben. Vgl. auch me für die älteren Zeiten allerdings weder 
<>r8chopfende noch muh iinnu^r zutreffende Darstellung der Gerichts- 
TerCftsflung des Fürstentums Breslau von Bobertag m Bd. VQ der 
ZdtBchr. f. Gesch. Schles. S. 102 ff. 
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Eigenschaft als der persönliche Vertreter des Fürsten in die 
€^iete der Landesverwaltung hinttbeigriff^. Die Einkünfte 
oder vielmehr die Überschtlsse , welche von den Barggrafen 
abgeliefert wurden» flössen in die Hofkasse, welche unter der 
Verwaltung des Kentmeisters stand, dem gewöhnlich ein Rent- 
schreiber zur Unterstützung gegeben ward. Für die eigent* 
liehe LandesverwaltiiTig fungierte der Landeshauptmann, dessen 
Amt wir erst weiter unton besprechen werden, da es in den 
Erbturstentümern zuerst entstanden und in den piastisclien 
von dort entlehnt war. Über die Ore:an!satiün der Kontrolle 
zumal der Finanzbeamten , des KentuK isters und der Burg- 
grafen, läfst sich aus dem vorliegenden Material wenig ent- 
nehmen; die im 14. Jahrhundert entstehenden Laudbücher 
und Zinsregister, die ersten Anfänge einer geordneten Staats- 
güterinventaristerung und Buchführung, sollten, wie man An- 
nehmen darf, dazu dienen, sowohl die Eontrolle der Beamten 
zu erleichtem als auch zu verhüten, dafs den landesherrlichen 
Gerechtsamen seitens der Verpflichteten Abbruch geschehe. 
Als Kontrollorgane fungierten wohl immer die nächsthöheren 
Beamten bis hinauf zum Xjandeshauptmann oder zum Hof- 
meister; eine besondere Organisation der Kontrolle war keines- 
falls vorhanden. Der Landesherr umgab sich zur Führung 
der ßegierungsgcsehlifte regelroUfsig mit einrin Kate. Die 
Räte waren entweder ständig am Hofe oder lelitcn nh „llätQ 
von Haus aus" auf iiiren Gütern , gegen Besoldung ver- 
pflichtet, dem Rufe des Herrn Folge zu leisten, wenn er sie 
]e nach Bedürfnis im Kate oder zu besonderen Aufträgen 
benutzen wollte*. Eine feste kollegiale Organisation besafs 
dieser landesherrliche Rat noch nicht 

Das höchste Amt in den Erbfttrstentfimern war die 
Landeshauptmannschaft. Man darf nicht behaupten, das die- 
selbe aus der Landvogtei entstanden sei, indem sie etwa ur- 
sprünglich eine Art von Obervogtei als Centralstelle über 
den einzelnen Landvogteien, im wesentlichen mit deren Be- 
fugnissen ausgestattet, gewesen, oder indem sie beim Verfalle 
der Landvogteien und Burggrafschaften an deren Stelle nur 



> G. SeeHger. Da- Dcut.sciu' Hofmeisteramt im spftterea Mittel- 
alter, besonders 8. 43 tt'. Innsbruck 1885. 

' „Räte von Haus aus*^ werden 2. B. erwähnt in den Denkwürdig* 
keiten de« Hans von Schweinichen (ed. H. Oesterley S. 13: 
„. . ist . . mein Herr Vater . . anno 58 . . auf sein gut gezogen UDd 
also J. F. Gti. bestaltor Rath von Haus aus worden, jedocn mehr nm- 
honst all* um Besoldung gedienet." Vgl. auch Löuing, Lehrbuch des 
deutschen VerwaltnngsrechteB, S. 88. Xeipzig 1884, und Bosen thal. 
Gesch. des OiTiehtswesens und der Verwaltungsorganisation Baverna, 
S. 570 ff. \V Ulzburg 1889. Uber die audoren Beamten, Kanzk r, Kors«t- 
meister u. 0. w. u. 5>. 78. Ein Verzeichnis des „Hofstaates*' von Liegnitz, 
in welchem die Centrallandesbeamten mit inbegriffen eind, findet sieh in 
SS. Rer. Sil. IV, ed. Stensel S. 214ff., Br^l. 1850. 
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für das t^anze Fürstentum anstatt für den einzelnen Kreis 
getreten sau Das Amt des Landeshauptmanns ist von dem 
des Lamlvogtes nrituipiell verschieden, insofern der erstere 
als Obrigkeit aucn i\iv den Klerus und Adel galt, während der 
Landvogt über dieselben jurisdiktionelle Kompetenzen nicht 
besafs, Ihreiä Weson nach entsprach die Landeshaupt- 
mannBchaft dem alten Palatinat, wenn auch ein direkter Zu- 
sammenhang zwischen beiden kaxaa besteht; wie der Palatin» 
80 war auch der Landeshauptmann der Stellvertreter des 
Fürsten filr ein ganzes Fürstentum und für alle noch übrig 
gebliebenen fürstlichen Bechte, wiewohl in den verschiedenen 
Territorien einzelne Abweichungen sich zeigen. Dem ersten 
Landeshauptmanno begegnen wir im Ffirstenturae Breslau, als 
dieses durch den Vertrag Heinrichs VI. mit König Jobann 
1327 an Böhmen kam, sodann in Schweidnitz-Jauer. ^\ach 
dem Vorbilde der Krbiurstentümer, wo der Landeshauptmann 
Statthalter des Königs war, wurde das Amt auch in den 
iastischen Fürsteutümerii eingeführt, ohne bei der Auwesen- 
eit deu Landesherm in denselben die gleiche Bedeutung zu 
erlangen. Eigentümlich ist die ]>>ppelBtellung des Landes- 
hauptmanns, deraufolge er^ wiewohl obenter Beamter des 
Ftlrsten, doch zugleich auch Vertrauensmann und Repräsentant 
der Stände und vorzugsweise des Adels dem Herzoge gegen- 
über wurde. Bereits die erste Urkunde König Johanns von 
Bi^hmen für das Fürstentum Breslau setzte fest, dafs nur Ein- 
geborene als königliche Hauptleute eingesetzt werden dürften ^ ; 
Königin Anna bewilligte 1353 den Stünden von Schweidnitz- 
Jauer, dafs }hr Hauptmann ein Biedermann, d. h. ein Edel- 
mann, und geboren und einfresesBen in den Fürstentümern sein 
müsse ^. Die Landesordnung des Fürstentums ( >el8 bestimmte, 
offenbar einen schon lange bestehenden Zust^md aufzeichnend, 
dafs der Landeshauptmann vom Fürsten bestellt und auf ihn 
vereidigt werden solle ^ wenn möglich, solle er ein Belehnter 
im Fttrstratnme s^n; nur wenn kein Einheimischer fUr tang- 
lieh befunden werde oder sich bestallen lassen wolle , dttne 
der Fürst einem Fremden von Adel das Amt übertragen, doch 
mit Rat und Yorwissen der Landesältesten ^. König Ferdinand 
versprach den Glogauischen Ständen, dafs ihr Landeshaupt- 
mann ein geborener Böhmischer oder Glogauisclier Herr oder 
Ritter sein solle; dasselbe sollte gelten von dem Am t^vervveser, 
den der Hauptmann einsetzte, wenn er nicht selbst auf dem 
Schlosse zu Glogau bleiben wollte^. Aus einem Aktenstücke 

^ Schles. Lehns- und Besitzurkk., edd. Grünbagen und Murk- 

Sraf I 67 ff. d. 6. April 1397. Yff). Palacky, G«sdi. von Böhmen 
[ 2. Prag 1842. S. 164. 

^ W e i I) ^ a r 1 1 n , Fascicuii jurium diversoram II 270. 

» Ebd. S. 215. 

* Privileg Ferdinands I d. d. ^ Jnni 1544 bei Scblekfafa, 
Newe Sdiles. Chronica III 443 C 
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des Jahres 1630 erhellt, dafs die Stände dea Kreises Qubrau 
den Anspruch erhoben, dftfe ihr Hauptmann aus Ihrer Ifitte 
sekieset werde, wobei «e einen oder mehrere su prftaentieren 
hätten K Die Doppelstellung des Landeshauptmanns &nd darin 
oft ihren AusdrucK, dafs derselbe nicht nur auf den Fürsten, 
sondern auch auf die Freiheiten und Privilegien des Landes 
vereidigt wurde. Als Beamter war der Landeshauptmann 
seitens des Fürsten absetzbar; doch hatten in Glogau z. B. 
auch flie Stünde das Ifecht, Bosch werden gegen ihn vorstt- 
bringen und um s^inp Absetzung zu bitten-. 

Wie bereits ^esa^^'-t, war der Hauptmann der Vertreter 
des Fürsten für ein ganzes Fürstentum; doch gab es auch 
besondere Landeshauptleute für gewisse Weichbilder, die eine 
staatsrechtliche Sonderstellung einnahmen, huliiu nie einem 
gröfseren Territorium erst einzeln im Laufe der Zeit einver- 
leibt wurden; so fOr Namslau und Guhrau. Principiell war 
er femer der Vertreter des Fürsten Air den ganzen Um£ang 
seiner Rechte in der laufenden Verwaltung; doch hatte der 
Landesherr natürlich die Befugnis, jederaett selbstthätig in 
die Sphäre der seinen Beamtem übertragenen Geschäfte 
zugreifen oder auch gewisse wichtige Sachen der eigenen 
Entscheidung zu reservieren. Wo der Fürst persönlich an- 
wesend war, also in den pia.stischen Territorien, war die 
StelluiiL; des Landeshauptmanns eine sehr beschränkte im 
Verii.il tu Is zu dem Machtkreise der liauptlf^ute in dm Lrb- 
fUrstentümem. Diesen allgemeinen Geäichti>])unkten gemäfs 
regelten sich die Kompetenzen des Landeshauptmanns im 
öpeciellen. Er vertrat im Auftrage des Herzogs tia« von ihm 
verwaltete Fürstentum nach aufsen und empfing fürstliche 
Personen und (gesandte; ihm lag die oberste Aufsicht über 
die Sicherheit des Landes den auswärtigen Milchten gegenüber 
ob*, also auch die Sorge für die Landesverteidigung. Der 
Hauptmann verlieh femer — sei es auf Grund genereller oder 
Specteller Vollmachten — die Lehen an Stelle des Fürsten. 
Der Erwerb adliger Güter (durch Kauf, Schenkung oder £rb- 
gang), d. h. solcher Güter, auf denen die Pflicht zum Lelins- 
kriegsdi' Tist*' ruhte, und die daher zur Ritterschaftsmatrikel 
gehörten, mulste v<m ihm bestätigt werd**ii, nicht minder 
andere sie betreftcude Geschäfte (Verzichte, Bestellung d^r 
Leibzucht u. s. w.); die Auflassung der adligen Lehn- oder 
Erbgüter mufste vor ihm vollzogen werden*. Wo die städti- 
schen Obrigkeiten dei* fürstlichen Bestiitigung bedurften oder 
vom Könige ganz und gar ernannt wurden, übte dieses Uecht 

' Weingurt eil, Fa,sciculi II 128. 
2 Schickfi.fs III 447. 

^ So wird der Guhrtiuer liauptmanu angewiesen, „auf daä pol- 
nische Wesen und alle besorgende Gefahr gute Aufkchtuog zu geben. 
Weingarten, Fasciculi II 124 d. d. 4. Mai 1588. 

« Sebickfafs III ddOff., 423 und 506. 
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!nnor!ia]l) des Fürstentumes der Lundeshauptmann aus*; nicht 
RiiiHlt'i- >\:u\d \hm Hio Ausübung des Patronatsrcchtes über 
di«'i'Mi!Lr( n Plründeu zu , für welche ein solches dem Fürsten 
erl)|iri)en war, und wolern derselbe nicht vorzog, die etwa 
vurkuniiii enden Besetzungen selber zu vollziehen. Es war seine 
Aufgabe, Ruhe und Frieden im Lande zu wahren, alüo die 
höchste polizeiliche Aufsicht zu führen ^. Im Mannrechle, dem 
Central« und Adels^ricbte des FürstentuniB, führte er den 
Vorsita; dafo er hier sogar — wenigstens s|f>äter — im Gegen* 
latse sa der eigentlichen deutschen Gencfatsverfiwsung am 
Spruche mit beteiligt war, ist nicht so unwahrscheinlich'. 
Auch die Vollstreckung der Manngerichtsurteile^ besonders Ein- 
weisongen in adlige Güter, lagen ihm ob^; gegen Unffehor- 
■me, welche vor Gericht nicht erscheinen oUten oder dessen 
Spruche sich nicht beugten, hatte er mit (lewalt vorzugehen, 
und nicht selten waren die Bürger und Zünfte der Stadt, in 
in welcher er residierte, angewiesoTK ihm dabei mit bewaffneter 
Hand Hülfe zu leisten*^. Unter (Icni Landeshauptmann stand 
die vom Kanzler oder Landbclireiber verwaltete Kanzlei, deren 
Kompetenz liauptsÄchlich auf Lehnssaehen u. s. w. sich bezog, 
aus deren Einkünften er auch seinen Unterhalt zog, wozu 



* In den Ffintentümcm Oppeln-Katibor hatte der Uaii«>ib»t Ul'<>r- 
hatiptmann gensonte Landesbauptmann dtm Reebt, die stldtiseben Obrig- 
keiten SU ernennen. 1569 schlug die Oppclnsche Bereitangs (» Inspek- 

tions)koTnmi«sion vor, was die» Wahl und Kwr der liurpormeister und 
Bat^personeu betreffe, so muge es bei der bisherigen Ordnung und der 
Oberbanptmaimsinstniktioii verbleiben. Damit aber nicbt die Haupt- 
lente nnr Personen ihres Gefallens in den Rat befördern könnten, 
plaidirte sie dafür, dafs, „ehe die verfndenmg des rate« beschogp. ein 
aazai etlicher pcrsonen auf die rainer [in BresiauJ verzeichent über- 
ecbiekt, darans dy TaugUcbsten gmomben und nochmalen dem Ober« 
hiiuptmaim anzusetzen und zn bestettigen zugeschickt wurden," wie 
bereits Uiut kfirzlich organgein^r kaiserlicher Resolution in Ratibor ge- 
schehe. Kgl. Staati^archiv zu Breslau, AA. lU '^f fol. 133 ff. 

* Landesordnnng des FQretentums l^reslan d. d. 20. Miln 1337, 
Korn, Bresl. Urkb. S. 159. 

* Kill Priviloj,' der Glof^auor Ritterschaft boytiiniiitc, dafs dur 
Hauptmann „die manne und ihre Bröche nach seinem und der 
manne erkenn tniss richten solle." Sobickfufs III 423. Über den 
Hauptmann und sein Verhältnis zum Mannengoricht siehe auch: für das 
f. Breslau Korn, Jiresl. Urkb. Nr. 174 d. d. Paris 81. März 1343 
S. 156 f , für Guhrau (1506) Weingarten, Fasciculi II 118, für 
Oppeln-Ratibor (1562) Schickfnf« 111465, für Munsterberg (1570) ebd. 
m ff., für OelB (ld74X Weingarten n 218 und SchiekfafB IQ 816 

(im). 

* Schweidnitz - Jauerscher Landtagsbesch Uifs d. a. 1591. Ebd. 
a287. 

So in Gulirau (inOG), Wo i iiL'artoTi IT IIS. Erhöhte Hedoutung 
erhielten die jurisdiktionelleu Funktionen des Laudeshauptmanns seit 
dem Ansgange des Mittelalters dadurch , dafs er eine für ;die obersten 
Pürstentumsgerichte \'or bereitende, iowie eine auf Akte ft'eiwiUi^r 
Gfricht.ibarkeit bezugliche Kompetenz erhielt, eine Entwicklung, welcbe 
hier nicht näher verfolgen können. 
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noch die ihm zugewieseneu Nutzungen aus den füratlichen Do- 
mänen kamen, desgleichen die im Ausgange des Mittelalten» 
auftretenden Specialbeamten, der Rentmeister und Kastner, 
denen die Verwaltung der nlrstliclien Einkfinfie oUag, der 
Forstmeister mit seinen Forstknecbten^ der Berghauptmaim 
oder Bergamtmann, der Burggraf, wenn er noch exutierte^ 
endlieh der Landespf^nder, Landreiter oder Landeskämmerer, 
welcher als gerichtlicher and poliiBeilic her Exekutivbeamter 
fungierte. Ks kam allerdings auch vor, dafs die Landeshaupt- 
mannschaft und die Kanzlei verpfändet wurden ; so im Fürsten- 
tum Breslau, wie wir sahen, heiclc Ämter, in Schweidnitz-Jauer 
die Kanzleien; dann wnr allerdings die alte fürstliclie Gewalt 
fn>t so gut wie aufp:* li< In . freilieli zu einer Zeit, flu bereits 
eine neue, intensivere und umtassendere Ötaattigewalt sich 
zu bilden begann. — 

Eine mächtige cenLialistisehe Bewegung hatte im Aus- 
gange des ersten Jahrtausends die lose nebeneinander be- 
stehenden westslavischen Zupen ergriffen und zu einem grolsen, 
anschetnend starken, auf einer ausgedehnten fUrstüchen Omni- 
potenK beruhenden Reiche geeinigt. Aber die Kultur war 
noch allzu unentwickelt, als dafs dieses grofse ungefüge Staaten* 
gebilde auf die Dauer von Bestand sein konnte; Im Interesse 
des Fortschrittes der Kultur lag es vielmehr, dafs die starren 
Bande, mit welchen der Staat das gesamte wirtschaftliche und 
geistige Leben (I(^r Bevölkerung umfafste, gelockert würden; 
auf die Epoche der ('entralisation mufste mit N'>twp!v1igkeit 
eine Epoche der Deeentralisation folgen. Die Kin ii '. die 
Trägerin aller höheren Civilisation im Mittelalter, mulste sieh 
befreien von der drückenden Bevormundung durch den Staat; 
eine Aristokratie des Besitzes, und zwar, wie es im Mittelalter 
bei dem Zustande der Natural wir tsciiaft nicht anders möglich 
war, des Grundbesitzes, mufste sich bilden, der es in erster 
Linie oblag, zur Abwehr gegen äulsere Feinde, zur Verteidi- 

Sung des Landes die Wafibn zu fahren und so dem Bauer 
ie Möglichkeit zu gewähren, friedlich und ungestört seinem 
Tagewerk nachzugehen; die unbeschränkte wirtschaftliche 
Hoheit des Fürsten, welche jede selbständige und freie Ent- 
wicklung von Handel und Gewerbe ausschlofs, mufste durch- 
brochen werden, damit es den Stitdten gehlnge, neue, den ver- 
änderten Bedürfnissen angeme8i>ene Können der wirtschaftlichen 
Organisation zu schaffen. Aber die Zeit kam, da diejenigen 
Faktoren, welche bisher die Träger des Fortschrittes der Kultur 
gewesen waren, ihre Aufgabe erfiillt hatten oder derselben un- 
treu wurden. Die Kirche iiuite längst autgehört, die Führerin 
auf geistigem Gebiete zu .sein. Die riliciit des Adels zum 
Kriegsdienste war durch zahlreiche Privilegien durchbrochen, 
indem es ihm fireistand, die Teilnahme an einem Zuge tlber 
die Grenze abzulehnen oder nur gegen ein Entgelt zu be- 
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willigen, welelios der Fürst zu zahloii moist ;iufser Stande war. 
Dazu kam der technische Fortschritt im Kriegswesen, der an 
die Steüp des ritterlichen Einzelkamptes das Auftreten wohl- 
diszipliiiierter, eine taktische Einheit bildender Infanteriekörper 
»etzte ; in den Kriegen gegen die Hussiten , in den Wirren 
unter Georg Pudiebrad und Matthias Korviiius, endlich iu den 
Zeiten der TUrkengefahr ofFenbarte sich die Unzulänglichkeit 
der alten feudalen Kriegsver&SBung. Die mitteliuterliche 
Stadtwirtsdiaft begann ihre Schwachen zu zeigen; zwischen 
Stadt und Land entstand ein tiefgehender Kontrast, da das 
platte Land sich in wirtschaftlicher Beziehung nicht mehr von 
den Städten beherrschen und ausbeuten lassen wollte. Der 
Aflel suchte für sich und seine Hintersassen das städtische 
Meilenrecht zu durchbrechen; die Städte widersetzten sich 
dem mit Ot^valt Da war es denn nichts Ungewöhnliches, 
dafs die Bürger in der Nacht mit rirwali auszogen, die a'Hicren 
Güter und Dörfer üherfielen, rlic ilort irehrauten Biere aua- 
zapften und die errichteten Handwerksstatten zerstörten*; die 
Ritterschaft wieder beschwerte »ich, dafs die Städte die Preise 
willkürlich regulierten und in ungebührlicher Höhe ansetzten. 
Lttnder, welche bisher dem Grofshandel ein willkommenes 
Objekt der Ausbeute gewesen waren, so besonders Polen, er^ 
stärkten in wirtschaftlicher Hinsicht, und die Konkurrenz des 
Auslandes, eine Stütze findend an den politischen Verhältnissen, 
erhob sich mit Macht Die Zeit der mittelalterlichen Stadt- 
wirtschaft war eben vorUber: was nutzten jetzt noch alle 
Markt- und Niederlagsprivilegien? 

Das Schlimmste aber bestand darin, dafs Kirche, Adel 
und Städte» diese neuen Mächte, welche neben der fürstlichen 
entstanden waren, die Einheit rl<'s Staatswesens zersprengt 
hatten, indi iti >ie allerorts in Gebiete hinübergriffen, welche 
zur Lebens8}*liare des Staates gehörten, auf die derselbe auf 
die Dauer nicht verzichten konnte, wenn er nicht selbst seine 
eigene Existenzberechtigung in Frage stellen wollte. Die 
Centralgewalt war im Besitze der vollen Staatsgewalt nur noch 
so sfkr ausnahmswebe, dafs dort, wo die letztere noch in 
▼oUem Umfange existierte^ sie ein Ausflufs nicht mehr landes- 
herrlicher, sondern nur grundherrlicher Befugnisse zu sein 
schien; überall hatten sich innerhalb des alten Staatskörpers 
Jurisdiktionsbezirke gebildet, deren Häupter ab Obrigkeiten 
zu eigenem Rechte rongierten. Freilich war auch dies eine 
Entwicklung, von der wir nicht umhin können, sie als eine 
segensreiche zu hezfidinen, da fliirch si<' alle Rest'» einstiger 
persönlicher Unfreiheit ausgetilgt worden waren. Die niedere 



' Vgl. die Rechtssprüche des Königs Wladislaus zwischen Land 
und Städten in den Pürstentümem Schweidnitz-Jnner vom Jahre 1510 
bei Weingarten, Fasciculi jurium diversorum II 263 — 269. 
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ländliche Bevölkerung erschien jetzt als oim lu inogene Masse, 
indem alle ihre Mitglieder ihrem Grundherrn gegenüber durch 
das gleiche Band der £rbunterthänigkeityerpfliehtet waren, und 
es gab jetat nur noch einen dnsigen Bauemstand bei pmOn- 
lieh recntlicli gleicher Lage aller seiner Angeh()rigen. Nach- 
teiliger war ein Anderes: indem die Stttdte die Gerichtsbar- 
keit über ihre Insassen zu eigenem Rechte erwarben, indem 
der Bauer unter die Jurisdiktion seines Grundherrn geriet, 
indem ferner der Adel seine eigenen Stand epgerichte hatte, 
zun"!fil da die CentralgenVIUf^ der einzelnen Weichbilder und 
Fiu st< ntiimer, wie wir andernorts z( ii;ten, die Tendenz hatten, 
•sicii zu reinen Adelsgerichten auözubildeii , kam es auf dem 
Gebiete der Rechtsptiege zwischen Stadt und Land zu einem 
äufserst schroffen Gegensatzi;, zu einer Tieuimng der Bevölke- 
rung in zwei scharf von einander gesonderte Kechtskreise, deren 
einer unter dem Einflüsse des Adels, der andere unter dem 
des Bürgertums stand. Dem geltenden Grundsatze gemttfs: 
^actor sequatur forum rei^, mufste der Baiiger seine Klage 
e^en den Bauern vor dem patrimonialen Gerichte des Grund- 
herrn, gegen dtn Adligen vor einem nur aus Standesgenossen 
desselben bestehenden Forum anbringen; er beschwerte eich 
aber, dort kein Recht erlangen zu können, während der Edel- 
mann und der Bauer densollieTi V(>rwurf erhoben, wputi sie 
das kStadtgcricht in Ansprucl» nehmen mufsten. Dazu kam» 
dafs ^Schlesien in so viele kleine T'-rritorien zertiel, zwischen 
denen ein staatsrechtliches Band kmim bestand, deren Ange- 
hörige sich gegenseitig als LaiuiubtiL-mde ansahen uiui behan- 
delten und gegenseitig ihr Recht sich zu geben noch viel 
weniger geneigt waren. Da war es denn nicht au verwundern, 
wenn rohe SelbsthOlfey Gewaltthat und Frevel ttberhandnahmen^ 
da ein Richter nicht vorhanden und Recht nicht su erwirken 
war. Der Staat aber begann so, seiner vornehmsten Pflicht, 
der Herstellung und Aufrechterhaltiing der Rechtsordnung 
auf dem Gebiete des Strafrechtes und des Privatrechtes» un- 
treu zu werden. 

Sollte das (iemeinwesen sich nicht gänzli( Ii auflösen und 
7Ai Grunde gehen, so mufste eine Regeneration des gesamten 
öffentlichen Lebens sieh vollziehen. Die Kirche ^ welche df n 
Staat bisher beherrscht hatte, mulste wieder unter seine Huheit 
gebeugt, eine neue Kriegs Verfassung hergestellt, damit der 
Staat wieder nach aulaen hin als eine Macht auftreten könne, 
die einzelnen WirtschaftskOrper des Systems der alten Stadl- 
wirtschaft zu einer grofsen territorialen Einheit zusammen* 
gefafst werden. Recht und Sicherheit mulsten wieder erstehen. 
So traten zum Beginne der Neuzeit an den Staat lu no, schwie- 
rige Aufgaben heran, deren Lösung jedoch einen im Verhältnis 
zum Mittelalter ungemein erhöhten Finanzbedarf schuf. Be- 
sonders der Übergang vom Lehnskriegssystem zum Soldsystem 
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erforderte bisher unbekaiiDte üuanzielle Opfer ] neue Einnahme- 
qoelleii malsten eröffiiet, die gesamte Teehmk des Finanzwesens 
verbessert werden. Mochte aach die Centra]gewalt bei der 
Zähigkeit y mit welcher die lokalen Gewalten an ihren wohl- 
erworbenen Rechten und Freiheiten^ an ihren „habenden Pri- 
vilegien** hingen, nicht daran denken können, die alten Juris- 
dictiones mit ihren Sonderrechten und Grund herrlichkeiten in 
sich aufzulösen, so mufste sie sich doch Uber dieselben ver- 
stärkt erhoben, ihre Hoheit öie fühlen lasson und jene centralen 
Einrichtungen schaffen, mit floren HiiitV- r Staat allen den 
grofsen Aufgaben, welche nunmehr ihm sii-h aufdrängten, ge- 
recht werden konnte. So bereitete sich eine neue centra- 
listische Bewegung vor, um die Wunden wieder zu lieilen, 
welche die Decentralisation der voruufgegangenen Periode 
dem Leben der Gemeinschaft geschlagen hatte* 

Welches aber sollte die territoriale Orandla^ fUr diese 
neue centralistische Bewegung in der staatliehen Entwicklung 
werden? Vom polnischen Reiche hatte sich Sclileslen schon- 
längst getrennt; jetzt zerfiel es in eine Menge kleiner Terri- 
torien, welche, untereinander ohne Verbindung , durch den 
Lehnsnexus mit der Krone Böhmen verknüpft waren. Dafs 
in diesen kleinen Ländchen, in denen arme, rohe und schwache 
Herrscher regierten, noch eine j)oli tische Entwicklung von so 
grofser Tragweite sich abspielen könnte, erschien von vorn- 
herein als ausgeschlossen. Eine selbständige, nach aufsen hin 
Achtung gebietende Machtstellung konnten diese Dutzend- 
fürsten doch niemals einnehmen ; nur vereint miteinander oder 
im Anschlnsse an ihren Suzerän durften sie irgendwelche Be- 
deutung beanspruchen. Schon besafs der EOnie einen grofsen 
Teil Sälesiens ; jeder Versnch, seine Machtstdlung in seinem 
unmittelbaren Herrschaftsgebiete zu verstärken, konnte ihn 
leicht zum Bestreben Akhren, auch die übrigen Teile Schle- 
siens fester an sich zu ketten. Diese UmstÄnde, sowie die 
Eroi^issc der äufseren Geschichte Schlesiens bewirkten, dafs 
die neue centralistische Bewegung des Staatslr-bens das ge- 
samte Land ergriff, ja sogar nicht einmal auf Schlesien allein 
sich heschrftnkte, sondern weit über dessen engere Grenzen 
hinaus ihr(* Kreise zog; als ihre Träger erscheinen in gegen- 
seitigem, zum Teile feindseligem Wettkanipfe die Krone auf 
der einen, die Gesamtheit der schlesischen Fürsten und * 
infolge einer besonderen Entwicklung — der Stände der Erb- 
ftntentttmer auf der andern Seite; ihr nächstes Ergebnis aber 
war die staatliche Einigung Schlesiens im fUn&ehnten Jahr^ 
hundert, die ersten Anfänge einer Gesamtver&ssang und einer 
Gesamt^erwaltung Schlesiens in dieser Zeit 
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Die BtaatUche Einigung Schlesiens im XV. Jaiirimndert. 
Dm £iitotelieii einer sehieaUelien C^esarntTerfassaag ud 
GeflamtrerwaitaDg uter JUtthitB Korrlnoa* 



1« Bimmgabestrebungen der sohlesisohen Fürsten nnd Stiade 
in dar enton HAlfta dm 15. Jaturhundorta. 

Die gefldiidiiitche flntwickliuig der sweiten HttUlte des 
Mittelalters hatte dazu geführt, dau Schlesien schließlich in 
eine Menge verhAltnismärsig selbstilndiger, kleiner Territorien 
zerfiel^ in denen wiederum eine Menge schroff von einander 
geschiedener Grundherrschaften und Jurisdiktionsbezirke sich 
herausgebildet hatte, sodaXs der Fürst nirgends im Besitze 
der vollen SUiatsgewalt sieh befand. Auf die Dauer konnte 
dies«' tf'rritorialo Zersplitterung, diese innere Auflösung des 
staatiichun Lebenb nielit bestehen bleiben, wenn niebt fort- 
währende Angriffe von aufsen, denen man einen genügenden 
Widerstand entgegenzusetzen nicht im stände war, äufserster 
liuiü im Innern die Folge 6ein öollten. Sowohl die Aulrecbt- 
erhaltung des inneren Friedens wie auch die Abwehr äufserer 
Anfeindungen machten fUr Schlesien das Bedürfnis fühlbar^ 
dafs die schon seit Jahrhunderten zerfallenen Territorien, diese 
ewig einander bekämpfenden ständischen Intcressenkörper, m 
einem Ganzen sich wieder vereinigten; war der e'mzdue Fttrst, 
der einzelne Stand fUr sich allein zu schwach, sich gegen 
Friedensstörer von aufsen und im Innern erfolgreich zu 
seluHzen, so war doch die Gesamtluit, wenn siß alle ihre 
Kräüc in die Wagschale warf, kialtii; genug, im ganzen 
Laude Ruhe imd Frii'den zu wahren , den Einzelnen ge^en 
Unbill und gegen Vergewaltigung zu .schirmen. Von den 
Schlesiem selbst, nicht von dam machtlosen, entfernten 
böhmischen Könige ging diese Bewegung zuerst aus^ ihre 
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Früchte sollten freilich in letzter Linie in späterer Zeit der 
Krone zu gute kommen und nicht zum mindesten deshalb, 
weil diese in demjenigen Momente sich zur Trägerin der 
centralistischen Tendenz autvvarf, als die einheimischen Ge- 
walten Uli der Grenze ihres Könnens Hugelungt waren, 
eine gesunde und heilsame Weiterentwicklung von ihnen nicht 
EU erwarten und au verlangen stand, während ailein die 
Krone Ahig war, dieser Strömung zum endgültigen 8iege su 
▼erhelfen. 

Das freie Einongsrecht der Träger der obrigkeitlichen 
Befugnisse in Schlesien war die Wurzel, auf welche die Ent- 
stehung einer Gesamtverfassung Schlesiens am Ende des 
Mitteliuters zurftckzoitihren ist; es ist dies dieselbe treibende 
Kraft, welche schon vorher für die Entwicklung der^and- 
stände der einzelnen Fürstentümer von Bedeutung^ war, welche 
schon vorher gröfsere Bündnisse auf vorüber{j;ehende Zeit zur 
Erhaltung dos Landfriedens in das Lehen rief. Je mehr das 
Mittelalter seinem Ende sich zuneigte, um so mehr machte 
düö 8ti*eben sich geltend, immer gröfsere Kreise in diese 
LandfriedenübUndnissie hineinzuziehen, immer mehr die ver- 
schiedenen autochthonen Gewalten zu einem grofsen Organis- 
mus 2U Yerschmelzeni welcher ganz Schlesien umfasse. Trotz 
der unsäglichen politischen Zersplitterung und Zerrüttung hatte 
bei den Schlesiem doch die Idee eines gewissen nationalen 
Zusammenhanges sich erhalten. Von Polen schon seit langer 
Zeit getrennt, war jedes Bewufstsein freilich einer höheren, 
auf die einstige gemeinsame Zugehörigkeit zn diesem Reiche 
sich gründenden Einheit gesehwunden. Seit dem 14. Jahr- 
hunderte war aber doch der Name Schlesien, wiewohl er ur- 
sprünglich nur einen der seclis grofsen Gaue des Landes be- 
zeichnete, auf daö gesamte Land ubertragen worden \ welches 
dereinst im 12. Jahrhundert von dem Hauptreiche der Piasten 
äieh losgelöst hatte; man fühlte sich auf das Bestimmteste 
unterschieden von den böhmischen und mährischen Unter- 
thanen der Wonzelskrone. Daher darf es nicht Wunder 
nehmen, dafs die centralistische StrOmung, deren Träger gegen 
Ende des Mittelalters die Fürsten und Stände Schlesiens selbst 
waren, im wesentlichen auf das historische Schlesien sich be- 
schränkte und dazu fUhrtCy zunächst nur dieses zu einem 
in sich geschlossenen, festeren politischen Organismus zn ver- 
binden; allerdings werden wir solien, wie die ersten Uisten den 
Versuche in dieser Hinsicht mitunter die schlesischen Grenzen 
überschritten und die Nachbarländer, zumal die Lausitz, welche 



> Vgl. Bi ermann, „Seit wann sahen sich die oberschlsaischen 
Piasten uld sehlesische Pürsten an?" Zeitschr. des Vereins f. Gesch. tt. 
Aiterthum Schlesiens VIU 31 fL, Breslsu 1867. 

6* 
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ja aiich deutsch war, ia ihre »Sphäre hineinzuziehen einen 
Auaatz machten. 

Die ersten Spuren grölserer, alle oder doch wenigstens 
die überwiegend mdsten schlesischra Fttnten umfaseender 
Einungen finden sich gegen Ende des 14. Jahrhunderts. 
1387 und 1389 hören wir von einem grolsen Landfriedens- 
bündnisse; einer Urkunde des Jahres 1389 entnehmen wir, 
dafs vierzehn sohlesische Fürsten^ eine Einung zur Wahrung 
des Landfriedens mit dem Markgrafen Jost von Mähren und 
dem Rischofe Nikolaus von Brünn schliefsen ; wahrscheinlich 
handelte es sieh liierbei nur um die Ausdehnung eines schon 
früher bestehenden Bündnisses der schlesisehen Fürsten auf 
Mähren '^. Dasselbe Fürstenbündnis ist vermutlieh gemeint, von 
welchem wir hören, dafs am 9. April 139G eine Versammlung 
zu Brieg statthnden soll, zu deren Tagesordnung es gehört, 
„eynen eldisten der fUrsten eynunge czu kysen"'*. Einer Ur- 
kunde den folgenden Jahres gemäu^ gehen gewisse schlesisehe 
Fürsten* und zwar allem ^scheine nach als die Repräsen- 
tanten des damals bestehenden Fürstenbundes einen Vertrag 
nut König Wladislaus von Polen ein zur VerhUtimg gegen- 
seitiger Grenzverletzungen ; es wird darin auch bestimmt, dafs 
ein schlesischer Fürst, welcher Feindseligkeiten gegen Polen 
unternehme, auf die Klage des Königs hin oder seiner Barone 



1 Es gehörten dazu der Bisehof, Herzog Ludwig von Brieg, Hem- 
rich vonLubni, Primko und Srniont von Tesclirn, Kourad II. von Oele 
mit seinem tsohne Konrad III., Kiiprccht von Licpnitz, Heinrich von 
Glogau, Heinrich von Frci.studt, 5iikolaus und i*riuiko von Troppau 
(diese beiden letzteren war*>n keine Piasten und eigentlich keine acnle- 
sisohen Fnrstenj doch beginnt Tropp.iu soit diosor Zeit sii ]i zu Schlesien 
2U halten), Ladislaus und Bolko von Opp«»ln. 1)h-s Original tier Urknndf 
befuidet sich im Landeaarchiv zu Brünn, eine Ab^clirift da\'ün im Kgl. 
Staati^arcliiv zu Breslau unter C 226 Nr. V. 

« (4r tffend (Entwickhinir dir sfdd^'Hischeu l^tändc, MS. des 
Kgl. Staattiarchiva E 149) — eine Abhandlung, die für da!* Folgende 
Onen benützt wurde, — findet die erste Spur eines derartigen Land- 
friedensbündnisses im Jahre 1882. 

^ Dies gellt hervor «ns einem Entschuldigungsech reiben dee Her- 
zogs Ladislaus von Oppeln, der diesen Tag nicht besuchen zu können 
erUftrt, d. d. SO. (?) Hirz 1896. Abschrift in D 818 des Kgl. Staats- 
arehivs zu Breslau. 

* d d. Prr.jM' niolendinum Lubnicense 12. Juni V^91. Codex 
Dipiomaticuö i'oioniae T. IV. Kes SUesiacae, edd. Boniecki und 
Bobowskif Varsow. 1887. Im Aaszuffe bei Sommersberg, 8S. 
Rcr. Sil. IL XI S. 87 

* Bischof Wenzel , Ludwig von Briep, Huprecht von Liegnitz, 
Primkü von Tesehen, Kourad von Oels (die letzteren drei mit ihren 
Söhnen, Ru|)recht zugleich als Vormund der Söhne Heinrichs des Jüngeren 
von Sagau), Primko von Opnnu mit seinrn Söhnen, Bolko von Oppeln 
mit seinen Brüdern, endlich Johann von Auschwitz. Diese Namen 
stimmen mit denen der Urkunde von 1389 im ^ofscn und ganzen über- 
ein, sodafs man wohl berechtigt ist, diesen Vertrag als eine Aktion 
des Färstenbnndes m beeeichnen* 
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vor dem Herzog Primko von Tesclien zu Recht stehen solle. 
Heraog Primko eraeheiiit «leo luer mit einer gevisaen Joris* 
Miktion Uber die schlenachen FttrateD auB^rttstet; yennuüich 
dürfen wir also in ihm den „ÄlteBten der Fttrsteneinung*' 
zu erblicken haben, dessen Wahl 1396 auf der Tagfahrt zu. 
Brieg vorgenommen werden sollte. Diese Annahme wird be- 
stätigt durch einen neuen Vertrag der schlesischen Herzöge 
mit dem Könige von Polen im Jahre 1399' ; auch jetzt wieder 
steht an ihrer Spitze als ihr Alte^tor Primko von Teschen. 
Dieser Bund und seine Organisation erstreckte sich eben nur 
auf die PiastenfUrsten , nicht auch auf die Erbfürstentiimer; 
als allgemein schlesisch ist er also noch nicht zu bezeichnen; 
im Gegenteile sind uns Spuren erhalten, dafs neben ihm 
noch ein Bund der Städte der Erbfürstentümer Breslau und 
8cbweidnit«-Jauer bestand*. 

£rst im Anfimge des 15. Jahrhundert kam es su einer 
Einigung, welche nicht nur auf einen besonderen Stand sich 
beschränkte, sondern die Fttrsten mit den Rittern und Städten 
«ancs ErbfUrstentnmes zusammenführte. Den Anstofs daeu 

die Entführung König Wenzels (29. Juni 1402) und seine 
fangenhahuTifr zu Wien seitens meines Bruders Sigmund. 
Unter dem Eindrucke dieses Ki-ri^^nisses traten am 17. Juni 
1402 die schlesischen Fürsten, desgleichen die Hauptleute, 
Mannen und Städte voii Breslau, Namslau und Neuniarkt auf 
ein Jahr zu einem Bunde /.luainmen^, als dessen Hauptzwecke 
Fesüialten an König Wenzel und Wahrung des öflfcntlichen 
Friedens angegeben wurden. Dem KOni^ wurde die Be- 
stätigung des Bandes vorbehalten; die Mil^heder verpflichteten 
sieh, falb einer von ihnen zum Friedensbrecher weraen sollte, 
sich dem Gerichte des Bundes zu stellen. Oberste Organe 
der Einung waren zwei Bundesälteste, die Herzöge Rupprecht 
von Liegnitz und Bernhard von Falkenbeig, deren Amtszeit 
auf ein Jahr sich erstrecken sollte. Vor sie sollte der Friedens- 
brecher zum Rechtsta*?e «^-efordert werden; falls er sich nicht 
stellen würde, so erliicltt ri sie die Macht, den Bund ganz oder 
teilweise gegen den Ungt'!i'»i>^ameii aufzubi''to]i, und zwar sollte 
der Eine von ihnen de?- I laupLiiiann der Exekiitifuiöniacht sein. 
Eine Matrikel wurde aui'gestellt, der zufolge tur gewöhnlich — 
nur in schweren Fällen sollte jeder Verbündete seine ganze 
Macht senden — sich das Aufgebot auf 100 Gleven und 
110 Sobtttzen belaufen sollte. Mim sieht, wie ausgedehnt die 
Kompetenz der Bundesidtesten war: es gehörten dazu richter- 



» Dogiel, Cod. Dipl. Pol. I 540. Es handelte sich dabei um 
Freilassung des Herzogs Johann von 0]>p< In, damaligen Bischofs von 
Kulm, aus der polnischen Gefangenschaft. 

• YgL die Anschläge dieses St&dtebnndes von 1397 (Zeitschr. fOr 
Gesch. u. Alterthuin Schlesiens X 170) und von 1888 (ebd. IX 106). 

> Sommersberg, SS. Ber. SU. I 1006 f. 
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liehe, militärische und poliseiliche Funktionen. Freilich um- 
fafste dieser Bund nocn nicht das ganse Schlesien, da die 
Schweidnitz - Jauerschcn Stände sich von ihm fernhielten^; 
seine wesentliche Bedeutung aber besteht darin, dafs er neben 
den schlesischen Fürsten auch die nichtfUrstlichen Stände eines 
KrbflirstontnmR u^ sicli l)cgrifT. Insofern ist dieser Bund als 
der Ausgangspunkt jener staatsrechtlichen Entwickhmp: zu be- 
trachten, wf^lehe späterhin zur Ausbildung der in den Fürsten- 
tagen vers^aramelten Generalstände iSclilesienä fuhren t-ollte, da 
ja das Eigentümliche derselben eV)en darin besuiiid , dafs in 
ihnen sowohl die autochtlionischeii Fürsten als auch die iStande 
der ErbfUrstentümer ab eine geschlossene Körperschaft der 
Krone gegenüberstanden. Es wäre wohl noch ein anderer 
Entwicklungsgang möglich gewesen, insofern als dem Könige 
als dem Hersoge von Breslau und von Schweidnits-Jauer «ue 
Vertretung seiner Unterthanen auf dem Fürsten tage in gleicher 
Eigenschaft zustehen konnte wie den plastischen Herzögen für 
ihre Territorien, sodafs der König, wenn auch in seiner Würde 
als Träger der Krone Bölimcn Of>erherr von ^tmz Schlesien, 
dennoch im Rate der Fürsten für seinen unmittelbaren Be.sitz 
als gleichberechtigtes Mitglied fungiert hätte. Älan beachtete 
aber diese eigen lumliche staatsrechtliche Doppelstellung des 
Königs, derzutulge er als unmittelbarer Herzog von Breslau 
und von Schweidnitz-Jauer eigentlich Lehnsträger seiner selbst 
als des Inhabers der Krone Böhmen war, entweder nicht oder 
man versäumte es, ans ihr die erforderlichen praktisch*politi- 
schen KonsequenEon zu aiehen. In der That entsprach aber 
auch die staatsrechtliche Entwicklung in Schlesien der fakti- 
schen Verteilung der Machtverhältnisse. Das rechtliche Band^ 
welches die plastischen Fürsten mit der böhmischen Krone 
verkTifipfte, war ähnlich demjenigen, durch welches die Stünde 
der ErbfUrstentümer an ihren Herzog getVsselt waren: die 
letzteren erfreuten sich l>ei der politischen Uhnmaclit imd der 
steten Entfernung des Künigs einer gleichen Unabhängigkeit 
und waren sich selbst zu eigenem Schutze in gleicher Weise 
überlassen wie die Füibten. Körperschaften wie die Schweidnitz- 
Jauerschen Stände, wie endlich gar die Stadt Breslau besafsen 
eine ebenso grofse, oft noch stärkere politische Macht als 
manche der kleinen schlesischen , durch ilure Vasallen be- 
schränkten Duodezfürsten ; beide Oruppen, die Heraöge einer- 
seits, die Stände der £rbAlrstentttmer andererseits, flÜilteD 



1 Sehr glanbwfiidig erkiftrt dies Grotefend a. 0.) darch eine 
Urkunde Wenzels vom foli^cn Ion Jahre naeli incr Befreiung, durch die 
er den damaligen Hauptmann von Schweiduitz-Jauer absetzte, weil er 
um seine „Erledigun^^ sich nicht bemüht habe; der Grund dieser Ab- 
setzQDg sei eben dann su suchen, dafs der Luideshauptmann die Be- 
teiligung der Stände von Sebweidnits- Janer an dem BündnisM von 
1402 verhindert habe. 
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sich gemeinsam als Unterthanen der böhmischen Krone und 
waren auch ihr gegenüber von einem gemeinfiaiuen Solitlai itäts- 
gefUhl durchdrungen, indem sie sich als die Organe des ge- 
tunten BeUfinscliim Landes gegenttber der Krone betrachteteiu 
Ans allen diesen Gründen enoigte die Bildung der schlesischen 
Qenendsttnde nidit in der Weise, daTs sie sieh als ein Kol- 
kgimn der Fürsten daratellten, bu denen auch der König als 
Herw^ von Breslau und als Herzog von Schweidnitz-Jauer 
gehörte, sodafs er freilich auch zugleich diesem Kollegium 
gegenüber als Inhaber der Krone Böhmen in einem überge- 
ordneten Ver]i?iltnisse sich befand , s<nulern nfben die piasti- 
si'hrn Fürst«Ti traten als gleic h rechtigte Kolle|^ien sowohl 
die KittersclialLhkorper der Erbiürstentünier als auch ihre 
Städte. JSo geschah es zuerst, den faktischen Verhältnissen 
entsprechend, unter denen die ersten Kinungen der politischen 
Qewalten in Schlesien stattfanden: aus der thatsächlichen 
Übung entwickelte sich ein eewohnneitsreehtlicher Sats. 

Das vornehmste Motiv des Landfriedensbondes von 1402 
war politischer Natur, treues Festlialten an König WenaeL 
Sowie Wenzel aus seiner Haft entlassen war, mnfste der 
Bund, da sein Zweck erfüllt war. auseinandergehen, wenn 
aneh immer in der Art und Weise, wie er sich konstituiert 
Imttf» . die Hauptzflge vorgozoichnet waren, nach denen die 
EntwickelüTij^ Her sehlenischen Vr!-fassung in der Folgezeit 
sich vollzielif'ii sollte. Erst eine neue, furci)tl>are Oofahr war 
es, welche einen festeren, dauernderen Zusammeuschlufs der 
politischen Gewalten Schlesien herbeiführen sollte: es waren 
dies die Hussitenkriege. Jetzt wurde die ganze }>ulitische 
Ohnmacht des zersplitterten und in seinen Interessen zer* 
ktftfteten Schlesiens kund; es zeigte sich die Unhaltbarkeit 
des ritterlichen Lehnskriegswesens gegenttber den Volksheeren 
der hussitischen Bttrger und Bauern , deren Fufsvolk den 
innerlich geschlossenen, taktischen Körper zwar noch nicht 
auszubilden verstanden hatte, die jedoch einen Krsatz dafür 
in der Wagenburg fanden, da dieselbe eine geschlossene Ab- 
wehr des Reiterangriffs ermöglichte ^ Jetzt war es notwendig, 
dafs (He schlesisclien Fürsten und iStilnde, faktisch vollständig 
autonom, sich zusammenscharten, da nur durch gemein- 
samen Widerstand dem Anstürme der Hussitteii die Spitze 
gebütou werden küiiiite. Wie es in derartigen stürmischen 
Zeiten immer geschieht, nahm die Unsicherheit im Innern so 
zu, dafs auch hier zur Aufrechterhaltung dee öffentlichen 
Friedens gemeinschafUiches Vorgehen aller Stände geboten 
schien. Schon 1421 kam es su einem Bunde zwischen den 



* Vgl. Max von Wulf, „Unssitisches Kriegswesen", Preufs. 
Jahrbb. 1892, Heft 5 S. 673-689. 
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Herzögen und den Ständen der £rbftlr8tentüiner * gegen die 
haasitiBcfaen Böhmen, ttber dessen Organisation wir nichts 
Näheres erfahren; 1422 endlich begegnet nns die erste 

sehlesische Behörde, deren Wirkungskreis das gesamte Land 
nmfafste: dieses Amt war ein königliches, und sein Inhaber 
ward pfpsetzt über alle Fürsten und Stünde Schlesiens*; es 
wurde damals geschaffen durch König Sigismund das Amt der 
obersten Hanptmaiinschaft in Schlesien, und zwar lag dasselbe 
zuerst in den Händen d<»s Bischofs Conrad von Breslau, ge- 
borenen Herzogs von Oels. Freilich war diese Institution vor 
der Hand noch von vorübergehender Dauer; immer deutlicher 
aber zeigte sicii im Ijaufe der Zeit das Bedürfnis nach einer 
festen Organisation, bis dann endlich dieses Amt des Ober- 
landeshauptmanns ein ständiges wurde. Wie lange Bischof 
Conrad seine Wttrde bekleidete, ist nicht bekannt, jedenfidis 
nur kurze Zeit 1427 errichteten die Fürsten Schlesiens^ des- 
ideichen die Mannschaften, Land und Städte der Fürstentümer 
Schweidnitz-Jauer und Breslau mit Namslau und Nemnarkt* 
ein Bündnis auf zehn Jahre zu denselben Zwecken, welche 
schon das Ent.stelic?n der früheren Einungen veranlafst hatten. 
Die Organisation des Bunden war eine nnq-emein schwf»rfkllige 
und schlofs nnvli das ßesl*'li' ii onics ( Mjerhauptmanns aus. 
An der Spitze standen der Bischof v »n Breslau und Herzog 
Ludwig von Brieg; zu diesen sollten <l.iiin auf ihr Erfordern 
die Fürstentümer Breslau und Schweiduitz-Jauer je zwei von 
den Mannen und Städten senden. Dieser AusschuTs von 
sechs Personen sollte ToUe Macht haben, zu entscheiden und 
SU handeb im Namen des Vereins^, insbesondere darüber, 
ob zma Zwecke der ftuTseren Delension eine grOfsere Macht 
aufgeboten werden sollte. In schwierigen Fällen stand es 
diesem Ausschusse anheim, einen weiteren Rat einzuberufen, 
der aus allen denjenigen Fürsten bestand, die man dazu her- 
beiziehen konnte» femer aus noch je vier Deputierten der 



* „EinigiiTif:^ mann und stptft nnd der Fürsten in der Slesla. Off 
den tag zue Grottkaw haben sieh die fursten und lande und stete 
Breslaw, Swednitz nnd Jawer e^ntrechtiglich geeynet und besloasen 
wider die Kätzer in Behem, als hienoch stehet ^esehreben" etc. Es 
handf ltf nh-h hfn dieser Einunpr voniehmlicli um Defensionsmassre^ln, 
besondoiH um die Aufstellung starker Posten an der Grenze. SS. Ker. 
Siles. VI, GeschichtsqiteUeii der Hussitenkriege» ed. C. Grünhagen 
8. 10 ff. Breslau 187). 

* „Üuch tuen wir euch zu wissen, das uns unsor gnedigcr herre 
der konig das ampt der houptmanschafft obir alle fursten in der Slesie 
and lanoe bevolen hat, und im honptman gemacht bat and ondt sa 
honptmanne der stat Brealaw und der lande, do wir heute sind ufge- 
nomen, und haben die inj^enomen." Bischof Conrad von Breslau aa 
den Hochmeister von Preufseu, d. d. 25. April 1422. Ebd. S. 51. 

* Strehlener Einung d. d. 14. Febr. 1427. Ebd. 

* ^r>ip snllen denn gancze n^tcht haben mit den ftwsten su dir* 
kennen nach des bundes auaweizunge.** 
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Fürstentümer Breslau und Schweidnitz-Jauer ; was dami von 
diesem erweiterten Ausschüsse beschlossen wurde, sollte un- 
TerbiHchliche Krallt haben. Zar Abwehr gegen Böhmen bin 
wurde eine beständige Grensswacbt, bestehend ans 750 Pferden, 
Ton dem Lande angestellt. IdLannigfiiltig waren die Be- 
stimmungen, welche zur Aufrechterhaltung der Ruhe im Lande 
getroffen wurden ; man sah ein, dafs dafür wirksam nur dann 
gesoigt werden könne, wenn Vorkehrungen dafür getroffen 
würden, dafs gegen Rechtsverletzungen Hülfe vermittelst 
eines beschleunigten Reclitsganges gewährt würde. Daher 
wurden dem Bunde jurisdiktiouelle Bctu^nisse über seine 
Mitglieder und deren ünterthanen beigelegt; er erhielt die 
Kompetenz einer ersten Instanz ftlr die Fürsten und alle einer 
unmittelbaren Juriödiktioii iiieht unterworfenen Mitglieder des 
Bundes ^ Andererseits aber wurde auch bestimmt, dafs keiner 
einen andern, der unter einem ordentlichen Gericht sitse^ vor 
dem Bunde verklagen dttrfe, er habe denn an dem oraent- 
lichen lustttndigen Gerichte kein Recht erhalten, d. h. der 
Bund erachtete sich für kompetent für Fälle der Rechts- 
▼erweigerang durch die übrigen Gerichte Schlesiens; damit 
war — wenigstens auf zehn Jahre — für ganz Schlesien 
ein Centraigericht geschaffen, welches hinsichtlich seiner Zu- 
sammensetzung und Kompetenz alle diejenigen charakte- 
risti^iche?! Merkmale trägt, welche wir später an dem ständischen 
Ober- und Fürstenrechte des 16. Jahrhunderts wahrnehmen. 
Zur Beschleun ijs^ung des Prozesses wurde verordnet, dals 
jeder vor dem Bunde Beklagte innerhalb eines Monats zitiert 
werden sollte; nach geschehener Untersuchung sollte dann das 
Urteil binnen drei weiteren Monaten gefilUt werden. Noch 
udere, für die Geschichte der schlesischen Einheitsbe- 
strebungen wichtige, auf eine Zusammenfassung der Macht- 
mittel des gesamten Landes gerichtete Beschlüsse wurden auf 
dem Strehlauer Tage gefiUTst Zum Zwecke der ^lusterung 
wurde Schlesien in Ober- und Niedersehl es icn geteilt-; dort 
sollten Musterherren Priniko von Teschen und Herzog Bern- 
hard von Oppeln, hier Bischof Conrad und llei/.o^ Ludwig 
von Brieg werden. Als Mustertag wurde festgesetzt der 
20. April 1427 : es sollten auf diesem alle Fürsten und alle 
ritterlichen Mannen persönlich erscheinen. In den Städten 
und bei den Baueni sollten immer je vier den fünften Mann 



Bürger und Bauern ein Wagen kommen. Zugleich wurde 



^ „Auch würde under uns jinaiide, der in (Icm Band stet, czwei- 
trechtig umb schelung und hröche, welchirlcv di ^rpr"n. di s'i undir 
evnaömr hettcu, der czweitracht uud schelunge suileu ai bey dem bunde 
bldbeii vmd eyner dem andim gleich tun noch des btmdes d&keiiiitliiiiaae 
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seitens der Fürsten uiul 6uindö Schlesiens mit mehreren 
politisch gleichgesinnten bühmiachen Herren ein Bündnis ein- 
gegangen, demzufolge die »Schlesier das Versprechen leisteten, 
ein Heer fUr Sigmund und gegen die Hussiten nach Böhmen 
au schieken und zu dem der böhmischen Kontrahenten stofsen 
au lassen. Zu Hauptleuten dieser Tereinigten Truppen soUtcm 
die schlesischen Fürsten awei Personen aus ihrer Mitte wählen, 
desgleichen die Böhmen, und alle vier sollten dann ein- 
tiTiclitig operieren. Ffir dio Entwickelung der ^öffentlichen 
VerhilltiiT'^se Schlesiens war fler Fürstnntnp- von 1427 von der 
grölsten Bedeutung, da liier der erste Versucii gemacht wurde, 
ein gemeinsames Centraigericht für d&a ganze Land, nicht 
minder eine p:emeinsanie militärische Organisation zu. schaffen, 
und dieser Versuch ging lediglicli aus von den Fürsten und 
Ständen. An der Spitze des Bundes stand ein aus einer 
ffrOfseren Anaahl von Mitgliedern bestehender Ausschufs^ in- 
dem die Oberleitung des gemeinsam mit den antihussitischen 
Böhmen aufgestellten Heeres einer Gesamtheit von vier ^eich- 
berechtigten Feldherren übertragen wurde. Dadurch erbiet 
die ganze Organisation den Anstrich einer gewissen Schwer- 
fälligkeit und Unbeholfenheit, während doch in solch' stürmi- 
schen Zeiten jpcerade eine möglichst einheitliche Leitung den 
Vorzug vfcixliente. 

Erst im vierten Jahrzehnte des 15. Jahrhunderts traten 
friedlichere Zeiten für Schlesien ein, kamen die durch die 
}ui.s.->itische und natioual-slavische Bewegung in Böhmen her- 
vorgerufenen Kämpfe einstweilen zum Stillstande. König 
Sigmund dachte jetat daran , die 1427 eingefltthrte stftndische 
Organisation des Bundes der schlesischen Fürsten imd Stünde 
durch dne andere au erseteen, welche nicht wie die von 1427 
aufserhalb jeglichen Einflusses seitens der Krone stünde. 
Schon 1430 forderte er die Breslauer auf, im Vereine mit den 
andern Forsten und Ständen, denen er dieserhalb ebenüsUs 
schreiben würde, einen Landfrieden zu beschliefsen und sieh 
zu diesem Zwecke dort einzustellen, wohin Bischof Conrnd 
sie fordern würde ^ ; erst im Jahre 1435 jedoch kam dieser 
Landfriede zustande^. Es nahmen an deiiitjelben teil alle 
Fürsten Schlesiens, desgleichen die Stände von Schweidnitz- 
Jauer, Breslau -Xaiuöhiu-Xcuiüarkt-Aura.s und von Frauken- 
Stein-Münsterberg, endlich auch einige Nichtschlesier, nämlich 
die StKnde der Örafsdiaft Glata und der Abt von Braunau 
nebst der Stadt Braunau; zu allen diesen hatte Kaiser Sig- 
mund den Nikolaus von Bladen und den Hans Nesper von 



* d. d. 5. AuKust im Stadtarchiv zu Breslau £££ 40. 

* Die Urkunde ist erhalten in einem Transsumpte d. a. 1486 im 
Bre^laiur Stadtarchiv EE 5b: der Abdmck bei Sommersberg ^8. 
Ber. Sil I 1019} ist sehr fehlerhaft. 
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Btschofswerda mit der AufTorderung geschickt, dafs sie sich 
zum Schufse und Sehinne des Landes Terbindeii sollten. 
So wurde ein Landfiriede auf vier Jahre beschlossen und 
sum gemeinen Hauptmanne des Landes Herr B sehof Conrad 
von Breslau gewählt; ausdrücklich auch wurde testgetetst^ dafs 
dieser oberste Hauptmann der kaiserlichen Bestätigung be- 
dürfe. Der Hauptmann hatte das Direktorium des Bundes; 
Fürsten und Stände «gelobten, mit Rat unrl That ihm bei- 
zustehen und ihm Gehorsam zu leisten. Seine Funktionen 
waren vorzugsweise jurisdiktioneller Natur; daher wird er 
auch iu einer Urkunde Mierzog Ludwigs vou Lüben genannt 
als ^gesoczter richter und hauptmann der lande von unserm 
gnedigcn hern dem keyser." Ihui zur Seite stand dabei 
ein Ausschiifs der Einune, tlber dessen Zusammensetzung 
wir nicht nSher unterrichtet sind; Hauptmann and Ans- 
schuis bildeten ein CentraJgericht für sfimdiche MiigUeder 
und Unterthanen des Bundes, also Air ganz Sohlesien nebst 
der Grafschaft Glatz und dem Braunauer Ländchen und zwar 
zunächst als Forum in Fällen von Redl ts Verweigerung, wenn 
nämlich der Kläger gegen den von ihm Beklagten bei einem 
der Gerichte des Bezirke« des Rundes binnen achtzelin Wochen 
sein Recht nielit erlangen konnte. Lief eine derartige Be- 
schwerde ein, s<j süUte der Hauptmann zuerst bei demjenigen 
Fürsten oder Stande, bei dem der Kläger zu seinem Rechte 
nicht gelangen konnte, anfragen, ob es sich in der That so 
Terhalte, alsdann ftir den Fall, dafs die Angaben des Be- 
schwerdeführenden sich als b^jrttndet erwiesen, den Be- 
klagten binnen sechs Wochen vor das Bwidesgericht zitieren 
und darauf nach weiteren zwOlf Wochen die Ehitscheidung 
fällen, damit kein Prozefs länger als achtzehn Wochen vor 
dem Bundesgericht schwebe. Ebenso sollte der Hauptmann 
mit dem Bunde kompetent sein in erster und einziger Instanz 
für Prozesse der Fürsten unter einander, ob nun das Urteil 
vor dem Bunde gefunden oder von auswUrts durch Beleh- 
rung eingeholt wurde. Die Austuhninp: der Urteile blieb 
dem Hauptmanne überlassen; wenn ai eh jemand dem Keehts- 
spruche nicht fligen wollte, so sollten zum Z\\ecke der 
Zwangsvollstreckung des Rechtsspruches alle Fursten und 
Stftnde verbunden sein, diejenige Hülfe zu senden, welche 
der Hauptmann dem von ihm angestellten Anschlage gemftjs 
fordern würde, und zwar sollte diese Htllfe erfolgen ohne 
Aufschub, auf eigene Kosten, Zehrung und Sehaden der 
Bundesmitglieder, welche für den Noaall beim Aufgebote 
seitens des Hauptmanns sogar verpflichtet waren, ihre gesamte 
Macht demselben zur Verfügung zu stellen, Unentsdiuldigt 



» (1. (1. 10. April 1436. Vgl. Staataarcli. Br., Copialbnch der Her* 
zogio Elisabeth von Liegnitz aus der Seuitzscbea Samjnlung Fol. 47. 
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ausbleibende Beklagte und deren Helfershelfer durfte er mit 
Rat des ständischen AiiMchuBBes Achten, desgleichen Landea- 
heechodiger und solche, die ihnen Vonchnb leisten würden, 
zur Verantwortung ziehen und strafen. Seine Vollmacht war 
eine sehr weitgehende; im Vereine mit dem Ausschusse war 
er das handelnde Organ des Bundes in allen Angelegenheiten, 
die überhaupt vor diesen gelangten. Von grofser politi- 
scher Tnigweite war der Besehlufs, daf« keiiuT der Kontra- 
henten weder im Innern noch gegen eine auswärtige Macht 
ohne Rat und oline V^or wissen des Hauptmanns und des 
Bundes einen Krieg beginnen dürle; würde dagegen eine.> der 
Mitglieder angegriffen, so solUcn ihm die andern nach des 
Hauptmanns und des Bundes Erkenntnis gegen seine Feinde 
ZU Httlie kommen. Es war dies der erste Schritt jener £nt- 
wickelung, welche schliefslich dahin fuhren sollte, dafs die 
schlesischen Füisten ihrer alten Kriegshoheit im Interesse der 
Gesamtheit des Landes verlustig gehen sollten. Jetzt stellte 
sich noch als Träger der Kriegshoheit für den Umfang der 
schlesischen Lande der gesamte Bund der schlesischen Fürsten 
und Stünde dar; noch später aber sollte sie dereinst tiber- 
srel»pn nni" d^n Koni«: von Böhmen nicht nur in seiner Eigcn- 
s( hai! als des Uberherrn Schlesiens oder als Inhabers der 
büimuöchen Krone, sundern im 10. Jahrhunderte in seiner 
Stellung als des Herrschers aller unter seinem Szepter ver- 
einigten Lander, also auch Ungarns. Österreichs, Ti rols u. ü. u .. 
sodafs nunmehr alle Teile des habsburgischen Reiches nach 
anfsen als eine Einheit erschienen. 

Aus dem Jahre 1436 sind ans swei Zeugnisse dafür er- 
halten, dafs Bischof Conrad eine seinem Hauptmannsamte 
entsprechende Thätigkeit austihte^. Da nun im folgenden 
Jahre Kaiser Sigmund, auf dessen Initiative der Bund su* 
sammengetreten war, aus dem Zeitlichen schied und weitere 
Spuren einer Wirksamkeit des Bundes sich nicht feststellen 
lassen, so scheint die V^ermutuii^ ererechtfertigt, dafs die Einung 
entwed«'r ])ald nach Sigmunds Tode verfiel oder wenigstens 
nach Al>lauf der vier Jahre, für welche sii? geschlossen war, 
nicht mehr erneuert wurde. Offenbar war den Fürsten eine 
derartige Organisation, wenn sie nur einigenuafsen straflf war, 
sehr druckend und unangenehm, da ihre Aktionsfreiheit da- 
durch stark beeintrftchtigt wuide. Erst aur Zeit Gleorg 
Podiebrads kam es wieder au einem allgemeinen schlesischen 



> Am 10. April 1486 fordert Herzog Ludwig als rechter Erbe m, 

Liegiiitz-Bn»'^ dio Mannschaft dos Landes Liegnitz zu einem Rechtsta^e 
vor Bischof fvonrad. Vgl. Staatsarch. Breslau, Ck>pialbuch der Herzogin 
Elisabeth von LiegTiitz aus dor Senitzschen Sammlung Fol. 47. Äm 
25. Okt. 1436 fttlte Hi-^chof Konrad zu Ohlau eine Entscheidung zwischen 
Bartholomnu^ von Wieeeabarg and der Stadt Naroalau. BreeU Stadtarck. 
Kopp 785 ox, 51. 
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Bunde * , der aber ungemein locker war , da die einzelnen 
Mitglieder möglichst freie Hund behalten wollten, und in 
der Tiiat auch schon im August 1458 zersprengt wurde, als 
•ofser Breslau und Balthasar tob Sagau die ttbrigen Fürsten 
und Stände dem neuen Könige Georg Podiebrad huldigten ^ 
Kur vorQhergehend , auf bestimmte aktuelle Zwecke ge- 
richtet, waren die bisherigen Versuche, die einaelnen Fürsten 
und Stünde Schlesiens zu einem grofsen Gamsen zu vereinigen ; 
nur in der äufsersten Not liefsen sie sich bewegen, den Egois- 
Tnns ihrer SonderinteresseTi zu ii})erwinden und einem 
grulsoron ( )rganismus, ihrer >S<'ll)standigkeit sich entschlagend, 
aus eigenen Stücken sich einzutu^on; das Unternehmen Sig- 
munds, eine dauernde Vereinigung der einzelnen Gebiete 
Schlesiens zu einem suuiUnxlitlichen Ganzen zustande zu 
bringen, war mit dem Tode deb Kai^erü gescheitert, Kbenüo- 
wenig, wie es bisher gelungen war, dauernde Institutionen zu 
schaTOn, welche daau berufen wflren, als verfiusungsmäfisige 
Organe den G^esamtwillen des Landes ab eines einheitlichen 
Gemeinwesens sum Ausdrucke zu bringen, ebensowenig war 
es bisher geglückt, Organe zu bilden, welche im Auftrage der 
Ejrone oder der Stttnde oder beider Macht£Aktoren zugleich 
nach den von ihnen gegebenen Normen in ständiger Thätig- 
keit die staatlichen Funktionen im Bereielie des ganzen 
Schlesien ausübten; die Wirksamkeit jener CJr^^ane, welche 
durch die Autorität der erwähnten Einungen der ersten Hälfte 
des 15. Jahrhunderts in das Leben gerufen worden waren, 
hörte auf, öubald als diese Bündnisse selbst wieder zerfielen. 
Wie es noch an einer Gesamtverfassung Schlesiens fehlte, so 
fehlte es auch an einer Gesamtverwaltung als einer stetigen 
Einrichtung; wie aber aus jenen Landfriedens- und EHegs- 
bttnden Schlesiens aus dem Anfange des 15. Jahrhunderts 
später die schlesischen Generalstände sich entwickelten, so 
entstanden jetat in Anlehnung an die Vorbilder der frttheren 



* Denselben gehörten an Herzog Heinrich von Grofsplogau und 
Kro-ipon, Balthasar von Sacran, Wlodko von Glog-an und Tf^scIioT). r^nra^J 
der Wei£ie von Oeis, Johann vou Sagan und Priebua, Hedwig und 
Friedrich von Liegnits nnd Goldbeig, femer die Mannschaften und 
Städte von Breslau, Schweidnitz und Jauer. Gedruckt SS. ßer. Sil. 
VIT 25 f. Partialbundnisse zur Aufrf chtorhaltunp des Landfriedens wur- 
den in der Zeit von 1437 — 1458 mehrlach geschlossen; so 1440 ein Bund 
rwischen den Stftnden von Bfeslan und SchwddnitE- Jauer (Brest 
Stadtarcli. Y 9), dem 144^? auch Herzog Willudm von Troppau und 
Mnnst» rb<'rg beitrat, am f5. AnLnist 1444 wiederum f-r)i« ii den Ständen 
von Breslau und Schweidnitz- Jauer in GemeinschaU lait der Herzogin 
EtiMbeth von Liegnits. Die letstere Einung hatte keinen Hauptmann, 
sondern nur einen engeren Ausschufs von Ul r;i schworenen, denen 
Be^^chlnfsfassuiig und Exekutive oblagen, welche auch rcgelmärsige 
Zut^ammenkünfte an den vier Quatembem hatte. (Bresl. Stadtaren. 
AA. 19 a). Über die Münzeinungen jener Zeit s. u. S. 105 f. 

« Ksch Grotefend «. s. 0. 
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Zeit fltändige, für ganz Schlesien kuuipetente Verwaltungs- 
behörden. Es iät das Verdienst des Matthias Korv-inus; da£& 
unter seiner Begierong and duioli seine InitutÜTe jener Plan 
Sigismunds^ der nur so knnen Bestand gehabt hatte, wieder- 
aufgenommen und so eine Oesamt^emssung und (Gesamt* 
Verwaltung Schlesiens geschaffen wurden. Er machte sn festen 
Institutionen, was bis dahin nur ein Spiel des Augenblicks 
und von vergänglicher Dauer gewesen war ; er ist der Schöpfer 
Schlesiens als einer .stiiatliclien Einheit, und mit ihm beginnt 
nach einer ,hi!irhunf!erte langen Periode der Decentralisation, 
des territorialen Zerfalls und der iuiK rcii Auflösung des Staats- 
wesen« eine Epoche neuer Centralisation , neuen Zusanuiicu- 
fasHens aller KrMfte des Volkes. Zu derselben Zeit, da die 
Zersplitterung der Staatsgewalt am grüisten war, da jene Be- 
wegung der Übertragung der wichtigsten Hoheitsrechte an 
die lokalen Gewalten au ihrem Abschlüsse kam^ wurde der 
erste Versuch gewagt, auf Grund neuer staatsbtldender Ge- 
danken wiederum ein krftftiges politisches Leben in Schlesien 
zu erwecken. So bertlhren und verketten sich in der geschicht- 
lichen Kntwickelung Auflösung und zunehmende Schn*äche mit 
neuer Einigung und Kräftigung; so trftgt jeder anscheinende 
Verfall in sich bereits den Keim zu neuer Blüte, wenn nur 
die Nation die Fähigkeit besitzt, der Notwenfliirkeit des Be- 
dllrfnisseö gehrn t hcnd , altgewohnte Autonomie und Uuge- 
bundenheit mit staatlichem Zwange zu vertauschen, und wenn 
die starke Macht vorhanden ist, welche den Eiazeineu nötigt, 
unter die Idee des Ganzen sich zu beugen. — 

2. Die Regierung des Mattbias Korvinus in Soitlealen. 

Im Jahre 14ö9 wurde König Matthias Korvinus von ün- 
garn von den Gegnern des Georg Podiebr?i<l zum Könige 
von Böhmen gewählt; es entspann sieh nunmehr ein fünf 
Jahre lang währender Kampf, indem nach Podiebrads Tode 
in die Erbschaft desselben Polen ei?i/,uLreten strebte. Erst 
durch den Bresiauer Waffenstillslaini vom 8. Dezenil)er 1474 
fand der Krieg sein Ende; „im Principe war sicher sciion 
damals eine Trennung Schlesiens von Böhmen ^ wenigstens 
'solange Matthias lehte, zu^standen;* der Prager LtuLdta^g 
vom Februar 1475 sanktionierte den Anfall Schlesiens an die 
ungarische Krone. Als definitiv wurde dieser Zustand erkifirt 
durch den Olmlitzer Vn ti ag*, in welchem Mtthren^ Schlesien 
und die Lausita an Matthias abgetreten wurden. Dadurch 
aber war keineswegs eine unbedingte Einverleibung dieser 
drei Liüidcr in das Königreich Ungarn hcal^siehtigt; König 
Wladisiaus von Böhmen behielt vielmehr da» Eecht, nach 



> (L d. 21. Juli 1479, Schles. LeliBB- und Besitznrkk. f 21 ff. 
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Matthias' Tode, diese Gebiete für 400 000 fl. ung. wieder- 
einzuloäen ^latthias hingegen bekam das Recht, den Titel 
«ines Königs yon Böhmen zu filhrai; er beherrschte Bomit 
MflhreDy Schlesien und die LausitB lus König von Böhmen, 
wie denn auch der fkir die Erledigung der R^erungsgeschllfke 
dieeer L&nder 1j es teilte Kanzler nicht als filanxler von Ungarn, 
sondern als Kanzler von Böhmen galt*. Das Auftreten des 
Matthias Korvin US bedeatet eine neue £poche in der sohle- 
Bischen Greschiclite ; in ihm erhob sich zum ersten Male wieder 
das Köniji^tiiiii über die Zerfahrenheit der ständischen Gesell- 
schaft. 8eine HauptthHtigkeit l^llt freilich erst in die Zeit 
seit seiner zweiten Anwesenheit in Schlesien, also seit 1474; 
erst von tlanifilri ab trat er energisch und durchgreifend als 
Regent in Schieaicn auf. Auf einem Filrstentage, welcher im 
Dezember 1474 stattfand, liels er den Schiesiem erklären: 
er wäre König imd Herr; was er mit seinen Räten filr das 
Beste halte, das sollten sie als gehorsame Unterthanen thun. 
Seit Jahrhunderten war es das erste Mal, dafs wieder ein 
Herrseher erstand , welcher seiner Angabe sich bewufst und. 
mit eiserner Faust durchgreifend, die staatliche Autorität und 
Ordnung wiederherzustellen bestrebt war« 

Zunächst handelte es sicli darum, dasjenig^e verfassung8- 
mäfsige Institut 7.n schaffen , durch welcheri nebeu der Krone 
die staatliche Kiiiii' it des Landes zum Ausdrucke gelangte. 
Matthias ertüiite diese Aut)^abe, indem er die Flirstentage in 
das Leben rief. Einiirungen und Bündnisse der Fürsten und 
der Stande der Erblurstentlimer gab es auch schon früher, 
wie wir sahen; den Charakter einer festen staatsrechtlichen 
Eünrichtung gewannen diese Versammlungen der Fürsten und 
Stunde erst unter Matthias Korvinus Allerdings beschränkte 



' S. H. Markgraf, „Heinz Dnmpnig, der BresUner Haaptmaim*'. 
Ztschr. f. Gosvh. u. Alt. Schles. XX V.^? f. 

* Die Frage na«h der Eutstehuu«; solcher Kechtsiuatitu^e wie der 
sdii«8ifichen Geoeralstftiide bietet ein «mpeltei Problem. Einmal nin- 
lich mufs man untersuchen, ob sie an frunere Emrichtaageo anknüpfe», 
sodafs der z< ifüclic nnd innere Zusammenhang unverkonnbar ist, sodafs 
man sie also aus liieseu „cutstanden" erklaren kann: dann aber mufs 
man aadererBcitB die oharskteristisclien Merkmale sn oestiiiiinep snehen, 
durch welche sich das neue Institut von den älteren Einrieh tanken 
trotz alles Zusammenhanges unterscheidet. Wn^» mm don ^r^teren Punkt 
a&betrifit, 00 i»t der Fürstentag nach Form und Oe^tuUung sowi*' hin- 
tichüich seiner Stellung zam Lande die direkte Fortsetzung der allge- 
mein-sch lesischen LandTriedeuselnun^^on. Der charakteristische Unter- 
ikchied bc.-^teht nur darin, dafs diese Eiuuu^eii }j;e\vill kürte Genossenschaften, 
die Generalstfinde aber .seit dor Zeit des Matthias Korvinus eine 
Zwaji^8<^eno?isenHchaft waren. Diese Umwandlang WUT imd konnte sein 
lediglich ( in Wrik der kciniL'^lichon Gewalt; darin lag- andnrorseit.ä? frei- 
lieh zugleich ciue Auerkcimung des Rechtes der Fürsten und Stände 
WT Vertretung des Landes seitens der Krone. Hervorgegangen ist 
demnach der schlesische Fürstentag aus den gewillkürte^ d. n. auf 
Gnmd des freien fiumngsrechtea sueammengetreteoen Genossenachafteii 
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aieh diese staatlidie Einigung nicht auf Sohlesieii allein, in* 
dem Matthiae au diesem Lande aach noch die Lauaitsen 
^gte. Wenn auch die Einheit Schlesiens im grofsen und 

ganzen gewahrt blieb ^ so fand Matthias es doch flir rät* 
lieh, diese Provinz ihrer Qröfse halber in zwei Distrikte 
3BU aerlegen; dieselben bildeten nicht nur, wie wir später sehen 
werden, gesonderte Verwaltungsbezirke, sondern es wurden 
auch für jeden der beiflnii Tri In besnnd(*re Fürstentage ab- 
gehalten^. Allerdings hatte Ni( derschlesien in dieser Ein- 
teilung des Matthias Korvinus einen Umfang, welcher viel 
weiter ist, als man ihn heutzutage zu fassen gewohnt ist, Ks 
wurden nämlicli als zu Niederschlesien gehörig i>etrachtet die 
Fürstentümer Liegnitz, Sagan, Oels-Wohlau- Wartenberg, Grofo- 

flogau-Freistadty MOnsterberg, Breslau, Schweidnits-Jauer, 
Feifse-Grottkau und sogar auch Oppeln und Ohei^glogau 
wozu dann noch die beiden Lausitaen kamen ; die übrigen im 
Osten liegenden Gebiete wurden zu Oberschlesien gerechnet. 
Sogar 2U einer festen OrganuBation gelangten die General- 
Ständeversammlungen schon seur Zeit des Matthias Korvinus. 
Sie wurden berufen im Namen des Kdnigs^ durch einen 



der -Ffirsten und Stfinde** ; seine Schöpfung als eines lnfltitat«0 der 

Verfassung verdankte er jedoch dem KrtniVtnm. 

1 VsL z. B. folgenden Brief des Kumgä Matthias an den Bischof 
von BreBlaii: „hocbwirdlger beflonderer lieber ttidechtiger und getrawer. 

Wir thun uch zu wissen, das wir den hochwirdigen forsten unsern 
liehen getrawen Johannen Bischofen zn Waradein etc. in unser fursten- 
thum Siesia senden nämlich uf eynen tag jetzt nf margarete nechst- 
knnfHg sn TVoppaw mit allen unseren fnnten roanmslten leaten 

landen und steten in Obereleaien zu haMen. zu « ndo desselbigc^n tage? 
wirdet er sich poyn Broslaw fugf^n, onvh o^Tien tag mit allen uiiseron 
fursten geistlichen und weltUchon ouch umuschaftcn landen und steteii 
von merglichen sachcn und schct'ftMi, nns und djselbigen unsere Isnd 
und leute [anlangende], und darumb t^o hnrcron -wir an ower lieh mit 
vlies, . . . das ir allen fursten, manschattcn von land«Mi und Stetten iii 
njder Slesia und in obir und nyderlusitz in unserem namen und von 
unseren wegen auf eynen bequemen ta^j . . . geyn Breslaw forderlich 
vorbitet ouch selbist <!n soyt'' etc. d. £ Ofen, 28. Joni 1480. Nr. 358 
der Görlitzer Sammlung des Scultctus. 

• Vgl. die Liste der wir „gemeinen sampnunge der ftirsten, pre- 
laten, herren und lande und stete in Nidcrn-Slesien" einberufenen 
Fürsten und Stände d. d. Breslau 6. Okt 1 ITU. Hresl. Stadtarch. Pol. 
Korr. Am 27. Febr. 1482 richteten die auf einem Fürstcntage ver- 
sammelten „fursten, prelatcn ffeuatlicb und wertUch muisehul^ ritter^ 
schaff, laude und stete in N vdren Slesien" einen Hrief an den König 
Matthias; aus einem Selireiiien de» Könip:«! (d. d. 18. Marz 1482) nun 
geht hervor, daf« zu den auf diesem niederschleaischen Fürstentage an- 
wesenden Herzögen auch Johann und Nikolaus von Oppeln gehörten. 

^ „Hat ocli k. lu. fürf^ten. herrn landi'u und stotten der Slcsie einen 
landistag uff monta},' nach Invcteavit kein Breslaw irczelit, sie alle aldo 
irlangen wirt durch seine rethe, neben s. gn. hoptleuten in das feit zu 
roken** etc. Abt Martin von Sagan an die Herzöge von 8a<^Ben, d. d. 
Sagan 4. Febr. 1477. SS. Rer. Sil. X ann. Glogov. Breslau 1877, ed, 
Markgraf. (Urkundeubeilagen S. 110.) 
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Kommissar^ nämlich einen seiner Statthalter^ oder den Bischof 
von Breslau^. Ücberhaupt galt der Bischof von Breslau als 
der erste unter den schlesischen Fürsten; er wird unter den 
auf den Gtenerallandtagen yersammelteii Fürsten und Ständen 
stets an erster Stelle genannt und scheint auch daselbst den 
Vorsitz geführt zu habend. Der König entsandte su den 
Fttrstentagen seine bevollmächtigten Kommissare, welche sich 
durch Kredenzschreiben legitimieren mufsten^, meist seinen 
Oberfaauptmann oder seine Anwälte*, und gerade in dieser 
Rolle des obersten Landesheamten zur Zeit des Matthias 
Korvinus zeigt sich der grülster Unterschied von der Stellung 
des Oberhauptnianns des 16. Jahrliunderts , welcher bei den 
Für.stentagen nicht Agent der Krone, sondern Vorsitzender und 
oberste Spitze der Ftirsten und Stande war. Die Koiniiiissaro 
legten dem Fürbtentiige die Gegenstände vor, Uber welch«? 
der Herrscher eine Beratung und Beschlufsfassung wünbchte. 
Manchmal wurde mit der Proposition der königlichen Antrüge 
auch der Bischof Ton Breslau betraut*. Auf der Tagesord- 
nung standen zumeist Stenersachen , da infolge des Steuer- 
bewiliigungsrechtes der Fürsten und Stände der König bei 
Alllagen, die sich auf ganz Schlesien erstreckten, an die Zu- 
stimmung des Generallandtages gebunden war, also Steuer- 
bewilligungen, RepartitioneD, Beschlüsse Über Art und Weise 

* So der LandtaK vom i^Yühiahr 1482 durch Georg von Stein. 
Bresl. Stadtareb. Pol. Korr. d, d. 27. Febr. 1482. 

* So der Landtag vom Januar 1476. SS. Rer. Sil. XIII, Polit. 
Korrpspondonz Breslaus 1400 — 79. Breslau 1893. edd. Wen dt und 
KronthaJL S. 194 Nr. 244 d. d. 4. Febr. 1476. Dafa die Stande unter 
Mattfaias Korvinus auf Grund eine» etwa vorhaDdenen Selbstvwsamin* 
lungsrechteB zusammentraten, habe kh nicht gefunden. 

* Ich stütze diepo Vernnitung' auf da.s in der von^ren Anmerkung 
zitierte Aktenstück vom Jahre 1476; es heifst dann, der König habe 
seine Kommissare, den Grafen Steplian von Zapolya, den Peter Gercb, 
Hauptmann von (Jberschlesien , und Herrn n<>org'von Stein, »bcy dem 
genannten . . bischoff uff dem tage zu Breslaw" gehabt. 

* „Czum ersten bot her Steffan an dy fursten, prelaten, herrn 
lant nno stste vorgebracht eynen glaubnis bnff von dem konyge von 
T^'-'j-fm. wa? er Steffen -wnirdo worben, das sy em fulkomlichen snltlcn 
Klauben, ab sync k. ga. selber mit eu rette. SS. Rer. Sil. X 126 ff. 
d. Ä. 1479. 

.Anf dem in i\cu Anmerkungen 2 und 8 dieser Seite erwälmten 
FürsffMitage von 1476 befanden sich als köni^^liche Kommissare der 
Oberhauptmanu Stephan von Zapolya, l*eter Gereb und Georg von 
Stein, als deren Sprecher Stein ftingi«rte, 1482 der damalige Verweser 
und Statthalter G. v. Stein (Bresl. Stadtarch. Pol. Korr. d. d. 27. Febr. 
1482), .Januar 1479 der Oberhauptmann Stephan von Zapolya (SS. Rer. 
Sil. X Urkundenanhang S. 126 ff.), Ende 1479 die königlichen Anwälte 
Biaehof Johann von Wardein und Georg von Stein (Dresd. W. A. 
Schlesien, Generalia fol. 2.".). Fn"ihja])r 14^0 ein Specialkoi 
dor Person des Herrn von Rnli nstein (SS. R« r. Sil. X 181), I:Jide 14b6 
Georg von Stein (Dresd. Geh. Avch. Loeat. 10342). 

* So auf emem Breslaner Ffiratentage im Juni 1481. SS. Ser. 
SiL X ld6 Nr. 96. 

Fonehiiii<«n (55) XHI 1. - Baebf»hl. 7 
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der Erhebung der Steuer, ferner die Wahl der Landeabeamten, 
zumal des Oberhauptmanna oder doch die Annahme desselben, 
wenn er vom Könige ernannt worden war', Übernahme der 

Bürgschaft für Schulden der Krone*, Errichtung von Land- 
frieden', Aufstellung einer Hecresmatrikel für Kriegszwecke^ 
und zur Aufrechterhaltung des Landfriedens^, besonders auch 
Münzsachen*, AufTorderungen des Königs oder seiner Ver- 
treter an dfo Stände , zu einem Kriegsziipfe sich bereit zu 
haiton, endlich in Krieg.szeiten Verhandlungen mit den feind- 
lichen Parteien, mit rebellischen Fürsten^, desgleichen Ver- 
lesung von Verträgen mit auswärtigen Potentaten zur Kennt- 
nisnahme der Stände®. Über die königlichen Propositioneu 
berieten und stimmten die Stände geschlossen nach Kollegien 
ab, zuerst die f^tlrsten, dann die A1]^eordneten der Mann- 
schaften, endlich die der Städte der ErbmrstentOmer'; welcher 
Art die Oiganisation innerhalb der einzelnen Kollegien war, 
in welcher Weise diese wieder mit einander in Korrespondens 
traten , darüber ist uns nichts überliefert. Ein das ganze 
Land bindender Landtagsbeschlufs kam vermutlich damals 



> Füratentag vom Juli 14*>0 St5. X 181 Nr. 90. 

• 1479 fordern die königlichen Kommissare von den Ständen, ,das 
87 kgL maicstat in phaxidschaft liaften vor vir mal hundirt taadild 
guMf»n und irer oyde und globde nicht ledig noch eiitpi ri< hon n 
wellin noch sulliu, bis sulchs golt bezahlt wird. Die Stände bewilligten 
dies. Dresden W. A. Sehlesien, Genetalia fol. 28. 

> So auf dem Landtage von 1474, auf dem von der Krone und 
den Ständen der grofse Landfriede von 1474 beschlossen wurde; vgl. 
Kschenlocr, ed. Kuuisch II 328 und SS. ßer. Sil. XII 174. Ebenao 
auf dem Landtage im Herbste 1479. Dresd. W. A. Schles. (General. 



* Auf dem Breslauer Fürstentagc vom 81. Jnh' bis zum 4. August 
1480 reichten die Generalstände einen Anschlag ein, wie hoch sie ia 
das Feld ziehen wollten, wenn der Bischof von Wardein als Verweser 
des Küni^js sie aufbiete. SS. Rer. Sil. X 1.33 Nr. 93. 

" Auf einem Fürstontap»' von 1477 verständigten sich die kg\. 
Anwälte mit den Ständen über einen Anschlag zur Bekämpfung der 
Landfriedensbrecher. Auf das Fürstentum S.i^n fielen damals 40 Pferde 
und r».'» Fiifsknechte; damit waren die Sa^'uuseheu Vertreter jedocli 
nicht einverstanden, sondern forderten eine Herabsetzung des Kon- 
tingentes, wie dieselbe auch andere Fürsten, so Herzog Priedrich von 
Liegnitz und Konrad der Weifse, erlangt hätten. Dresd. W. A. Sagan 



® So wurde die srofse Münzorduung von 1474 im fUnverstäudnisse 
mit den Stftnden erlassen; vgl. Eschenloer, ed. Konisch II 928. 
Auch auf spftteren Landtagen spielen die Müuzangeiegenheiten eine 



grofse Rolle, so 1476 (S8. Ber. Sil. XUI ld4) und 1486 (Diesd. Geh. 
Arch. Locat. 10342). 



' Vgl. SS. X 155 ff. 

8 SS. X 126 ff. d. a. 1470. 



Besonders lehrreich für den Modus der Beratung und Abstim« 



22. Januar 1479. Ebd. Die Fürsten bewilligten damals die erste Pro» 

positiou des Königs, wjUireiid die RitttTselum und die Stände erklÄrtcn, 
sie müftitcQ die Sache erst an ihre Kommittenten bringen. 



fol. 23. 
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noch erst dann zustande, wenn sämtliche drei Kollegien ihr 
Votum nach derselben Richtung hin abgaben*. Solche 
Fürsten tagsabschiede wurden dann, wenn ihr Inhalt von Wiciitig- 
keit für alle schlesischen Unterthancn war, so besonders 
Landfriedens- und wohl auch Muuzurdiumgen, iui ganzen 
Lande in den Städten und Märkten öffentlich proklamiert^ 
68 geschah dies aaf die AufForderang des köninichen Statt- 
halteiB, welcher den Hauptleuten der einzdnen Fttrstenttüner 
die entsprechenden Weisungen gab*. Der Ort der Fitrsten« 
tage war noch nicht gesetzlich fixiert; die allgemeinen schle- 
sischen und die speciell niederschlesischen Landtage ^Binden 
meist in Breslau auf dem Rathause statt. Ebensowenig gab 
es bestimmte Fristen , innerhalb deren die Generallandtage 
einberufen werden mulsten; der König schrieb sie aus, wenn 
0 nstiinde zur Beratung vorlagen, besonders wenn er 
Steuern brauchte, und dies letztere Bedürfnis stellte sich ja 
mit einer gewissen periodischen Regelmäfsigkeit immer wieder 
eiü. Der Kommissar, welcher vom Könige mit der Berutung 
beauftragt war, forderte dann die regierenden Fürsten 
Schlesiens auf, entweder persönlich oder vertreten durch ihre 
Räte und Bevollmächtigten' zu dem festgesetzten Termine zu 
erscheinen. Schwieriger ist die Frage, nach welchen Grund- 
sätsen die Vertretung der Stände der ErbfUrstentümer auf 
den Generallandtagen sich vollzog. Aus den Quellen geht 
darüber genaueres nicht hervor; doeli darf man wohl nn- 
p^hmen, dafs dio entsprechende Mitteilung der k^miglirlieu 
Kommissare hier an die ständischen Körperschaften der ein- 
zelnen Territorien gerichtet wurde, und dals dann diese 
oder, wie es bei der Glogauer Ritterschaft der Fall war, ein 
von ihnen bestallter Ansschufs die Deputierten zu den Landes- 
konventen wählten. Der Generallandtag trat unter Matthias 
Korvinus sehr häuüg zusammen^, &st jedes Jahr ^ mitunter 

* Mit B ■^tiTiimtlu'it lafst sich in dieser Richtunc allerdings nichts 
behaupten; d&s Olieramt scheint damals noch kein Desonderea Votum 
innegehabt zu haben. 

* Eine Abschrift des FäretentagsbeschlusBes vom 27. Okt. 1482, 

der einen Landfrieden enthielt, sandte Georg von Stein von Breslau 
aus an Ootze von Wolfersdorff, den Hauptmann von Saj^^un, mit der 
Aufforderune, denselben in den Städten und Märkten des Fürrtteutums 
an drei Mftntten öffentlich bekannt zu machen. 

' So waren die Hchleslsehen Fürsten durch Bevollmächtigte ver- 
treten auf dem Fürstentage zu Breslau am 6. Okt. 1479. Breal. Stadt« 
archiv Pol. Korr. 

* Im folgenden wird eine Liste der schlesischen Generallandtage 
unter ^fatthias Korvinus ^reg^ehen, fftr deren Vollständigkeit allerdings 
keine (Tarande geleistet werden kann. 

1469 Oktober, Liegnitz (SS. Rer. Sil. XIII Nr. 16). 

1471 Mai, Breslau (ebd. Nr. 55); 3. August, Breslau (ebd. Nr. 74, 
18, 79, 81—84): 4. Oktober, Bre^^lau (Nr. 94. 95), 28. Okt. (ebd. Nr. 9^1 

1473 15. Juni, Breslau (ebd. Nr. 163, IH) Ende November, Breslau 
(Nr. 172)l 
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sogar im Jahre zu zweien Malen und noch öfter; dadurch 
gewann der FUrstentag so festen Boden, dafs er zu einem 
politisch höchst bedeutsamen Bestandteile der schlesischen 
Ver&ssong wurde*. 

So war denn das yerfkssungsmAfsige Organ des Landes 
geschaffen, welches dazu berufen war, teils in Mitwirkung 
teils in Rivalität mit der Krone jenen Aufgaben gerecht zu 
werden, die in der damaligen Zeit des staatlichen Ein- 
greifens bedurften. Dor lok.alen Zersplitterung der Staats- 
hoheitsrechte vorzubeugen . war bereits unmöglich geworden^; 
es handelte sich jetzt vielmelir darum, auf dem Gebiete des 
Staatslebens des gesamten Schlesien ein Feld zu finden , auf 
dem die nachteiligen Folgen der Decentral isation der vorigen 
Jahrhunderte aufgehoben und neue Energie dem Staatskörper 
eingeiiöiät werden konnte. Jede kräftigere Einigung Schle- 
siens, jedes strafibre Anziehen der losen, meist mit den 
Formen des Lehnrechts umkleideten Bande swischen der 
Krone und den alten autonomen Gewalten mufste freilich 
dazu flüireny d&fs Schlesien und seine einheimischen Fttrsten 
ihre äufsere politische Selbständigkeit immer mehr verloren 
und Glieder eines grofsen MachtkOrpers wurden, dessen 
Schwerpunkt nicht mehr in Schlesien lag, und dem gegenüber 
dieses von jetzt ab nur noch als ein dienendes Werkzeug er- 
schien. Es war dies die notwendige Entwicklung; nur noch 
eine Macht von aufsen konnte Schlesien zu einer inneren 
Einigung zwingen, und man mufs die Politik des Matthias 

1474 Sept, Breslau (ebd. Nr. 185, 186) Deiember, Breslan (ebd. 

Nr. 212, 218). 

1475 März, Veraammiung der oberechlesiachen Försten zu Katibor 

(ebd. Nr. 229). 

1476 Januar, Breslau (ebd. 244) 23. Febr. (Dresd. W. A. Sdiles. 
Qener. ßl. 9yi, mi Juni bis Juli, Bn-slau (SS. XIII Nr. 248). 

1477 24. Febr., lireslau (ebd. Nr. 259, bÖ. X 110), 19. Mai, Brealau 
(SS. XIII Nr. 2G7— 271). 

[1478 Knde März, Breslau, ebd. Nr. 302, nicht zustande gekommen. 
In Nr. 311 (16. Sept. 1478) wird ein Furstentag betr* Stenern erw&hnt; 
vgl. aber Escheuloer 360.} 

1479 Jannar (8S. X S. 126 ff.), Oktober (Dreaden W. A. Schles. 
6^ fol. 23) speziell niederscblesiscli, vgl. o. S. 96 Anm. 2. 

1480 Frühjahr (SS. X VM uiul 13;i) Juli u. August, suent in Ober-, 
dann iii Niederschlesien, ebd., vgl. o. S. 96 Anm. 1. 

1481 Jnli (ebd. 8. 186). 

1482 Febr. (Bresl. Stadtarclu Pol. Korr. d. d. 27. Febr. 14^2. 
Dresd. W. A. Scliles. Gen. fol. 38, 39), Oktober (ebd. Bl. 122, 123, 
Bresl. Stadtarch. Fol. Korr. d. d. 27. Okt. 14Ö2). 

1485, Dresd. Qeh. Arcfa. Locat. 10342. 

1486 Oktober (Dro.sd. Och. Arcli. Locat 10842). 

1487 Januar (.'bd. vgl. SS. XI 12U). 

1488 März in Jauer (uadi oiner im Bresl. Stadtarch. befindlichen 
Abschrift oiner Urkunde d. Schweidnitzer Stadtarch. d. d. 18. März 1488). 

' Uber den staat.Tf'chtlic'lien Charakter des Verhältnisses dos 
Fürstentagos sowohl zur Krone als zum Laude kann erst in der üan* 
leitung des zweiten Buches gehandelt werden. 
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Konnnus in Schlesien nneli diesem Gesichts^innktc beurteilen, 
unbeirrt durch den Hafs und durch die Anklagen der gleich- 
zeitigen scliUvsischen Chronisten, deren Schmerz und dei'en 
Erbitterung über den Verlust der bisherigen politischen 
Autonomie ihres Vaterlandes und dessen einzelner Macht- 
haber man wohl Tersteben, aber nicht teilen kann. Denn 
die Zeit war Iftngat vorüber, da die fortgesetzte Deoentrali* 
aation des Staates einen Fortschritt der Kultur gegenüber 
dem starren, ungefogen Gebilde des altpolnischen Reiches 
bedeutete; die neue Zeit erforderte jetzt eine neue Ord- 
nung. Dem Princip nach war es ganz gleichgtlltig , ob 
der Schwerpunkt jener Politik, welche sich jetzt Schlesien 
dienstbar ninehte, in Ungarn, in Böhmen oder in Ostorreich 
lag; den < TKilulini Sit^:: sollte in viel späterer Zeit das plötz- 
lich neu entstandene und zu Macht gelangte preufsische König- 
tum davontragen. — 

Bis zur Zeit des Matthias Korvinu.^ hatten sieh die ein- 
zelnen Bestandteile Schlesiens und die in ihnen herrschenden 
Machthaber einer fiist Tollstttndigen Aktionsf^iheit gegenüber 
den auswärtigen Mächten, einer von oben herab wenig be* 
schränkten Regi^ningsgewalt im Innern erfreut. Dies wurde 
jetst anders, als Schlesien zu einer staatlichen Einheit vor- 
schinoky welche aber ihrerseits hinwiederum nur ein Teil eines 
grOfseren, umfassenderen Btaatsganzen war. Indem die losen 
Formen des Lehnsbandes sich verdichteten zu einem die ver- 
schiedensten Gebiete staatlichen Lebens durchdringenden 
Ünterthänigkeitsverhältnisse, sanken dir schlesischen Fürsten, 
die Nachkommen jener mächiigcn Tiasten, deren ilerrscher- 
tam einst ein so absolutes war, wie es in schärferer Aus- 
prägun-^ kaum gedacht werden konnte, herab zu gehorsamen 
Unter thanen der ungarischen und später der böhmischen 
Krone. Zu eben jener Zeit, als die ersten Wellenschläge 
jener groÜsen Bewegung begannen, welche dasu iilhrte, daTs 
die I^desherrlichkeit der Fürsten des deutschen Ruches, 
erwachsen aus deren vormaliger Amtsgewalt, durch Emanci- 
pation sowohl nach oben, der kaiserlichen Gewalt gegenüber, 
als auch nach unten, den Landständen gegenüber, durch Be- 
gründung einer auf neuen Principien basierten Central;;e\valt 
zu jener potenzierten Machtstellung sich entwickelte, die man 
jetzt wolil auch Landeshoheit nennt, sanken die schlesischen 
Fürsten von Stufe zu Stufe hinab. Freilich fand auch für 
das staatliche Leben Schlesiens dieselbe Entwicklung statt 
wie für die Territorien des Reiches; Träger dieser Eutwick- 
iang waren aber nicht die schlesischen Fürsten, sondern die 
ttber ihnen stehende Krone, deren Inhaber damals beaeich« 
Bender Weise den Titel eines Oberherzogs von Schlesien* 



^ Yerdiiselt beseichnet sieh schon Johann von Böhmen 1844 ein« 
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annahm. Die neu entstehende Centraigewalt, die eine inten- 
sivere Ausbeutung der Kräfte des Volkes zur Vert'olg^ung der 
Staatszwecke erlaubte, kam innerhalb ihres Territoriums nicht 
den alten einheimiscnen Herzögen zu gute, sondern diese 
selbst wurden im Gegenteile Ton ihr betroffen, mnfsten ihr 
sich unterordnen und ihr allmfthlich die seit Jahrhunderten 
innegehabten und unbeetritten auagettbten Hobei tsrechte ab* 
treten*. Welcher wesentliche Unterschied bestand jetzt noch 
in Schlesien zwischen den HereOgen und den Ständen der 
Erbfürstentümer? Beide waren an die Krone durch das 
Lehensband gefesselt ; gf'gen beide machte das neue Stiiats- 



staatslebens Schlesiens dem Könige gegenüber nur als Stände^ 
und der Gang ihres »Schicksals im Verhältnisse zu der Centrai- 
gewalt war derselbe. Zwar standen den Fürsten ihren Unter- 
thanen gegenüber noch bedeutende Prärogativen zu; der 
Schwerpunkt des Staatslebens ruhte aber nicht mehr in ihrer 
Machtsphäre. Freilich dauerte es noch zwei Jahrhunderte, 
bis diese Entwicklung insofern zum Abschlüsse kam, als die 
Bchlesisehen Fürsten, nach langer, fortwährender Abbröckelung 
ihrer Hechte der letzten Reste ihrer alten Hoheit beraubt, 
nunmehr staatsrechtlich nicht mehr als Landesherren, sondeiii 
nur noch vorwiegend als Grundherren erschienen. Schon zur 
Zeit des Matthias Korvinus fehlte es nicht an Verständnis ffir 
die Bedeutung dieses Prozesses, Es ist uns ein gleichzeitigem 



mal .Boemie rcx, Luxemburgensis comes, princeps supremuä 
Blesianornmetdomimifl Wiatulaviae*, Stetisel, Urkk. 2. Gesch. des 
Bistums Breslau 335. 

1 Eine merkwürdig richtige Beurteilung dieses Entwickelungs- 

fanges findet sich in einem Briefe eines ungenannten Herzog von 
(iegnitS'Brieg (wahncheiolieh des Johann Christian) an den Herzog 
G< org Rudolf zu r.icgnitz (d. d. irerm^t;idt 8. Sopt. 1683). Der Schreiber 
setzt darin auBcinamicr. wie das Haus Li»>gnitz anfangs ganz Schlesien 
voUkomnieu beheirscht habe; später habe sich das iluuö, da es fand, 
dafs es seine QT8)>rün gliche Fredieit nicht allein ^tuieren" könne, mit 
König Johann ^in v\ue cnTijniu tic » jure clicntelaris ' eingelassen und 
zwar gern äfs der in den damaiigcn Zeiten herrschenden jura vasallitica-, 
daher habe es sich „mit gewissen pactis invcstiturae an die Krön 
Behend) Ix-goben und von deme ihre Lande zu fürstlichen Erblehn 
empfangen, damit aber doch sudi sointn- liolien Kigalion und berrlig- 
keiten nicht begeben, sondern die in allewege behalten, wie in feudi» 
regalibus nnd bey denen majoribns Valvassoribafl recht nnd j^ewonhait 
ist. Ks wem auch unsere vorfodern und fürstliches haus seit solcher 
zeit bei soli h ihren regalien und fürstlichen Eminentien mir! prerogativen 
fferaurae zeit vorbiieben, bis das haus Osterreich sich in die cliron 
Böhaimh inuniaciret, von welcher zeit glcichwo! eine preetnr und ab- 
bruch der Privilegien über die andern per meram viam facti et potentiae 
erdulden müssen" etc. (Kgl. Staatsarch. Bresl. A. A. VTI 5e). Der 
Briefschreiber irrt nur iiiHofern, als er die neue Entwickelungspkasc 
erst mit dem Auftreten des Hauses Habsburgin Böhmen beginnen läfst; 
eingdeitet wurde sie sehen durch Matthias Korrinus» 
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VerzeiVlinis der bei der Zusammenkunft der Könip^e von 
Böhmen und Ungarn im Jahre 1479 zu Uhniitz anwesend c4i 
Fürsten und Grofscn erhalten*; charakteristiscli genug iimlen 
^icli aber dann die iSamon der schlesi.sclitiu iierzüge nicht in 
der Liste der fürstlichen Persönlichkeiten', sondern bei den 
barones Bohemie, wennngleicb unter diesen an erster Stelle. 
Da nun ein Zweifel darüber« dafa die schleBtschen Fttrsten 
dem Range nach ala gleichstehend mit den Fürsten des 
Reiches betrachtet wurden, nieht bestehen kann°, so mufa 
man annehmen , dafa der Verfasser der Notiz durch diese 
seine Einordnung der schlesischen Fürsten in die Keihe der 
l)öhmischen Grofsen den politischen Verhältnissen seiner Zeit 
Kechnung tragen wollte. 

Wir wollen jetzt untersuehen , auf welche (it*hiete des 
Staatslebens die neu entst*indene Centraliöation öich erstreckte. 
Zanftchst sollte .Schlesien als ein geschlossenes politisches 
Ganzes» dem Auslände gegenüber sich darstellen. Der vom 
K(}nige und den versammelten Fttrsten und Ständen festgesetzte 
Landfrieden von 1474 beatimmte, dafs im Falle eines An- 

Slffes von aufsen das ganase Land unter fHihrung des Ober- 
uptmanna su einmütigem Widerstände sich erheben solle; 
niemandem war es gestattet, sich eigenmftchtig davon auszu- 
schliefsen^. Koch wichtiger aber war das Glebot, dafs alle 
Streitigkeiten eines Fürsten oder Standes mit einem andern 
Fürsten oder Stande auf reehtlicheni Wege ausgetragen wer- 
den sollten, dals keine neue Feste errichtet, keine schon vor- 
handene aufs neue ohne die besondere schriftliche Erlaubnis 
des Küiii^^^ 1) 'festigt werden dürfe; darin lag ohne Zweifel 
eine Beschrankung der Kriegshohtit der Herzöge. Dem Auf- 
gebote do6 Königs oder seiner Statthalter war das ganze Land 
au folgen verpflichtet; für Zwecke dieser Art wurde eine Ma- 
trikel aufgestellt, welche die Höhe der von den Fürsten 
imd Stunden* 2U stellenden Kontingente für die gemeinsame 
acUesische Kriegsmacht regelte*. Zwar ist nirgends ein aus- 



» SS. Rer. Sil. XIII 271. 

- A]< solche werden nnftreführt Rex Hunj^arie, Rex Bohemie, 
l>ax Aibertuö Sajtouie, Du\ Otto, i-Uius Marehionis, Dux Cristoforus, 
doonna regina cnm virginibuH, Dux Franciacus. 

^ S. Fioker, Vom Keiehsfilrstenstandc § 168, S. 218. 

♦ Eschenloer, ed. Kunisch II. 328 ff; 

* „Und ob es geschehe, dafs die Behmeu oder Pohlen irgend ein 
Und augrifen Warden oder einen creis oder weichbilde oder einen 
Pfirsten . . ., wurde inen hülfe von not chi, so sol der pciTn iue haupt- 
man ime zu hülfe kommen und mit sampt anderen fursteu und landen 
one säumen uf »ein und zu hülfe kommen. Und zu solcher hülfe zu 
tun, hat die kou. mai« geboten und wil gehabt haben, dafs alle fursten, 
liiiide und State darsn sollen verbunden sein und zu tnn nflichtic sein, 
and welche das nicht tuen, die aoUen gestrafet werden als Feinde des 
Fridens und Libhaber der Bettfibnifs nnd Verterber des Vaterlandes.* 

• S. L. Rer. SIL X, Nr. 98 S. 138. . 
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drückliclics Verbot für die Fürsten ausgesprocheu, gegen eine 



achwerlich indes konnte einer derselben daran denken^ ohne 
des Ktfniffs Einwilligung sich mit einem fremden Potmitaten 
in einen Kri^ einzulassen, wiewohl ja die Oentralgewalt viel- 
leicht nicht immer die Kraft besafs, selbständige Aktionen 
eines ihrer Vasallen sogleich zu unterdrucken. Ein Mitbestim- 
mungsrecht Uber Krieg und Frieden .st^uul den Generalständen 
keineswegs zu. Wenn in den Ohnützer Frieden von 1479 
zwischen Matthias und Wladislaus aueh die seldesi sehen Füi-sten 
und Stände unbeschadet ihren Privilegien, Gerechtigkeiten und 
altem Ilerkoninien einwilligten*, su wird dicö kaum so zu 
deuten sein, dafs etwa der König staatsrechtlich in der Be- 
schlufsfassung über Krieg und Frieden au die Zustimmung 
seiner Stände gebunden gewesen wäre, sondern wir werden 
darin su erbUcken haben eine Nachwirkung der früher inne- 

Shabten politischen Autonomie, welche zur Herstellung eines 
ktischen Friedenssustandes die Beitrittserklärung der Stände 
wünschenswert machte; es war jedoch klar, dafs diese Auto- 
nomie und ihre Reste früher oder sjAter der Centralgewalt 
der Krone zum Opfer fallen mufsten. 

Nlclit minder bedeutungsvoll waren die Mafsnahraen, 
welche tür die Herstellung und Kräftigung der imifreti 
Einigung Schlesiens getroffen wurden. Der nächstliegende 
Zweck des Staates iöt die Aufrechterhaltung des inneren 
Friedens und der öffentlichen Sicherlieit in dein Umfange 
seines Gebieten; Krone und Stände suchten unter Matthiaa 
Korrinus diese Autgabe zu lösen, indem sie zu dreien Malen ^ 
einen Ijandfrieden beschlossen und damit das Werk wiedor- 
aufnahmen, an dessen Zustandekommen die grofsen Einungen 
der ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts immer nur mit vor- 
übergehendem £rfolge gearbeitet hatten. Jede Gewaltthat 
wurde verboten; jeder Versuch, durch Mord und Brand- 
stiftung oder durch Androhung solcher Verbrechen eigen- 
mächtig zu seinem Kochte sich verhelfen zu wollen, würde 
bei strenger Strafe und Konfiskation des Vermr>}^'ens untersagt; 
Leute, die kein liegendes Eigen bcsafsen, durtten sich nicht 
in Dörfern und offenen Stiidtcn, sondern nur in festen Orten 
aufhalten. Jede Obrigkeit sollte gegen Friedensbrecher und 
deren Helfershelfer nacli Recht und Gcreclitigkeit verfahren; 
fUr den Kotfall wurden der oberste Hauptmann und das ge- 
samte Land sur Httlfeleistung veri^Bichtet, und awar nach 



) G r ü II h n g e n - M arkgr af , Scbles. Lehiu- und Beutiiirkanden. 

I, Leipzig 1Ö81, S. 30 f. 

» 1474: Efchenloer II, ed. Kunisch 328 ff., Schickfufs, Neue 
yermehrt.' sohleslschr« Chronika III 157 ff. 1479, 6. Okt.: Bresl. Stadt- 
arch. Pol. Corresp., 148^ 27. Okt.: Dread. Arcb. Sagau Bl. 182. 
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einer zu diesinn Zwecke festiresetzten Matrikel *. Die öffent- 
lichen k^trai'seii .sollten für Handel und ^^'andel frei und sicher 
sein; die Obhut darüber wurde jeder Obrigkeit tur ihr Gebiet 
übertragen. Alle Feindseligkeiten der Einwohner ^egeu 
einander sollten aufhören , Zwistigkeiten jeder Art nur auf 
dem Wege des Hechtes ausgetragen werden. AufSallender- 
weise aber fehlt es an Mafsregeln aur Centralisierung der 
Hechtspflege. Kompetent für die Forsten und die einer ordent- 
lichen Gerichtsbarkeit nicht unterworfenen Stände waren wohl 
die allgemeinen Landtage^; der bei den Landfriedenseinungen 
der trüberen Jahrzehnte gemachte Versuch , ein Forum in 
Fällen von Kechtsv<^rwcigerung seitens <\or niederen Gericlite 
7Ai scliaffen, scheint zur Zeit des Matthias Korvinus nicht 
wiederaufgenommen worden zu sein. 

Nicht minder arg als die Verwirrung der Verhältnisse 
des Uechtcb und deu Friedeuä war die den Münzwesens. Die 
Flirsten und eine grofse Anzahl von Städten, welche die Ge- 
rechtigkeit hiersu hesafsen oder doch zu besitzen vermeinten, 
Drägten — zum groben Teile — minderwertiges Geld; gute 
Mfknzen wurden aufgewechselt und zu schlechten um* 
geschlagen^; die Falschmünzerei, welche gerade im Mittel- 
alter bei der Einfachheit der Gepräge und der geringen Bil- 
thing des Volkes sehr leicht war, gewann eine ungeheure 
Verbreitung. Handel und Wandel litten darunter ungemein, 
und besonders im Verkehre mit dem Auslande machtr> sieh 
diese Münzversehlechterung und Falsehmünzorei unangendim 
fühlbar, zumal flir die Breslauer, die llauptträger des 
schlesischen Grofshandels. Wie die einheimischen Maclit- 
liaber zuerst der Recht- und Friedlo^igkcit in den Gebieten 
Schlesiens aus eigener Initiative, zu Bündnissen zusammen- 
tretend ^ abzuhelfen strebten, so auch diesen ObelstHnden im 
Mflnzwesen. Der 1444 gesttfitete niederschlestsche Bund^ 
machte den ersten Versuch, das schlesische Munzwesen ein- 
heitlich zu gestalten; er setzte sich zu diesem Zwecke mit 
Kaiser Friedrich III. als dem Vormunde des jungen böhmischen 
Königs Ladislaus in Verbindung, welcher dem Bunde riet, 
mit den andern sehlesisclion Fürst^Mi inid Landen eine all- 
gemeine schlesische MUnzvereinigung einzugehen^. Dieüe 



» 1477, Dreödeu W. A. Sagnn Bl. 496. 

* Vgl. z. B. das Verfahren gegen Herzog Johaan n. a. SS. Rer. 
SU. X, Xr. 721, S. 156. 

Vjirl. für mi'l das Folgende die Schilderung bei F. Fried ptis- 
bure, Sdilesieiiä Müu^gescbichte im Mittelalter. Theil II, Müiiz- 
g«Mmdite und Mflnsbeschreibang. Codex Diplom. Silesiae XIH, 
Bradau 1888 S. 12 £ 

* f». o. S. 9l\ Anin. 1. 

Brief Friedrichs UI. d. d. Wien. Neustadt 16. Mai 1446 bei 
Friedensbnrg a. a. 0. Teil I, Urkundenbuch und Hfinstafehi. Cod. 
Dipl SU. XU, Breslau 1887, Nr. 2 S. 2, 
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Verötiiluligung sämtlicher Teile Schlesiens kam nicht zu8ian<ie. 
1448 und 1450 wurden von dem Bunde Münzordnungen ^e- 
^ebt u, welche jedoch ohne nachhaltige Wirkung waren. Teü- 
wdse kttmniarten sich die eigenen Mitglieder nicht einmal 
tun die aofgestdlten Bestimmungen; 1452, als der Bund sich 
auf löste, erfosch auch der von ihm beschlossene Mttnssvertrag. 
Auch eine neue MUnzeinung, welche am 30. Januar 1455 
auf Betreiben der Breslauer zwischen dem Bischof Peter von 
Breslau, dem Herzog Wlodko von Grofsglogau, Georg von 
Podiebrad als dem Besitzer von Münsterberg und Glatz, sowie 
den Ständen der Im bfürstentümer Breslau und »Schweidnilz- 
Jatier zur Hersteiiuiig einer gemeinen Landeswährung auf 
zehn Jahre beschlossen wurde, gelangte nicht in dem beab- 
sichtigten Umfange zur Ausführung; ebensoweni*; Glück hatte 
ein neuer Münzbund im Jahre 14Ü0 zwischen den Städten 
Breslau und Schweidnitz. Unfähigkeit und Egoismus machteu 
hier jeden Erfolg unmöglich ; es hatte sich gezeigt . dafe die 
Schlesier aus eigenen Kräften die MÜJBStände im MUnzweeen 
ahsustdlen nicht imstande waren; ein Eingreifen der obersten 
Staatsgewalt war also hier geradezu geboten. 

Die MUnzreform war denn auch einer der Yornehmsten 
Punkte, welche Matthias Korvinus auf das Programm seiner 
Ro<riornngsthätigkeit für Schlesien gesetzt hatte. Seine Wünsche 
begegneten sieh liier mit denen des Breslauer Rates; nach- 
teilig für das Gelingen seiner Plttne aber wurde es, dafs er 
das fiskalische Interesse hier nicht zur (icuiüge von dem volks- 
wirtsehafiliehen trennte, indem sein Streben darauf hinauslief, 
nicht nur eine einhtiLlithe Währung für ganz Schlesien zu 
schafiTen, sondern auch sugleich durch einen hohen Schlag- 
schatz fUr die eigene Kasse einen möglichst grofsen Gewinn 
einzustreichen; an dem Widerspruche dieser beiden Principien 
mufste das ganze Werk scheitern. Kaum hatte Matthias die 
Zügel der Herrschaft ergriffen, als er mit dem Rate der Stadt 
Breslau sich in das Einvernehmen setzte: der Stadt Breslau 
sollte ihre alte Münzfreiheit zwar bleiben; jetzt aber sollte 
zur Verdrängung des bösen, alten (Feldes im Namen des 
KöniiTs von dem königlichen IMün'/ineister unter Aufsicht des 
R<ites die Prägung eintr neuen Münze erfolgen, und zwar wurde 
dabei in xiussieht genonuueu, dafs die Prägung nach zwei 
Jahren ganz in die Hände der Stadt übergehen sollte*. Ein 
Münzmeister wui'de angestellt, der ein Vorkaufsrecht an Gold 
und Silber erhielt, welches etwa nach Breslau in den Handel 
gebracht würde, der femer ungarische Gulden nach dem in 
Ungarn zu dieser Zeit üblichen Karat und Gewicht, der end- 
lich auch Groschen prtfgen sollte und zwar 98 aus der Mark 



1 Brief des K uigs an den Bat von Breslau d. d. 2» Jali 147D liel 
Fried ensburg 1, Nr. 6 S. 7. • 
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Wiener Gewichts zu fünf Lot fein, von flenen 40 auf 1 Gulden 
geheu, und wclcl)e je gleich zwölf Hellern seiu muisteu; er 
erhielt auch den Wechsel, d. h. das aussehliefsliehe Recht zur 
Umwechslung alter in dje neue ^limze, und mul'ste einen 
Schlagschatz, d. h. eine Abgabe an den Ki>iii^, für jede ver- 



5 Groecben, für jede Mark feinen Goldes im Betrage von 
3Vf Golden^ zahlen Später wurde jedoch der Schlagachalz 
dir die Mark feinen Silbers anf 1^/4 Gulden erhöht und die 
Anordnung getroffen , dafs aus der Mark nicht 98, sondern 
118 Groschen geschlagen werden sollten, wobei jedoch das 
Verhältnis zu den Gulden und den Hellem das alte bleiben 
sollte*. Nnch zum Kndr- des Jahres 1470 erlanlito d<*r König 
der Stadt Breslau, die Münze jetzt schon zu übernehmen mit 
der Bestimmung, dafs aus dt r Mark^ nicht nur 118, sondern 
120 Groschen treschlagen werden sollten. Eine Zeitlang schien 
e*>, als ob die Keform gelingen könnte; die alte Münze wurde 
verrufen. Widerspenstige mit Gewalt zur Annahme der neuen 
Htlnsordnnng gezwungen; bald aber bradi die alte Undnig- 
keit der Fürsten und Städte, ihre Unfähigkeit, einem eigenen 
kleinen Vorteil zu Gunsten der Krone und des Landes su 
eotaagen, wieder hervor. Dazu kam^ dafs der Schlagschata 
viel SU hoch war (ca. 13 ^/o), sodafs der Breslauer Rat anstatt 
Gewinn eher Verlust hatte: d^is neue Geld sank bei dem all* 
gemeinen MiTstrauen , welches ihm entgegengebracht wurde, 
dern t an Kurse, dafs der Rat sich genötigt sah, im Sommer 
des Jahres 1471 das Münzen einzustellen. Die kriegerischen 
Wirren der nächsten Zeit hiuderten den König, dem MUnz- 
Wesen vorderhand seine Aufmerksamkeit zu widmen. 

Erst bei seiner zweiten Anwesenheit in Breslau im Jaiire 
1474 griff Matthias wieder energischer ein. Im Einverständ- 
nisse mit den schlesischen Fllrsten und Stünden > denen die 
ZuBtimmuttg freilich schwer genug gefallen sein mag^, erliefs 
er eine neue Htlnzordnung, welche dadurch merkwürdig ist, 
dafs in ihr zum erstenmale eingehendere Beetimmungen Uber 
die Mttnahoheit des Königs als des obersten Herrschers von 



* 8. die erste HQnsordnung des K((iiiffB Matthias d* d. Znaym 

2. S<pt. 1470 hei Friedensbure I, S. 8 f Nr. 7 und die Bestalhmg 
för deti Mäuzmeister Hermann Silberbrenner d. d. Znavm 2. Sept. 1470 
ebd. Nr. 8. S. 9 f. 

' Matthias an den Breshuier Bat d. d. Ptefsbnrg 8. Not. 1470 ebd. 
Nr. 9 S. 10 f. and zweiter Brief für SiUierbrenner von demselben Datnai 
ebd. 8. 11 f. S. auch ebd. II, S. m Anm. 1. 

* Natürlich aus der rauhen, nur fünf lütigen Mark: die feine Mark 
« ar ^* chBsehnlStig; aas der eisteien wurden ISO, ans der letiteren 884 
GroschoTi 'jfsch lagen. 

* Formell wurde sie indes gegeben; dinA übereieht Friedens- 
barg (a. a. 0. II« S. 89) in sdnen ^uAhrungen fibtf die ttsataiseht* 
iidie Bedeotung der Mfincoidnung von 1474. 
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Schlesien sich betindea, der Grundsatz wurde damals zum 
erstenmale praktisch durchgeführt , dafs die Krone, weiche ja 
die Repräsentantin der wirtschafUichen Einheit des Landes 
war, eben dieser ihrer Eigenschaft halber gewisse Rechte be- 
dtsen müsse, welche eu den historisch überkommenen nicht 
gehörten ^ Das Münzregal' der Fürsten wurde bedeutend 
eingeschränkt; der Künig nahm das Recht, die Währung zu 
verleihen, für sich allein in Anspruch; auch das Recht der 
Münzprägung wurde den bisher Münzberechtigten bedeutend 
verkürzt. 8ie durften fortan kein<; Groschen mehr, sondern 
nur noch Heller und auch diese nur zu gleichem Schrot und 
Korn wie die königliche Hellcrmünze schlagen. Die Prägung 
der Groschen zum Münzfufsc von 1470 wurde der Stadt 
Breslau übertragen, wobei der Schlagschatz für die feine 
Mark auf 48 GhroschOn herabgesetst wurde. Sofort nach der 
ProkUmation der neuen Mttnzordnung sollten die alten minder- 
wertigen Mttnsen eingezogen und nur noch die neuen in Um- 
lauf gesetzt werden dürfen. Auch dieser Versuch der Muna- 
reibrm scheiterte. Die alten Münzen wurden nicht verschlagen, 
sondern blieben in den Landen Schweidnitz und Jauer in Kurs, 
während in den Lausitzen die neue Mrmze nur gleich der 
Meifsnischen genommen wurde, nämlich ein Schock Groschen 
auf den Gulden'^. Dazu kam die Konkurrenz der Fürsten 
und SUidte*, denen rs freistand, Heller zu schlagen, und 
welche dieselljen billiger abgaben, als dies den Breslauern im 
Veriuiltnisse mit ihren Groschen möglich war: „Die Fürsten 
schlugen", so erzählt Eschenloer, „die Lande vol Heller, dafs 
sie sähst aus Irer münze eine mark tot den gülden gaben: 
wie Sölden dann die Brefsler den Gulden behalden uf virzig 
Schilling heller Die Breslauer mochten diesen Gang der 
Dinge vorhersehen oder wohl auch durch die trüben Er- 



* Die Erkeuntniti dieser Notwendigkeit, daa Hecht der Krone nicht 
nur auf den Mstoriscb überlieferten Bechtssnstand, sondern anf ein 

höheres Princip der Vertretung der Interessen der Gemeinschaft zu 
basierori , daraus ein Recht der Krone abzuleiten , an die Spitze aller 
Verhältniäse des Lebens der Gemeinschaft sich zu stellen und unbe- 
dingte Unterordnung auch seitens der Träger althergebrachter Frei- 
hciton zu fordorn, drang durcli juich schon zur Z it des MiUthias 
Korvinus; vgl. den Passus eines Briefes (xcorgs von St in ;ni (iif> Hrc^- 
lauer (d. d. 21. Dez. 1488, abgedruckt bei F r i o d e u .s b u Ii, 
-Zu rathschlagen, ob ajn undertann seinen herrn in sachon nein ober* 
kajt bclaneendo . . zu verhalten au mittel ist, khan !' Ii nirlit zu/^cben. 
Ob ir das tnut oder nicht, schuldt ir von mir ungerechtvertigt sein.*' 

* Über die beiden lkstandteile des Münzregals, einmal das Becht, 
Mttnzen zu prägen, und dann, ihnen die Währung zu verleihen, 8. Lorens 
Ton Stein, Lehrbuch der Finanswissenschaft II' 331. 

» Esehenloer S. 333. 

* Die Namen der letateren sind angeführt in den Ännales Glogov. 
ed. Markffraf, SS. Rer. SU. X 33. V^. auch Friedenburg an. O. 
II89E 
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fahriuigen, die sie mit der Übernahme der MUnze im .iahic 
1471 gemacht hatten, gewitzigt sein i der Auftrag, jetzt wieder 
der Prägung der königlichen Münze aich su unterziehen, war 
ihnen daher sehr unangenehm. Monatelang strftubten sie sich^ 
dem 0ebote.au gehorchen, und als sie endlich, durch' neue 
kllnigliche Befehle geawungen, die Mttnae eröffnet hatten^ 
sahen sie sicli schon nach drei Monaten genötigt, dieselbe 
wieder au schliefsen. 

So wurde die Verwirrung immer gröfser; immer wieder 
neue Klagen wurden in der Folgezeit laut, und mehrere Male 
noch suchte der König einzugreifen und Ordnuiiij: zu stiften. 
Auf dem Fürstentage von 148(3 beöch'werte er sicii liber die 
fremde und bose Münze, die im Lande umherlaufe; er er- 
innerte an die Münzordnung von 1474, lietrefFs deren er sich 
doch mit den Fürsten und Ständen geeinigt habe. Er gebot 
darauf, dafs alles Geld, welches nicht nach dem damals fest* 
gesetaten Fufse geschlagen wttre, verrufen werden und kein 
anderes mehr kursieren solle ; da er jetst eine offene Münxe 
eingerichtet habe, so wolle er 4000 Mark Silbers in das Land 
Bchicken, sodafs dann das Bedürfnis nach Silbergeld voll- 
auf befriedigt werden könne. Auch dieser Versuch, nun- 
mehr selbständig mit der Ausprägung von Silljergeld vorzu- 
gehen und unter Verbot hIIph minderwertigen und fremden 
freidos die so notwendige Einlieit des MünzfuTses endlich her- 
zustellen, milslang. Die Stände bewilligten dem Könige eine 
damals von ihm geforderte Steuer von 8000 Gulden und 
baten dagegen, die Münzsache ruhen zu lassen*. Doch liefs 
Matthias seine Pläne noch nicht fallen. Noch im Sej)tember 
desselben Jahres schlofs er einen Vertrag zu IMau mit König 
Wladislaus von Böhmen ^ welcher die Herstellung einer ein- 
heitlichen Mttnae für Böhmen, Mähren, Schlesien und die 
Lausitz bezweckte, indem Korvinus für die Länder seiner 
Herrschaft den böhmischen Münzfufs acceptierte. Zwei Jahre 
darauf scheint er daran gedacht zu haben, diesen Vertrag 
durchzuführen; ehe es indes dazu kam, scliied er aus dem 
Leben. Die alte Unordnung aber blieb beytohen und dauerte, 
da neue Kefonnbestrebungen und Münzeiniguugen erfolglos 
blieben, ])is die stiirke Hand Ferdinands I. das Werk fortsetzte. 

Mehr Erfolg dagegen hatte des Königs Steuerpolitik. So- 
lange Schlesien eine staatörecbtliche Einheit nicht bildete, war 
auch eine allgemeine schlesische Steuer nicht möglich. Die 
alten, aus der polnischen Zeit zum jus ducale gehörigen Ab- 
gaben waren in den einaelnen Territorien längst an die Grund- 
iierren ttbergegangen, und nach den allgemeinen Anschauungen 



* Dresden Geh. Arch. Locat. 1{)M2. 

- Abgedruckt bei Friedensbnrg I Nr. 19 B. 20. Vgl das« 
Friedensbvirgs DarsteUang II dl. 
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des abeDdlttndlBchen MittelalterB nalimen die Stände für sioh 
das Privileg der Steuerfreiheit in Anspruch, doch 60, dafa 
dem Fürsten das Recht der Bede oder der Berna, wie es in 
den von böhmischen Anschauungen beeinflufsten Qegenden 
hieis, in Fällen der Not anstand. Dieses Rechte welches dem 
einzelnen Fürsten gegenüber seinen Ständen ^ebülirte, nahm 
jetzt Matthias gegenüber den in den G(^nerallaudt<a^<eii v(?r- 
einigten Ocsamtständen Schlesiens in Ansprucli. Die erste 
Steuer von ^anz Schlesien forderte Matthias, als er 1474 zum 
zweitenmale in Schh'sifn erschien, um persönlich den Krieg 
ffegen Polen und ßi»liiiien zu führen; er berief daniaU die 
Furzten und Stände des ganzen Landes nach Breslau, wies 
anf den bcTorstehenden Kampf hin nnd hat nm Rat und HfÜ^ 
Alle sagten ihm au. mit Gut und Blut, mit ganaer Macht 
neben ihm in das Feld rücken zu wollen. ^Aber leider disen 
rate und hülfe warfen etliche ab. Ire Zwene^ ein geistlicher 
mönch, Bischof au Erlau, und ein vertriben man aus Oest^ 
reich (d. i. Geoig von Stein), die vielleicht hungrige bentd 
hatten, die sie meineten zu fiillen, galten Matthiae Rat . . ., 
er solte von einem inrlen man ein geschätztes gelt ikmihmi : 
darbei muste er bleiben" ; so ('rzählt Escheidoor den Hergang. 
Ohne Zweifel ist das Motiv, welches er den beiden Ratgebern 
de> Königs unterschiebt, ein falsches; wer den damaligen 
Verfall der Lehnskriegs Verfassung und ihre Unzulänglichkeit, 
ferner die Veränderungen kennt, welche durch das Auf- 
kommen geschlossener Infanteriekörper die Taktik jener Zeit 
erfuhr, wird sich kaum darüber wundem, dafs Matthias der 
persönlichen Hülfe der Stände eine Steuer vorzog, durch die 
er Truppenkörper anauwerben imstande war, welche besser 
organisiert weiden konnten, welche seine Scidagfertigkeit im 
Verhältnisse an dem sehwerfklligen Lehnsaufgebote bedeutend 
erhöhten. Diese Steuer des Jahres 1474 blieb nicht die ein- 
zige; es folgten in kurzen Zwischenräumen deren noch acht 
weitere, von welchen die letzte noch kurz vor dem Tode des 
Königs gefordert wurde Unbestritten stand fest das Steuer- 

) Die böhmiBche Chronik des Benedikt Johnadorf (SH. Ber. SO. 
Xn 114£F. Breslau 1883) zahlt allerdings lu lit Steuern auf. von deoen 

aber dio zwoito fvom Jahre 1475) auspcl;i i lrt . wt il sie sich nur auf 
Schweidnitz-Jauer bezog und daher eine i'artikuiursteuer war (8. 114: 
„secunda contribucio, sM parcialis in Swidnitz") ; Übrigens war sie aoch 

weniger eine Steuer als virlnichr ein vom Könige auferlegtes Straf- 
gold. Andorcrwits Isifst ab<'r T '!ins<loTf zwei Steuern aus. Die erste 
Steuer wurde, wie oben erwulmt, 1471 auferlegt, die zweite, welche bei 
Johnsdorf nicht erwfthnt wird, Ende 1477 oder Anfanp 1478 (vgl. die 
St«Mi('r<j)nttung Georgs von Stein für Breslau über eine Teilzahlung 
von 7üOU fi. ung. . d. d. Breslau 2. Dez. 1478. Bresl. Stadtarch. X 5a, 
ferner die SteuerM'iliiindlungen bctrefts (Ins Fürstentums Sagan im Sept. 
und Okt. 1«78, SS. K r. SU. XIlI 263ff.; endlich Eschenloer U 885, 
Wfk'ht r nusdrücklich bi'riclitot, ilafs Mattliias 1478 zu Jakobi den Georg 
von Stein gesandt und eine Steuer von allen Läudoni in Schlesien und 
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bewilli- ungdrecht der Stande; wenn s>iu auch taktiüch sich 
heftig gegen die ungewohnten Abgaben sträubten und immer 
wieder neue Reverse sich erteilen lie(sen| dals sie diese Steuern 
keinesw^ aus irgend einer VerpflichtunjBf, sondern gutwillig 
gegeben hätten, und dafs der König in künftigen Zeiten 
ykeyne stewir betrag adir gäbe, wie man dy nennen mag*, 
▼OD den Fürsten und Ständen Sehlcsienn fordern wolle noch 
solle, sondern dieselben bei ihren Freiheiten, Privilegien und 
gutem, altem Herkommen zu lassen habe', so erheischte es 
doch die Not der Verhältnisse, dafs sie dem Könige immer 



in der Niederlausitz gefordert habe). Die dritte Steuer wurde dem 
Könige auf dem Kongrefs zu Olmütz bewilligt (Hresl. Stadtarch. Pol. 
Corr. d. d. 2. Nov. 1479. SS. XII 118, Dresd. W. A. Schle«. General, 
fol. 2S und 54); die ^ l^M•fe fallt in die Z<Mt nach dem Kriege von 11^0 
(iSÖ. XII 119), die iüutte in ilas Jahr 1^2 auf den Landtag \un\ 
^. Febr. (BresL Stadtafch. Pol. Gorr.)« die sechste io das Jahr 14S3 
(Schickfufs III 169 SS. XII 119; vgl. auch Bresl. Stadtarch. X 5c 
d. d. 7. Dez. 1484), du- siebcnt.- \m odvr 1486 (SS. XII 119 und 
Dresden. Geh. Arch. Locat. 10^42), die achte auf Johanni 1487 (SS. XII 
120 tmd Bxesl. Stadtarch. X 5f), die nennte 1489 (S8. XII 122, Reg. 
Sti. Wencielai 128f.). Charakteristisch genug sagt der Abt vom Sancte 
von dieser letzten Steuer: ^Et quia ante ruinam exaltatur cor . . 
ipsc rex Matthias iterum exegit a terris iatisgeneraiem contribucionem.** 
Wie Benedikt von JohnsdorlT so auch führt Klose (Briefe Über Breslau 
m, % 861) irrtümlich nur acht solcher allgemeinen Larclesstm. m auf. 

' Der älteste derartiL'f^ uns erhaltene Kevers ist datiert vom 
10. August 1479, bei Grü ultagen-M arkgraf, Sehles. Lehnsurkk. I 
32. Em Excerpt eines Reverses über die Steuer von 14>8 hertmlet 
«ich bei Scliickfufs III 169: Sthickfufs sa^^t. »i. i Köni^ habe «lurch 
diesen Revers versprochen, dafs er da« ihm damaU bewilligte „donativ 
nicht für eine Steuer oder berua anziehen wolle," sondern da.s Land 
na<7h Iiduilt des Qlmütier Reverses bei seinoi Freiheiten handhaben 
iiiid (las.-ifllje zu keiner neuen Steuer drangen wolle. f>b der Revers 
wirklich diesen Wortlaut (-dafs er solches donativ nicht für cioe stewer 
oder hema anziehen wolle") hatte, mufs dahingestellt bleiben. Dem rechts» 
nschichtlichen BegriflPe zufolge war di^ l4><:i dem Könige bewilligte 
Hülfe nun einmal eine ..Steuer**: der Abt vom Sande (SS. All 11**) nennt 
öie jedenfalls eine „exactio,** ein Wort, welche^», ebenso wie coulribucio» 
bd ihm die Bedeutung von Steuer trägt, und macht hinsichtlich ihres 
Charakters k- inen Unterschied zwischen ihr und den anderen allge- 
mrinen Latidessteuem. Daher dürfte das Exeerpt bei Schickfiifs kaum 
geuau sein, zumal auch in anderen Steuorrev(>rseu derartige Ausdrücke 
nicht vorkommen. (In dem Reverse des Königs Wladlslaus vom 
ö. März 1491 bei Grünhagen-Markgraf, Lehnsurkk. I 47 heifst es 
direkt: .,si qnando stenra sive berna alimia per Sile-?rnn generaliter 
impoiieretur; " in Beziehung auf diese Abgaben werden duuii die Worte 
exigere und contribuere gebraucht.) Jedenfalls erscheint es übereilt, wenn 
K n (' s (Hist. Entw. der Steuerverf. in Seliles. Bresl. 1 S 42 S. 2 Anm. 2 u. S. 3 
Aam. 6) auf Grund dfs Seiiickfufsschen Excerptes sagt, 14ö;3 und auch sonst 
hätten sich die Stände von Matthias einen Revers ausstellen lassen, „dafs ihr 
Geldbeitrag nicht für eine berna (der böhmisch«» Ausdruck för eine allge- 
rneiiic Stf Tir-ri, sondern als eine frei willige Hülfe anJtusehen sei". Ge- 
Qiais der damaligen Entwicklung des Fiuauzrcchtes w^ar die Freiwillig- 

das charalcteristisehe Merkmal auch für die benia, und berna be- 
deutet ganz dasselbe wie das deutsche Wort ^bede''. Eine „Steuer**, 
»Bede*, „Berna" war auch der Geldbeitrag von 148d. 
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wieder neue k>ummen bewilligten; formell ist kaum eine der 
allgemeinen Landessteuem unter der Regierung des MattfiiM 
Korvinua ohne Zustimmung der Genendstilnde erhoben worden K 
Der Zweck der Steuer rechtfwtigte auch meistens ihre 
Ausschreibung sodaTs es den Ständen unmöglich ward, ihre 
Zustimmung zu versagen. Ausdrücklich erklärte der König 
1482, als die Stünde Niederschlesiens auf einem Fürstentage 
ihm zwar eine Steuer bewilligten, doch unter Hinweis niif ihre 
Steuerfreiheit, und wenn er gelobt, keine neuen Forderungen 
mehr zu stellen, flafs er keineswegs ihre Privilegien verletzen 
wolle: di<^ Hethe aber kttme nicht ihm zu gute, sondern er 
wolle die Lande, „die durch ir [sc. der Fürsten und Stitnde] 
versawmbnus zu aufrur und verderben kaiiien, tloiniL be- 
frieden". Die Abgabe sollte also zur Aufrechterhaltung des 
Landfnedens und lur Bestreitung der Kosten dienen, welche 
durch die zu diesem Zwecke organisierte Landesverwaltung 
nötig wurden. Von einer allgemein anerkannten Pflicht der 
Angehörigen des Staates, in eben dieser Eigenschaft für die 
Bedürfnisse des Staates Beitrftge leisten zu mUssen, war noch 
keine Rede. Die Steuer wuide dem Könige zur Bestreitung 
der staatlitlicn Bedürfnisse gegeben und war für diesen um 
HO notwendiger, da er ein Domanium in den Erbfürstentümern, 
aus dessen Krfriiiriiissen er die Landesauögaben liMtte bestreiten 
können, i;ut gar nicht besafs; sobald sie ihm aber ein- 
mal ausgezahlt war, ging sie in sein Privateigentum über, und 
er konnte nun über sie, der Theorie zufolge, nach Belieben 
schalten und walten ^. Wenn auch die Generalstände eine 



* Nur einmal (148ö) wird uns berichtet, dab der König dutüh 

Georg von Stein eine Steuer eingetrieben hnh*' „sine omni justa causa 
et sine communi eonvocatione et coui^ensu." Die Quelle dafür 
ist die böhmische Chronik des Benedikt Johnsdorf (8og. .Abt Tom 
Sande" in SS. Rcr. Sil. XIT, Ge8chicht«8chreiber des XV. Jahrh., ed. 
Frnnz Wächter 8. 119. ßreplan 1^^:!»: docli ist dieses Zeugriis infso- 
fem nicht unverdächtig, als wir urkundiich im Jahro 14*6 von der 
Zahhing einer Steoer hOren, von welcher der Abt vom Sande nnd alle 
aiulrnn Quellen uns nichts berichten, die daher vermutlieh mit der 
148Ö von Matthias geforderten Stfiior identisch ist. Sic aber beruht«^ 
sicher auf einer ständischen lie wiüicunK. Dresd. Geh. Arch. Locat. 
10842. ^ ^ 

2 Njir von einer einzi^'eii Steuer, namürh der von 1478, ^v^rd un> 
berichtet, dafs sie für die persönliclu n Bedürftiisse des Königs , zur 
Bestreitung seiner HochzcitsKosten , erhoben worden sei. Escheuloer 
8. 885. 

" Allerdings machten «sidi T^. tri ])nngen geltend, das frei»' Ver- 
fugun^srecht des Königs über dir. Steuern einzuschränken; so mufste 
Matthias 1479 der Stadt Breslau versprechen, den ihm an Stelle der 
Breslauischen Quote an der allgemeinen Landeasteuer bewilligten An- 
teil iiTi dev indirekten städtisehen Auflage nnr -/nm Nutzen des Landes 
und der Stadt zu verwenden, auch diesen Anteil „nicht etwa jemandem 
auf die Stadt sa verschreiben und m versetsen.*^ YgL Markgraf, 
-Heinz Dompnig, der Breslauer Hauptmann," in der Zeitschrift fbr 
Gesch. nnd Alterthnm Schlesiens X loi. 
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Abgabe bewilligt hatten, so dauerte es doch raanchnial noch 
eine gerauine Zeit, und lange Verhandlungen waren erforder- 
b'ch, bis die Stände der einzelnen Fürstentümer sich zur 
Zahlung bereit erklärten ^ 

Der Obarakter der einzelnen Steuern war ein sehr vei> 
«chiedener; die Grundsätze die Nonnlentng der Höhe und 
die Bem^sung der Grundlage der Steuern waren keineswegs 
einheitlich und fest, sondern wechselten von Fall zu Fall 
und waren verschieden gegenüb(?r den einzelnen Ständen und 
Lmdesteilcn . Am eintnclisten war das Vorfahren auf dem 
platten T.:ui(ie mit Ausnahme der Kii < lieugiiter. Die Steuer 
war hier eine Grundsteuer je nach der Gröfse des Besitzes 
ohne Rücksicht auf VerBchiedenheiten in der Gute des Bodens, 
Belastung der einzelnen Grundstücke u. s. w. tlber die Höhe 
der ersten Steuer des Jahres 1474 gehen die XacLiicluen 
«ueinander; nach dem einen Berichte wurde «durch und 
durch die Lande" von der Hufe 1 fl. ung., nach den anderen 
nnr Vs Gulden gefordert^; auch wurde eine Abgabe auf ge- 
wisse ländliche Gewerbe gelegt, nämlich auf je eine Schenke 
and auf je ein Mühlrad je 1 oder je Vs ung. Gulden °. £benso 
hielt man es bei den späteren Steuern, nur dafs die Höhe 
mitimter variierte*. Niclit so gleichmäfsig war die Besteuerung 
des Klems; : bisweilen hielt man es hier so , dafs der Bischof 
als Oberhaupt und Vertreter der schlesischen Geistlichkeit auf 



' So h:\ttp zw',ir Herzog Albrecht von Sachsen, der mit seinem 
Bruder, dem Kurfürsten Ernst, das Ffirstontnm Sapan innrlmtre. in dit; 
Steuer von 1476 ^jewilligt} hU aber Michael von Warosin ala Ücaniter 
des Königs die Steuer erheben wollte, verweigerten die Baganer Stinde 
anfs schirfste die Zahlung', wiewohl der Vop^t und t Abt von Sagan 
ab herzogliche Vertreter der Mannschaft des Weichbildes Sagan die 
von Herzoge erteilte Bewilligung vorhielten. Die Mannsclmit des 
Weichbildes Sagan trat erst zusammen mit der des Weichbildes Priebus, 
and die Ritterschaft beider Kreise erklärt«', als Warrtsin ^ on neuem 
•eine Forderung vorbrachte und auf die bereits seitenti des I«aiid^ 
befm gesebehene Bewilligung der Steuer hinwies, sie ridhte dch zwar 
sonst stets nach dem Herzoge; diese Steuer aber sei neu, und man 
viollo daher erst Erkundip^ung^en einziehen. Erst auf die Xachrieht, 
(hifa die anderen Fürsten zaidten, und auf Befehl des Kurfürsten hin 
wurde das Geld eingezogen, sollte aber ohne ausärfiekliche Weisung 
des Kurfürsten dem Beamten des Königs nieht ansgesahlt werden. 
88. XIII 26:^ f. 

* Nach Kschenloer 1 fl. ung., nach dem Abte vom Sande (SS. Rer. 
8a Xn 114) und Nicolau» Pol. S. 95 V« ü. ung. 

' Nach dem Abte vom Sande V« fl.. nach Pol. und Eschen!' h i 1 fl. 

* So 1478 pro Hufe Ü. fKRchenloer S. in Übereinstimmung 
mit SS. XIII a. a. 0.), ebenso 1479, c. 1480 in den Landen Hreslau, 
Nemnarkt und Namslaa pr<^ Hufe 15 gr., pro Mühlrad und Schenke 
'« fl. (= 20 gr.), ebenso auf den nntcni des Adels und des Klerus in 
dentelben Gebieten 1483, desgleichen 1485; 1487 im Fürstentum 
Bredau pro Hufe 15 gr., in Neumarkt und Namslau 1 il., pro Schenke 
und Middrad V2 fl., 1489 pro Hufe, Schenke und Mühlrad Vi fl. (88. 
fier. Sil XII 118 flP ). 

Fonehangen {») XIU 1. ^ Baohfahl. 8 
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dem Fiirstentage die auf den Klerus fallende Summe bewilligte 
und dann deren Verteilung bestimmte ; die höchste Quote (*/c) 
fiel dann auf den Bischof selbst, der sie von seinen GKitem 
wieder durch eine Hufenstcuer eintrieb, während der Rest 
zu gleichen Teilen den einzelnen Klöstern auferl^ wurde ^. 
1483 wurde die Steuer von der Geistlichkeit mindestens in 
dem Fürstentum Breslau und in den inkorporierten Weich- 
bildern Neuinn rkt und Naraslau nach denselben Principion 
erhoben wie von den Giitera der Ritterschaft, also pro 
Hul'e, Schenke und Mühlrad^. Daneben gab es aber noch 
andere sehr drückende Auflagen auf den Klerus^; an der 
letzten allgemeinen Landcssteuer unter Matthias Korvinus 
wurde der Klerus dermafücn beteiligt, dafs er die Hälfte aller 
seiner Einnahmen aus Renten beischieJaen mufste, wiewohl es 
▼iele geistliche Benefisien gab, die gar keine anderen Ein- 
kUnfte hatten als eben solcher Art Georg von Stein, der 
diese Abgabe einforderte; motivierte dieselbe mit bitterem 
Hohne dadurch , dafs ja das Ausleihen auf Zins wucherisch 
und daher ungesetzlich sei^. Von den Städten wurde die 
Steuer gleichfalls besonders erhoben und zwar, indem ihnen 
j(' n-udi ihrer Wohlhabenheit und Oröfse eine Summe aiif- 
erle-^t wurde, über welche die Kroiie und die mafsgebenden 
Faktoren, in den Erbfürstenttimern also wohl die Krone und 
die äStiidtekolleprien der Landtage, in den anderen Territorien 
der König und die Herzöge, sich geeinigt hatten ''. Für die 



^ 1474 betrug die Steuer auf den Klerus nach den aon. iiiogov. 
(SS. X 82; sie erscheint hier sllerdingB erst beim Jslure 1475, weil sie 

1474 zwar ausgeBchriebcn, 1475 aber erat erhoben wurde) 1600 fl., nadi 
dem Abte vom Sando XII 114) ursprünglich 2000 fl.. indem sie 
erst später auf 1600 d. ennaiüigt wurde. Über die Art und Weise der 
Erhebung in dickem Jahre hören wir nichts; wir dürfen aber wohl rvt- 
mutcTi , dafs sie in gleicher Weise wie 1480 und 1487 erfolgte. 1480 
nämlich tielcn auf den Klerus 2000 fl., von denen der Bischof ir»0O. die 
andere Geiötiiclikeit 500 fl. zahlen sollte; 1487 wurde die Steuer des 
Klenu aufgebracht, indem jede» Kloster 20 fl. zahlte nnd der BIsdkof in 
seinem Gebietp Hue Hufensteaer von 18 irr. forderte. 
« SS. ßer. Sil. XU 119. 

• So schon die von 1479, von welcher der Abt vom Sande (ebd. 
8. 118) meldet: dero Superioris SU^sie medietas censuum omuiuTn 
proventuum, infcrioris autem Slcsio in una Summa MDti floreni, ad 
quam comportandam'' etc. Ebenso schreibt der Abt von Sagau in 
seinem Furstentagsberichte (d. d. Sagau lö. Okt. 1479) an den sächsi- 
schen Hof: „Item alle clostir und ^'cistlichkeid obir daz, daz die pawem 
guldin von der huebin, sullin cjcbin dy liolftc allir orir fruchte. Daz 
bat der bischof vergewilliget an allir jprelaten willin. Wy uns allin 
dass smekin möge, awer liBe mag das urkennen.'^ 

* SS. XII 122. Vgl. Markgraf, Heinz Dompnig 8. 185. 

z.B. EschcTiIoMr S. 385 zum .Talup 1478: .^Matthias !ifz<» 
fordern uine Steuer von uiicu Landen in Slesien und Lusitz, utin I^ande 
▼on der Hube ein halben Golden, den staten ein saL" Am meistern 
mufstc immer Breslau zahlen: .-^o 1474 12000 fl., nach Esehenloer mehr, 
als aus dem gesamten übrigen Laude einkam, 1478 6000 fl. 1479 yer- 
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Erhebung der Hufeiiüteuer mufste naturlijih eine KatÄStrierung 
deö platten Landes vorgenommen werden. W'ahrseheiuUch 
fuui dieselbe in den Jfthren 1478 und 1479 statt; wenigsten« 
hdren wir, dAfs in diesen Jahren ein Beamter des Königs» 
filichael von Warosin, die Hofen in der Lausitz verzeichne* ; 
auch befiehlt der KurfUrst von Sachsen dem Abte von Sagau, 
dafs er in Gegenwart des k öniglichen Vertreters die Hufen im 
Fürstentume Sagan aufnehmen lasse, und auch vom Herzoge 
von Lifgnitz wird aus dem Jahre 1478 berichtet, dafs er 
damals habe „herrn Georgen vom Stein aussc]ir»Mbpn lassen 
die register in allen seinen land, doryrme man die Imben tiud 
eigentlichen, wie s. gn. [sc. der Herzog] sei bis die betin von 
landen genoraen hat" Auf dem Breslauer FUrstentage im 
Oktober 1479 wurde auf Antrag des Königs hin beschlossen, 
,daz dy hueben getrawlichen angeczeichnid wirden". Auf diese 
Art und Weise war es möglich» einen Kataster aufieustellen^ 
mit dessen Hülfe man bei jeder neuen Steuerbewilligung so- 
fort berechnen konnte, wie hoch sich die auf den einzänen 
Fürsten oder Stand fallende Quote belaufe*. 

GewÜB war diese Organisation eine äufserst mangelhafte 
und rohe und, zumal bei dem ihr anhaftenden Mangel an 
festen Grundsätzen wohlgeeignet, Erbitterung hervorzurufen*. 
Umsomf'lir aber nmfst»^ man die Steuer ledi^^lich als eine 
drückende Ljist eiii] ilind'ii, als gemJifs der damaligen P]nt- 
wickeiung des Finauiirechtes die Einnahmen des Staates 

«tami »ich Breslau auf dem Tage zu Olmütz zu einer Steuer, über »lereu 
Höhe nichts bekannt ist, die wohl aber kaum unbeträchtlich gewesen 
sein kann, wie man aus den Bedingungen sieht, unter denen sie noch 
in <iems«'lben Jalirr- abg«'lr)3t wurde. Biscliof .Tuhann von Wurdein und 
iyQOTg von stein schlössen nämlich im Namen des Königs mit der Stadt 
BresUn einen V^ra^, demsufolge die Olmütser Steuer angehoben 
w<^rden, dalftr aber die Hälfte der neuen städtischen Biersteuer, welche 
36 Schilling Heller auf das Gebräu WtM/en oder Gerste betruj^, also 
16 Schillinge, an den König fallen sollte. Dasselbe sollte stattiinden 
betreflb der 1477 festgesetzten Steuer von 12 Schillingen auf geringere 
Weine, während der schwere Wein ganz und gar in das städtische 
Weinhaus gehf5rte. Dieser Anteil des Köni«rs (h'r städtisehen Trank- 
steuer äollte zehn Jahre lang bestehen. Stadtarcii. Breslau. Pol. Corr. 
4 d. 2. Nov. 1479. Trotzdan nrnfste Bich Breshin immer wieder an 
den in der Foli,' - it bewilligten Steuern beteiligen; auch solUe der 
Anteil an der Tiankstcner nach Ablauf der zehn Jahre verläugcrt 
werden. Vgl. M,ii !v<rraf a. a. 0. S. Ib4. 
> SS. Ker. Sil. XIII a. a. 0. 

^ In einem Briefe der niederer h lesischen Stiind*; an den König 
heifst betreflfe einer Steuer: „dobey der gnante e. k. anwald horre 
Jor;?e von Stain iczlichem teyle einen analag aufgcsaczt und cyn 
czedeln geczeiclmet obirantwart had^ (d. d. 27. Febr. 1482. Bresl. 
Stadtarch. Pol. Con ). 

' Vgl. die Beschwerde der Saganischeu Stände: „sunder so sulche 
«teirer in Slezien, Lausataer lant und in den Fiiratentamen& nnglttch 
vongesaczt und gefordert wu.*de, an eynem ende meher W6n an dem 
aaxleren'' etc. Dresd. W. A. Sagan Bl. 606. 

H* 
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uur als Privateinnahznen des Landesherm betrachtet wurden. 
Demgemäfs ndun die Krone auch anderefseits das Beclit in 
Anspruch f einseinen begünstigten Ständen Steuererhune aus 
eigener IbiitiatiTe zu gewähren ; vielfach war dies freilich auch 
für den Etfnig notwendig, da er nur so die Einwilligung 
der alten einheimischen Gewalthaber zur Besteuerung der 
ihnen unterstellten Bevölkerung erlangen konnte. So be- 
wog Matthias dadurch die ITerzöge Ilans und Nikolaus von 
Oppeln, ihre Genehmip^iniii: zu der 1489 auf Ober- und Nieder- 
scnlesien gelegten Rerna zu erteilen, dafs er ihnen für sie 
selbst und ihren sjjecielien Besitz Ebcemtion gewährte*. Eine 
generelle Steuerfreiheit der höheren weltlichen Stände, also 
der Fürsten und des Adels, kat kaum bestanden; zweifelhaft 
mufs es freilich bleiben, inwieweit es denselben möglich war, 
den auf sie feilenden Hufeoschofs auf ihre Untertanen ab- 
zuwäben. Wenn auch der Generallandtag eine allgemeine 
Landesauflage bewilligt hatte, so mufsten der König und seine 
Beamten doch, um nun auch wirklich die Zahlung herbei- 
zufuhren, sich mit den einzelnen Ständen auf langwieri^^e 
Verhandlungen einlassen, deren Ergebnis dann darin bestand, 
dafs f[h* den einzelnen Stand der Steuerbetrag erst besonders 
normiert^ oder di> auf dem Fürstentage bereits festgesetzte 
Quote herabgemindert wurde Dafs unter diesen Verhält- 
nissen ttir das Land die Steuer weniger im Lichte einer im 
hueresse der Gemeinsehai't des Volkslebens seitens des Ein- 
zelnen zu entrichtenden Leistung, als vielmehr einer im 
privaten Interesse und von der privaten Willkür des Königs 
geforderten Brandschatzung erscheinen muCftte, bedarf keiner 
weiteren Darlegung*. — 



1 Registamm StL WeDcisIai 8. 128f. 

* „Rex exegit [nach 1480] iterum unam magnam .... contribu- 
cionem, qwHnt fk»inini dncee et vasalli Swidnicenscs singuli gnlventnt 
secimdum sumnnui ipnis impositas prout cum ofiicialibas regüs . . . coii- 
coTdflTemiit** 88. Rer. Sil. Xn m 

^ So wurdo di«^ StciuT von nicht allgemoin , sondern von 

Fall zu Fall (lenjenigen eiiizflnm Ständen, MoTi-lie darum baten, er- 
mäfsigt (ebd. 8. 122). 1478 wollte ein Teil der Lau.sitziächen Stände 
nieht die voii den Gkneralstftnden bewilligte Hafensteuer von fl. 
xiTtp., sondern nur oino RmichfangBteuer („von eynem Toehe*^ im Betrage 
von je 10 gr. zahlen (S8. XIII a. a. O.). 

♦ Wir konnten hier natürlich nur diejenigen Mafsrcgeln «ir Er- 
neuerung und Stärkung der Central «Gewalt betrachten, welche Matthias 
Korvinus pcgonübor cipm posamton Land<> Sehh'-^irn in Anwendung 
brachte. Auf seine Politik in den Fürstentümern beliuts Erhöhung der 
königlichen Grewalt und Ordnung der staatlichen YerhUtniase, — so 



Brt'^^lan und damit zufrU-icli des !?roslauer LandoBhauptniAnn« von sieh 
abhängig zu machen, die Kompetenz des JBreslauer Hauptmann*' hin- 
sichtlich der Erteilung von Lehen tu besehrSnken, die Berechtigung 
der Inhaber der Breslauer Lelmgüter zu prüfen, — kann hier nicht 
näher eingegangen werden; vgL über diese l^unkte Markgraf, Heins 



besonders 
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Die dauerndste Schöpfung des Matthias KorvinuB aiüser 
dem Institute der Fürst^ntage war die von ihm in das 
Leben gerufene Organisation der allgemeinen Landesver- 
waltuug; unter ihm wurde diejenige oberste Behörde für 
ganz Schlesien errichtet ^ welche als aolchey wenn auch mit 
mannigfachen Veiftoderangen besEttglich ihrer inneren Kon- 
stitation und ihrer politischen Bedeutung, bis zur Eroberung 
Schlesiens durch Friedrich den Greisen sich erhielt, laoL 
welche der Brennpunkt d^ gesamten Staatseinheitslebens 
Schlesiens fiir die folgenden Jahrhunderte werden sollte; es 
war dies die Oberlandeshauptmannschaft oder, wie sie auch 
kurzweg genannt wurde, das Oberamt. Wenn diese Be- 
hörde unter Matthias Korviniis noch nicht demenigen Cha- 
rakter bekam^ welcher ihr in der Folgezeit anhaftete, nr^mlich 
einer von der Krone und den Stenden zugleich abhaiigi^on 
obersten Landesbehörde, so la^:, wie wir sehen werden, die 
Schuld weniger an dem bösen Willen oder an den ubäolutiötischen 
Bestrebungen des Königs als vielmehr an dem Widerstreben 
der einseinen Fürsten und Stände des Landes, tlberhaupt ein 
Organ einer höheren Gewalt ständig über sich m dulden. 

An Vorläufern der späteren Oberlandeshauptleute hat es, 
wie wir oben darlegten , in der ersten Hälfte des 15. Jalir^ 
hunderts keineswei^ gefehlt. An der Spitze der grofsen Land- 
friedenseinungen lener Epoche stanaen Landeshauptleute, 
welche aber bisweilen, wie wir sahen, so 1422 und 1435, nicht 
nur Beamte der autonomen einhcim^^;chen Machthaber, sondern 
auch der Centralgewalt der Kione waren. Aber nur von vor- 
übergehender Dauer waren diese Institutionen, sowie jene 
£inungen selbst; erst unter Matthias Korsituis, unter dem 
ganz Schlesien zu einem Gesamtstaatskörper sich zusammen« 
schlofs, gewann auch die Einrichtung des obersten Landes- 
hauptmanns far gans Schlesien Stetigkeit und Festigkeit 

Noch in der Zeit unmittelbar nach der Wahl des Matthias 
Korvin US fehlte es an einem Vertreter des Königs in den erst 
soeben, keineswegs aber schon unbestritten gewonnenen Ge- 
bieten der böhmischen Krone. Beide Parteien indes, sowohl 
die ungarische als auch die polnische, fühlten das Bedürfnis, 
für die von ihnen aufs Schild erhobenen, jetzt jt^docli noch iu 
ihren entferntrni St.ijiimländern weilenden Herrscher cm stell- 
vertrett (i4cs Kegimeut einzusetzen. Zu Deutseh -Brod am 
10. Juni 1472 ernannten die Anhänger des polnischen Präten- 
denten WLuiialaus den Prinzen Heinricii und den Zdenek von 
Sternberg zu obersten Verwesern sowohl in Böhmen und 

Dompnig, Zeitschr. f. Gksch. und Altert. Schlesiens XX 178 und paasim. 
Nicht minder bemerkenswert Ist des Königs Versuch, das Breslaner 
Manurecht zu reformieren und das usurpierte Geleitsrecbt der Bresiauer 
anfsohebeiL Bresh Stidtsieh. Urk. d. d. OlmGts 14. Angost 1479 und 
ebd. 41bi. 
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Mähren als auch in Schkölen, den SechbbUldten und der 
Lausitz'; dafs dieselben aber in Schlesien eine faktische 
Gewalt ausgeübt haben, ist kaum anzunehmen, zumal da 
der weitaus gröfste Teil der schlesichen Fürsten auf der Seite 
des Königs Matthias stand. Aaf dem Laadtage au Beneschaa 
im Mai und Jnni 1478 wAhlte dagegen die ungarische Partei 
in Böhmen für dieses Land vier Verweser, — ein Beschlulsy 
mit welchem König Matthias dermafsen unzufrieden war, dals 
er noch in demselben Jahre den Propst von Wyiehrad, Johann 
von Rabcnsteln, nach Breslau mit dem Auftrage entsandte, die 
Fürsten und Stünde Schlesiens und der Lausitz eben dahin zn 
entV>ieten und zur Wahl eines einzigen oliersten Landeshaupt- 
manns hl der Person des Herzogs Friedncli von Liegnitz, 
seines treuesten Anhängers unter den sehlcbibchen Fürsten ®, 
zu bewegen, damit derselbe mit bewaffneter Hand das Land 
gegen äufsere und innere Feinde schütze. Es wurden zu 
diesem Zwecke zwei Versammlungen am 15. und am 25. Juli 
1478 ahgehdten^ welche aher resultatlos Terliefen, weil dieaer 
Vorschlag auTser beim Bischöfe von Breslau keinen Anklang 
fand, und weil die Stände die daftlr erforderlichen Geldopfer 
scheuten'. Emst wurde es mit der Einsetzung eines obersten 
Hauptmanns erst, als 1474 Korvinus persönlich nach Schlesien 
kam und auf dem Fürstentage zu Breslau den schon er- 
wähnten pTofsen Landfrieden publicierte; zur AVahrung und 
Aufrechterhaltung desselben bestallte Matthias mit Einwilligung 
der Fürsten und Stände den Herren Stephan von Za]iolya, 
Grafen der Zips, zum obersten Hauptmann von ganz Schletjien 
und den beiden Lausitzen*. Im folgenden Jaiire machte 
König Matthias den vergeblichen Versuch, den Herzog 
Albrecht yon Sachsen, der ja als Mitinhaber von Sagan auch 
zu den schlesischen Fürsten gehörte, zur Annahme dieaea 
Amtes zu bewegen. Erst die Weigerungen Friedrichs von 
liiegnitz und des Herzogs Albrecht bewogen den König, die 



» Vgl. Palaeky, Gesch. von Böhmen V 1 7«. 

* Grünhagen, fJcBch. Sclili-sions I 327. 

8 Nikolaus Pol, Jahibb. der Stadt Breslau, ed. J. G. Büschinf 
II 92. Breslau 1813. Vgl. Palacky a. a, O. S. 94. 

* Eschenloer, cd. Kunisch II 328 ff., 88. Rer. Sil. XII 115. 
Zur VerstärkuMjLr scinor Gewalt crhirlt Zn|)olya vom Könige auch noch 
die Hauptmannschaft über die Fürstentümer Schweidnits und Jauer» 
die er jedoch dureh seinen Unterhanptmann (1475 war dies Christoph 
8eidlitz; Brcrf. Stadtarch. Pol. Corr. d. d. Zittau 9. Nov. 1476) ver- 
walten lipfs. sowie die Vo<?tpi über die Lau.nitz (die Vo^tei über die 
Lausitz ist ilirem AVescn nach nicht etwa identisch mit emer schlesi- 
seben Landvogtei, sondern mit den schlesischen Landeshanptnuimi-* 
Schäften). In seiner Eigenschaft als Oherhauptmann und oberster k5nig- 
licher Beamter wird Zapolya auch sonst nocn genannt: „Vorweser und 
amechtiiian Obir- und Nedir Slesien und des marggraffenthumbs Obir 
Law^itz'' (SS. X 133 Nr. 93) und „königlicher aawiat* (Bresl. Stadtarch. 
Pol. Coir, d. d. Namslau nach dem S. und 9. Ifftrz). 
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OberhauptmannscLitt einem Nichtöchlebier zu übertragen ; von 
einer Herrschaft fremder Beamten , welcher er die bciilesier 
unterworfen habe, um sie zu bedrücken, kann daher füglich 
keine Rede sein. Die Urkunde, aus welcher wir die Ein- 
8etBung Johanns Ton Zapolya erfahren, nttmlieh der Land- 
friede von 1474 y führt begreiflicherweise nnr diejenigen 
Kompetensen des Oberhauptmanns an, welche mit seiner 
Eigenschaft als des obersten HttteiB des Landfriedens in 
Verbindung stehen. Seine Hauptaufgabe eben war es, an 
Stelle des Königs über Ruhe und Frieden sowohl nach aulsen 
wie aueli im Innern des Landes zu wachen ; alle Flirsten und 
Stän le hatten in dieser Hinsicht seinen Anordnungen unbe- 
dingt Folge zu leisten , auf seinen Befehl ihm gegen iiufsere 
und innere Feinde dieienige militärische Hülfe zu leisten, 
welche er für nötig eraciiten würde. Jeder Fürst oder Stand, 
jedcÄ Fürstentum und jeder Kreis, die allein ihrer Wider- 
sacher sich nicht zu erwehren wufsten, waren angewiesen, 
die Hlilfe des obersten Hauptmanns ansurufen. der su diesem 
Zwecke das gesamte Land aufbieten sollte; alle Fürsten und 
Sttnde sollten ihm Friedensbrecher, die in ihrem Bezirke sich 
aufhielten, auf sein Ersuchen binnen dreien Tagen ausliefern. 
Insbesondere war es seine Pflicht, darauf sein Augenmerk au 
richten, dafs keine neue Feste erbaut oder keine alte aufs neue 
befestigt würde'. Aber nicht nnr zur Hütnng des Friedens 
nach aufsen und innen war er bestellt; seine Befugnisse waren 
aUo nicht nur milititrischer und polizeilicher Natur, sondern 
sie gingen weit über diese Grenzen hinaus. Er war der 
Statthalter des Königs in jeder Hinsicht ftlr die Erledigung 
der laufenden Geschäfte, insofern der Herrücher niclit Gebiete 
von besonderer politischer Wichtigkeit seiner eigenen Ent- 
acheidung vorbehielt; auf den Generallandtiigen war er der 
Vertreter der Krone. Inwieweit die schlesischen Fürsten und 
Immediatstände seiner Jurisdiktion unterworfen waren, ist un- 
gewifs; wenn Uberhau})t, dann nur innerhalb der durch den 
Landfrieden und die MUnzordnune bestimmten Grenzen. Ein 
Beispiel dafür, dafs Fürsten von ihm belehnt wurden oder vor 
ihin Akte freiwilliger Gerichtsbarkeit vorgenommen hatten, 
ist niclit nliprliefert. Lehen dieser Art durfte er, wenn über- 
haupt, dann nur verleihen nach specielier königlicher Ermäch- 
tigung; nach Analogie des später noch zu erwähnenden Haupt- 
manns von Obersclilesien darf man wohl annehmen, dai^ er 
kompetent war tur Akte freiwilliger Gerichtsbarkeit für die 
Forsten. Die Hauptleute der ErbfÜrstentümer waren ihm 
tmterstdlt; ihre ESnsetaung wurde von ihm unter königlicher 
Autorität vorgenommen*. Er durfte auch Privilegien mr die 



< Lsndfriede von U74 bei Eschenloer II d28ff. 

* Brest Stadtarch, Pol. Korr. d. d. Namslau, nach dem 8. und 9. 
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Stilude der Erbfürötontümer erteilen, allerdings unter Vorbe- 
halt der königlichen Genehmigung ^ Hirn lag die oberste 
Sorge fbr die Erhebimg der Steuern ob*; soweit dem Köm^ 
Patronatsrechte innerhiub Schlesiens zostanden, wurden sie 

vom Oberhauptmann auf vorhergegangene Ermächtigang aus^ 
geübt*. Nicht allzulange verwaltete Zapolya sein Amt ; schon 
im Jahre 1479 wird berichtet, dafis er aufser Landes sich be- 
fand"*. Das letzte Zeichen seiner Tliätigkeit findet sich im 
Jahre 1481'^; doch scheint er auch damals nicht mehr in 
Schlrsien ^^evveilt zu haben; wenigstens war sclion lüi \ r 
hergelieiiden Jalire seine Abberufung auf einem iursten- 
tage zu Breslau officiell angezeigt worden Um mit kurzen 
Worten den Charakter des Amtes anzugeben, welches (traf 
Stephan von Zaiiolya innehatte: er war der Statthalter dos 
KOntes für die Erledigung der laufenden Geschäfte, insofern 
dieselben innerhalb der Grenaeen der bestehenden Gesetzes- 
Vorschriften sidi hielten, und insofern der König nicht per- 
sönlich in die Dinge eingriff; die eigentümliche Doppelstellung 
des Oberhauptmanns der spllteren Zeit, insofern d leser letztere 
nicht nur Beamter der Krone, sondern auch die Spitae und 
der Vertrauensmann der sehle.sischen Generalstlinde war, ^ing 
ihm jedocli ab, da er nicht selbst ein Mitglied der »Stände 
war, wenn auch mit deren Zustimmung eingesetzt, und weil 
daher nicht seine Interessen unauflöslich mit denen des übrigen 
Schlesien im Gegensatze zu der Krone verknUpft waren. 

Ab Stephan von Zapolya abberufen wiirae, dachte der 
König an Ersatz fUr ihn und schlug auf einem im Frühjahr 
oder im Sommer 1480 stattfindenden Generallandtage durch 
seinen Kommissar von Rabenstein den Fürsten und Ständen 



Marz 1477: Sclireihi n |^ ^ Kinngs an Stephan von Zapolya betreffs Ein- 
setzung düs Melchior von Lobi'ii zum Hauptmanne von Namsiau: ^So 
wirt dir der »olbige Molcher nichter dester minder als unserm obersten 
hewptman gehorsam sein." 

' Vp^l. das Privileg Zap ilvfK für die Kittcrschaft von Breslan- 
Neuroarkt mit der königlichen Bestätigung d. a. 1475 in der Vidimation 
des Rates von Nenmarkt d. d. 7. Nov. 1484. Zeitschr. f. Gesch. und 
Altert. Schles. VII 171 ff. 

* Vp^l. SS. XI r 115: .f!?*'\] finf»s Slesif» ost pgressn« n'lirto post 
&e generali capitaneo . . . hcephauo comito executore premiäsorum jmmo 
Venns exactore contribacionam.*' 

■ 1476 präsentierte er den Paul Haunold dem Bischöfe von Breslau 
zum Kanonikus an der Kreuzkircl)»' zn Breslau, und zwar deshalb, weil 
das Putronatsrecht för alle Kauonikiitc dieser Kirche „ratioae r^ia 
Bohemie*' dem Könige Mstthtas xuttehe und von diesem auf ihn Ober* 
tragen sei („ad nos tanquam Caiiitainniin Slcsie gt^neralcm a majcstate 
Buaapecialiter deputatiim est"). Vgl. Sf i it^.irch.Bresl. Kathar. Breslau 510. 

* hroA. Stadtarch. lib. signaturai um /um Jahre 1476 fol. Gll (ge- 
strichene Signatur). 

Am \n. Febr. 1481 gab Heinz Dompnik auf Befehl des Grafen 
Zapolya Schlofs und Burglehn Neumarkt dem Bischof von Wsrdeün 
ein. Itandbemerkung zu der in Aum. 4 erwähnten Signatur. 

* SS, Ret. SU.^ 188 Nr. 98. 
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wiederum vor, den Herzog Friedrich von Liegnitz zu einem 
obersten Hauptmann des Landes aufzunehmen. Wiewohl die 
Städte ihre Geneigtheit zu dieser Mafsregel kundgaben, so 
waren doch die Fürsten und die Ritterschattskuric mit ihr 
nicht einverstaiiden, d« sie der Meinung waren, „szo sv daz 
vorwilt and ingegangen wem, wurde er [sc. der König] also 
balde an en aflen gemeynlich ejn steure und gelt in dUen 
nach huffenczael zu enthaldunge sulcher syner hauptmanschafft 
gebeten und begert habin Man sieht daraus, dals die Schuld 
aafilr, dafs die oberate Behörde Schlesiens unter ^latthiaa Kor- 
vinus noch nicht denjenigen Charakter gewann, welchen sie seit 
1498 in der Folgezeit dauernd trug, nicht au der Krone lag, 
* oiidt rii an dem hartnJU'kipren Widerwillen der Stünde selbst, 
ihrem engen Blicke und ihrer geringen Opterwilligkeit. Alle 
die Klagen, die von seilen der Stiiade über den Druck fremder 
Beamten, welche lediglich Werkzeuge der königlichen Gewalt 
gewesen seien, unter Matthias Korvinus erhoben wurden, 
waren unberechtigt; waren es doch die Stiinde selbst, welcbe 
SU zwden oder gar au dreien Malen (1473, 1475 und 1480) 
sich gegen die von der Krone gewünschte Übertragung der 
höchsten Beamtenwürde auf einen Forsten aus ihrer Mitte 
stiiubten. So blieb denn dem Könige nichts übrig, als wieder 
einen Fremden zu seinem Statthalter zu ernennen. Auf dem 
nächstfolgenden FU rsten tage , welcher vom 31. Juli bis zum 
4. August dauerte-, liefe Matthia.s durch seinen Kommissar, 
den Bischof Joliann von Wardein, eine königliche Vollmacht 
verlesen, in weither ausgeführt war, wie er den Grafen Stephan, 
den er vordem zu einem „Verweser und Amtmann" ftir 
Ober- und Kiederschlcüien und für die Lausitz eingesetzt 
habe, jetzt wieder zu sich abgefordert .und an ander ortter 
und ende geschickt, do her denne oiich nutz wer**, und in 
wdcher er die Qeneralstände bat, „das sie den btschoff von 
Waradein wolden uiüiemen zu evnem amechtman und vor- 
weser der selbigen land^ ; diesem habe er befohlen, die beiden 
Schlesien und Lausitzen „in foller macht su vorwesen und 
zu regim, zu gebitten und zu verbitten, gantz mechtig zu 
setzen und zu entsetzen, als sein ko. gn. s(»11>i8 personlich 
keinwcrtigk were." Zuerst beschlossen flie Fürsten, dem 
Bischof von Wardein die Antwort zu gel)en, „das sie noch 
befel kon. maj. eu gerne zu e^ nem voru eser anstat seinir kon. 



' SS. Rer. SiL X 181 Nr. 901 Über die Zeit vgl die Amn. Mark« 

gnh auf S. 132. 

* Ed. Nr. d8 S. 183 ff. Vgl. auch die Arno, Harkerafs auf S. 182; 

aus dem darin erwähnten Befehle des Königs an den Bischof von 
Breslau, zu bequemer Zeit einen Tag nach Breslau fiuszuschreib^n, 

Seht herror, dau jener Furtentag, auf dem Rabenstein als königlicher 
[ominissar auftrat, und der vom 81. Juli unmittelbar aufeinander 
folgten* 



122 



xm I 



gn. halden und uffnehmen wolden und sich in allem gehor- 
sam, wie sich gebort, kegen em irtzeigen, dor an sie ver- 
hufften, her ein wolgefallen haben sold.** Nachdem die Ritter- 
Schafts- und die Stfidtekarie diesem Beschlüsse beigetreten 
wareD, wurde er durch den Bischof Yon Breslau, Herzog Kon* 
rad den Weifsen von Oels und Herzog Friedrich von Liegnits 
dem Bischof von Wardein mitgeteilt, der darauf in einer 
neuen Sitzung der Generalstände bei diesen sich bedaniLte, 
„das sie en so gutwillig noch befel kon. maj. zu einem Ver- 
weser uffgenomen." Der Bischof von Wardein war alsr> über 
^anz Schlesien und die Lausitz der bevollniMchtigte Vertreter 
des Königb in jeder Hinsicht. Im weseiitliclien war seine 
Gewalt offenbar sowolil betreffs ihres rUunilichen Wirkungs- 
kreibCö als auch ihres Inhaltes dieselbe;, welche vor ihm 
Stephan von Zapolva innegehabt hatte; sogar in der Haupt- 
mannschaft von Scnweidnitz-Jauer war er dessen Nachfolger. 
Seine Abberufung dfirfite indes schon in das Jahr 1481 fallen^. 

Schwieriger ist die Untersuchung über den Charakter 
eines anderen Amtes^ welehes nach 1481, aber auch schon 
froher erscheint, nämlich Uber das Amt der königlichen An- 
wälte. £s wurde schon oboi bemerkt^, dafs einmal auch 
Stephan von Zapolva diesen Titel führt, und dafs damit 
zweifelsohne seine Würde als Inhaber d^^r Oberlandeshaiipt- 
mannsehaft bezeichnet werden sollte. In den Jahren 1478 bis 
1480 tinden wir als königliche Anwälte in »Schlesien den 
Bischof von Wardein und Georg von Stein ^; da, wie wir 
wissen, Zapolya seit 1479 bestimmt aufser Landes war, ist 
es möglich, dafs Bischof Johann und Georg von Stein damals 
die Verwaltung Schlesiens in Zapolyas Abwesenheit führten. 
1480 erscheint Bischof Johann von Wardein aU oberster An- 
walt in Schlesien und in der Lausitz^; wir sahen, dafs hinter 
diesem Titel die volle Amtsgewalt eines obersten Hauptmanns 
sich verbal^. Vom Jahre 1482 Bihrt den Titel eines kdnig^ 



' Das letzt (> Mal tritt er auf, soviel ich «nehen kann, in einer Up- 
kiind«' vorn 17. Miir-' 14.S1; KM. Staatsarchiv Broslaii. Schweidnitz- 
Minoriten 4b. in einem Briefe des Königs Matthias aus dem Jahre 
1488 (Bresl. Stadtarch. Pol Korr. d. d. 14. Mftn 1482) ist ron dem 
Bischöfe von Wardein bereits die Rede als von einem ehemsligeo 
„Vorweser und anwald" in Schlesien. 

« S. oben S. 118 Anm. 4. 

* In das Jahr 1478 föllt das erste Auftreten Geoi^s von Stein in 

yt:nif1i-'-('r anitliflicv Eigonsdiaft; er rjainitp sich damals (2. Dez. 147S) 
j^kgl, inaicstat ratli, anwalt un»l statthaltor in Slezien und baider Law- 
sitz ' (Biesl. IStudtarch. 2. Dez. 1478). Im folpendcn Jahre erscheint 
Georg von Stein als „kgl. maiestat in Niedorrn Slesien und baiden 
lusitzen anwald" (SS. XIIT 269 d. d. Breslau 10. Ajrnl 1479): noch in 
demselben Jahre treten der Bischof von Wardeiu und (ieorfr von Stein 
xusammen auf als vollmächtige Anwälte des Königs Mattliias „iu Sle> 
den, Obir- und Nedir-Lansitz". 

* SS. Rer. Sil. X 130 Nr. 
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liehen Anwaltes zuweilen von Schlesien schlcchthiii ' , meint 
aber von Nierlersi sien " und der Lausitz ausschlielslich Georg 
TOTi Stein; ebenderselbe lieifst wohl auch Statthalter oder 
Verweser des Könij^a in Schlesien* oder auch nur in Nieder- 
schlesien*. Seit S eh ick t u Ts* nun hai mau sich gewöhnt, 
Georg von Stein einfach als den Nachfolger Zapolyas im 
Oberamte ansaseben*; wir haben jedoch festgestellt, dafs der 
nfiehste Nachfolger Zapolyas nicht Stein, sondern der Bischof 
Johann von Wardein gewesen ist; anch besttglich seines 
Wirkungskreises dürfte Stein sieh kaum als Nachfolger 
Zapoljas erweisen lassen. Dafs die Anwaltschaft Steins nicht 
identisch war mit dem Oberamte , geht aus der Thatsache 
hervor, dafs 1488 Stein zur gleichen Zeit als königlicher An- 
walt funcrierte, zu der Herzog Friedrich von Lioguitz die 
Oberhaiiptitiannschaft bekleidete'^. Nun wurden ja aber auch^ 
wie wir bemerkten, Stephan von Zapolya und seine Nach- 
tblg^er, Bi8ch^)t" Johann von W aixiciii ganz ebenso wie Stein, 
als Verweser, Anwälte und Statthalter des Königs bezeichnet; 
welcher Unterschied ist dann zwischen den Ämtern jener 
beiden und dem, welches Stein bekleidete? Die Kompetenzen 
waren im allgemeinen, wie es scheint^ dieselben*, besonders 



1 80 in einer Urkunde d. d. Bantsen 28. April (PoU Korr. BresL 
Stadtarch.X 1. Febr. 1488 (Bresl. Stsdtaieh. 660 61X 4. Juni 1488 (ebd. 

' 80 iü der schon Anin. 3 S. 122 erwaimten Urk. vom 10. April 
1479, sodann am 5. Juli 1482 („kgl. Anwalt nnd Stathelder in nyder 
?l»'zipn", Kgl. Staatsarch. Urk. Leubus 557*), gnnz ebenso »nn 1 No- 
vember 1482 ((»bri, 557 ^'): Anwalt von Niederschlesien wird (Teorcr 
vou Stein fenu r noch bezeichnet in einer Urk. des KOnigs (liresL 
Stadtarch. Pol. Korr. d. d. Wien. Neustadt 6. Okt 1487) ond in einem 
Vergleich zwischen Matthias und den Herzögen von Sacnsen (ebd. Pol. 
Korr. bald nach 11. Mai 1489). 

* Vgl. die in Anm. 2 zitierten Urkk. von 1482; 1484 und 1488 
nennt Matthias den Georg von Stein seinen „locunitenenten in Slezia** 
(Br.'sl. Stadtiireh. X S-" cl fl Kloster-Neubarg 7. Dez, 1484 und ebd., 
lofie Abschriften d. d. 4. August 1488). 

* In einem Briefe an den König beseiehnen die niederschleBiichen 
Stände den 6eorg v. Stein als ^E. iv. M. in diHen landen vorweSOT und 
•tstbelder". Rrrsl. Stadtarcb. Pol. Korr. d. d. 27. Febr. 14S2. 

Scbickfufs III 97. Scb. meint., dafs Georg von Stein seit 1482 
das Oberamt innegehabt habe. 

* So Markffraf, „Heinz Dompnig", Zeitschr. X 173; Grun- 
happn, Gesch. Sc nlpsiens I 350, nennt Greorg von Stein cmtni „Gener.'il- 
anwalt" und achreibt ihm eine Statthaltersdaaft über ga nz Schlesien zu. 

» 8S. X 158 Nr. 116 d. d. 13. Febr. 1488: Herzog Friedrich in 
ßclili sien zu Lie|G:nitz und Brieg „ko. mt. in Ober und N^vdor Slezien 
imd beyder Lawsitz obrister hawbtman" und Georg von Stein, kgl. 



^ So ist Stein Fürstentagtkbmmissar (s. o. S. 97 Anm. 5); « r hat 
Bach Inhalt drs T^andfrit^dens von 1482 (Dresd. Arch. Sagan Bl 1:'2) 
das Recht, die Fürsten und Stände zur Erhaltung des öflfentlichca 
Friedens aufzubieten; er proklamiert (niederschlesische) Füratentaga- 
beseUQsee (ebd.), ermsfant m Unteithanen des «ufstSndisehen flefsogs 




Herzog Johann auf. 
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lagen Stein die Aufgaben der Finanz Verwaltung ob ^ ; — doch 
scheint sciue örtliche Zuständigkeit nicht so weit gereicht zd 
haben wie die Zapolyas und des Bi8cfao& von Wardein, welche 
den sämÜiclieB schlesiBchen und lausitziechen Gebieten vor^ 
geeetst waren, sondern allein auf Niederschlesien und die 
Lausitzen sich beschränkt zu haben. Allzuoft wird Georg 
▼on Stein ganz bestimmt als königlicher Anwalt von nur 
Niederschleeien beieichnety sodafii man diejenigen Fälle ^ in 
denen von ihm als von einem Anwälte Schlesiens schlechthin 
die Rede ist, als auf einer ungenauen Aiisdnuiksweise beruhend 
bezeichnen mufs. Als königlicher ^SUittbalter von Nicder- 
8chle:iicn war er natürlich dem Generalstatthalter oder Ober- 
landeshauptmann von ganz Schlesien untergeordnet, wenn ein 
solcher existierte. Betaiid sich 1478, also zu der Zeit, da 
Georg von Stein und der Bischof Johann von Wardein zum 
ersten Male als Anwälte^ und «war jener schon damala speciell 
als Anwalt von Kiederschleslen, auftraten, Graf Stepluui von 
Zapolya, wie es den Anschein hat^ bereits aufser Landes» 
wänrend er doch noch zugleich die Wüil* eines Oberhaupt- 
manns innehatte, so fungierten Bischof Johann und Geoi^ 
von Stein damals als Vertreter Zapolyas in dessm Abwesen- 
heit. Bekleidete ferner Oeorg von Stein zu jener Zeit, da 
Johann von Wardein als olierster Anwalt und Verweser des 
Königs in Schlesien erscheint, also in den Jahren 1480 und 
1481, noch sein Amt als Anwalt von Niederschiesien , wofür 
ich allerdings mkundlielie Belege nicht gefunden habe, so 
war er damals dem Bischöfe Johann untergeordnet. Nach 
des letzteren Rücktritte gab es eine oberste Behörde für das 
gesamte Schlesien bis 1488 überhaupt nicht; für die könig- 
liche Verwaltung zerfid Schlesien seitdem in swei Bezirke» 
In Oberschlesien und Niederschiesten \ und nur fXkx den zweiten 

Han«^ von Ssgan sur Treue gegen den König (1. Febr. 1488 GGG 61) 

* Da die Steuerpolitik die wiebtigste Seite der Politik der könig- 
lichen Ceutralgewalt gegenüber den schlesischen Stftnden bildete, so 

laff anch die llauptthätigkeit des königlichen Anwaltes in der Be- 
arbeitung der •Steiiersacben; er stellt bei den Landtas^ die darauf 
besfi^lieoen Anträge, treibt die Stenern im Namen des Königs ein (so 

quitti« rt er dir Breslaiicr am 31. August 1487 über 1000 Mark Steuer, 
und zwar, wie er selbst sagte, „nachdem wir kon. m. macht haben, 
dittaelbe kon. stewer von fursten, herrn, iaud und stutteu einzubringen"), 
arbeitet Kataster aus fElr die einseinen FQretentümer, auittiert über 

? geschehene Stcn. i z:i!iliingcn und hat endlich im Krir^sfalle die Soige 
ür die Soldzahluug (Bresl. Stadtareh., Ab?iclu ilti n d. d. 27. Juni 

1488). Zu den oben (vorige Seite, Anm. 6) cUarakU?iisierteii und zu 
diesen sur Finanzvorwaltung gehörigen Funktionen Steins erhielt er 
noch npeciell tur <his Fürstentum Hroslau durch die Deklaration vom 
Jahre 1486 (gedruckt in Kloses Briefen über Breslau III, 2 S. 330 ff.) 
das «nsschliefsUcbe Recht der Lehnserteilung für die köuiglichsn 
Lehn.sgüter. 

* Über den Umfang dieser beiden Besirke s. o. S. 06. 
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dieser beiden Bezirke hatte Georg von Stein die Statthalter- 
schaft inne. Was Obersclilcsien anbetrifft, so tritt dort seit 
1475 der ungarische Magnat Peter Gereb^ als königlicher 
Hauptmann auf; ihm folgt seit 1478 der Oberschlesier Jan 
fiiehcz z Comcz*. Die Befugnisse desselben dürften im a^- 
gemeinen die gleichen gewesen sein, wie die Steins fUr Nieder« 
Schlesien ; von besonderem Interesse ist es, daüs er eine Juris* 
diktion über die oberschlosischen Fürsten auch in Bezug auf 
Akte der fieiwilligen Gerichtsbarkeit besafs®. Gereb und auch 
Bielicz, solange er noch während der Oberhanptmfiiinschaft des 
Grafen Stephau fungierte, waren diesem zwcitVlsohne unterstellt, 
desgleichen Bielicz dem Bischöfe von Wardeui, aU dieser das 
oberste VerwaUungsamt über Schlesien innehatte. Von 1482 
ungefähr bis 1488 war Bieliez für Obersehlesien ebenso wie Stein 
tiir Niederschlesien direkt von der Krone abhängig^ dieses än- 
derte sich erst 1488, aber auch da nur yortlbergehend, als ein 
neuer Oberhauptmann für ganz Schlesien eingesetzt wurde. 

Die Bemühungen des KOnigs, seinem Bastard Johannes 
Eorvinua einen ausgedehnten Besitz in Schlesien zu Terschaifen, 
riefen gegen ihn einen Bund der unzufriedenen schlesischen 
Forsten in das Leben, von denen im Frühjahr 1488 Johann II. 
von Sagan zu den Waffen griff. Matthias mochte es fUr ge- 
ratf'ner halten, angesichts der drohenden Kriegsgefahr den 
Oberbefehl über die ihm treu geblieiicnou schlesischen F(irst**n 
und Stände nicht einem rein küniglielien Beamten wie seiueiii 
An walte Georg von Stein zu übertragen, sondern einem der 
eicheimischen Fürsten unter seinen Anhängern. Daher nahm 
er den bereits zweimal an dem Widerstande des Generalland- 
tages gescheiterten Plan wieder auf, dem Herzoge Friedrich 



» Eschenloer II 340 und SS. ßer. Sil. XIII 193. 

' Zum erstenmale orecheint, soweit ich ersehen kann, Jan Bielics 
von Cornicz als Hauptmann (k-s Königs Matthin ^ in Oberschi osicn in 
einer Urkunde vom 11. Mai 1476 (K^gistr. Sti Weiüsialai, edd. Watten- 
baeh et Grfinhagen Nr. 810). (UbrigeuB Ist der Nr. 159 des Begjitr. 
8. Wenz. genannte Jan BielicB ▼on Comicx keineswe^ identisch mit 
dem gleichnamigen Hauptmanne von Oborschlesien , wie es nach dem 
Personenregister dieses Bandes, Cod. dipL Sil. VI ejracheinen könnte.) 
Grfinhagen (I 842) sagt, Matthias habe 1475 zu Ratibor den Johann 
Bielik von Komiti zum Hauptmann für ^anz Schlesien eingescsctzt. 
Die Richtigkeit dieses Datums kann ich nicht kontrolieren , aa Grün- 
hagen einen Beleg för seine Nachricht nicht angiebt und ich iu den 
QoeUen darflber nichts gefunden habe; dafs aber Bielicz zum Haupt- 
mann von gans Schienen eingCBetst worden sein soll, ut entschieden 
Ukch. 

• 1482 bekennt Jan Bielic/ Coniicz als königlichur Hauptmann 
von Obenchlesien , dafs vor ihm Frau Machna, Herzogin von Katibor 
Ud Sohran , lie Burg Sohrau mit allem Zubehör uiul aUm TlvchtcM 
0, 8. w. freiwillig und unbezwungen aus rechter brüderlicher Liebe dem 
Herzoge Haus clem Jüngeren von Troppau und Katibor übergeben and 
aufgereicht habe. Cod. dTpi. Sil. VI 113 Nr. 342 d. d. Hultschin 12, Angnst 
1482. Ein fthnlieher Fali ebd. Nr. 358 d. d. 2. Mta 1484. 
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von Lieguitz, seinem ergebensten Parteigänger, die Ober- 
bauptnuuLiiscIiaft sa tlb«;geben. Die £nieimaiig Hersog 
Friedrichs durch den König Mit wohl in den Januar 1488 ^ ; 
auf einem Fliratentage su Breshiu wurde sie sodann den 

Geiieralständen angezeigt, worauf die Einsetzung des neuen 
Oberhauptinanns publiciert wurde ^\ Der Amtsbezirk dee- 
selben umfafste ganz Schlesien nebst der Lauaits^; er war 

also der Vorgesetzte sowohl Georg von Steins als auch des 
Jan Bieliez von Cornicz. Seine Befugnisse sollten wohl die 
gleichen sein, wie einst die Zapolyas; in erster Reihe aber 
war er dazu bestimmt, (Iii? Kontingente der schlesischen Stünde 
neben den von K(4diiauptmann Wilhehn von Tettau komman- 
dierten königlichen Soldtruppen /u befehligen j daher liiefs er 
denn auch „des Landes gemeiner Feldhauptmann" ^. Unter 
Herzog Friedrich von Liegnitz zeigt die echlesische Ober^ 
bauptmannschaft jenen eigentümlichen Doppelcharakter eines 
halb königlichen, halb ständischen Amtes , der ihr das ganze 
16. Jahrhundert hindurch fortan anhaftete. Als Friedrich 
schon am 9. Mai 1488 starb wurde seine Stelle nicht >viedör 
besetzt; der oberste königliche Beamte in Niederschlesien 
blieb bis zum Tode des Königs Georg von Stein, in Ober- 
schlesien Jan Bieliez z Cornicz. Mit d»'H Königs Ableljeu 
hörte auch ihre Wirksamkeit auf; die Stünde benutzten das 
damals eintretende Interregnum und die Schwäche de^s toigen- 
den Krinigs Whidislaus, um an den Werkzeugen der ihnen 
verhaioLen ceutraliü tischen Politik des Matthias Korvinu:5 
Rache zu nehmen. Georg von Stein konnte nur durch 
schleunige Flucht sich in Sicherheit bringen, während Heinz 
Dompnig, Bürgermeister der Stadt Breslau und Ijandeshaupt- 
mann des Fürstentums Breslau, der vornehmlich das Organ 
des Königs und Steins g^enüber der wegen des Verlustes 



* Vffl. das Schreiben (tl. d, Wien 4. Febr. 14ä8), ui welcliem 
Matthias den Städten in den Ffirstentamem Schweidnits-Jsner die £r- 

nonnuiif^ Friediiclis mitteilt und sie aufford it , dem Aufgebote des- 
selben Folge zu leisten, sowie den liricf Friodrichn selbst (d. d. 
Liegnitz 8. Febr. 1488) an eben dieselben, iiresl. Stadtarch. Lose 
Abschriften. 

* ,,So hat sich och itzund neulich ein uffrur in dem heiligen romischen 
reiche begeben, deshalbon ko. mt. hat eynen gemeynon felthowptman 
gesatzt in beyder Sleaiti und beider Lausitz, ... als denn nSge- 
merynem furstentag zca Breslaw gehalden sulcher howptman geofiaet 
wurden ist und doselbrst vdermann zugesaget hat, ko, mt. It-TM ^rTn^Ti 
gehorsam zu seyu, das denn yderman zu rechter zceit vorkuudigtit 
ut.^ Brief der sehlesischen Generalsttnde an den Hers<»^ Hans von 
Sagan d. d. Liegnitz 14. März 1488. SS. Rer. Sil. X 155 Nr. 120. 

^ y<^\. Anm. 2. In < iti ni Briefe d. d. Schweidnitz 13. Febv. 14S8 
nennt Friedrich sich ausdrückhcii «ko. nit. in Ober und Nyder Slczien 
und bejder Lawiits obrister bawbtman.*' Ebd. Nr. 116 S. 153. 

* Vgl. Anm. 2. 

^ S. Grotefend, Stammtafeln der sohle«. Fürsten b« 17. 
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ihrer politischen Autonomie erbitterten Stadt Breslau gewesen 
war, difese seine Rolle mit dem Leben büfste. Eine ähn- 
Hche tragische Katastrophe, bei welcher allerdings der blutige 
Aasgang erspart blieb, vollzog sich in Oberschlesien; der 
dortige Haaptmann Jan Bielicz z OomicB wurde in das Ge- 
ftngnis geworfen und sollte vor Gericht gestellt werden; nur 
daaarch entging er dem Verderben, dafs er sich der Gnade 
des nachfolgenden Königs Wladislaus unterwarf und diesem 
alle seine und seines Sohnes Gttter abtrat ^ Damit hatte die 
Beh?5rdenorganisation , wie sie unter Matthias Korvinus zur 
Stärkung der Centralgewalt fi^eschaffen worden war, ihr Ende; 
an ihre Stelle trat die allgemeine schlesische < ^Ix i landesluiupt- 
raannschaft in der Gestalt, wie sie schon König Matthias zu 
schaffen mehrfacli versucht hatte, deren Wesen zu untersuchen 
und zu beschreiben späterhin unsere Aulgabe sein wird^. 

Um noch einmal in grofsen Ztigen die Resultate unserer 
Forschungen ttber die staatliche Einigung Schlesiens im 
15. Jahrhunderte susammenxufassen, können wir sagen: Seit 
dem Ende des 14. Säkulums finden wir hei den einheimischen 
politischen Gewalten Schlesiens die Tendenz ^ zu grofsen und 
umfassenden Verbänden zur Verfolgung von Zwecken, welche 
innerhalb des Halimens der Staatsaufgaben fallen, also zu ge* 
raeinsamem Auftreten gegen auswärtige Feinde, zur Her- 
sellung den inneren Friedens zum Teil schon durch Errichtung 
eiucö geordneten Kechtsganges sich zusammenzuschliefsen. Es 

> S. die Urkk. Nr. 888 und Nr. 389 (d. d. 13. Januar 1492) im Cod. 

dipl. Sil. VI. 

^ Den obersten Beamten sur Zeit des Matthias stand auch noeh 

Hülfepfr.^onal zur Seite. Von Stephan Zapolya wird uns berichtet, dafs 
er einen Kanzler oder >,K:iuzel.senreiber" namons Nikolaus Parehenter 
gehabt habe (SS. XIII 269 und Hresl. Stadtarch. lib. sign. fol. 459;. Zu 
seiner Zeit wird auch als Rat und Prokurator des Königs der Doktor 
Fabian H;nik i, Archidiakonus und Domherr zu Breslau, geimnnt, der 
im Auftrage dej* Königs von den Gebrüdern Bork das Bnrplehn Jauer 
gegen Erlegung von 1200 ung, fl. ablöste (ebd. fol. 434), dem wohl jiUo 
— vor Georg von Stein vielleicht — finanzielle Funktionen oblagen. 
In Bre-lan „rnb os aiieli einen kgl. Mrinzineister und einen Probierer, 
denen die Kontrole darüber obla^, ob die Münzmeister der schlesischen 
Ffirsten sieb nach den Vorschriften der kgl. Münzordnun^ richteten 
(Rrc'sl. Stadtarc'li. lib. sign. 459). Georg von Stein hatte offieiales (SS. 
XII lli)i, <lenen die Erhebung der Sffiit'rn ^'oti »Ion einzelnen Für^iton 
und Stauden oblag} einer derselben war wahriicliciuUcb jener Michael 
von WanMin, welcher 1478 die Steuern in der Lausitz tind im Fürsten- 
turne Sagau eintrieb und dabei einen Kataster des Landes aufnahm, 
bem Oberlianptmann mnl ion Anwälten standen auch Rate zur Seite, 
welche vom Könige ernannt wurden; wie augesehen diese Stellungen 
waren, geht daraus henror, dafs 1487 dasn Lukas Eisenreieh (vgl. 
Markgra f, [[einz Dompnig. Zeitschr. XX 771 und 780), früher Schöffen- 
ältester, Bürgermeister von Breslau und Landeslumptmann des Fürsten- 
tums Breslau, befordert wurde. Eine so ausgebildete Technik der Ver- 
waltungsorganisation , wie uns dieselbe im 16. Jahrh. entgegentritt, 
eiistierte damals freilich noch nicht. 



128 



xni 1. 



geschah diet> zunächst aus eigenem Antriebe, unabhängig von 
der bereits bestehenden schwachen Centnugewalt der böh- 
mischen Krone; allmählich machte sich die Anschauung geltend, 
dafs diese Efnungen doch der königlichen Beatiltigung be- 
dürften, während auch die Krone mit der Thatsache rechnen 
mufste, dafs diese Bündnisse eine staatliche Notwendigkeit 
seien, und daher ihr Streben nur darauf richtete, sie in Ab- 
hängigkeit von sich zu bringen. So bildeten sich gewohn- 
heitsrechtlich gewisse Formen nus. imtri- denen die Zu- 
sammensetzung jener Einuugen sich voll/.r,^-, sodafs unter 
der königliehen Autorität die Fürsten Schlesiens und Ticbrn 
ihnen die Kitterschaften und die Städte der Erbfilrstentümer 
als drei geschlossene Kollegien sich konstituierten. An ihrer 
Spitze standen vollziehende Organe, von denen besonders dajs 
1422 und 14S5 auftretende ^ sowohl von der Krone wie auch 
von den jene Einungen bildenden einheimischen politischen 
Gewalten abhängige Amt des Landeshauptmanns bemerkens- 
wert war. Aber ebenso vorübergehend wie diese Bündnisse 
selbst war auch die an ihrer Spitze stehende Institution dea 
Landeshauptmanns; in den stürmischen Zeiten unter Georg 
Podiebrad bot Schlesien wieder den Anblick eines staatsrecht- 
lich und politipcli zerrissenen Landes. Alle diese EinrichtuTii^en, 
welche die N<jt df^r Umstände im Anfan^^e rles 15. Jahrhinnlerts 
Geschäften hatte, bedurften nur der Konsistenz; dann war 
durch sie die verfiissungsmärsige Grundlage gegeben, auf 
welcher Schlesien zu einem einheitlichen politischen Körper 
zusammenwachsen konnte. Diese staatsrechtliche Einigung 
Schlesiens erfolgte unter Matthias Korvinus und durch seine 
Initiative. Als yerfassungsmärsiges Organ des Landes bildete 
sich jetzt der Generallandtag, der sich genau nach denselben 
Principien zusammensetzte , wie jene früheren Landfriedens- 
einungen; aus ihnen also ist er entstanden; er ist nichts 
als die nun zu einem integrierenden Bestandteile des schle- 
sischcn (resamtstaathlel^ens gewordenen, früher nur zufillligen, 
der steten Wiederkehr entbehrenden, gewillkiihrten Kinungen 
der schlesischen Fürsten und der Erbfürsten tumsstände unter 
der Autorität der Krone. Im Vereine mit ihm, allerdings 
von ihm nur widerwillig gefolgt, begann jetzt Matthias Kor- 
vinus eine auf Stärkung der Centraimacht in Schlesien ge- 
richtete Politik, deren HauptfrUchte freilich nur dem einen 
der beiden Träger der Oentralgewalt, nämlich der Krone^ su- 
üelen; daran freilich hatte der Umstand nicht zum geringsten 
T( ile die Schuld^ daCs die einh^mischen politischen Gewalten 
jeder Oentralisationf da durch sie die Bewegungsfreiheit der 
einzelnen eingeschränkt wurde, abhold waren, und sogar auch 
einer solchen Centralisation , deren Tendenz darauf hinaus- 
gegangen wäre , die flacht der Gcsamtlieit der Fürsten und 
Stände y wenn auch auf Kosten des einseinen» so doch im 
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Gegensätze zur Kroue zu ätäi'keu. Nicht nur auf dem Ge- 
bfete der \r«r&8iimgy sondern «ach auf dem der Verwaltung 
ecBcliien ScÜenen seit Hatihias Eonrinos als em staatLi^es 
Oanses; das in der ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts nur 
Torftbeigehend auftretende Institut des Oberhauptmanns wurde 
jetzt ein ständiges. Da es die Schuld der Stttnde selbst war, 
dab ein Oherhauptmann aus ihrer Mitte nicht gewählt wurde» 
(la sie auch hier gegen jede CeiitralisHtion , selbst wenn die 
Vorteile derselbon ihnon anheinit'alhm niuf^ton, sich strHiihtcn, 
so wurde die oberste 8t-itthalterschaft über Schlesien zwei 
dem Laude fremden PerHuin fi. von 1474 bis ungefähr 1479 
dem Grafen Stephan von Zajx lya. sodann, etwa um die Jahre 
1480 und 1481, dem Bischöfe Johann von Wardein übertragen; 
erst 1488 erhielt die Oberhauptmannschaft ein FUrst des 
Landes, der Herzog Friedrich Ton Li^gnitz. An der Spitae 
sowohl von Nieder-, als auch von Oberschlesien standen beson- 
dere königliche Beamte, hier G^rg von Stein, dort Peter 
Gereb und nach ihm Jan Bielicz z Comioa, beide in jenen 
Zeiten, da zugleich ein obetater Hauptmann und Statthalter 
Schlesiens existierte, diesem untergeben. 

Freilich waren die Verhältnisse überall noch im Flufs, 
die Organisation war in technischer Beziehung noch roh und 
unvollkommen, die Trennung zwischen staatlichem und pri- 
vatem Leben noch nicht mit der niitigeu Schärfe (lurcherefülirt, 
wenn auch das seit Jahrhunderten erloschene Staatsbewurstsein 
langsam wieder zu erwachen begann; immerhin befinden wir 
ans aber doch in einem Übergangsstadium zu einem gesünderen 
Stsatsleben im modernen Sinne. Das grOfste Verdienst jedoch 
der Regierung des Matthias Korvinus besteht darin, dafs unter 
ihm erst Schlesien zu einer festen staatlichen Einheit wurde, 
dafs unter ihm die alten autonomen politischen Gewalten zu 
einem Qanzen verschmolzen, welches, aie Sphäre seiner Wirk- 
satnkeit immer mehr erweiternd , auf neue Zerreifsung 

gerichteten Bestrebungen der einzelnen Fvlemente unterdrückte 
und deren Funktionen immer mehr an sich zu zielx'n die 
Tendenz zeigte. Der Schwerpunkt <ler neiuMi staatsr(Thtlichen 
Einheit wurde der FUrstentag; ihn als eine ständige Institution 
der Verfassung und damit auch im wesentlichen den schlesi- 
flchen Oesamtstsatskörper geschaffen zu haben, ist das unver- 
gängliche Verdienst des Idätthias Korvinus Air die G-eschichte 
Schlesiens. 

Zum Abschlüsse kam die von Matthias ausgehende 
innere politische Entwicklung Schlesiens erst unter seinem 
Nachfolger Wladislaus; wie schwach auch unter diesem die 

Miiclit der Krone sich darstellte, die schlesischen Fürsten und 
Stäiirlo dacliten doch keineswT^gs daran, den neu aufgeführten 
Einheitsbau wieder zu zerstören und in die Bestandteile auf- 
zulösen, aus denen ilin Matthias Korvinus eben erst zusammen- 

Fo?8chungen (56) XUI 1. — Kacbffthl. 9 
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gefügt hattCi aoDdeni in erster Reihe daran^ ihre Gesaintmadit 
gegenüber der Krone zu stärken, am mit ihr hinsichlÜch der 
Gentralgewalt erfolgreich konkurrieren zu können. Dieser Art 
war das Sti eben, welches sie beseelte, als sie 1498 dem König 

i'enes groibe Landesprivileg entrangen, welches, die bisherige 
Bewegung abschlielsend , diejenigen Örundzüge vorzeichnete, 
die für die EntwickUmg schlesischen Staatsrechten bis 
zum dreifsi^Jährigen Kriege mafstj^fdjend wurden. Wenn auch 
dann unter der habsburgischen Hen schaft der weitere Ausbau 
den Staates in centralititischer Richtung erfolgte, so ist es doch 
JSIattliias Korvinus gewesen, der überhaupt erst die äuföcre 
Grundlage schuf, auf welcher jener innere Ausbau erfolgen 
konnte. Warai auch seine eigenen Vmnche in der letzteren 
Richtung noch unToUkommen, da er seiner Zeit nicht vorauf* 
eilen konnte, so ist doch er es gewesen, der die einaelnen, 
unter einander nur lose oder gar nicht Terknttpften Territorien 
Schlesiens zu einem staatlichen Ganzen umformte, und unter 
dem die Idee staatlicher Einheit und staatliehen Zusammen- 
haltes in neuer Kraft in ^hlesien auflebte. 



Zweite Bach. 

Die äesntstMtsyerwaltiuig SeUesieis 
im XVL Jahrlmndert. 

I. 

Die ellsemeinen Landes- und Cteriohtsbebdrden. 

% 
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llbinleht ftber die Zusttode der schlesisehen CleMunt* 
sttAtBrerÜMsniig in 16. Jalurlmiidert» 



Der schlesische Gesamtstaat des 16. Jahrbunderts umfasste 
im grofsen uod ganzen die 1163 von Polen getrennten und 
den Kindern des Herzogs Wladislaus überlassenen Gebiete. 
LebiL» iiatte sich aUerduigö bchon sehr früh von Schlesien ge- 
trennt; im 15. Jahrhundert lösten sich einige andere Land- 
lehaTOii Iob; bo Severien, welches 1422 an den Bischof von 
Emkiui, AnsehwitiB nnd ZatOT, welche 1457 an Polen kamen. 
Kressen war 1483 an Brandenhurg yerpftndet und damit 
Schlesien entfremdet worden, da die orandenburgisehen Mark- 



besondere der schlesischen Stände von Fürstentag und Ober- 
recht sich fernhielten und eine Pflicht K rossen s zur „Mit- 
leidenschaft" hinsichtlich der allgemein-schlesischen Landes- 
«teupfn und Landeslasteii niedit einräumten. Dafür hatte sich 
allerdings das früher mährischo Troppau zu Srhlpsion gezogen 
und blieb auch dabei, wiewohl die Truppauei' SUin<ie im 
10. Jahrhundert mehrfache Versuche machten, den ihnen 
tnswischen lästig gewordenen Zusammenhang mit Schlesien 
wieder an&uheben. Im unmittelbaren Besitee der Krone als 
»ErbfUrstentttmer** befanden sich Breslau, Scfaweidnits-Jauer, 
Troppau undOlogau; dazu kamen noch unter der Regierung 
der Habsburger Mttnsterberg, Oppeln -Ratibor und Sagau. 
Nur in Teschen, Liegnitz und Brieg gab es seit den Zeiten 
Ferdinands I. noch plastische Fürsten; in Ovh !iprrsoht<'n 
Kai'bkommen des Onrjr<r Podiebrad , in Jägerndorf - Beuthen 
brandenbur^isolio Älarkgraien aus der fränkischen Linie, in 
Neifse -Grottkau cier Bischof von Breslau. Wartenberg, Militsch, 
Tiachenberg und Plefs waren freie Standesherrschaften und 
als solche hinsichtlich ihrer staatsrechtlichen Verhultuisse, wie- 




Königs von Böhmen und ins» 
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wohl Qichtftlrstlichen Landesherren unteigeben, den mediaten 

Fürstentümern völlig gleichstehend. 

Nach dem Tode des Matthias Korvinus war Schlesi^ 
da Wladislaus von BtJlimen dessen Nachfolger als Kr)nig von 
Ungarn wurde, ein Teil der böhmisch-ungarischen Monarchie, 
galt aber sowohl unter Wladislaus als auch unter seinem Sohne 
Ludwig staatsrechtlich als ein Teil der böhmischen Krone, 
welche mit Ungarn nur durch Personalunion vereinigt war. 
Nachdem König Ludwig 1526 in der Schlacht von Mohacz 
gefallen war, gelaugte durch freie Wahl seitens der böhmischen 
Stände ^ Erzherzog Ferdinand aus dem Hause Habsbuig auf 
den böhmischen Thron, nachmals auch deutscher König und 
nach der Abdankung seines Bruders Karl V. römischer Kaiser. 
Von nun ab bildete Schlesien einen Teil des österreichisch- 
habsburgischen Länderkomplexes; seit 1&56 war der römische 
Kaiser zugleich als König von Böhmen auch oberster Herzog 
von Schlesien. Den auswärtigen Mächten gegenüber stellte 
sich die deutsch - habsburgische Macht als ein Ganzes dar, 
dessen äufsere Politik durch den Willen des Herrüchers ge- 
leitet wurde. Nicht ebenso war es jedoch bezüglich der inneren 
Verhältnisse; die einzelnen Länder besalsen hier eine weit- 
gehende staatliche Selbständigkeit Schle^iien stand in einer 
inneren Verbindung zunftehst nur mit Böhmen, da es der 
Krone Böhmen einverleibt war. 

Wir mllssen daher das staatsrechtliöhe YerhlÜtnis Schlesiens 
zu Böhmen hier in Kürze erörtern. Die Verfassung L s König* 
reichs Böhmen im engeren Sinne beruhte auf zwei Faktoren, 
auf der Krone und auf den Ständen. Schlesien war staats- 
rechtlich abhilngig nur von jener, nicht auch von diesen. Wohl 
mnchtc^n die höhTnisehr'n Stünde vcrscliiedene Anstrengungen, 
auch iiirerseits eine 8uperioritiit nbcr Schlesien zu gewinnen, 
begegneten aber dabei <leni entschiedenen Widerstjinde der 
Schlesier. Nach dem Tode des Jagiellonen Ludwig wurde die 
Wahl des neuen Königs allein von den böhmischen Ständen 
vollzogen ; doch erhoben die schlesischen Stände gegen dieses 
Verfahren sofort Protest, nahmen im Gegensatze zu den 
böhmischen Ständen Ferdinand L ais König kraft des Erb- 
rechtes seiner Gemahlin Anna, der Tochter des Wladislaus 
und der Schwester Ludwigs^, an' und erwirkten von dem 
neuen Herrscher eine Erklärung, dafs die Sonderwahl der 
Böhmen ihren Rechten unschädlich sein solle ^. Der ganze 



^ Vp:I. Anton Res e k, Glesch, der Regiemog Feidinands Theil I 

8. 70, Prap: 1878. 

* Die bülimiBchcn Stände hatten das Erbrecht Anna« bestritten 
und in der That durchgesetst, dafs Ferdinaiid ihrer Wahl sieh unter- 
werfen mufste; vgl. Rezek a. a. 0. 

s Ebd. S. 79. Böhmische Landtagsakten I 102 ff. 

« Schickfufs S. 275 £ 
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Streit über den Anteil der Schlesicr an der Königswahl wurdo 
ttbrigens bedeutungslos; die Politik Ferdinands I. brachte es 
nänuich zu Wege^ daf^ Böhmen ein Erbreich wurde, Indem 
den Stünden sowohl Böhmens als auch in gleicher Weise der 
Nebenländer niclit mehr ein Recht der Wahl, sondern eine 
faktisch ganz belanglose ^Ainuihme und Publikation" des kraft 
Erbrechtes berufenen Nachfolgers noch zu Lebzeiten des re- 
gierenden Kfinigs belassen wurde Nicht minder entschlossen 
wehrten sich die schlesischen FUrsten und Stände gegen das 
Unterfangen, sie vor Gerichte zu ziehen, die unter dem Ein- 
floMe der böhmischen Stilnde sich befanden. Gegen alle der- 
artigen Unternehmungen beriefen sich die Schlesier darauf, dafs 
«8 ifohne Zwang, durch freundliche Verträge**, der Krone 
Böhmen sich angeschlossen hätten, dafs die Stände von Böhmen 
«nicht alleine die Krone, sondern dafs das Land Schlesien 
ebensowohl die Mit-Krone" sei, dafs auch sie, die schlesischen 
Fürsten, „die fürnehmbsten Glieder der löbliclien Krone zu 
Böhmen wären und, so Gott wolle, auch zu bleiben ver- 
meinten" ^. f^nergisch bestritten sie die Prätentionen der 
böhmischen Stände, als seien diese die Krone 1-iölimcn , die 
Ftlrsten und Stumie Schlesiens aber ihre Vasallen. Faktisch 
freilich übten die Böhmen einen grofsen Einfiufs auf die 
«ehlesischen VerfaAltnisse insofern aus, als dem Könige fUr 
die Erledigung der auf die Regierung Böhmens und setner 
Nebeoländer bezüglichen KegierungsgeschUfte (mit Ausnahme 
der Angelegenheiten des königlichen Finanzwesens) eine oberste 
Verwaltungsbehörde, die böhmische Hofkanzlei, in welcher 
der böhmische Kanzler, der — allerdings meist schlesische — 
Vicekanzler, sowie die sogenannten ^obersten böhmischen 
Landf ^oftizierer" und die vom Könige sonst noch berufenen 
Mitglieder Sitz und Stimme hatten, zur Seite stand; dieselbe 
hatte aber doch eine nur beratende Kompetenz*. Wegen 
«einer häutigen Entfernung im Reiche oder in den speciell 
habsburgischen Erblandeu bestallte der König häudg einen 
Statthalter oder einen — aus böhmischen Grofsen bestehen- 
den — Statthalteretrat^ Konnte sieh so auch Schlesien Ton 



' Siehe die Ausführungen vou Kries, Rccension von Band I 
der Wtittke*Bchen Glesehichte der Sffentlielieii VerhftHnime Schlesiens 

8. 8.5 ff. Brfv^Iau 1842. 

' Bre.il. Staut!*arcb. AA. III 6a S. 336 („Extract auszm alten fürsten« 
tagsbuchc d a. 1^0"). 

* 8. über die böhmisclie Hofkanzlei Paulus Stra nsky, Res- 
poblica Bohemiae, Lugd. Bat. 1634 S. 435 fF., und d'F^lv rt. Zur Öeterr. 
Verwaltungsgesch. 8. 61 tf., Brünn 1880. VgL auch deu Kxkurs über 
die schlesische Kanzlei im Anhange. 

* Vgl. z. B. die Prorogation der Statthalterschaft der Krone Böhmen 
fm Erzherzog Ferdinand durch Kaiser Maximilian II. nach dem Tode 
FerdinaadB ^ d. d. Wiea 12. Auguat 1504, Bresl. Stadtarch. Fabri Col- 
lectanea n A. 74 foL 26eb. 
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einem thatsftchlirhon EiiiflTisse seitens rlor RolimcTi mcht frei- 
halten ; SO war (loch staatsrechtlich Träger der Herrschafts- 
rechte der Krone iiöhmeu ttber iSchlesieii nur der Könige 
nicht auch die Stände. 

Übrigens fehlte es nicht au Versuchen des Königs, 
« sämtliche Länder nicht nur der böhmischen Krone , sondern 
auch der gesamten österreichisch- habsbuigiiclieii Monarebie 
XU einem innerlich festgefügten, grofsen Staalsflnnxen zu Ter* 
schmelzen. Für diejenigen Gebiete des StaatsUbens, die unter 
seine unbedingtr nerrschaftssphare fielen, war es ihm möglich^ 
an die Verwirklichung dieser Tendenzen der Centralisadon 
an gehen ; so wurde, wie wir später des näheren sehen werden^ 
der gesamto kilni^liehe Finaiizdienst einer einzigen Central- 
stelle für alle liahsliurgischen Länder^ der königlichen Hnf- 
kammer, untergeben; so wurde ftlr die Ausübung d.s 
Appellationsree^ales die f\lr .sann liehe Länder der Krone 
Böhmen ziusUiiidigi' Prager Appcllationskammer geschafien, 
wie ja auch die b<3hmii»che Kanzlei in gewissem äiune eine 
Centralstdle fUr Böhmen und die einveoneibten Gebiete be- 
deutete. Da aber ein Teil der centralen Staatsgewalt in den 
einzelnen Ländern sich im Besitze nicht der Krone , sondern 
der einzelnen ständischen Körperschaften befand, so war ^ne 
weitergehende Durclif'u]irung der königlichen Centraiisations- 
bestrebungen von der Zustimmung der Stände der verschie- 
denen Länder abhängig. Besonders war es Ferdinands I. und 
seiner Nachfolger eifrie:stos B^'niühen, allgemeine Auj««chnrs- 
landtage sämtlicher böhmisch«Mi K ronländer zustande zu brin - on ^ 
In d(^r That fanden derartige \ ersammlungen zu wiederholten 
Malen statt ^; jedes Land war dabei durch Deputierte ver- 
treten, welche gemeinsam, nach einer bestimmten iiangordnung 
sitzend, die königlichen Propositionen enlg^ennahmen und 
sodann, nach lAndem (Böhmen, Mähren, Schlesien, Lausitaen) 
gesondert, ttber dieselben abstimmten. Den Schlesien! aber 
waren diese Ausschufslandtage stets ein Dorn im Auge, ein- 
mal da sie es filr unbillig hielten, dafs die Böhmen und 
Mähren, auch wenn schlesische Fürsten zugegen waren, vor 
diesen die Session beanspruchten ; sie fanden dies für einen 
„beschwerlichen, ewigen UngUnipf", welcher il.rer Ansicht 
nncli schlii fslich zu einer „Zerrüttung der ganzen Krone** 
fUiiren muiste*. Sie weigerten sich beharrlich, ihre Gesandten 
zu diesen AusachuLslandtagen mit unbedingten Vollmachten 
auszustatten ; jede zu Prag geschehene Bewilligung mufste von 
einem schlesischen Fürsten tage wiederholt werden und wurde 



* S>. hierzu Kries, Stonerverfassuiig S. 32. 

« 8o 1529, 37, 41, 44, 52, 54, 56. 57, 58, 62, 69, 76, 78, 79 u. s. w. 

• KgL Staatesxeb. BresL AA. HI es 8. 847 (Estiakt ans dasm 
Ftotentagsbuche d. a. 1584). 
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erst (ladufcii rechtskräftig. Iiunier wiederholten sie^ dafs die 
Beechickung der Prager Generallandtage nicht ans Pflicht, 

«londem salvis privilegiis dem Könige zu Gefallen geschehe, 
wie denn auch derselbe sich zu Reversen verstehen mui'ste, 
dafs ihre Beteiligung keine präjudicieiie Bedeutung haben 
•*olle Der König bevorzugte diese Generallandtage, da sie 
ihm ein bequemes Mittel schienen, mit einem ISchlage die Be- 
willigungen zu erwirken, um die er sonst mit den Landtagen 
der einzelnen Länder lange feilschen mufate; wäre jedoch 
sein Streben, die Stunde Böhmens und seiner Nebenlllnaer «u 
einem einsigen Corpus su vereinigen, erfolgreich gewesen, 
80 hätte er dadurch eine furchtbare €k&hr ftir die Krone 
in der Folgeaeit heraufbeschworen, wenn nämlich auf diese 
Weise im gegebenen Augenblicke sämtliche Lttnder in ein* 
mütiger Gegnerschaft dem Königtume gegenübertreten 
konnten*. Nationale und i-?']i»xiÖ8e AntipHtbieon , flie An- 
harij^lichkeit an die alth<»r<^( liraclite provincielle K>clb8tan(lig- 
keit hinderten diesen engen Zusammenschlurs aller böhmischen 
Länder zwar gegen den Willen der Krone, aber (ioeh zu 
ihrem Vorteile. Schlugen demnach die Versuche zu einer 
festeren staatlichen Verbindung aller Teile der Krone Böhmen 
fehl, so waren die Plltne betreib einer Vereinigung der Stftnde 
aUer lünder der gesamten habsbuigiscb^itoterreichiscben 
Monarchie von Tomherein noch viel aussichtsloser. Im Mära 
1542 fand ein AusschuDslandtag von Ober- und Niederöster* 
reich, Böhmen, Mähren und Lausitz zu Prag statt, bei dem 
sich aus Schlesien nur die Schweidnitz-Jauersche Ritterschaft 
einstellte, die damals mit dem Gedanken umging, sich über- 
haupt von Schlesien loszulösen und direkt den böhmischen 
Ständen sich anzuschliefHen. Als 1579 Rudolf II. den Stünden 
Böhmens und der inkorporierten Länder vorschlug, sich ge- 



erhielt er eine ablehnende Antwort. So bewahrte Schlesien 
seinen Charakter als ein besonderes Staatswesen; die Tendenz 
der Centralisation hatte hinsichtlich der inneren Verhftltnisse 
bis wa einem gewissen Grade sieb mit der Errichtung des 
echlesischen Gesamtstaates erschöpft. 

£s ist damit schon angedeutet worden, dafs die staatliche 
Einigung Schlesiens, die schlesische Gesamtverfassung, wie sie 
unter Matthias Korvinus begründet worden war, auch nfieh 
dem Tode des grofsen Ungarnki nitrs bestehen bli<*b. Zwar 
schien es nach Matthias' Hinscheiden einen Augenblick, als 



* Ebd. und Brest. •Stadtarcb. Acta Publica (später immer „A. P«** 
dtiert) IV Ms. 165 fol. 190 ff., Antwort der Stände d. d. la Mai 1557. 

» Mit Recht bemerkt Krieg (a. a. 0. S. 33 Anm. 12): „Hätte der 
erste Ferdinand seinen Zweck oinpr festeren Vereinigunjg der zu Böhmen 
gdbörenden Länder erreicht, su liätte der zweite wonl nie einen Ma- 
jetlitsbrief amdmitten." 
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ob dem schwer errungenen Werke der Einigung neue Gefohr 
drohen . :i1s ob der schlesische Gesamtstaat wieder in sein ■ 
einzelnen Bestandteile sich auflösen könnte. Aber die Tendenz 
der Centralisation wirkte noch in ungeschwächter Kraft fort; 
alsbald nachdem die Kunde in Schlesien angelangt war. dafs 
Matthias verschieden sei, traten die Fürsten ^ und die Stünde 
der Erbfui-btentümer zu einer Einung zusammen^ durch welche 
sie sich verpflichteten, gem^uBsm sich Bkr den Anschltafii an 
Böhmen oder Ungarn zu entscheiden und in der Zeit des 
Interregnums gemeinsam — zamal durch Gewflhrleistang einer 
geordneten Rechtssprechung* — daftir zu sorgen, dafs Ruhe 
und Friede dem jUande gesichert bleibe'. Damit hatte sich 
die Zwang8genosscnschaft der schlesischen Generabtände aas 
der Zeit des Mattliias Korvtnus verwandelt wiederum in 
eine gewillkürte Oenosseuscliaft genau nach dem Vorbilde der 
Landfriedenseinungeu aus der ersten Hälfte des 15. Jahr- 
hunderts. Als aber Matthias Korvinus einen Nachfolger iu 
der Person des Wladislaus von Böhmen gefunden hatte, stellte 
sich Schlesien wiederum als ein staatliches Ganzes dar. Dur 
Generallandtag lebte wieder auf; ein neuer Oberhauptmann 
wurde eingesetst, und einige Jahre darauf (1498) erlangten 
die schlesischen Stände yon^Onig Wladislaus jenes berOmnto 
grofse Landesprivileig^ durch welches ihnen garantiert wurde, 
dafs der Oberhauptmann immer ein schlesischer Fürst sein 
solle, durch welcnes der König ihnen das Recht der Steuer- 
bewilligung, sowie die Beschränkung in der Pflicht des 
Landes hinsichtlieli df r Kriegsfol^o und »'ndlich einen lerli j 
licli von ihnen abhiinj^i^^^ n obersten ( ir i i< htshol', das Ober- 
und Fürstenrecht, bestätigte^. Das Privileg trH^t keineswegs 
den Charakter einer eigentlichen Verfassungsurkunde; es be- 
stätigt bestimmte, schon bestehende Freiheiten und Rechte 
des Landes und fügt ihnen neue hinzu. Auf den Fürstentag 
und seine Organisation nimmt es mit keinem Worte Besug; 
nur einmal erfcUlrt der König, er wolle keinen neuen Zoll ge- 
statten , wenn nicht Fürsten, Prülaten, Herren, Ritterschaft 
und St8dte Schlesiens einmütig die Berechtigun;; desselben 
im Interesse des Landes anerkannten; man hat darin augen- 
scheinlich eine stillschweigende Anerkennung des Fürsten- 
tages, wie er historisch sich gebildet hatte, als des berechtigten 



* Neben ihnen erscheint auch bereits ein freier Staadesbenr, Hans 

II Hl von Biscnbitz , Ritter auf Wartenber^, für sich und seinen 
Bruder Heinko juif Honreu^tadt. GrPOff^ von Stein, damals Inhaber der 
Weichbilder Stiinau und Raudtcn, also auch freier Standesberr, hatte 
flüchten müssen. 

' „vor uns in unserer samplnnge adir vor unsem gekomen 

houptman.*^ 

* Grünhagen>Markgraf , Lebnsurkk. I 33 ff. 

^ Gedruckt als erstes Stfick de« Urknndeaanhaages. 
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Vertreters des Landes Schlesien zu erblicken'. Das Werk 
der CentralisatioD, wie Matthias Korvinas es geschaffen hatte^ 
war demnach mit sdnem Tode nicht untergegangen; die 
schlesichen Stände hatten ihre Macht und die Schwäche des 
Königtums unter den Jagiellonen nicht dasu benutaty um den 
neu errichteten Einheitsbau wieder zu zerstören, sondern 
lediglich dazu, um ihren Anteil an dor Centralgewalt durch 
ausdrückliche Sanktion seitens der Kroue teils sicherzustelieu, 
teilö zu erweitern. 

So war allerdings eine politische Ccntralinaiioii für 
»Schlesien erreicht worden, bezüglich deren wir aber nicht ver- 
gessen dürfen, dafs sie vomehmlich äufserer Natur war. Die 
venchiedenen Teile Schlesiens waren an einem Staafsganzen 
▼ereinigt worden und stellten sich nach aufsen hin dar ids 
ein solches; von einer inneren Centralisation jedoch konnte 
noch kaum die Rede sein. Eis gab zwei von einand« r unab* 
hängige, selbständig zu eigenem Rechte fungierende Träger 
centraler Staatsgewalt, die Krone Böhmen einerseits, die 
schlesischen Fürsten und 8t/lndo andorersfits. Was jedoch 
die Rechte des Könit^tums unti r der Kcgicrung der Jagiellonen 
anbetraf, so beschränkten sicli dieselben den Mediatfürsten- 
tiimcrn und Herrschaften gegenüber im wesentlichen auf die 
Lehnsherrlichkeit über die einzelnen Landesherren. Ein Ein- 
greilen der Krone in die innere Verwaltung dieser Gebiete 
fand noch nicht statt; nur die Kriegshoheit und die Aktions* 
frsihett der Landesherren nach aufsen waren seit den Tagen 
des Matthias Korvinus beschränkt ^ wie freilich auch schon 
damals jene veränderte Rechtsanschauung sich geltend machte, 
der zufolge als principieller Träger der Regalien der König 
erschien, während den einheimischen Fürsten ein begründeter 
Anspruch auf die durch die Regalien gegebenen Befugnisse 
nur dnTin zugeschrieben wurde, wenn sie dafür nusdriickliche 
Privilegien nachweisen konnten; eine praktische Konsequenz 
wurde indes aus diesem neuen Grundsätze unter den 
Jiigiellonen noch nicht gezogen. In den Erbfürstentümern 
war der König selbst Landesherr; wir iiaben jedoch schon 
erörtert y wie der Procefs der Zersplitterung der alten Staats- 
hoheitsreehte gerade hier am schnellsten und durchgreifendsten 
sieh Tollzogen hatte, sodafs auch hier dem Könige im greisen 
und ganaen aumeist nur eine gewisse Oberherrlichkeit Uber 
die zur selbständigen Austtbung staatlicher Rechte befugten 
lokalen Gewalten geblieben war. Die Regierungsgewalt der 
Krone war daher eine sehr beschränkte; eine Centralisation 
der inneren Vei'hältnisse zu Gunsten des KönipTtiims war 
kaum vorhanden. Etwas besser stand es hinsichtlich der 
Centralgewalt der Fürsten und Stände. Die Thätigkeit des 



* Vgl. übrigens über diese Frage auch weiter unten 8. 151 Anm. 1« 
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Ober- und Fürstenrechtes als einer Instanz in Fällen der 
Reehts\^prweiL':f'nmL'" yfMtf^ns der niederen Gerichte bedeutete 
immerhin einen Em^'^ntr in die Gerichtsp:ew?dt der einzelnen 
Fürstentümer, Städte und Grundherrschatten; auch die von 
den Fürsten und Ständen beschlossenen Laiidtrieden und 
Münzeinungen liefen aiit' eine Kräftigung der stÄndischen 
Centraimacht hinaus, wenn sie auch, iiUls der Ausdruck ge- 
stattet ist. noch nidit so sehr den Charakter von Staatage- 
setaen, als vielmehr von Vereinbarungen vOlkerrechtltch^r 
Natur trugen. Alles dieses war aber doch im letzten Grande 
unzureichend; das Bedttrfnis nach stttrkerer Centralisation 
machte sich unabweisbar geltend. 

Epocheniachend nach dieser Richtung &r die Geschichte 
der öffentlichen Entwickelung Schlesiens war die Regierung 
Ferdinands I. Allfs, was flir die Centralisation des inneren 
Staatslcbens in Schlesien vor dem dreifsigjährigeii Kriep^o seitens 
der Krone geleistet wurde, ist in der Haupteaclie das \\ erk Fer- 
dinands L: er schuf die Grundlagen, auf cipnon seine Nachfolger 
nur weiterzubaueu brauchten. Unter ihm bildete sich die könig- 
liche Gewalt, dieses Konglomerat von lehns- und landesherr- 
lichen Rechten und deren Trümmern, um zu einer Vahren, ganz 
Schlesien und die vielülltigsten Gebiete des öffentlichen Leben» 
umfassenden Obrigkeit» zu einer wirklichen Staatsgewalt. Zu* 
nächst geschah dies natOrlich auf Kosten der alten ein- 
heimischen I^andesherren. Die schon früher yorhanden ge- 
wesene Anschauung, dafs die Fürsten Inhaber der Regalien 
nicht mehr kraft eigenen Rechtes, sondern auf Grund könig- 
licher Privilegien seien , fand jetzt ihre thatsächliche Anwen- 
dung, indem der König die Ausübung der Regalien auch über 
die Mediatgcbiet«^ forderte und in Angriff nahm , falls nicht 
etwa der betreffende Landesherr gegenteilige Privilegien nach- 
weisen konnte. Uberall, wo nicht ausdrückliche Privilegien 
entgegenstanden y wurde der Besitz der Staatshoheitsrechte 
vom Könige den Fürsten streitig gemacht^ und zwar in den 
weitaus meisten Fallen mit Gltlck. Die Ihitscheidung Über 
Krieg und Frieden, die Befugnis zur Führung selbständiger 
ilu&erer Politik erloschen gänzlich; das Verhältnis zu den 
auswärtigen Mächten wurde nunmehr lediglich durch den 
Willen des Königs geregelt und jeder Versuch der Fürsten, 
auf eigene F:nist nach aufsen hin aufzutreten , nh Rebellion 
erklärt. l>('in Könige stand das Aufgebot zur l.andwehr aiu li 
in den mittelbaren Territorien zu \ Den Land (-^iierren wurde 
die freie Verfügung nicht nur über ihre Länder, sondern 

^ «Aufszug der an die R.K.M. gethanen Relation betreffend die 

abtrctnngr rltv filr-tonthumbs Katibor aus des marggrafen von Branden- 
burg zu konig Joliannfzes (Johann-^ von ZRpolva] sonns und der konipin 
Isabella hamien. Vorbehaltne artiktl. Erstllchen behalten ihr K. >l. 
bevor allel raiu und steoer sstnbt aller oberkeiten Und konigliehen 
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auch über die in ihrem Privateigentum stehenden Kammer- 
^niter geraubt; sie durften keine Erbeinigungen mehr mit 
andern soblesiichen oder auswärtigen Fttisten eingehen ^ ; ftr 
Veikaiif y Verpfiliidiing oder sonstige VeräuTseningen ihrer 
Eammeigttter oraachten sie den königlichen Konsens', In 
dieseihe Zeit flült die Ausbildung des Oberamtes zum kom- 
])etenten Forum für die Oberst<ände, d. h die Fürsten und 
freien Standesherren, in Sachen freiwilliger Gerichtsbarkeit. 
Sogar die Kirclienliohfit . sowie die eigene Religionsfreiheit 
der piastischen Fürsten suchte der König zu verkürzen, ohne 
freilich daniit vor dem drcilsigjährigen Kriege Erfolge zu er- 
zielen^. Uber die Art und Weise, wie die Landesherren die 
ihnen gebliebene Kegierungsfrewalt in ihren Territorien aus- 
übten, führte der König eine weitgehende Aufsicht*; sogar 

rediten, mmafsen sie es hei andeni fbrsten In schtesien haben." Kgl. 

fttsatsarch. Brcsl. AA. lU 6b S. 129 (d. d. Brief?, 7. Mai 1553). 

' Das hekaiintoate Beispiel hierfür hictct die Aufhebung der 
liegnitz-braudeuburgischen Erbeiniguug durch Ferdinand I. 

' Als Henog Heinrieh yon Xiegnits ansAhrte, „es weren die 
lierzoge EU Lignitz privilegiert, dafz sie ihre guter vorsetzen, vor- 
wcchseln, vorkaufen, zu vorschenken und testanientsweise zu vorgeben 
befugt weren" (d. d. Liegnitz, ö. Sept. 1507), wurde ihm vom Kaiser der 
Beseheid (d. d. Wien, 20. Sept 1567): „Es hette herzog Heinriehen 
nicht gebührt, zu wieder seiner oblij^'ution die alienationes der güter 
und vorsehreibung gegen der landschatt fürzunehmen.'* (Ebd. AA, III 
6d S. 541 ff.) 

* .,Copia ksL m. abschiedes an Herzogen Heinrichen, als ihme 
iKuli in seinen zum theil minderjahren das furstenthumb Liefruitz zu 
regireu unter gewissen conditionen ein^othan worden, da ihnte denn 
w£k nnter an&rm mitgegeben , in religions- nnd kirchonsachen keine 
verendenmff wider den alten catholischen glauben zue machen, anch so 
"ft er an ihr m. hof kommen mr»ohte , ihr Mtt. kirchen sich nicht zu 
cusäern, soudern, wie seine Voreltern gethan und andere fursten und 
nnderthanen io Schiesten theten, die med nod eeremoDien ffehorsam 
m besuchen," d d Augsburg, 20. Jnni 1659, ebd AA. III 6b S. 441. 
fregen die^*e Verschreibung FI<>rzog Heinricljs scheint freilich die Lieg- 
nitzer Landschaft Einsurucli erhoben zu haben (ebd. 8. 474). Erst in 
der Zeit des dreifsigj&nrigen Krieges wurde es Brauch, die minder- 
jährigen Nachkommen der protestantischen Landesherren zu katholisieren. 
I)a.-> erste Beispiel in dieser Hinsicht ist Friedrich Wilhelm, der Sohn 
des Wenzel Adam von Teschen, der von seinem Vater protestantisch 
erzogen war, nach dem Tode desselben (1617) jedoch ^su dero catho- 
lischen kirchen gebracht und hernach unter die patres nacher Minichcn 
abgeschickt wurde" (Schickfufs II 185). Ebenso geschah es mit den 
Kindern des w^en seiner Verwicklung in die Wallcnsteinsche Ange- 
legenheit hingencliteten Glenerals Sehaigotseh, freien Standesherm anf 
Tnehenberg. 

* Einige Beispiele: 1565 b^ehlt der Kaiser seinen Kommissaren, 
Erbmdigungen darabor eiunitiehen, ob Hersog Heinrieh Ton Liegnitz 
iSine ünterthanen belistiee (Kgl. Staatsarch. Brosl. AA. III 6d S. 347). 
Der Kaiser ordnet einen ooeramtlichen Befehl für den Herzog Friedricn 
Ton Liegnitz an, den Daniel iSchramm mit einem im liegnitzschcu 
FüTstentmie liegenden Vorwerke sn belehnen (ebd. AA. Iii 6e, d. d. 
l't. März 1584). Als Karl Promnitz, freier Standesherr von Plefs, einen 
seiner Vasallen vor das Mannrecht lud, dieser letztere aber solches 
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ihr althergebrachtes Bederecht sachte der König den Herzögen 
zu ontreifsen ^ Das Gesetzgebungsrecht der Landesherren^ die 
Befugnis, ihren Unterthanen Privilegien zu erteilen, wurden 
auf das äufeerste beschränkt; keineswegs durften die künig- 
liclien Vorrechte - ein äufserst flüssit?pr, in nnr^bln^siger 
Entwickeluiig befindlicher Rpffriff — dadurch verletzt werden. 
Um nicht mit der Krone in Konflikt zu kommen, war cü da- 
her für die Fürsten das Geratenste, die von ihnen ausgehenden 
Landeso rti Hungen , Privilegien u. s. w. der königlichen Be- 
stätigung vorzulegen ~ , und üelbst diese letztere war von 

Sroblematiachein Werte, wenn man späterhin herandand, dafs 
och eine Beeinträchtigung der KronprArogative erfolgt sei*. 
Die Abhängigkeit der HersOge von dem Onigie war eine 
so starke y dafe dieser 1559 den Befehl erteilen konnte, 



Gericht ..als vordüohtig anzog*', bffahl der Kaiser dein Oberhauptmaiin, 
Prnmnitz mv\ -rition Vasallen mit eiiiandor zu vetfrlf^irlien, — ein 
ofl'fiibarcr Eiu^rili in die Gericht^ewalt des l^romuitz (t;bd, AA. III 
6d S. d. d. Prag 5. Januar ISlw). Herzog Georg von Brieg hatte 
einen Vasallen, namens ^trrt/. vor sein Mannretbt geladen und, da 
dieser un^chorHani ausgeblieben war, seine Güter eingebogen. Stertz 
wandte sicli nun an den Statthalter der böhmischen Krooe, den Erz- 
herzog Ferdinand, und dieser setste eine Kommission zur HersteUnng 
riiir- Vi vjjb'icbeH z^^'i''('hen dem Ilerzogp und Stcrtz ein. Als nun diese 
Koinmi:jh<iou dem Herzoge einen Tag zur Verhandlung der Sache be- 
stimmte, „so bat s. £. gn. nicht eneheinen wollen, soncter sicli auf seiiie 
Privilegien und begnadungen, doraus er sich gegen seinen underthanen 
nidif begeben künde, . . Dortifcn." In diesem Falle hielt es sogar die 
Breslauer Kammer, sonst die rücksichtsloseste Vorkämpferiii der könig- 
lichen Prärogative, nicht ffir angebracht, das klar «n Ta^ liegende 
Recht des Herzogs zu verletzen, und riet dem Erzherzoge, sjch in Güte 
bei Herzog Georg für den Riehard Stertz zu verwenden (d. d. Breslau 
23. August 1560. Ebd. AA. III 23» fol. 223 f.). 

1 8. o. S. 140 Anm. 1 („. . . und Steuer"). Als Hersog Heinrich 
von Liegiiitz zur Able^njj seiner Stlml^fi n eine Steuer von seinen 
Ständen verlangte, stellte die Breslauer Kaniiner dem Kaiser vor, „das 
solchs E. K. M. als regirenden konig zu Behaimb und obristen bertzogen 
in Schlesien und sonderlich umb der gemainen landsbewilligung wiüen 
zu liöcli.sten it;iclit;nliL' sni,'* da dio TJegnitzer so zur T.<n8tung der 
augcubiicklicheu und küuttigea scblesischeu Greueralsteuem unfähig 
würden (d. d. Breslan 16. Febr. 1572; ebd. AA. HI 23g fol. 10 f.V 

^ Derartige königliche Bestätigungen finden sich für die Oelsnisehe 
und Teschensi-lie Landesordrinnp 

' 156Ö fand die Breslauer Kammer, dafs eine von Herzog Johann 
den Oppelnsdien Ständen bewilligte, vom Könige konfirmierte Landes- 
Ordnung „in mehr articln der höchsten obmessigkeyt, regalien mid 
hohayt'* u'iderspreche; sie erklärte, dafi* das, was flerzog Johann den 
Ständen eingeräumt habe, nicht für den Kaiser aLs den „König zu 
Böhmen und den obristen regierenden LandesfTirsten in ganz Schlesien* 
verbindlich sei; als K"»nig Ferdinand die Oppelner Landesordnung kon- 
firmierte, habe er dt»n Oppelner Ständen nicht mehr bestätigt, „ai^ was 
ihnen wolgedacbter herzog hau« von Oppeln zu geben fui; und macht 
geliabt," und daher habe er sich auch seiner „konigliehen und landesfürst- 
üchen hohen obmessipkeit. die ihrer k. m. als ninem ki>ni^ und ohrigten 
landsfursten von recht und pilligkeit zustendig, dardorch nicht begeben^ 
(d. d. 3. August 1565, ebd. AA. III 23 d fol. 105). 
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IViedrich Ton Liegnitz „wegen seines unordentUohen, leicht- 
fertigen Leliens* gefibugüch einzusiehen ^ , dafs sie selbst in 

ihren intimsten Familienangelegenheiten vor der Einmischung 
des Kaisera niclit sicher waren ^ ; ihm gegenüber waren sie zu 
vollkommener Ohnmacht und Bedeutungslosigkeit verurteilt. 
Die bisherigen Inhaber der landesherrlichen Befugnisse stiegen 
von ihrer einstigen Höhe herab; sie verloren den nuifsgebenden 
Einflul's auf die staatliche Entwickelung; ihre Hechte streiften 
den (öffentlichen Charakter ab und sanken hinab in die Sphäre 
pnvatrechtlieher Privilegien. VoUstiindig gelangte diese Be- 
wegung allerdings erst unter den Einwirkungen des dreifsig- 
jAhrigen Krieges und nach dem Aussterben der liegnitzschen 
nisten zum Abschlösse; die schlesischen Fünten seit dieser 
Zeit erscheinen im wesentlichen nur noch als grofse Grand- 
herren, in strengster Abhüngigkeit von der Krone und dieser 
bedingungslos unterworfen. 

Die £rotarkung der königlichen CentnJgewalt gegenüber 
den einheimischen Landesherren stand im engsten Zusammen- 
hange mit der allgemeinen Erhebung der Krone. Aus dem 
Konglomerate von lehns- und landesherrlichen Hechten bildete 
sicli jetzt eine wahre, alle Verhältnisse des Lebens der Volks- 
gemeinschaft durchdringende Staatsgewalt. Zur Herstellung 
einer solchen bedurfte es freilich eines Rechtstitels, wie er 
durch die bisherige historische Entwickelung noch nicht ge- 
sehen war. Das Königtum stellte sich daher auf den Boden 
der antiken Staats- und Rechtslehre; es entlehnte aus ihr den 
Begriff der absoluten Majestät der Krone, welche mit ge- 
wissen, untrennbar zu ihrem Wesen gehörigen Attributen^ 
den Regalien, ausgestattet sei; es brachte zur Keife den ab- 
strakten Staatsbegriff. Erst jetzt begann die principielle 
Scheidung zwischen öffentlichem und privatem Rechte; der 
»Staat wurde aufgefafst als eine jeder Sphäre des Privaten 
entrückte, im Königtum gipfelnde Institution, deren Recht das 
höchste sei, deren unbedingter Herrschaft alle übrigen Per- 
sonen und Verbände unterworfen seien. Immer wieder findet 
sich in den Aktenstücken jener Zeit die Berufung auf die 
nvolkomlichey macht, hochhait, obmessigkeit und majestät" des 
Königs von Böhmen, auf seine ^hochtragenden kuniglichen und 
landesfiirstlichen regalien.** Zu diesen Regalien wurden vor- 
nehmlich gerechnet, — das Einzelne darüber wird späterbin 
erörtert werden, — die Rechte der Appellation und Supplika- 
tion bezüglich der Justizhoheit « hinsicntlich der Finanzhoheit 
ds8 Zoil-y Salz-, Bei^gwerks» und Mttnzregal, Ton denen das 



> Ebd. AA. m 6h S. 441 ff. (d. d. Au^bur^ 18. Juni 1559V 

' So verbot der Kaiser den Herzögen Friednch und Heinridi von 
Lieenitz, ihre Tochter resp. Schwcptor ohne seine rTonehmifnnip 7Ai 
verheiraten. Ebd. AA. III 6d Ö. 347 (d. d. Wien, lö. November löüo). 
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letsia {reiiich, insofeni es nicht nur ab ein Recht der Hftns- 
prilgung, floiraeni auch als die Befugnis zur Veiieihmig der 
Wlthrang erscheint, zugleich in das Gebiet der inneren Ver- 
waltung eehörte. Nur ein weiterer Schritt war es, wenn die 
Krone alte diejenigen Gebiete des Staatslebens ihr unterworfen 
erklärte, wo nicht aiisdrflrkh'che Privilegien einzelner oder 
allfT ihr entgegenstanden , wenn si^ onrllich die Behauptung 
aufstellte, dal's alle Privilegien nichtig und kraftlos seien, falls 
sie dem Wohle der Gesamtheit widerspr^cljen. Mit Ferdinand I. 
hebt an die Herrschaft der moderneu StaaUidee in Schlesien : 
freilich vermochte das Königtum dieselbe nur nach und nach 
unter stetigem Kampfe zur Geltung zu bring(;n^ die volle 
Konsequens aus ihr rar die G^taltung der königlichen Central- 
^walt konnte erst unter dem Einflüsse des dreifsigjährigsn 
Krieges nach der Niederwerfung der Stände gezogen werden. 
Immerhin aber charakterisiert sieh die Regierung Ferdinands L 
dadurch, dafs unter ihr das Königtum zu einer wahren Obrig- 
keit und Staatsgewalt sieh umwandelte. Dieser durch die 
Krone dargestellte Allgemeinwilie war fodocli .nicht ein zur 
Kiiiheit oi^ani.^i<'i [<'i Gesamtwille, sondern ein aus sich selb.^t 
liicisender, für die Uesamtheit schlechthin höherer und äu^^•t r r 
Alleinwille; die Landesobrigkeit war nicht ein dem Volkt 
immanentes Gemeinwesen, sondern eine ihm transzendente, 
nach Existenz und Fonn schlechthin gegebene und unab- 
hängige Herrschaftsordnung* ^. 

iMehen der Krone finden whr als Triger der Centralgewalt 
die «um Ftirstentage konstituierten Qeneralstftnde, die söge* 
nannten Fürsten und Stände Schlesiens. Der Fttrstentag fe- 
derte sich in drei Kollegien; das erste bestand aus den Fttrsten 
und den Inhabern der freien Standesherrschaften*; während 
die er-:tf»ren Virihstimmen besafs^n, stand den letzteren nur 
eine Kurialstimme zu; das zweit » Kollegium setzte sich zu- 
sammen aus den De putierten der Landschaften (d. h. der 
Herren, Prälaten und Ritterschaften) der Erbfürstentümer und 
dei* kStadt Breslau, da dieselbe die Hauptmannschaft Uber d.w 
Fürstentum Breslau innchatte, das dritte endlich aus den 
städtischen Gesandten der Ermtlrstentttmer Schweidnitz-Jauer^ 
Glogau und Troppau, allerdings nicht aller , sondern inmier 



• Qjerke, GrenoBsenschaft^recht II 857. 

' Uber die Ent^itohnnp und Hcdciitun^: f!(^rH«^lboii s. o. S. 55 f. und 
8. 133. Schon bei der gcwilikuhrten Jk^iuuug von 1490 orschiauen zwei 
freie Standesherren ah Teilnehmer. In der Bestätigun^surkunde des 
Königs Wladislaiu für Herrn Hang von Schellenborg über die Herr- 
schairnn .Tfifromrlorf . Leobschütz u. w. (hi'troffs dornn S(]it'll<'nl»»'r|; 
cbentallH als freier Standeäherr 2U bezeicbneu ist) wird angeordnet, dafs 
der OberhaQvtmann den Hchellenber^ su den FQf9tentafr«n besehlcken, 
und dafs auf diesen Schellenberg »einen Sitz bald hinter den Fürsten 
habm und .inch stimmberechtigt sein solle fd. d. 22. Märs 
Grü u hagen • Mar kgraf, Lehn^urkk. II o'S ff.). 



XIU 1. 



U5 



nur der bedeiiU'iidsten St.ldte*. Wir können hier nicht näher 
darauf eingehen, wie einige Stände, so die Troppauer die 
Glogauer und die von Schweidnitz-Jauer, wiederholt Versuche 
niidkten, sieh der Sessfontpffiebt ftr die Fttrstentage zu ent- 
sidhen; am gef^rlichsten für den Bestand der staatlichen 
Einheit Schlesiens wurde die Abstinenzpolitik der Sehweidnita- 
Janerschen Stände im fünften Jahrzehnte des 16. Jahrh^ als die- 
selhen Sitz und Stimme statt auf dem schlesisehen Fürstentage 
auf dem böhmischen Landtage zu erhalten strebten^. Erst 
nach dem für die protestantische Sache unglücklichen Aus- 
gange df's Schmalkaldoner Krieges, der seine Rückwirkungen 
auch auf »Schlesien ausübte , wuchs der innere Zusammen- 
halt unter den schlesisehen Stünden, um niemals wieder ge- 
lö.Ht zu werden. Man sieht, dafs die einzelnen Mitglieder des 
Fürstentages verschiedenartig waren; derselbe bestand teils 
aus den eiuheimischen Landesherren, teils aus den Gesandten 
der Landschallen der ErbfÜrstentttmer sowie der Stftdte einiger 
E^fÜrstentttmer, d. h. teils aus den Häuptern jener alten, 
SOS der piastischen Zeit flberkommenen Herrschaftsrerbände^ 
welche einst selbständige Staatsgebüde darstellten , teils aus 
den Bevollmächtigten solcher Gemeinwesen, welche ihrersdts 
wieder, wie die LandschafitsTerbände, sich aus den Häup- 



' Die Städte von Oppeln-Ratibor hatten im 16. Jalirb., soviel sich 
akenneu läfst^ weder Session auf dem Fürstentage noch auf dem 
Oberreehte. &rU8 8. 87 ffbertrSgt bd seiner Daistellunff der Zu- 
sammensetzung des StftdtekoU^imu die Zustände des 1^ auf das 



' Hinsichtlich der Troppauer Stände vgl. die entsprechenden Par- 
tieen in Biermanns Oescn. von Troppau und die bei Schickfufs 

entlialtrnen Verhandlungen den Fürstentages VOn 1567 über die Staats- 

rechtliv h»' Zugehörigkeit von Troppau. 

' Schon bei der Thronbesteiguuf; Ferdinands L nahen sich die 
schlei^ischen Generalstinde veranlarst , ßeschwefde darüber za fÜluren, 
dafp die Scliweidnitzer Ritterschaft sich vom Lande ziehen wolle. 
(Böhmische Landtatraverhandlunpen und böhmische Landtagstagsbe- 
schlüäse I lö7 f., I raj^ 1877: Gruvamina des Lande.'* Schlesien», d. d. 
Wien* 11. Januar 1527). Bei einer im Marz 1542 stattfindenden Be- 
ratung von ö.Hterreichischen und böhmischen Abgeordneten stellte sich 
Ton Schlesien nur die Sehwcidnitzer Ritterschaft ein. (Ebd. 8. 530 f.) 
Auch vom Oberreehte behaupteten die Schweidnitz-Jaucrschen Stihide 
axsat zu sein; sie beabsichtigten nicht« Geringeres, als den staatlichen 
Znianunenhang mit Schlesien aufzuheben und sich dem böhmischen 
Landtage anzuscbliefsen) auf dem sie auch Sitz und Stimme erhielten 
(Kries, Hezens. fiber Wnttke's (xeseh. der Offentl. Verhältnisse Schle- 
sienfl S. 33). Dn König stellte sich In dieser Angelegenheit auf die 
Seite der Scblesi»'r; auf dem Ffir.-*tentage von 1542 erklUrte er durch 



Pttrstentfimer Sehweidnitc-Janer und Ologan von ^hlesien umThabe 
bwcita den betreffenden Landeshauptleuten befohlen, „das erwente drey 
fortenthumber ire Schätzungen und bewilligte hülf neben und sambt 
inen den fiirsteu und Steuden in Siesien und uit gen Behaim erlegen.'' 



(Bresl. Stadtareli. A. P. UI Ms. 164 Ibl. 254 ff., Ffirstentagsinstraktion 
1 d. 22. Mai 1542.) 



16. Jahrb. 




FonehuBgMi (56) XIII 1. — Baohfahl. 
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tem grundherrlicher Verbände, oder, wie die Städtekorpora, sich 
wiedw am bttigeriichen Oemeiiiweseii susammenseteteii. Jedei 
Mitglied des Fürstentageft yertrat aunftcluit entweder, so die 

Landesherren, das voii ihnen hehemchte Land, oder, wie die 
Mitglieder der beiden anderen Koll^ien, diejenige stündische 
Erbfürstentumskörperschaft, deren Delegierte sie waren; in 
ihrer korporativen Vereinigung aber waren die Fürsten und 
Stände die Vertreter des ganzen T.aTides; sie stellten in sich 
dar das ganze Land und fungierten zugl»'u-^ als dessen Organ*. 
Sie absorbierten nicht etwa die gesamte bumme d< r den ein- 
zelnen Fürsten und Ständen zukommenden staatlichen Befug- 
nisse; aber ihre Beschlüsse, insofern sich dieselben innerhalb 
der Küclitssphäre des Füristcntagei» hielten, waren bindend für 
das gesamte Land und alle seine Angehörigen. 

Der Ort des Fürstentagea war Breslau^; die Zeit seines 
Zusammentrittes war unbestimmt, da er meist angekündigt 
wurde, wenn der König neue Steuern brauchte, und nur selten 
landen Cknerallandtage statt, auf denen nicht auch über Steuer* 
angelegenheiten, sondern nur Uber andere Fragen, so besonders 
über das Defensionswerk, beraten wurde. Die Berufung des 
Fürstentages stand dem Obf^Hiauptmann im Namen und im 
Auftrage des Königs zu. lu früherer Zeit liatte der Ober- 
hauptmann das Recht, ans eigner Initiative (Wo Fursten und 
Stände zu versammeln. Unter dem stark» ii Ktjgiiuttiite Fer- 
dinands 1. änderte sich dies; 1536 verbot der König dem Ub'-r- 
hauptmann, selbständig die Fürsten und Stünde Schlesiens 
berufen, indem er ihm in Fällen dringender Not, so bei Em- 
pörung oder feindlichem Angriff, nur gestattete, eine Art von 
Notablenversammlung zur £rw8gung der notwendigsten Mafs- 
r^eln abzuhalten^. Zwar erhoben die Stände dagegen Protest; 
sie wiesen darauf hin, dafs der Oberhauptmann das besagte 
Rrn-Iit früher anstandslos ausgeübt habe, und dafs in Zeiten 
der Gefahr dem Lande aus jedem Verzuge groOser Schaden 



' Vf^l. G. von I>nlow, Das bergisrlio Rcchtslnuli. Marburger 
Habilitationsschrift von l^^fy, S. VS. Die Stände sind Organ des Landes; 
denn sie sind ein Teil de:* Landes und handeln für dasselbe. Aber 
iliie Vollmacht beruht auf einem gewohnheitsreehtlichen Satie, der in 
die Vcrfii-^sung nhnrn^olifn konnte durch Anerkennung ihrer Vertre- 
tungsbefiigui» durch den Landeshc^rm; sie beruht niclit auf einem ihnen 
durch das Land erteilten Auftrage. 

'-' Nur binweilen wurden die Ffirstcntage wohl aus Rücksicht auf 
den Biticliof in Grottkau abgehalten; so 1528, 1535 und 1542. In\ Jahre 
1535 Jedoch erklärte die Breslauer, keinen Fürstentag mehr beBchicken 
BQ wollen, der aufserbalb Breslaus stattfftnde. (Bresl. Stadtaich. A» P. I 
Ms. 162 fol. 317 ff., ItiHitruktlon der Breslauer Fürstentagsdepntierten, 
d. d. 2*J. Januar 1535.) 15(»7 wurde ein Fürstontag zu Troppau ge- 
halten, und 2 war deahalb, weil auf ihm die Frage über die Zugehörig- 
keit Troppaus zu Schlesien beraten wuide. 

* Schreiben des Königs an den Oberhauptmann, d. d. Innsbruck^ 
16. August 1536; Kgl. Staatsarch. Bresl. AA. UI 6a S. 232 ff. 
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erwachsen könne*. Der König leugnete zwar nirlit die bis- 
herige Existenz dieses Rechtes deti Oberliauptinanns, erkiiirte 
aher, dais er dies jetzt nicht mehr dulden könne, da sonst die 
btäude seiner übrigen Länder nach der gleichen Freiheit 
ftreben würden 1541 wurde dem Oberamte anheimgestellt, 
Im Falle eines plOtadidieii Bmfalles der Tttrken einen forsten* 
tag aussuBchreioen, auf dem aber nur ttber den Widerstand 
gegen dieOsmanen verhandelt werden dürfe ^. Eine Erlaubnis 
unter derartigen Bedingungen kam natürlich einem Verbote 
gleich, und in der That wurde ein solches 1552 ausdrücklich 
erneuert*. In der Folgezeit, im 17. Jahrhundert, ward es 
Braucli . dafs der Oherlmiiptmann in F^illen sehr dringender 
Not die Stünde zu vf i ^ammem M.iclit habe, indem er davon als- 
bald unter Angabe der Grtinde dem Könige Nachricht geben 
miifste. Lag aber eine aufserordentiiche Notwendigkeit nicht 
vor, so mul'ste der König um seine Erlaubnis, ersucht und von 
der Ursache der gewünschten Versammlung in Keimtiiis ge- 
setEt werden*. So waren die letzten Spuren, welche an die 
Entstehung der nunmehr zu einer Zwangsgenossenschaft ge- 
wordenen Stände aus den gewillkürten Einungen des 15. Jalir- 
hunderte erinnerten, endgültig verwischt. 

Der Oberhauptmann mufste den Fürstentag mindestens 
drei Wochen vor dem Termine seiner Eröffnung ausschreiben 
und darüber wachen, dafs die Fürsten und Stände entweder 
rechtzeitig in Per^ion oder durch ihre OesaTi lt 'n vertr^t'^n 
sich einstollten, sowie endlich für den Fall unentschuldiL; tm 
Ausbleibens dem Könige Anzeige erstatten ®. Zwischen der Krone 
and den Ständon entspann sieh ein Streit darüber, ob die Oe- 
ünndten nach erfolgter Berufung /.um Fiirstentiige mit iiube- 
dingten Vollmachten auszustatten wären. Die Stände ver- 
langten nämlich, dafs der König in dem oberamtUchen Be- 
Tofnngsschreiben die Gegenstände der Beratung mitteile, da^ 
mit die einzelnen Fürsten und ständischen Körperschaften ihren 
Abgeordneten die nötigen Instruktionen betreffs Annahme oder 
Ablehnung der Forderungen des Herrschers erteilen könnten, 
und dafs derselbe alsdann Iceine anderen Sachen mehr dem 
Ftirstcntage zur Boseldufsfassung vorlege. Man sieht leicht, 
dais, wenn diese Bestrebungen der Stände von Erfolg gekrönt 



* Gravamiiia des Laudtags von 1538, Bresl. Stadtarch. A. P. U 
Mä. 163 fol. 414—419. 

* Antwort des Königs, ebd. fol. 420—428. 

* Ebd. A. P. III Ms. m fol. 185 ff. 

* Ebd. A. P. IV Ms, 165 foL 1 ff. 

* Schickfafs III 112. S. über analoge Verhiatniase bezüglich 
des SelbstversammlungHrechtes der Stftnde in and^n deatscben Terri* 
tonen Gierko, n. a. O. I 810. 

* S. die Deklaration des Bischofs Martin zum Uberhnuptinauue, 
d.d. Breslau, 19. Juni 1577. Bresl. Stadtarch. Faber -Reurs, Col- 
leetinea m foL 57 f. 

10* 
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wurden, der Fiirstentag zu eiueiii K-ongrefs von Deputierten^ 
die lediglich als Organe ihrer speciellen Kommittenten und 
nicht des gesamten Landes fungiert hfttten^ henteeennken 
wäre. Gittcidicherweiae aber weigerte sich der &inig anf 
das entschiedenste, diesem Begehren Folge zu leisten, indem 
er seinerseits an die Stünde das Ansinnen stellte^ ihre 
sandten mit unbedingten Vollmachten zu versehend Erst 
dadurch) dafs Ferdinand L diese seine Forderung durchsetzt^ 
erlangte der Fürstentiie: die wahre ReprMsentfition de« Landes^ 
sodafs in ihm die Einheit des I^andes gegenüber der Krone 
zur Erscheinung kam, sodafs seine Beschlüsse als der Ausdruck 
des höchsten Willens der Landesgemeinde sich kuüdgaben. 

Die zum Ftirstentagc eintreflFenden Teilnehmer mufsten 
ihre Ankunft am Tage vor Beginn der Verhandlungen dem 
Oberamte anzeigen oder^ falls sie zu kommen verhindert 
waren y ihr Ausbleiben daselbst entschuldigen*. Den Vorsits 
führte der Oberhauptmann ^ Zuerst trugen die königlichen 
Kommissare y meist drei an der Zahl, die königlichen Propo- 
sitionen vor, d. h. Antrftge, durch welche der König entweder 
ii^gendwelche Forderungen betreffs Steuer, Leistung von mili- 
tärischem Zuzug oder Ritterdiensten stellte, oder die Stände 
anf irfrendwelelie, seiner An^^icht n;ich reformbedllrftip^e , in 
den Bereich ihrer Oesetzgebungsge\valt fallende Gegenstände 
aufmerksam machte. Die Beratung und Heschlufsfassung ge- 
schah gesondert nach den einzelnen Kollegien; das Votum 
jeglichen Kollegiums wieder bestimmte sich nach der Majorität 
der in ihm enthaltenen Mitglieder. Zuerst stimmte die Fursten- 
kurie ab; ihr Votum wurde schriftlich dem Kollegium der 
Ritterschaften zur Beschlufsfassung Ubergeben; zuletzt kam 
die Reihe ebenso an die Städte. Der Oberhauptmann sam* 
melte diese drei Separatvota und stellte aus ihnen, falls sie 
übereinstimmten, aen Ftirstentagsbeschlurs zusammen; falls 
sie auseinandergingen, Überwies er die Angelegenheit den ein- 
zelnen Kollegien zur nochmaligen Beratung und gab, wenn 
auch dann noch k*Mne Einigkeit zu o]-zio1en war. das votum 
conclusivnni ab, indem er die divergierencien Stimmen zu ver- 
einigen tiuchte, wobei es Brauch war, dafs er sich der Ansicht 
der Majorität anschlol's. Darauf wurde der also zustande ge- 
kommene Fürstentagsbeschlufs im Beisein der königliehen 
Kommissare verlesen; seit der Mitte des 16. Jahrhunderts 



* V^gl. den aus den Acta Publica des K^l. Staatsareh. iu Breeil. 
bei Kries (Rezens. über Wuttke's Band 1 ij. 25 f.) abgedruckten Brief 
Ferdinands I. an den Oberhauptmami, d. d. 8 Okt. iM, 

« Schick fv III 108. 

* Kgl. Staaisarch. Brcsi. AA. III 31a fol. 47 (Herrn Brauna Eot- 
sdraldtcung etc., d. d. Wsrtenbexg, 28. Juni 1689). 

* Vgl. für das Folgende Scbiekfiifs III 102 t; Kriei» Steuer- 
ver£Msimg S. 26 ff. 
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bürgerte sich unter anfäuglichem Proteste der Stände ' die 
Sitte eiiij dais die Kommissare und besonders der König, wenn 
er selbst anwesend war und seine Forderungen aelbst vertrat, 
Ms der BeBchlaia des Fttrstentages ihnen nicht gelegen war, 
eine Replik veranstaUBten, d. h. Ihre Forderungen nochmals 
den Stibiden sa erneuerter Beschlnfsfiusung vorleigten oder 
doch wenigstens ein Minimum angaben, dessen Bewilligung 
ihrer Meinung asufolge unter aUen Umstftnden geboten war, 
oder auch andere in dem ersten Beschlüsse der Stände abge- 
wiesene Wünsche wiederliolten. Auf diese Replik erfolgte 
dann seitens der Stünde eine Dnplik, d. h. ein neuer, iui( die 
vorgebrachte Replik hin gefai'ster Beschlufs. 1567 kam es 
sogar zu einer Triplik des Königs, späterhin sogar zu einer 
fiinf- bis siebeiiinaligcn Antra^stelhiii^^ des Königs und dem- 
gemäfs Beschlufafassung der iStände. Auch stand es dem 
Könige frei, wenn der Beschlufs des einen Fürsten tages ihm 
uieht genehm war, sogleich einen neuen einanberufen: so 
wurden 15d4 sechs Generallandtage hintereinander abgehalten. 
Kamen Gegenstände auf die Tagesordnung, welche nicht auf 
Antrag des Königs hin verhaadelt wurden, so stand die Pro- 
position beim ObcFunte; Beratung und Beschlufsfassung voll- 
zogen sich dann nach den gewöhnlichen Modalitäten. Die 
Fürstentagsbeschlüsse waren dreifacher Natur; sie waren näm- 
hch entweder Antworten auf die Propositionen des Köni-^s oder 
diesem vorzulegende Beschwerden, sogenannte Gravamlna, 
über (Tegenstitnde, welche unter dem Herrschaftfibereichc der 
Krone standen, oder endlich ftlr dag Laiul verbindliche Ge- 
setze und sonstige VV^illeiiserklarungeu. Die erste und dritte 
Art sind oft miteinander yereinigt; so hatte ein Steuerbeschlufs 
s. B. die Geltung einer Antwort für den König und augleich 
eines Gesetzes mr das Land; mitunter aber wird derselbe 
Beschlufs erst als Antwort für den KOnig und sodann als 
Gesetz für das Land nochmals besonders verkündigt Die fUr 
das Land erlassenen Gesetae, Verordnungen u. s. w. wurden 
oft zu einem besonderen „Landesabschiede" oder „Landes- 
memorialp" zusammengefafst. Die Ausführung der Fürsten- 
tngsbeschlfi^^sf' und die Pul)likation der Mandate, in «lenpn die 
Bf'^chlüsse zur öffentlichen Kenntnis gebraciit wurden, \v,iren 
Sache des Oberamtes; oft wurden zur Exekutive besondere 
sUtndische Ausschüsse gebildet, in denen dann der Oberhaupt- 
mann regelmiifsig den Vorsitz führte. 

Es bleibt uns ietat nur noch ttbrig, da» Verhältnis zwischen 
der Krone und den zum FUrstenta^e korporierten Fürsten 
und Ständen au untersuchen; es führt uns diese Frage auf 
du Problem des Charakters des damaligen Staatswesens 



1 So z. B. auf dem FOistentsgs von 1556: BrssL Stadtareh. A. P« 
IV Ms. 165 «oL OT E 
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überhaupt'. Der sclilesische GesamLsjUiat vom 15. bis zum 
17. Jahrhundert war. wie alle Ständestaaten jener Zeit, kein 
Einheitsstaat im modernen Sinne , sodals Krone und Stände 
nur als die verfassungsmäfsigen Organe anfsnfassen wären, 

in denen die eine» unteilbare, einfache Staatspersönlichkeit zur 
'Erscheinung gelangte; sein Gepräge war vielmehr ein durch- 
aus dualistisches, indem er sich aus zwei Sonderpersönlich- 
keiten, dem Könige und dem Lande, zusammensetzte. Die 
centrale Stnntsprpwfilt war nicht einheitlich orj^-nnisiert, sondern 
ihr Besitz war geteilt zwischen Krone und iStänd'\ von denen 
die letzteren als Organ des von ihnen vertretenen Landes 
fungierten. Beide hatten ein im Kähmen der bestehenden 
Verlassung unentziehbares , eigenes Keclit auf die Ausübung 
der ihnen zustehenden staatlitlieu Funktionen. Der König 
leitete sein Recht her aus der ihm angestammten Oberherr- 
lichkeit und der kraft seiner Majestät ihm gebtthrenden 
höchsten Herrschaftsgewalt; die Stände fanden ihren Rechts* 
titel in ihren gewohnheitsrechdichen Freiheiten und den von 
der Krone ihnen und dem Lande erteilten Privilegien. Die 
staatsreclitliche Entwickelung des 16. Jahrhunderts brachte es 
freilich mit sich, dafs ihnen der wachsenden Macht der Krone 
gegenüber ein unantastbares Hecht auf den Besitz staatlicher 
Befugnisse nur dort garantiert blieb, wo sie sich auf ausdrück- 
liche Privilegien stützen konnten. König und Generalstände 
waren so zwei neben einander stehende, für den besonderen 
Bereich ihrer speciellen Funktionen von einander unabhängige 
Trftger staatlicher Kechte und staatlicher Gewalt; diese waren 
jenem gegentlber die Vertreter und die Or|;ane des Landes, 
die Träger der Landesrechte und Landesfreiheiten. 

Der Dualismus des Staatswesens jener Periode &nd 
seinen Ausdruck zunächst' auf dem Felde der Gesetzgebung« 
Dieselbe ist im modernen Verfassungsstaate das Resultat des 
Zusammenwirkens zwischen dem Monarehen und dem Parla^ 
mente. Anders war es im stiindiseljen Territorialstaate. Über 
gewisse Gebiete des StaHtsIpb^ns stand hier die gesetzgeberische 
Gewalt ausscliliefslit'h tlci- Jvroiie zu; unter dem NaTnen der 
Hegalien waren dieselben jedem stiiiidiselieii Kin^i^^se ent- 
zogen, sodafs an der Zoll-, ^Müiizgesctzgebung u. s. vv. die 
Stände von jeder Teilnahme ausgeschlossen waren. Im 15. 
und noch zum Anfange des 16. Jahrhunderts treffen wir in 
Schlesien die sogenannten Mttnzeinungcn , d. h. Verträge 
zwischen den Fürsten und Ständen zur Herstellung eines ein* 
heidichen, tauglichen Mttnzfufses für ganz Schlesien. Mit der 
Herrschaft Ferdinands I. vollzog sich eine Wandlung und 
zwar wegen der strengen Durchführung des Mtlnzregals, in* 



^ Vgl, kieczu Oierke, Genosseuschaftsrecht I 535 ff., 801 £» II 

855 ff. . 
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sofern dasselbe dem Könige ein aussehliefsliehes Reclit auf 
die Verleihung der Währung zusprach. Der König bestimmte 
von jetzt ab aus eigener Machtvollkommenheit den Münzfufs ; 
er forderte dftbei vielleicht du Gutachten seitens des FOrBten» 
tages ein oder nahm die Wtlnsche und Beschwerden desselbra 
in dieser Angelegenheit entgegen, ohne doch an diese Meinungs- 
ftuTsernngen irgendwie gebunden zu sein. Auf Grund der zu 
seiner Justizhoheit gehörigen Regalien führte er die Rechts- 
mittel der Appellation und der oupplikation ein, ohne der 
ständischen Zustimmung dabei irgenawie zu bedürfen. Ebenso 
wieder verhielt es sich mit den Ständen ; diesen jz:ebiihrte die 
gesamte Steuergesetzgebung, mit Ausnahme nur der durch 
das Zollregal dem Könige vorbehaltenen Zollgesetzgebung'. 
Der König konnte die von den Ständen beschlossene Steuer 
annehmen oder nicht, wie man ein Geschenk sich gefallen 
Iflfst oder ausschlägt; wir haben aber darin nicht etwa eine 
Mitwirkung des Königs filr das Zustandekommen der Steuer- 
gesetze zu erblicken ) wie schon daraus efhellty dafs der 
Fnrstentag solche Steuern für die BedHrfhisse des «Landas* 
aasschrieb, welche nie dem Könige zu gute kamei^ ümi gar 
nicht erst angezeigt wurden, aber nichtsdeatMPemger für das 
Land verbindlich waren. Der FUxsisotag schuf Gesetze über 
die Organisation der .StMMnPfrwaltung, ohne dafs dem Könige 

' Das Hecht der iStäude zur Steuergesetzgebung basierte auf dem 
ihnen zakommenden Rechte der Steaerbewilli^m^ nicht nur für rieh, 
Mmdern anch für ihre Unterthanen und für das gesamte Land. Es ist 
mm d\p Frage, auf welch«' Wt'ise die zur Teilnahme um Ffirftentage 
berechtigten Fürsten und Staude zu dieser Vertretung de» gesamten 
Lsodee ninsichtUch der Steaeibewilligung gelangten, zumal da man dabei 
berftcksichtigcn mufs, dafs da« Steuerbewilligun^srecht den vornehmsten 
Bestandteil der Mefupniss«' des Fünstentapjes bildete. Die Städte des 
FfirHtentums Oppeln z. B. waren, seitdem da^jsselbe ErblTirstcntum ge- 
worden war, keiner Mediatherrschaft unterworfen, dennoch aber im 
16. Jahrh. auf dem Fürstentago nicht vertreten, pomif den Steuer- 
beschlüssen der übrige« Fürsten und Stände unterwtirfcn. Welches 
Recht hatten ferner die Fürsten, Steuern zu bewilligen, die für ilir 
Land verbindlich waren, da sie doch in ihrem eijrenen Lande Steuern 
nur mit Bewilligung ihrer Stände fonh'rn durften? Man kann diese 
Vorgänge kaum anders erklären, wie dadurch, dafs damals, als unter 
Matthia.«! Korvinus der Fürsteutag als ein Institut der schlesischen Ver> 
hmjtng enstand, die Rechtsanschauung jener Zeit das Verhfiltni.K zwi- 
schen der Krone und dem ganzen Lande Schlesien nach der Analogie 
des Verhältnisses zwischen dem Laudesherrn eines Eiuzelgebietes und 
temem speciellen Lande aufPafste, dafs sie demgemftfs dem FGrstentage 
alle dict|enigen Rechte zuschrieb, welche in dem Sonderterritorium dem 
Landtage zukamen, in erster Linie also das Ueelit der Steuerbewilligung 
(S. 0. S. 62 f.). Auch das Privileg von 149Ö gewälirt dem Lande im 
allgemeinen («FflrsCen, Herren, Land, StSdten und allen Einwohnern de« 
Schlesien") Steuerfreilieit (d. h. Freiheit von der Steuerpflicht) und 
sagt nichts über die Vertretung des Landes hinsichtlieh der Steuer- 
bewilligung; docli geht aus dem tanzen Privileg sichtlieh die Auf- 
fiwong hervor (so s. B. aus dem ZollparagraphenX dafs die Vertretung 
des LuidM dem Könige gegenfiber dem Ffirstentage gebfihre. 
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dabei auch nur der geringste Anteil, das gcriugöte Einsprucha- 
recht xustand. Die Sphäre des Gksetzgebungsrechtee der 
Sttfnde erweiterte sich femer noch durch das ihnen gebührende 
Recht der Autonomie \ d. h« durch die Befugnis, sich in 
allen Dingen nach Rechtsnormen zu richten , welche durch 
eigene Willkür cntsUnden waren, insofern dadurch nicht die 
besonderen Rechte des Herrschers, also seine Regalien, seine 
Krief^slioheit, sein J^ncht, den Staat allein nach aufseu zu 
verueieii u. s. w., verletzt wurden. Hierzu gehört vor allem 
das gesamte Gebiet der inneren Verwaltung, insofern nicht 
eben durch die Regalien, so z. B. durch das Recht, das 
MitnzsYstem festzusetzen, der Krone vorbehalten war; ähnlich 
verhim ee sich mit der Justiaverwaltung: es braucht nur an 
die vielfiicheni unter dem Namen der JPehde-, Poliaei- oder 
Landesordnungen** bekannten Gesetigebungen der Stände er* 
innert au werden. Alle von den Ständen kraft ihrer Auto- 
nomie erlassenen Gesetze waren verbindlich für das Land auch 
ohne königliche Genehmigung; wurde eine solche, wie wir 
sehen, mitunter eingeholt, so wurde nicht etwa erst durch sie 
der Hesehluls der Stände zum Gesetze erhobe?i oder etwa 
dem von den Sumden gefundenen Ge.setze.sinhaltc erst der 
Gesetzesbüfehl zugefügt, .sondern der lieschlufs der Stande 
hatte volle Gesetzeskraft aurh ohne die Bestätigung dureh 
die Krone. Die Xachsuchung der letzteren hatte vielmehr 
eine ganz andere Bedeutung. Wir wiesen bereits darauf hin, 
wie seit dem 16. Jahriiundert der Begnff der Landesobrig- 
keit immermehr sich erweiterte, soda» diese nunmehr die 
gesamte Staatsgewalt Uberall dort in Anspruch nahm, wo eben 
nicht ausdrückliche Privilegien ein Hindernis ihr entgegen- 
setzten. Die Folge davon war, dafs die Krone dort, wo nis- 
her die Autonomie der Stände in Geltung gewesen war, sich 
zuerst konkurrierende Befugnisse beilegte, bis schb'ofslich 
späterhin die ständische Autonomie von der Landesobrigkeit 
gänzlich absorbiert wurde*. Wenn daher die Stände für die 
kraft ihrer Autonomie autgestellteu Satzungen die kuuigliche 

1 S. über das Recht der Aatonon^e Eic.hhorn, Deutsehe Staats- 

ond Rechtsgeäcli. § 3^ 

* £ineu interessanten ßt-lcp für d'n^so Vorhältnisse gewäiirt ein 
Gravainen des Fürsteutages von löb4. Die Stände besehwerteu sich 
darin Uber die knn suvor durch einseitigen Befehl seitens des Kaisen 

erfolgte Einführung den ^cgorianischen Kalender:* in Schlesien und baten 
zugleicli, dafs der Kaispr, wrnn wieder so wichtige, das Wohl des 
Landes dermafsen berüiireade Sachen sich ereignen sollten, einen 
Fürstentag einberufe und derartige Veränderungen mit der Lande 
Wi:^^t'n anstelle. (Bresl. Stadtarch. A. P. Ms. n3.) Da« Recht des 
Königs, einseitig diese Mafsrcgel zu ergreifen, bestritten sie demnach 
nicht, wünschten aber verlier über ihre Meinung gehört zu werden. 
£0 leuchtet ein. dafs eine kräftige Handhabung des Rechtes der Laude»- 
obrigkeit auf diesen Gebieten die Autonomie der Stünde lahmlegen 
und untergraben mulste. 
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Bestätigung sich erteilen liefsen, so geschah dies eben des- 
halb, um dich davor zu wahren, dals nicht etwa der König 
späterhin über dieselben Gegenstände anderweitige Bcätiiu- 
jnimgeii trefife, also um den Bestand ihrer G^esetee gegenüber 
der konkurrierenden Gewalt der Krone zu aichem, zugleich 
um die Autorität derselben dureh den Nachweia zu erhöhen, 
da(s auch der KOnig, wie aus seiner Konfirmation hervor- 
gehe, dieselben billige. Auch auf anderen Gebieten des 
il^taatBlebens linden wir die Stände gesetzgeberisch thtttig^ wenn 
sie eben vom Könige dazu eine generelle oder specielle Er- 
mächti^nnif^ erlangten. Das war z. B. der Fall rilcksichtlich 
ih< K^lrgs^v( st iis . insofern hier der Kiinig den Ständen die 
Voilmarlit einräumte, die zur Abwehr eines feindlichen An- 
griffes notwendigen Mafsnahmen zu ergreifen. Der Herrscher 
gestattete den iitänden, über eine DefensionaveriaHsung zu 
beraten; auf diese — in jedem Falle notwendige — vorgängige 
Eriaubnis hin ^ fiifsten me Stünde die fUr die Herstelhing der 
Snagsbereitschaffc Schlesiens im Falle eines Angriffes mnen 
erforderlich scheinenden Beschlüsse. 

Der gleiche staatsrechtliche Dualismus charakterisierte 
auch die Zustände der Verwaltung. Die einzelnen für den 
scfaiesischen Gesammtstaat in Betracht kommenden Behörden 
waren entweder abhängig von der Krone oder von den 
Ständen, der Oberlandeshauptinann allerdinfi;« von beiden zu- 
gleich, sodals er für einen Teil seiner Funktionen das ( )igan 
der Kr ne, für den andern das der SUinde war. Dort, wo 
der König oder die Stände die Gesetzgebungsgewalt besafsen, 
üd hatten sie auch den Anspruch auf die Organ iaationsgewalt 
rücksichtlich des Behörden wesens. Allerdings brauchten sich 
diejenigen Glebiete, auf denen die Gesetzgebung zu den 
Funktionen der einen oder der andern Macht gehörten, nicht 
notwendig mit denjenigen Gebieten zu decken, auf denen rein 
königliche oder rein ständische Beamte fungierten. Die 
Steuergesetzgebung stand bei dem Fttrstentage; dieser konnte 
jedoch darauf verzichten, die Steuerverwaltnng ständischen 
Beamten zu übergelien, sondern dieselbe den Organen des 
K9nigs anvertrauen oder doeli wenigsten» darein willigfMi, 
dafs die sonst ständischen Beamten auch zugleich der Krone 
nntersfellt w urden. Der König andrerseits war der Inhaber 
den AiAjH'll.aionsrcgals; nichtsdestoweniger aber war es denk- 
bar, dalk er die EiiUicheidung der Appellationen nicht einem 
von ihm selbst, sondern von den Ständen abhängigen Gerichts- 
hofe zuerteilte. Schon zu wiederiiolten Malen haben wir 
darauf aufmerksam gemacht, dals in der Periode des Ober- 
ganges vom Mittelalter zur Neuzeit das Bedürfnis nach einer 



< Vgl. s. B. Brest. Stadtarch. A. P. Ms. 175 foL 888 (Eingang der 
Defensionsotdnnng, d. d. 10. Okt. 1589)> 
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verstärkten Centralisation des inneren K5taatslebenb immer mehr 
sich geltend machte. Krone nnd Stttnde nun bemttht^ nch 
in gegenseitigem Wetteifer, dieser Notwendigkeit Recbnung 
zu tntfen; wir finden seit dem 15. Jahrhundert beide in 
einer lebhaften Refonnthätigkeit begriffen, beide bemüht, 
immer mehr Zweige des Lebens der Gemeinschaft in den Be- 
reich ihrer Gewalt zu aiehen und diese letztere allenthalben 
KU verstärken, jede von ihnen aber auch zugleich bestrebt, 
das von ihr für das Stixatsleben neugewonnene Terrain durch 
Einsetziiiii^ von Behörden, die allein von ihr fibfiantriL'^ seien, 
von j< (;lioher Einwirkung seitens der rivalisiereudeii Macht 
treizuiiaiten. 8o entbrannte ein heifser Kampf zwischen den 
beiden Tr^igern der Centralgewalt um den mafsgebenden 
Einilufs auf die einzelnen Behörden der schlesischen Gesamt- 
staatsverwaltung und damit zugleich auf die betreffisnden Ge- 
biete des Staatuebens selbst , welchen eingehend darzustellen 
die Aufgabe des Hauptteiles unserer Untersuchungen sein 
wilrd. 

So hatten sich geordnete, fest geregelte Zustände inner- 
Mb der Gesamtvemssung Schlesiens im 16. Jahrhundert 

herausgebildet. Krone und GeneralstÄnde erscheinen als 
Träger der centralen Stnats£rew?dt ; d<'r Fchlesische Staat jener 
Zeit bestand aus zwei GHederfi, dem K ni^ turne einerseits 
und den Fürsten und Ständen mit dem von ihnen vertreteaea 
Lande andererseits, und zwar btiinden sieh der König" und 
das Land, als dessen Or^an hinwiederum die Stände er- 
schienen, einander gegenüber als zwei von einander verschie- 
dene, selbständige Subjekte staatlichen Rechtes, nur durch eine 
Reihe g^enseitiger Rechte und Pflichten miteinander ver- 
bunden. Gesetzgebung und Verwaltung waren unter sie geteUt 
In dem KOnigtnme lebte auf der abstrakte Staatsgedanke, 
und als eine (mentliche Gewalt erhob es sich über die Sphäre 
des Privaten; aber nach das Land war ein rein öffentliches, 
auf der genossenschaftlichen Verbindung seiner einzelnen 
Teile beruhendes, mit Gesamtpersönliehkeit begabtes Gemein- 
wesen. Erst durch die V< reinigung von Königtum und Land, 
dieser beiden Sonderpersönliehkeiten, war der Staat in seinem 
ganzen Umfange gegeben, — ein Dualismus der Verfassung', 
der diese ganze Periode charakterisierte, und der erst im 
Laufe des dreifsi^jahrigen Krieges sein Ende fand; erst dann 
entstand ein einheitliches, freilich rein obrigkeitlidies Staats- 
wesen. 
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Ebenso wie die Grundlage der von Matthias Eoryinus 
geschaffenen schleaiachen Oesamtverfassung, das Institut der 
FOrstentage, auch nach dem Tode des grofsen Königs nicht 
nur sich erhielt, sondern sogar jetzt erst recht der Brenn- 
punkt des rrosamten politist hon T^r-bons in Schlesien wurde, 
80 auch blieb bi stellen und gewann < iae immer steigende Be- 
deutung die wichtigste Einrichtung der gleichfalls durch ihn 
in das Leben gerufenen sc hlesischen Centralve? w;iltung, d.as 
Amt der Oberlandeshauptmanuschaft Wir haben über die 
Entstehung des Oberamtes im 15. Jahrhundert, über seine 
ersten Vorfoilder und B^ne ersten , schnell wieder ver- 
flchwindenden Antoge in den Zeiten der Lnxembui^er schon 
gehandelt; wir sahen anch, wie Matthias Eorvinns Teigeblich 
•ich benitlhte, dieses Amt nicht nur zu einer dauerndt^n und 
festen Inatitution nmzagestalten, sondern ihm auch eine Form 
zu geben, yermOge welcher der Inhaber, zwar ein Beamter 
de.H Königs, aber doch seiner Herkunft zufolge in seinen 
Interessen mit den übrip^en Fürsten und Ständen Schlesiens 
auf das engste verknüpft, ein natürliches Bindeglied zwischen 
Krone und Land darstellen sollte, wie aber alle diese Be- 
strebungen infolge der Jvurzsichtigkeit und des mangelnden 
Opfermutes der schlesischen Generalstände — wenn mau ab- 
sieht von den wenigen Monaten des Jahres 1488, in denen 
Herzog Friedrieh als Oberhauptmann funmrte — an einem 
negativen Resultate und im Gegenteile dazu filhrten, dafs 
fremde Personen als rein königliche Beamte dem Luide 
Schlesien vorgesetzt wurden, dafs dieses letztere sogar mehrere 
Jahre hindurch in zwei voneinander geschiedene Verwaltungs* 
beairke zerfiel. Jetzt, nach dem Tode des Matthiaa Korvinus, 
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wurde es anders; die Poliiik der Fürsten und Stände änderte 
sich von Grund aus. Nicht darnach richtete sich mehr ihr 
Streben y den alten Zustand der völligen Autonomie des 
einzelnen wiederhensustellen, sodalliei das erst neugeschafiene 
politische Gebilde wieder in seine einzelnen Atome auseinander- 
Mle; sie sahen vielmehr die Notwendigkeit ein, dafs das von 
Matthias Korvinos' kräftiger Hand neugeaimnierte StaatsgefUge 
bestehen bleibe , und dies nur ward nunmehr das Ziel ihrer 
Politik, auf die Centraigewalt einen möglichst grofsen, domi- 
nirrendf'Ti, die Krone völlig in den Hintergrund drängenden 
Kintiafs zu gewinnen. Das Oberarat wurde jetzt, was Matthias 
nicht hatte erreichen können, eine ständige Institution; 
Schlesien erhielt nach 1490 seinen ersten Oberhauptniaim in 
der Person des Bischofs Johannes IV., liotus, welchem aut" dem 
Fürstentage von 1497 Herzog Kasimir von Teschen folgtet 
Unter diesem letzteren erwirkten die Fürsten und Stände 
Schlesiens das schon oft genug erwähnte Privilegium WladisUi, 
dessen erster Artikel bereits Ober den politischen Charakter 
der Oberlandeshauptmannschaft diejenigen Bestimmungen traf, 
welche den Aspirationen der Fürsten und Stände entsprachen 
und den dauernden Einflufs der Generalstände auf das oberste 
Amt der schlesischen Gesamtverwaltung garantierten. Im 
folgenden soll versucht werden, W'esen, Funktionen und Be- 
deiituiiii: des Oberamtes, wie sie zur Zeit des Dualismus in 
der scliiesischen Gesamtverfassung, in der Ej)oclie des Ringens 
zwischen Krone und GcneralstHndeii um die Centraigewalt, sich 
entwickelteu und zum Ausdrucke kamen^ zur Darstellung zu 
bringen. — 

U Peraon dea Oberhauptmanna 

Der Oberlandeshauptmann war der Statthalter und oberste 
Beamte des Königs fUr gans Schlesien; sowohl die Forsten 
und Stände, wie auch alle Einwohner des Landes waren seiner 
Amtsgewalt unterworfen. Gt&nz begreiflich ist daher das Be- 
streben der Stände, einen Einflufs auf die Besetsung des Obev- 
amtes zu gewinnen ; am ehesten konnten sie, wie sie glaubten, 
sich davor schützen , dafs der oberste I^eamte nicht lediglich 
fiir den Vertreter der Interessen der Krone im Oej^^onsritze zu 
denen des Landes sich hielt, wenn derselbe (ier Reihe der 
Fürsten selbst angehörte, wenn er, mitten unter ihnen stehend, 
mit ilmen auf das innigste verbunden, sich nicht nur als Organ 
des Königs, sondern auch zugleich als das natürliche Haupt 
der schlesischen Stände, als den geborenen Verfechter ihrer 
Bechte und Privilegien ftLhIen mufste. Biese eigentQmiiche 
politische DonpelsteUung des Oberhauptmanns, der aufolge er 
oerufen wara, zwischen der Krone und dem Lande au ver* 

1 Schickfufs m 97, 
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mittele und nach beiden Kiclitungen hin das Gleichgewicht 
m erhalten, wurde, wenn auch nicht geschaffen, so doch 
iQiD stMterechtlichen Grandeatse erhoben darch das Landes- 
priTileg von 1496, welches die Anordnung tra^ dafs der Ober* 
nauptmann stets ein schleeischer Fttrat sein solle. fVeilich 
blieb die Gttlti^eit dieser Bestimmung wie <1 ^ gesamten 
Pri%nleg8 nicht nnangefochten; schon 1504 mufste Wladislaus 
Ton Böhmen erklären, das GeHlcht, als habe der böhmische 
Kanzler Johann von Schollonberg seiner Zeit den schlesischen 
Freiheilsbriet" oline des KönifT'^ Wissen und Wollen an>>p:olien 
lassen, sei giinzlich unbegründet ^ Nachdem es einige Jahre 
später den Böhmen gelungen war, von ebendemselben Könige 
das ZugestÄndnis zu erlangen, dafs nur B<3lunen die sehlesische 
Oberhauptmannschaft innehaben dürften*, soll König Ludwig 
sogar das ganze Privileg von 1498 als hinterlistig erschlichen 
and ungültig erklärt haben". Auf diese angebliehe Kassation 
hin renangten die böhmischen Stände 1545 eine erneute 
Untersuchung und Entscheidung Ferdinands 1. * ; desgleichen 
forderten sie, daf's auf Grund des von Wladislaus ihnen 
1510 erteilten Privilegs die Verwaltung des Oberamtes von 
jetzt ab einem Böhmen Ubertragen werde, ohne jedoch mit 
diesen ihren Anspriichen durchdringen zu können*^. Von 1536 
ab wurde es HranrJt. dem Bischöfe von Breslau, als dem vor- 
nehmsten der ächletiisL-lu II Fürsten, die Oberhauptmannschaft 
zu übertragen ; nacli ihrer Wahl wurden die Bischöfe provi- 
soriscli, nach ihrer Bestätigung durch den Papst definitiv zu 
Oberland esbauptleuten ernannt'. Dafs der König bei den 
Emennungen für das höchste Amt Schlesiens gerade die 
Bischöfe bevorzugte, hatte seinen guten Grund; es ist be- 



* d. d. 13. April 1504. Sehlesische Lehnsurkk., edd. Grflnhagen 

md Markgraf, S. 5:V 

« (\. (1 U. Januar i.uO. Ebd. S. 55. 

« Urkiuide K. Ludwig» d. d. 18. Sept 1522. Ebd. S. 58. Die 
Eehtheit dieser Urkunde ist fireiHdi nicht ganz Über jeden Zweifel 
ediaben. 

* Bosoldfi-sso der auf den 13. April 1545 vtwh Prap; piiiberufenen 
Vertreter sämtlicher Kreise Böhmens in den „Böhm. Laodtagsverhand* 
lungen tmd Lsndtagsheschlfissen vom Jahre 1529 bis axtf die Nenseit''. 

1877. I 628. 

* Vgl. Schickfufs III 98 und 278—281. S. auch die Faborsche 
Chronik^ Kgl. uud Univ.-Bibl. Breslau. Ms. Steinwehr I in foL Xr. 53. 

* Vgl. Sehickfafs III 97 f. und Lucae, „Schledens cunose 
DpnkwürJigkfntcn oder vollkommene Chronica vop Ober- und Nieder- 
Schlesien-. Frankfurt a.iM. 1689. S 1887. 

* Vgl. (las kaiserlich«» Oenontlpatent wcffen Einsetzung des Bi- 
schof« Martin Gerstmann zum provisorischen "^^rwalter des Oberamtes, 
bis er in s<'ini'm bischöflirli. n Amto definitiv bestätigt sein würde, d. d. 
Wien 30. Juli 1574. Kgl. Stuut*arch. zu Breslau, AA III 261» fol. 355. 
Biechof Andreas wurde provisorisch Oberhanptmann am 21. Juli 1585 
(ebd. AA III 260 fol. 119 f.), definitiv erst durch kaiserlieheB Mandat 
▼<ai 31. Oktober 1585. Ebd. fol. 128 ff. 
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kannty dafs seit dem Aufbeten der habsbuiguchen Herrschaft 
im 16. Jahrhunderte das freie Wahhrecht des BresUuer Dom- 
kapitels^ wiewohl keineswegs formell, so doch faktisch sehr 
illusorisch wurde, und dafs der Breslauer Bischoftstahl meist 
mit Günstlingen des Wiener Hofes besetzt wurde; von Per- 
sonen , die ihre Erhebung ihm zu verdanken hatten , konnte 
der Kaiser ^»-Wlfsere Gefügigkeit und Willfnlirii^keit erwarten, 
als von einem eint^eborenen weltlichen FUrütcii. J^ei der tole- 
ranten Haltung der schlesiRchen Bischöfe des 16. Jahrhunderu 
gegenüber den Kiclitkatiiuiiken ^ erregte es bei der damals 
überwiegend protestantischen Bevölkerung keinen Anstois, d.Us 
daä oberste Landcsanit in den Händen des höchsten geistlichen 
Wllrdentr&gers liege; anders wurde dies erst, als nach dem Tode 
des Bischon und Oberhauptmauns Johann von Sietsch (25. April 
1608) der Eraheraog Km aus der ihrer gegenreformatori- 



des Hauses Habsbnig zu dem Brestauer Bischofssitze gelangte. 
Im Zusammenhange mit dem Majestätsbriefe von 1(309 er- 
wirkten jetzt die schlosischen Stände auf ihre Bitte, dafs in 
Zukunft zur Verhfltung religiöser Wirren nur einem weltliebf'n 
Ffirsten die Oberhauptmannschaft anvertraut n^erden sollte, 
em Privileg, dem zufolge Erzherzog Karl und seine Naobtblger 
in der Biscliotswiirde von der Verwaltung des Oberamtes 
gänzlich auügcschlüssen wurden und dieses letztere in Zukunft 
nur von einem der weltlichen eingeborenen Fürsten Schlesiens 
bekleidet werden solltet Zwar protestierte Karl ausdrücklich 
gegen diese wider seine Person und die Rechte des Bistums 
gerichtete Bestimmung, indem er darauf hinwies, dafs dem 
grofsen Lande8]>rivileg zufolge jeder sowohl weltliche, wie 
auch geistliche FUrst Schlesiens zur Verwaltung des Ober- 
amtes befUhigt sei, und dafs das Breslauer Bistum durch an- 
vordenkliche Gewohnheit gleichsam in den Besitz der Ober- 
amts Verwaltung gelangt sei, ohne jedoch damit beim Kaiser 
durchdringen zu können^. Für die nächsten .laln zehnte blieb 
die Aus.sc'hliefsuiig der BisclKifc in Kraft, und erst nach 
der Beendigung des dreifsigjährigen Krieges und nach der 
Durchführung der Gegenreformation in Schlesien gelangten 

geistliche Fürsten, zuerst 1G64 in der Person des Bischofs 
^bastian von Rostock, wieder zur Würde des Oberamtes ^ 
Was die Vertretung des Oberhauptmanns, zumal die Ver^ 



* So wurde de^ Bischof und Obcriiauptmann Martin Oerstumau 
sogar beschuldigt, dafb er den Lutiieranem mehr zugethaoi aisä, als den 
Katholikt n. Staatsarch. Bresl. AA III 6« p. 293. 

^ d. d. Prag 26. Aug. ITO, Sihickfuff^ III y9. 

* S. deu Protest des ErzhtTzoga und die Üuplik der Stände bei 
Sehl ckf Ufa m 89-95. 

* Lucae a. a. 0. S. vgl. auch Jungnits. Sebastian tob 
Rostock, Biäcliof von Breslau. Breslau 1891. S. 107 ft 




Digitized by Google 



xm 1. 



159 



wesimg in jener Zeit, ala die Breslauer Bischöfe da^ Amt 
regelmäfsig innehatten , bei Gelegenheit der Sedisvakanz des 
BistaiDB^ anlangte, so forderten die Stände , dafa aucli in 
diesem Falle der erste Artikel des grofsen Landeaprivilegs 
Geltiing habe, daTs also ein schlesischer Fürst, und zwar der 
ftlteete, das Oberamt yerweseu solle ^; der Kaiser kttmmerte 
sich freilich nicht immer um diesen Anspruch, sondern be- 
stallte mitunter zum interimistischen Oberhauptmanne einen 
hlofsen Adligen; so 1562 nach dem Tode des Bischofs Balthasar 
und 1574 nach dem Ableljen des Bischofs Caspar (]<^7i Hfins 
von Oppersdort, den Oberhauptmann der Fürstentümer Uppelu 
und Ratibor^. 

2. Hecht der £msetsuiig. Wirkungskreis und Funktionen 

des Oberhauptmanns. 

Die Einsetztmg des schle^iseheii Oberliauptiiiaiins stand 
allein dem Könige zu, ohne dafs dabei den Stiiiidon eine 
Mitwirkung gebührte; im Falle des Ablebens des Königs 
muföte seitens des Nachfolgers desselben der jedesmalige In- 
haber in seinem Amte bestätigt werden*. Der Wirkungskreis 
des Oberamtes war Schlesien, ohne die Lausita; nur noch ein 
eina^es Mal trat eine administratiTe Teilung Schlesiens ein, 
nämlich in der Zeit nach 1519, für welche der bisherige 
Oberhauptmann Casimir von Teschen auf Obersehlesien be- 
schränkt wurde, während die Verwaltung einer besonderen 
Oherhauptmannschaft für Niederschlesien dem Herzoge Fried- 
rich II. von Lie«^nit5! übertra^r'Mi wurde ^. 

Wie schon erwähnt, war der Oberlandoshauptrnanii d(^r 
oberste Bciinitn und Vertreter der Krone für das llorzugtum 
Schlesien , keineswegs aber für alle Rechte derselben, sodafs 
er nicht als Statthalter des Königs in jeglicher Hinsicht er- 
scheinen kann ; als höchste Spitze und vornehmster liepräsen- 



» Scliickfnr« S. 98. 

« Kgl. Staatsunli. Bn-sl. AA III G«^ S. 66«. 

» Ebd \ \ III 6'' S. 62 ff. un.l Hrcsl. Stadtardi. F 31« d. d. Wien 
10. Juli lö<4. Der „Oberhauptmann** von Oppeln-Ratibor stand trotz 
Titel nicht etwa dem schlesicKshen ObenuHiptmann gleich, son- 
dern war in Wirklichkeit ein demselben untergebener Landeshaupt» 
mann dieser beiden Fürstentümer. 

* VgL die Verläugenmg der Oberbauptmannsehaft Bischof Bal- 
thasars durch Masinilian II. nach dem Tode Ferdinands I. d. d. Wien 
26. Juli 1564. Bn sl. !=?ta(Uareh. EEE 1198 nn ] fl.> Deklaration Ru- 
dolfs n. nach dem Tode Miiximilians FI. hHrt tts <ler Oberhauptmann- 
achaft des Bischofb Martin d. d. Breslau Juui 1577. Ebd. Fabri 
GoUectanea III fol 57 f. 

Seil i ck fii r.-- III 9>^. Dafs diese Trenmmi; schon im Jahre 
1524 aufgehört habe, wie SchtckfuTs (a. a. 0.) augiebt, ist unrichtig- 
Noch 1527 schreibt Ferdinand I. den Herzögen Kasimir und Friedrich, 
qobristeu Hauptlenten", d. d. Znaim, 26. Januar 1527. Bdhmisehe Luid« 
tagurcrhandlungen. I 197. 
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tant der Stände war er auiserdem noch mit einer Anzahl von 
Funktionen betraut, deren Ursprung nicht in einer Delegation 
königlicher Rechte anf ihn su suchen i«t, aondem betre& 
deren er als Organ der Forsten and StKnde erscheint Wir 
mttssen daher seine Kompetensen auf dem Qebiete der Ver- 
waltung — von seinen Funktionen auf dem Gebiete des Ver- 
fassungslebens haben wir bereits gehandelt — im etnaelnen 
untersuchen. Eine Instruktion, welche eine zusammenfassende 
Darlegung .seiner Rcclito und Pflichten enthält, existiert frei- 
lich nicht und ist ihm auch niemals erteilt worden. In der 
Bestfillungsurkimd'* fiir den Bischof Caspar von Loij-au zum 
Obcrhanptinaniie heilst es ausdrücklich, dais eine besondere 
Instruktion nicht notwendig sei; der Bischof solle sein Amt 
in derselben Art und Weise fuhren, wie bereits seine Vor- 

fänger gethan htttten'. In den königlichen Patenten betreflb 
ünsetsEung der Oberhauptleute wird als deren Au&abe meist 
beseichnet die Erledigung der eigenen Angelegenneiten des 
Kaisern, der gemeinen Landes- und anderer Parteisachen; er 
soll den Fürstentagen beiwohnen, alle voifallendcn Amtssachen 
mit allem Fleifse verrichten und „den Leuten die Justicia und 
billigkeit mittheilen** ^. Eine Darstellung der Funktionen des 
Oberhauptmanns als des Hauptes sowohl der königlichen als 
auch der ständischen Verwaltung mufs sich dalier in erster 
Linie aufbauen auf den Akten der lautenden Administr.uion. 

Zunächst lag dem Uberhauptrnaune ob die Publikation 
aller Verordnungen, welche der König aus eigener Macht- 
vollkommenheit in Bezug auf das gesamte Schlesien er- 
liefst; es ging dies sogar so weit, dafs Edikte, welche 
diejenigen Qebiete des Finanzwesens berührten, die rem 
ki^niglicher Natur und der Hachtsphäre der Stünde vSUig 
entzogen, daher auch der Verwaltung der vom Oberamte 
exemten Kammer unterstellt waren, dennoch der Ver- 
öffentlichung seitens des Oberhauptmanns bedurften, welcher 
allerdings dieselbe zu vollziehen verbunden war*. Ebenso 
war er verpflichtet zur Publikation und zur Exekution der 

J nUnd die weil du dan keiner sonderen iustructiou di^fak be- 
dürftig, 80 wollest dich in solchem ambt, wie der voriff biechof gethsa, 
vleiseig vorlialf- n.- <L d. Prsff, 28. Sept. 1662. Kgl, Scaatsaieh. Biwl 

AA m 26»' fol. 2 f. -»» 

* Ebti. fol. S3o u. a. H. 0. 

* S. u. a. das Schreiben des Kaisers an den Oberbauptmann, 

d. d. Prag, 28. Sept. ir.n2, Kgl. Staatearch. zu Breslau, A.\. TIT 26»^ fbl. 
2 f., und FriedenlM^rtr. Cod. dipl. Sil., ebd. Hs. I) 'AW' S. 2Ö0 ft". 

* Vpl. deii Befehl des Kaif^ers au den Oberhauptuianu , ,die auf 
dero bef( hlich von dero Schles. Cammer Qbersendeten mandata der 
npiieii Tniiii • halbpri «nnibt der newen münz-ordnunp publiciren und 
aiientbalbeu im lande anßchlagen zu lapson**, d. d. Prag, 1. Okt. 1561; 
Ebd. AA. in 6d S. 43, ferner ebd. S. 232 (d. d. Breslau, 22. Juni ISm 
Ebenso Edikte^ betreffend den Gold- nnd Silberkanf, die Einaetnmg 
der Kammer n. b. w. 
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Füretentagsbeschlüsse. Er hatte ferner die Befugain, auf 
Grund königlicher Verordnungen oder ständischer Beschlübse 
Verfügungen zu erlassen, welche fUr das ganze Land ver- 
bliMlIich waren ^ Die PuDlikation kaiaerlicbä Verordnungen, 
der Beschlüsse des Fttrstentages oder eigener Verfiigungenr 
deä Oberamtes erfolgte, indem dieses letstere^das betreffende 
Ekiikt an die einzelnen Immediatstttnde oder an die Landes- 
hauptleute der P>bf\lrstentümer sandte; diese hatten dann Älr 
die weitere Veröffentlichung innerhalb des Bezirkes zu sorgen, 
fiir den sie als Obrigk< it fungierten, und an die Centralstelle 
B'^^' Reinigungen über den richtigen Empfang der in Frage 
s teilenden Schrift^tiieke einzusenden 

Alle anderen vom Könige abhängigen Beiiürden — mit Aus- 
nahme eines einzigen Zweiges der Administration, nämlich der 
Finanzen, — waren dem Oberhauutraann unterstellt, voruchm- 
lidi also die Beamten in den ErbtürstentUmern. Allerdings be- 
sais er Uber dieselben nur ein Aufsichtsrecbt, keineswegs etwa die 
Befugnis zu Einsetzung und Absetzung; auch bezog sich diese 
Unterordung der niederen Amter gemäfs der eben erwähnten 
AnsDahine nicht auf Gegenstände der königlichen Finanzver- 
wsltong, sondern nur auf „Justitz und Regimentssachen" % 
hauptsächlich also auf Geschäfte der Rechtspflege und der 
inneren Verwaltung. Aufgabe des Oberhauptmannes war es, 
die höchsten Beamten der t^rbfiirstentümer, die Landesbnn]»!- 
leutc, wenn sie vmn Könige bestallt worden waren, in eigener 
Person uder dureh seine Kommissare in ihr Amt einzuführen, 
den Ständen des belrnfTenden Territoriums die Kinsetzung des 
neuen liaupimanuä anzuzeigen, sowie demselben den Amtseid 
abzunehmen^. Er mufste darüber wachen, dafs die Landes- 
bauptleuto ihr Amt ihren Instruktionen und dem Herkommen 
mius getreulich Terwalteten, und im entgegengesetzten Falle 
dem Könige Anzeige erstatten \ Die Landeshauptleute waren 
sngewiesen, in zweifelhaften Fällen bei ihm sich Rates zu er- 



1 Vgl. z. B. Frieden berg, Cod. dipl Sil. Bresl. Staatsarch. 
p. 881 ff.. 885 ff. u. a. a. O 

* Solch'' „R»'ze|)i--( ■ u'crdcn aii^^pfülirt z. B.; Kgl. Staatssich. 
Breal. AA. III G« p. 229 f.. i-bd. AA. 111 6'i p. 25. 

* S. das Gutachten der Kommissare behufs Uuterscheiduug des 
GreschäftBkreises der böhmischen Kanxlei und der Hof* nnd Ltuides- 
laouneni. Kgl. Staatsarch. Breal. AA. III 2Si^ fol. 76 ff. 

* Kaiserucheß Schreiben an den Ohprhauptinann wegen Adams 
von Lest, „dasz ihm die Introdacining der vorwaltuiig der hauptmann- 
tehaft xn Schweidnitz und Jauer aufgelegt werde," d. d. Prag, 6. Nov. 
1602. Kgl. Staatsarch. Brest. AA. III 26^ fol. 174 f. Akta betreffs 
JSinführuiig des Landeshauptmanns von Grofsfrlogati. Ebd. fol. 193. 

Anzeige des Oberhauptmanns über de» Kurl von Bibersteins, 
Hauptmanns von Orofsglogau, schlechte Amtsverwaltong, d. d. Breslau, 
9. Okt 1586. Ebd. AAT ifi 0» S. 511. 

P«rMxhttii8«n (55) XIII 1. - Rftehfah]. 11 
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holen * ; sie hatten seinen \\'eisungen B^olf^e zu leisten ^. Eine 
»Sonderstellung in dieser Iliusicht nahm nur der Uauptmaua 
von äcbweidnitz-Jaaor ein ; er war in Sachen seiner laufenden 
Amtsverwaltang dem Könige unmittelbar untergeben, und der 
Oberhauptmann durfte Verfügungen ihm gcgenttber treffen 
nur insoweit, als auch gegenttoer den Fürsten und Immediat- 
stttnden Schlesiens , also nur auf Grund von kaiserlichen Be- 
fehlen und FürstentagsbeschiUssen*. 

Wir wollen jetet untersuchen, welcher Art die Rom> 
pctcnzen des Oberhauptmanns auf den einzeln on Gebieten der 
Verwaltung waren. Als Stellvertreter des Königs fungierte 
der Oberhauptmann zunächst auf dem Oebif^tp dos Lehns- 
wesens; war dnvh das Lehnsverhältnis ur.sprunulirh das vor- 
nehmste Bindeglied, durch welches die Fürsten und die an- 
deren Stände Schlesiens an die Centralprewalt der Krone ^e- 
kiiuptt waren. Dem Privilegium W'ladi&lai zufolge waren die 
Fürsten und Stünde Schlesiens dem Könige nur in Breslau 
zu huldigen verpflichtet, die Stände Ton Schweidnits- Jaaer 
sogar nur innerWb ihres FChrstentums^ ; da nun der König 
nur selten in eigener Person in Schlesien und Breslau er- 
schien^ so war es die Aufgabe des Oberhauptmanns^ an seiner 
Stelle die gebührende Huldigung und Eidesleistung entgegen- 
zunehmen; doch bedurfte es für jeden einzelnen Fall, wie 
man als sehr wahrscheinlich annehmen darf, einer speciellen 
Vollmacht seitens des Königs. In erster Linie wurde der 



* Kaiserlicher Befehl, <i. d. lunöbruck, 6. Juui 1563. Ebd. AA. 
lU 6<i S. 151. 

^ Scliri'ibeii des Oboiliatuttmanns an den Kaiser, dafs dir ilanpt- 
leute der Erbfürsteutümcr aut Oantate vom vorigen Bischof oberamt- 
lich erfordert worden, ungehorsamlieh jedoch ausgeblieben seien; er 
bittet daher, dafs der Kaiser die entsprechenden Schritte thue, dafs die 
Reputation des Oberamtes fürderhin aufrocht crhiilr'Mi bleibe. Ebd. 
AA. III 6« S. 431. Schon vorher hatte ihm der Kai.scr die Zusicheruug 
geliehen, dafs er ge^en die Hauptlente von Oppeln-Ratibor, Troppau 
und Glopjau die nötigen Mafsregeln ergreifen werde, „damit des ÜDer- 
amts authoritet und scIuddifTf^r ^ohoraam erhalten würde'^ (ebd. p. 421), 

' Instruktion König Ludwige für die Laudeshauptraannschaft von 
Schweidnits-Jauer 'd. a. IS2S^ konfirmiert von König Rudolf II., d. d. 
10. iMarz 1610 (ebd. Friedenberg, Cod. dipl. Sil. Hs.D 326»> S. 989 ff.): 
Die Insaeson dfr Fürstentümer Schweidnitz-.Jaucr sollen sonst nie- 
mandem KU Gehurtjunt verpflichtet sein, al^ dem Könige und au seiner 
statt dem Landeshauptmann; „sondern was betrifft die Oberste Hanpt- 
mannschaft in der Schlesi' ii, dcrsolbe itziger oder zuekinifri_'«'r nber-ti r 
Hauptmann sol sich endlicli aller befehl dahin enthalten^ ulleine wauu 
die noturft fürfallet, soviel alt> anderen fürsten in Schlesien demselben 
uusem banptmann zue gebiten haben''. Ebd. AA. III 26« fol. 397—42^ 
Aota wegen Introduc-i''ning de.*? Landeshauptmann'^ in Schwcidnitz- 
Jaucr: «Erstlich der herr haubtman oder ambtsverwaiter wolle sich in 
den saenen und handeln^ so er nicht entscheiden könte, bein der K. M. 
nnd sonst keiner andern orte bescheits erholen.^ 

* Urünhagen-Markgraf, -Liehnaurkk. l 52. 
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Oberhanptmann mit der Abnahme der Hiildigimp^on beaiiftra<ift 
geiTf^^nljher den Fürsten', dtMi freien Standesherrpii . den In- 
habern der exemtt ii M iiul« rlierrschaften und treien liurglehea, 
den sogenaniiteii Status minon'.-i*", endlieh gegenüber den Abten 
der grofsen Feldklöster*. Der (.)berhau|>Unann raufste darllber 
wachen, dafs die Fürsten und Stände jsicli nichts zu schulden 
kommen liefsen, was gegen die Vorschriften der Lehnstreue 
Terfttoben hätte. Über antimonarcbüche Bewegungen and Um* 
triebe hatte er an den Hof zu berichten oder nötigenfiüls selbst 
sofort geeignete MaTsr^geln 2u ergreifen Vor ihm znnftchst 
mufste sich rechtfertigen, wer der Untreue beschuldigt oder 
verdächtig war*. Er verfiUgte die Verhaftung politisch Ver- 
dächtiger^ und sollte sein Augenmerk besonders darauf 
richten, dafs Sehlesier nicht in fremde Kriegsdienste gingen**, 
und dafs heimliche Werbungen iUr antikaiserliche Heere in 
bchlesien verhütet würden '\ 

Da Schlesien einen politisch selbstHndigen Körper nicht 
mehr bildete, so war die Kompetenz des ( )berhaupLmanns aut 
dem Geibicte der Verwaltung der auswärtigen Beziehungen 
eine sehr geringe. Insofern ein Verkehr mit anderen Staaten 
Btatt&nd, vermittelte er denselben. Da auf Qrund' der Korn- 
paktaten zwischen der Kröne Polen und den Gebieten des 

1 Huldigung der Herzöge von Münsterberg 15:^7. Kgl. Staat^»arc'h. 
fire»!. AA. III 6« S. 2'>.", »owie des Jierzogs Heinrich von Liegnitz, 
welcher sich umsonst dagi gen zu sträuben suchte, indem ox behauptete, 
dsTs der damalige Oberhäuptmann, Bischof Martiti, keine Hefugni.s da- 
ra habe, da er kein geborener Fürst sei; Hans Seh wein i eben, 
.Von Weyland . . . Heinnohen, Uertzogeu .... Lobseeliger Ge- 
diebtnus'' etc. 88. Rer. Sil IV, ed. Q. A. H. Stenxel, Breslau 1850. 
8. 107 und S. 124 ff. 

" Huldigung des Freiherm Georg Wilhelm von Braun im Jahre 
1586 wegen der Herrschafit Wartenberg. AA. III 6*-* S. 451 ; vgl. auch 
AA. Ur26^ fol. 58 und 63. 

* Erbpflicht und Huldigung des Georg Suppan von Püllensteln 
156t. Ebd. .\A. III 6<l S. 223; Huldignn^r für da» Burglehn Grofs- 
PetcnvitÄ 1602 AA. UI 20« fol. 1Ö6» 16^7 für die Herrschaft Friedeck, 
ebd. fol. 430 f. 

* Vgl. K^'l. Stuatsiinli. AA. III p. 21H, d. d. Wien, 22. März 
l'>64: „Kai. M n'.skrihircn an < >h#>rhauhtinHn und placidiff^n genedi^st, 
tiüä*2 selbter aut'Künig.-i Ma.\iiuüiau buftil von den äbten zum Panideisz, 
Randen und Jemmelwits die pflioht und crbhuldigun^ aufgenommen.^ 

" .\uf dit' .\nzeige HerzoL^ !I 'inrichs, dafs sem Vetter Georg 
Friedrieh von Liegnitz den Marki^rafen Albrecht Alkibiades zur Er- 
oberung Schlesiens hereinrufen wolle, verfügte der Oberhäuptmann 1553 
die Besetzung von Liegnits und anderer »ehiamer Georg Friedriebs. 
£bd. AA. III 6t> S. 153. 

* Rechtfertigung des FieiUerrn Promnitz auf Plefs auf die An- 
Nbnldigang de.s cinverständnisses mit den Troppauer Bebelleu, d. d. 
23u August l»;t»7. Bresl. Stadtarch. Scbeinig 9». 

1 K-l. StHatsareh. AA. III 6^ d. n. 15f54 S 295. 

» Bresl. Stadtarch. Schoimg 9 Nr. 411ti (d. d. Ncifse, 2. Febr. 1569). 

* Gedrucktem Eklikt des Bresl. Staatareb. d. d. 16. JuU 1682. 

11* 
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Königs die g^enseidge Auslieferung von Verbrechern und 
gerichtlich Verfolgten statthatte, so wandten sich die pol- 
nischen Behörden an daü Oberamt, wenn ein polnisclier 
Fluciitling in Schlesien sich aufhielt^; verlangten die Polen, 
&ll8 sie den genauea Aufenthalt des Flüchtlings wuTsten, die 
Ausliefenuig desselben van den Ördtdien Gerichten, in dem 
Besirk der Gesuchte sich hefimd, so mufsten diese erst an das 
Oberamt berichten und dessen Entscheidung abwarten Über 
die Grenaregolierungen anderen Ländern der böhmischen 
Krone und auswärtigen Staaten gegenüber stand dem Ober- 
hauptmann die oberste Aufsicht zu, und er hatte dazu seine 
Kommissare abzuordnen^. In Kriec^szeiten hatte er auf die 
Vorgänge in den benachbarten ^Staaten sein Augenmerk zu 
lenken und dem Könige sowie den hohen böhmischen Landes- 
beamten darüber Berieht zu erstatten^, sowie Kundschafter 
daaelbst zu unterhalten^. Bei feindlichen Einfällen, wenn das 
Land bedroht und ernstlicher Gefahr ausgesetzt war, durfte 
er wohl auch Unterhandlungen mit den Gegnern anknüpfen 
und selbst Waffenruhe mit ihnen beschlielsen ; zu einem defi- 
nitiven Frieden kam es natürlich erst dann, wenn der König 
seine Zustimmung erteilte'. 

Am wichtigsten war die Thätigkeit des Oberhauptmanns 
auf dem Gebiete der Rechtspflege; war doch sein Amt der- 
einst entstanden im Zusammenhange mit den Bestrebungen 
nach Herstellung und Erlialtung des T>andfriedens und ij'*- 
ordneter Zustünde des R'h hn s und der ulientlicbf ti Sicherheit. 
Seine Aufgaben auf diesem Felde waren dopiicltcr Natur, 
einmal Uherwachnng der unteren Gerichtsbehörtien , sudann 
selbständige Funktionen der Rechtssprechung. Schon im Privi« 
legium Wladislai war bestimmt worden , dafs im Falle ver- 
weigerter Justis die Parteien sich supplicierend an das Ober- 



1 Hresl. Stadtarcli. Schoinig 9«, Nachtr. Nr. 130, d. d. 10. Mfirz 
1607 (Schreiben de« Königfi und des Obermarschalls der Krone Polen 
an das schlosische Oberamt). Ebd. 9 Nr. 4018, d. d. 17. Febr. 1570. 

2 Kgl. StaatPArcli. Bresl. AA. TU 6d S. 439 (Bi-richt des CMogaiier 
Hauptmanns an dt-u Oberhauptniann. d. d. 9. Nov. 1566). 

» Ebd. AA. III (Jft S. 7 und AA. III 6'» S. 'S61. 

* Bresl. Stadtarch Scheinig 9 Nr. 4053, d. d. 8. Febr. 1569. 
' Ebd. 9a Nachtr. Nr. 124, d. d. IG. Marz 1607. 

• Vgl.^ die Vorgänge des Jalires 15ö7 nach der Scldacht bei 
Pi tsch en Bei Palm, Schlesische Landesdefcnsion im XV., XVI. und 
XVIL Jahrhundert, Abhdl. der Schles. Gesellschaft für vaterländische 
KnUnr. Pliil.-bist. Abtrihni- 1^' 0 S 'M. Dieses Recht tlei« Oberhaupt- 
manne stellt sieh dar ale korrespondier cd d mit seinem Rechte des Auf- 

ß»bote9 der echlesiBehsii Defenslonatruppen bei feindlichen Einfallen, 
er Oberbauptraann erscheint für die Ansttbnng dieser Bechte als 
Or^an der stfuidischfn Opwalt, der 08 gelungen war, » iTicn. obzwar 
ssionüich unwesentlichen, Teil der Kriegsboheit im Rahmen des von 
ihnen abhängigen Defensions Werkes, von vclchem weiter unten noch 
die Bede sein wird, fllr sich sn eningen. 
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&iüi wenden dürften, und dafs diene« alüdaiiii tur beschleunigte 
Erledigung des ProcesaeB bei dem zuständigen Gerichte inter- 
eedieren aolle. Über jedes beliebige schlesische PartiknUir- 
gerickt konnte man in solchen Ivllen beim Obenunte Be> 
schwerde ftüiren; eine derartig Oberaufsicht stand dem 
Oberamte bu nicht nur gegenttber den Gerichten der Erb- 
fürstenttimer, sondern anch gegenttber denen der einheimischen 
Fürsten * , enthielt also eine wesentliche Beschränkung dor 
Jnstizhoheit der ITerröge. Di;^ Ausbildung der aduiHiistr itivi n 
K ntrolle flos ( )1 KM amtes über dv" schlesischen Partikular- 
gerichte ö»)\vie einer Anzahl anderer damit im Zusammen- 
han^i^e stehender Befugnisse rücksichtlich des Eingreifens in 
«las Verfahren vor diesen Gerichten fällt vornehmlich in die 
Zeit der Regierung Ferdinands I. Der Oberhauptmann inter- 
venierte gegen Frocefev^erachleppungen ^ , gegen Vereohrftn- 
knogen des Appellationsrechtes', auch gegen Volbtreckung 
aoch nicht recbiakrftfltiger Urteile*, Oberhaupt — mit Ausnahme 
der Urteilsf^llung — gegen aDe Amtshandlungen gerichtiiicher 
Natur, welche als um^htmäfsie vom Oberamt erachtet 
wurden^; so besonders gegen Überschreitungen der Juris- 
diktionskompetenz'. BedrJingter Schuldner nahm sicli der 
Oberhc'uiptmann .muF ihr Ansuchen an, indem er rlom zu- 
ständigen ( T('ri{ ]ite befahl, die Herbeiführung ein<?.s ^'( r^lciches 
mit den Gläubigern zu versuchen ^ \ umgekehrt aber verwandte 



* So wird 1f r Oberhanptmann nntronifen gegen den Herzog von 
Briw, d. d. Neir^, 14 Sept. 1562, AA. III 23^» fol. 4 (L Kgl. Staatsarch. 
Bim; er nimmt sich eines Liegnitsisohen Unterthanen an, der sich 
von den Gerichten »eines Herzogs vorgewaltigt glaubt, in zwei Schrei- 
ben, d. d. Neifse, 24. JuU 1577 und d. d. BresUo, Sa Sept. 1577. £bd. 
AA. lU 26J foL 307 f. 

* Befehl de« OberhanptmaoM an die Stadt Breslau, einen vor 
ihrem Grerichtc verschleppten Procefg zum Abschlüsse an bringen, 
firetl. Stadtarch. d. d. 8. April 1569, Schleinipr Nr. 4054. 

' Reskript dee Oberamtes in Sachen des Hans Lehmann gegen 
den Pfister, welchem aiM^eblioh das remedinm appellatienis teitens der 
Breslaufr Berichte und Schoppen habe verschriinkt w erden sollen. Ebd. 
JkUeiniß 10, Nr. 2651, d. d. 7. Sept. 1622 S. aucli die folgende Note. 

* So beschwert nich Christoph von Schlicben beim Oberamte über 
die Breslauer Hanptmannschaft, dafs dieselbe ein gegen ihn ergangenes 
Trt. II zur K\( kiifi in gebracht habe, wiewrlil fr 7.iir rechten Äeit li«"- 
rutun^ eingelegt hätte. Die Landeshauptmannschaft wandte dagegen 
än, dafs ein Hangel in formalibns apjiellationis erfolgt sei , worauf 
Sehlieben eich an den Kaiser mit der Bitte wandte, dem Obemmte 
tn&Qtragen, nochmals ztt untersuchen, ob ein solcher Formenfehler 
vorUtti^ Ebd. FFF. 1175^ d. d. 28. Juni 1614. 

* Vgl. a. B. die Intervention filr den Kimmerling des ventorbenen 
Otto Heinrich, Freiherm von Malzahn, dessen Saehen sugleich mit dem 
Nachlasse seines Vaters in Breslau versi^elt worden waren. Ebd. 
Scheinie 10, Nr. 2819, d. d. 16. Dez. 1622. 

•Vgl. Staatsareh. AA. HI ed 8. 271. 

^ Besonders handelte es sich dabei um eine Erstreckung der 
Z^angsfinst. Vgl. Oberamtsbefehl, d. d. 12. Oktober 1567, den Joachim 
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er sieh auch filr Gläubiger, welche von böswilligen Schuldneni 
die Leistung nicht su erhalten vermochten, indem er aaf 
Beschleunigung des VerfahrenB besonders der Zwangsvoll- 
streckung drang und zu diesem Zwecke nötigenfalls den 
dinglichen oder den persönliehoTi Arrost (fiber das Vermögen 
oder über die Person des Verurteilten) vrrfiigte*. Er stellte 
Haftbefehle und Steckbriefe aus, welche für sänitlielic Obrig- 
keiten Schlesiens verbindlich war(;n desgleichen sogonannte 
Compnlsorialia, d. h. Patente, welehe an sämtliche Gericlitj?- 
behorden Schlesiens gerichtet waren und dieselben auwiebeo, 
dem Inhaber zur Aufbringung seines Zeugnisses bdiufs 
Beweisführung in ProcefsMichen nach Kriften Beistand sn 
leisten*. Dasu kamen noch gewisse andere Funktionen, 
welche direkt aus seiner Eigenschaft als des obersten Hflteis 
des Landfriedens in Schlesien stammten. Ihm lag es oh, 
solche, welche den Landfrieden und später die Fehderordnung 
gebrochen hatten, für Fehder und gemeine Landesfeinde zu 
erklären, flie Acht für ganz Schlesien über sie zu Terhängen*, 
sowie andererseits fVw Acht wieder aufzuheben*. Im Zusammen 
hange mit diesem Uebiete seiner Thätigkeit stand auch «eine 



Swnlln.ski seiner S> halden halber eine gewisse Zeit nirlit zu bedrSngpn. 
Ebd. AA. III 26'' fol. 148 f. Gleicher Befehl an den Herzog Friedrich 
von Liegnitz wegen des Berabamd Knobelsdorf, d. d. Neifse, 24. Juli 
1577 ; ebd. AA. III 28d fol. 807 f. Obcramtsbefehl an den Brcslauer 
Rat, mit den Glfiubigem pinos p-pwissoTi SrhiVno zn hnndrln, daf?^ ] r 
selbe eiue leidUche Frist zur Bezahlung seiuer Schulden erhalte; Bre^i. 
8tadtaTOh., Schdiug 9, Nr. 4150, d. d. BreBhui, 28. Febr. 1569. Ahn- 
liehe Weisungen ebd. Mr. ^55» d. d. 19. Sept 1509, und Nr. 4021, d.d. 
28. Febr. 157Ü. 

1 ä. die Oberamt^befehle d. d. 10. März und 24. März 1572, Kgl 
StaatMitsh. AA. III 26b fol 280; d. d. Neifse, 8.:0kt 1568, el»d. fi. 
in 26« fol. 51 : Bresl. Stadtarch., Sebeiiug 9» NAehtr. 142; ebd. Schei- 
nig 9, Nr. 406.5, d. d. 28. Okt. 1569. 

• Kgl. .Staathttrth. Bresl. AA. III 26- fol. 7, d. d. 25. Febr. 1588, 
ebd. AA. m 20* fol. 221 f., d. d. B. April 1608, und AA. in 26^ «»I. 
342 fd a. 1588); Bresl. Stedtarch., Scheinig 9* Nachtr. Nr. 142, 
d. a. 1H07. 

' Kgl. Süiatriiiich. Bresl. AA. III 26^ fol. 164. (^mpulsoriule, der 
Gemeinde Keulendorf gegeben, gerichtet an alle Haupt- wnd Amtleute, 
Hofrichtrr im l (»crichtsvei'walter Sehh- it ns: ^Ir wollet auf ansuchen 
der von Keulendorf ader ihrer volmechtigen inen ordentlicher vre'm 
di zeugnus und beveta aufzubringen vorhelfen und vorortncn." (d. d. 
Neifse 1. Juli 1568.) Ebd. fol. 258 f. (d. d. BiesUo, 10. Mni l.",?!), Patent, 
dem Christoph Hintfleisch „di zeugnuB zu seiner noturft dorpUUchheit 
nach, wi recut und preuchÜchen, widerfahren zu las^eu.'' 

« Ebd. fol. 80 d. d. Neihe, 12. Juli 1568; gedruckte Edikte des 
Kgl. StHatsarch. zu Breelau, d. d. 15. Auguat 1^4^ 2. Auguat 15BI, 
9. Juni 1582, 27. J?T!Mmr und 2:>. März 1593 u. w. 

* Der Oberhauptinaiiu erklärt (d. d. Breslau, 7. Dez 1562). dafs er 
einem Fehder von Oberamtswrgen „vorkiese and yoi^be und ans 
allem t^Tifricdcn setze, also dasz er derhalbcu in baiden unsem arapteni 
des Uber und Nieder Srhl(>sii n . . . ^ans «tcher handien, wandten lud 
sein muge". Ebd. AA. III 26»- fol. 10. 
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Befugnis, das Geleite vor Gewalt zum Hechten durch ganz 
Schlesien hindurch zu erteilen ^ Seine Stellung als oberster 
Leiter der gerichtlichen Poltaei' vornehmlich zur Aufrecht- 
erhaltung des Landfriedens und der öffiBndichen Sidierheit 
kam seit 1571 dadurch anm Ausdrucke, dafs die daniab yom 
O^erallandtage bestallte Landespolizeimacht ihm und einem 
Stündischen Ausschusse, nlimlich dem Herzoge Geoi^ von 
Liegnitz-Brieg und dem Rate von Breslau als den «yerord- 
neten Schutzherren" untergeben wurde®. 

Neben dieser ohersten administrativen Kontrolle ül)er die 
Gerichte des gesamten Schlesien und neben seinen Funk- 
tionen für die Aufrechterhaltung des Landfriedens besafs der 
Oberhauptmann eine selbständige richterliche Gewalt. Zu- 
näch.st stand ihm zu eine schiedsrichterliche Vermittlungs- 
befugnis'*, deren Entstehung, ebenso wie die Ausbildung der 
administrativen JustiakontroUe des Oheramtes um die Mitte 
dea 16. Jahrhundefts, wohl in die aweite Hälfte der B^ierung 
Ferdinands I., zu setzen ist. Die Parteien durften sidi tther 
daa ordentliche, zuständige Gericht hinweg an den Oher- 
hauptmann mit der Bitte um einen gutlichen Schiedsspruch 
wenden^, und zwar so, daia der bereits anhängig gemachte 



» Ebd. fol. 14 f., d. d. Breslau, 3. Januar 1563: Bresl. Stadtarch., 
Sclieinig 9, Nr. 4132. il. d Neifsc, 15. Febr. 1569; obd. Nr. 4159, d. d. 
Breslau, 23. Febr. 1569: ebd. Nr. 4177, d. d. 1. März 1569 u. s. w. S. 
siteh Bestimmiineen der Oppelnscben Landesordnune von 1582 
über dan Geloitsrecht des K()uigs oaer des Oberhauptmann.'^ bei Sehick- 
fufs III 47S. Wer sonst das Geleitsrecbt besafs (die Für.sten und die 
Stadt Breslau), konnte dasselbe nur für seinen specielleu Juri.sdiktions- 
besirk erteilen. 

' V^l. über diesen Begriff Loening, Verwaltungsrecht S. 8. 

^ Diese Landespolizei n)ac'ht bestand aus einem Befehlsmanne und 
23 reisigen Einspennigcrn, von denen jener mit drei Reitern in Breslau, 
<li** flbngen 20 m Gruppen Ton je iftnf Personen in Troppau, Oppeln, 
Glogau und Schweidnitz lagen. Diese vier Rotten nollten den ciirent- 
Uchen JPolizeidienst besorgen. Der Befeblsroann hatte die Ptlicht, mit 
den drei ihm qpedell bei gegebenen Einspennigem jene vier Kotten zn 
iBspicieren, darauf ra achten, dafa sie mÖgHemt Tag für Tag ausi itten, 
nna Säumige den verordneten Scliutzherren zur Bestrafung oder Ent- 
Uunung zu melden. Die BesolduUjg dieser Personen war eine ziemlich 
hohe; sie betrug fBr den Monat 12 Rb. fl. und 80 Gr. (Instruktion ftr 
die landesbestallten Einspenni^n r, d d. Brieg, 15. Nov. 1571. Bresl. 
Stadtareh. Act. Puhl. MS. 166« foL 362 ff. und den Artikelsbrief f&r 
dieselben; ebd. fol. 365 f.) 

* Vgl. über das Aufkommen der Schiedsgerichte in Deutschland 
A d o 1 f S t ö 1 z e 1 , Die Entwicklung des gelehrten Kichtertums in deutschen 
Territorien. Stuttgart 1H72. I 23« ff. Das Kompromifs enstand in 
Italien unter Eintlufs röniiHch-rechtliclier Verhältnisse: von hier ge- 
lang^ es nach Deutschland: vgl. Julius Ficker, Forschungen zur 
Beßhs- und Rechtsgeschichte Italiens. Innsbruck 1870. IH 265 u. 359. 

„Und wiewol wir nun in der verhör befunden, das der von 
Domanze . . . sich vormugo der Francksteinischen habenden Privilegia 
nun ordentlichen rechten berufen, so hat er sieh doch uns zu sondern 
ehren und geftUien in. die sühne eingelassen, und seint also die teil 



DigitizQd by Google 



168 xm i: 

Procefs vor dem ordenüichen Gerichte dadurch unterbrochen 
wurde« Sowohl Immediatitände^ wie auch Personen, welche 

einem der partikularen Gerichte unterstanden, kompromittiorten 
häufig auf das Oberamt. Besondere zahlreich waren Be- 
schwerden von Unterthanen gegen ihre Landes- oder Grund- 
herrschatten* oder von Privaten gegen Brfjörden, von denen 
sie sich vergewaltigt glnuhtert^^. Streitigkeiten dieser Art 
suchte das Oberamt durcii gütliche Vermittlung.^ ^>eizulegeu ; 
es wurde auf diese Weise sogar eine Art von Instanzenzug 
enmiglicht, indem der Oberliauptmann für den Fall, dals 
jemand durch den »Spruch eine*» Gerichte« sich beachwert 
fühlte, eine Vermittlung zwischen diesem Gerichte und den 
Parteien anzubahnen strebte*. Das Oberamt hatte swar die 
lischt y aus eigener InttiatiTe oder auf Bitten auch nur einer 
der Parteien beide vor sich zu bescheiden; keineswegs aber 
brauchten sich dieselben bei dem ergangenen Schiedssprüche 
SU beruhigen, sondern sie konnten die Vermittlung des obersten 
Hauptmanns zurückweisen und ihren Rechtsstreit dem Urteile 
des zuständigen ordentlichen Opn'chtes unterworfen. Gaben 
sie sich aber niit der gefüllten Entscheidung zufrieden, so 
mul'sten sie geloben, derselben auch getreulich nachzukommen K 



mit ilircm willen, wir folget, verglichon" etc. Aus einem Reliioda- 
apruch d. d. Neifse, lU. Januar Kgl. Staut^rcli. Breäl. AA. III 

fbl. 304. 

^ So kninjiroinittierton 1 5fiB die \\^*ttwr l^prnhardinfi von Mal/ahn 
und ihr bohii, der freie Staude^herr Huus iierniiaid von Malxalm, in 
Erbschaftsstreitigkeiten auf das Oberamt. Ebd fol. 14. 

* S. s. B. &fl B«gt8ter alter VertmgBbächer d. a. 1558 bis 1500, 
welehp«^ 'MTM' Mf-np^r» von A'''rfrn'^'OTi zwischen H riiiHlliorreB ünd ihren 
Unterthaueu enthält; auch Komprumisäe zwischen Gemeinden verschie- 
dener Hemdiafiben komm«« diuwlbst vor. Kgi, StafttBareh. Breslau, 
F. Brteff in IBB. Obernintsvertrag. von 1Ö91 zwischen Frau Ursula 
von Ronr und ihrem Lando»herm Georp Wilhelm von Braon, Frei- 
herrn auf Wartenberg. Ebd. AA. III ai» fol. 336 ff. 

* Abschied swisehen Peter Wagenkneekt und dem Rate la 
Troppau, d. d. Neifse 15W. Ebd. AA. III 26b fol. m Vertrag 
zwiacnen dem Rate von Hreslau und den Gebrüdcm Satowski, d. o. 
Breslau, 23. Dez. 1.562. Ebd. toi. 14; zwischen Nefe von Strelitz and 
der Breslaner Hauptmannsehaft, ebd. fol. 161 b. Auch ganse Kotpo- 
lationf'Ti Avandten sich an d is Oberamt; virl den Vertrug zwisehen der 
Ritterächuft und der liauptmaunscbaft des Fürstenthums Breslau. BresL 
Stadtarch. M. 31''. 

* Zwischen einem Grnindherm und den Kindern seines BebnUen« 
^velc'he abzielien wollten, war es we^en de« Abzugsgeldes zu einem 
Konflikte gekommen: der Münsterbergische Hauptmann und die andern 
Reehtwitser hatten die Parteien darauf verhört nnd sum Nachteile der 
Schuisenkinder entschieden. Als diese sich damit niclit zufrieden gaben, 
sondern „««ieh gleichsam einer Fehden vermerken" Ii» f-cn, beschied der 
Qberhauptmanu die Parteien und den Landcshauptmaim vor sich, um 
swiscfaen ihnen eine Verstindigung hersosteUea. Ksl. Staatsa^ih. AA. 
UI 26c fol. 66 ff. (d. d. Neifse, 17. Dez. 1588). 

^ „Gegen den Sehiedssprueh triebt es kein ordentliches Rechts- 
mittel; die Partei unterwirft sich ihm unbedingt, er ist rechtskr&ftig, 
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Daneben besafs der Oberhauptmann eine oideiulicLe Ge- 
richtsgewalt; das Oberamt war das zuständige Gericht fUr 
die Mitglieder der InunediatständeL also Ittr die Fürsten, freien 
Standeehenren, sowie fhr die InhaW der dem Oberamte sonst 
noch immittelbar unterworfenen Uerrsdiaften , der Status 
minores und der exemten Burglehen ^ hinsichtlich der Akte 
freiwiliiger Gerichtsbarkeit; vor ihm geschahen Auflassungen^, 
Abtretungen -fmd Verzichte^, Schenkungen^, Errichtungen 
von Leibgo(iing:on* und auch Kassationen solcher Handlungen*, 
selbst wenn es sich um Verk;^uf und Verpftindungen ganzer 
Herzogtümer und freier Standesherrschatten handelte®, betreffs 
deren aufserdem noch ein besonderer kaiserlicher Konsens 
eingeholt werden mufste. Der Oberhauptmann hatte die für 
den Verkauf von Immediatherrschaften notwendige, richtig 
gesehehene Aufbietung vor dem gehegten Gerichte des Ober- 
imd Fttrstenrechtes su beaeugen und feu publioieren^; Pro* 
teilationen dagegen mufsten bei ibm eingebracht w«vden^. 
Die Recfanungsle^ng •!< r Vormünder, denen die Verwaltung 
▼on DnmediaSierrschaften fUr deren noch unmttndige Besitzer 
anvertraut war, mufste vor dem Oberamte erfolgen*. Zur 
Aufnahme von Hypotheken brauchten die Inhaber mindestens 
der freien St^mdesherrschaften und der exemten Herrschaften 
oberamtlichen Konsens^"; den Fürsten gegenüber nahm der 
Kaiser selbst dieses Rücht in Anspruch". Die Ursache der 
Entstehung der Funktionen des Oberaintes auf dem Gebiete 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit ist doppelter Natur: betreffs 
der Fürsten und freien Standesherren ist sie zurückzutuUrcu 
auf daa Princip der Centralisation , der Herstellung einer 
obersten Staatsgewalt Aber die Mker autonomen politischen 



Mteh wenn er dem Rechte nieht entspricht;^ Ficker, Foisehongen 

zur Reichs- und Rechts^esch. Italiens. Innsbruck 1868. I 278. S. aaeh 
Weinprarten, Vindemiae judieialcs (Prag 1679), S. 9 f.: „Und was 
dergestalt einmal verglichen, daa soll hernachmahls zu keiner reu mehr 
gesogen, . . . noch hierfiber« was durch Conipromistarios und sehiod- 
MOith geschlichtet, appellation einzus enden vcfststti^^ 
» Ebd. AA. III 26'> fol. 208 (d. a. 1570). 

* Ebd. fol. 70 f. (1564 Verzicht auf die halbe Herrschaft Warten- 

« Ebd. fol. 263. 

* Ebd. fol. 388. 
Ebd. fol. 268. 

« Ebd. fol. 173. 

' Eb<i. AA. III 26 <i fol. 88d ff. 
B Ebd. und foL 51. 

* Vgl. X. B. die RechnungsleguuK der Vonnändcr für die Kinder 
des verstorbenen ir< rrn Qeoig von Fnlloastein üftr das Jahr 1567/68; 
AA ni 26 ^ fol. 157. 

i<> Für die Herrschaft BieUtz 1598, AA. lU toi. 160, für das 
fimslehen Ann» 1605, AÄ. III 26* foL 857, der Freiherr yon Km* 
bacK 1587. AA. lU 26« fol. 254. 

» VgL s. B. o. S. 141 Anm. 8. 
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Gewalten, und in nichts findet unsere Behauptung , daÜB die 
alten piastischen Herzogtttmer und die freien StandeBberr- 
Schäften immermehr ihres öffentlichen Charakters als Staaten 
und Landeeherrschaften yerlustig gingen, eine deutlichere Be* 
stätigung als in dieser soeben geschilderten rein privaten Qe- 
staltuTig ihrer Rechtsvorhältnisse; w«ns Aie Status minores und 
die freien Burglehen anbetrifft, .so gelangten diese unter das 
Obernmt durch Exemtion von der Jurisdiktion ihrer bisherigen 
Obrigkeit, und j^erade darauf beruhte ihre Bedeutung , da 
Prärogativen in ötaatsreehtlicher Hinsicht mit ilinen nielit ver- 
bunden waren ^ Arreate aui die beweglichen und die un- 
beweglichen GHlter der Immediatstandeapersonen wurden beim 
Oberhauptmanne beantragt^. Der wichtigste Teil der Funk- 
tionen des Oberhauptmanns auf dem Gebiete der Rechtspil^ 
war seine Teilnahme am Ober- und Fürstenredlity dem stin* 
dischen Centraigerichte ftirganz Schlesien. Es standen ihmsa 
in Beziehung auf das Oberrecht die Berufung, der Vorsitz, 
die Hegung, die Einführung und Vereidigung neuer Mit- 
glieder, die Prnposition , die Kolligierung der Voten, sowie 
das Votum coTiclusivurn; die Abschiede des Oberrechtes mui'sten 
in seinem und der übrigen Rechtssitzer Namen ergehen : falls 
der Verurteilte nicht gutwillig dem Spruche Folge gab, >o 
hatte er die Zwangsvollstreckung zu leiten ^. Die Kompetenz 
alleiniger, ordentlicher UrtcilsfkUung erhielt das Oberaiut 
erst spftter zur Zeit seiner kollegialen Orrawisationy indem es 
damals das zuständige Forum für die Inhaber der freien 



* Übrigens konnten auch Akte freiwilliger Gerichtsbarkeit für 
Personen, welche nicht zu den Iminediatstän^en gehörten, vor dem 
Oberamte vollzocen werden; vgl. die Bestätigung der Aufj^abe des 
Hans Luck von Wittin an »(jine Ehefrau Dorotnea, d. d. 30. Dozfmber 
1586, AA. HT 26'* fol. 217. der Frau Holona, geh. Hoff, an ihren Mann, 
den Egidius von Hattlag. d. d. 3. Juni löb7, ebd. fol. 247, des Landes- 
lianptmanns Ton Groffr-Glogau Caspar BoTsskj an seine GkraaUis 
Salome, d. d. 18. Marz 1588, fol. 290 ff. Teilweise geschah dies, da die 
zunächst /.iiständige Obrigkeit sich weigerte, dem Ansuchen dor be- 
trcffeudeu Partei Genüge zu leisten^ so wandte sich Nicolaus vou 
KoscheiibahTf als er eine 1549 vüt seinem Landeslicrai, dem Henroge 
von Brieg, gethane Auflagsung oinoH Gutes wegen Nichterfüllung der 
versprochen on Gegenleistungen widerrut'cu und der Hers^og seine Re- 
vokatiuu uicht annehmen wollte, au den Oberhauptmann mit der Bitte, 
er wolle zu solcher Widerrufung seinen Konsens geben, dieselbe in 
der Oheramtskanzlei „gerichtlichen zu wahrer Sicherheit vorzaichnen 
lassen'' und ihm eine Kekognition darüber aossteUen. AA. HI 
26 h fol. 4 ff., d. d. Ncifse, 14. Sept. 1562. 

' Arrest auf die beweglichen Güter des Freilierni von Froomiti 
auf PI« ffl 1566, AA. III 26*> fol. 97, auf alle beweglichen und nnbeweg- 
lichen Güter des Herzogs von Münsterberg 1569, ebd. fol. 174, auf 
Land, Leute und Güter des Herzogs von Teschen 1570, ebd. fbl. 218, 
auf die Gerade weiland Frttalein Kathsrinens, Hersogin von TeBcben 
1572, ebd. fol. 2^0. 

' 8. das Nähere im folgenden Kapitel. 
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Biii*gleheQ und Mindcrhen^schaften in Fällen jeder Art wurde K 
Buer Nachrieht aus dem An&nge des 18. Jahrhunderts zu* 
folge wurde noch damak beim Ooeramt das sächsische Recht 
angewandt Inwiefern diese Angabe auf Wahrheit beruht, 
mufs dahingestellt bleiben; thatsächlich spielte wohl damals 
das römische Recht die bedeutendste Rolle °. 

Insofern der Staat damals schon auf dem Felde der 
inneren Verwaltung, der Sicherheitspolizei, der Sitten- 
polizei, 5<owie der Fönlprun^ wirtschaftlicher Interessen, ins- 
besondere der Gewerlic- iiad Gesinciepolizei , desgleichen der 
Sorge für deu Verkeln , wie Prägung, Verwaltung der Ver- 
kehrswege u. 8, w., thiitig war, standen auch dem Oberhaupt- 
manne dementsprechcnde Kompetenzen zu; Inhalt und Um- 
fang derselben wurden vornenmlich bestimmt durch die in 
jener Zmt entstehenden Landes-, Polizei- und Glesindeord- 
nungen, welche vom Könige oder von den G^neralstltnden 
erlassen waren, und deren AusRihrung in seinen Hftnden hx. 
Er erliefs Verfügungen, durch welche das Vagieren im Lan& 
▼erboten^ und Adlige ohne liegenden Besitz zur Anxeige 
ihres Aufenthaltsortes verpflichtet wurden*. Die Ccmsur der 
in Schlesien erscheinenden Druckschriften ward ilini vom 
Kaiser übertragen''. Er traf Mafsregeln ^r^^^en Zusammen- 
rottungen, gegen Trunksucht, geschlechtliche Ausschwei- 
fungen und Spielsucht'; ihm gebührte der oberste Schutz 
ttbcr Wittwen und Waisen zumal adligen Standes®. Im 
Falle von Mifswachs verbot er den Export von Lebens- 
mitteln'; er untersagte die Einrodung und Einengung der 
siten Landstrafsen und hatte nach Möglichkeit fUr die Frei» 
hsltung der natürlichen Wasserstraße Schlesiens, der Oder, 
sa sorgen'^. Er hatte die Oberaufsicht über das Mflnzwesen, 
sowie die Pflicht| schlechte Münzen in Verruf zu stecken und 
überhaupt darüber zu wachen, dafs kein fremdes oder minder- 



■ (Christoph Seidel^, Observationes practicac de juribus atque 
processibuH forensibus in Ritc.iia. 1717. S. 26 ff., „De Suprema Curia 
I 5. Quae causae ad hoc iudicium spectant?" 

• Ebd. S. 2« § 7: „Observatur antem in hac curia suprcina com- 
mnnitpr in Siloma receptum Jus Saxonicnm." 

" Vgl. ebd. 8. 8, § 7: „Ubi proinde allegans in Silesia Jnn Saxo- 
uiciim ejus in concurrentc casu specialem receptionem probare Qeq[uit, 
Jas Caesareum, nisi alia statuta localia adsint, sequendum erit." 

• Kgl. Staat.-^arch. Breslau, Gedmcktes Patent d. d. 6. März 1600. 
Hbd. AA. III 26h, Oberamtspateot wegen der Tsgierenden Zigeuner, 
d. d. 9. Juli 1572. 

• Ebd. Friedenherg, Cod. Dipl. Sil. Hs. D d86b & 761 ff. 

• S. Grünhagen, Gesch. Schlesiens II 78. 

^ V^l. die vergeh i(>dr>nen Landesordnungen uod die im ZoBammen- 
hange mit ihnen erlanseueu Oberamtsbefehle. 

• AA. ra 28 g fol. 76 ff. 

• Ebd. AA. III 6d S. 545. 

>« Ebd. AA. m 6c fol. 368 ff. 
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wertiges Geld In Umlauf gesetet werdet In den Bereich 
der inneren Verwaltung im weitesten Sinne gehörte es «uch^ 
wenn wir sehen, da(s das religiöse Lehen seiner besonderen 

Obhut unterstellt war. Er durfte nicht dulden, dafs neben 
der katholischen oder der lutherischen Ronfession andere 

Lehren bekannt und gepredigt würden, sondern hatte den 
Befehl, auf die Ausrottung der Wiedertäufer, Kalvinisten, 
8chwenkfeldianer und anderer Sekti^*rer bedacht zu sein ^ • 
auch darauf umfste er sein Augenmerk lenken, dals uk-ht 
durch unnütze Zänkereien das Einvernehmen »wiachen den 
beiden anerkannten Reh'gionsgemeinschaften gestört würde*. 
Eine sehr wichtige Aufgabe m der Zeit der Reionnation, als 
die Klöster von den protestantischen Fürsten und Stadt- 
magistraten oft hart bedrängt wurden , war der Schnta der 

Snstlichen Institute ^ Das PrKsentationsrecht für diejenigen 
irchenstellen und Pfrttnden, für die dem Könige das Patronat 
anstand, scheint nicht auf d m Oberhanptmann übertragen 
worden, sondern beim Könige selbst und der böhmischen 
Hofkanzlei geblieben zu sein^; auch die Bestätigung der Abte 
lind Äbtissinnen der schlesischen Klöster musfte direkt von 
der Krone erteilt werden. 

Sehr umfangreich waren die Funktionen des Oberhaupt- 
manns auf dem Gebiete der Finanzverwaltung; allerdings er- 
öcheint er hier als rein stilndisclier Beamter, da bei dem da- 
maligen, noch öpäter genauer zu behandelnden Dualismus im 
Finaaawesen seine Kompetenz sich auf die Verwaltung der 
von der ständischen Bewilligung abhängigen Steuern be- 
schränkte^ während mit der tlbrigen, rein königlichen Finans- 
administration besondere, von der Wiener Hofkammer ab- 
hängige Organe betraut waren. Wenn eine gewisse Summe 
von den Generalständen als Steaor bewilligt war, so pabli- 
eierte das Oberamt, wieviel pro mille von der Schätzung er- 
hoben werden sollte®; auch traf es die nötigen Anordnungen 

1 Ebd., gedruckte» Edikt d. d. 25. Auguat 1620, ferner BresL 
Stadtarch. Scheinig 9 a Nr. 2787 u. s. w. 

« Kgl. Staatweh. ßresl. AA. III Ca S. 53, d. d. 12. Juli 1529: 
ebd. AA. III 6 b S. 247, d. d. 31. Dez. 1555; AA. KI 6d S. 240, d. cL 
7. August 1564, und S. 262. 

* (iedrucktes Patent des Kgl. Staatsarch., worin der Oberhaant- 
mann «1* u iätllcheu dau uucliristliche Schelten auf Venrudte Oer 
anderen K.oufeät»ion untersagt, d. d. 14. März 1620. 

* Ebd. AA. III 6 b (1556) S. 273, 128 und 286, AA. III 6 a S. 342 
(1589X Bresl. Stadtarch. Scheinig 9 Nr. 4172 (1569) u. >i m., meist Inter- 
zp$;?ioncTi ] r i (hm weltlichen Obrigkeiten für geistliche Stifter oder 
Befehle, .^le uu bedrängt 2U lassen. 

• Kgl. Staatwrtä. BreiL AA. III 6b, Wien a JnU 1556. Der 
König schreibt an den Rischol^ er habe dem Wunsche desselben gemär» 
die Custodiam zu Grofsglogau dem Magister Hertel bewilligt; ^der 
wird bej unserer böhmischen hoffcantzley die Präsentation forciern 

• Vgl. Kries S. 29. 
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betreffs der Zahlungsmodaiitäten ^ Bei ihm reichten die ein- 
zehien Stände die Schatzungszettel ein, in denen sie ihr der 
Steuer unterliegendes Vermögen an^^^aben*. Auch darüber 
hatte der Oberhauptmann in letzter Insianz zu wachen, dafa 
die Steuerpflichtigen sich richtig schätzten; Anzeigen wider 
wlofae, welche ihr Yemögeii zu niedrig an^beii, mufston, 
fiüb 68 der snnlichBt Bostllndigeii Obrigkeit nicht gelang, Ab- 
hQlie SU schaffen, an das Oberamt erstattet wttden^ Der 
Oberhauptmann mufste für die rechtseitige Aufbringung der 
vom Landtage bewilligten Steuer sorgen^; gegen solche^ 
welche mit der Einlegung der Schatuettel und der au8> 
geschriebenen Landesal)gaben säumig waren, hatte er mit 
Ekekution vorzugehen, zuerst durch Mahnschreiben'', ^^or^^lnn 



und Einleguug von Reitern bis zur Bezahlung*, aucn den 
Oberständen, den Fürsten und freien Standeslierren, cfegeniiber 
durch Verstrickung, Gefängnis, riantlung und endlich durch 
Emweisiing in ihre Güter ^. Die ständischen Finanzbehörden, 
das Generusteomunt sowie der Landessahbnmster, warwi ihm 
unterstellt; zwar wurden diese Ämter besetzt von den auf 
den Fürstentagen versammelten Generalständen; der Ober^ 
hauptmann hatte jedoch die Inhaber £u vereidigen^ und sie 
gemäfs dem Beschlüsse der Stände entweder allein^ oder mit 
Zuziehung eines zu diesem Zwecke bestellten Ausschusses'^ 

J Bresl. Stadtaich. Scheinig 9 a Nachtr. Nr. lUÖ, d. d. 30. Juli 1607. 

* Beschlufs de8 Fürstentages m Grottkau im Januar 1542. Bresl. 
Stadtarch. Act. Puhl. III Ms. 164 fol. 195 ff., Fürstcntagsabttchied vom 
28. Mai 1542; ebd. fol. 264 ff., Abschied des Landtages vom Januar 
1559; ebd. IV Ms. 165 fol. 242 ff. Kgl. Staatsarcb. lU 6d S. 36 (der 
LmdeBhauptmann Hans von Oppemdorf schiekt die Schatzungszettel 
der Fürstentümer Oppeln ond Ratibor ein, d. d. 27. August 1561) ii. s. w. 
Eine Kopie eines Schat^nnf «/cttels der Fürstentümer Oppeln und Ra- 
tibor auB eben demselben Jahre 1561 ist abgedruckt bei Kr i es S. 99. 

> BxesL Stadtarch. A. P. IV Ms. 165 fbl. 55 ff, Ffiratentagsbeschlur« 
Tom Oktober 1554. 

* Obpramtsbefehl , die bewilligte Auflage von 100 000 Thalorn 
rechtzeitig aufzubringen, BresL Stadtarch. Scheinig 9a Nachtr. Nr. 129. 

* eSl Scheini^ 9 Nr. 4114 (d. d. Neifse, 3. April 1569, Mahn- 
schreiben an die Eitterschaft von Breslau -Namslau); KgL Staatsarch« 
BresL AA. TU 6b S. 14« (1553) und R. 217 (15.-.-). 

* Befehl des Königa, d. d. 'S, Febr. Iö32, Kgl. Staatsarch. Bresl. 
AA. m 6b S. 55. 

^ Ebd. AA. III 6d S. 24 (d. d. IPi. Mai 1.^^)1), Fürstentaffsbeschlüsso 
vom 1. Juli 1570 (ebd. S. 729) und vom 5. Oktober 1571. Bresl Stadtarch, 
A. P. M.-^. IGGc fol. 372. Wenn der Oberhauptmann zu derartig strengen 
Mafsregeln auch das Recht heaaTs, so ist es faktisch zur Ausfuhning 
derselben doch nie gekommen; alle Vollmachten in dieser Keziebiing 
blieben lediglich auf dem Papiere. VgL auch Kries S. 41 Anm. 4. 

« Ebd.IWs. 170 fol. 285 (1579). 

* Instruktion für die Gcneraleinnehmer, d. d. 7. AugUBt 1578^ 
KgL Staatsarelt AA. VI 7a, S. Urkunden-Anhang Nr. IV 1. 

1^ Instruktion für den Landeszablmeister, d. d. 2ö. Oktober 1579. 
BmL Stadtarch. A. P. Ms. 170 foL d63. 
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mit den nötigen Instruktionen zu versehen. Auch über ihre 
GeschiilL^fuhrung hatte er zu wachen, oh sie ihren Pflichten 
getreuhch nachkamen, ihrer Autgaben mii Lleifs obwarteteu, 
und im gegenteiligen Falle beim Fttrstentage anf ihre Ent- 
fernung zu dringend Anweisungen auf den der Obhut der 
Generaleinnehmer vertrauten Landeskaeten gingen von ihm 
auSy und es war den letzteren verboten, ohne oberamtliche 
Anweisung irgendwelche Zahlung au leisten'; für die Aus- 
stellung dieser Zahlungsbefehle war er selbst gebunden an 
die Beschlüsse des Fürstentages, und die dadurch verfassungs- 
raUfsig beschränkte Kompetenz seines Anweisungsrechtes durfte 
er keineswoL»-« zu Ounstf^n des Kr)nigs oder auf dessen eigen- 
mächtige Beteliie hin überschreiten^. Auch der Zahlmeister, 
dessen Amt es war, die zu Kriegszwecken bewilligten Gelder 
an ihren Bestinunungsort nach Ungarn abzuführen, durfte 
erst auf Anordnung des Oberhauptmanns die betreflfenden 
Summen in Empfang nehmen, um seine Beise ansutr^n, ffkt 
die er mit Geleitsbriefen vom Könige und vom Oberhaupt- 
manne versehen wurdet Zu den Rechnungl^n^ngstagen der 
Generalsteuereinnehmer, welche auf den allgemeinen Stände- 
Versammlungen beschlossen wurden, erliefs der Oberhaupt- 
mann die Einberufungsschreiben an ihn hatten die vom 
Könige dazu abgesandten Kommissare ihre Beglaubigungs- 
soln-eiben <'inzureichen , worauf er dann bei fler Rechnungs- 
legung selbst den Vorsitz führte und zum Schlüsse den Ab- 
schied erteilte, welcher für den Fall, dals dui Rechnung für 
richtig befunden wurde, den Einnehmern die Entlastung ge- 
währte^. In gleicherweise verhielt es sich mit der Abnahme 
der Rechnung des Zahlmeisters^. 

» Kffl. Staatsareh. Bresl. AA. TLl 6b 8. 339 (1557), ebd. (1560) 
S. 5a6; ebd. AA. VI 7a (1560). 

^ AA. lU 6d 8. 21 und AA. III 31a (1590). 

» AA. m 6b 8. 296 (iL d. 16. Kor. 1556) bietet daAr einen Beleg. 

Der König hatte den Gr«ieralBteuereinndbimern befohlen, eine gewisse, 
Michaelis dos Jalires fällige Steuerrate unverkürzt dorn Vitztum aus- 
zuzahlen, wiewohl er schon einen Teil derselben anticipiert hatte. Der 
Oberhauptmann befehl darauf den (^eneralstenereinneDmem auf ihren 
Bericht, dem Vitztum nur soviel auszuzahlen, als nach Abzug der 
schon gemachten Antizipationou fällig sei , ..das ander j^eld aber ver- 
möge des furstenta^sbeschlucfz innczuimltcn und hindcr der fürstcii und 
stftnde vorwiflsen nit auszugeben, damit also dem förstentagsbeechluelk 
fornor nach/^olfht und niH oder euch nit i liuM zugomeaseu werden 
dörfe, sam wir dar wider gehandelt hetteu, und was mehr, dann sich 
gebührt, ausgezalilt were." 

* Ebd. AA. III 6b S. 278, d. d. 28. Juni 1556: AA. III 31a fol. 
258, d. d. Oeh, 13. T^cz. 1590; Bresl. Stadtarch. A. P. Ms. 170 fol. :m. 

» Ebd. ScheiuiL' da Nachtr. Nr. UU, d. d. 29. Dez. 16Ü6, Kinladungs- 
sdireiben des Oberhauptmanus an die Stadt Breslau. 

" Kgl. Staatsarch. Bresl. AA. III 6b fol. 131, königliches Krcdttive, 
d. d. Prap, 19. Mai r"5 l 

' BresL Stadtarch. A. P. IV Ms. 165, d. d. 2. Juni 1558. 

• S. I. B, Kgl. Staatsarch. Bresl. AA. III 6e S. 269» d. d. Breslau, 
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Auch auf das Gebiet des Kriegswesens erstreckte öich 
die TLaügkeit (U s Oberhauptmanns. Der Dualismus, welcher 
die Verfassung der Territorien in der ständischen Epoche 
Ghnkterisi^ machte sich in Schlesidn auch geltend hinsieht- 
lieh des Kri^wesens; demffemäfs erscheint der Oberlandes- 
hanptmann wie aof dem Felde der Finanzverwaltang, so auch 
hier teils als königlicher, teils als ständischer Beamter. Vom 
Könige allein abhängig waren die von ihm geworben en, wenn 
such mit Hülfe der stindischen Steuern bezahlten Soldtruppen ; 
aufserdem standen ihm die Ritterdienste zu, welche der lehn- 
trai^ende Adel dem Landesherrn, sobald dieser in Person zu 
i"*"lde zof^, iH's})riinL;!ic]i auch in Person und unbesoldet leisten 
mulste ; sjpater wurden dieselben ni«"ist mit Geld abgelöst, fUr 
welches (lann Söldner geworb(Mi wm<len. Die Verpliichtuug, 
Kitterdicnöte zu leisten, bezo^ sich übrigens nur auf die Erb- 
fUrstentiimer , in denen der König von vornherein unmittel- 
barer Landesherr war. Die Forsten und die freien Standes- 
benren erkannten sich nicht au Ritterdiensten verpflichtet, 
«ondern bewilligten nur im Falle der Not auf Bitten des 
KOn^ einen bestimmten Zuzug, und auch die Ritterdienste 
der Erbfürstentümer waren insofern für die Krone eine nicht 
allzu starke Hülfe, als ja das grofse Privileg von 1498 be- 
stimmte, dafs kein schlesischer ünterthan zu Kriegsdiensten 
aufstM-lialb der schlesischen Grenze verpflichtet sri , wenn er 
niclii dal Vir besonders besoldet und entschädigt würde K Uber 

13. Febr. 1564; „der Deputierten der Fürsten imd Stände Relation von 
der gethanen Raitung des Gabriel Schinolt« vorordneten Muster- und 
Zahltneiätors derer im August 1583 in Oberungam abgeführten Steuer» 
gelder halber." 

■ Auf dem Füratentagc vom 7. August 1576 verlan^^te Kaiser 
Maximilian IL „wegen der Ritterdienste ordentliche Gewifzheit zu 
raachen"; darauf lautotc die Antwort: „Weg'Mi (I t Ritterdienste wi-^-'»^n 
die Fürsten und Standtsherrcn sich keiner Ritterdienste zu oriuueru ; 
was die erbfQretenthämbf^r Bchnldig, ist hiebevom angedeutet; mit 
denen mufs sich ihre Kays. Mayt. vergh iclMMi, wie weil sie ohne Be- 
lioldung zu di»'npn nrt schiildlj^'." (Es haiult lt sich hier nämlich um 
einen persönlichen Zuzug gegen die Türkon, also über die Landes- 
grenze.) Ebenso heifst es im Fürstentagsbeschlusse vom 17. Juni 1577: 
«Die Ritterdienste müssen ihre Mayt. in den Erbfürstenthumbern 
^*uchen: die andern Fürsten und stämlo TV!-~*'n von denselben nichts." 
Dabei scheint sich der Kaiser beruhigt zu liaben, da er, wiewohl es 
aaf dem Landtage von 1577 noeh sn weiteren Auseinandersetzungen 
zischen Krone und Ständen kam. «loch seine Forderung betreffs der 



nicht mehr erliob. (Fürsteutagsverhaudiungen bei Schickfufs III 
228 f. und 284.) AI» 1570 der Kaiser von den ErbfürstenthÜmern die 
Ritter'H('n?ite forderte, verglichen diese sich mit ihm dahin: „so sie mit 
<fen ritt<>rdiMiist<>Ti verschonet bleiben, wollen sie allewege von sechs 
tausend i liulria mit einem gerüsten pferde, darunter der 6. Mau von 
»del seyn soll, 4 monat lang zu Hülffe kommen." (Ebd. S. 218.) In 
den piastisolien FürBtentuinern und den freien Standesherrschafteu 
ätaaden die Ritterdienste den Fürsten oder freien Standosherren zu, 
Mfem nicht gegenteilige Privilegien zu Gunsten dea Adels diese 
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die dem Könige zustehenden Ritterdienste der Erbtuiüien- 
ttinier gebührte dem Oberhauptmann die Inspektion und die 
Borge mr Vornahme der Musterungen; wenn der König auf 
geine Bitten von den Fdreten und Stünden den „persönlichen 
Zuzug* ^ erlangt hatte, so worde der Oherhauptmann mit der 
Pablilation und Leitung des Aufgebotes betraut'. Im Falle 
der Leistung der Ritterdienste oder des Zuauges führten die 
Landeshauptleute das Kommando über die Ritterschaft ihres 
Fürstentums; doch konnten an die Stelle derselben durch 
Vermittlung des Oberamtes auch anrlere PerfionrTi treten^. 
Den kaiserlichen Soldtruppen ge^^iMniber be-sclu äiikten sieh 
die Funktionen des Oberhauptmanns auf den Bereich der 
Militärverwaltung*; er hatte die Oberaufsicht über etwa im 
Lande garnisonierende Regimenter, hatte ihnen ihre C^uai tiere 
anzuweisen*, für die gerechte Verteilung in die Quartiere 
und für die Beschaffung des nötigen Proviantes*, sowie fiir den 



seine LeistuDgen milderten. Die Zahl der Ritterdienste der Erbliürsteu- 
tnmer ist ^ungcftlnrli^' atiffegebeii bei Schickfnfs HI 296. Eineai 

VcrzeiciinisHc des Jahres 1587 zufolge (BresL Stadtaieh. A. P. Ms. 175 
fol. 250 ff.) gab ('S in Schweiflnitz-Jaupr HOO, in Glogau 302, in Oppeln- 
Ratibor 322* im Fürsten turne Breslau läO, in Münsterg-Frankenstein 
40, in Troppsii 100, in Sagau 70 Ritterdienste. Den einzelnen FOnten 

Eabührten in ilir»'n Ländern, dem Bischof 100, dem Herzoge Oeorp von 
iegnitz-Brieg IbO, dem Herzoge Heinrich von Liegnitz-Brie^ 160, dorn 
Herzoge von Teschen 50, den Geiser Fürsten 110 Ritterdienste; die 
Summe aller dieser Ritterdienste beläuft sich auf 18ä4V'2. In dieser 
Liste fehlen Jagemdorf, Traehenberg, Militsch. PlePs und W.ii t< nherg, 
deren Kitterdienste ca. ICD betragen haben mögen. Die Niederlauaitz 
stellte 141, die Oberlausitz 173 Eitterdienste. Mit den Kitte rilieusteu 
bat staatsrechtlieli nichts gemeinsam der „perpfmlicbe Zuzug", welcher 
von den (ienerallandtagen in Fallen grosser N* t ilem Könige bewilligt 
wnrde, wenn er selbst ins Feld ziehen zu wollen erklärte. (Vgl. die 
Ffustentagsbeschlüsse von 1541 bei Schickfufs III 175? von 1559, 
ebd. S. 20:^: von 156^ ebd. 8. 207; von 1564, ebd. 8. 211 f.; von 1570. 
ebd. S. 217 f ) 

1 S. den Sciüuffl der vorigen Anm. Dafs ein dentrticer .Zuzug", 
auch wenn er bewilligt war, jemals ansgeführt wurde, ist mcbt Dekamit. 

• Schreiben des Erzherzogs Ferdinand, des Statthalters der Krone 
Böhmen, an den Oberhanntmann, d. d. Prap, 23. Mai 1565: „zu be- 
richten, wie weit man in der musterung kommen sey" (Kgl. Staatsarcb. 
Brest. AA. III 6d S. 406X sowie die kaMorlichen Schreiben, ebd. 8. 409 
und 411). „Kaiserlich schreiben wegen der rüstunp und bereitschaft, 
auch »ufl^ot zum zuzuge, daPz dero offene Gteneial in Ober und Nieder 
Schlesien zu publiciren": ebd. S. 398. 

• Ebd. d. 411, d. d. Prag, 17. Jnni 1566, kaiserlicher Befehl an 
das Oberamt, „mit denen per-^onen, so an stat der haiiptlente die amta> 
verwandten fuhren sollen, zu handeln." 

• Gegenstand der Militärverwaltung ist „die Herstellung der Vor- 
bedingungen und Mittel fiir die militärische Aktion*; s. w. Mcjer, 
Lehrbuch des dcntsclien Verwaltnngsrechtes TT 58. 

• Oberamtlicher Befehl an den Rat von Breslau, Reiter in das 
Quartier zu nehmen; Bresl. Stadtarch. Scheinig 10 Nr. 4109, d. d. 
2. Febr. 1623. 

• Ebd. Scheinig 9 Nr. 4006b, d. d. 13. Dei. 167a Kgl. Staateaceb. 
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lrunsp<^ri der Truppen nach ihrem Bestimmungsorte zu sorgen, 
bei DurchmHrschen Gch'itsU^ntc zu stellen*, andererseits aber 
auch tiaraut" zu acliteii, Jai» iuiieilialb der Soldateska die 
nötige Zucht und Ordnung herrsche, und dafs alle Aus- 
fldireitungen gegen die £mwoliner des Landes Yermteden 
würden 

Über die Soldtruppen hatte der König die alleinige Ver- 
fügung, nicht minder aie Bestimmung Uber di(^ Leistung der 
Rittei^ienste in den Terfassangsmäfsigen Schranken. Daneben 
aber gab es noch ein zweites Gebiet des Kriegswesens, 
welches in die Machtsphäre der St^lndf p^r h^rte, das sogenannte 
^Defensionswerk" ^. Die Anfänge der Defensionsverfassung 
gehen zurück weit in die Zeit vor der liabsburgischen Herr- 
bcliaft; schon während der Hussiienki itge hatten sich die 
Fürsten und Stände, als sie nocli eine weitgehende politische 
Autonomie besafaen, zu einem Defensionsvertrage geeinigt, 
welcher über die Art und Weise des Aufgebotes und der 
Ausrüstung die detailliertesten Vorschriften traf. Als im An- 
fimge des 15. Jahrhunderts eine neue, nicht minder drohende 
G^thr, der Ansturm der Oamanen, die deutsehe Christenheit 
bedrohte, und als es nicht so gimz unmöglich schien, dafs 
einer der verheerenden Züge der Feinde abendländischer 
Gesittung und Glaubens sich bis nach Schlesien erstrecken 
könnte, Ti.'»hm man angesiclits der Unmöglichkeit, dann sofort 
von der Krone Htllfc zu erhalten, das vor hundert Jahren 
zum erstenninh? begonnene Werk wieder auf, eine einheitliche 
Wehrverfas^ujig des Landes zum Zweck« der Abwehr feind- 
licher Angriffe zu schaffen. Auf dem Fürsten tage von 1529 
beschlols mau zur „Erhaltung des Glaubens und zur Abwelir 
des drohenden, gefährlichen , boshaftigen und untreuen Fttar- 
habens'* der Türken und der mit ihnen verbündeten Ungarn 
aad 8iebenbai«en eine Ordnung, ,»wie feder Stand dem 
andern sich hilfreich beweisen sollen im Falle er angegriffen 
wlirde*. Das ganze Land wurde in vier Quartiere geteilt, 
deren jedem ein Kreisoberster mit einem Krieffsrate vorgesetit 
wurde*; eine Matrikel sollte aufgestellt werden, in der alle 
anipesessenen Personen verzeichnet wUrden, und nach welcher 

Rrefil. fredruckte MriTuLitc, Oberamtliche Verpfloffungaordnnng , d. d. 
i. März 1Ö27. BrcsL btadtarch. Scheinig 9a ohne Nummer, d. d. 
5. Jnti 1607. 

> Kgl. Staatsarch. Bresl. AA Ul Cb S. 368, d. d. 22. Okt. 1557. 
» Ebd. Gedruckt.' Maiidüto, d. <1. 24. M;lrz 1611. 

• Vgl. hierzu H. Palm, »bchic^^ieus LaudesUefeDBion im XV., XVI. 
vaA XViL Jahrhundert", ADbandlnngeu der Sehlesiachen GeseUsohaft 
för vaterliadische Knltar. Phil.hiBt. Abteilung, 1869. Über die für 
^as Defengionswerk in Betracht kommciidon stafitsrochtliclion Vorhält- 
iü«>se 8. o. 8. 153, Zuerst beruhte es auf dor Autonomie der Stände, 
in der habibargisehen Zeit auf Ennichtiguijg seitens der Krone. 

* Das Nftheie bei Palm a. a. O. 8. 80 ff. 
ronehvnssn (55) XII1 1. Baebfabl. 12 
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je nach dem Stande der Gefahr die gesamte wehrhafte Mann- 
schaft oder nur ein beötiinmter Prozentsatz (der fünfte, zehnte, 
filnfzelmte oder zwanzigste Mann) aufgeboten werden sollte; 
auf jedes Landgut im Werte von 3000 Gulden kam ein ge- 
rttstetes Pferd. Die einberufenen Mannschaften sollten auf 
Kosten des Landes besoldet und ein Landespanier mit dem 
Landes Wappen aufgerichtet werden, zu welchem der ganze 
Kriegshaufen sich zu halten habe, das erste äußerliche 
Symbol der staatlichen Einheit Schlesiens. Um zu erproben, 
wie es mit der VV ehrhaftiirk<Mt Landes bestellt sei, sollten 
Musteruni^en der gesamten watlent i hiL'en Bevölkerung statt- 
finden. Durch die Fürstentagsbeselilnsse von 1532, 1541 und 
1543* wurde diese Defensionsordnung ergänzt und verbessert; 
insbesondere wurden über die Aufbringung der notwendigen 
Kosten specialisierte Bestimmungen getroften; freilich l^lieb 
das Gesetz vorderhand auf dem Papiere, da eine Gelegenheit, 
dasselbe auszuführeui nicht g^eben waid, sondern der Friede 
dem Lande erhalten blieb, und allmftlich geriet das gesamte 
Defensionswerk in Verfall, Von neuem wurde es aufgenommen 
erst, als in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts die Türken* 
kriege sehr heftig wiederum entbrannten^. 1578 wurde eine 
Ordnung geschaffen, die sich im wesentlichen auf die von 
1529 gründete ; nach vergebliehen Verhandhingen in den 
Jahren 1585 und 1587 zu Prag, durch welche ein gemein- 
samem Verteidigungssystem für sämtliche Lflnder der Krone 
Böhmen geschaffen werden sollte, nnd nach dem Einfall 
der Polen und nach der Schlacht von Pitscheu im Jahre 
1587 beschlofs der Fürstentag des Jahres 1588 eine 
D^ensionsordnung zunächst auf vier Jahre, der zufolge, — 
schon einige Jahre früher hatte man sich auf diese Zalilen 
geeinigt, — eine Kriegsmacht von 2000 Pferden und 1600 
Fufsknechten aufgestellt werden sollte^, daneben in Fällen 
der Not ein Aufgebot des zehnten Mannes in Aussicht ge- 
nommen wurde. Unabhängig von der Krone waren die 
Defensionstruppen insofern . jus das Aufgebot nnd die Ver- 
fügung über ihre Verwendung lediglich den Ständen und den 
ständischen Organen zustand; die ganze Organisation freilich 
war eine sehr schwerfällige und schlagferti^jen und leicht 
beweglichen Soldtruppen gegenüber wenig brauciibar. 



' Gedruckt bei Schickfttfs III 177 flE. 

« Palm a. a. O. S. sH ff. 

• Ob diese Bestiiuniuug allgemein aufgeführt wurde, läfst sieh 
schwerlich nachwdsen. 

* \m j^rofsf^n und ganzon lintt*' dre irnuzc Di'fcn.siousverfassungf 
ebenso wie die Kitterdienste uud der persöuliclie Zuxug weni^, fast ^ftr 
keine praktische Bedeutung. V^l. über diese Verlialtnisse hmsiciithcb 
dsr Krie^srerfaMung im allgemeinen Sc hm oll er, Die EntstelmiiL' des 
pieufftischeu Heeres von ldS)^1740; Deutsche Bundechau, fid. XU 25ä. 
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Für seine Funktionen innerhalb tlen Rahmens dieser 
Defensionsverfassung erscheint der Olx i hauptmann lediglich 
als ein Organ der Stünde, nicht dei Krone. Er war das 
Haupt des DefensiorKswt*rkes ; bei ilnu iiiurstou die Ffirsten 
und freien Stande.sherron und die liauptliuite der Erbtilrüten- 
tömer die Verzeichnisse aller „besessenen Wirte und beerbten 
Unterthanen'*, d. h. der Wehrpflichtigen^, sowie nach ge- 
aehefaener Musterung die Miuterrollen einreichen, in denen die 
Namen der als tauglich befundenen Mannschailften enthalten 
waren*. Für den Fall, dafs ein Feind gegen das Land heran- 
sog, stand dem Oberhauptmanne nach dem FUrstentags- 
bttchlasse von 1529 das Recht des Au^botes zu; es warde 
ihm damals aucli die B(?fuf^i9 zuerkannt zu bestimmen , in 
welcher Stärke und wohin miin in das Feld riick<^n solle; die 
einzelnen Kreishauptl^^nte hatten in diesen Stiitk^^n seinen 
Befehlen sich unterzuordnf n ^ Wenn er in eigener Person mit- 
auszog, so mulsten alle Kreiaubristen mit ihren Kriegsräten 
und in der vom Oberamte anbefohlenen Stärke zu ihm stofsen ; 
auch sollten ihm dann die Fürsten und Stände auf ihre 
Kosten einen obersten Kriegsrat beiordnen^. Durch den 
FOrstentagsabschied von 1S41 wnrde das Recht zum Aufgebote 
dem Oberhauptmaon oder dem obersten Feldhauptmanne, der 
dss Kommanao über die Defensionstruppen führen sollte, au- 
esprochen ^. Auch späterhin noch stand dem Oberhauptmanne 
ie Befugnis des Aufgebotes über die durch die Detensions- 
verfassung bewilligten Truppen zu*'. Durch die Generalland- 
tagsbeschlUsse aus der zweiten Hftlfte des IG. Jahrhunderts' 
wurde bestimmt, dafs für (üe Be^tulhinj^ der Oftiziere und für 
die Besetzung der Kriegsämter, insofern über dieselben nicht 
schon seitens des FUrstentages verfügt worden war, sowie zur 
Anordnung aller sonst erforderlichen Mafsregeln für den 
Bereich der Militärverwaltung (also für Bestallung und Ent- 
lassung der Truppen , Anselzung der Musterungen ^ fUr die 
Anfsicbt Uber die AusrOstung und Verpflegung des Heeres, 



* Nach dem Ffirstrntji xsbeschlusse von 1529 sollte dies innerhalb 
14 Tagen nach ächlufs dea Landtages geschehen (Schickfufs I 2Ut> f.), 
«benio 1M9 (ebd m 178). 

" Für.^tentagsbeschlufs vom Oktober 1587, die Musterrollen uach 

ri^heheuer Muslemng beim Obemmte einsiisteUen. BreaU ätadtarch. 
P. Ms. 176. 

* 8. Anm. 1. 

* Bresl. Stadtarch. A. P. U Bffl. 168. 

» SchiokfufR TU 178. 

* Breal. Stadtarch. Scheiuig Da Nachtr. Nr. 93, d. d. 10. Juni 1607. 
Der Oberhauptmaon bietet kraft der Defeusionsordnung 2000 Reit> r und 
1^ Mann zu FuTse auf, um das Land vot dem entlassenen, hier han- 
•enden KriegHVolko zu behütrn. 

' Beöchluf» d. d. 12. Juui iöGT Bresl. Stadtarch. A. P. Ms. 166 b 
IbL 97 IT., April 1584 ebd. Mb. 174 fol. III £F., d. d. 25. April 1587 K^. 

12* 
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sowie ffir die Überwachung der GrenzhUiiser M ein Ausüchiil'^ä 
zusammentreten solle, zu welchem sowohl Mitglieder des 
Fürsten- und FreiherrnsUiudes als auch der übrigen Stände 
iiehörten, and in welchem der Oberhauptmann den Vorsitz 
rührte. Die für das Defensionswerk erforderlichen Kosten 
waren beim Oberamte einsnlogen Wie es scheint^ stand 
dem Oberhauptmann ursprünglich das oberste Kommando 
Uber die Defensionstruppen im Kriegsfalle zu ; seitdem es aber 
Regel geworden war, dafs die Bischöfe das Oberarat inne- 
hatten, wählten die Stände einen besonderen obersten Feld- 
hauptmann oder Generalobristen entweder aus den Fürsten 
oder aus den tVfMVn Standesherren ^. 

Aus der bteliung des übcrlandeshauptmannes als des 
oberüitcn Beamten und Vertreters des Königs ergaben sich iür 
ihn gewisse S( ml er Vorrechte und Sonderpfiichten. Wenn der 
König in das Land kam, so zog er ihm bis zur Grenze 
Schlesiens entgegen, wllhrend die übrigen Fürsten den 
Herrscher an der Grenze ihres Territoriums oder in Breslau 
b^grttfeten; er traf auch die Anordnungen für den Empfang 
des Königs, sorgte f\lr die Besserung der Strafsen, fiir Be- 
schaffung von Proviant und gab an, mit welchem Gefolge die 
Fürsten und Stände dem Herrscher entgegenreiten sollten*. 
Auch betreffs der Leistung der Hofdienste seitens der Fürsten 
und Stände boi den Krönungen gebührte ihm die oborsto 
Leitung und AufHicht-"'. Fronide Monarclien and Angehörige 
des König.''}iau>('S , die bciih ^it n passit'rten , mufete er em- 
ijiangen und durch das Land iundurcligeleiten*. Auch sonst 
oesal's er noch andere Khrenrechte. In Streitigkeiten zwischen 
Adligen stellte er „Ehrenversoiye" aus, durch welche er 
bekundete^ dafs die entstandene mtuig den Parteien an ihren 
adligen Ehren unschädlich sein solle ^; desgleidien gdb er 
Zeugnisse lür die altadHge Abkunft solcher Personen, denen 
dieselbe zu Unrecht bestritten worden war^» sowie Ehren- 
erklärungen anderer Art, z. B. dafs ein eines bestimmten 
Verbrechens Bezichtigter unschuldig sei In den kaiserlichen 

Staatsarch. ßresi. AA. III 6e Ö. 287, Okt 1587 Bresl. »tadtarch. A. P. 
Ms. 175 foL 122 ff. 

1 S. den PÜfsteDtagsbescblufs, d. d. 4. Fehr. 1578 bei Sehtckfufs 
lU 289. 

* So z. B. Beschlufb vou 1541} ebd. III 17a 

* Zum ersten Haie 1541 (Freiherr Joachim Bfalsahn). SchickfaTs 

in 178. 

* IVislauer StadtaK h. A. P. I Ms. 162 (1511) and KgL Btaatoarch. 
AA. III 6d S. 180 (166ÜJ. 

* Ebd. S. 158. 

« Ebd. AA. III 6b fol. 180 nnd 8. 254. 

' Ebd. fol. 94 und 215. 

» Ebd. AA. III 26 e fol. 357 ff., d. d. Neifse, 12. Mära 1600. 

* Ebd. AA. III 26c fol. 286 £, d. d. N^Ae, 2. Hin im» Obeiy 
srntspstenty enthaltend eine EfarenerUftrung der 7011 Sehen dafs rie m 
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Kommissionen zur Erledigung wichtiger Angelegenheiten 
poÜtischer, staatsrechtlicher und jurisdiktioneller Natur führte 
er regelmafsig den Vorsitz*. In Fragen von grofser ])ülitischer 
Tragweite beschied ihn der König wohl auch an den Hof, 
mn seinen Rat zu hören wenn der Herrscher au den 
Genenülandtag irgendwelche Forderungen von Belang steUte, 
80 wandte er sich an den Oberbauptmann als an seinen be- 
sonderen Vertrauensmann mit der Bitte, den Fttrstenta^ 
kommissarcn bei den anderen Ständen behulfiich zu sein, 
besonders darin, dieselben „persuadiren zu helfen*^ ®. Anderer- 
seits freilich war er ebensogut Vertrauensmann der Stände 
und hatte darüber zu wachen, dafs dieselben bei allen ihren 
Privilegien erhalten, und dafs seitens der Krone Verletzungen 
der Verfassung vermieden würden*; so war er der natürlielio 
Mittelsmann zwisclien Krone und Ständen, bestrebt, alle 
Disharmonieen zwischen beiden Gewalten zu zerstreuen und 
dafür zu sorgen, dafs das verfassungsmärsige Gleichgewicht 
swischen ihnen nicht gestört wurde. 

8. Befloldung und HtUfMMrgaae des Oberhauptmaimee. 

Was die Besoldungsverhältnisse des Oberhauptmannes an- 
betrifft, so ist uns schon aus dem Anfange des 16. Jahrhunderts 
flbeiliefert, dafs er ein jährliches Einkommen besafs, welches 
Ihm der König zu zahlen hatte, und das sich damals auf 
jfthriich 1200 fl. ung. belief ^ Aus späterer Zeit hOren 
wir, dafs die Besoldung von den Ständen angebracht und aus 
der Steuerkasse gezahlt wurde; zum Anfange des 17. Jahr- 
hunderts betrug sie jährlich 8000 Thalcr*. Vermutlich hängt 
diese Veränderung mit dem Umstände zusammen, dafs seit 

den £iiifitlien der Polen keiue Schuld trügen und denselben keinen 
Tonchüb geleistet hätten. 

' Ebd. AA. III 26b f..l. 46, AA. III 26c fol. 44 ff., AA. III 81h. 
d. d. Oi-h :^n. Juni b,92. AA. UI 6d S. 169, AA. lU 6b S. 466 a. s. w. 

' Ebd. S. ö4 und ö23. 

• Ebd. AA. m 6d 8. 58. 

* Ebd. AA. m 6a S. 19. ^ 

' 15ri»'f der scldcsischen Stämb* mii d»'n Kiniip, d. d. Breslau 
18. Dezember 1529: Der Oberhauptiiiiiiin Herzog Karl beriiide sich in 
grofser Armut und werde hart von seinen Gläubigern bedrängt; sie 
wünschten daher dringend, „das S. K. M aueli gerueehen zu bevelen, 
das .S. L. und f. fjn. [sc. dem Herzoge Carl] die besoldung zum ampt 
(als einem unvermögenden, der es an sein merklichen schaden zu er- 
Betzen hat) unverzüglich und roUiglich, so vil das nachatellig, und sonst 
allina! zu geburlicher zeit entricht und uberaiitwort werde," ßresl. 
Stadtarch. A. P. II Ms. 163 fol. 193. Die oben angegebene Höhe des 
Gebaltes nach Grünh agen -Markgraf, Lehnsurkk. II 555, d. d. 
S6L Marz 1.325. 

® Schickfufs II 100. In den Ausgaberegistpni der k^l. Kammer 
findet sich kein auf eine Besoldung des Oberhauptmannes l>ezügUcher 
Posten, ~ aueh einBeweb dafiir, dafs derOberbaaptmann seinQebalt 
nur Ton den Ständen beaog. 
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der Mitte des U). Jahrhunderts die Erträge der Steuer nicht 
mehr direkt an die Krone abgeführt , sondern erst in einem 
besonderen ständischen Landeskasten angesammelt wurden^ 
aoa dem auch die andern stfindischen Beunten ihre Oehftlter 
emp&igen. 

Zur Hülfe bei der Erledigung der laufenden GeschAfte 
der Landesverwaltung bediente Bicn der Oberliauptmann der- 
Bclben Beamten, welche er auch zur Regierung seines eigenen 
Fürstentums verwandte; so seiner besonr!cren flirstlichen 
Räte ^ , sowie des Kanzlers ', des Vicekanzlcrs^ und der 
Kanzlei* seines Fürstentums. An das Oberamt gelangende 
Schriftstücke, wie Steuer- und Musterrollen. Procefsakten 
u. 8. w. muistcn in die fürstliche Kanzlei eiogeiieiert werden; 
dieselbe hatte auch eine eigene Kanzleitaxe*. Ebendaselbst 
wurden auch die Rechnungen des Generalsteueramtes auf- 
bewahrt®, sowie Journale über die laufende Vcrwaltungs- 
thfttigkeit geführt, die uns zum Teile noch heute erhalten 
sind (Protokolle des Oberrechtes, Journale für allgemeine 
RegierungBangelegenheiten, fbr Verträge und Entscheidangen, 
die mit den schiedsrichterlichen Funktionen des Oberhaupt- 
mannes zusammenhingen u. s. w.). Auch Privatdokumente 
über Akte freiwilliger Gerichtsbarkeit wurden hier sur 
Sicherheit der beteiligten Personen, selbst wenn dieselben 
nicht der unmittelbaren Jurisdiktion des Oberamtes unter- 
standen, aufbewahrt'' oder in die dazu bestimmten Reirister 
eingetragen^, worüber dann den betreffenden Parteien Ke- 
kognitionen ausgestellt wurden. Für ihre Mühe in den Ober- 
amtsgeschäften bewilligten die Gencralstände bisweilen der 
bischöflichen Kanzlei eine besondere Gratifikation^. Auch 
scheint es, dafs ein Gleiches wenigstens dem Kanaler gegen- 



1 Kgl. Staatsarch. BreBl. AA. HI 6b 8.78» d.d.Neif8e, laMftn 1552. 

8 Ehd. AA. III 6d S. 89. 

» Ebd. AA. III 6 b S. 255 und 275. 

* Brest. Stadtan h. Schloinig 9a, Nachtrag 150a: Kgl. Staatsarch. 
Bresl. AA. III 26d fol. 289f. 

6 AA. III 6d S. 39. 

• AA III 6e S. m. 

7 AA. III 26 f. fol. 53 f. 
« AA. III 26b fol. 338. 

» AA. III 6b S. 533, d. d. 30. Sept 1560. Schreiben des Oberhatipt- 
mannes ad statos Silesiae, worin derselbe bittet, für aeiiie B^slei aus 
den Steneiresten vom Jahre 1556 eine Gratifikation Ton 100 fl. ung. 

zu bewilliffen, „dieweil dann E. Lirbfl'n bowust ist, was manclifaltiire 
mühe und arbeit in gemeinen Landissacheu biazbero vilfaltig mit 
schreiben und anderen aufwenden hat mfisseeUf dass sie mehr nnadi 
hinfnrcl(>r hcttfii, gemeiner herrn furzten und stendc Sachen mit trewen 
fleisz zu befördern." Im Fürstentagsabschiede vom 18. März 1558 wnrdpn 
dem bischöflichen Kanzler Nicolaus Kautsch 40, den Sekretären und 
Kanzlisten des Bischofs 60 Thaler aus den Steuerreaten ebenfitUa Toa 
1556 bewilligt. Bresl. Stadtareh. A. P. IV fol. 220f. 
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über seitens des Königs hin und wieder geschaht Die 
oberamtlichen Erlasse und Schreiben gingen nicht aus unter 
einem besonderen Oberamtssiegel, sondern unter dem Fürsten- 
tumssiegel des jeweiligen Oberhauptmannes. — 

Fassen wir noch einmal die Resultete unserer Unter- 
suchung über die G^sclildite des schlesisclien Oberamtes in 
der Zeit des Dualismus der schlesischen Gesamtverfassung 
susammen y so können wir sagen : Unter Matthias Korvinus 
wurde in der Olx rlandeshauptmannschaft die erste Behörde 
geschaffen ) deren Wirkungskreis das gesamte Schlesien um- 
fafste^ und zwar nach dem Vorbilde der in der ersten Hälfte 
dfH 15. Jahrhunderts zeitweilig auftauchenden Institution des 
Hauptmannes der Landfriedenseinimgen. Während der Re- 
gieruDg des Ungarnkönigs ist die Entwickeluni; noch eine 
flüssige: weder ist der politische und staatsrechtliche Charakter 
des Oberamtes schon fest und seliarf ausgeprägt, noch .mch 
ist die ganze Enuiclituug von festem Bestände; zerfällt doch 
— abgesehen von den wenigen Monaten der Oberhauptmann- 
Schaft des Herzogs Friedrieh von LiegnitK im Jahre 1488 — 
Schlesien in den achtziger Jahren in zwei streng von einander 
getrennte Verwaltungsbezirke , in Ober- und Kiederschlesien, 
an deren Spitze zwei rein königliche Beamte stehen. Nach 
dem Tode des Matthias Korvinus wird diese administrative 
Zweiteilung Schlesiens — mit Ausnahme einer kurzen Periode 
im Anfangf' des 16. Jahrhunderts — dofiiiitiv beseitigt; es 
wird jetzt ein einziger Oberhauptmann für ganz Schlesien 
bestellt. Die .Ständ*^ aber legen jetzt ihre frühere Zurück- 
haltung ab-, sie kommen zur Erkenntnis, dafs eine Centrali- 
sation der Verwaltung für ganz Schlesien notwendig und 
unabwendbar sei, und nur darauf ist all ihr Streben gerichtet, 
den mafsgebenden Einflufs auf die Centraibehörde zu gewinnen. 
Dieses Ziel erreichen sie durch jenen Artikel des grofsen 
Landprivilegs von 1498, welcher festsetzt, dafs der oberste 
Beamte Schlesic^ns aus der Zahl der schlesischen Fttrsten zu 
entnehmen sei. Damit ist die Entwickelung zu einem gewissen 
Abschlüsse gelangt. Die Oberhauptmannschaft ist jetzt 
bezüglich ihres politischen Charakters sehr ähnlich den 
alten Landeshauptmannschaften der einzelnen Fürstentümer^; 
nur ist eben ihr Wirkungskreis ein weit gröfserer, da er 
ganz Schlfsifn umspannt, und Jemgcmärs auch der Inhalt 
ihrer Funktionen, da ihr nicht nur die Erbfurstentümer, 
sondern auch die alten einheimischen Fürsten und die ihnen 
staatsrechtlich gleichgestellten freien Standesherren unterworfen 
waren. Wie den alten Landeshauptmannschaften jedoch , so 
auch war der Oberhauptmannschaft jene Doppelstellung eigen- 



> Vgl. Kffl. Staatsarch. Bresl. Kammentkten AA. III 2') uaAsim. 
' VgL oben S. 74ffl 
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tinnlich, der zufolge der < >berliauptmaiin einerüeits k^tattli.iltLr 
und oberster Beamter der Krone^ andererspits aber auch dcu 
Bestimmungen über seine Persönlichkeit zufolge Repräsentant 
uu<i oberste Spitze der Stände, hier also der Generalstände, 
war; von den einzelnen Zeiten und den einzelnen Persönlich- 
keiten hing es ab, welchcü von beiden Momenten das Uber- 
gewicht über das andere erlangte. Seit dem zweiten Vierth 
des 16. Jahrhunderts suchte der König dadurch einen grölseren 
EinfluÜB auf die Verwaltung des Oberamtes su gewinnen, dais 
er dasselbe den Bischöfen von Breslau übertrug, welche , ob- 
zwar schlesische Fürsten^ doch ihre Erhebung ihm verdankend, 
in den Kfimpfen der Refo/mation auf seine Hülfe oft ange- 
wiesen, von ihm faktisch in höherem Crrade abhängig waren 
als die geborenen, einem andern Glaube angehörigen sohle- 
sischen Herao^e, in li<>herem Grade als diese gefflg-i^e Werk- 
zeuge seinor PoHtik darstellen mufsten; erst in der Zeit, als 
die Generalstänih' auf flrni rTühopiniktc ihrer Maclit sich 
befanden, als die Krone ihnen gegemU>f^r völlig in Sciiatten 
und nlunnacht versank, wurde es Gesetz, dafs nur ein welt- 
liclitM' Fürst die höchste Landeswürde tragen dürfe. Aber 
aucli auf staatsrechtlichem Gebiete kam der Dualismus in dem 
Wesen des Oberamtes zum Ausdrucke, zunächst auf dem 
Gebiete des Verfassungs rechtes, da ja der Obcrhauptmann als 
wesentlicher Bestandteil und als Oberhaupt des Oeneralland* 
tages teil hatte an dem Gegensatsse, der zwischen König und 
Ständen, zwischen Krone und Land existierte, nicht minder 
auch auf dem des Verwaltungsrechtes, da er ja die Spitze 
nicht nur der königlichen, sondern auch der ständischen 
Administration bildete, da er hier Organ nicht nur der Krone, 
sondern auch der Fürsten und Stände war. Von vornherein 
war er hinsichtlich der Erbfürsteiitünier der Vorgesetzte dor 
einzelnen Landeshauptleute in Vertretung des Köni<x.s; den 
Fürsten und freien Standesherren p:egenüber war in- der Statt- 
halter ebenfalls der Krone in .dien Beziehungen, welche sich 
aus dem zwischen ihnen und dem Heirscher ]>e8tehenden 
Lehnsbande ergaben, und insofern der letztei-e nicht bestimmte 
Gebiete ausdrücklich für sich reserviert hatte oder persönlich 
einzijgreifen beliebte. Als nun dieses Lehnsbaud im Laufe 
der &it die Tendenz trug, zu einem immer gröfsere Bereiche 
des Siaatslebens umfassenden SouTcrKnitiltsTerhältnisse sich au 
erweitem, vermehrten sich auch die Funktionen des Ober- 
hauptmannes gegenüber den Fflrsten und Standesherren ^ in 
demselben Ma fse freilich, analog dem gesamten Wachs* 
tum der königlichen Centraigewalt, auch gegenttber den 
Ständen der Erbfllrstentflnier. Wir sehen aber, dafs, als im 
16. Jahrhundert eine Kräftigung des Gesamtstaatslebens in 
Schlesien eintrat, die Vorteile davon nicht nur der Krone, 
sondern auch den Generalstäudcu anheimfielen; der Central- 
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gewalt der Krone trat gegenüber, staatsrechtlich von ihr scharf 
gwhieden, als ebenbürtige Gegnerin zu heifsem Ringen die 
Centnilgewalt der korporierton Fürsten und Stände. Je mehr 
nun auch die ständische ( Cntralgewalt an Inhalt zunahm, 
um so mannigfaltiger wurden auch die Funktionen des Obei^ 
hauptinannes als des höchsten Orgaus der ständischen Ver- 
waltung. Die endgültige Ausbildung der Befugnisse des 
Obcrhauptiuaimcä als des Chefs sowohl der kouigliehen wie 
auch der ständischen Administration fällt in die Zeit der 
Regierung Ferdinands I. Soweit Beziehungen mit auswärtigen 
Mftchten SU r^eln waren . handelte der Oberhauptmann als 
Beamter des Ki)nig8. Auf dem Felde der Rechtspfloge und 
d«r Justiaverwaltung kntlpften seine Funktionen an die Ent- 
8tehung seines Amtes an, nämlich als des obersten Hüters des 
Landfriedens und der öffentlichen Sicherheit; im Laufe der 
Zeit aber vermehrten sich dieselben bedeutend. Bezüglich der 
ihm zustehenden Oberaufsicht sowie der Handhabung der 
administrativen Kontrole gegenüber den Gerichten snwold der 
Für-^tcn und freien Standesherren als auch d<M' KrhfnrstfMitiniHT» 
bezLi;j,lH h seiner Befugnisse schiedsrichterlicher \ erniittlungs- 
gewalt, der Geleitserteilung, der Acliterklärung, der Ausübung 
von Akten freiwilliger Gerichtül)arkeit /unial gegeüül>er den 
Imuiediatständen erscheint er als \'er\valter königlicher 
Hechte; seine Funktionen als Vorsitzender des Ober- und 
FUrstenrechtes sowie als Oberhaupt der Landespolizei sind 
rein stftndischen Charakters. Für die innere Verwaltung ist 
er, je nachdem er im Auftrage des Königs oder des Fttrsten- 
tages handelte, Beamter entweder der Krone oder der Stände. 
In Finanzangelegenhciten ist er nur Oi^an der Stande ; die 
notwendige Folge davon bestjind bei der strengen Trennung 
und dem sozusagen feindseligen Dualismus zwischen königlichem 
und Landesiinanzwesen darin, dafs er von der Beteiligung 
an der Verwaltung des ersteren gänzlich ausgeschlossen war. 
Ein ähnlicher Dualismus findet sich im Kriegswesen; in dem 
Rahmen der ständischen Defensionsverfassung erscheint er 
daher als oberster Beamter der Stande, als solcher der Krone 
liingegen für seine i^'unktioueu auf dem (! ( biete der Militär- 
verwaltung gegenüber den königlichen Truppen. Die Organe, 
deren er sich zur Erledigung der Oberamtsgeschäfte bediente, 
waren nicht vom KönigCj auch nicht — mit Ausnalnue der in 
dem Bereiche der Landespolizei, des Landesiinanzwesens und 
des Defensionswerkes beschäftigten Beamten — von den 
StSnden, sondern von ihm bestallt und persönlich abhängig; 
in sein Belieben war es gestylt, diejenigen Reformen in der 
Technik der Verwaltung elnzufülhren oder nicht einzuführen, 
wdche zum Anfange des 16. Jahrhunderts in den haba- 
burgischen Erbländem allgemein getroffen wurden. Auf die 
Bauer konnte die Krone diese Beschränkung ihrer Organi- 
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satioiisgewalt nicht dulden, sondern sie mufste darnach trachten, 
den in dieser Hinsiclit privaten Charakter der ( )beramt3ver- 
waltung abzustreiten. Der dreifsig^jJihrige Krieg gewährte 
dazu die Möglichkeit; im Zusammenhange mit den weit- 
gehendsten Veränderungen im Principe der Oberbauptmami- 
Schaft wurde die ganze Behdrde einer Reorganisation onto^ 
werfen, welche die Chrnndsätse moderner Verwaltungstechmk 
anf sie Ubertrug und den gesamten Verwaltungsapparat det 
Oberamtes, dem nrivaten firmeesen des Oberhauptmannes ihn 
entziehendi von aer Krone abhttngig machte. 



Zweites Kapitel. 
Das Ober- und FürstenreehU 



L Von seiner EinsetzuDg bis zur Errichtung der Frager 

A p p e 1 latio nakatumer. 

A. Die Einsetzung. 

Wie die Oberlandesliauptmannscbaflb eigentlich erst durch 
das grolse Privileg von 1498 zu einer stilndigen Institution 
des Gesamtataatslebens Schlesiens wurde, wie ihr erst damals 
ihr eigentiimlicher staatsrechtlicher Charakter aufgedrückt 
warde, so auch wurde durch dasselbe Gesetz der erste ftlr 
ganz Schlesien zuständige Gerichtshof, das Ober- und FUrsten- 
recht, geschaffen. Es war damit auf der Bahn der Oentrali- 
^ation ein neuer, sehr bedeutsamer Schritt gethan, dessen 
Früchte allerdings zunächst nicht der Krone, sondern den 
Generals tänden anheimfallen sollten. — 

Schon im Mittelalter existierte bereits in gewissem Sinne 
eine centrale Gerichtsstelle für ganz Schlesien, und zwar in 
der Person des böhmi.schen Königs, der doch gegenüber den 
schlesischen Füristcn diejenigen Rechte der Gerichtsbarkeit in 
Anspruch nehmen konnte, welche dem Lehnsherrn gcgcnttber 
seinen Vasallen gebührten , der, in den ErblUrstentttmem so- 
ear Landesherr, gegenüber den dortigen Gerichten nicht nur 
das oberste Aufeiehtsrecbt besais, sondern auch das Recht der 
Appellation und Evokation innehatte, insofern dieses nicbt^ 
wie es freilich zum Ausgange des Mittelalters immer mehr 
Eur Regel wurde, durch fcemtionen durchbrochen war ^. Bei 
der Schwäche de r Krone, bei der Entfernung der Herrscher 
kam jedoch der König kaum in die Lage, allzuoft, geschweige 



' S. darfiber Näheres in dem Abschnitte über die Prager Appellatiena- 
kammer. 
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denn in stJlndig ununterbrochener Tliätigkeit von diesen seineu 
juribdikiioiicllen Befugnissen Gebrauch zu machen; auch von 
einer strengen Handhabung «eines Aulbichurechtes auf dem 
Gebiete der Rechtspflege konnte keine Rede sein. Bei der 
Auflösung des Landes in so viele kleine Territorien^ bei der 
Thatsache^ daffl die wmndich&teii Bestandteile der fUrstlichen 
Justizhoheit zumeist in die Hände von Privaten übergegangen 
waren, dafs femer entsprechend den einzelnen socialen Ständen 
besondere, scharf von einander geschiedene, feindselig ein- 
ander gegenüberstehende Rechtskreise sich ausbildet hatten^ 
bei der viilligen Zerrüttung aller rechtlichen Grundlagen der 
gesellschaftliclien Ordnung zeigte es sicli als eine unabweisbare 
Notwendigkeit, dafs der Staat aucli auf dem Felde des Rechts- 
iebons von neuem (b'c Initiative ergreife, daf.s er FoniUMi der 
Organisation sehaffe, welche, ganz Schlesien in ihren Bereich 
ziehend, dem innner dringender auftretenden Bedürfnisse nach 
Herstellung geordneter Zustünde Rechnung trügen. War doch 
die Ausübung der Rechtspflege beinahe das einzige Ziel, 
welches der Staat des Mittelalters sich gesteckt hatt^3, insofern 
sich seine Thätigkeit auf die inneren Verhältnisse richtete; 
aber selbst dieser Aufgabe war er untreu geworden, und dem 
modernen Staate fiel nunmehr die Pflicht zu, auf festerer 
Grundlage den Bau wieder au&uführen, welchen frühere 
Zeiten zerstört hatten. Die mächtige centralistische Bewe^ 
ung, von welcher Schlesien im 15. Jahrhundert ei^iffen 
wurde, zeitigte die ersten unvollkommenen Versuclie in dieser 
Hinsicht; man erkannte sehr wohl, dafs die Herstellung einer 
neuen Ordnung der Rechtspflege nicht ausgehen könne von 
den kloinen autonomen Gewalten; so entstanden jene Land- 
friedensl)ündnisse des ausgeli(?nden Mittelalters, die ersten 
Zeuirnissc jener in der Folirezeit immer stärker und unwider- 
steliiiuher auftretenden i eiidi^nz, das staatliche Leben aus den 
kleinen territorialen Gebieten der Piasten hinüberzuleiten aui 
den Körper des gesamten Schlesiens. Es ist bereits erörtert 
worden*, wie man im Zusammenhange mit diesen Einungen, 
zumal den aus den Jahren 1427 und 1435, es unternahm, Ge- 
richte zu schaffen, welche in erster Instanz ftUr die Forsten 
und die tthrigen Mitglieder des Bundes, zugleich aber audb 
in Fällen von Rechtsverweigerung seitens der ordentlicfaen 
Gerichte kompetent sein sollten. Freilich waren diese Ein- 
richtungen, wie die Landfriedensbflndnisse überhaupt, nur 
▼on kurzer Dauer; wiederaufgenommen wurde der innen zu 
Grunde liegende Gedanke erst in den letzten Jahren des 
15. Jahrhunderts. Merkwürdig ist es, dafs selbst unter der 
Regierung des Matthias Korv'inus keinerlei organisatorische 
Bestimmungen Uber die Ceutralisierung der Rechtspflege ge- 



i S. oben S. 85 ft. 
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troffen wurden; allcrclin<rs crtreute sich ja unter seiner Herr- 
schaft bei dem tliat^Hchliclien Ubergf^wielit der Icöuigliehen 
Gewalt und iiitf Ij^'^c des Itateii Auttretens derselben das Land 
verliäitni.suiäisig ruhiger und ge.siehertcr Zustünde. Erst nach 
dem Tode de*s grofsen Ungarnktinig« nahmen das Fehdevvesen, 
die Buschkleppcrei und die allgenieine Rechtlosigkeit wieder 
überhand. Da von dem schwachen Wladislaus eine energische 
Abhälfe nicht bu hoffen war, so rnnfsten wiederum die Stände 
die Initiative ergreifen. Sie setzten es beim Könige duroh^ 
daCs durch das grofse Landes^rivileg von 1498 auch die Auf- 
richtung eines obersten schlesischen Gerichtshofes angeordnet 
wurde; es wnrde eingesetzt das zwar im Namen des Königs 
fengierende, in Wirklichkeit aber seinem Einflüsse ganz und 
gar entzogene und von den Ständen abhängige Ober- und 
Fttrstenrecht. 

Das Ober- und Pflrstenreeht schlofs sich eng an das Vor- 
bild der Landfriedenj^q-oriehte des Anfanges des 15. Jahr- 
hunderts an. Es sollte jdle Jahre zu zweien Malen, am 
MoniJige nach dem Sonntage Jubihite und am Montage nach 
dem St. Michaelistage, in der königlichen Burg zu Breslau 
zusammentreten*; fUr ( )l)erschle3ien wurde — dem strikten 
Wuiilaute des Privilegs zufulge allerdings nur für Adel und 
Städte, nicht auch für die Fürsten — ein besonderer dritter 
Beehtstag auf Montag nach Trium Regum festgesetzt , nnd 
xwar soUte der Oberhanptmann die Vollmacht haben, die- 
jenige Stadt Oberschlesiens zu bestimmen, in welcher das 
Gericht tagen sollte Das Ober^ und f^ttrstenrecht sollte sich 
zuBammensetzen aus den Fürsten des Landes und denjenigen 
«US ihren Räten, welche sie hinzuziehen würden. Der Wir- 
kungskreis des Gerichtes erstreckte sich auf ganz Schlesien. 
Sdiwierig ist die Frage nach der Kompetenz des Oberrechtes; 



1 Ee wird daher auch oft genannt „das Gericht auf dem köngl. 
Hofe zu Breslau,^ ist aber doch streng von dem ROg. „Brcslauer Hof* 

^pilchte'^ zu trennen. Neufert, Die schlesischen Erwerbnnpen des 
Markgrafen (jreorj^ von Brandenburg (Plist, In.-Diss. Breslau l(jti3j 
8.50) meint, Ferdinand I. habe in dem Streite um die oberschlesischen 
FftnientSmer den Markgrafen (ioorg vor das ^Hofgericht an Breslau" 
c«"iv'f^=PTi. uu<] (r ninhaeen (Grep('h. Fehles. II 5*^) f*ii^t mpüv. d<n- König 
hübe dem Markgrafen (fie Anrufung richterlicher iiUtscheidung .nicht 
▼or dem Fürstenrechte, wie es nach dem Privilegium von 1498 geboten 

gewogen wäre, sondern vor dem Breslauer Hofgeriehte" anheim^estellt. 
Hese BehauptnnfTfn ind irrig. Das (JiM-iclit auf dem köngl. Hofe zu 
Bre«i|ati," um welches es sich hier liandeit, ist nicht das unter dem 
Kamen eines Breslauer Hofgerichtes fungierende Partikulargericht, son- 
dern oben das Ober- und rarstenrecht. 

* Solche sp«M'i(^ll obt-rnchlcsische Rethtstücro wnrden z. B. in den 
Jahrtn 1.5^V2 und \'A2 beidemal Mitterwochs nacli Trium Re^um abge- 
balten. Nach fol. 268 und 300 der Troppauer Chronik bei Biermann, 
Oeteh. der Hersogtflmer Troppan und Jftgemdorf 8. 374 Anm. 8. 
TeMlien 1874. 
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dem Einsetzungsprivileg zufolge war dieselbe kaum so aus- 
gedehnt, wie sie sich in späterer Zeit darstellte. Das Gericht 
war zunächst erste — wir lassen es vorderhand dahingestellt, 
ob auch einzige — Instanz für den König und für die Fürsten 
mit Einschlufs der freien Standesherren, aber nur in Proceasen, 
in denen der König, die E^drsten oder die Freifaerrea als 
Kläger fungierton \ Für alle anderen Sachen, also auch für 
Klagen der Untortfaanen g^en ihre Herrschaft, sowie der 
einseinen Einwohner des Landes gegeneinander, sollte der 
Grundsatz gelten: „Actor sequatur forum rel" ; falls aber 
dem Kläger bei dem ordentlichen Gerichte des Beklagten sein 
Recht nicht gewährt wurde, so durfte er sich beschwerde* 
ftlhrend an den Oberhauptmann wenden, welcher dann, wenn 
die erste Instinz auch jetzt noch ein halbes Jahr verstreichen 
lasse, ohne der Klage Folge zu leisten, die Parteien auf einen 
der beiden Oberrechts tage — falls der Beklagte in Ober- 
schlesien wohne, auf den Tag nach Trium Kegum — laden 
sollte; bei dem Urteile des Oberreclites mufste es dann sein 
endgültiges Bewenden haben. Das Ober- und Fürstenreclit war 
also ordentliches Gericht in Processen, welche der König, die 
Fürsten und die freien Standesherren imtereinander führten; 



> Späterhin war der Gerichtsstand der Fürsten, gleichviel wer der 
Kläger war, ^or dem Oberrechte; eine Ansnahme davon fand nwc dtim 

statt, wenn — goraafs den Beatimmungen der einzelnen Landesord- 
nungen — bei Klagen von Unterthiinen gegen ihre Landesherren irgend 
ein Uerichtshof des betreffenden Fürstentums die ausschhefslicbe Zu- 
gtflndigkeit beBafs. Sine derart allgemeine Rompetens war dem 
Obrrrechte von Anfang an nach Wortlaut des Privilegs (vgl. die erste 
Nummer des Urkuudenanhauges §11) nicht »'igentrimlicn ; sie kann sich 
erst später herausgebildet haben. Schwierigkeiten macht der Aus- 
druck „Erbsassen" („wo wir . . auf irkaiuen sletiselien ftiraten odir 
er[)8essen . ., auch widerumh die fursten oder erbsessen des lanndis 
auf unns . , zu sprechen betten" [8 Ifj, „dergleichen zwischen den 
fursteu und aonderu erbsessen des lanudb g<^en einannder sulchs sal 
gehalten werden" [§ VIIIJ); ich habe ihn noch gefunden in einer Be> 
schwerde der schleaischen Fürsten („wir aus geistlichem und -vvelt- 
hchem furstenstandt") über die Citation der Herzöge von Munsterberg 
nach Böhmen: „Bitten wir . . ., dasz also £. B. Kgl. M. ihre ladung 
und erforderung zum geriehtBStande gen Behidmb auf die fbmteD bq 
Münsferberg (vor die wir als erbsessen im lande ditzfalls , . bilHch 
stehen) fj:enedigist aufheben." (Kgl. Staatsarch. Bresl. AA. III 6a ;iS6, 
August 1Ö40: oExtract auszm alten fiirstentagsbuche a. 1540 foi. 86'>. 
Der Ausdruck £rbM8seB besieht sich in dieser Stelle offenbar auf die 
Mitglieder der ersten Fürstenta^skurie , umfafst also die Fürsten uu*l 
die — «rjiat.-^rechtlich ihnen gleichstehenden — freien Standesherren. 
In § Xii des PriWl^s von 1498 werden auch „die von der gemeine 
ritterscbafft und mannschafft, darzu die von Stetten oder ire inwonner' 
im Gegensätze zu den „fursten und ci-psessen" der §§ II und VIII au- 
eführt; unter den Fürston und Erbsassen können also nur die Glieder 
er ersten Fürsten tagnkurie, Fürsten und freie Standesherreu , zu ver- 
stehen sein. Zu der Gesandtschaft, welche das Privileg erwirkte, ge- 
hörte übrigena aufscr tlem Oberhauptmann, dem Herzoge Casimir von 
Tescheu, auch Sigmund Kursbach, nreier Standesherr auf Trachenberg. 
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es war fonier Forum in Fällen der Rechtsverweigerung seitens 
der partikularen Gerichte Schlesiens. Seme Kompetenz er- 
ötreekte sich nur auf Civilsachen *. Was das Vertahren an- 
betraf, 8u vv urde festgesetzt, dafs die Ladung schriftlich durch 
den Überliauptmann ergehen sollte und zwar ein Vierteljahr 
vor dem jedesmaligen Verhandlungstermine; falls der Ober- 
hauptmann selbst beklagt würde, hatte der älteste Fttrst die 
C^ti^on ausgehen zu lassen. Um Veraclileppungen zu ver- 
httten, wwle angeordnet, dafs gegen diejenigen , welche auf 
die ergangene Citation sich nicht stellten , in contumaciam 
verhandelt würde. Die Urteile des Oberrechtes sollten ohne 
iigend welchen Aufschub vollstreckt werden, eine Bestimmung, 
aus der man später die Folgerung zog, dafs das Gericht in- 
appellabel sei, und zwar mit Recht, da denjenigen, welche bei 
der Einrichtung des Fürstenrechtes damals beteiligt waren, 
der KechtsbegrifF der Appellation wenn auch iiiclit gerade 
unbekaont war, so doch hinsichtlich des Oberrechtes sehr 
fenüag. 

B. Das Oberrecht und der Landfriede von 1528. 

Die Geschichte des Oberreöhtes im 16. und 17. Jahr- 
hundert ist ungemein interessant und wochselvoU; sie ist ein 
Spiegelbild der Kämpfe zwischen Krone und Stfinden in jener 
Epoche. Wenn auch die Grundzüge in der Folgezeit dieselben 
blieben, wie sie im Privileg von 1498 festgestellt waren, so 
bildete sicli doch späterhin im einzelnen teils durch weitere, 
ergänzende Verordnungen seitens der Krone und der Stände, 
teils durch die Macht der Gewohnheit eine Anzahl bestimmter 
Formen und auf die Organisation bezüglicher Rechtssätase aus, 
welche uns noch zu einem näheren Eingehen auf die Ent* 
Wicklung dieser Distitution zwingen. Freilich ist die älteste 
Oeschichte des Oberrechtes in tiäes Dunkd gehüllt; wir er- 

* S. § II „und wo wir... in welcherlai sacke das wer, aneb 
gnint oder podem betrefFciit , auch wiederumb die Fürsten oder erb- 
sessen des landis auf uns . . umb grünt podem odir [was] sunnst ire 
freyheit oder brievelcpia augchen mochte der Slesie betrefifend . . zu 
sprechen hotten." Wenn auch Proceese um Grund und Boden und 
Privilegien Ihrer gr('>f«t>ren Wiclitii^kf it hnlber besonders her^'or- 
Kehobeu werden^ so gebt doch aus dem Wortlaute („in welcbcrlal sache 
ot» wer") hervor, dsSs keine dvilrechtUche Klage von der Kompetens 
d« Oberreehtes ausgeschlossen war. Zu modifieteren ist demnach die 
Meinung von Christoph Seidel, Observationes practicno do juribus 
atque proceäsibus forensibus in Silesia" 1717 S. 20n.: aus dem Privi- 
legium Wladislai ergebe dich, dafs vor das Obeirecht diejenigen cansae 
iMifls gehörten, in denen .ein Fürstentum odet eine freie Standes- 
berrfKjhaft eelbsten an^oHj^mchon ^vfirdo:'* „in personalibus ant<*Tn Cansis 
vel etiam realibus ad ipsum Ducutum uou spectantibus priuciped coram 
Be^e Bohemiae sunt conveniendi''. Auch was Frieden berg (Tractatus 
Jondico-practicas S. 12) ans dem Privilegium Wladislai hennisliest, ist 
nuichtig. 



192 



xm 1 



fahren sehr wenig, fast gar niclits dariiber, ob und wie es 
in den erbten Jahrztluiten des 10. Jaiirhunderts fungierte. 
Die ersten Spuren seiner Wirksamkeit finden sich erst wieder 
nach dem R^erungsantritte Ferdinand« L von Habsburg. Die 
schleaisclien Stände zeigten damals dem nen^ewtthlten Könige 
an, dafs der Landfriede, den sie unter seinen Vorgängern 
errichtet hätten , jetzt sein Elnde genommen habe, ,,diardarch 
im L mde grosser mutwille, unrat und rauberey zu besorgen, 
auch das obriste Landgerichte wieder mUssen liegen bleiben" 
Dieses „oberste Landgericht" aber ist zweifelsohne identisch 
mit dem Ober- und Ftlrstenrechte. In dem Landfrieden vom 
22. S<^ptember 1528-, welcher auf die eben angeführte Vor- 
stellung der Stände hin beschlossen wurde, ist als höchstes 
schlesisches Gericht das Ober- und Ffir^tprirecht erwfthnt; er- 
halten ist uns lerner ein Abschied de8 Ol »ersten Landgericht«'s 
zu Breslau"^, und zwar ge}it aus dem Datum des Spruche.^ 
(nach Jubilate) und aus dem Charakter der Rechtssache, um 
die OS sich handelt, sicher hervor, dafs unter diesem obersten 
Landgerichte das Ober- und Ftlrstenrecht verstanden werden 
mufs. In den Landfrieden yon 1528 wurden auch nicht nur 
die auf die Einsetzung des Oberrechtes bezüglichen Artikel 
in ihrem Yollen Wortlaute eiiigf rückt und so einer neuen Be- 
stätigung seitens des Königs und der Stände teilhaftig, sondern 
es wurden auch darin ergänzende Bestimmungen über die 
Organisation dieses Gerichtshofes getroffen. Hinsichtlich der 
Zusammensetzung wurde angeordnet, dafs die Fürsten und 
Stände zum Oberrechte alte, verständige, in ihrem Jurisdiktions- 
bezirke gesessene und beerbte, rechtskundige Personen, welche 
auch schon früher dnrnn Teil genommen hätten, entsenden, 
und dafs diVse Dejjuti( rt( ti, falls nicht zwingende Oiiinde vor- 
handen seien, mindestens drei Jahre lang hintereinander lu 
dem Gerichte sitzen sollten^. 

> Schickfufs S. m 
« Ebd. S. 288 -294. 

' „Abschied des Obersten Landgerichtes zu Breslau: dass, da der 
kgh anwalt den rath und geridite su Breslau auf diesen rechtstag vor* 
seladen, erstcrer nhfr vorgewandter und nicht he^choinigter ehchafte-n 
Halber nicht erschienen, die beklagten von der klage losgesjpA'Ochan 
seien." BresL Stadtarcb. Kopp. 82 dd. d. 11. Mai 1536. 

* Die BresUwer hatten «mMadeiii noch den Vorschlag gemacht, 
„weil dem ganzen land an demselben recht all ir höchstes vertrawen 
gelegen, das der herr Bischow, der oberst königliche hawbtman und die 
stad Breslaw ieder zu dem rechten ainen geschigten doctom der recht 
hilden und neben den andern sitsen liesten, die den grund der recht 
die andrm beisitzcr zu bmehten und gerechtl^ikeit zunirderyi fi^fton." 
Bresl. Stadtarcb. Acta Publica I. Ms. 162 fol. 97 ff. Die oben anfife- 
fnhrte B^timmung des Landfriedens wurde später zu öfteren Malen 
erneuert; so durch den Furstentaesbeschlufs von 1580» wehlier zugleich 
dio «iinmiiTPii Stände mit Strafe bedrohte : „wer nnsscnbheb uiia den 
seinen zu an^cstalten rechts teegeu nicht vororduete und alimal ab- 
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Diese letste Mafsregel yerfolgte offSanbar den Zweck^ 
eudgennaTsen geschulte Beisitzer heranzuziehen und zugleich 
eine gewisse Stetigkeit und Tradition in der Geschäftsführung 
des Oberrechtes herbeizuführen. Die Rechtssitzer mufften 
schwören, „dem reichen als dem armen, feiiulen als freunden 
die gerechtigkeit zu thun". Den Vorsitz hatte der oberste 
Landeshauptmann inne, „als ein hauptmann und richter an 
stat königlicher majestät''. Besonders zahlreich und detail- 
liert sind die Vorschriften über den Proeefs. Armen und 
unwissenden Leuten war der Oberhauptmaun auf ihr An- 
suchen verpflichtet, einen Beistand aus aer Zahl der Beisitzer 
zu stellen. Die Ladung, in welcher die Klage enthalten und 
mitgeteilt sein sollte, fand statt nur einmal vor Anfang des Pro- 
eesses; su den folgenden Rechtstagen sollte der Beklagte ohne 
neae Citation erscheinen. Auf oem ersten Tennine durfte 
der Beklagte um eine BVist bis aur nächsten Sitzung bitten ; 
doch durfte ihm keine längere Frist gewährt werden. Ver^ 
schleppungen suchte man durch die Bestimmung ▼orzubeugen, 
dafs jedweder Proeefs mit dem dritten Kechtstage sein Ende 
pfreicht haben müsse. Wenn ein Ausländer oder ein in 
Schlesien nicht besessener Mann gegen eine in Schlesien be- 
sessene Person klag-te, so mufste er Personal- oder Realbiirg- 
schaft dafür leisten, dafs er im Falle eines für ihn ungünstigen 
Ausganges des Processes dem Beklagten die Kosten ersetzen 
würde; war es ihm unmöglich, eine derartige Kaution zu 
stellen, so sollte das Oberrecht erkennen, durch welche Ge- 
lübde der Klüger zu verpflichten sei. Jede Ladung wurde 
krafdoö, wenn der Kläger zum angesetzten Termine nicht 
selbst oder vertreten durch Bevollmächtigte erschien; durch 
Gerichtsbeschlufs wurde dann auch festgesetzt« in welcher 
Hohe der Kläger dem Beklagten seine Unkosten zu ersetzen 
habe, und erst wenn er diesen Betrag erlegt hatte, durfte er 
«eine G^enpartei von neuem laden. Blieb er aber audi 
beim zweiten Termine aus, ohne ehehafte Not glaubwürdig 
nachweisen zu können, so wurde er endgültig abgewiesen. 
Andererseits wurde ebenfalls der Beklagte, wenn er trotz 
erfolgter Ladung sich nicht einstellte, verurteilt. Die Er- 
ledigung der einzelnen Rechtshändel erfolgte je nach dem 
Datum der Citation. Urteile des Oberreehtes waren ausnahms- 
los innerhalb zweier Monate nach ihrer Publikation voll- 



'cliiokt*'. flor Ofler dieselben sollen vor storer gemainor freyheiten und 
au&ietzungen diser laod geacht werden . . . Item wo jmauts solch 
lewt znm rechtsitieii verordnet, die zn den geriehtliehcn handien nn- 

rhickt, ob man ir denselben aber dieselben wiird heissen aufsteen, 
muest ein jeder ftirst und stand im .-elbon auf iWo-o vormög schult 
gebi'D.« Ebd. A. P. II M^. 103 fol. 222 ff. Ähnlich im Jahre 1543; ebd. 
1 P. m Ms. 164 foL 294ff. 

Fonehuag*» (U) XIU 1. - Raehfahl. 18 
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streckbar. FaUs in dieser Zeit der Verurteilte dem Spruche 
nicht Folge leistete^ so durfte sich die andere Partei bei dem 
Obcnrhauptmanne beschweren, welcher dann dem Landeskäm- 
merer oder Finder des Geri Ltos', imter dem der Ungehor- 
same gesessen war. den Befehl gab, die Einweisung des 
Siegers in die Güter des Gegners voi*zunehmen : wenn dieser 
letatere auch dem Exekutivbeamten sich widersetzte und die 
Einweisiinj;^ nicht gestattete, so sollte er nh ^pmcmov Landea- 
feinrl betrachtet und die Exekution mit Gewalt unter Leitung 
fies ( )lMM liau})tiii.inns mit Hülfe der Fürsten und Stände vor- 
genommen werden. Gegen Fürsten und Herren, welche dem 
Spruche des überrechtes sich widersetzten , sollte auf die 
gleiche Weise vorgegangen werden. Auch di(» Kompetenz 
des Oberrechtes scheint diacli seine Verbindung mit dem 
Landfriedensgesetze von 1528 erweitert worden zu sein Für 
den Fall, dafs ein Fttrst einen Friedmisbmch sich zu schulden 
kommen lassen würde, beschlofs man, da& „derselbige flirst 
an den orten und stellen, darzu er ordentlich gehöret, daromb 
8u antworten und zu naften verpflichtet seyn solle' . Wo 
aber diese Stelle sich befand, darüber giebt Auskunft der 
Schlufsartikel des Gesetzes von 1528, welcher ff^^tsetzte, dafs 
alle Fürsten und Stände^ welche wider den Landfrieden han- 
deln würden, durch Erkenntnis des Königs oder an seiner 
Statt des Oberhauptmanns in Gemeinschaft mit den sclile- 
sischeTi Fürsten gestraft werden sollten. Man darf sich daher 
der H c ii 1 f k f u f s sehen Ansicht anschliefsen, es sei zwar in dem 
grofsen Landesprivileg von 149b darüber nichts zu tiadeu, 
„dafs ein Fürst oder Oberstfind (d. i. ein freier Standesherr'i 
in Schlesien vor diesem Oberrecht peinlich köndte vor- 
genommen werden" ; doch sei solches aus dem SchluCsartikel 
des Landfriedens von 1528 klar zu erkennen^; unter dem 
daselbst erwtthnten Gerichte des Oberhauptmanns an Stelle 
des Königs in Ghemeinschaft mit den übrigen schlesischen 
Fürsten ist eben nichts anderes zu verstehen, als das Ober- 
ond Fttrstenrecht Aus dieser Kompetenz des Oberrechtes 



1 YßL Über diese Exekutivbeamten obeu S. 78. 

* Naeh dem ScMckftifsschen Abdrucke de« Landfiriedens kUnnte 
es scheinen, als ob das Oberrecht uu^ SfiQStändi^eit fßr Herren und 
Ritter, welche des Landfriedcnsbruches geziehen würden, erlangt habt'. 
Die Scbickfufssclie Fassung des betreffenden Passus (Art. XI: „darauff 
der Herr oder RHtermesaige llsna in 14 Tagen tot demselbieen se- 
ricbte erscheinen , daselbst vor dem obcuten ^uiptmaan andlBechte 
gestehen, sich daselbst zu cnt^rhiddigen und in orkpnntnfTsz be- 
geben'') ist aber eine durchaus tai^che; in Wirklichkeit ist von dem 
obersten Hanntmanne gar keine Rede, wie sich ans der auf der Kgji, 
nnd Univertttfttsbibliotnek su Breslau befindlichen Handschrift otes 
Landfriedens ei^ebt. 

3 äcbicktufs Iii 2^4. [E» mufs daselbst beildeu: Art XXIX, 
nieht Art. n.) 
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für die Fürsten im Falle von LaTKltriedeasbriiehen mag sich 
der Gerichtsstand der Fürsten und freien Standesherren vor 
dem Oberrechte auch in peinlichen Sachen entwickelt Laben. 

C. Bedeutung des Oberrechtes für die Zustände 
der schlesischen Reehtspflege vor 1548. 

So war denn dem Ober- und Furstenreclite , zum.nl seit 
seiner Verbindung mit dem Landfrieden von 1528, in der 
That die Bedeutung einer Centralstelle flir die Rechtspflege 
eigentümlich. Freilich griff es in die Wirknngbanhäre der 
Murtikolaren Glerichte nur dann ein , wenn der Fall direkter 



denselben geSiUton Urteile stand ihm nicht xu^ es wAr dem*- 
nach weit entfernt, etwa den Charakter einer Appellinstons 
ftlr die lokalen und territorialen Gerichte zu tragen. Gtewiüs 
war die Centralisierung der Rechtspflege in der Form, wie 
aie seitens der Stände durch die Errichtung des Ober rechtes 
bewerkstelligt wurde, ein grofser Fortschritt gegen die recht- 
'jTifl friedlosen Zeiten zum Ende des Mittelalters; es fragte sich 
nur, oh damit alles gel^istpf war, was jetzt oder in künftigen 
Zeit^^Ti .luf dem Gebiete der Centralisierung der Rechtspflege 
nh ein notwendiges Bedürfnis sich herausstellen würde, und 
ob man nicht dasjenige Ziel, welches sich die Stäncb' liei der 
Errichtung des von ihnen abhängigen obersten schiesischen 
Gerichtshofes sich gesteckt hatten, auch auf anderem Wege 
und mit geringerer Mühe erreichen könne. Und so war es 
m der That. Die Oentralisation mufste verstärkt werden durch 
die EinAlhrung des Rechtsmittel* der Appellation; gegen 
Reditsverwefgening konnte man einschreiten durch Hand* 
habang einer scharfen administrativen Kontrole Itber die 
einadnen partikularen Gerichte Schlesiens. Indem siefa die 
Krone var Vorkämpferin dieser beiden Prinaipien, des geord- 
neten Instanzenzuges und einer strengen DuiHihftihrung des 
Oberaufsichtsrechtes über die partikularen Gerichte in den 
schiesischen Territorien, aufwarr, entrifs sie mit einem Schlage 
den Strtnden den Sieg, welchen dieselben auf oineTU der wich- 
tigsten Felder des Kampfes um die Centralgevralt bereits er- 
rangen zu haben glaubten. 

An die Stelle des Landfriedens von 1528^ trat 1541 eine 
Fehden )r<l II ung welclie die Kompetenz des Oberreclites als 
Tribunaio in Fällen von Reclitsverweigeruug, wenn auch nicht 

1 Derselbe war mzwtscheii am 16. Mai 1530 auf ein Jahr bis 
Jnbilate 1531 verlftngert worden. Bresl. Stadtarch. Act. Puhl. II Ms^ 

163 fol. 222 tV. 

« Kgl. Staatsarch. Breslau. AA. Iii 26b fol. 22 ff. Sie galt, wie 
M scheint, bis zum Jahre 1571, in welchem sie von den Ständen 
revidiert und emeurrt v,-nrde (Schickfufs III 161) 1563 baten <ti^ 
Stande um eine Bestätigung der Ordnung von 1541. Ebd. III 210. 




eine Korrektor der einmal von 
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t' srmell , so doch taktisch durchbracli , indem sie verordnete, 
didb derjenige, welcher mit seinen Ansprüchen bei dem zu- 
ständigen Gerichte kein Gehör Hude, bei demjenigen Fürsten, 
Herrn oder Stande, in dessen Herrschaft das betreffende Ge- 
riebt gelegen sei. oder bei dessen stellvertretendem Haupt- 
manne Bescbwerae fübren solle; dieser solle dann den Klflger 
mit Qeleit zu dem ordentlichen Gerichte verseben and darüber 
wachen, dafs dieses seine Pflicht erfülle, oder, falls der Kläger 
dazu bereit sein würde, Personen aus Land und Städten zU" 
sammenbemfen und mit Hülfe derselben nach Untersuchung 
der Sache nach Recht und Billigkeit ein Erkenntnis fHllen, 
welchem strikter Gehorsam alsdann zu leisten sei. In der 
erneuten Fehderordnunsr von 1571 wurde befohlen, dafs die 
Fürsten, Htiinde und ( )brigk»M*ton ihre Gerichte wohl bestellen 
und darauf achten sollten, dais jedermann unverzüglich seine ( ie- 
reehfij^keit widerfahre; solche Obrigkeiten und Gerichte, welche 
darwicler verstielsen, dürften vom KlMp-er für einen ihm etwa 
durch den Verzug entstandenen hLhaden haftbar gemacht 
werden, in die Kegierungszeit Ferdinands I, Mit auch die 
Ausbildung des oben bereits erörterten Kontroirechtes des 
Oberhauptmanns Ober das Glerichtswesen in ganz Schlesien 
den Gerichten gegenüber sowohl der Mediatlande als auch der 
ErbfUrstentümer. Die Hauptthätigkeit des Oberrechtes« seine 
Funktion als Forum in Füllen von Rechtsverweigerung, wurde 
nun freilich auf diese \\ (;ise lahmgelegt, da dafür, dafs solche 
Fälle sich nicht mehr ereigneten, schon auf andere Weise ge- 
sorgt war; es wurde faktisch jetzt beschränkt auf Fälle, in 
denen es von vornherein als erste Instanz zu fungieren hatte, 
und da derartige Proeesse nielit allzu häutig sich ereigneten, 
so ward sein Wirken nunmeiir nur ein sehr 8pora<li.selie8. 

Daher darf es nicht befremden, dafs wir scliun frühzeitig 
Spuren des Verfalls des Ober- und Fürsteurechte^ bemerken. 
Verschiedene Stände, wie die Landstände der Fürstentümer 
Schweidnitz-Jauer sowie Troppaus, suchten sich ihrer iSessioiiö- 

J)flicht zu entziehen*; bei dem Oberrechte, welches an Jubi- 
ate 1538 fUlig war, erschienen aufser dem Oberhauptmaiine 
seitens der Übrigen Stände nur vier Beisitser, sodafs die zur 
Verhandlung anstehenden Sachen bis znm nächsten Bechts» 
tage Terschoben werden muTsten'. Die Stände wandten sich 

> Bresl. Staatsarch. A. P. II Ms. 1R3. Abschied cL cL Breslau 
16. Mai 1530, fol. 222Ü\ £bd. Gravomiua des Landes Schlesien d. a. 
1538 fol. 414—419. 

' „Gemeiner abschid «iises g^enwerti^cn rechtcstages : Nachdem 
anf itzipT rr^olitos ta^ Jubil:if<» der nicr toil dor verordciitt n auch pcowon- 
licheu rcchteitzer iu disen kouiglichen oberrecht ausseublibcu, also auch 
das f. g. der k5. ob. fiauptman in den wenigsten eschen nicht mer sJs 
Tier pereonen von den Stenden bey sich gehabt, zu iibcrmar^ aber and 
in erfordening der rechten Bttohon bif anf den auderu tapr als heut 
Dinstagü nach Jubilatc [14. Maij (ap sich nochmals imand mer von 
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bei dem sichtbaren Verfalle des Gerichte«^ da dasselbe „nicht 
mehr so stattlich gehalten werden könne wie früher, und weil 
dadurch viele Leute an ihrem Rechte verktirzt würden", an 
den König mit der Bitte, „hierin ein bestendie ordeniing" zu 
machen Ferdinand I. hütete sich jedocl» sehr, diesem Ei- 
suc-hen Folire zu leisten; er that im Gegenteile alles, was dit; 
Bedeutung des Oberreehtes verniiTKlern mufstc. Kr machte 
den Versuch, Processe, die der inzwischen entstand* n u Auf- 
fassung zufolge unzweifelhaft vor das Forum des Oberreehtes 
gehörten*, der Kompetenz desselben zu entziehen; ja er be- 
falil sogar mehrere Male dem Oberkauptmanne, da*» Oberrecht 
|anz und gar ausfallen zu lassen, wodurch der Unwille der 
Stände freiUcli deniuUaen erregt wurde , dafs sie dem Könige 
anzeigten, sie wttrden dieses eigenmllchtige Verfifthren fortan 
nicht mehr dulden Ferdinand fand es auch schlielslich auf 



Stenden darzu finden woldon) vorzogen, woil nber nymands inor zur 
stelle komen, und an s. f. g. noch den andorn rcchtsaitzern zu erfaruiig 
de« rechtens kein inan^el nocli abgang gewest, »ander an den aussen- 
pleibenden, welch r ungehorsam JEt. IL M. wird aiigesaigt werden, 
üerohalbon etc. Ebd. foL 499 f. 
> Ebd. fol. 417 b. 

■ So ltt36 einen Procefs der Krone gegen die Stadt Löweubcrg, 
in welchem es sich, wie es scheint, um Grund und Boden handelte, 
nidom er auf die Beschwerde der Stande hin antwortete, er wolle die 
Privilegien des r.<andes keineswe^rs tinfechten; „wo es aber I. M, Camor- 
gnt b(!ruren wolt, künden 1. M. ir die hant nit speren lassen sonder 
alher oder wo es Ir. M. gefellig zuziehen ider zeit vorbehalten haben; 
zudem auch wns ^ewnltsame und ander penfclli^e handliniLr«»!! nn!;iTi^'t, 
dieselben oder dergleichen sachen, weil vr Mtt. die in Iren regidtraturen 
befunden, das bey irer M. vorfarunden Icunigen je und alleweg solches 
m rieh sneziehen macht gehabt, gedenken sich Ir. M. den selben hoch« 
hait und r'^ir!«n*'n ^v-inger und ungeschmelerter. dann wie die vorigen 
hern und kuiii^e in •jjebmuch gewesen, zu eussern oder sich der zu 
begeben." Ebd. fol. 420—423. In ihrer Replik (ebd. fol. 425 ff.) wiesen 
die Stände daraufhin, dafs dies eine Verletzung des ersten Artikels 
d.s Privileg>? von 1498 -r>i Wie wir sahen, fand eine solche Ver- 
irUuüg den\ strikten Wortlaute des Privilegs zufolge nicht statt; schon 
damals hatte sieh also fine Interpretation des Privilegs dahin aus- 
gebildet, dafs man das Oberrecht in allen Processen zwischen der 
Krone und irgendwelchtn Einwohnern oder Ständen Schlesiens für 
kompetent ansah. Die Replik der Stände nutzte auch nichts, da in- 
zwischen bereits in dem l'rocesse ein Urteil aus Prag unter dem 
Irwiegel des Obersten Landeshoftneisters ergangen war, d. h. ein Urteil 
des Judicium camerale; vgl. P. Strausky. Respublica ßohemiae 
8. 410 und 450. 1540 citi'^rte der König die Herzöge Heinrich und 
Johann von Münsterberg. g« gen welche der Abt von Heinrichau eine 
Kla^e eingereicht hatte, nach Prag, wogegen die Stände ebenfalls pro- 
testierten, da es gerrnn des Landes und der Herzöge spezielle Freiheiten 
fmtofse. Bresl. Sudtarch. A. P. II fol. 456 f. und 477 ff. 

■ Schreiben der Stän<le auf dem Landtage von Quasimodogeniti 
zn Breslau an den Kiuiig. d. d. Bre:;lau 20. April 1542: „Aller gnedi^ister 
I^unl;: und her. Es hat E. K. M. oberster fiaubtman, der berr bischof 
sein lieb und f. gn. itz bey diesem furstentage das oberrecht, so auf 
Stttkunfttg Jubilate alhie auf dem kö. hof hat sollen g:ehalten werden, 
ibemals aufgehoben und diffiBrirt, und wie wir vermerken, dafs e« ans 
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diese energische Sprache hin für angebracht, ihnen zu ver- 
«i ehern, dafs er diesen Aufschuh des Oberrechtes nicht „ge- 
filhrlicher Weise, sondern der stürmischen Zeiten und der 
Kriegsgefahr halber" verordnet habe*. Als im Jahre 1546 
der grofse Privfleg^enstreit zwischen Schlesien und Böhmen 
ausbrach, fochten «tie StJinde der Krone Böhmen auch die 
Artikel des Freiheitabriefes von 1498 an, indem sie vor- 
wandten, durch die Bestimmungen, dafs Processe zwischen 
dem König und den Schlesiern in Schlesien verhandelt werden, 
dals die Schlesier Ciutionen gegen Prag und aufserhalb ihres 
Landein zu iulgen nicht schuldig sein, und dafs die Urteile 
des Oberrechtes definitiTe Kraft haben sollten, geschähe den 
Realien y der Jurisdiktion und der Hoheit der Krone Ab- 
brach; besonders wtlrde dadurch „den Königen zu BOheimb 
die bohait der appellation wider alles götüicbe, natürliche^ be- 
schriebene recht benommen''. Mit Recht wandten die Schle- 
sier dagegen ein, dafs den böhmischen Ständen in diesen 
Verhältnissen kein Recht der Klageführuug gebflhrey und es 
wurde formell ^ soviel wir ersehen können, seitens Ferdi- 
nands I. dem Oberrechtsprivilegium keine Beeinträchtigung 
zugefü<:::t Kr sali ein, dafs er sein Ziel, die oberste Gericht«- 
gewalt den Ständen zu cntreifsen, auch ohne eine offenbare 
YerietzuDg ihrer Privilegien erreichen könne; Jyittel und 



r. k. m. schreiben und beveleb herkommen solle. Daran wir warlieh 

in gemaynem irrof? bcscliwer pmpftinden, , . . dann nicht allein der 
berr von"^ Rorstain aiistat nnd von wegen herzog wentzols von Tesehpn 
seiner L. und f. gii. auch andere aua und einieodische leute . . . auf- 
gehalten weiden, sonder es wird dardnieh mereUieh vemachtajlnng 
des recht« an im seihst mit sambt nnsem nn-'^f tzungen , frf ihpytfn, 
Privilegien . . . Wai« attch in ein land, da die recht pestort und inu 
ordentfichcn gang nicht haben, schedlicher weyterung zu erfolgen 
pflegt, das wollen wir e. H K. m. als den gerrchtcn kunig bey sich 
selber zu erwopf n VipimgestnU Iialu n DnrnTnb wir E. R. M. aus ohvor- 
melten tapfem Ursachen hionnit zürn iinderthenigsten ansagen, das wir 
E. R. M. zu sonderlichen ehren und wolgefallen itzt zu diesem mal auf 
Jnbjlste stat lassen^dcs hem bischofs s. 1. und f. g. gethanen d^ober- 
rechts aufpcbung oder ftirtmi In- wir auf keinem gebotnen t^rhneb 
aber dilatioiifm iner cntrcumeu können noch mögen, es wer den da« 
gemeines land adcr <iie geschwornen rechtssitzer auf ire zum recht ge- 
than eide selbst der redelich und genugsam Ursachen bey sich befinden 
und aussetzen wurden, damiit also menniglich da.** rt clit und gerechtij^ 
keit auf die ordentlichen rage zugleich widerfarcu und geholfen 
nnd in »Hwege bey wirdcn erhalten werden." BresL Staati(arcn. A. P. 
in Ms. 164 fol. 239 ff. Ebenso bestimmt der Laadtsj^bscbied, d. d. 
Frankenstein, 8. Januar 154". flnfs das Oberrecht 7n ''finoTi gebfibrenden 
Zeiten ohne Aufscliul) gehalten werde, ^ausserhalb der vorfallenden 
ehehaft und not so zu rechte geuu^ uud der oberste hawbtman des 
landes sambt den gesehwomen reehteritsern darfor erkennen worden.' 

Ebd. fol. m 

^ In^^truktion für die k^^niglichen Landtagskommissare, d. d. Num- 
berK. 29. Januar 1543. Ebd. fol. 300 ff. 
• Schickfnfs DI 274-281. 
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Wege dazu waren ihm gegeben, wie schon oben bemerkt 
wurde, durch eine schärfere Handhabung der arlministrativen 
K^mtrolo, sowie durch Einfilhrung eines innerhalb der Macht- 
sphäre der Krone organisierten Irtstanzenzuges. Dies letztere 
fand statt 1548 durch die Errichtuni^^ der Prag er Appellati ons- 
kamraer; mit dieser Malsregel mulste das Oberrecnt seinen 
bisherigen Charakter eines dXv das Rechtsleben Schlesiens 
wirklich bedeutsamen Centraigerichtes verlieren, und es da- 
tiert daher ungeßlhr von diesem Jahre ab eine neue Epoche 
in der Geschichte des Oberrechtes. 

9. Bm Ober- imd POnteiiMiht seit 1648. 

A. Vorsitz. Mitglieder, Form der Beratung. 

Unter dem Einflüsse der zuletzt besprochenen grund- 
legenden Reformen anf dem Gebiete der Rechtspflege erlitt 
daa Ober- und Ftirstenrecht zwar nicht formell, aber doch 
faktisch wesentliche Beschränkungen seiner Konijjct'Miz ; zu- 
irloich bildeten sieh auf dem We^^e des Gewohnheitsrechten 
ge wisse feste Formen in seiner Ge.scliaf'tsj)raxis heraus, welche 
zum Teile vielleicht schon \ orlier bestanden hatten, von denen 
wir aber erst seit der zweiten Hälfte des 16. Jalirhunderts 
hören, da erst seit dieser Zeit das Material einigermafsen 
reichlicher za. werden b^nnt Hatte steh schon frtther, wie 
wir mfaen, Ferdinand 1 dem Ansinnen der Stünde gegen* 
Uber, eine Ordnung ihr das Oberrecht zu schafien, ans wohl- 
erwogenen Gründen ablehnend verhalteni so kam es jetzt su 
einer derartigen Instruktion noch viel weniger, da das 
rieht seine frühere Bedeutung zum gröfsten Teile einbUfste. 
Alles war lediglich der Gewohnheit überlassen, und als im 
An&nge des 17. Jahrhunderts die Kammer sich an das Ober- 
amt mit der Bitte wandte, ihr Einsicht in eine etwa vor- 
handene Oberrechtsordnung zu gestatten^ beschied sie der 
damalige Oberhauptmann, H( rzo^^ Karl von Gels, abschlägig, 
da ein derartiges Schriftstück nicht existiere Auch hier 
sind also wie beim Oberamte Protokolle und Akten der lau- 
fenden Thätigkeit die wichtigsten Quellen für unsere Unter- 
suchung ^. 

Vorsitzender des Ober- und Fürstenrechtes war gemftfs 
der SatEnng des grolsen Landesprivileges der oberste Landes* 



^ „Xun wollten wir gpnu« Aem herm hierinnon wüfahm, wann nur 
ttWÄö wegen angedeutter Ordnung de« füratenrechts bej unserer Ober- 
lats Osimey voniaiideii und sa Mfinden were; kSimen mu avdi selber 
nielit erinn4>m, dafis Jechtwas deshalb schriftlich vorfasset worden'' etc. 
Kgl. Staatsarch. Bresl. AA. II 11 c, d. d. Oels, 30. April 1615. 

* Dazu kommen die Schriftsteller des 17. und 18. Jahrh. und ein 
ins der zweiten Hälfte des 16. Jahrh. sfaminender Bericht, abgedniekt 
im Urkmidenanhange Nr. II 1. 
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hauptinaiin als Richter an der Statt des Königs. Falls der Ober- 
hauptmann verhindert war, trat an seine Stelle der älteste Fürst 
des Landes; doch mafste der Ktoig dasu seine besondere 
Einwilligung geben ^. Wenn der BiMhof das Oberamt inne- 
hatte^ so trat er in peinlichen Proaessen den Vorstts an einen 
weldichen Fürsten ab'. Konflikte ergaben sich; wenn die 
interimistische Ver%valtuDg der Oberbaaptmannschaffc vom 
Könige einer nichtfUrstlichen Person anvertraut war. Ab- 
schiede und Sentenzen konnten nämlich nur im Namen des 
Oberhauptraanns und der Rechtssitzer ergehen ; wenn dem- 
nach in solchen Zeiten jemand aus den Fürsten präsidierte, so 
kam ein formell gidtiges Urteil nicht zustande; andererseits 
aber wurde dem nichtfürstlichen Verweser des Oberamt^s 
das Recht des Vorsitzes bestritten. Die Folge davon war, 
dafs in solchem Falle das Gericht überhaupt nicht tagen 
konnte^. 

Berechtigt und verpflichtet zui* Session im Oberrechte 
waren alle Fürsten und freien Standesherrmi, aowie die 
Stftnde der ErbfUrstentOmer. Eine Ausnahme hiervon fand 
statt hinsichtlich der Landstände von Schweidnitz- Jauer, 
welche 1526 von König Ludwig das Privileg erwirkt hatten, 
nur dann das Oberrecht besenden zu dürfen, wenn des Königs 
eigene Sachen daselbst verhandelt wttrden *. Es scheint je- 
dochy dafs dieselben anfangs nicht davon Gebrauch machen ; 
denn wie die andern schlesischen Fürsten und Stände voll- 
zogen sie den T^andfrieden von 1528^, ein Akt, diirch welchen 
sie die Kom})etenz des Oberrechtes im vollen Umfange d&s 
Landfriedens, also ganz ebenso wie die andern Fürsten und 
Süinde Schlesiens, anerkannten. Als aber dieser Landfriede 
1580 prorogiert werden sollte, weigerte sich die Landschaft 
von Schweidnitz-Jauery in diese Verlängerung einzuwilligen* 



' Kgl. Staatsaroh. AA VI 12 a fd. a. 1556); ebd. AA.III 6d S. 170 

(d. a. 15^). Vgl. Srhickfufs III 281. 

2 Kgl. Staatsarch. AA. Ha fol. 2ö ff. und AA III 6e S. 503; ei« 
dtiauf bezüglicher Befehl de« Königs d. d. 24. Mta 1589. Ebd. S. (WO. 

' Vgl. den Bericht des Oberamtsverwe-^crs Ilans von Oppersdorf 
an den Kaiser, d. d. Oppeln. 24. April 1562. Ebd. AA. III Cd S. 7o f 

• Privileg Köni^ Ludwigs, d. d. Ofen, Mittwoch nach iuvocavit 
lS3»t Vestfttigt von Ferdinand L, d. d. Prag, 18. Mftns 1530, von Ma»- 
milian II-, d. d. Prag, 7. April 1571: „Und aieweil auch geniolte unsere 
furstonthümber vor alters ihr eigene verordnete . . . rechte haben, so 
wollen wir auch, dafs sie und ihre nachkommen hinfort und zu ewigen 
Seiten . . . ausserhalb derselben f&rstenthümbem gränxen an keinem 
rechten zu schick«'n noch zu ge.steheu .schuldig seyn sollen, . . . denn 
in unseren eigen obliegenden sacheu zu ziehen und au schicken verpflicht 
»ein.« Schickfufs III 401. 

• Ebd. S. 294. 

• Auch hierzu waren sie berechtigt nach dcniselhcn Privileg Lud wif^s, 
da ihnen auch dnrcli da.'^.selbe anheimgestellt wurde, an den allgemeinen 
Landcsfürsteutagen nur dann Teil zu nehmen, wenn es sich um An- 
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und weiterhin Deputierte zum Oberrechtc abzuordnen'. Der 
Autibrderung der Fürsten und »Stände, .sieh binnen Monats- 
frist zum Landfrieden zu bekeiiueii und, wie früher lauge 
Jahre hindureh aii.'>tandslo.s geschehen .sei, llecht*8itzer aus 
ihrer Mitte zu den verordneten Rechtötagen auch ternerhui 
zu schicken, scheint die Landschaft nicht Folge geleistet zu 
Jiaben; denn auch späterhin erheben sich wieder Kiagen Uber 
ihr hartnllckiges Ausbleiben denen gegenüber sie sich immer 
wieder unter Berufung auf ihr PrivUeg rechtfertigte«. Als 
1582 die Fürsten und Stände den Versuch machten, das Ober- 
recht, nachdem es mehrere Jahre damiedergelegen hatte, 
wieder zu neuem Leben zu erwecken, absentierten sich nun- 
mehr nicht nur die Landstände, sondern auch die Stttdte der 
Fürstentümer Schweidnitz - Jauer * , die ersteren unter aber- 
maligem Hinweise auf dns olien erwähnte Privileg. Das Ver- 
halten der Städte rief einen .scharfen Protest des Obcrliaupt- 
manns hervor , welcher mit der Bemerkun«^, dafs sich das 
Privileg von 1526 ja nur auf die Landschaft bezöge, dem 
Landei^hauptnumne zu Jauer den Befehl gab, von anitswe«*en 
zu verfugen, dafs die Städte wie vor alters ihre Gesandten 
wieder zum Oberrechte abfertigten"; in der That sind sie 
▼on da ab wieder regelmäfsig vertreten^. Zur Prüfung des 
angeblichen Rechtes der Lancbtände wurde eine Kommission 
eingesetat, welche noch 1589 ihre Aufgabe nicht erledigt 
hatte'; wahrscheinlich fiel die endliche Entscheidung, wenn 
Oberhaupt eine solche gefüllt wurde, zu gunsten der Land- 
.scliafi aus, da dieselbe noch zum Anfange des dreilsigjährigen 
Kriegen sich ungestört im Genüsse ihres Exemtionsprivilegs 
befand ^ 

Aufser der Ritterschaft von Schweidnitz-Jauer versuchten 
es auch noch die Troppauischon Landstände, ihrer Sessions- 
i>fli(ht für das Oberrecht sicli zu entziehen; diese Bestre- 
bungen standen in engstem Zusammenhange mit ilircn Plilnen, 
ihr Land, welches ursprünglich zu Mähren geliurt hatte, seit 
dem 15. Jahrhunderte aber als zu Schlesien gehörig betrachtet 

gelegenhdten des Königs handelte, d. h. hanptsftchlich nm Steuer* 

MWUligungcn. 

* Brosl. Sfadtarcb. A. P. II Ma. 163, Laodtagsabschied, d. d. 
Breslau 16. Mai 1530. 

* Gravamina des Landes Sehlesien (wohl d. a. 1588). Ebd. fol 417 b 

md Kgl. Staatsarch. Bresl. AÄ. III 6a S. 314. 

• So z. B. 1551 AA. riT f^h ^. 23. Schreibon der Herren und ge- 
neineu Ritterscliaft der Furöteutiuuner Schweidnitz und Jauer, d. d. 
17. Hftn 1551. 

♦ Ebd. AA. II 12 e. 

Ebd. AA. n IIa und AA. III B.- S. d. d. Neifso. 11. März 1583. 
^ Schon auf dem Oberrechtatage von Montag nach Jubilate 1583. 
Kgl. Staatsareh. Bresl. AA. IIa fol. 9 E 
' Ebd. AA. 12 f. 
> & Schickfufs III 281. 
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wurde, von der atiiatsrechtlichen (lonieinKchatt mit Schlesien 
wieder zu lösend Den Landfrieden von 1528 hatten auch 
die Herren, Ritter und iStädte von Troppaii unterzeichnet", 
und als 1530 die Landschaft von Schweidnitz-Jauer den ersten 
Versuch machte, der Teilnahme am Oberr^hte ledig zu wer- 
den , scheinen die Troppauer «sich nicht daran beteiligt zu 
haben ^. Allmählich mocnten indes die schweren Opfe^ welche 
ihr AnscblnÜB an Schlesien sie kostete ^ desgleichen die 
grOfseren Freiheiten ^ deren sich das Land Mähren im Ver* 
gleiche su Schlesien erfreute, den Wunsch in ihnen wach- 
rufen, wieder die alte Zugehörigkeit au Mähren zu gewinnen. 
Die ersten Schritte in dieser Richtung unternahmen sie, in- 
dem sie sich der Mitgliedschaft am Oberrechte zu entziehen 
suchten: raafsgebend dabei dürfte für sie das Beispiel der 
Schweidnitz - Jauerschen Landschaft gewesen sein» 1538 
fllhrtpii die schlesischen Stünde bei dem Könige Beschwerde 
liber dn Weigerung der Troupauischen Rittorschnft, im ober- 
sten Laiulrechte zu sitzen": a er Herrscher betahl darauf, dafs 
die Troppauer ihm die Privilegien vorlegen sollten, auf welche 
sie sich stützten, und versprach, je nach» dem Ausgange dieser 
Untersuchung eine Entscheidung ßlUcn zu wollen*. Ob es 
zu einem Spruche des Königs kam, wissen wir nicht; da 
1542 ein Onerreehtstag Mittwoch nach Trium Regum zu 
TropjNitt stattfand', so dttrfen wir wohl annehmen, dals die 
Schntte der Troppauer bis dahin erfolglos geblieben waren. 
Aus dem Jahre 1546 ist uns auch ein Rechtssprach des Königs 
erhalten, dafs die Troppauer Ritterschaft die Session vor der 
Glogauischen sowohl bei Filrstentagen als auch im Oberrechte 
haben solle ^; wenn es zu einem Sessionstreite zwischen den 
Glogauem und den Troppauem kommen konnte, so mttssen 



> Vgl. 6. Biermauu, Gesch. der Hcrzof^nmer Troppaa ssd 
JSgemdorf S. 968 ff. (Tesehen 1874) tind oben S. 201 und 220; 

• Schickfufs III 294. 

' 1532 Mittwoch nach Trium Regum fand in Troppaa mh Ober- 
rechtfitag statt; v^l. oben S. 189 Anm. 2. 

* So Ihre hone MitleidenMbaft bei der Landessteoer, femer die 
Kosten för die Entsendung der Delegierten zum Obmeehte; vgl 
Biermann a. a. O. S. 375 f. 

" BresL Stadtarch. A. P. II Ms. 163 fol. 417 b. Das erste Gravamen 
der echierisehen Stftnde in dieser Hinsicht erfolgte also 1588, nicht 1554, 
wie Biermann a. a. O. S. 374 meint. 

« l^tadtarclK A P. U Ms. 16:1 Antwort de« Könige suf die 

svhlesifichcn Gravamina (wohl tl. a. 1538) foi. 420 ff. 

^ 8. oben S. 189 Anm. 2. Vgl. aueh Sehickfnfs m 216 Art KV, 
die Beweiefuhrung der achleeiscnen Stande über die staatsrechtliche 
Zngehßriprkpit Troppans Schle«?VTi f Horieht wegen des Füreten- 
thumbs Troppaw, uafs e» zum Land Sciiiesien gehörig'') d. d. Troppaa, 
II. Febr. 1567. 

Angeführt bei Schickfufs HI 212 mit fidaeher Dfttomiangtbe 
(1656 statt 1546), 
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doch die letetoren in dieser 2«eit ihre Session auch noch aus- 
geübt haben. 

Um die Mitte des 16. Jahrhunderts nahmen die Troppaner 
ihren Versuch von neuem auf-, 1551 behauptete die Land* 
Schaft — jetzt aber in Gemeinschaft mit den Städten — unter 
Berufung auf ihre Privilegien, vom Oberrechte exemt zu 

sein'. Die Folge davon war eine abermalige B^^sohwerde der 
sehlosisehpTi Stande im Jahre 1554, welche Ferdinand dahin 
beantwortete , dais vr die »Sache .selbst in Prag entscheidon 
wolle. Bei Gelegenheit des liorgwerksprocesses gegen den 
Markgrafen Georg Friedrich von Jägerndorf* betahl der 
Kaiser 1561 den Troppauem, da es sich um seine Regalien 
und Kammergüter handclej sich an den Sitzungen des Ober- 
rechtes zu beteiligen^ indem er ihnen zugleich die Zusicherung 
gab, dafs ihr Erscheinen ihren etwaigen DnmunitätspriTilegien 
unschSdlich sein soUey und in der That ist Troppau von 1561 
bis 1564 in dem Oberrechte vertreten*. Kit dem Regierungs- 
antritte Maximilians II. begannen jedoch von neuem die Be- 
strebungen der Troppauer, sich der Sessionspflicht für das 
Oberrecht und der Staat rechtlichen Verbindung überhaupt mit 
Schlesien zu entziehen^. 1565 und vier Jahre später nach 
einem grofsen Processe über die staatsrechtliche Zugehörig- 
keit TroppauR in Prag fjillte der Kaiser vorläufig die Ent- 
scheidung, dafs die Truppauer sich zu Schh'sien Imlten 
sollten-^, ohne dafs die Landschaft jedoch dieser Weisung, 
insoteni sie sich auf das Oberrecht bezog, Folge geleistet 
hätte*. Audi als seit Michaelis 1582 dm Oberrecht nach 
mehrjähriger Pause von neuem abgehalten wurde, absen- 
tierten sicli die Troppauer trotz dem Widerspruche der 
schlesischen Stände und trotz kaiserlichen Befehlen beharrlich 
vom Fttrstenredite^y freilich nur insofern, als dasselbe als 



» Kgl. StaÄtsarch. Bresl. AA. III 6a 8. 27. Es \nt nirgends an- 
gelahrt, auf welche Privilegien die Troppauer sich beriefen; höchst 
waAuraeheinllch stützten sie sMik auf die (bei Biermann a. a. O. S. 410 
enriUmte) B^timmnng der Troppauer Landtafel, dafs ein beklagter 
Troppanischer Landstand sich vor ein anderes als vor das Troppauische 
Landiecht nicht stellen dürfe. Dies konnte sich aber immer nur auf 
dfe LndfltSade, nicht aber avf die Stidte bestehen. 

s Vgl. D5bner in Zeitvehr, ffir Geseb. n. Alterthnm Schlesiens 
XIV 87 ff. 

* Biermann S. 375. 

* Sc^esischec Giavamen d. d« Breslau. 7. NoVbr. 1565. Schick- 
Mb m 212. 

* Bierniftnn n. r. 0. 

* Die PräscDziisten der Oberrecktssitzungen dieser Zeit (KgU 
atsatBsnsb. BresL AA. II IIa, Oberrechtsbandlnng 157(^1610) Akren 
wenigstens Troppanisebe Delegierte nicht auf. 

^ S. die Oberrechtsprotokolle von 1582 ff. Ebd. AA. II IIa und 
AA. II 12 e und 12 f, ferner AA lU 6e S. 539 ff.; vgl. auch Bier- 
mana S. 382. 
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Gerichtshof fung^ierte; zu den Benitiitigen fiher allgonieine 
wichtigere Landessaclion, welche seit jener Zeit an die Rechts- 
sitzungci) sich anzuschliefsm pflos^ten , sandten sie hin und 
wieder Deputierte*. Erst im Anlange des 17. Jahrhunderts 
endete der ärgerliche Streit; 1G12 gab die Stadt Troppau ihre 
bisherige Abstinenzpolitik, auf, indem sie siuli entschlofs, drei 
Vertreter zum Oberrechte zu entsenden-. Die Landachatt be- 
harrte bei ihrem Widerstande ; ganz unerwartet wurde der Kon- 
flikt jedoch dadurch gelöst, dius der Kaiser am 28. Deaemher 
1614 den Fürsten Ean Ton Lichtenstein mit dem Herzogtume 
Trom>au helehnte und dabei ausdrOcklich die Zugehörigkeit 
des Lande'6 zu Schlesien aussprach^. Die Session sowohl auf 
dem Fürstentage als auch auf dem Oberrechte ward jetzt den 
Troppauischen Ständen genommen und ging Uber auf den 
neuen Herzoge der nunmehr seinen Sits in dem Fürsten- 
koUegium einnahm. 

Als berechtii^t nnd verpflichtet zur Session im Oberrechte 
wurden also die i'^ürstcn und Freiherren sowie die Stände df^r 
Erbfürstentümer betrachtet. Den Ffirsten und Freiiicrrcu 
wurde beim Antritt ihrer Herrschaft das Recht zur Session 
formell vom Kaiser durch Vermittlung des Oberhauptraanns 
erteilt *i sie erschienen entweder peraöulicli bei den Kechts- 
tagen oder Uelsen sich durch Gesandte vertreten, zu <lenen 
sie zumeist Rechtsgelehrte oder die obersten Beamten, so den 
Landeshauptmann, den Kanzler oder den Marschall, ernannten ^ 
t)ie Landstände der einzelnen Erbf)lrstentttmer verordneten 
aus ihrer Mitte je einen oder zwei Deputierte, von denen aber 
gefordert wurde, dafs sie selbst in dem betreifenden Territo- 
rium beerbt und besessen, also Mitglieder des ständischen 
Korpus daselbst seien; auch die Landesbeamten, der Landes- 
hauptmann, der Kanzler oder der Landschreiber, durften nur 



' So erschien znr Beratung über die Defensionsangelegenhsit 
Montag nach Jubilate 1584 BcmhSTd PraSma als Gesandter der Tmip- 

pauiscnon Stände; die Toilniihmo an der Recht8sit>^iing jedo('!i vr- 
weigerte Pra2ma und trat dabei ab, wogegen die auderon Kechtsaitzer 

f rottierten. Kgl. Staatsarch. Brcsl. AÄ. III 6e S. 291, d. d. 23. April 
584 und AA. IIa fol. 17 ff. 

* Ebd. AA. II IIa, 0 herrech tsprotokoll vom Montap^*' unch Jubilate 
1612: auch auf dem Kechtstage von Michaelis 1612 erschienen Delegierte 
der Stadt 

*Bi ermann S ;>^4. Rerers des Herzogs Karl, dafs er als 
Iltn-zog von Troppan aufgenommen und für Scliler^ien als ein schlesischer 
treuer Landstand Bich halten wolle, ^weil solches von undenklichen 
jähren zu dem lant »Schlesien gehörig gewesen," d. d. 28. April 1614 
bei Friedenberg, Cod. dipl. Bil. Tom. U 1284 ff. KgL Staatsarch. 
Bresl. Hb. D. 326 b. 

* So bezüglich Herzog Johanns. Ebd. AA. HI 6b S. 81, d. d. 
4. April 1662. 

» Vgl. u. a. AA. UI 6d S. 73, 75^ 800, ferner die ProtokoUe ta 
AA. II 12a, 12e q. s. w. 
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dann als Teilnehmer des Fürstenrechtes erscheinen , wenn sie 
adlige Land-sassen waren ^ Die Städte, von denen Breslau 
übrigens analog der Zusammensetzung des FUrstentair' s nicht 
mit deu Städten, sondern, da es im Besitze der Landu.->liaupt- 
mannschaft des Fürstentums auch die Landschaft desselben 
repriisentierte, mit den Delegierten der Rittersc liaften stimmte, 
entsandten gleichtalls je nacii den einzelnen Fürstentümern 
ihre Vertreter, meist Ratsmannen oder den Syndikus oder einen 
Stadtschreiber ; regelmässig waren die Delegierten Angehörige 
der Hauptstädte des betreffenden Fürstentums*. Breslau 
schickte meist den Landeshauptmann, welcher zugleich Bats- 
ältester war, und einen rechtsgelehrten Beamten. Wenn auch 
der Artikel des Landfriedens von 1528« dem zufolge die Depu- 
tierten mindestens drei Jahre hintereinander im Ober rechte 
sitzten sollten, nicht mehr in Kraft ^var, so Anden wir doch 
auch jetzt noch fast durchgängig dieselben Personen als Mit- 
frli^fVr dieses obersten ständischen Oerichtshofes; allerdinj^s 
bedurften sio zu jeder einzelnen Sitzung einer besonderen 
Vollmacht, welche den Gesandten der Fürsten und Freihenen 
von eben diesen^, denen der Erbfürsu iitiimer von iliren spe- 
ciellen Kommittenten auf den Partikularlautltagen erteilt 
wurde*. Neue Rechtssitzer wurden vom Oberhauptniann 
eingeführt; sie mufsten bei ihrem Eintritt in das Oberrecht 
einen Eid schwören, den sie dann, wenn sie späterhin wieder 
am Oberrechte teilnahmen) nicht zu wiederholen brauchten. 
Bezüglich der Session war eine strenge Reihenfolge vorge- 
acbrieben: zuerst der Oberhauptmann , sodann die Fürsten 
▼on Jägemdorf*, Liegnitz und brieg, Teschen^ Münsterberg- 



^ Vgl. Nr. II 1 des Urkundenanhanges. Auf dem Oberrechtstsgd 

von Michaelis 1582 wurden die Gesamltcn der LandBchaften von Sagau 
nod von Münstcrberg-Frankenstein ()»icr der Landschreibor) soitons <\ot 
Ffirsteu und Freiherren beanfttandet, weil dieselben „nit Laudaesacu 
noch deromassen rittersleut, so »olch oberrecht vennüge dm Privilegii 
bcflitfAD Sölten. Auch der ( rhauptmann erklärte, es sei nötig, „^o 
z'ivnr bein ohrrroohton und fürst« tttfiL'^'ii in frobrancli gowesen, dafz 
fioiehe personen darzuc geschickt, die beleliuet und neben dem lande die 
lÄide tragen hülfen." Kgl. Staatsarch. ßresl. AA. 12a Protokoll von 

« Vgl. die Piotokol!<» in AA. II IIa und AA. UI 6e S. 503 ff. u, b,w. 
Z. B. AA. in üd 8. 73, 75, 300 u. s. w. 

♦ Ebd. S. 76 (Jubilatc 1562): „betten ezüche abgesandte ihrer R 
K. M. erbfurstenthumben, als die S( liw eidnitzischen, Troppauischen, 
aiirh die Opplischcn sich angegeben, dafz sie deshalben von ihren hcrrcu 
und freunden mit keiner macht abgeferti^et, denn solches wegen der 
^1 zuvor auf einem gemeinen landuige nit vorkommen." 

^ Der Inhaber von Jä^'. rndorf hatte die vorderste Session vermut- 
lich doslialb, weil er als Markgraf von Rrainlcnburg auch Reiehsfurst 
war. Übrigens wurde ihm seitens der Liegnitzer Herzöge der Vorrang 
sieht ohne weiteres eingerftumt: 1562 gab Herzog Heinrich von Lieg- 
nitz seinem Gesandten crao Befehl, „in der Sefzion und stimm die vor- 
derste als eines Hersogs su Liegnitz zu halten und sich davon nicht 
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Gels (seit 1G14 auch Troppau), sodann die Freiherren you 
TFachenberg, Müittch. Wartenbog nnd Plefs, darauf die Land- 
aebaften von SchweidnitE-Jaueri wenn dieselben xugegcn 
waren y wozu sie ja verpflichtet waren, falls der KOnig ab 
Partei fungierte, — Troppau, Grofsglogau, Oppeln-Ratibor und 
Sagau, endlich die Städte der Fttr^tentümer Schweidnitz-Jatter, 
Troppau und Qrofegiogau; die Städte der übrjgeB firbfilrsten- 
tttmer, also von Oppeln-Ratibor und von Sagan, waren nickt 
zur Teilnahme berechtigt ^ Die Fürsten, welche in Person 
erscliioneii , hatten natürlich den Vorrang vor den Gcsauilten 
ilirer JStandesgenosseTi. Betrefts der Session der Vertreter der 
freien Standesherreii entspann «ich ein ebenso kleinlicher wie 
heftig geführter Streit mit den Deputierten der Erbfürsten- 
tümer, von dem wir 1504 /Aim i rsten Male hören*. Der 
Kaiser zog die Sache vor sein Forum ; da aber seine Ent- 
scheidung, wie gewöhnlich, auf aich warten liefä, su fanden 
es die Freiherren fUr geratener, wenn sie nicht persönlick 
konunen konnten , sich lieber gana vom Oberrechte zu ab- 
sentieren, als den Gesandten der ErbfÜrsteutUmer den Vorsitg 
vor ihren eigenen einauräumen*. Als nach 1582 das Ober- 
recbt zu neuem, künstlichem Leben erwachte, war der Streit 
noch immer nicht beendigt ; der Gesandte des Freihenm Karl 
Promnitz auf Plefs, — die Übrigen Standesherren waren per- 
sönlich zugegen, — weigerte sich, an dem Bechtstage von 
Michfielis 1582 teilzunehmen, eben deshalb, weil er hinter 
den Erbfürstentümern rangieren sollte. Der Kaiser erklärte 
jetzt, er wolle selbst in das L?uk1 kommen und den Zwist 
sehlichten"*; und so nahmen denn die Abgeordneten der fnieu 
Standesherrschaften bis zum endlichen Austrage der Sache, 
um ihren Rechten nichts zu vergeben, abseits von den übrigen 
Mitgliedern Platz*. Noch im September 1586 währte der 

dringen zu lassen." (d. d. Liegnitz, 18. April 1562; KgL Staat:aadL 
Ike.sl. AA. III 6d S. 73.) Nach der Pni.senzliste in den ['rntokollen ztt 
urteilen, »cheint er aber mit diesem Ans}>r!ir)ip woni^ Erioig gehabt zu 
haben: nur 1586 und 1587 werden Lieguitz und ßneg vor Jägerndorf 
aafgenihrt, weil damals Liegnits und Brieg durch die Hetsöge in 
eigener Person, Jägcmdojf aber nur durch einen Gesandten veilretea 
waren. Ebd. AA. III Ge S. rm und 5:^9. 

* So nach dem Yerzeiclniiss«' in AA. ii Ha und den einzelnen 
Präsenzlisten. 

2 Kiri StaHtsaivh. Bresl. AA. II 11g, d. d. Neifse, 10. Juli 1564: 
Der Obt rliau|)tmauu Ka.spar erkundigte sich beim Herzoge Ueor^von 
Brieg bezüglich des Sesaiousstreites zwischen den Gesandten der JPrei- 
herm und der Erbfürstenthumer, wie es früher gehalten worden sei. 

' Anzeige dvr Freiherren Kurzbach und Malzahn, dafs sie für das 
nächste Uberrecht keine Vertreter senden würden, da noch keine Ent- 
W^eidung seitens des Kaisers b -züglieh des Sessionsstreites eingelaufen 
sei. Ebd. AA. III 6d S. 395, d. d. Oppeln, 7. April 1566. 

* KaiserUche Resolation d. d. Wien, 26. Juli 1583; ebd. AA. Ul 
6e S. 209. ^ f 

* „Es haben auf einer selten wegen hern Carolö von Proinnitz 
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Konflikt^; wenn uns auch von einem endgültigen Spruche 
des Kaiijt-rs nichts überliefert ist, so niufs wohl doch der 
Btreit zu guiisten der Erbflirstentiimer beigek^gt worden sein, 
da die Gesandten dersflben von jetzt ab regelmäfbig vor 
denen der Freiherren angeführt werden ^. 

Auf die Art und Weise der Beratung und der Stimmen- 
abgabe hatte übrigens das Sessionsverhältnis keinen Einfluls; 
sie erfolgten entsprechend der Organisation des Ftlrsten- 
lages — allerdings mit gewissen Verschiedenlieften ~ ge- 
sondert seitens der einzelnen Stünde^ wdche zu diesem ZweoLe 
sn Kollegien zusammentraten, die von einander streng geschieden 
waren. Das erste derselben wurde von den Ftlrsten und 
freien Standesherren oder den Gesandten derselben gebildet; 
eine Aufzeichnung aus der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts 
sagt von ihnen : „die halten gesamieten rath, stehen für einen 
man und geben ire zwo stimmen zugleich al)." Das zweite 
Kollegium bestand aus den Landschaften der I j bTiirstentüiner 
und Jius der Stadt Breslau, das dritte aus den tibrigen sessions- 
berechtigten Städten ; sowohl die Ritterschafts- wie die Städte- 
kurie besafsen je ein Votum. Die Proposition stand dem 
Oberanite zu: daöselbe .siuiimelte die Stimmen der einzelnen 
Kollegien und besafs das Schlufsvotum, sodafs also, da ja 
die Stimme der ersten Kurie für doppelt galt, im ganzen 
fünf Vota vorhanden waren*. Hierin liegt denn auä der 
hemerkenswerteste Unterschied zwischen der Organisation des 
Obenrechtes und der des Ftlrstentages » in wdch letzterem es 
bekanntlich nur vier Vota gab. Man mufs wohl annehmen, 
dafs ein Urteil durch Majorität zu stände kam, dafs es also 
daza mindestens dreier übereinstimmender Voten bedurfte. 
Eine sichtliche Stimmenmehrheit und die daraus entspringende 
Möglichkeit, ohne langwierige V^erhandlungen zu einem be- 
stimmt^'n , sicheren Beschlüsse zu ireljmj^en, war ahor ein 
drincr^ iifl' s Bedürfnis in viel höherem Grade für eine rerhts- 
pre< hende als ftlr eine politis(^he Versammlung im Sinne der 
alten ständischen Verfassung; darin haben wir denn auch 
zweifelsohne die Ursache zu erblicken, deren Einwirken die 
Entstehung jenes Unterschieds zwischen den Einrichtungen 
des Fürstentages und des Oberrechtes zuzuschreiben ist. 



freyliorm zur Plefz, und v^'i! die stritt mit der erbfurstenthümor und 
freyherrn abg^esandteu noch uit richtig, l>auitd liappolt Lic. und Jo- 
bannes Wacker Doktor geseasen." Ebd. AA, II IIa (Jub. 1583) foU 9 ft 
(Mich. 1583) fol. U ff. 

» Ebd. AA. III 6e S. 500. 

» Vgl. die Protokolle von Michaelis 1586 und löÖ7, ebd. 8. 603 ff. 
und 539 ff. und von 1589 ff. in AA. II IIa fol. 51 ff. 

' . dm also fOnf stiiiimeii in allem seint." Urkunden" 
anhang II 1. 
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B. Zuständigkeit, Ort, Zeit, Veriahren. 

Es wurde bereits erörtert, wie sehr, wenn auch nicht 
formell, so doch faktisch seit der Mitte des 16. Jabrhimderts 
die Kompetenz des Ober- und Fürstenrechtes sich verringerte. 
In der That erscheint .seit dieser Zeit das Oberrecht als ein 
reines Standes^ericht für Klagen gegeii den König und die 
sogenannten Überstände, d. h. die Fürsten und die freien 
Standesherren ^ 

Wie wir sahen, liatten deni Einsetzungsprivileg gemäls 
der König und die Oberatände eigentlich nur dann Gerichts- 
stand vor dem Oberrechte, wenn die Klage, sei es vom Könige 
gegen einen Oberstand, sei es von den Oberständen gegen- 
einander oder gegen den König, erhoben wurde. Das Be- 
dürfnis führte aber bald dazu, dals das Oberrecht für kom- 
petent in allen Civilkhigen gegen die Fürsten und Freiherren 
galt, — ausgenommen nur solche Fälle, in denen durch die 
einzelnen Landesordnungen den Untertfaanen ein besonderer 
Rechtsweg gegen ihren Landesherm vorgeschrieben war. 
Dasu kamen seit der Zeit, da festere Jurisdiktionsverhältnisse 
über die Immediatherrschaften sich ausgebildet hatten, und 
seitdem die königlichen Biirglehen und Minderherrschaften 
unmittelbar dem Oberamte mit rworfen waren, Aiiflnetiniiren 
der Standes- und der anderen eximierten Herrschaften, zumal 
der königlichen Burglehen, und zwar niufsten diese Auf- 
bietungen vi(Tmal vor dem gehegten Gerichte des Oberrechtes 
stattfinden ; wer binnen Jahr und Tag nach der letzten dieser 
vier Aufbietungen sein Recht nicht rügte, begab sich für 
immer seiner Ansprüche ^. Auch diese Erweiterung der Kom- 
petenz des Oberrechtes scheint sich durch Gewohnheit aus- 
gebildet zu haben. Ebensowenig kann aus dem Privileg von 



Nur ein einziger PiocoCb findet sieh in den Akten, welcher an- 
derer Natur ist, nämlieh ein Procefs der Herren Baruki ans dem 

Teschenschen gegen die Stadt Freistadt wegen des Brauurbars und 
Kretschamverl nffPH. Nun ist es möglich, daf?« diese Sache vor das 
Oberrecht al» das Forum in Fällen von Rechtsverweigerung gelangte, 
wad zwar dflrfte die Sachlage folgende gewesen sein; BarCBki hatte 
eine Citation gegen die Stadt vor das Gericht der böhmiechen Landes- 
offiTiiert'r auf der grünen Stube zu PrH<r f . Tudicium, quod in Conclavi 
viride vocatur": s. P. Stransk^, liepubiica ßohemiae S. 460) erwirkt, 
mit Umgehung also der einheimiBchen Teechensehen CMcnte; dasn 
kann ihn doch wohl nur der Umstand bewogen haben, dafs er vor 
den Teschon^iclien Gerich ton sein Recht nicht erlangte oder nicht er- 
langen zu kötjneii glaubte. Auf die Beschwerde der schlesischen 
F&rsten und Stftnde hob jedoch der, Kaiser die Gitation als widenreeht* 
lieh auf, und die Sache wurde dem Oberrechte fiberwiesen. BresL 
Stadtarch. A. P. Ms. 174, d. d. Prag, 17. Juli 1584. 

« So z. B. Kgl. Staatsarch. Bresl. AA. III 26d foK 51 ff. (1596 Auf- 
bictun^ von Suiau) fol. 239 ff. (1597 „Praescription und snfbietuugäbrief 
über die lierrsclia^t Trachenberg herrn Adam GotscheD'^X S. auch (oeidel) 
Observationes p. 20 ff. und oben 8. 168. 
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1498 die Ziistiindi^'keit hf>rgeleitet werden, welche das Obor- 
recht im 16. Jahrhundert in Kriininalprocessen gegen imine- 
diatspersonen beeals^. Erst im 17. und 18. Jahrhunderte be- 
aehränkte man die Kompetenz dee Obe^prechtes gemäfs dem 
WortUate des Privfl^i Wladialai auf CiyiUachen, und zwar 
auch liier noch mit der Beechrftnkung auf solche Fftlle, in 
denen es sich um Ansprüche gegen ein Fürstentum oder eine 
freie Standesherrschaft als solche handelte ; dazu kamen femer 
noch die Aufbietungen der freien Standesherrschaften, der 
Minderherrschaften und der königlichen Burglehen ^. Wenn 



* So wurde in den letzten Jahrzelinten des 16, Jahrhunderts vor 
dem Oberrechte ein pemUcher Frocef« ^egen den Freiherm Qwtg 

Wilhelm \ on Tlraun weffen Ermordunp^ einoB Horm von Seidlitz ver- 
baudeit. Kgl. Staatf»arch. Bresl. AA. IM 6b S. .'.n:{ rt'. und 589 ff. Ebd. 
S. 457 fordert der Kaiser den Oberhauptmann aut, „gutachtlich zu be- 
richten, weil Braun einen etant im Lande repraesentirte, ob der von 
J. M. vorhabende peinlicho pmoosz bcv dem furstenreeht oder »onst 
hofHnlert werden rnüste" (Prag, !(>. Febr. l Der ßerielit des Ober- 

h&uptmanuH mufs sich für die Kompetenz des Oberrechtes in solchen 
F&Uen ausgesprochen haben, da einige Monate später (d. d. Prag, 6w Mai 
1586, ebd. 4851 der Kais«'r den peinlieln ii Procefs gegen Braun vor 
dem Oberreehte anordnete, ^'gl über tlieseji Procer« J. Franz ko wnk v , 
Die Herren von ßraun als Besitzer der freien Herrschaft Wartenb* rg 
IL s. w. Zeituchr. f. Gesch. u. Altertum Schlefl. XXIV 154 ff. 

Bereits oben (S. 194) habe ich die Vermutiuig ausgesprochen, dafs 
die kriminelle Kompetenz des Oberrechte.s dureii seine Verbindung rnit 
dem Landfrieden von 1528 ent.<«tanden sein könnte. Dieser frühere Zu- 
stmmenhang zwischen Oberreclit und Landfrieden zeigt sieh in seinen 
Narhwirkiing' n noeh in <'iüer Bestimmung der Felideronlnung von 1571 
(eedruckt bei Schickfufs Hl 163, Weingarten, Faweieuli il ;3ö2 If.): 
JWcre es aber ein stand oder amptmauu, der den Fehdern nicht nacli> 
eilen oder nachtrachten lie.-tze, oder sie wissentlich unter sich duldete, 
der soll dnreb den obristen hanptman entweder für das oberrecht oder zur 
nechsten Landeszusammenkuntt erfordert werden, daselbst der fiirsten 
uDd stände oder ihrer abgesandten erkenntnüfz, wie gegen ihme zu 
veriRihren ohne alles anssenbleiben gewarten und denselben ohne einige 
prrAocatif>n geliorHaniin/* In »len s<'it dieser Zeit rrlmltenen Proto- 
kollen habe ich nichts d i ruber gefunden, dafs ein derurtii^er Fall that* 
sächlich zur Verhandlung gekommen sei. 

* Vgl. (Chr. Seidel), Observationes etc. p. 20 ff. über das Ober- 
rf'c>it: „gpcctant eo eausae statnum reales, wenn nemlich ein Fnrsten- 
tbum oder freie standesherrsehaft Selbsten angesprochen wird . . In 
personalibus autcm causis vel etiam Kealibus ad ipsum ducatum nou 
spectantibus principes eoram Rege ßohemiae sunt conveniendi.'* Die 
mit ri Standeslirrr 'n waren in Fällen letzterer Art seit der zweitea 
Hälfte def* 17. Jahrh. der Jurisdiktion des Oberamtes unterworfen; vgl. 
das Keskript Kaiser Leopolds d. d. 31. Marz 1677 in Sachen betreffend 
den Geriehts.«»tand des Burggrafen Karl Hannibal Dohna, freien >>tandes* 
hprm auf Wartenberg, bei Seidel a. a, O. S. 21. S. aneli Frieden- 
berg, Traetatus jurido-practicus S. 12 f.: Si^uis actioneni personalem 
contm principem vel statum superiorem instituendam haberet, ut ob 
Htes aboreviandas et odia evitaada mox Cesaream Majestatem adeat 
et {.etat, nt Causa jv r I >» legationeni Trif-t^riream Supremae Cnriae (dem 
Oberamntei summuriter tractanda committatur} tunc euim auUa exemptio 
praetendi ant opponi potest." 

Forschungen (55) XIU 1. — Bach fahl. 14 
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auch im Verhältuiäsc zu den ersten Zeiten seinet» Bestehens 
bedeutend) was den Umfang seiner Thätigkeit und seiner 
Kompetenzen betraf, herabgesunken , besafs das Ober- und 
Füistenrecht In de^ zweiten Hälfte des sechszehnten und im 
Beginn des folgenden Jahrhunderts also doch noch immer — 
zum Teil erst allmählich auf dem Wege des Gewohnheits- 
rechts entstandene — Befugnisse^ von denen ihm die wich- 
tigsten nach dem dreifsigjährigen Kriege wieder verloren 
gingen. 

Ort und Zeit des Oberrechtes blielipii die gleichen, wie 
durch das grofse Landesprivilec: !)e8timmt ;ir, nur daf«? jetzt 
der dritte spcciell für die Krl*'(li:;uni^ von Fallen der Rechts- 
verweigerung in Oberschlesien angesetzte Reehtstag in Weg- 
iall kam, offenbar deshalb, weil die Funktion des Uberrecht^ 
als Forum in casu denegatae justitiae aufgehört hatte*. Der 
Uberhauptmai m schrieb die einzelnen Sitzungen aus im Namen 
und im Auftrage des Königs^, und zwar mufste die Ladung 
der Beisitsser vier Wochen vor dem angesagten Termine er- 
folgen. Wer nicht perstfnlich kommen und keinen Vertreter 
senden konnte, muiste sich bei ihm entschuldigen^; wenn 
unvorhergesehene Zwischenflllle die Abhaltung eines schon 
angeküncugten Rechtstages unmöglich machten, so mufste er 
die schon Geladenen noch rechtzeitig genug von dem Aua- 
fall benachrichtigen*. Am Sonntage vor dem Termine langte 
der OberhauDtmann selbst in Breslau an und wurde feierlich 
von der Staat empfangen ; noch am Abende desselben Tages 
gaben sich die er^c liienenen Fürsten, Stände und Rechtssitzer 
bei ihm an, worauf sie für den folgenden Tag auf eine be- 
stimmte Stunde nach dem Sitzungsorte beschieden wurden. 
Wenn daselbst alle angelangt waren, ihre KredeiizscluiMljen 
abgegeben und ihre Session eingenommen hatten, wurde unter 
feierlicher Ilegung'^ da« Gericht vom Oberhauptmanu er- 

' Nachdem die kai?((>rlieho Burg im 17. Jahrli. den Jesuiten g-p- 
Bclieiikt worden war, tagte das Uericht auf dem llatbause zu Brealäo. 
Seit dem Ende des 17. Jahrh. band man flieh auch nicht mehr strena 
an die im Landesprivileg angeordneten Termine von Montag nach 
Jnbiiate und Montag naen MicImcHs. sondern hielt je nach Bedürfiiit 
aufserordcnt liehe Sessionen. S. äeidel a. a. 0. 

* Vom Oberrechte JnbiUte 1582 heifst es anBdrücUichf dafs es 
gell alten worden sei „auf ihrer Kaiserl. Maiestät gnedigste Verordnung.* 
AA. III 6d S. 75 f Kgl. Staatsarch. Bresl. Das Folgende hauptsäch- 
lich nach Schickfufs III 281 flf. und Friedenberg i 6 ff. und nach 
den Protokollen des Bresl. Staatsarchivs. 

» Kgl. Staatsarch. Bresl. AA. IH 6d S. 395 d. d. Oppeln 7. April 
1566. Ebd. S. 7.", d. d. Breslau 20. April 1562. 

* Bresl. Stadtarch. Scheinig 9 a Nachtr. Nr. 117 d. d. 29. April 1607. 
^ „In Gottes, der Heiligsten DreTfaltigkeit, Ihre Römiseh-Kayer- 

licher auch zu Hungam und BÖhcimb Koniglidior Majcstet als obristen 
Hertxogs von Schlesien, lero ffi!vHirhen Gnaden des Erlauchten H#'rm 
Präsidis und der sämktlicheu anwoseuden Hoch- und Wohlansehnlichcn 
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(öffnet, das Protokoll der vorhergehenden Sitzung vom Ober- 
amtskanzler verlesen und vom Oberhauptm rinne genehmigt, 
sodann die Vereidigung derjenigen Beisitzer von^enomraen, 
welche zum ersten Male als Mitglieder fungierten; darauf 
wiu*de die vollzogene Hegung bei geöfi'neter Tliiu* dreimal 
ausgerufen, und es konnten nunmehr etwa vorhandene Par- 
teien vortreten und ihre Klagen nach der Reihenfolge der 
vorher erwirkten Citationen vorbringen. Fand sich keine 
Partei, oder waren die erschienenen Parteien abgefertigt, so 
wurde das finde eben&lU dreimal an der geflffiieten Thflr 
anagerufen ; wenn anch dann niemand mebr erschien, so wurde 
das Gericht vom Oberhanptmanne für geschlossen erklArt 

Citationen mufsten seitens des Klägers ein Vierteljahr 
vor dem Termine, auf welchem der betreffende Procefs ▼er- 
handelt werden sollte, beim Oberhauptmanne ausgebracht wer- 
den. Die Ladung galt wie beim Reichskammei^ericht fUr die 
ganse Sache, nicht nur für den einzelnen Termin, wiewohl es 
in das Belieben des Oberhauptrnanns gestellt war, auch 
Ladungen zu den einzelnen Rechts tagen ausgehen zu lassen. 
Oft wurde, wenn ein Procefs vertagt wurde, ausdrücklich be- 
merkt, dafs sich die Parteien ohne besondere Citation auf 
d«'m nächsten liechtstage einstellen sollten*. Wurde die 
Ladung nicht rechtz<*itig ausüreliiMxht, so wurde der Kläger 
abgewiesen, und es stand iluii aiiheim, nach Erstattung der 
Kosten eine neue Citation zur richtigen Zeit zu beantragen. 
Später wurde bestimmt, dafs Schriftstttcke, deren sich die 
Parteien vor dem Oberrechte bedienen wollten, adit Tage vor 
don Termine, für welchen sie bestimmt waren, beim Ober- 
amte einzureichen seien'. Die Parteien konnten ihre Sachen 
mflndlich und schriftlich, persönlich oder durch einen An- 
walt, — als solcher konnte mit Einwilligung des Oberrechts 
auch ein Rechtssitzer auftreten, der dann auf die Session ver- 
ziehten muTste, — vorbringen; auch war ihnen die Replik 
und Dui)lik gestattet, nur daf^ in drei Recht^^t^^2:e^ ihre Er- 
örterunjrcn beendigt nein mulsten. Straf bestimmungen für 
absichtliche Verschleppungsversuche existierten nicht; die 
Korrektur dagegen ward in das Ermessen des Oberhauptraanns 
gestellt. Während die Vernehtnuiig der Parteien, die Zeugen- 
und Beweisführung vor dem Plenum d(»s ( )berrechte;> statt- 
fand, erfolgten die Beratung und die Beschlufsfassung dadurch, 
dafs die Rechtssitzer auf die Proposition des Oberhauptmanns, 



Herren Assei^Mnim und Abgesandten Nahmen.^ Über die Bedeutung 
des Hegungsaktcs vgl. Planck, Das deutsche GMchtsverftihreii im 
Mittelalter I 130 ff. Braunschweig 1^79. 

1 Vgl. z. B. das Protokoll von Michaelis 15Ö6, Kgl. Staatsarch. 
Bresl. AA. III 6e S. 503 ff. 

* Durch Resolution des Oberamtes d. d. d. Nov. 1676 bei Fried en- 
berg I U. 

14» 
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(1er ihnen die entsprochenden Punkte zur Entschhefsung 
(];iniher vorlegte, in der (tlipn erörterten Weise votierten, in- 
dem die Fürsten mit den Freiherren, die Landschaften der 
Erbfürstentünier und die Städte zu drei gesonderten Kollegien 
zusammentraten, welehe im ganzen vier Stimmen abgaben ^ 
Diese wurden gesHiiuiielt durch den Oberhauptniann, welcher 
das fünfte, das sogenannte votum conclusivum, besaJfe, durck 
welches die abgegi benen Stinunen eu einem ^Absehlede*^ ▼e^ 
einigt wurden » der im Namen des Oberhiiaptmanns nnd der 
Rechtssiteer einging*. Wenn ein Belehrungsarteil eingeholt 
wurde, so wurae es, falls es dem Gerichtshofe genehm war, 
ebenfalls in gehegter Sitzung publiciert und galt als [Jrteü 
des Oberrechtes selbst^. Die Verkündigung des Abschiedes, 
der ja auch ein Urteil enthalten konnte, geschah, wie es scheint» 
durch den Oberhauptmann vor dem Plenum, worauf die Par- 
teien eine etwaige Prntestation, Provokation oder Appellation 
einigten. Schon der Vorschritt des Landesprivileffs zufolge 
galt das Urteil iU)rigens als den betreffenden liechtshandel 
definitiv abschliefsend , und es mufste ihm seitens des Ver- 
urteilten binnen zwei Monaten Folge geleistet werden. Ge« 
schah dies nicht, so war es die Pflicht des Oberliauptniainui, 
wenn der Widerspenstige bei seinem Widerstände beharrte, 
auf dem Wege der Gewalt das Urteil mit Hlllfe einer tob 
den Fürsten und Ständen gestellten Exekutionsmacht nach 
einem bestimmten Anschlage, welchen das Oberamt ansufertigea 
hatte, BU endlicher Vollsti^eckung bu bringen ; die Kosten der 
Exekution wurden auf die FUrsten und Stftnde eben&Us auf 
Ausschreiben des Oberhau ptroanns hin repartiert*. Die er* 
forderlichen Schreibgesc hätte wurden von der Fürstentums- 
kanalei des jeweiligen Oberhauptmanns besorgt, welche dafiir 
von den Parteien Gebühren nach einer festen Taxe beanspruchen 
durfte. Bei ihr mufsten alle auf die Oberrechtsprocesse be- 
züglichen Schriftstücke eingereicht, sowie die Kesten und alle 
anderen mit dem < )l)errechte in Verbindung stehenden Geld- 
zahlungen entrichtet werden*, 

C. Inappellabilititt Verfall des Oberrechtes. 

Conventus publicus. 

N'uli ein Punkt ist hier zu behandeln, ob es nämlich 
gegen die Sentenzen des Ober- und Fur.^tenrechte4S ein Mittel 
der Berufung gab. Das Landesprivileg von 1498 bestimmte, 

ff 

* S. oben S. 2<»7. 

» AA. m öd 8. 75 f. 

« AA. ni 6b a 528 (d. a. 1560). 

♦ AA. III r.b S. 8 ff. und 30 (1551). 

" AA. lU 6 b 8. Ul (d. a. 1557) und AA. III 6d S. 38 (d. s. 156U 
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dafs es bei dem Spiniclie des Oberrechtes sein Bewenden 
haben, und dafs das Urteil binnen zwei Monaten vollstreckt 
werden solle; als nun späteriiin, wonibi r noch zu handeln «ein 
wird, das Princip der Appellation seitens des Kaisers den 
schlesisciien Gerichten ji^egenubir in Anwendung ^'r']>raclit 
wurde, konnte man den angeführten Artikel des Ireiheits- 
briefes dermai^eii interpretieren, alö ob durch ihn, wenn auch 
nicht direkt, so docli indirekt die Inappeliabiliüit des Ober- 
rechtes ausgesprochen sei , — eine Auslegung , die sich offen- 
bar gans im Sinne derjenigen hielt» welche ihrerzeit das Pri- 
TÜeg ervrarkt hatten. Nun existieren aber aus der zweiten 
Hälfte des sechsaeluiteii Jahrhunderts mehrere Urteile den 
1548 von Ferdinand 1. in Prag errichteten Appellations* 
kammer zu Prag in Processen , welche ursprünglich vor dem 
Oberrechte schwebten und von da an den Prager Appellhof 
gelangt waren ^ Es entsteht daher die Frage, ob diese Ur* 
teile von der Prager Appellationskammer auf Grund einer 
an sie gelangten Berufung seitens rinor Partei gegen einen 
K^jJ^uc'h des Oberrechtes geiUUt wurden , oder ob sie von 
den i^berrechtsitzern selbst eingeholt, ob sie also blofse Be« 
lelirungsurteile waren. Dals bei einer Anzahl von ihnen das 
letztere der Fall ist, kann nicht bezweifelt werden'. Anderer- 



^ In deB Akten habe ich folgende Fälle der oben angemerkten 
Art gefanden: MM -teht «-in Procefs zwischen dem Könige und den 
Herzögen von Müristerbor^ ln'iin Prager Apjx llhofe „zum versprccheii- 
(AA. Eli 6b S. öl); auf der Tagesordnung von Mich. 1506 steht die 
Publikation zweier Urteile der Prager Appellationskammer (AA. II 12sX 
auf der für Jubilate looS «'In Beiurtr-il in oinem Pnn f-<<p <Un- Herzöge 
von Münsterberg gegen den Kurfürsten von I3r}ind«;nbiii ^ um Krosspn 
und ZölUchau (AA. III öb S. aö9). 1560 schwebt eine „i'rage" des 
Oberrechtes bei der Appellkammer (ebd. S. 528), 1563 kommt vor ein 
Anpollationsurteil in Rachen der ffrrzfigr* von Münsterberg und der 
Äbtissin von Trebnitz (AA. III 6d b. lOÜ), 15t>3 in Sachen Zedlitz i!ontra 
Maizalin, Freiherru auf Wartenberg (ebd. S. 126). 1565 befindet sich 
ein Proeeb der Stadt Naroslau gegen die Herzöge von Münsterber^- 
OeU in Prag „zum vers))rechen" («^jd. S. IWG), In welchem das Urteil 
dann d. d. Frag 29. Okt. ausging (ebd. S. 'MV)i Weiten' Urteile 

deii Prager Appell hofes erfolgten 15GG ni Sachen Zedlitz, l oiitra Malzahn 
(ibd. S. 996), 1566 in Sachen Barschnitz contra Herzöge von Münster- 
berg (ebd. S. 451) und 1583 in Sachen Wartenbefg-Medsibor (AA. Ul 
6e 8. 178). 

* Zu verschiedenen Malen ist es ausdrücklich erwähnt: vgl. die 
Belegstellen in der vorigen Anmerkung. Auch wenn wir sehen, dafs 
die Kosten eines Urteil« der Prager Ap|)elIjition nicht von den Parteien, 
siondem von den Fürsten und Svfjinden nach einer vom Oberhauptmanue 
auisgeschriebenen Aulaije getragen w<*rden, so habeu wir es sicher mit 
einem Bdehrungsurteife zu thnn. So beschwert sich einmal Herzog 
Georg von Krieg beim nliorhi iijitni tnn durüber, „dafz die recht ader 
bey*«itzer und nicht die part du.s urthelgelt, welches auf eine grofze 
suuima und anzahl gerichtet wirt, selber geben und erlegen sollen." 
AA. lU 6d S. 813 (d. d. Brieg 9. Juli 1565). Ebd. <S. 336 d. d Hrcslau 
13» Okt 1565) werden erwfthnt „zwey conftignationes, was an der anläge 
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seitä aber bteht es auch fest, dafs der König die Forderung 
stellte, dafs der Kechtszug vom Ober- und Fürstenrechte auf 
die Prager Appellationäkanimer .itatthabtin bolle, und wenn 
das Interesse ues einzelnen in Frage kam, so ist es mehr als 
wahrsclieinlichy dafs, wenn ihm ein Weg geboten ward, gegen 
ein für ihn ungünstigeB Urteil des Oberrechtes noch an eine 
hdhere Instanz sich zu wenden, er wenig darnach fragte, ob er 
dadurch das Gesamtinteresse der schlesischen Stftnde sdikdigte ; 
angenommen jedenÜEdls wurde seine Berufung zu Prag sehr 
gern ^. Dafs der König femer für den Fall , dafs er selbst 
als Partei vor dem Oberrechte auftrat und dabei unterlag, 
aus Rücksicht auf die schlesischen Stände den Zug auf seine 
eigene Appellationnkamnier unterlassen würde, war gänzlich 
aiist^cF^chlossen. E.s scheint daher, wenn wir selbst die oben 
angeführten Urteile des Prager Appeihofes in ihrer Ges.'imt- 
heit als Belehruugsurteile betrachten wollten -, dafs die Furöteu 
und Stände es vorzogen, ein Urteil aus Prag selbst eiuzu- 
liolen, um einem etwaigen Rechtszuge des Verurteilten, durch 
welchen ein den Pi ivilegieu des Landes nacli teiliger Konflikt 
entstehen könnte, von vornherein vorzubeugen. Denn da 
für denjenigen, welcher das Rechtsmittel der Appellation er- 
griff , die Beibringung neuen Materials , welches nicht schon 
der niederen Instanz vorgelegen hatte, verboten war, so ist 
es klar, dafs ein vom Oberrechte nach Scblufs der Beweis- 
aufnahme eingeholtes Belehrungsurteil ebenso lauten mufste 
wie ein wirkliches Appellationsurteil , welches der Appellant 
auf dem Wege des Instanzenznges provozieren wUrde*. Auf 

zue Verschickung der aeten j_8C. an die Prager Appciiationäkaiiiiiier] 
zwiHchcii der Kaiserlieheii Majest, und Marggraven George Friedrichen 
nie Brandenburg (im Bergwerksprozesse) ciukonunen und was vestiret.* 

* Selion l.vV) sahen -irh din Ff hen Stande zti folf^endem 
Proteste veranlafst: „Has aber die appellation von der fursten und 
ßtende gerichton j<ondcrlich aber von dem kimiglicheii obergerichte in 
Slesien Td. h. dein Ober- und Fürstenrechte] an me appdlstion aaf kdn. 
sehlrifz I rag gehen sölt, dasselbe ist nicht allein iliren wohlerworbenen 
habenden Privilegien entkegcn und zuwider, »ie kr.nden und möchten 
Auch solches nicht willigen und eixigehen . . . Hirumb so thueu die 
herren fursten und etende ireR. K. liL in un< Ii rtlienigisterdenmt bitten, 
dieweil in der rron Reheim, Margprafthuinb Mechern und andern 
laudeni die appellation von den obergerichten nicht vorstattet, das ihre 
R. K. M. die Verkleinerung dem löblichen fürstenstand und 8o viel 
ehrlicher guetherziger herren und ander gueter lent diser Ober- and 
Niederschlesischen tiirtenthumber nicht geschehen und aufthuen lassen 
wolt, wie sich denn solches unzweiteniich bei ihrer R. K M. aller- 
genedigist vortrösten." Ffirstentag vom Juni 1556. Breal. Stadtarch. 
A. P. IV Ms. 165 fol. 112 f. DsrauB geht mit Bestimmtheit hervor, 
dafs Versuche, den Reeht^zug vom Oberrechte auf die Prager 
Appellationskammer herzustellen, in der That gemacht worden sind. 

* Wie aus den Protokollen hervoM^eht, kommen Präger Belehruugs- 
urteile so ziemlich bei allen in jener &it vor dem schlesischen Ffiisten- 
gerichte schwebenden Prozessen vor. 

* So schreibt z, B. 1573 der kaiserliche Hofsekret&r Walthera- 
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dieie Weise schnitt das Oberrecht den Parteien van vorn- 
berein die Möglichkeit ab, im Falle des Unterliegens durch 

den Zng an das höhere Gericht einen anderen Spruch sa 
erlangen; zugleich galt das von den Rechtssitzem selbst ein- 
geholte Urteil, wie alle Belehrungsurteile, nicht als ein Aus- 
spruch des belehrenden Gerichtes, hier also der Prager 
Appellationskanimer, sondern des ordentliclien Gerichtes, hier 
also des Oberrechtes, welches auf diese Weise sich davor 
schützte, seine Inappellahilitilt in Frage stellen zu lassen. Zu 
diesem letzteren Zwecke nahmen die Fürsten und Stände 
sogar die Kosten des Verfahrens auf sich ^ Koch auö dem 
Anfange des siebzehnten Jahrhunderts ist uns ein Fall ttber- 
Ueferty welcher dayon zeugt, dafs die InappeUabilität des 
Gerichtes kanesw^ gesichert war, und dafs es hauptsächlich 
auf den guten Willen der Parteien ankam, wenn sie sich bei 
seinem Spruche definitiv beruhigten. Als Michaelis 1604 das 
Oberrecht ein fUr den Burggrafen Abraham von Dohna, den 
damaligen Inhaber der freien Standesherrschaft Wartenberg, 
ungünstiges Urteil füllte, wollte dieser Berufung einlegen und 
bat den Vorschriften iXhw die Appellationsfonnalitäten gemäfs 



borg den Olmützern, sie miu liton sieh lieber vom Präger AppelUiofe 
als von den HreslaiuM- Schöffon I^ loliruncron" rinhol»'!i , da dieselben 
sodann auch „bei mehret Reputation crlialtiMi' würden, indem die 
Appellationkammer über die eventuelle Appellation nicht anders ab- 

ä>r«eheii würde als in der snyor vor^elegcnen „Belehningssache.* 
mil Ott, Beiträge znr Rezeptlonsp^schiohfe des römisch-kanonischen 
Prozesses in den böhmischen Ländern S. 219 iF. Leipzig 1879. 

» Vgl. oben S. 213 Anm. 2. Dafs die Stände in der That eine 
denufüge Politik verfolgten, erhellt aus folgendem Umstände. Herzog 
Georg von Brieg hatte in die Anlage für das Urtellsgcld im Berg- 
werksprocesse nicht gewilligt und mit der Erlegung seines Anteils ge- 
xOeert; darauf empfing er ein „hartes schreiben" vom Oberamte, auf 
wttdies hin er seine Quote einsandte und bemerkte, er wolle j^Buch 
nicht gerne ursach geben, dafs dem gemeinen Landes privilegjo zu 
nahend gegangen werde, auch nicht dem oberrechten." Wie war es 
nan möglich, dafs der Herzog, indem er seinen Anteil zum Urteils- 
scide mr die Präger AppelTkammer nicht sahlte. ^Ursache geben 
lomite. dafs dem ffemeinen Landenprivileg und dem Oberrecliten zu 
nahe gegangen würde?" Einzig und allein eben dadurch, dafs, falls 
diese Anlage von den Ständen verweigert wurde und so nicht von 
vornherein ein Urteil der Prager Appeuationskammer seitens des Olier- 
rechtes selbst eingeholt werden konnte, zu befürchten stand, dafs der 
durch den Sprncii des Oberrechtes Verurteilte hinterher seinerseits an 
die Appellationskammer auf dem Wege der Berufung sich wandte, 
und dats somit die Präger AppcUkammer in die Lafe versetzt wurde, 
als wirklicher Appellationshof. als übergeordnete Instanz dem Ober- 
rechte gegenüber zu fungieren. Ein blofses Belehrungsurteil konnte 
ja auch von einem gleichberechtigten frerichte eingeholt werden; da- 
dnrdl, dafs da« ObernH-ht ein iJelehrungsurteil einholte, vergab es 
winem vermeintlichen Hechte der InappeUabilität nicht das (Isringste 
und schnitt zugleich faktisch der unterlie^'enden Partei die Beruntng 
nach Prag ab. — die einzige Art und Weise, auf die es sein Privileg 
IQ wthren vermochte. 
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das Oberrecht um die nötigen „apostolos". Daraufliin er- 
suchte (las Oberrecht den Burggraten, er möge doch „aLs ein 
vornehmer Stand von der AppeHatioi] absehen und das Privi 
iegium defendiereu helfen"*. Später i^^evvann die Auslegung, 
welche die Stände dem in Frage kommenden Artikel ihre«» 
g'rofsen Freiheitsbriefes gaben, die Oberhand*; ein ErlaCs des 
Kaisers stellte zum Ende desj 17. Jahrliumiertö ^ fest, dafs es 
vom Spruche des Oberrechtes weder Appellation noch Supph- 
kation noch irgend welches andere Remediiim Suspensivam 
aut Devolutirum gebe. Bei dem kümmerlichen Dasein aber, 
welches das Oberrecht in jener Zeit fristete , hatte dieses 
Ezemtionsprivtleg nur wenig zu besagen, zumal da der 
Herrscher in jener Periode seiner absoluten Machtvollkommen- 
heit im gegebenen Falle über derartige Beschränkungen sich 
hinwegzusetzen pflegtet 

Aus den bisherigen Ausführungen geht zur Genüge her- 
vor, dafs dem Ober- und Fürstenrechte seit der Mitte des 
16. Jahrhunderts nur noch geringe Bedeutung für das Reclits- 
leben im Lande Schh^sien beizumessen ist. Seit 1570 sind 
die Protokolle des Oberrechtes vollständig erhalt*!!; wir 
können daher von diesem Jahre an eine Statistik über die 
Häufigkeit der Sitzungen aufstellen. 1570 fielen beide Keehts- 
tage aus, 1572 der von Michaelis (wegen der Pest), 1574 der 
von Jubilate; yon Jubilate 1575 bis 1582 fand angeblich 
„wegen Mangels an Sachen** keine einzige Session statt 
Vermutlich erkaltete allmAhlich das Interesse der Stilnde, da 
die Teilnahme besonders für die entfernt wohnenden mit be- 
deutenden Kosten ve^nüpft war, und weil die Opfer in keinem 
Verhältnisse zu dem realen Werte des Privilegiums standen. 
Erst 1582 machte man, wie man ja überhaupt an den alt- 
• helgebrachten Freiheiten und Gebriluchen, wenn sie auch 
zur Zeit nur noch wenig zu bedeuten hatten, mit greiser 



1 Kgl. Staatsarch. Bre»!. AA. II IIa. Vermutlich stand Dohna 

auf dicj-c Voratellun^ din* Obeirochtssitzer hin von der Appellation ab» 
da wir in den Protokollen nichts mehr von der Sache hören. 

* Schon Schickfufa erläutert den betrutfenden Artikel dureli die 
Bemerkung, dafs das Urteil des Obenechtes ^eine sententia defiuitiva 
sei, von welcher kiMiio appellatiou bey verlust der ^^;l^hl n jemals ver- 
fitattet wt rden" (III 283). Inwieweit dioso Auslegung schon zu seiner 
Zeit von der Krone anerkannt wurde, inufs dahingestellt bleiben; doch 
darf man annehmen, dafs er in . «meiner Ei<i:;eiis(-haft als küni^Hcher Kammer- 
liskal um die damalige Praxis der Krone Hrselieid wuTste. 

■ d. d. 27. Mai 16öl bei i^'riedcnberg 8. 14 und (Seidei) 
S. 24f. 

* So suspendierte der Kaiser im Anfange des 18. Jahrh. die 
Vollstroi'knnj; <>ines L'^L^fMi Dohna auf Wartenbere ergangenen Ober- 
rechtasp ruehes, zog die Sache zuerst nach Wien und verAvies f^ic daaauf 
wiederum au das Oberrecht, — > ein Heweie, wie willkürlich der Kaiser 
mit den ständischen Privilegien verfuhr. Seidel, Observationes s. s. 
O. 8. 25. 
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Zlhigkeit hing, einen Versttch, der Institution ein neues, 
künstliches Leben einzuflößen; damit „dieses köstliche Privi- 
legium und Kleinot des Landet»*^ nicht in Verfall gerate^ 
sehrieb der Oberhauptmann nach siebenjähriger Pause 
wiederum einen Oberrechtstag aufMicliaelis 1582 aus, und in 
der That stellten sich aufser dem Bischöfe als dein Ober- 
hauptmaiuu; die Herzösre von Briec: und Münsterberg, sowie 
die Inhaber der freien Standes herrschaften Trachenberg, 
Militsch und Wartenberg persönlich ein. Freilich bUelxni 
auch viele Mitglieder aus; so die Färbten von Jiigerndori und 
Liegnitz, die Laiuibcliatten von Truppau, Oppeln-Ratibor und 
Schweidnitz- Jauer, endlich die gesamte StÄatekurie. Die Ab- 
wesenden wurden ernstlich enuahnt, von jetzt ab regelmäüsig 
an den Sitzungen teilzunehmen; bestlglich der Sessionspflicht 
der Stitnde von Troppiu und der Landschaft von Schweidnitz- 
Jauer wurde die Untersuchung von neuem aufgenommen* 
Das Schlimme war nur, dafs keine Parteien sich eingefunden 
hatten; zur Verhandlung kam daher nur der Rangstreit 
zwischen den Gesandten der Freiherren und der Erbftlrsten- 
tUmer, desgleichen eine Beschwerde der ersten Kurie, dafs 
♦^Inifrp Rechtssitzer des Ritter.schattskollegium.s nicht in den 
Furstentiiraern , als deren Vertreter sie erschienen waren, 
rittermärsig ansUbsii^- seien. Das nächste Oberrecht, Jubilate 
158i5, war fast volisLciiidig besetzt, indem aufser Troppau 
und der Schweidnitz - Jauer.^clieu Landschaft nur die Land- 
schaft von Oppeln-Katibor fehlte; es trat aber nur eine einzige 
i'iiriei vor, deren Klage bereits einer kaiserlichen Kunmiisöion 
zur Verhandlung Ubergeben war, die auch nicht einmal eine 
Oitation ausgebracht hatte» wdehe demnach abgewiesen werden 
mulste. Wir kdnnen auf diese Einzelheiten hier nicht weiter 
eingehen; aus dem Gesagten erhellt, dafs das Oben*echt für 
das Land Schlesien weniger „ein köstliches Privilegium und 
Kleinot* als vielmehr ein sehr kostspieliger Luxusgegenstand 
war. In der Folgezeit lassen sich Oberrechtssitzungen als 
ausgefallen nachweisen: 1585 Juhilate und Michaelis, 1586 
Jubilate, 1587 Michaelis, 1588 beide Rechtstage, desgleichen 
1594, 159(5 der eine von beiden, 1597 wied^M- beide u. s. w. 
Sehr häutig, wenn das Oberrecht auch wirklich abgehalten 
wurde, stand nichts oder nur eine Anfbietung auf der Tages- 
ordnung; die Anzahl der Processe, welche in der zweiten 
Hälfte des 16. Jahrhundfrts vor diesem Forum geführt wur- 
den, ist eine äulserst «geringe; die Urteile wurden fast durch- 
gängig in Pi'ag geholt. Ein einzigt-r Procefs bchleppte öich 
Meist lange Jahre durch viele Sitzungen hindurch, ehe er er- 
ledigt wurde. In seiner am meisten verkümmerten Gestalt 
tritt uns das Ober- und Fürstenrecht fi*eilich im 17. und 18. 
Jahrhundert entgegen, als ihm lediglich noch die Kompe- 
tenz in Processen gebtthrte^ in denen Ansprüche auf ein Herzog" 
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tum üdex' eine freie Standeshcrr^chaft als solche erhoben wur- 
den. Es ist uns bezeugt, dafs in jeiur Zeit die Thätigkeit 
des Oberrcclites fast nur noch bei Gelegenheit von Aufbie- 
tungen sich äulserte, und dafs diese letzteren, da sie vier- 
mal erfolgen mufsten, wegen des häufigen Ausfalls der Sitz- 
\uigen oft lange Jahre sich hinzogen ^ Einem derartigen 
Gerichtshofe konnte der Kaiser ganz unbesorgt, ohne fürchten 
XU brauchen, dafs ihm dadurch ein Abbrach an seiner Omni- 
potenz geschehe, das Privileg der Exemtion von AppeUation 
und Sluj^ ilikation erteilen; dennProcesse kamen dasekbet fast 
gar nicht mehr vor, und falls wirklich einmal eine Sache da- 
selbst zur Verhandlung gelangte, so kümmerte sich der Kaiser, 
wenn eine der beiden Parteien bei ihm Uber den Spruch des 
Oberrechtes sich beschwerte, wenn es ihm gerade pafste, aehr 
wenig um das von ihm erteilte Privileg. 

Unter diesen Umstrindeii ist es sehr einleuchtend , dafs 
man die Kosten, welche den i^'ürsten und Ständen aus der 
Beschickung des Oberrechtes erwuchsen, doch nicht ganz um- 
sonst aufgewendet haben wollte; da ja die Organisation des 
Oberrechtes im allgemeinen der der FUrstent^e ent>})rach, 
80 begann man jetzt den Umstand, dafs bei Gelegenheit der 
Rechtssitzungen die Fürsten und Stände persönlich oder durch 
ihre Abgesandten verti-eten waren, behufs Entlastung der all- 
gemeinen Landtage dazu zu benutzen, minder wichtige oder 
sehr dringende Landessachen hier zu verhandeln; so Besetzung 
der Landesämter', Ausschreibung kleinerer Anlagen*, Beetim- 
mangen Uber Eintreibung der Steuerreste und deren Exeku- 
tionsmodus^ Steuer** und Zollsachen*, Malsregeln betreib 



* (Seidel) Observationes a. a. O. 

■ Auf dem Oberrccht'<tÄge von Michaelis 1589 wird A'erlisaddt 
nbor <liV Xenboaetzuiig der Zahlmei.strr-f dli' : da die Anzahl der vpr- 
sammelteu Stände eine »Wzu geringe ibt, go wird die Sache n-mittiert 
bis siiin nächsten Fürstentage, — ein Beweis, dafs deiartiee Angelegen» 
heiten, wie Besetzung der Landesämter, eigsntlicb zur Kompetenx der 
Ffirsteutage gehörten. AA. II 12 f. 

^ Jubiiatc 1562 steht auf der Tai^esordnung eine Beratung über 
die Anlage der Zehmng auf das polnische Kommissariat. AA. III 
6d S. 75. 

* Oberarat^publikatioi] Ii > nb- rreclitsbcsclilusses betreffs dorStou«'r 
reste und des modus exeeutionis bei Erhebung derselben. Gedrucktes 
Patent des Kgl. Staatsarch. Brest, d. d. 9. Oktober 1604. 

^ Jtibilate 1561 ; AA. III 23a fol. 827. Auibahme der Steaenaitimg 
Michaelis l'.O^, Protokoll in AA. II IIa. 

* Zoll Sachen natürlich nur, insoweit sie unter die Kompetenz der 
StSnde fielen, also nnr die alten Geleitsgelder, nicht auch der 1556 neu 
errichtete kaiserliche Grenzzoll. So wird Jubilate 1587 auf ein Gesiwh 
der Brüder Suchodolszki um Zulapfiinp eine? nou(»ij /olles auf ihren 
Gutem, wofür sie die schlechten Wege ausbessern wollen, der Be* 
Bclilnra gefsfst, die lokalen VerhältniBae durch eine obeiuntUche Kom* 
miMion unterBUchen zu lassen. A. A. III 6e S. 5d9ff. Dareh die Be- 
stimmniig des privilegü WladiaUu war ja die Enrichtoiig neuer ZöUa 
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der Lanclpsdefension ^, Erlodigimg von Bescliwordcn und Ge- 
suchen- und andere Ang(^]p<!:enheiten allgemeiner Art^. Mit 
der Mitte des 10. Jahrliunderts kommt diVsn- Brauel! anf^; 
seit dem Ende desselben wird er zur Regel. Währt t)(1 hIkt 
anlange die Landessachen — wenigstens nach den Prot k »Uta 
zu urteilen — in j!^eheg"ter Sitzung gewöhnlich vor Zulii^sung 
der Parteien verhandelt wurden, wurde es später üblich, wie 
es auch schicklicher war, dafs diese Landessachen erst nach 
Beendigung der BechtsBitsung beraten wurden*. Es bürgerte 
ndi ihr diese Beratungen der Name „conyentus pablici** ein, 
und in ihnen lag die Hauptbedeutung der sogenannten Ober- 
rechtstage des 17. Jahrhunderts; sie schlössen sich entweder 
an die gehegte Rechtssitzung an oder, falls Rechtssachen nicht 
SU erledigen waren, so fanden sie alsbald statt, ohne dafs eine 
Grerichtssitzung erst eröffnet wurde; in sie zog sich zurück, 
was von stllndisehem Leben in jener Zeit noch vorhanden 
war^, und dessen gab es wahrlich nur noch yerschwindende 
Reste. 



(il. h. neuer thelont*a im Sinne des Mittelalters) abhängig gemacht von 
der Znstimninng der General stände. 

» Jubilate 1584: Protokoll in AA. II IIa. 

^ Besonders hiiufiL' kaninn vor Beschwrrdcn der Hrcslauer über 
neu errichtete Wegzüile, zumal in Böhmen, worauf dann die Ober- 
leehtesitzer gewöhnlich den Petenten eine „Vorschrift'' an den Kiüser 
und die obersten Landesoffiziorcr Böhmens bewilligten; so Michaelis 
1584 (Protokoll in AA. II Uas Michaelis 15S6 (AA. UI 6 e S. 503 C) und 
Jubilate 15b7 (ebd. 8. 539 ff.). 

* So Michaelis 1596 Zahlung der promnitswehen Reiter, Tneh- 
macher- und Leinweberhandlung; ProtoK(dl in AA. II IIa. Jubilate 
1587 bringt die Landschaft von Oppeln Katibor vor, dafs ein polnischer 
Adliger in ihrem Fürstentume sich ankauten wolle; da dies durch den 
Ffirmutagsbeschlnfs von 1576 verboten sei, so bitten sie tun Rat, wie 
»ie sich zu verhalten hätten, und empfangen den Bescheid, sich ent« 
weder direkt an den Kaiser zu wenden oder die Sache auf dem nächsten 
Fürstentage vorzubrineen. AA. III 6e 8. 539 ff. 

* Das erste mir bekannte Beispiel rftbrt her vom Oberreehtstage 
von Montag nach Jubilate 1>42, auf welchem eine Deklaration zu einem 
SteuerbescnluK.se des v()rh(>rgeh(!nden Füratentages erlassen wurde. Die-, 
selbe ist gedruckt bei Kries S. 94 f. 

* Vgl. Friedenberg a. a. 0. 8. 6ff. 

* Auf einem Fürstentage des Jahres 1684 „erinnerten und rekom- 
mandierten'* die Stände, dafs „die Deliberationes über die Land-Pro- 
{Kwitiones vorigen Conclusis gemäfs von halben zu halben Jahren zu 
Hehtigem Schlnfs bef5rdert und ausser denen Ibro Ksl. H. und den 
'^tituni Publicum concernirenden und keinen Verzug leydenden Ange- 
legenheiten son^^ten nichts extraordinarie deiiberirt und resolvirt werden 
möge.** Ebd. Ö. 9. 



« 



Drittes Kapitel. 
Die AppeUationsluiituiier zu Prag, 



1« Die kömgliche Gerichtsbarkeit im Mittelalter. Srweite- 
rungen dorsolbon imter Ferdinand I. vor 1648. 

• Wfthn»n<l der Versuch . in dem Ober- und 1^'ürstenreehte 
ein Centraigericht tür iSchieaieu zu öchaft'en, von den Ständen 
Bt'inen Ausgang nahm, knüpften anderweitige Ceutralisieruiigs- 
beötrebungen bezüglich der Rechtspflege zum Anfange der 
Keuzeit an die Person des Königs au. 

Schon im Mittelalter besafs der König eine auf ganz 
Schlesien sich erstreckende Gerichtsbarkeit , da er doch den 
achlesischen Fürsten gegenttber mindestens alle diejenigen 
Jurisdil^onsbefugnisse in Ansprach nehmen konnte, welche 
dem Lehnsherrn gegenttber seinen Vasallen gebührte In 
den ErbfttrstentUmem war er, da er hier die unmittelbare 
Hersogsgewalt innehatte, derTrtfger der Justiahoheit, insofern 
dieselbe nicht durch Privilegien seitens der alten piastischen 
Herzöge und seitens der Krone Böhmen selbst durchbrochen 
war. Nun hatte sich aber in den Erbfiirstentümem der 
Procefs der Auflösung der alten lierzogliclK-ii (Tcriehtsp^ewnlt 
am schnellsten vollzogen; niedere und obere Gerichtsbarkeit 
id)er die bäuerliche Bevölkerung waren in flie Hände der 
Orundherren geraten, und damit hatten aucii zugleich das 



Ende getunden. Nicht minder batten die Städte die Gerichts- 
gewalt in ihrem Bezirke erworben; der Appellationsgang auf 
den Herzog wurde hier bald verdrängt una gänzlich oeseitigt 
durch das Aufkommen der Konsultattonen bei den SchOfien 
einer anderen Stadt, also bei einem keineswegs übergeordneten, 
sondern ganz und gar gleichstehenden Forum, dem sogenannten 
Oberhofe. AVas nun endlich die Fürstentumscontral- und 
Adelsgerichte anbelangte, so wurde auch hier der Rechtssug 
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auf (V\(* Krone abgeschnitten. Bereits 1353 erhielten die 
Lanclftütnde von Schweidnitz- Jauer von Anna, der Gemahlin 
Karls IV. aus piastischeni Stamnn» bei Gelegenheit der von 
ilinen der Königin und ihren kiinttigen NachkiMinnon und 
Erben geleisteten Kventualhuhligung die Zusicherung, dai's sie 
und ihre Erben und Amtsleute jeden der Bewohner von 
SchweidnitE-Jauer, „er sey reich, edel oder arm*^, gegen den 
ne irgendwelche Ansprüche haben wttrden, „betheidigen und 
anreden an der Stadt und in dem gerichte, darinnen er gesessen 
ist und in keinerlej dingtage in anderen städten und aus- 
wendig seinem genchte bescheiden sollten"; wer immer aus 
diesen Landen einen Anspruch gegen einen andern habe, 
,der soll in vorbringen flir de^ landes recht, und wir oder 
unser amptleute und richter sollen denselben auswendig dem 
nbgemolton Laiuh» und Grenzen keinerley dingüige be- 
scheiden'' ^ Lag einmal in diesrii liestimnuingen ein^ Auf- 
hebung des herzoglichen Evokaiinnsrfchtes , so war terner 
auch in ihnen enthalten, da es ja verboten ward, einen Procefs 
über tlie Grenzen von Sehweidnitz-Jauer hinauszuziehen, ein 
Verzicht darauf, irgendwelche Appellationen aus den Fürsten- 
tümern anzunehmen, um ihre Erledigung dann irgend einem 
böhmischen Gerichte, z. B. dem königlichen Ilofgerichte, zu 
flhertragen. Durch ein Prlyileg Geoig Podiebrads wurde aus- 
drücklich angeordnet, dafs sowohl Kliger wie auch Beklagter 
Yon den Hofgerichten der einzelnen Weichbilder an da« 
Mannrecht ku Schweidnitz sich ziehen dtlrften, dafs Hof- 
gerichte wie Mannrecht in zweifelhaften Fällen das ZwOlfer- 
gericht, welches vierteljährlich tagen solle, konsultieren, und 
da£B von dem Belehrungsspruche dieser Zwölfer die Parteien 
sich weder fristen noch ziehen sollten; es wurde femer be- 
stimmt: „in der stKdte recht gehen die ziige als sie vf)r alters 
g^angen haben" ^; d. h. Spruehinstanzen fiir die Stadtgerichte 
bleiben die jeweiligen Oberliote. König Wladislatis endlieh 
setzte fest, dafs niemand aus dem Herren- und Kitter.stande 
auÄ den Fürstentümern Schweidnitz- Jauer „umb keinerley 
Ursache willen aufserhalb landes citiret oder zu ewigen Zeiten 
bey mancherley peen gefordert, geladen, gezogen werden und 
daraus zu gestehen schiddig und verpflicht sej^n solle", sondern 
alle Klagen gegen Einwohner dieser Gebiete sollten „vor 
ihren landesrechten sur Schweidnita und nirgendsanderswo 
geschehen und nach genügsamer vorbringung, verhörung, 
ahtfen, antwort, gegen und Widerreden durch obberurtes 
rechten geschwome rechtssitzer durch ihre urthel und er- 
kenntntüs versprochen und geendet werden, davon sich 
niemand vor uns, unsere erben, nachkommende Könige ssu 



» Schickfufs III 390, d. d. Schweidnitz 6. Juli 1358. 
• Ebd. S. 396, d. d. Jauer 20. Sept 1459. 
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Böheimb oder andere recht soll noch mag ziehen, appellirren 
oder berufen, sondern alle solche zii^^e. appellalionen ciU-v 1m»- 
beriifiingen , wie dieselbigen voi>;eiiomnieii oder gi'.s( lir)ien 
möchten, sollen jetzt alsdann und dann als jetzt kraftlos und 
abseyn und vor nichts gehalten werden**". Durch die^e^s 
Privileg waren Evokations- und Appellationsrecht des Königs 
gegenüber den Gerichten der Fürstentümer Schweidnitz- Jauer 
vollständig und endgültig beseitigt. Auch die anderen E«rb- 
fllrstentflmer erlangten ähnliclie Begnadigungen. So yersprach 
König WladiBlaus, dafa er von dem Mannrechte des FarBten- 
tums Breslau keinerlei Appellation entgegennehmen wolle*. 
Auch die Glogauer Landschaft hatte ein Privileg f^r ihr 
Mannrecht erwirkt, „dafs die vom Herrn- und Ritterstande 
Belbigen Furstenthumbes in gemeine, auch sondern pereonen 
nirgends als im furstenthumb Glogau vor dem kunigl. mann* 
recht gerichtsstand und rechtfertigung zu thuen und leiden 
schuldig, welchem mannrecht und der mann erkäntnUsz sich 
ihr R. Ks], M. sowol derselbigen hauptleute auch nielit alleine 
unterworteiK sondern was darinne erkant, derae zugeleben und 
nachzukomm rii verbunden, auch davon nicht appelliret werden 
solle"', tyo war die Appellation auf den König in den Erb- 
fürütenttimern überall angestellt, teils durch ausdrückliche 
Privilegien — 00 bezüglich der Adelscentral- und der Patri- 
monialgerichte — , teils durch Gewohnheitsrecht, so bezüglich 
der Stadtgerichte*. Dafs der K(^nig gegenüber den Geriäten 
in den piastischen FflrstentUmern ein Recht der Evokation 
oder der Appellation besessen und ausgeübt habe, ist nicht 
nachweisbar und auch nicht wahrscheinlich'; seine Oeriehta- 
gewalt diesen Teilen des Landes Schlesien gegenüber be- 
schränkte sich demnach auf die Jurisdiktion über die seiner 
Lehnshoheit unterworfenen Fürsten* und ein gewisses Auf* 

' Ebd. S. d. d. Rrr.sluu, ö. Aprü loU. 

* Brusl. Studtareh, H 4 c. 

• Aus einer Beachwcrdeschrift der Glogauer Landatandc, d. d. 
Tiopp^ni '3; Januar 1567, Kgl StiintHarch. AA. III 6d S. 

* Ktir die Städte and Schweidnitz* Jaut*r hatte die Krone aller- 
dingä diesen Zustand anerkannt und beiitätict. S. oben die Erörterung 
Über das Privileg (^eorg Podiebmda d. a. 1459. 

" S. Edin. Frank I , „Pp i n, quo Silesiac Ducatus srn m-hIo XIV. 
cum Rep^no Boheniiae fuerint eonjiineti, nexu feudali." Diss. Wratisl. d. 
a. 1865 S. 25 ff. (über den Eintiufs der Lehnsabhängigkeit von der Krone 
Böhmen auf die Gerichtsgewalt der Plasten). 

• Genau enntert ist der Inhalt der .1 m Hktionsbefugnisse de« 
Königs über die JlerziJge im 14. Jahrb. bei Franke 8. LS ff: Streitig- 
keiten zwischen den Fürsten selbst mufsten vor dem Könige aus- 

fetragen werden. Wenn niehtfurstliche Personen gegen einen Fürsten 
la^^'ten, so -war das Hofgericlit l.-sselben dn-^ zuständige Forum; zu 
einer derartigen Verhandlunfz; durfte <ler Konig' einen Delegierten ent- 
senden; falls nach dem Gutachten diebes letzteren ungerecht verfahren 
worden war, ao durfte der Kläger den Herzog vor das Gericht des 
Kl^nigs eitleren. Dazu kamen noch die ko» der Matnr des Lehnsbaades 
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sichtsreclit darüber, wio dieselben ihre eigene Gericht^ewalt 
in einzelnen Fällen handhabten. Daher fanden sich, als g^eu 
Ende des Mittelalters bei den recht- und friedlosen Zuständen 
im Lande das dringende Bedürfnis sich geltend machte, in 
die bisherige Autonomie der lokalen und territorialen Justiz- 
verwiiltiing einzugreifen, nur wenige Punkte, an welche eine 
etwaige Tendenz der Krone betreffs VeröUirkung ihrer Ge- 
richtsgewalt anknüpfen konnte. Es lag aber auch ein der- 
artiges Streben in jener Zeit der Krone noch sehr fem; die 
Flinten und Stttnde vielmehr ergriffen die InitiatiTei und ihre 
Bemfthungen wurden, wie wir sahen, mit Erfolg gekrOnt durch 
die anter königlicher Zustimmung erfolgende Organisation des 
Ober- und Fürstenrechtes, eines obersten ständischen Gerichts* 
hofes, welcher der Hauptsache nach in erster Instanz in 
Klagen gegen die Ftürsten und Oberatände sowie in Processen 
zwischen aer Krone und Schlesiem zuständig, der zugleich 
aber anch Forum war filr solche Fdlle, in denen Rcchtsver- 
wei;4:erung seitens der niederen Gericlito vnrlni^, der in Wahr- 
heit also, insoweit es nach den Anschauungen d(U' damaligen 
Zeit, insbesondere der sclilesischen Stttnde, möglich war, eine 
Centralötelle der Rechtspflege für ganz Schlesien creworden 
war. 80 schien es, als ob in dem Wettkampfe zwischen 
Krone und Stünden um die Herrschaft über das Staatsleben 
diese letzteren der ersteren auf dem Gebiete der Rechtspflege 
den Rang abgelaufai hätten, als ob der Gewinn der Centrali- 
sierung der Rechtopfl^e gans allein den Ständen anheim- 
gefallen und die Krone von der Einwirkung auf die Rechts- 
▼erwaltung in den einzelnen Territorien Schlesiens so gut wie 
ausgeschlossen wäre. 

Gleichwohl aber mufste es alsbald offenbar werden, dafa 
der Verauch der Stände, auf diese Weise die Rechtspflege in 
Schlesien zu reformieren und za centralisieren, in technischer 
Hinsicht nur wenig gelungen war. Wenn auch dem Kläger 
niciit direkt sein H^'cht y^rweipr^rt wurde - zur Abstellung 
▼on Rechtsverweigerungen und Rechts Verschleppungen war es 
gar nicht einmal nötig, einen besonderen Gerichtshof, wie das 
Oben echt, einzusetzen ; es genügte hierzu, wie es später auch 
geschah, eine schärfere Handhabung der administrativen 
Kontrolle über die einzelnen Partikulargerichte — , so stand 
SS doch bei der Schärfe der Sonderung des ländlichen von 
dem städtischen Rechtskreise , hei dem vielfach auftretenden 
O^nsatze zwischen den einzelnen Territorien und zwischen 
den einzelnen Grundherrschaflkenf in sehr vielen Fällen, wenn 
Angehörige der einen Sphäre von Mitgliedern einer anderen, 
feindlichen ihr Recht nehmen mufsten, sehr zu bcfinchten, 
dsfo der Kläger mit dem Urteile sich nicht zufriedengeben 

uud aus der Strafgowalt dm Königs sich ergebenden richterlichen Be- 
fugnisse desselben über die Herzöge. 



Digitized by Google 



224 



xm 1} 



konnte. Man Kuchte die tiefe Kluft, die auf dem Felde des 
Rechtslebens zwischen Stadt und Land sich öffnete, durch 
Herstellung von gemischten Schiedsgerichten, welche aus 
Rittern und Bürgern sich xusammensetsen sollten, xnerst ma 
verschiedenen einzelnen Orten, so s. B. besonders in Schweid- 
nitB-Jauer, alsdann durchgängig vermittelst der Fehderordnung 
von 1541 zu überbrücken; freilich waren diese Bemühungen 
ohne £rfolg. Nur ein Mittel gab es, welches hier helfen 
konnte: es mufste ein geordneter Rechtszug auf eine 
unparteiisch über allen Kreisen der Qeseilsehaft stehende^ 
höhere Instanz geschaffen werden, welche, die dem Urteile des 
Vordcrriclitcrs zu Grund»^ üef^ende Ansicht prüfend, seinen 
Spruch entweder bestäti^^te oder verbesserte. Dazu kam noch 
ein zweites: mir in verbaltnisiniUsig l?niiren Zwischenräumen 
traten viele Gericlite zu:>anini<'ii ; die Ptiichi de.s üeisitzes war 
vielen eine unanfrenehme unrl kostspielige Last, sodafs sie sich 
nur sehr unregelniüfsi^ einjand« n, dw Sitzungen nft ausfielen 
und die ProceiSise oft jahi ehiug verscideppt wurden Bei 
derartigen Milsständen kann es nicht Wunder nehmen, dafs 
bei den Parteien die Neigung sich geltend machte, überhaupt 
den ordentlichen Rechtsweg nicht erst su betreten, sondern 
die Vermittlung des Königs oder seiner Beamten, sumal des 
Oberhauptmanns, anzurufen ; galt doch auch jetst noch immer 
die Krone als die oberste Quelle alles Rechtes, wurde doch 
daher auch ihren ^Entscheidungen die stärkste Autoritilt bei« 
gemessen, das gröfste Vertrauen geschenkt^. 

So waren wirklich Bedürfnisse vorhanden, auf welche 
eine neue Politik der Krone bezüglich einer, ihrer eigenen 
Prärogative im Ciogensatze zu der st?tndischen Gewalt Vor- 
schub leist(Mi(len .lustizreform sich stiU/t n konnte. Ks war 
andererseits auch klar, dafs die Fürsten und Stünde iuer, wo 
eine Reorganisation nur unter Verletzung oder Aufhebung 
wohlerworbener und mit grofser Zähigkeit behaupteter Rechte 
einzelner rcröonen oder ganzer Korporationen sich vollziehen 
konnte, kaum die Initiative ergreifen konnten, da die ein- 
seinen, aus denen die Gesamtheit der schlesichon Stände sich 
susammensetzte, allzusehr an der Fortdauer der bestehenden 
Zustände interessiert waren. Auf die Zeit der tiefsten Er« 
niedrigung der königlichen Gewalt unter den Jagiellonen 
folgte alsbald, als mit Ferdinand L das Haus Habsbufg den 

' So ordnet Köni^ Matthias 1179 » Inf Heform des Broslanor 
Manngerichtes an, da dun Klagen ziii^egangen .seien, dafs die kgl. 
Mannen de« (Berichte« auf dem kgl. Hore nehr lll8§ig wftren, sowie dem 
Gebote nicht nachkämen , alle 14 Tage da-s G<»richt zn besitzen, auch 
die S^;v>h<ni oft jahrelang anschöben. Brest Stadtarch. d. d. Olmüts 
14. AuKUHt 147Ö. 

* YgL oben S. 167 f., femer StöUel, Gelehrtes RIchtertam 1 288; 
G. von Bclow, Die Xeuorganisiation der Verwaltung u. s. w« Histo- 
risehea Taachenbuch VI 6 HiO. Leipzig 
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liSbmischen Thron bestieg, eine schnelle, glänzende Erhebung. 
Noch 1528 gab der neue Herrscher jenem Landfrieden seine 
ZustimTnung, welcher den Einflufs der Stände auf die centrale 
Gestaltung der Rechtspflege nicht nur bestätigte, sondern 
auch erh?lhte; sowie sich aber seine Stellung erst hinlänglich 
gefestigt hatto, nahm er eine Politik auf, durch welche er 
.Schritt für i5cliritt das durch dir« Nachlttssigkeit seiner Vor- 
gänger verlorene Feld wied(Tet<>l»erte , und von der wir, 
insoweit sie sich gegen das Ober- und Fürstenrecht richtete, 
R'hon Kenntnis nahmen. 

Freilicli ging dies nicht ab ohne Kampf und ohne den 
heftigsten Widerstand seitens der Schlesien Schon wenige 
J«hie nach Ferdinands Thronbesteigung werden die ersten 
Kbgen laut; Breslaner Gtesandte erhatten 1534 von ihrem 
Rate die Weisung, beim Oberhauptmaime darauf zu dringen, 
dafs gewisse den Freiheiten des Landes und der Städte 
schädliche Gebräuche abgestellt wtlrden, „dieweil auch dieselb 
heschwerung itsunt geschwint ein\\ urzeln wil, das die erbsessen 
und underthane dieser land Ölesien durch ungegruenten « . . 
bericht der part vor die k. m. gezogen, aber auch comissariat 
und delegation angefangen und decidirot werden sollen wider 
die freili'^iten und hegnadungen obgedacht Kurze Zeit 
nachher tiudet sich nnter den stilndischen Gravamina folgender 
Passus: Zum leti.Ntf n ist der herrn fursteu und stände merg- 
liche boehwer, das sich :5onderlich personen wider eyner 
ydem stände eigene auch der ganzen gemajnen landes freiheit 
und Privilegien understehen , von den ordentlichen gerichten 
anoraentlicher weise an E. K. K. M. zu appellieren. Ist unser 
sUer underthenigiate bitt, dieweil solchs wider alle aide ge- 
breach und gewonhait, E. R. E. M. wollen eynen iden bey 
sejnem geordenten gericht dem alden gebrauch genedigist 
Torbleiben und dieselbigen unordentlich fürgenomen appelation 
genedigist eynes iden aigenen auch des ganzen gemaynen 
landes freiheiten nach abschaffen lassen". An einer andern 
Stelle desselben Schreibens heilst es insbesondere wegen der 
Kommissariate: „Zum sechsten begegen diesem armen lande 
vil eingriff und schmellerung an unsern gemaynen und sonder- 
privilegionen , als mit unordentliclier ladung gen 
IVhein, . . . desgleicb(Mi mit vilfeltigcn c(unnii^s;it iat"n und 
^••r<:laitung, damit die .»rdentlichen gericht undergetirucket'* ; 
die Fürsten und Stande bitten daher den König, er möge sie 
niit 80 vielfachen Kommissariaten „in Sachen, die ir ordentlich 
recht haben, verschonen" -. Die Antwort des Königs war 



' Bre.l Stadtarch. A, P. 1 M», 162 fol. 301-807 d. d. 

'^l .ianuiir LVi-l. 

* Gruvaininu tlcs Landes Schlesien (wohl d. a. 15:38). Bresl. Stadt- 
«cfa. A, P. II Ms. 163 fol. 414-419. 

Forachnngvii (55) Zill 1. — RAehfahl. 15 
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eine bescliwichtigendo, allcrding;s ziemlich nichtssagende: er 
sei gesinnt , die Schlesier bei ihren Freiheiten zu srlinty^ri 
„und was grund und Sachen, die do inen erbaip ntliumblich 
znstondie: b('tn ll'-n thut, bey iren ordentlichen Berichten vor- 
}»leiben zu lassen"*. Trotzdem mehrten sich die Versuche, 
die (ii richtsgewalt der Stände zu beschränken und die der 
Krone zu erweitern, indem Schlcöier ohne Kticksicht auf ihre 
ordentliche Instanz, selbst wenn als solche das OberrecLt in 
Betracht kam, nach Prag vorgeladen Warden', indem ferner 
immer neue Kommissariate vom Könige ausgingen, sodafe 
betreffs dieser letzteren schon 1543 der Generailandtag tu 
einem erneuten Proteste Bich gezwungen sah. Es ward darin 
auf die erst vor fünf Jahren erhol)ene Beschwerde hingewiesen, 
sowie darauf, dafs durch die königlichen Kommissariate „die 
ordentlichen gericht und geriehtsstellen verdruckt und des 
landes aussatzun^^'r^n, freihait und gerecht! kaiten in nachteil 
gezogen wurden" ; kein Ffir.st oder Stand kr)nne jetzt mehr i 
das Recht ordentlich verwalten. Sie inMchten den Koni;,' ' 
darauf" aiitinerksam . dafs bereits Einrichtun»<en bei ihnen Uc- 
stlinden, durch die es verhütet werden könne, dafs jrniandera 
sein Recht versagt würde; „und ob es gesch(»e", so fnhren sie 
fort, „das imands rechtlos gelassen ward, so wcrn nnd seind 
in dieses landes aussatzungen wegc begriffen, wo und an j 
welcher stell ein Ider zum rechten kommen soll und kan, 1- 
also endlich, das bey seiner k. m. nimands mit einichen grond 
mag angeben, er sey ein- oder auslendisch, reich ader ann, 
das ime das recht zn hohen ader nidem standen bei ordent- 
licher stell in diesem land vorschrenkt ader benomen sey"; 
sie Ahlten sehr wohl, dafs es sich bei diesem Kampfe um 
nichts anderes handele als dai-ura, wem von beiden, der 
Krone oder ihnen selbst, der niafsgebenflc Einfiufs auf die 
Oentralleitung der Rechtspflege, die höchste Gerichtsgewah 
fllr das gesamte Schlesien zufallen würde. Die Entgegnung 
des Königs war in einem sehr entschiedenen Ton»' srelialten: 
keineswegs könne man ihm den Vorwurf mac h n. liafs er 
irgend jemandem den Zugang zu seinem ordentlirln n ( ^^riclue 
versperrt habe; er hege vielmehr „in weinein königlichen 0*^- 
müthe" keinen andern Wunsch, als das Recht zu fordern und 
zu handhaben; „das wir aber je in Zeiten'', so heifst es weiter, , 
„commissariat geben und vorordnen, beschiht nicht in ander 
wege dann umb bericht des handels. Den es komen dermafxen 
unzalbar klagen und beschwerung für uns, das nicht umb- 
gangen kan werden, sondere commissani umb bericht m 
geben, Und wan uns derselbe zukombt, lassen wir einen yden 



« Ebd. fol. 420—428. 

3 So die Stadt Lihrenberg und (1540) die Hendge von Mfinster- 
berg-Oeb; s. o. S* 197 Anm. 2. 
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bei s(m"tip!i ordoiilichen rechten, wie lull ich, verbleiben, darzu 
dem pari zugut wegen vormeidung langweiligen procen, reclit- 
ferti?:>ing, vorgoblichs unkowten und crefarlichs Verzugs, wolclia 
dem ariiiut zu erschwingen und auszuharren fsc. nicht muglich]. 
Wol betten wir uns gegen etlichen vilmehr zu beschweren, 
wie 66 mit dem armen mann und fumemlich mit unsern erb* 
osdertaDen za seiten umbegangen, sein annut genomen, von 
hm and hof getriben, keines geburlichen rechtes bekommen 
mag und noch dazu, wil er anders seines leibes und lebens 
sicher sein, sich mit dem bettelbrode zun uns weg erlangung 
oosers kuniglichen glaites, welchs wir doch keinem anders 
dann vor gewalt zum rechten auch eine kleine schlechte zeit 
mieeteilen, eine weite reise begeben mufz . . . Das uns aber 
mit vorglnitung vor gcwalt ztim gebuHichen rechten die band 
gesperrt^t snlt sein, werden die fursten und stende an uns 
nicht muten, den solchs unser autoritet, regalieii und hochait 
anlangt" ^ Deutlicher und schärfer konnten die traurigen 
Zustände der schlesischen Rechtspflege, die egoistische Art 
und Weise, wie die Stände die ihnen zuBtehende Gerichts- 
gewalt ausübten, nicht gekennzeichnet werden. 

Mit dem vierten Jahrzehnte des sechszehnten Säkulums 
also nehmen die Bestrebungen der Krone, einen umfassenden 
und durchdringenden Einflufs auf das Rechtsleben in Schlesien 
Ett gewinnen, greifbare Gestalt an. Der Rechtsgrund^ auf dem 
die Politik des Königs fufst, wird von ihm selbst unzwei- 
deutig angegeben, indem er sagt: »den solchs unser autoritet, 
regalien und hochait anlangt**; es ist dies die der römischen 
Staats- und Rechlsansehauung entnommene Lehre von der 
Existenz unveräufserlicher und unantastbarer Staatshoheits- 
n^hte, deren Träger der Inhaber der Krone war. Oewifs lag 
darin p'm Bruch mit der bestehenden Keehtsordnung , zweifels- 
ohne war dies ein Eingriff in die durch Privilegien gescliützto 
KechtsRphäre der Stände; aber dieser Schritt war geboten 
nicht nur durch das eigen Interesse der Krone, falls dieselbe 
sich nicht ^ränzlich von jeder Einwirkung auf die Gestaltung 
des Rcchulebens in Schlesien ausgeschlossen wissen wollte, 
sondern auch durch das Bedürfnis des Landes, welches den 
festen Willen, eine geregelte, unparteiische Rechtspflege zur 
allgemeinen Zufriedenheit und zum öffentlichen Wohle wenn 
auch im Widerspruche mit den Vorrechten der alten autonomen 
Qewalten zu schaffen, nicht von der Gesamtheit dieser h^tzteren, 
nämlich den Generalständen, sondern einzig und allein Ton 
dem Königtume erwarten durfte. — 

Drei Rechte sind es vornehmlich, mit denen der König 
s^ne Justizhoheit ausstatten wollte, da» liecht, Appellationen 



' Tnstniktion der königlichen Landtagskommlsaaref d. d. Kfirnberg 
2d. Januar 1543. Ebd. fol. 300 £ 
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von flen schlesischen Gerichten entgegennehmen, lunlits- 
ütreitigkeiten der Parteien durch seine Kommissionen beilegen, 
das Geleit vor Gewalt zum Rechten erteilen zu dürfen, lu- 
dern der König einer Partei daB Qeleit gewährte, wollte er 
ihr die Möglichkeit geben, ein fremdes Juriadiktionsgebiet in 
welchem die streitige Sache zur Erledigang kommen flolltc^ 
frei und ungehindert zu betreten, ohne einer Veigewaltigang 
sich besorgen zu müssend Dadui*ch, dafs der König einen 
Procefs auf Ansuclien einer der Parteien vor seine Person 
zog, die Sachlage durch hierzu besonders delegierte Kom- 
.missare untersuchen, sich dann durch dieselben Bericht 
erstatton und — vermutlich durch die Kommissare oder 
wohl auch durdi die Räte der böfiTTii-^choii Ilorkaiizloi — 
einen Spruch t";ilk'n liefs . r]<T in seinem Xamen erging , «Ut 
aber üicher nur dann ( m lumg hatte, wenn er von beiden 
Parteien angenommen wurde, übte er eine aufserordenilit hf 
Schiedsgewalt in Fällen jeglicher Art aus. welche den Zweck 
verfolgte, da^ Procefsverfahren zu beschleunigen und weniger 
kostspielig zu gestalten ^. Es war klar, dafs für den Fall des 

' Ülx r den rechtlichen Charakter des Geleites spricht Fcrdinnnd 

am Musführliehsten in oitiem Briefe fin den Obcrhauptmarm C-l.it 
vor gewalt zum rechten wollen wir nicht anders gedeutet liab» n. aljs daü 
keinen derselben, so mit unserem geleit begäbet, einigrrlcy t^ewalt sol 
zugefQget werden; das sie aber hierdorch des rechtens befrejet, ist 
unser meinunp pnr nicht; des rechtens soll sicli iiiemundt tnifzem. und 
so eine solche gefreute per.son, die dem reelit zxi geben und zu nehmen 
mit nichten eximvrt sein soll, vor recht kombt, was ihm nur das recht 
zutheilet nnd auferleget, (las sol er geniefieen und entgelten, demsdben 
r'i(hkr»mmen. ^clolx^ii und folgen thnon: doeli dafz auch ^rleiehe vor- 
theii und recht gehalten werde und ergehe, niemant dartnit vorfahiet 
und verkürzt, und da ein gleich, p^öttlich urtbeil wieder einem solchen 
erginge nnd pönfellig « rkant, «lafz zu ihm solt gegriffen werden, boI 
ihn unser gehrit darfür niclit schützen, auch von ihnen nicht vor- 
gewant [sc werden], als würde gewalt wieder ihn fürgenommen: darzu 
so weistu, da« wir keinen vor schult geleitet oder noch des sinn es sem: 
alleine das niemand ^«>\v:nt / tip füget, und so sich defglaclien falle in 
Ober- und Nieder Schle.-ien 1. In n. in.iüsfu solche unsere dcclaration, 
wie wir solch gelait meinen und gehalten iiaben wollen , anzeigen/ 
D. d. Wien 20. August 1541 in Fabers Chronik, Kgl. und Univ.-Bibl. 
zu Breslau. Hp, Steinwehr I in fol. Nr. 53. 

* Vgl. oben die Erklärung: des Könifr?! J^^'s dem Jaiire 154*1 Oft 
hatte die kommissarische Untersuchung wohl aucii den Zweck, die Sach- 
lage feststellen zu lassen und das also gewonnene Material dem ordent- 
lidien Gerichte zu unterbreiten, welches, darauf fiifsend, den Procefs 
dann scbucller erledigen konnte .' B Kjr!. Staatsnnh. Bresl. AA. 
III 23a fol. 97 d. a. 1559 betreüs des Vrocetises zwischen Hans von 
Hühlbeim nnd der Stadt Nenmarkt tun das Schroiamt). NatürMch hatte 
eine solche Untersuchung der Sachlu^, da sie unter königUcher Auto* 
rität erfol^rtc . oltnp:koitriehen CharaKter nnd wnr trlr^if lisam eine Vor- 
untersuchung zur Beschleunigung den Procefsvertuhretis. In einem 
Schreiben vom Jahr^ 1564 (ebd. AA. III 6d S. 282) trügt denn auch dieses 
Verfahren die Bezeichnung „per viam extraordinariam procedendum.* 
Ganz klar abor wird der Cnarakter dieses aiifsfrordentlichen Verfaitrenf* 
durch eine kaiserliche Resolution (übermittelt vom Oberhauptmaun, d. 
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Überfasndnehmens solcher Kommissariate die Autorität der 
ordentlichen Gerichte ullerdingä in hohem Grade geschwächt 
werden mufste, zumal da die letzteren vor dieser Konkurrenz, 
auch wenn sie sich bemühten , möglichst unparteiisch zu ent- 
scheiden, doch ihrer schwerfölligen Organisation halber be- 
züglich der Schnelligkeit des Verfahrens kaum sich schlitzen 
konnten. 

Nocli schlinmier aber war es, dafs der Köni^ eine ordent- 
liche und zwar die höchste Gerichtsgewalt ))ean8pruchte, 
indem er das Krcht der Appellation für sich forderte. Gegen 
diese Prätention der Krone richteten daher 1538 die Stände 
ihre heftigsten Gravamina^ und aus dem Umstände, dafs unter 
den Beschwerden des Jahres 1 548 die Appellation nicht mehr 
orwähnt wird^ dürfen wir schliefeen, dafs ihre firttheren Klagen 
gegen die ^unordentlichen Appellationen*' ihren Eindruck am 
Hofe niclit verfehlt haben; denn wenn auch gegen die Aus- 
übung des Geleitsrechtes und der aufserordenmchen Schieds- 
gewalt direkte Privilegien seitens der Stände nicht geltend 
gemacht werden konnten , so doch gegen das vermeintliche 
Appellationsrecht der Krone. Ferdinand war jedoch keines- 
wegs der Hann, durch die Fruchtlosigkeit eines ersten Ver- 
suches von dem ganzen Unternehmen sieh abschrecken zu 
lassen, sondiM-n iTiit Ziihicrkeit hielt er an dem fest, wa.s er als 
uotwendi«]: im Interesse der Krone und des Staatswesens ein- 
mal erkannt hatte, und mit Geseliieklichkeit verstand er ed, 
einer zur Zeit übermächtigen Opjjosition auszuweichen , um 
im ^efi^ebenen Moment eine bessere Konjunktur für die Er- 
reichung seines Zieles zu benutzen. 

Zunächst fand er einen Bundesgenossen für seine Politik 
ge^en die Schlesier in den Ständen des Königreiches Böhmen, 
welche kurzsichtig genug waren, die von den schlesischen 
Ständen der Krone gegentlber erwirkten Rechte und Freiheiten 
ak eine Beeinträchtigung des herrschenden Landes Böhmen 
und also auch ihrer selbst zu empünden. Ferdinand zögerte 
nicht; die gegenseitige Eifersucht und Abneigung zu benutzen 
und die Stände des einen Landes gegen die des anderen aus- 
zuspielen; selbst wenn er nicht persönlich im geheimen, wie 
man fast vermuten möchte, den l^rand geschürt hat, in seinem 
Interesse jedenfalls war es, wenn die Stände Böhmens 1546 

d. Neifse 22. März 1569. Bresl. Stadtarch. ScUeioig 9 Nr. 4170): da 
«eh in einem ImmobiliarpTocesse „die Gommission mid gutliche handlang 

zwiHchen den teilen ohne frucht zerschlagen," so soll der Oberhaupt- 
manu die f^^rteien von Oberamts we^^' n 'uid an des Kaisera gtatt an 
das ordeutiiciie Gericht des Fürstentums Breslau weisen, in dessen 
Jvradiktioiisbesirke das strittige Gut gelegen ist. Das Kommissariat 
ist ein besonderer Fall des Kompromisses, indem derselbe nicht vor 
einer f»tändigen Verwaltungsbehörde, sondern vor Schiedsrichtern, 
welche speciell dazu delegiert sind, volbsogeu wird. Vgl. über das 
KoBipromifs aben S. 168. 
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fegen die Schlesiens die Anklage erhoben, dafs dieselben der 
öniglichen Majestät Regalien, Jurisdiktion und Hoheiten sich 
amnafsten, dafs insbesondere durch dieBestunmung, der zufolge 
es bei den Urteilen des überrechtes unverbrüchlich bleiben 
solle, „den Königen zu Böheimb die Hoheit der Appellation 
wider alles Göttliche, Natürliche beschriebene Recht benommen 
würde" ^ Wenn so in das vornehmste Privileg der Schlesier 
Bresche gelegt wurde, wenn nicht einmal das oberste Gericht 
derselben das Vorrecht der lnappella})ilität geninfsen sollte, 
wie war es dann (b n niedrigeren Gerichten möglich, ihre Frei- 
heit von der Appellation zu wahren? Es war der Triumph der 
Politik Ferdinands, wenn er sah, wie die ständischen Gewalten 
Böhmens die ewigen, onveräufserlichen Hoheitsrechte der Krone 
anerkannten, jetzt freilich nur dem Lande Schlesien gegenüber, 
ohne in ihrer Verblendung sich zu sagen, dafs er eines Tages 
von ihnen selbst das beansnruchen werde, was sie ab prin- 
cipiell gerechtfertigt den Schlesiern gegenüber ihm zugestanden 
hatten. Zu einer definitiven Entscheidung kam es damals kaum; 
yielleicht sogar gab er damals eine den Schlesiern nicht g2uu 
ungünstige Erklärung ab, die einen bindenden Charakter frei- 
lich schwerlich besitzen konnte. Wenige Jahre nachher nüiii- 
lich halten die Generalstände dem Könige vor-, „»ic wiis.stcn 
sich wohl zu erinnern, das sich die R. K. M. zur Zeit aller- ! 
gnedigist erklert, ir R. K. M. wollen aus allerley hant bewe^- j 
liehen und dazumal gehabten königlichen ursaclien die ap}>ol- • 
lation zu wider des gemeinen Vaterlandes privilegiis hindaii- ' 
setzen, allein das die supplication irer M. zugelassen wurde**. 
Da es nun unwahrscheinlich ist, dais der König ihnen eine 
solche Zusicherung nach 1547, als seine Macht plötzlich infolee 
der politischen Verhältnisse gestiegen war, ab er das alsbJd 
näher zu besprechende Appellationsgericht stiftete, erst ge- 
macht haben soll, so liegt die Vermutung nahe, dafs dieses 
Versprechen, falls es nicht noch früher erfolgte, den Schlesiern 
bei Gelegenheit des Privilegienstreites von 1546 gegeben 
wurde*. Diese Supplikation indes, welche der König unter 
Verziehtleistun^ auf die Appellation sich damals vorbehielt, 
war in Wahrheit, wie wir noch sehen werden, nichts anderes 
als eine verhüllte Appellation nur unter ersclnvorten Bedin- 
gungen, eine Einschmuggelung der Appellation unter anderer 
Flagge. Bald aber traten Ereignisse ein, welche den König 
in die Lage versetzten, jegliche Maske der Zurückhaltung 
abzulegen, das Hoheitsrecht der Appellation frei und offen zu 



« Schiekfnrs III 280. 

^ Zuerst im r.andtaL'sabschicde vom 14» April 1558. BreaL Stsdt* 
arch. A. P. IV Ms. 1(].5 fol. .«J— 50. 

• Dafa der Köuig in der Tliat 1547 die 8u])i)likatiuji verlangte, 
erhellt aus Fabers Chronik, Kgl. und Univ.-Bibl. Breslau, Ms. Stein- 
wehr I in foL Nr. 58. 
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proklamieren und zur Durclifülirun;^^ zu bringen. Im Zu- 
samnionliange mit dem schmalkaldi.sthen Kriege ort'nlgte die 
böhmische Kevolution von 1547, aber auch ihre Niederwerfung 
und das blutige Stratgerioht , welelies der König über die 
Häupter des Aufruhrs verhängte; hatte sich auch Schlesien 
an dem Auiütande iseU)st nicht beteiligt, so waren doch auch 
hier die iSynipathieen für die jKu-ddeutüclien Protestanten mehr 
oder minder imverhiült zu Tage getreten, sodafs der Herrscher 
auch hier Gelegenheit fiind, seine Strafgewalt geltend bu 
machen« Die Macht der Krone stieg plötzlich zu ungeahnter 
Höhe; ihre Autorität gewann filr eine kurze Spanne wenigstens 
ein dermafsen entscheidendes Übergewicht, dafs Fercunand 
nunmehr darangehen konnte, den langgehegten Plan zu ver- 
wirklichen, das Hoheitsrecht der Appellation nunmehr zur 
praktbchen Geltung zu bringen. Die Art und Weise, wie 
er dies that, legt ein glänzendes Zeugnis ab für sein staats- 
männisches und organisatorisches Talent; indem er den 
Kechtsbegriff der AppelUition aus dem römisch -kanonischen 
Proeesse entlehnte, schuf er eine den Gerichten des König- 
reielies Böhmen übergeordnete Instanz, welehe zur Centralstelle 
der Kechtspfle^^e für alle Länder der Krone werden, an welclie 
ordnungsgemül's der Zug von den niederen Stellen gehen sollte, 
die Appellationskammer ani di in königlichen Schlosse zu Prag. 
Umfafste der Wirkungskreis dieses Gerichtes auch, wie schon 
bemerkt, alle Länder der Krone Böhmen, so war es doch 
andererseits eine direkte Centralstelle für die Partikulargerichte 
Schlesiens, sodais wir hier auf dasselbe näher eingehen mtlssen. 

3. Binsetzung, Innere Organiaation, YerfUnran und 
Qaeohäftsgang der ApprtlationaTra mmer» 

Den unmittelbaren Anlafs zu der Einsetzung der neuen 
Behörde gab der Umstand, dafs Magdeburg, der — direkte 
oder indirekte ^ Oberhof der deutschen Städte Schlesiena 

und der Lausitz, sowie einiger böhmischen Stildte^ wegen 
Nichtannahme des Interims in die kaiserliche Oberacht erklärt 
wurde; die eigentliche Einsetzungsurkunde ist uns nicht mehr 
erhalten'; es wird uns nur berichtet, dafs am 20. Januar 1548 
Ferdinand I. durch ein offenes Mandat in Schlesien angeordnet 
habe, „das fortan kein appellation oder holung einicher urtheile 
zu Magdeburg solle gesucht werden; denn ire M. bey dem 



^ Di«» böhmif?ohpn Städte (nicht die „Landgerichte, wo böhmisches 
Recht calt," wie d 'Elvert S. 64 fälschlich sagt) betrachteten als 
Oberhof den Bat der Altstadt Pra^'. und einige wenige Magdeburg; zu 
den letzteren gohörton Leitmeritz, Lauii, 8chlan, Nimburg und Aussig, 
TgL Stransky. Rcspublica IJohemiae S. 465. 

• Was Grün ha gen U 75 als „Reskript über die Errichtung der 
Präger AppollationBkainnicr'' bezeichnet, i»t in Wirklichkeit die erste 
Instruktion derselben. 
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kuDigliclieii stul zu Prag taugliche personell verordnet, die 
nichts anders handeln, den allein ob allen der kunigreiehe 
Beham, marggraventhumbs mfthren, Ober und Ntder Slesien, 
Marggravthumbs Lausitz appellation erliolimg blinde oderbey 
urteP der rechten zu bekenen, und aol der titel au bemelte 
kunigliche appellations R(3te also lauten, Nemblich der Römi- 
schen, Hungrisehen und Behmischen kö. in. verordnete appel- 
lations Rete, so auf kgl. Slos Pra^ übt'r den appellationssaclien 
sitzen, zu eröffnen und zu erledigen" -. Einijre Monate darauf 
erging von neuem ein oH'enes Mandat, dnfs kein Gericht in den 
böhmibclien Kiunländcrn fortan irgend ein „Bei-, Blind- oder 
Belernunjrsurteil" zu Leipzig oder Magdeburg holen, noch auch 
dafs dorthin irgend welche Appellation ergchen, sondern dafs 
in allen diesen Fällen einzig und allein die Prager Appella- 
tionskammer kompetent sein solle ^. Durch diese Edikte wurde 
es den Städten und allen Gerichten fortan verboten, den Rechts- 
gang in irgend welcher Gestalt nach Leipzig oder Magdeburg 
zu nehmen; auch wurde es untersagt, Rechtsbelehrungen bei 
irgend welchen anderen Schöppenstühlen oder bei irgend wcl- i 
eher Universität zu holend Damit war ailerdinga die Appel- 
lationskaranier zu Prag zur übergeonlneten InstansE nur für 
die Stadtgerichte in den böhmischen Kronländem und höch- 
stens noch für diejenigen Gerichte erklärt, denen gegenüber 
der Krone das Appellationsrecht zustand*^, deren es in Schle- 
sien freilich kaum noch gab. Das Appellationsreebt wurde ' 
zunächst nlso ireltead geniaelit nur gegen die 8tädte, bei denen 
-— ausgenommen etwa die St/tdte von Schweidnitz-Jauer — 
der Zug nach Magileburg rein auf Oewohuheit beruhte, 
und fUr die eine, auf ausdrücklichen Privilegien beruhende ' 

* Orirain, Wörterbuch I 1406: „beiurteil = senteiitia iuterlocu- 
toria : os mufs cr^t durch die Defiiiitivsentenz bestätigt werden.** 

I). d. Augsburg, 20. Januar l.>48. Bresl. StÄdtarch. Franc. 
Fabri. lollrrtanoa Pars II Hs. ^4 fol. 27 „appcntt; »iif* CauinifT zu 

Sroga erstlieh aufgericht". Das Datum Jedoch, weklie« Faber (und 
iesem wahrseheinTieh folgend Schickfufs III 254) angiebt (20. Januir 
1547), i-f otft'iiliar irrig. 

^ Br« sl Stadtarch. Franc Fab. coli. ebd. fol. 54, d. d. Aagsbuxg 
20. Juni h'AS. 

♦ S. die Instruktion des Appellationsgerichtes vom 20. Januar 154$ 
bei P. B. von Buchholtz, (iesch. der Regierung Ferdinands I. IX 
(ürkandenbfiTid) 4S4. Wien \HSS. Noch lö4§ indes wurden di. se Be- 
stimmungen teilweise, insofern dadurch nicht da» eigentliche Appel- 
lationsreeht berührt wurde, durch die Verordnung wiederaufgehoben: 
„Bllnt oder vorsnch urtel mögen sich die furtten ntid stende derselben 
freleirfnlieit nach «sowolrl zw I rag als an anderrn orten erholen, allt'ine 
dm die appellation bei l'rag an die k. m. vorblvbe, dyweil den be- 
schwerten parteven allewege dye supplication an dfe k. m. vorbehalten.* 
Fr. Fabri. fudectanea a, a. O. 

Bu»'hli<>ltz ebd.: „di-sprli-iclifii sidl . . . ho] g-fmfdtPTi iin?er»»n 
dazu verordneten räthen . . die appellation von den ^erichtsstellen, da 
es billig geachicht, geben und geuomeu werden.'* 
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AppeUationsexemtion nicht bestand; bei der Art und Weise, 
wie Ferdinand gerade in jener Zeit mit ihnen umsprang 
dürften sie sich auch s«-1ir ^icehütet haben, irgend welche ( >ppo- 
sition laut werden zu lassen; sogar die 8tiidte von Sehweidnitz- 
Jauer duriten sieh gescheut haben^ durch eine voraussirhtlich 
doch nutzlobe Berufung auf das Privileg Georg Podiebrads 
den Zorn des Gewalthabers noch zu erhöhen. Inwiefern diese 
AppeHationskcUnmer im Laufe der Zeit aber doch fiir das 
Rechtslebcn Schlesiens eine umfassendere Bedeutung erhielt, 
wird später erörtert worddti ; jetzt soll die Or^anisatioiiy wdche 
Ferdinand seiner neuen Schöpfung gab, dargelegt werden 

Die Prager Appellationskammer war ein rein königliches 
Gericht; ihre Mi^flieder wurden vom König emannt und 
konnten von ihm nach Belieben abgesetzt werden; ihre Urteile 
^ngen aus im Namen des Königs ^. £s bestand ursprünglich 
aus einem Prilsidenten and 13 Beisitzern; der Präsident und 
swei von den Beisitzern wurden aus dem Herrenstande ent- 
nommen, drei Mitglieder dem Ritterstande und je vier weitere 
aus der Prager Bürgerschaft und aus dem Stande der Dok- 
toren der Kechte^. Adlige und Bürgerliche fanden sich also 
hier nebeneiTiander; mit dem Grundsatze der Ebenbürtigkeit 
und der gesehlossenen Standesgerichte, welcher das MittehUter 
beherrscht hatte, wurde gebrochen. Zuerst war noch Sorge 
dafür getragen y dafs Vertreter aller SUindc dem Gerich ttj an- 



' S. Wuttke, Dif Entwicklung der öffentlichoii VerhältDiase 
Schlesiens I l^ff. Leipzig 1842; Urünbageu II 77 f. 

* Die Quelle dafür ist Tomehinlich die ftlteste, der Kammer bei 
ihrer Eiosetzuog geeebene Instruktion d. d. Augsburg 20. Januar 1548 
in Wein^rartens Vindeiniae judicialcs S. 664-670. Prag 1602: F. B. 
von Buchhoitz, Gesch. Fermuauda I. IX 483—487; .Schmidt, Mono- 
graphie des k. k. Ap])ellstions^erichte8 8. 41^46. Prag 1850. Das 
eben genannte Buch von Schmidt, sowie das ältere Werk vom Grafen 
Auersperfr (Gösch. <l»»s k. k. Apppllation?sgerichte8 zn Prnjr- Prag 
1804 2 H.) beschränken sich leider auf eine Geschichte der rein äufser- 
llohen Organisation der Appellationskammer, ohne auf ihre Bedeutung 
für das Kechtsleben der damaligen Zeit einzugehen. 

^ Dip vorgcschripbene Fnvm »]< r l'rtfilf» war folgende: „Wir 
Feniinand von G. Gn. etc. bekt^unou, dalz von unseren verordneten 
T&then, so Über den appellationen auf unsem konigL schlofz Prag 
sitzen, auf die eingebrachte und hierin verschlossene akta nach genug- 
»anier ersehung und erwägun^ derselben zwischni N'. au einen und N. 
ain andern vor dem N. Gencht ergangen, zu recht erkannt [oder: 
bessern und verftndem das nrthel in deme etc., oder : lassen es bey dem 
urthel, dieweil in der sache, was recht , gesprochen , verbleiben]. Mit 
IJrkiint" etc. Unterzeichnet wurden Urtoilc vou dorn Könige, vom 
Präsidenten der Appellationskammer und eimnn Sekretär. 

«Stransky, Bespnbliea Bob. S. 461. Im Jahre 1628 wurde be- 
•timmt, dafs das Prager Appellationsgericht aufser dem Präsidenten 
Iß Mitglied« !- hah<'n solln, ru ht :Mif der H»MT*»n- und Kittt-rh.aiik, ebenso 
udit auf der Dokturenbank. Später wurde diese Zahl noch um vier 
erhöht Weingarten, Repertorinm super Jus Provinciale Regni 
Bohenuae fol. 1^18; ders., compendium etc. S. 131. 
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gehörten; hM aber vcrwi^schten j>ich die Bt.lndiselien Unter- 
sclilpile zwischen d<*n Mitgliedern, und dios»^ let'/teren erschienen 
nuniin lir — • auch die Beisitzer aus dem Herren- und Ritter- 
ötande - lediglich als Berufsbeamte, bei denen die Frage 
nach ihrer Herkunft von untergeordneter Bedeutung war. In 
späterer Zeit, \sie cö bcheint seit dem 17. Jahi hundert, gewaim 
diese Wandlung auch insofern praktischen Ausdruck, jetzt 
von den Mitgliedern entsprechend ihrem Charakt^ als Beni&- 
beamteter auch der Nachweis einer gelehrten juristischen Vor- 
bildung verlangt wurde, und zwar in Oestalt einer PrOfong, 
der sich alle Aspiranten auf die Appellationsgerichtsstelleii, 
auch solche, die aus dem Herren- und Ritterstande atammten, 
unterziehen mufsten Die Verfassung des Gerichtes war eine 
kollegiale ; die Prager A|>pcIlationskammer war die erste 
Kollegialbehörde, welche direkt für Schlesien zuständig war. 
Alle Besehliisse mufsten von der ^Mehrlu'it der Käte «^efafst 
sein und galten dann als Beschlüsse der ganzen Kannuer. 
>[p|ir noch, als dureh die Üe.stinimunir . „dafs die Räte mit 
treut'Ui Fleifs in Hetraehl des Eides, den sie ^j^eselnvoren, dem 
Armen ids dem Reichen gleich Recht und 0(»reehtigkeit mit- 
teilen sollten, damit keinem Verkürzung geschehe, weder über- 
eilt noch gevorteilt noch gelahliehervveis aufgezogen werde, und 
dal's sie in solchen allen weder Freundschaft, Feindschaft, Gunst, 
Gabe, Verehrungen, oder wie dies sonst genannt werden möge, 
ansehen noch annehmen sollten**, wurde Gleichmlllsigkeit und 



durch dieses Kollegialsystem gewährleistet, da es in sich eine 

fortwährende scharfe gegenseitige Kontrolle iler Mitglieder 
über ihre Amtsführung barg. Stetigkeit und Tradition der 
Geschäftsführung, eine gewisse Praxis der Rechtsprechung 
konnten jetzt sich ausbilden. Die Leitung imd die Umfrage 
bei den Beratungen standen dem PrMsidenten zu. Von Anfang 
an war der Charakter der Beisitzer als Berufjibeamteter schart* 
ausgeprägt. Sie waren verpflichtet, alle Tage mit Ausnahme 
der gebotenen Festta^re, d<»s Montags. Mittwochs und Samstags 
vorniittao:« , im Winter von 7, im Sommer von 6 — 10 Uhr, 
nachmittagü von 1 — 4 Uhr in ihrem vorgeschriebenen Amts- 



' In der Liste der Appel lationsräte, welche Weingarten, Faaci- 
culi rariam diyerBomin libri I pars III 118 ff. gieht, findet sieh bei 
den Angaben von HestalhmgeD neuer Räte seit 1664 fast (^urchgäusig 

die Hemerkung, dicsolben seien voreitliprt und installiert woroen, 
„praestitis praestaudis'' oder ^pmostitis requisitis**. Der eben geschü- 
derte Braucb scheint also un^'ef&hr seit Mitte des 17. Jahrbanderts 
Vorschrift j^eworden zu sein. S. aiuli Weingarten, Vindemiae judi- 
cial*»s fPrML'. r An^rrahp von 1679 S. l'.):)f.): . und jeder ratb, eh dafä 
er ang<'no|iinu II wird, vorhero 2 schwere casus, einen civilem, den 
andern criminalem naeh allgemein kavs: sächaiscb mid BocbmiMÜien 
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lokale Sitzungen abzuhalten; auch hatte der Präsident das 
Recht, aofserordentliche Sitzungen anzusagen, bei denen die 

Räte zu erscheinen verbunden waren. Um Versolileppungen 
vorzubeugen , wurde die Vorschrift erlrissen , dals keiner der 
Rütc ohne Erlaubnis des Königs und in seiner Abwesenheit 
d«*s lV,-isidenten von Prag sich enit'ernen durfte. Dem Vor- 
aiizendeii ward auch das Hecht erteilt, falls er U<itieils und 
Nachlässigkeit bei einem der Kiite fand, ihn zu monieren und, 
lalLs (lersell>e der Mahnung nicht Folge leistete, dem Könige 
Anzeige zu er.siaiten. Zur Erledigung der Sehreibgeschäftö 
war den Räten ein Sekretär mit einigen Kanzlisten beigegeben K 
Kollegiale Verfassung , möglichste DurchfUhning des Princips 
des Berufsbeamtentums sowie Ständigkeit waren also die yor- 
n^msten Kriterien der inneren Organisation des Prager 
Appellationsgerichtes. 

Das Appellationsverfahren^ schlofs sich eng an sein Vor- 
bild an, den römisch-kanoni8elien Procefs*. Man mufs bezüg- 
lich der Thätigkeit der Appellationskammer zwei von einander 
getrennte Funktionen scharf auseinanderhalten; sie war nicht 
nur die höhere Instanz über gewissen böhmisel)-s< h1esisehen 
Gerichten, sondern ^^e war auch Spruehkollegium für Kechts- 
belehrunjir^'n. In dem letzteren Falle gab sie auf Ansuchen 
eines anderen Gerichtes, welches ihr nicht unbedingt unter- 
geordnet zu sein brauclite. einen S])ruch, der nicht eigentlich 
als Urteil anzus(»hen ist; ihre ^Mitwirkung bei der Rechts- 
weisung war lediglieh beschraiikL auf die Feststellung einea 
mögUchst zutreffenden Rechtsinhalts; dieser Inhalt wurde zum 
Urteile erhoben erst durch den vom ersten Gerichte ausgehen- 
den Kechtsbefehl. Die Appellationskammer lieferte also nur den 
TJrteiisinhalt; dieser konnte Gerichtsurteil erst werden durch 
den Rechtsbefehl der zuständigen Obrigkeit, d. h. desjenigen 



* S. Weingarten, Fasciculi I, 3, S. 121 und 123. Seit dem 
Anfange des 17. Jahrhunderts wurde das Sekretariat geteilt, indem ein 
besonderer böhmischer und ein besonderer deutscher Sekretär ange* 
itellt wur<loii. 

* S. die oben zitierten Instruktionen, ferner Weingarten, V'in- 
demiae f Ausgabe von 1679) S. 279—818; Ders., Manndnctio, Prag 1680, 
S. 24—29: T)(Mv*., Fascicnli I, L 89 ff. 

^ Vl'I ülx r denselben u. a. 0 W. Wpt;5en. System des erden t- 
iiiheu Civiiprozesses. Aufl. III. Leipzig 1»78. 8. 663^ ff: Theod. 
PachmaDD, Lehrbuch d^ Rirchenrechtcs mit Berneksichtigung der 
kirchlichen Verhältnisse Öf^t. rreiclis. Wien 1866. S 176 bis 184. 

Man darf annehmen, dafs in allen Ffillt n, welche in der altoTi Tnstnik- 
tion von 1548 nicht besonders vorg<'st'hen waren, die liestimmuugen 
des römisch- kanonischen Processes ungewandt wurden; später woraen 
die wichtigsten derselben aucli ausdrücklich recipiert (so in der neuen 
Appollationsordnnng Hrs 17. Jahrhunderts innl iu den verschiedenen 
kaiserlichen Reskripten). Wir beschränken uns hier auf eine Darstel- 
iQDg des Verfahrens nach der Instruktion von 1548 und führen späters 
znngen nur gelegentlich in den Anmerkungen an. 
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Gerichtes, welches sich bei dem Appollatirjnsliofc des Rechtens 
erholt hatte; erst durch das Gebot dcü betreffenden Partikular- 
gerichtos wurde der aus Prag ü))er8andte Urteilsentwurf ein 
GericlitsurteiU. Das auf diese Art und Weise zustande ge- 
kommene Urteil galt als Urteil nicht der Prager Appellation»- 
kannucr, sondern des heimischen zustjindig(;n Gerichts. Später 
wurde es Vorschrift, dafs in schweren KriniiiiaUallen alle Ge- 
richte Böhmens, Schlesiens und Mährens mit Ausnahme nur 
derjenigen, welche ausdrücklich davon be&eit waren, bei der 
Prager Appellationskammer sich «belemen* lassen mufstea^ 
Die Einholung von Belehrungsurteilen ist demnach vom 
eigentlichen Appellationsverfahren principiell versehieden. 
Dieses letztere fand statt, wenn eine der Parteien ein bereits 
ergangenes Urteil der niederen Partei für ungerecht hielt und 
sich dadurch beschwert fUhlte^. Die Bierufung konnte 
eingelegt werden ohne Unterschied sowohl gegen jedes Inter- 
lokut^ als auch gegen ein Endurteil und zwar bei dem Unter- 
richter (Judex, a quo) innerhalb einer Frist von zehn Taigen, 
mit deren Ablauf das Berufungsrecht erlosch. Die Interposi- 
tion der Ap])ellation hatte zunächst sogenannten Suspensiv- 
effekt; d. h. die Rechtskraft des Urteils erster Instanz wurde 
vorläufig aut'jixt hoben und das weitere Verfahren eingestellt, da 
die Entscheidung der 8ache jetzt an die höhere Stelle iiber- 



* Vgl. über diesen Untersolned zwischon Roclitsinlialt und Rechts- 
befehl beim Urteile Aug. Schulze. Privatrecht und Prozefs in ihrer 
Wechselbeziehung. Freiburg i./B. 1883. I 97 ff. 

^ 8. Weingarten, Vindemiae (Ausgabe von 1679) S. 196. Braach 
scheint dies schon ins 10. .Jahrhunderte mindestens viclfjieh ^eu-esen 
zu sein. In dem Mordprozofs gegen David Breulet fällt das Brf^lnnAr 
Stadtgericht alle Urteile, sowohl Interlokute als auch Definitivsenteiizen, 
anf Grund von fielehntngsurteilen au» Prag; s. ßresl. Stadtarch., 
Beu^z -F;ibcr, Collectanea TV. Ms. des Bresl. Stadtarch. fol. 90— ITT?. 

* in peinlichen Fällen durften, wie später bestimmt wurde, auch 
andere Personen für den Verurteilten Berufung einlegen. Wein» 
garten. Vindemiae (1679) S. .S15. 

* Weingarten, Fasciculi I, 1. S. 91 (noch nach der «'rn«>utoii 
A])p('lIationsinstruktion): „appellatur a definitivfi et ab iiitorloourori-i," 
Im röuiisclion und im kanonischen Rechte dagegen ^ab es Beschrän- 
kungen der Appellation gegen interlokutoriscne urteile: vgl. darfiber 
W. tzell a. a. 0. S. 70.^ und 660 ff., Fachmann a. a. O. 176. 
Sjjätcr. als das Appellntiousroeht der Kroiu- «inbostrittm fostst^ind, 
kamen Erschwerungen der Appellationsbedinguugeu auf, nacb deui Vor- 
bilde der auch im römiflch'kanonischen Prosesse (Wetze 11 701 ff.) be- 
stehenden Beschränkungen (Weingarten, Vindemiae [Ausg. von 
1679") S. 802 ff.): so bei Vernnrhlassigung der bestimmten Fristen, wenn 
auf die Appellation schon Verzicht geleistet worden ist, wenn in der 
Spche bereitB zwei konforme Urteile ergangen sind vu 0. w. Auch 
wurde es damals Sitte, eine Appcllationsgronzo zu zicliou, sodafs Inn Ge- 
rin ^fnpri fr koit des streitigen ( »hjektea oiii K('riit.szug ausgeschlossen 
winde. Alle diese Beschränkungen traten aber erst nach dem dreifsig- 
jährigen Kriege ein, als die Appellationshoheit der Krone an nnd mt 
dch aber jede Anfechtnng erhaben war. 
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auch d'io Vernehmung neuer Zeugen war verboten ^ 
Die Partei, wekh«; a})pelh'erte , war vorptlichtet, binnen acht 
Tagen ^, vom Zeit})iinkte iler Einh^guiij; der Berufung an ge- 
rechnet, apUötulüJi reverentiales ausstelle n zu lassen, d. h. das 
vom Judex a quo auf den Judex ad ({uem, nicht etwa an die 
Parteien auszufertigende Schreiben über die eingelegte Be- 
rufung und deren processualisches Verhältnis; sie wurden auch 
litterae dimissoriae genannt , weil durch sie die Sache an die 
obere Instans verwiesen wurde. War der Unterrichter der 
Ansicht , dafs die Appellation frivol eingelegt sei, so erteilte 
er apostolos refutatorios, d. h. er brachte in dem Schreiben 
an den Judex ad quem seine Meinung über die Unzulässigkeit 
der Berufung zum Ausdruck. Der £r6trichter war bei einer 
Strafe von 50 fl. verpflichtet, die apostolos innerhalb der acht- 
tägigen Frist nach Einbringung der Appellation dem Appel- 
lanten versiegelt zuzustellen. In der Bitte um die Erteilung 
der litterae dimissoriae wurd»^ aueli zugleieh die um Edi- 
tion der Akten behufs Einreichung beim Oberrieliter rds ent- 
halten gedaelit. Die Apostel wurde gegen eine besondere 
Gebidir, die i>ogenannten Seliulj^eider, verabfolgt; konnte der 
Appellant dieselben nicht erlegen, so mufste er wenigstens 
entsprechende Bürgschau stellen. Falls beide Parteien gegen 
eme Sentenz appellierten, so erhielten beide die apostolos. 
Zur Inrotulierung wurde ein Termin angesetzt; Akten und 
apostolos mufste alsdann der Appellant auf seine Kosten nach 
rrag senden; mit ihrem Eintreffen hei der Prager Kammer 
be^nn der eigentliche Appellationsprocefs. In diesem Augen- 
blicke erst rief der Appellant das Obergericht an, introducierte 
er die Appellation bei der oberen Instanz. Zur Introduktion 
der Appellation war dem Appellanten eine Frist von 6 Wochen 
ttnd 3 Tagen gegönnt*. 

Mit ihrer Introducierung begann die Ap|>ellation ihren 
Devolutiveffekt zu äulsern, d. h. die unterrichterliehe Kompe- 
tenz jL(in^'- jetzt über auf den Oberrieliter; die-^er letztere 
erhielt die Betn^'-nis, an die Stelle des durch die A}>})el- 
laiir.n .Mispendierten unterrichterliclien Urteils ein neues be- 
stätigendes oder abänderndes Urteil zu setzen Die Appel- 
lation wurde erledigt auf Grund der übersendeten Akten der 
der niederen Instanz; die Thütigkeit der Appellatiouskammer 



' Ebensowenig wurde — in KrimiDalfäUen — ein etwa Inhaftierter 
ans eeiner Haft entlusseu. 

' Ein weiterer Unterschied vom römisch-kanonischen Prozesse, in 
▼elchem diese Frist 80 Tage betrug. 

' So wpnipstenf T^'ar c?» \m 17. Jahrb., s. Vindcmiüc (cdlt. 1<)79) 
b. 311. in Böhmen betrug diese Frist nur 30 Tage; die Differenz ist 
durch die Rücksicht auf die gröfsere Entfernung Scnlesiens xu erkl&ren. 
Im FaUe, dafs der Appellant Ehehaften naehweii^en konntet war eine 
Qewihrang von drei weiteren sächaiechen Fristen möglich. 
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bestand also im wesentliclien in der Prüfung der dem Urteile 
des Erstrichters zu Grunde liegenden Ansicht und ihres Ver- 
hältnisses zu dem Tliaihestandc, wie er durch seine eigene 
Untersuchung ermittelt war. RechÜichem Herkommen zufolge 
war ea den Parteien Terboten, neue Momente fttr den Appel» 
lationsprocefs anfser gegen Ableistung eines Caltimnieneides 
herbeizuziehen^; oft jedoch wurde davon in spätmr Zeit ab- 
gi'gangen und zur Verhütung von Zwischenfkllen und unnötiger 
Verschleppung sogar angeordnet^ „dafz derley allegata extra 
rotulam beyzubinden ; der Judex ad quem würde schon wissen, 
wieweit und ob solche zu attendiren sein.** Das Verfahren 
war also durchweg ein schriftliches. Je nach dem Ausfalle 
der Prüfung wurde das Urteil der erstp]i Instanz entweder 
bestätigt oder verändert: an der Feststellung df^s Appellations- 
iirt'^ils aher mui'sten mindestens neun Mitglieder der Kammer 
teilneimien. Es mufste ergehen — ohonso Belehrungsurteile, 
die beim Präger Appellhof eingeholt wurden — nach demselben 
materiellen Rechte, welches bei dem unteren Gerichte in An- 
wendung gekuinmen war; die Räte mulkten demnach nicht 
nur des römischen, sondern auch des sächsischen Rechtes so- 
wie der statutarischen Rechte der einzelnen Länder und Ge- 
biete kundig sein, aus denen der Herrschafbbereich der Krone 
Böhmen sich zusammensetzte*. In wichtigen oder in zweifel- 
haften Fällen ward die Kammer angewiesen , die Sache dem 
Könige oder in seiner Abwesenheit seinem Statthalter zu unter- 
breiten, welch letzterer dann mit den anderen vom Herrscher 
ihm beigeordneten Räten in Gemeinschaft mit dem Appelhofe 
sitzen und das Urteil zu finden behtilflich sein sollte^. Das 
Urteil ging aus, wie sclion erwilhnt, im Namen des Königs 
und wurde unterzeiebnf't von ihm, dem Präsiden ton und dem 
expedierenden Sekretär; die Appellationskaramer tiihrte auch 
ein eigeucd (ierichtssiegel , mit welchem die ausgehenden Ur- 
teile besiegelt wurden. Der A|)i)ellant mulste das Urteil durch 
einen Boten abiiolen lassen ; versiegelt wurde es demselben 
mit den dazu gehörigen Akten eingehändigt und von diesem 



* Der Appellant mufstc schwören, „dafs er soinos nngegcbenen 
neuen An- und Vorbring<'U8 in erstor Instanz nicht Wissenschaft jre- 
habt oder solches dermalen nicht einbringen können oder einzubringen 
nicht für dienlich oder nötig erachtet, nunmehr aber davor halte, dafs 
B0lc!)ps :?ur ErhaUiiiig «eines Rechtens dienlich oder notwendig sei*^. 
S. Wetzell S. 755. Das Verfahren bei der Prager Appellkammer 
weicht also in diesem Punkte vom römischen und kanonischen Rechte 
ab und ist ^cnan nachgebildet dem Verfahren yct den beiden höchsten 
Beichsffericnten. 

* Vgl. jedoch Ott a. a. O. S. 226, welcher bereits aus dem Jahre 
1554 Reformaterkenntnisse anfuhrt, die im Sinne des gemeinen Rechtes 
die erstinstanzlichen Urteile abändern. 

» Ott a. a. O. S. 228 Anm. 34 l).';^weifplt - . ^if^ diese Bestim* 
mung jeinald zur praktischen Anwendung gekommen sei. 
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alsdann dem Richter erster Instanz tlberbracht , der es aber 
nur im Heisein beider Parteien < l öfTnen durfte und zu diesem 
Zwecke einen besonderen Termin ansetzen mufste. Die Exe- 
kution gebührte dem Unterü;"(»ricbte. Man wird zugeben 
müssen, ilafs alle diese Bestimmungen über das Verfahren bei 
der Prager Appellationbkammer genau den entsprechenden 
Vorschriften des römisch-kanonitichen Prozesses nachgebildet 
sind K 

Strenge, sehr detaillierte Instruktionen regelten zugleich 
den Qeflchäftsgang und das Schreibwesen. Der Sekretär 
nahm einlaufende Appellationen in Empfang und stellte dem 
Boten dafllr einen ein aus. welcher das Datum des Ein- 
ganges enthielt; desgleichen zeichnete er in ein dazu bestimmtes 
Register einen Vermerk über den Eingang ein und Uber das 
Datum desselben. Das Urteilsgeld war bald bei der Über- 
reichung der Appellation von dem Überbringer zu erlegen; 
nicht beide Parteien hatten dasselbe zu tragen, sondern nur 
der Appellant^. Die Höhe war durch ein*» vom Könige auf- 
gestellte Taxe geordnet. Mit der Einkasbieruag war gleich- 
falls der Sekretär betraut, welcher das Geld alsbald in eine 
dafür bestimmt»' Trulie legte, aus der nur auf Befehl des 
Königs irgend welche Suiniiie entnommen werden durfte. Zur 
Kontrolle besafsen der Präsident und der Sekretär je einen 
besonderen Schlüssel zu der Truhe, sodafs dieselbe nur im 
Beisein dieser beiden geöffnet werden konnte; aus demselben 
Grunde wurde bestimmt, dafs beide je ein besonderes Rassen- 
buch über die Gebtthren ftlhren sollten. Die einzelnen 
Appellationen mufsten nach dem Datum ihres Einganges be- 
aroeitet werden; jede aus Böhmen selbst stammende ApneUa- 
tion sollte innerlialb der Frist eines Monats, aus Mänren, 
Schlesien und der Lausitz überbrachte Berufungen mufsten 
binnen anderthalb Monaten erledigt sein. Gerade deshalb 
wurde dem Überbringer eine Empfangsquittimg mit Datum 
außgo'Jt« Ut , damit derselbe nach Ablauf der für die Er- 
ledigung vorgeschriebenen Frist von einem od«'r anderthalb 
Monaten sich wieder zur Abholung des Urteils einstweilen 
kömie. Nur bei sehr greisen und wichtigen Sachen , die 
man „sobald nicht verfertigen und versprechen konnte", 
war es den liüten gestattet, den Boten uüverrichteter 
Dinge wieder heimzuschicken; sie mufsten ihm dann aber 



* Der Vt'rfa-iscr ;xhiubt«', diese Übcrcinstimmunff um so eher uach- 
weisen zu müssen, thi die binlkerigen Bearbeiter der Geschichte des 
Präger Appeliationshofes, Gi»f Auersperg und Schmidt von Bergea- 
holo^ auf ifiesen Punkt nicht hingowie^Pii h-iben, und d:i a\\c]\ Ott in 
seiner Keze|)tioQägedchiclite ihn uicht iu deu Kreis sciuer Betrach- 
tungen zieht. 

' Ein sehr bemerkbarer Unterschied von dem anderorts üblichsn 
Appellationsverlahren; 8. Wetzeil S. 767, Fachmann 181. 
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einen neuen Termin aiisageii , der cinvn Autücluib von höch- 
stens noch einem Monat bedeutete. Die formelle Ausfertigung 
des Urteils hatte der Sekretär, welcher dafür neben seiner 
ordentlichen Besoldung .seilen« der Parteien eine Gebühr von 
fünf weiften Groschen zu beanspruchen hatte; dem Präsidenteu 
und den Räten wurde es eingeschärft, darauf za achten, daTs 
der Sekretär und die ihm beigeordneten Httlfsschreiber ttber 
diese Taxe hinaus keinerlei Zuwendungen annähmen. Ofienbar 
bedeuteten diese Vorschriften einen grofsen Fortschritt in der 
Technik der Verwaltung ; war schon durch die Existenz einer j 
so detaillierten, schriftlich festgdegten Instruktion fUr die sohle- 1 
sische Administration ein bisher unbekanntes, aber sehr heil- | 
sames Princip eingeführt, so ward erat durch sie Regelung ] 
und Promptheit des Verfahrens, genaue Funktionierung des ■ 
gesainten Behördeuapparate«;, Integrität, PHichttreue und Eifer i 
(los Persiiials, zumal der unteren Beamten, sowie scharfe \ 
Kontrolle über sie gewährleistet. Feste, nieljt nur durch die ! 
Gewolinhoit geregelte Formen der Geschäfts! uhrung bildeten i 
sieh aus^ vou besonderer W ichtigkeit waren die BestinunuDgen 
\\hvr die ordnungsxnäfsige Führung })esonderer Einlauf- und 
Auslaufregister, sowie doppelter Kassenbücher bezüglich der ; 
Einnahmen der Gericbtskasse^ von denen das eine der zugleich j 
die Rendan turgeschäfte führende Sekretär, das andere sor 
Kontrolle des Sekretärs der Präsident unter sich hatte. So 
beruhte die Bedeutung der neuerrichteten Prager Appellations- 
kammer hinsichtlich ihrer inneren Organisation auf der Re- 
ception der Principien der kollegialen Verfassung, der Ständig- 
keit und des Berufsbeamtenturas, hinsichtlich des bei ihr 
geltenden Verfahrens auf der Aeception der entsprechenden 
Vorschriften des römisch-kanonischen Processes, hmsichtlich 
Sor Technik der Verwaltung im Geschäftsganjre auf der 
Keeeption der (Triindsätze d'^s entwickelten Schrei bwesens, der 
Erteilung genauer Instruktiont'ii und gere^ 'lt er Bestimmungen 
über genaue Ka^senführung und Kassenknntrolle. Dies aber 
sind die Grundlagen, auf denen die mod( rne Verwaltung in 
ihrer ganzen Grölse und Vollkommenheit sieh aiüljaut, die 
unerläfslichen Vorbedingungen eines geordneten und gesunden 
Staatslebens. Zu beachten aber ist es, dafs diese Reformen, 
welche von mal)G«febendem Einflüsse auf die Fortentwickelung 
der öffentlichen Verhältnisse Schlesiens werden sollten, aus- 
gingen Yon der Krone, nicht von den mit ihr um die centrsle 
Staatsgewalt ringenden Generalständen; wie wir dies hier fttr 
das Gebiet der Rechtspflege nachwiesen, so werden wir sehen, 
dals auch auf den anderen Gebieten des Staatslebens die füh- 
rende Rolle dem Ktfnigtume zuflel. — j 
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8. Die Supplikation. 

Nicht nur in der Reception der Idee eines den lokalen 
Gerichten eines bestimmten oprengels übergeordneten, als Be- 
inftmgsinstanz für dieselben fungierenden, höheren B^nim, 
nicht nur in der Entlelmung der Grundzttge des Appollations- 
- rrfnhrens zeigt sich die Einwirkung des römisch-kanonischen 
Rechtes, sondern auch in der Art und Weise der Ausgestaltung 
des allgemeinen staatsrechtlichen Satzes, dafs der König als 
der oiiorste Träger der Staatsgewalt zugleich Subjekt der 
Gerichtbarkeit sei, in der Forniulitirung der Ansprüche, 
welche der Herrscher, skli stützend auf den Kechtstitel der 
Majestät, auf die liöehstc Gericht.sherrlichkeit in dem ganzen 
Bereiche der Kronländer erhob. Denn er verlanf^te nicht nur 
das Recht, Appellationen entgegennehmen zu dürfen von allen 
denjenigen Gerichtsstellen, welche keines ausdrücklichon 
Inappellabilitätsprtyilegs sich erfreuten, und für die er seit 
1548 als einen Ausfluß eben dieser seiner Appellationshoheit 
und sur Verwaltung derselben die Prager Appellkammer als 
höhere Instanz organisiert hatte, sondern er forderte auch für 
sich das ebenfalls aus dem römisch-kanonischen Processe ent- 
nommene Recht der Supplikation oder Revision nämlich das 
der Krone als der höchsten Autorität zustehende Recht auf 
nochmalige Prüfung eines Urteils auf Bitten der dadurch sich 
beschwert fühlenden Partei, und zwar um die Prtifung einer 
bereits endgültig entschiedenen, rechtlicli inappellablen Sache. 
Ei^entlieh bezieht sich der Ansdruck i] »plikatiun" auf die 
Haiullunu' des Gravierten, die liezeichnung ..Revision" auf 
«lie HnndlunLC d(?.s olxjrsten Richters; doch tind^n sich beide 
Ausdrücke ohne Unterschied als Bezeichnung des Mittels, die 
Abänderung von inappellablen Urteilen zu bewirken ^, Indem 
»ich der König die Supplikation vindicierte, nahm er also 
(leren Rechtsbegriffe zufolge das Recht fUr sich in Anspruch, 
jedes von einem schleslschen Gerichte ergangene in- 
appellable Urteil Tor sein Forum zu ziehen und, sei es in 
eigener Person oder durch eine damit betraute Person, 
Kommission oder Behörde, einer nochmaligen Prüfung zu 
unterwerfen. Fafst man aber das jus appellandi in seinem 
weitesten Sinne auf als das Recht des obersten Gerichtsherm, 



» S. Wetjsell a. a. O. S. 774 ff 

- Gninhajren. (insch. Selilofiens TT 75 erklärt die SuppHkatiou 
4ahiD, „üafs dem Uberlandesherm «las Hecht cewahrt werde, auf eine 
an lim gerichtete und wohlbegründete Supplik hin auch einmal eine 
von den Gerichten gefUlte S<mtenz zu antfern". Wie man sieht, fehlt 
dieser Definition da^ wo^sentlirhste Merkmal, dafs nämlich die von 
den Gerichteu gefällte Sentenz den Charakter der Inappellabilität 
traeen ornfste. Über die der &kti»chen Durchföhrang des AevisionB- 
rechtes voraufgehende Doktrin bei «len italiomschen und dentachen 
Juri^iten vgl. Wetz eil S. 77H Anm. 36. 

Forschungen (M) XIU 1. ~ Kaohf«hl. 16 



^2 XUI 1. 

ein in titnnem Herrschaftsbereiche geftilltes Urteil uocli einmal 
zu detinitiver Entscheidung an sicli zu nehmen — und 
dieser Art war zweifelsohne jenes AjjpeUationsrecht , dessen 
sich, wie wir sahen, die Inhaber der fürstlichen Gewalt, ins- 
besondere die Könige von Böhmen in ihrer Eigenschaft als 
unmittelbare Landewierren in den ErbfÜrstentfimemt aUent- 
halben in Schlesien begeben hatten — , so war die im 16. Jahr- 
hundert von der Krone in Anlehnung an die B^griffiibestim- 
mungen des römisch-kanonischen Rechtes als ein wesentlicher 
Bestandteil ihrer Majestät geforderte Supplikation nichts an* 
deres als eine besondere Art der Appellation. Indem die 
Krone als Attribut ihrer höchsten richterlichen Gewalt die 
Appellation im neueren Sinne, d. h. den ordentlichen Rechts- 
zug von den unteren Gerkliten an die höliero In5?tanz des 
Prager Ap])ellhofes, daneben aber auch noch die Supplikation, 
den letzten Rechtagang auf die eigene Per?^on des Köni^^ 
gegen Urteile von Gerichten . d^-reii liiaupellabilität durch 
Privilegien festgestellt war, ci klarte, stellte nie die unum- 
schränkte Gerichtsgewalt des Landesherrn in der alteu 
plastischen Zeit wieder her, nur eben als ein rein abstraktes, 
jeder Sphäre des Privaten entrtlcktes Staatshoheitsrecht, ver* 
nichtete sie in Wahrheit die seit dem Ende des Mittelalters 
erteilten Inappellabilitätsprivilegien. Der Begriff der Appel- 
lation wurde jetzt durcn die Reception des römisch-kano- 
nischen Processes enger gefafst, als dies im Mittelalter der 
Fall gewesen war; erst wenn man ihm den der Supplikation 
hinzufiigte, ward der Umfang des mittelalterlichen Appella- 
tionsbegriffes wiiidcr erreicht. Mit dieser Verschiebung der 
Begriffe, deren Bedeutung den Stitnden entging, aber ward 
zuwege gebracht, nunmelir von allen Gerichten der 

Zug an dif KrnTi«* i^iiiL^ und zwar solche Ztige, die als Appel- 
lationen im neueren ^>inne aufzufassen waren, an den könig- 
lichen Appellhof zu Praj^, solche Züge indes, welche von 
nunmehr nur noch dem Namen, nicht mehr jedoch der Wahr- 
heit nach „inappellablen" Gerichten kamen . au die Person 
des Königs. Damit war natinlK Ii gegeben, dafs auch von 
der Prager Appellationskammer, die ja insofern inappellabel 
war, als es eine als höhere Instanz ihr abergeordnete Gerichts- 
behörde nicht gab, die Supplikation an den König gestattet 
sein mufste^ In dem Wesen der Supplikation als des letzten 
Rechtsganges auf die Person des Königs selbst ]ag es be- 
gründet, dafs eine besondere Behörde zur Verwaltung dieses 
Rechtes nicht organisiert wurde; vermutlich übertrug der 

* So wnr e» auch in der Tlint; auf die (4ravamina der sclile-sischen 
Stande vom Jahre l^SC antwortete der Köiiijg, en könne sieh iiicmand 
darch die Präger Appellation heschwnt filhi«Dt da ja von dort immer 
noch die Supmikatio« an den König offenstunde. D. d. Prag 18, Mai 
1556, Bresl. 8tadtarch. A. P. IV Mb. 165 fol. i>7 ff. 
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Herrscher, falls eine Supplikation an ihn gelangte und er ge- 
neigt war, sie anzunehmen, die Untersuchung des betreffenden 
FaUes entweder einw apecidl zu diesem Zwecke delegierten 
KommiBsion oder den cur Erledigung der einlaufenden Justiz- 
Sachen bestimmten Räten der böhmischen Hofkanzlei oder 
auch sogar der Prager Appellationskammer ^. 

Das Verfahren bei der Revision war dem der Appellation 
selir ähnlich, nur dafs ihre Bedingungen erschwert waren*. 
Der Verurteilte mufste die Supplikation ebenfalls binnen zehn 
Tagen bei dorn Gerichte einlegen, durch dessen Urteil er sich 
beschwert fühlte, und sich darüber, dafs dies geschehen sei, 
daselbst eine schriftliche Bescheinigunj? ausstellen lassen. 
Innerhalb einer weiteren bestimmten Frist mufste der Kais(M' 
um Annahme der Sup})likation ersucht* und, falls der Bitte 
jitattgegeben wurde, ein Zeugnis darüber dem Unterrichter 
vorgelegt werden. Dieser setzte dann einen schleunigen, 
aber mindestens sechs Wochen entfernten Termin an, auf 
welchem der Supplikant die Gründe, derentwegen er die Re- 
Tision erbeten, zu Protokoll zu geben hatte; dabei durfte 
er sich nur auf bereits herangezogenes Material stützen; in 



* Durch ein am U. Januar 1599 gefälltes Endurtoil de« (inappel- 
Itblen) Schweidnitzer Mannrechtes fühlte sich der Vcrurteilto. Christoph 
TOn Schaffgotsch, heschwort; or •^upjiliciorte daher an den Kaiser, wol- 
diem auch die Akten zugeschickt wurden, und der die Erlediguntj 
der Sache dem Prager Appellationsgerichte übertrug. Das Lrteu 
desMlben (d. d. 16. Sept. 1605) unterscheidet sich in seiner Form von 
Ht^n gewöhnlichen Ap|)fdhiti()nsnrteilen nicht im geringsten; es ist ge- 
druckt bei Weingarten, Faaciculi jurium I 1 S. 79. Litt. K. Wahr- 
sehcinlich wurde es anfangs mit der Erledigung der Supplikationeu 
durchgängig so gehalten, indem die Appellkammer zur Erledigong der 
finzclnen Fälle immer ad hoc speciell delegiert wui ilr ; fiikti-t h. wenn auch 
keineswegs formell, war also damals der A^»pellhot' doeh die üliergeord- 
nete Instanz auch gegenüber den sogen, inappellablen (ierichten. Im 
17. Jahrhundert, au die Supplikationen, wie wir noch sehen werden, 
seltener wurden, wur ! lle Erledigung <lL'r ^•^m Kaiser aiifrenoinnienen 
Supplikationen eiuerNeiininimnerkommission übertrupreii, w elche innerhalb 
aedis Wochen von dem Zeitpunkte an, da der hetrelVende Fall ihr 
fiberwiesen worden war, in der kgl. böhmischen Ilotkan/dei zusammen- 
treten mtifste „und «las Crthel bifz auf köni;^l. aUertr. Katification ent- 
weder zu Loiiformireu oder zu reforniiren hatte". Weingarten Vin- 
demiae (1697) S. 196. 

'Siehe die Oelsnische Landeaordnung bei S(hiekfnfs III 317 
nnd das kai.serliche Statutum wegen der Sujtplikation und Revision 
für die Fürstentümer Sehweidnitz-Jauer, d. d. IVag. 20. Marz 1601, ebd. 
8. 407 flF. Die nachstehende Darstellung bezieht sich nur auf da« Ver- 
fahren bei Supplikationen gegen Urteile scfalesischer Gerichte; in Böh- 
men fanden in den Einzelheiten Abweichungen davon statt. 

^ Im Fiirstt'utum Oels, wo das Kammergericht das hiW hste Uericht 
w»r, von dessen Urteilen dann nur noch Supplikation an den Kaiser 
ntelidi war, mufste die Supplik vom Datum «ter Publikation des an- 
?*r)o1itonen Urteils an bi'^ ztim nächsten (ein Quartal -päter statt- 
findenden) Kamni«'r<rerichtstermin»^ angenommen und die Annahme durch 
^obwürdiges Zeugnis belegt sein. S. o. Anm. 2. 

16* 
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ithnlicher Weise mufste die Gegenpartei ihre Einwendungen 
protokollieren lassen. Um das allzuliltiiHge und leichtfertige 
Betreten fies Revisiousweges abzuschneiden, wurde tVstge^etzt, 
dafs der Supplikant eine Summe in der Höhe eincü »Sechstels 
des Wertes des Streitobjektes nach gerichtlicher Taxation 
zugleich hinterlegen müsse, deren er, falls die Kevibiou zu- 
rückgewiesen würde, verlustig gehen solltet Falls er jedocii 
durch Eidesleistung sein Unvermögen nachwies, mufste 
er durch Bürgen oder, wenn er solche nicht aufzutreiben 
wofste, eidlich sich verpflichten, zur £rO£Fnting des Bjemmm- 
urteiles sich in Person einzustdlen, worauf ihn dann för den 
Fall eines ihm ungünstigen Spruches eine sechswöchige 
Gefilngnisstrafc treffen sollte. Wenn diese Formalitäten, Ver- 
nehmung des Supplikanten und der Gegenpartei^ Hinterlegung 
der besagten Summe oder Stellung von Bürgen, oder Eides- 
leistung, erledigt waren, so wurden im Beisein der Parteien 
die Akten nebst I ti Protokollen, welche die Vernehmung des 
Supplikanten Uber die Motive für die Einl(»gung der la vision, 
sowie die gegenteiligen Ausfülirungen der Widerpartei ent- 
hielten, inrotulicrt und an den König geschickt, wf lrher Jit- 
Sache seinen Räten zur Fällunu: des Kevisionsurleiles über- 
^\ ies. Die Oclsner Landesordnung gab dem Supplikanten 
eine l'rist von Jahr und Tag zur Introdueierung des Revisiouä- 
processeti. Die Kosten desselben trug der Unterliegende. Su- 
wie das Urteil aus Prag einlief, wurde es vom Erstrichter 
publictert Damit die l&che nun ihr definitives Ende habe, 
wurde bestimmt, dafs jeder , welcher tlber diesen ordnungs- 
mäfsigen Weg der Supplikation hinaus einen Procefs noch 
weiterhin fortzusetzen sich unterfangen würde, all seines 
Habes und Gutes, halb zu Gunsten des Landes, dem er 
angehörte, halb zu Gunsten des Fiskus, sowie aller stän- 
dischen Rechte verlustig erklärt würde; wenn sein Vermögen 
die Höhe von tausend Thalern nicht erreichte, so sollte er mit 
eiiijiihrigem , scliwerem Gefängnisse bestraft werden. In 
K riiainalftllien ^al» es keine Revision, sondern die ^'•leichfalls 
aus dem rönn'seh-kanonisehen Heelite entlehnte Xi( Iitiiikeits- 
bebehwerde-. Der wichtigste Unterschied zwischen Appellation 
uiul Supplikation bestand darin, dais trotz Einlegung der 
letzteren das Urteil der ersten Instanz doch sofort vollstreck- 
bar wurde, wenn nur die siegreiche Partei für den Fall des 
Unterliegens im Revisionsverfahren eine cautio de restituendo 
leistete, — ein Grundsatz, der ebenfiEills dem rttmischen 
Rechte entnommen war. - 



^ Nach don Restiiiimungen der Schweidnitz -JauerscLcn SuppH 
katiouflordiiniij:!^ zn Gunsten der Richter dor ersten Instanz. Im 11 
Jahrh. fiel die Bufse dem Fiskus zu; Viudeniiae S. 299. 

' Wenigstens im 17. Jahrb.. Weingarten, Vlndemiae S. 
Nr. 12. la 
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4. Der Kampf um Supplikation und Appellation awisolien 

Krone und 8t&ndes. 

Wir wollen nun darlegen, wie es der Krone gelang, im 
Streite gegen die heimischen Gewalten Schlesiens diese 
Rechte der Appellation und Supplikation durchzuführen und 
sur Anerkennung zu bringen; mit der Ausdehnung dieser 
Rechte, wenigstens des der Appellation, wuchs auch die Kom- 
petenz des Appellation sgericntes. Wir erwnhntnn bereits, 
aafs vor 1548 die schlesischen Stände lieharrlich das jus 
appt'llvTuli der Krone bestritten, wie sie ihr eiHltic]) — wahr- 
sclieinlicii 1547 • — das jus sii})|)li('alionis zugestanden, nach- 
dem Ferdinand sciner.seitb erklart liatte, dafs er auf die 
Appellation zuwider des gemeinen Vaterlandes Privilegien 
verzichten wolle. >»iiu erfol^j^te dennoch 1548 die Errichtung 
der Prager Äppenationhkaiiiitier, <lie allerdings, wie wir aus- 
einandersetzten, im grofsen und ganzen, was Schlesien betrifft, 
merst nur den Stadtgerichten der Erbfürstentümer gegenüber 
sls höhere Instant gelten konnte. Bald aber müssen Ver^ 
Sache gemacht worden laein, die Kompetenz der Prager Appell- 
kammer auszudehnen; sehen wir doch, wie selbst das ODer- 
and Fürstenrecht solchen Unterfangens kaum sich erwehren 
konnte. Schon auf dem Fürston tage vom April 1353 er- 
klärten die Stände: „Es will auch dem gemeinen vater- 
lant nicht wenig beschwerlich fürfallen, weil dasselbe mit 
sonderlichen privilegiis begnadet und vorsehen, dafz zu be- 
f^^rderung der Billigkeit nit allein ein ider fürst und stand 
eigen recht, sondern die 1{. K. M. dnn-li die hcrn fiirst^-n mid 
stende ihr eigenes kgl. oberrecht hab(!n, alda in»'TH^licii des 
rwhtens unvorschrenkt ist. nieniands auch zu wieder der ge- 
bur uberlenget oder vorkurzet wirt, dafs demnach hierüber 
meniglichen oFentlich und frei appellation vorstattet und zu- 
gelossen, darunder allerlei langwierige aufzuege zu vormerken 
sein." Klar und deutlich geht aus diesen Worten herror, 
dafs die Appellationskammer schon damals Versuche machte, 
ikieht nur aie städtischen Gerichte, sondern auch die der 
Fürsten und andmn Stände, ja sogar das höchste ständische 
Oentralgericht, das Ober- und Fürstenrecht, sich unterzuordnen. 
Die Stände erinnerten den K<)nig daran, dafs er einige Jahre 
zuvor versprochen habe, auf das Appellationsrecht, da es den 
Privilegien des Landes zuwiderlaufe, verzichten und mit 
dem Supplikationsrechte sich begnügen zu wollen. Sie er- 
klärten, die Appellation werde nur von böswillip n Parteien 
benutzt, welche schlechte Sachen auszufechten hätten, und 
die, da sie das u'i\t\frf Vermögen besülsen, durch langes Hin- 
schleppen der l'rocesse die Exekution aufzuhalten und ihre 
Oe^er zu ermüden strebten: „Seint sie höheres vermngens 
üann das kegenteil, und dasjenige ausweren können, so under- 
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fangen sie sich ander dem schein der appelation nicht allein 

dieselbigen rechtmessigen urteil zu iinpugniren, sonder wann 
sie gleich juBtificirt^ so darfen sie noch darüber suppliciren, 
Weichs dem mehrenteil darumb beschicht, dafz sie nur die 
exekiition mit des parts merkliehen n fichteil und schaden auf- 
halten und die recht stecken, dardurch also unaufhörliche 
aiistiucht gesucht, das kegenteil mude gemacht, beiweilen die 
Sachen liegen lassen müssen." Sie forderten daher die Er- 
neuerung und ausdriu kliche i^estatigung derjenigen Bestim- 
mungen des Privilegs von 1498, dtnen zufolge jeder Fürst 
und Staad darauf halten solle, dafs jedem unverkürzt sein 
Recht widerfahre, und dafs nur dann, wenn es iigend einem 
länger als ein halbes Jahr verweigert würde, die Sache zu 
endlicher Entscheidung an das Oberrecht gelangen solle; es 
bleibe dann, wie sie meinten, jedem noch immer unbenommen, 
vom Spruche des Oberrechtes an den König zu supplicieren, 
nur dafs das Urteil sofort inzwischen vollstreckt werden 
sollte^. An dem Grundgedanken des Privilegs, welches von 
einem Supplikationsrechte der Krone nichts wufste, da ja der 
•Spruch des Oberreehtes unter jeder Bedingung delinitiv sein 
sollte, wagten also die Stände seihst nicht niolir festzuhalten: 
so sehr machte sicfi nuch bei ihnen dvr Kintlufs der neuen 
Lehre von der hüchäten Gewalt der Krone geltend. Die 
Antwort des Königs lautete, wie unschwer vorau54zusphen 
war, durchaus abweisend : er könne in Sachen der HesehvvcideD 
der Fürsten und Stände über das zu Pra;j^ errichtete Appel- 
latioii.-'gericht für dieses Mal keine Veränderung vornehmen; 
doch wolle er darob sein, dala die Processe daselbst beschleu- 
nigt würden, damit niemand mehr über unbilligen Verzug zu 
Idagen brauche*. In der That lag in der Herstellung eines 
geordneten Instanzenzuges, in der Schöpfung eines stttndigen, 
in technischer Hinsicht in einer für Schlesien bisher unbe- 
kannten Vollkommenheit organisierten Appellhofes ein so 
grofser Fortschritt, dafs die Stände selbst einsehen mufsteo, 
dafs ein einfacher Rückgang auf die rohen Bestimmungen 
des Privilegs von 1498 bezüglich der Centralisierung der 
]ieeht.sj)rie^^e durch Errichtung eines Fonmis för F.llle der 
Rechtsverweigerung ganz und gar unTiiüi^^lic Ii wäre; sie k:mien 
jetzt — freilich spät genug — auf den Gedanken, ein eigunccs 
Berufungsgericht sieh zu erkämpfen. Auf dem Fürstenfcige 
vom 12. Oktober 15()4^ erneuerten sie ihre Bescliwerden über 
den allzu langsamen Verlauf der bei der l^rager Appi llatioiis- 
kammer schwebenden Processe und fanden deu Grund dat\ir 

1 Gravamina im FürstcntagsabHchiede, d. <1. Breslau, 14. April 
1558. Breal. Stadtarch. A. P. IV Mp. 165 fol. H9— 50. 
« d. d. Wien, 26. Mai 15,53. Ebd. fol. 51 f. 
s Ebd. fol. 55 ff. 
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in dem Umstände, dafs man in Sclilesien neit Menschen- 
gedenken sich nicht des römischen, sondern des säc-iibiochen 
Rechtes bedient habe, dafs femer in Schlesien fast jedes 
FOrstentam and jeder Bjreis seine sonderlichen alten Qewohn- 
heilsrecfate habe, dafii aber die Prager Appellationsräte des 
Saehsenrechtes und der statutarischen Rechte Schlesiens nicht 
genug er&hren seien; dadurch entstehe denn nicht nur den 
Parteien „ganz schmurz und wehe", sondern «auch im gesamten 
Lande „allerley zerittlichkeit und aufwickelung". Sie er- 
suchten daher den König um di(; Erlaubnis zur Organisation 
eines von den Fürsten und Ständen abhängigen Quartal- 
gpfichtcs, von welchem die ordentlichem Gerichte in zweifel- 
haften Fällen sich Belehruugsurteile holen könnten, dessen 
Beisitzer auch in Orenzprocessen nach Lokalbesichtigung 
Sprüche zu fällen befugt sein sollten: „Dafz ein ieder fürst 
und stand dos Jahres vier mal die ihres rechts verstendigen 
und abgesanten ^?egen ßresl.iw vorordneten, damit was von 
{^«irtheysachen schriftlich vor sie kweme, ader des rechtens 
sich erholen werden wolt, dieselben neben der gebur und 
pillikeit erledigten und sie darauf des rechtens beschieden, 
und da auch zwuschen einen ader dem andern fursten ader stand 
jrrthumb grenizen halben, wie es sich oftermals begiebet, verfiele, 
das sie sich, was in die stthne nit könde beigelcKet werden, 
sder an die jenigen zu versprechen gelanget, auf die stellen 
verfuegten, die gelegenheit in augenschein nemen und die 
pilligkeit darinnen sprechen, vorordnen möchten, welches je, 
wenn solche und dergleichen grenzhcndel, in Schriften vor- 
fast ausserhalb des landes vorschickt werden, von den ans- 
lendern nit geschehen kan." Die Appellation von den Ur- 
teilen dieses Quartalgerichtes sollte aber nur gehen an das 
Juhilate und Michaelis zu Breslau tagende Ober- und Fürsten - 
recht, dessen Urteile zu schleuniircr Vollstreckung gelangen 
sollten, auch wenn dagegen Supplikation beim Könige eingelegt 
würde. Dafs der ganze Plan in technischer Hinsicht von keiner 
besonderen Keife zeugt, liegt auf der Hand. Das Oberrecht, 
welches dem Privileg von 1498 zufolge den partikularen Ge- 
richten gegenüber lediglich Forum in Fällen von Rechtsyer- 
Weigerung war, sollte jetst zwar nach dem Vorbilde der von 
der Krone geschafienen Institutionen den Charakter eines 
Appellhofes tragen, ohne dafs es jedoch einer gründlichen 
Retonn zumal hinsichtlich des Principes der Ständigkeit 
unterworfen wurde; daneben war die Errichtung einer Art von 
Zwischeninstanz geplant fUr die Einholung von Belehrungs- 
urteilen für die niederen Gerichte und für Grenzproeesse, in denen 
lokale Besichtigung notwendit^ war ; es wnr demnach projektiert 
^]]] zweifacher Rechtszug, zunächst Tiäinlich auf dem Wege der 
KoDMiUätion an das aus Kechtskundigen bestehende, von den 
Fürsteu und Ständen abhängige Quartalgericht und sodann 



Digitized by Google 



248 



xm 1. 



von diesem hinwierlerum auf dem \\'ege der Berufung an daa 
nunmehr als AppoUationsinstauz fungierende Ober- und 
Fttrstenrecht ; daaurch aber mufste der Prooefs doppelt ver- 
langsamt werden. Schon wegen dieser Mängel technischer 
Natttr^ — ganz abgesehen von dem nolitischen Momente, — 
konnte der KOnig nidit geneigt sein, aas Begehren der Stftnde 
2U erfüllen ; seine Erwidening lautete daher auch in fast allen 
Punkten abschlägig. „Mit grofser mue und arbeit", 80 Rihrt 
er aus, ,,auch «eitUch gehabten rath, aus viel beweglichen 
guten Ursachen zuerhaltung ihrer M. reputation nit mit 
kleinen kosten der cron Beheim, auch denselben zugethanen 
1;iiido]i zum besten" habe er die Appellation zu Prag auf- 
^^^erieiitet und unterhalten; er habe iVeilieh nichts dawider, 
dafs die Pürsten und Stände Versuchs- und Blindurteile sowohl 
zu Prag als auch an anderen Orten sieh holten, verlan.^e 
aber, dafs die Appellationen an seine dazu bestimmte Kammer 
naeh Prag gingen, und dafs es dabei verbleibe, zumal da die 
Fürsten und Stände dadurch nicht im geringsten beschwert 
würden, weil den Parteien^ die mit dem Spruche des Appell- 
hofes nicht zufrieden seien, immer noch die Supplikation an 
ihn selbst vorbehalten bleibe. Er schlug es auch rundweg 
ab, dafs Grenzstreitigkeiten durch die Fflrsten und Stände 
allein oder durch ein nur von ihnen abhängiges Gericht ent- 
schieden wurden, da dadurch seine Autoi-ität und seine Re- 
galien, desgleichen die Grenzen der Krbfilrstentttmer und 
seiner Kammerguter beeinträchtigt würden. Dagegen zeigte 
er sich bereit, der Appellation neue Beisitzer zuzuordnen, 
welche der T' echte und Gebränclie Schlesiens kundig wären^ 
Diese Ablehnung ihrer ^A''ünsche erbitterte die 8tände nicht 
wenig; auf dem Fiir>l('ntage vom Juni 1556- erklärten sie, 
sie könnten :>ich niclit erinnern, den König um die Krlauhni» 
gebeten zu hal>en, sicli bei andern Kechtsstühlen als in Prag 
Kcchtens belehr«;n oder Grenzstreitigkeiten, welche die Erb- 
filrstentümer angingen, ohne Wissen des Königs beilegen zu 
dürfen, sondern sie hätten um Zulassung eines Gerichtes er- 
sucht, welches alle Quatemb^ zu Bredau zusammentreten, 
und zu welchem die Fürsten und Stände der Landesrechte 
erfahrene Adlige und Doktoren senden, und dessen Funktionen 
darin bestehen sollten, „darauf zu sprechen, was vor Sachen 
in Schriften ader mundlich sich des rechtes bei ihnen zuer- 
lernen und zupflegen vorgetragen wurden", also Belehrungs- 
urteile für die r.irtikulargerichte zu erteilen. Die Grenzbäodel 
seien nur deshalb, - so fiihrten sie weiter aus, „zu einer 
ursach mit eingezogen worden", damit nicht über sie In anderen 
Ländern von Richtern geurteilt würde, welche von der öTt- 



« d. d. Prag, 18. Mai 15ö(>, fol. 97 flf. 
« Ebd. fol. 110 ff. 
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liehen Bescliaffenheit und „von den Malzeichen und der Ge- 
legenheit keine Kundschaft hätten." Noch einmal wieder- 
holten sie ihr Ansinnen, dafs von <len schlesisclHMi Gpri< }it<^n, 
insbesondere von diespui alsbald zu erriclitenden iielelirung«- 
und Grenzproeelstribinial, die Appellation nur an da» Ober- 
und Fürstenrecht gehen dürfe, indem sie darauf hinwiesen, 
(lafs sie auf keinen Fall es dulden könnten, dafs die Prager 
AppcUationskammer als übergeordnete Instanz für die Ge- 
ricnte der Fürsten and Stände Schlesiens zumal fUr das 
Oberrecht bestehen bleibe, da ein derartiger Zustand j,ihren 
wohlerworbenen habenden PriTilegien entgegen und zuwider 
sei*^. ^Hierumb so thuen die herren forsten und stende', alao 
lautete der Hchlufs ihrer Beschwerde, „ire R. K. M. in under- 
thenigister demut bitten, dieweil in der cron Beheim, marg- 
grafthumb Merhem und anderen landern die appellation von 
den obergerichten nicht vorsUittet, das ihre R. K. M, die 
vorkleinerung des loblichen furstenstands und so viel ehr- 
licher guetherzi«*'er herren und anderer ;;neter leut diser 
< >ber und Niederschlesischen fnrstenthunu r nicht geschehen 
und aufthuen lassen woit, wie sie sieh d«'iin s«dehes unzwei- 
f«^Miieh bei ihrer R. K. M. allergenedigist vortrösten.* Der 
König gestattete hierauf, dafs die Fürsten, — aber nie ht die 
KrbtVirstt iiti'nner, — in ihren eigenen Sachen das von ihnen 
gevvüiiöchte Dulelirungstribunal errichteten; doch behielt er 
»ich die Appellation von diesem Forum vorderhand vor, 
indem er erst spllter endgültig darüber entscheiden wollte, 
oh nur die Supplikation an seine eigene Person oder auch 
die Ap])ellation auf das Prager Schlofs statthaben solle; was 
die Kompetenz dieses neuen Rechtsstuhles der Fttrsten hin- 
sichtlich der Grenzprocesse anbetraf, so setzte er fest, dafs 
Fälle, in denen es sich um geistliche Lehen, - i'ibor die er 
ja daü Obereigentum beanspruchte, — Pfandschillinge und 
die Grenzen der Erbfürtentümer handeU', davon ausgeschlossen 
«ein sollten ^ Eine solche Antwort war natürlieh ^leirhbe- 
«leutend mit einer Ablehnung. Bezüglich der Frag«' des 
Appellationsrechtes beharrte der König „vorlrtufijs:'*, — und es 
gehörte kein prophetischer Blick dazu, zu erkennen, dafs er 
davon niemals abgehen werde, — auf seinem alten Stand- 
unkte, dafs dasselbe ihm, nicht der ständischen Gewalt ge- 
ühre; an der Enichluug eines blolsen Btdehrungstribunales, 
welches dazu nicht einmal für die ErbfürstentUmer zuständig 
war, konnte den Ständen auch nichts Besonderes liegen, da 
es ohne den Zug auf das Oberrecht eine bedeutungslose, 
kostspielige Institution war, und da seine Kompetenz in 
Orenzprocessen aufserdem eine sehr beschränkte war. Er- 
wähnt mufs Übrigens noch werden, dafs die Landschaft von 



* d. d. Prag, 20. April 1557, ebd. fol. 199—204. 
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Schweitiiiitz-Jauer und die Troppaiiischen Stande gemafs ihrer 
bereits oben gekennzeichneten Abstinenzpolitik gegenüber dem 
Ober- und Fürstenreclite auc Ii von dem Versuche sich nm- 
schlossen, dieses höchste ständische Gericht zum Appellhofe 
fttr Schlesien zu erheben. 

Kläglich demnach aus allen diesen Gründen, wie es he- 

gönnen, so auch endigte dieses Unternehmen der Stände, dem 
lOnige das von ihm wieder aufgenommene Appellation srecht 
zu entreifsen ^ laicht nur den Stildten gegenüber machte der 
König es geltend, sondern auch gegentlber allen anderen Ge- 
richten der Erbfürtentümer, desgleichen gegenüber dem Ober^ 
und FUrstenrechte. Nur für diejenigen Gerichte, welche ein 
ausdrückliches Privileg der tnappellabilität aufzuweisen hatten, 
^alt die Prager Appellntionskanimer nicht als die ordentliche 
l^erutungsinst^mz ; ihn<'n ■;('- ( iiiibor beanspruchte der König 
nur das Recht der Supplikation oder Revision, welche, wie 
wir sahen, freilich nichts anderes als eine Art der Appel- 
lation unter er«chwerten Umständen war. Genau im Einzelnen 
zu unterscheiden, welclien Gerichten gegenüber das Recht der 
Appellation, und welchen gegenüber das der Supplikation zur 
Durchfuhrung gebracht wurde, ist zimlich schwer; wahr- 
scheinlich gut als nur der Supplikation unterworfen aUein 
das Centraigericht der Fürstentümer Schweidnitz - Jauer, 
das Schweidnitzer Mannrecht, welches 1511 yom Könige 
Wladislaus als inappellabel erklftrt worden war. und betreffs 
dessen Kaiser Rudolf U. auf eine Beschwerde der Land stände 
von Schweidnitz-Jauer über die Verletzung ihrer Privilegien 
die Verfügung traf*, dafs es zwar beschwerlich sei, wenn 
seinen Unterthanen hier, falls sie sich durch irgend einen 
Rechtsspi-uch der Mannrichter beeintrHchtigt fühlten, das be- 
Tieticium a{)pellationis verschränkt sein solle, dafs er dennoch 
aber, da die Worte ihres Privilegs sonnenklar seien ^, demselben 

• Dafs die Appellation selbst eine wesentliche Reform dr> Ge- 
richtsverfahrens bedeute, sahen die Stände selbst ein; da ihnen aber 
die Krone mit der Einföhmog der Appellation zuvorgekommen war 
und sich das ausschliersliche Recht derselben gewahrt hatte, so hatten 
sie das Nachsehen und verloren allen ihr<Mi Einflurs auf die Cciitrali- 
sierung der Rechtspflege. 1578 fand Markgraf Gcoru Friedrich vou 
JSgemdorf, der energischeste Verfechter der stftndiscnen Libwtftt ni 

i'ener Zeit, es für unbillig, dafs von dem Spruche des Jftgerndorfer 
^andrechtes keine Appellation zidässig sei, da .,App('Ilationes ein ftnck 
natürlicher defensiou sein, und keiner so verständig und witzig, da» 
er nieht irren k5nnte"; er be(iibl daher, dafs jeder, der vom Urtefle 
des Landrechtes sich beschwert fühle, an das Oberrecht zu Breslau zu 
jippelli<|r.^n Fug und Macht habe. In den Oberrechtsprotokollen sohen 
wir Irciiich nicnts davon, dafö diesem Befehle, zu cfem der Markgraf 
übrigens kaum befiigt war, Folge geleistet worden wäre. 

» d. d. Prag. 6. April 1587 bei Friedeaberg, Cod. dipl. Siles. 
Hs. des Bresl. Staatsarch. D. I 1<'T ff. 

• Dieselben lauteten: „was die mauneu . , . sprechen, das solle 
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keinen Abbruch thuu wolle, boiidern .sich nur die Suppli- 
kation von dem Mannrechte vorbehalte und dieser keines- 
wegs sich begeben kdnne m der HoffDung. die Stände würden 
ihm nicht entziehen , was ihm von Rechts- und Billigkeits- 
wegen zustände. 1601 erliefs er sodann eine eingehende Ord- 
nnng für Supplikationen gegen Urteile des Schweidnitser Mann- 
rechtes ^ Dafs es im 16. «Jahrhundert schon eine Berufung in 
Strafsachen gab, ist wenig glaubhaft, da noch in der zweiten 
Hälfte des folgenden Sukulums die schle.sischen Fürsten und 
Stände unter Beifall des Oberamtes behaupteten, dafs die 
Appellation in cnminalibus im Lande Schlesien nicht üblich 
sei . I)a^j:<?«;on kam der Brauch, in peinlichen Fällen Beleh- 
rungsurteile von dem Pr«if]:er AppellhotV« einzuholen, wohl 
schon sehr früh aui', l»is er endlich im 17. Jahrhundert zum 
Zwange wurde. In der That finden sich Appellationsurteile 
der Pniger Kammer in Strafsachen im 16. Jahrhundert noch 
Lieht, .■5ündern nur Belehrungsurteile. Die Patrimonialgerichte 
waren vor dem dreil'sigjährigeu Kriege schwerlich appcUabel. 
Eine Unterordnung der Gerichte der mediaten Fürstentümer 
unter das Präger Appellationsgericht durchzusetzen, war der 
Krone unmöglich. Die Landesordnung des Herzogtums 
Liegnitz setzte fest einen doppelten Instanzenzug von den 
Hofgerichten der einzelnen Weichbilder an das Central- 
Bericht des Fürstentums, an das Liegnitzer Mannrecht, von 
dort sodann an den Herzofi^^; von der Existenz eines Reclites 
der Appellation oder Supplikation des Königs gegenüber den 
Liegnitzer Gerichten ist in ihr keine Hede; ebensowenig in der 
Teschenschen Landesordnung voti 1^99*. Fiir das Fürsten- 
tum Oels wurde als höchste Instanz gegen Anfang des 17. Jahr- 
hnndert«? das Karamergericht erklärt, von dessen Urteilen 



recht sein und niemand solle sieh davou möecn fristen, ziehen, appel- 
lifireti oder berufen* sondern alle kü^c, appeUAtionen oder berufiingen, 
wie diese vorgenommen oder geschehen möchten, sollen kiaftlos^ abe 
lon und vor nichts gehalten werden." Ebd. 

' S. oben 8. 248 Anni. 2, Die Supplikation hatte auch statt von 
dem Mfinsterber^-Frankenstelidsehen Öentralgericlite (Landrechte); s. 
die Münsterbergisch-Franckenstcinisehe Landesordnung bei Schick- 
fnf? irr .')0n. Amli in ilcrnjoni^on A]).>i(linitte der Oppelner Laudes- 
ordnung, welcher vom Landrechte handelt (ebd. S. 465 ff.), steht nichts 
davon, dafs Appellation von demselben ssulässig sei.^ 

* Atis einem Gutachten der Prn<;('r Appellationskammer, d. d. 
13. Marz 1664, bei Weingarten, Manuale «en fav. inellis, Cla«*«. 4, 
Sect. 1, n, 601. Vgl. auch Artikel XVII der Siiganer Landesordnuug, 
d. a. 1655 (Weingarten, Fasciculi II 420): „Alldieweilea aber m 
cansis cnminalibus und peinlichen sachen die appellationes sn reebt 
nicht verstattet werden, so .sollen" etf. 

' Laudesordoung für die Weiclibilder des Herzogtums Libnitz 
(tos der Reeiening dea Hersogs Qeorg Rudolf in der ersten Hälfte 
des 17. Jahrnunderts), Hs. der Kgl. nnd Univ.'Bibliothek za Breslaa. 
Classis IV in folio ma. 

* Weingarten, Fasciculi II 317, Artikel X. 
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den Parteien die Supplikation an den König gestattet war'. 
8u lieiTschten im Einzelnen Verschiedenheiten, indem gegen- 
über den einheimischen Fürsten die Krone je nach der 
Widerstandskraft, welche ihr dieser oder jener von ihnen 
entgegenzusetzen yermochte, und je nach den augenblick- 
lichen politischen Machtverhältnissen bald in stärkerem, bald 
in schwächerem Grade ihre Ansprüche auf die Justizhoheit 
zur Geltung bnu^hte. Im übrigen gewährt es den Anschein, 
als ob die Fürsten nach dem Müslingen ihres Versuches, 
fkir die schlesischen Partikulargerichte ein ständisches Central- 
appellationsgericht zu schatten, wenigstens zum Teil, ein 
jeder in seinem eigenen Gebiete, den Instanzenzug nach dem 
Vorbilde des königlichen Appellationsverfahrens neu geordnet 
hätten ^. 

Allmählich verstummte der Widers]>nirli ^xegcn die neue 
EinrichtuTiö:. Die Gravamina der schlcsisciicn GeneralsiÄnde 
nach 1557^ rügen mir noc h den L•ln^^sanl<*n Oeschäftsganir !)ei 
der Prager AppellatiuiLskammer, ohne noeli principiell* i-^iu- 
wendungen gegen dieselbe zu erheben; man mochte die Nutz- 
losigkeit fernerer Opposition und auch die Wohlthat einsehen, 
welche dem Lande durch Herstellunff eines geordneten In- 
stanzenzuges erwiesen ward. Zu vollständigem Abschlttsse 
kam die Entwicklung freilich erst im 17. Jahrhundert, als 
die Krone mit absoluter MachtfUllc aus den »Stürmen des 
dreifsigjährigen Krieges hervorgingt. Jetzt wurde die oben-ite 
Justizhoheit des Königs aufs neue unerschütterlich festgestellt 
und — zumal nach dem Aussterben der letzten Piasten, doi 
Hauses Liegnitz-Brieg — jede konkurrierende Gewalt der Her- 



' Ebd. S. 157, Artikel V der üluniHchen Lftudesordnung, d. a. 1610. 
Darauf deutet IV ii ' /.ehiitiigige Frist, wolche die Lic'riiitzT 
Landesordnuug für die hiuic^uiig einer Provokation an den Her/o^' 
fci^tsetzto. Auch in anderer Hinsicht wurde das Beispiel der künig- 
lichea Verwaltnng zum Vorbiltlc fTir die Handhabung der Rechtspflege 
in den oinzelnon furstlichrn 7'rrritoritMi ; s<» findet sitMi in manchen rlor- 
selben z. Ii. da» Kompromifs seit dem Ende des 16. und dem Anfange 
des 17. Jahrhunderts: so in Lieguitz und Öls. 

^ So das Gfavamen von 1568: „So were auch von den armen 
unterthanen ^to / beseliM '-r wnoron langsamer ihr 'i- aehen in der 
apjpeÜation ericdi^ung uuib allergenedigste Verordnung, dasz hinfuro 
scblenniger expeditiones« erfolgen möchten.'' AA. III 6a S. 192. In der 
Antwort des Kaiflsn im Jahre 1570 auf eine an ihn ergangene Be- 
schwerde heifrtt es: „betr. ffcnd die beschwer der langsamen expe- 
dition bey ihr Mtt. appellation woUn ihr Mtt. darauf genedigat bedacht 
sein, damit dieser gerichtsstul mit geschickten und tauglichen personcn 
all wegen ersatzt und männigüch zur billigk«it m&lich befördert 
werden möge." Ebd. S. 714 ff. 

* Wir übergehen hier die kurze Episode der Regierung des» 
Winterkönigs, in der es den Ständen gelang, „den obersten Appel- 
lationshof nach Schlesien zu versetzen und also unter ihren Einnufs 
zu brinp^en". Kries, Rezension de- cr-teTi fiandes von Wiittkes 
Entwickeiungder öffentlichen Verhältnisse Schlesiens. Breslau 1Ö42. S. 34. 
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söge beseitigt Der Kaiser erklärte, das summ um regale 
appellationis stehe ihm allein zu, und hob, wo ein solcher 
noch bestand . don Zu^ von flen Territorialprerichten an die 
Inhaber der tVnstlichen Würde vollständig auf*. Die Prager 
Kaiiinior wurde jetzt zustiindig für Appellationen nicht nur 
in biirgerlielien, sondern auch in peinlichen Sachen^. Die de- 
finitive Durehfiihiung des Appellationsreelitcs in dieser Zeit 
steht im ZiK^ammeniiange rait der zugleich vorfrenoiiinienen 
allgemeinen Justizrefomi . der zufolge die Gericlitc der ein- 
zelnen Weichbilder abgeschafft und auch die bisherigen Cen- 
Irakerichte der einzelnen Fürstentümer ihrer Funktionen zum 
groisen Teil zu Gunsten neuer Oentralgerichte, der nunmehr 
kollegial organisierten Ämter oder Landeshauptmannschaften, 
beraubt wurden. Diese Ämter wurden jetzt allttberall dem 
Prager Appellhofe untergeordnet; ihrei-seit« wiederum waren 
sie Forum erster Instanz für den Adel und eine Art zweiter 
Instanz für die grundherrlichen und städtischen Gerichte ihres 
betreffenden Fürstentums. Bürger nämlich (mit Ausnahrae Bres- 
laus^ und liauern „provocierten zur Sfüine" jetzt in F.Mllen, da 
das Proe<^ssobjekt unter 200 Thlr. betl•u^^ von ihrem orde^itlieheu 
Gerichte zunächst an das Amt der Lan(feshauptniannsehati ; von 
dort erst ging der eigentlielie Zu^ an die Pra^rer Appellkammer; 
nur für die Angelnirigen der Landi>tandc ^ing er vom Amte 
oder aueh vom Mannrechte, wo das letztere jurisdiktioncdlc Be- 
fugnisse sich noch gewahrt hatte ^, alsbald nach Prag. Dagegen 
kam jetzt das Recht der Supplikation, welches im 16. Jahr- 
hundert eine so wichtige Rolle gespielt hatte, indem es den Zug 
auf den Kaiser ermöglichte, wo ausdrückliche Privilegien die 
Inappellabilität eines Gerichtes gewährleisteten , umsomehr in 
W^all, je mehr das Appellationsrecht der Krone sich erweiterte; 
zum Teil hörte die Revision gänzlich auf^ zum Teil verschmolz 
sie mit der Appellation ; man nnterschied jetzt zwischen einer 
Appellation an den König immediate und einer an die königliche 
Appellationskammer zu Prag, nicht mehr zwischen einer 
vSupplikation und einer Appellation*. Als inappellabel, d. h. 
als der Prager Appellationnkamnier nicht unterworfen, ^^•dten in 
J^chlesien jetzt nur die alten Schweidnitz-Jfiuerschen Central- 
gerichte, zumal das Mannrecht, das Uber- und Fürsteurecht 



* Re«kript Leopolds I. an die Prager Appellationßkaramer betreffs 
der Jnrisdiktion des FQnten von Liechtenstein, des Inhabers des Her- 
zogtums Troiipaa, d. d. Wien, 7. M&» 1674 bei Weingarten, 
Fiieiculi II 437. 

« Reskript Leopolds L, d. d. 22. April 1662, ebd. S. 449, Gut- 
Achten der Prager AppellatioDsIcammer, d. d. 13. Marz 1664 bei Wein > 
gtrtcn, Manuale S. 601 und Vindemiae (Ausgabe von 1692) S. 597. 

^ Iin Fürsttiirum Hroslan war das Mannrocht beschränkt iiuf 
Cridaprozosse, und gerade bei Oridaurteileu war die Appellation spüter- 
bin unstatthaft; 8.Wein garten, Vindemiae (.\usgabe 7on 1679) ». 805. 

« Ebd. S. SlO. 
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und daa Oberanit ^ ; von ihnen gab es allein SupplikstioQ 
oder, wie man jetzt auch sagte ^ direkte Appellation an den 
Kaiser. Die Tnappcllabih'tilt des Sehwoidnitzer ^fannrechtea 
hatte wenig zu besagen , da dnssf lbo an Bedeutung verloren 
hatte. Welclien Wert das Uberrecht für das Rechtslehen 
jener Zeit besafs, haben wir bereits ai!seinan<lergesetzt. Vom 
Oheramte als „einer immediaten kcinigliclien Regierung" end- 
lich gab es ganz «»benso wie vura (Jberrechte zwar keine Be- 
rufung an das Präger Tribunal, wohl aber an die Person des 
Königs, der den fraglichen Rechtsfall dann gewöhnlich der 
Prager Kammer zar Entschmdung übertrugt; dieses Bern- 
fangsverfabren entsprach zwar ganz dem Rechtsbegriflfe der 
Supfilikation, wurde aber dennocb auch Appellation genannt 
— ein neuer Beweis dafttr,. wie sehr die Grenzen zwischen 
Supplikation und Appellation sich damals verwischten, und 
wie sehr im letzten Grunde beide gleichen Wesens waren. 
Jetzt, da das jus appellationis der Krone unantastbar footr 
stand, unterwaii" diese dasselbe sogar freiwillig gewissen Be- 
schränkungen , indem sie aus praktischen Gründen für Civü- 
processe eine imtpr»' Appellabilitütsgrenze festsetzte^. — 

Durcli den Zertall des Laiides in zahllose kleine Terri- 
torien, dureh die auf das ( lebiet des Rechtslebens sich über- 
tragende strenge »Sdiderung der Stünde im Mittelalter war 
das Gcrieht?*vvesen in Schlesien zersplittert worden, war 
eine Unmenge kleiner, derartig lokal und stilndisch schari" von 
einander getrennter Rechtskreise entstiinden, dafs es dem 
Mitgliede des einen schwer, um nicht zu sagen, unmöglich 
wurde I gegen Angehörige eines anderen sein Recht zu er- 
lai^en. Die Folge davon war eine unerhörte Rech^ und 
Fried losigkeit, ein stetiges Überhandnehmen von Unbill und 
Gewalttliat. Unzweifelhaft mufste der Staat — und zwar der 
gegen Ende des Mittelalters emporwachsende Gesamtstaat, 
auf den immer mehr das politische Leben aus den einzelnen 
Territorien des Landes sich zurückzog , die Initiative zu 
einer Reform der Recbtspflego ergrei&n. An eine generelle 

^ Yindemiae (Aufgabe voa 1692) S. 342 und 597. 

s (Christoph Seicft l), Obsemtiones piacticae 1717, & 28. 

^ In Breslau betrug dieselbe (laut Reskript Leopolds L, d. d. Grss, 
K). Juni innOl 150 fl. In Proeosson, hei denen es f?ch nm 'joTh^^f^re 
Summen handelte, durfte nur appelliert werden bei „im Rechteu aoust 
zweifelhaften Fällen, Actiones armer Parteien und cansae pÜM*. Autiä 
mufste der Appellant den zehnten Teil der PioeefsBtimme bcd den Rats* 
mannen oder (I^tm Sf;ultL''i'rlclit<' lihitorlegen oder verbr(rL'"''"ti. Wurde 
nun die eingelegte Appellation aU irivol eiKhurtr so wurde die^ets Zehntel 
m Gunsten der Stadt konfioEiert, nnd der Anpellent murste alle Kosten 
tragen. Arme Leute, welche den zehntt-n Teil der Procefssumme za 
hintcrh'fTPn nnd 7M verbürpron nicht imstande wnren, sollten im Falle 
frivoler Appellation mit (jrcfäntjnia bestraft werden u. s. w. Die 
Appellabilitätagrenze im Fürstennun Troppau betrag 200 TU. zebles., 
Weingarten, Fascicnli I, 1. 88 f. 



Digitized by Google 



xm 1 



255 



Reorganisation der territorialen und lokalen Jii tizbehörden 
konnte bei den \vohll)egründeten, althei'gebrachten Ansprüchen, 
welche die einzelnen Gcriolitslierri'n — ob Landes- oder 
<Truiidlierren — , dir Städte und <V\*-' verschiedenen ständischen 
Korporationen besafsen, nicht gedacht werden; die Besserung 
mufsie anheben mit der Erriclitun^ einer Centraiinstanz, 
deren Aufgabe es sei, dort ergänzend und korrigierend ein- 
zusetzen, wo die bisherige partikuhirc Organisation Liu*ken 
und Schäden aufweise. Ks ist das Verdienst der einheimischen 
stfndischen Gewalten, dies erkannt und die ersten Mafsrogeln 
zur Abhülfe getroffen sa haben; es war dies eines der Haupt- 
motive , aus denen die Landfriedenseinungen des 15. Jahr- 
hunderts und zumal die Landfriedensgerichte mit ihrer Kom- 
petenz als ordentliche Instanzen für die Fürsten und die 
übrigen Mitglieder der Bttndnisse und als Instanzen in Fällen 
Ten Rechtsverweigerung seitens der Partikulargenchte her- 
vorgingen. Wie aus den Landfriedenseinungen dieser ersten 
Zeit seit Matthias Korvinus der (rcnerallandtag auf dem Ge- 
biete des Verfassuni!:slel)ens entstand, so schlielst sieii in sei- 
nem Wesen und in seiner Gestaltung an jene Landfriedens- 
gerichte infnlfrc seiner Einsetzung durch das profse Laudes- 
privile^^ von 1498 das Ober- und Fürstenrccht als ordentliche 
Instanz für die Fürsten lind Oberstände, als Forum in Fällen 
der Rechtsverweigerung seitens der partikularen Gerichte. 
Wie hoch man aber auch immer dieses Verdienst der General- 
stftnde um die Reform und um die Centralisierung der Rechts- 
pflege anschlagen mag, so kann doch kein Zweifel darüber 
bestehen, dafs durch diejenige Form der Organisation, wie 
sie von den Fürsten und Ständen in das Leben gerufen war, 
nur den äufserlichsten und rohesten Mifsständen Abhülfe ge- 
schah. Niemandem 2 war konnte jetzt direkt sein Recht mehr 
verweigert werden; ein anderes aber schon war es — ganz 
abgesehen von allen anderen Bedenken — , ob sich der Kläger — 
der Geltung des Satzes: actor soquatur forum rei — mit 
dem Yon Angehörigen eines fremdem, ja sogar vielleicht feind- 
lichen Interessenkreises ausgehenden Urteile zufrierlengestMlt 
erklären konnte. Inzwischen freilich wuciis die Hedeutung 
ilcij Oberrechtes ; im Anfange des 16. Jahrhuntlcrts trat es 
wieder in unmittelbaren Zusamnienliang mit dem Landt'rieden 
und erhielt ak oberstes Laiidtrieddisgericht sogar kriminelle 
Funktionen. Anders wurde es erst, als mit Ferdinand I. ein 
König den Thron bestieg, der seiner Pflichten sich voll und 

fiiUB bewufst war, welcher der Begründer des modernen 
taatsprincipes für Schlesien wurde. Das Ober- und Fürsten- 
recht freitich bedeutete nicht den geringsten Eingriff in die 
Oerichtsprivilegten der einzelnen FUrst<m und Stände; sollte 
aber ( ine wirksame, den immer mächtiger und unabweisbarer 
«ich geltend machenden Anforderungen des Rechtslebens ent- 



256 



xm 1 



sprechende Centralisieruug der Justizverwaltung angebahnt 
werden , so standen überall die Sondervorrechte einzeliu r 
hemmend im Wege. Diese Aufgabe, welche die Stände nicht 
zu lösen vermochten, da dazu ein Eingriff iu die privilcgieru; 
Rechtssphäre des Einzelnen erforderlich war, welchen vorzu- 
nehmen sie in ihrer Gesamtheit sich nicht entschliefBen 
konnten , da daza auch eine Resignation der Einzelnen m 
Gunsten der doch von ihnen gebildeten Gesamtheit nötig war, 
an welcher sie durc-li ihren Partikularismus, durch ihren be- 
schränkten filick gehindert waren, ging daher jetzt an die 
Krone Uber, und diese zeigte sich den an sie gestellten Anfor- 
derungen vollkommen gewachsen. Durch seh ärtere Ausbildung 
des Principes der administrativen Kontrolle des Oberamtes über 
die Partikulargerichte verlor das Ober- und Für8t< ii recht, 
wenn auch nicht formell, m doch faktiseh seinen Charakter 
als Forum in Fjlllen von Kechtsverweigerung ; d niselben ging 
ferner mit Ablauf des Landfriedens seine Kompetenz als 
oberstes LandtriedenRf»'ericlit verloren. Es wurde jetzt reines 
Pairygerieht für die Fürsten und freien Standesherren sowohi 
in Civil- wie auch in Strafsachen ; seine Bedeutung für da*» 
Staats- und Rechtsleben wurde immer geringer; ganze Land- 
schaften absentierten sich von ihm, jahrelang fiel es aos^ der 
Geschttftsgang war ein schleppender; nicht einmal seine In- 
appellabilität vermochte es zu oewahren, und dennoch hingen 
die Stände an dieser in der That ziemlich wertlosen Institu- 
tion mit der gröfsten Zähigkeit und schätzten sie „als ein 
köstliches Privilegium und Kleinod des Landes." Immer 
röfsor dagegen wurde der Kinflufs, den das Königtum auf 
ie Ausübung der iiechtspflege in Schlesien gewann. Durch 
die Eiiituhrung der Institute des Schiedsvertrages durch 
küni^xlielie Kommission und durch Koinproniifs vor dem Ober- 
amte wurde die Thätigkeit der ordentlichen alten Partikular- 
gericht«^ bescliriinkt und ein materieller EinHuf^i (b^r Krone 
und ihrer Beauu< n auf die Schlichtung der Rechtsliändel im 
Lande gesichert. Dominierend aber wurde der Eiiitiufs der 
Krone auf die materielle Feststellung des Urteiles, als ihre 
Versuche, eine von ihr abhängige, neue, im Verhältnisse zum 
Oberrechte weit vollkommenere Centralinstanz der Rechts- 
pflege zu schaffen, mit Erfolg gekrönt wurden. Sie recipierte 
aus dem römisch-kanonischen Rechte als Attribute ihrer nOch* 
sten Gerichtsgewalt die Rechte der Appellation und der Sup- 
plikation, und indem sie unter den günstigen Machtverhält- 
nissen, zu denen sie nach den Siegen des Jahres 1547 ge* 
langte, zur Handhabung des Appellationsrechtes die Prager 
Appellationskammer erri<'htete, den durch ausdrückliches 
Privileg jedoch für ina()pellabel erklärten Gericliten gegeii- 
liber da.s Keclit der Supjilikatinn in Anwendn^^L'' brachte, 
stellte sie einen geordneten Instanzenzug her und gewann su- 
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gleicli für ihre Justizholioit eine ta.<r iinumscliränktc Macht- 
tViiie. Erst jetzt wanl eine Einwirkung anf flie Tliiitii^kcit 
flr-r Ptirtikulargeriehte , eine Kontrollo hinüichtlKli daa mate- 
l itiien Inhaltes (kr von diesen anjjgehenden Urteile ermöglicht, 
erst jetzt war der .Si hutz der rechtsnchcnden Parteien vor 
Unwissenheit, Voreingenommenheit und talüchen Aultassunffen 
des ordentlichen Richters garantiert. Trotz mannigfacher 
Venchiedenheiten liefen Appellation und Supplikation im 
letiten Grunde auf dasselbe hinaus; abgesehen dayon, dafs 
für die letztere die Bedingungen einigennafsen erschwert 
waren, bestand der Hauptunterschied zwischen beiden dariui 
dals mit der generellen Verwaltung des Appellationsrechtes 
eine besondere Behörde, eben die Appell iti iuskammer zu 
Prag, betraut war. Organisiert war diese Behörde nach den 
Principien der Kollegialität, der Ständigkeit und des Berufs- 
beamtentums, ausgestattet mit festen TnstruktionPTf, sodafs sie 
in sich selbst die sicherste Hür^sehafr im- Gtvsetzniälsigkeit 
und ünparteilielikeit der RechispHegej Stetigkeit, (Jenauigkeit 
imd Tradition der Geseliäftsführung, sowie starker Kontrolle 
über die einzelnen Mitglieder trujr. Da ihre ZustMndip^keit 
nicht allein auf »Schlesien, sondern aut die gesamten Lander 
der böhmischen Krone sich erstreckte, so bedeutete die neue 
Kammer einen wichtigen Schritt auf der Bahn der Centrali- 
sation; sie wurde zugleich die wichtigste Pflanzstätte des 
römischen Rechtes fbr Böhmen und seine Nebenländer. Das 
Gericht war rein königlich, sodafs die Schlesier nicht zu 
klagen brauchten, ihrer alten Unabhängigkeit etwa zu Gunsten 
der herrschsüchtigen böhmischen Stände beraubt zu sein; da* 
durch, dafs immer Schlesier dem Kollegium angehörten, 
war Sorge ftir eine Vertretung der speciell schlesischen In- 
teressen getroffen. Sehr oft wurde der A])pellhof auch mit 
<ler Handhabung des Supplikationsreelites betraut, freilicli 
iuinier nur auf Grund einer spcciellen Delegation in jedem 
einzelneu Falb*. Das Verfahren sowohl ])ei der Appellation 
als auch bei der Supplikation war genau geregelt unter An- 
lehnung an die Vorschriften des römisch-kanonischen l*ro- 
cesses. So hatte die Krone es verstanden, der ihr uuheim- 
efallenen Aufgabe zu genügen; sie hatte alles geleistet, was 
em Bedürfnisse der Zeit entsprach. Wenn sie auf diesem 
Felde des Staatslebens einen völligen Sieg Uber die mit ihr 
ringenden ständischen Gewalten davontrug, so hatte sie dies 
in erster Reihe ihrer Entschlossenheit und der Vollkommen- 
heit der Technik der Mittel zu verdanken, mit denen sie an 
die Bewältigung ihrer Aufgabe herantrat; in dem Augenblicke, 
als den Ständen der Wille und die Kräfte zu weiterer Re- 
fnrai versagten, sprang sie ein und wnfsto mit f:!:röfscrem Ge- 
^ehick das schwierige Werk zu vollenden. Zu spiit erkannten 
jetzt, nachdem ihnen die Krone den richtigen Weg vorge- 

Fonehuu^n Xlll 1. - Raohfahl. 17 
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zeichnet hatte, die Stände^ welche Richtung sie hätten ein- 
schlagen müssen, um die Centralgewalt auf dem Gebiete der 
Rechtspflege zu bewahren. Der Kampf gegen die Appellation 
verwandelte sich jetzt in einen Kampf um die Appellatioii; 
die Stände recipierten das von der Krone zuerst aufgenom- 
mene , von ihnen aber bnfolnlete Ai^pf^llntionsprinrip und 
trachteten darnach, das Ober- und B^'tträtenrecht zur Berufungs- 
instanz für die Partikulargerichte Schlßsiens zu erhebeT^. 
Aber ^chon dieser Gedanke, ein zweimal im Jahre zusammen- 
tretendes Gericht, welches nicht einmal von dem ganzeü 
Lamle beschickt und anerkannt wurde, sowie die weiteren 
Details ihres Planes von 1554 zeigen auf das deutlichste, 
dafs sie auch jetzt noch nicht der technischen Schwierigkeitoa 
ihres Unternehmens steh bewuTst waren , und beweisen, fiiUs 
es eines weiteren Beweises überhaupt noch bedürfen sollte, 
dafs das Königtum der einzige pohtische Faktor war, von 
welchem eine zweckentsprechende Centralisierung der Rechts- 

gflege ausgehen konnte, und dafs sein Triumph über die 
tände in dieser Hinsicht nicht nur die Folge augenblick- 
licher gröfserer Gewalt, sondern auch innerer Notwendigkeit 
war, da es dh' Bedfn-fnisse seiner Zeit besser verstand und 
zu deren Befriedigung die passenderen Formen zu schatfea 
Wulste. 
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ftie eesamtstaatsyerwaltiing SeUesiens 
m XYI. Jahrhundert. 

n. 

Die FinaiiBbeliörden. 
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I 



Einleitung. 



Abrir» der GeBchlchte des schlesisehen Finanzwesens 

im 16. Jahrliundert. 



Wenn schon, wie wir sahen, im sechzehnten Jahrhunderte 
in der obersten Instans die Rechtspflege die Tendenz zeigte^ 
sieh m^Uchst von der allgemeinen Verwaltung abzulösen, so 
geschah ein weiterer Schritt der Arbeitsteilung auf dem Ge- 
biete des Staatslebens insofern, als damals das Finanzwesen 
ein völlig selbständiger Zweig der Administration wurde. 
Freilich hatte auch die Entwicklung der Verwaltungsorgani- 
sation in den einzelnen Territorien schon zu ähnlichen Er- 
gebnisson gefillirt; an die Stelle des Kämmerers war der Rent- 
meister getreten; das Burggrafentum war bei dem Verfalle 
der alten fürstliclien Hoheitsrechte vielfach ein reines Wirt- 
schaftsamt geworden. Jetzt jedoch, als zum Anfange der Neu- 
zeit eine neue centrale Organisation der Finanzverwaltung für 
gauz Schlesien geschaffen wurde, schied man dieselbe principiell 
und bewufüt durcligangig von den übrigen Zweigen der Ad- 
ministration. Ehe wir jedoch auf die Geschichte der Finanz- 
behdrden in dieser Epoche eingehen, wird es nötig sein^ eine 
kune Darstellung der Geschichte der materiellen Finanzord- 
ntiiig jener Zeit voraulzuschicken. 

Wie in der ältesten Zeit die gesamte Staatsgewalt in der 
Person des Herrschers sich koncentrierte, als dessen privater 
Besitz erscheinend, so auch stellte sich das wirtschaftliche 
Leben des Staates dar als die Privatwirtschaft des Fürsten. 
Wir sahen^ wie umfangreich die Rechte des Staates und da- 
mit des Herrschers auf dem Gebiete des wirtschaftlichen 
Lebens waren, TTiit welch vielfaclien Regalen und Einkünften 
die landesherrliche Gewalt ausgestattet war, wie aber infolge 
der privaten Auffassung des staatlichen Principes die Finanz- 
hoheit des FtUrsten immer mehr an Umfang und Inhalt verlor, 
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wie ferner unter dem Eindringen abendländischer AiUscliauungea 
jene OruHdherrjjchat'ten sich ausbildeten, welche, selbst frei 
von den öffenüichen Abgaben, diejenigen Leistungen, zu denen 
ihren Hintersassen an den Landesherm yerpfliclitet waren, in 
ihren eigenen Besitz brachten« So führte denn die Entwicklang 
für die Finanzgeschichte Schlesiens im grolsen und gansen 
SU demselben Resultate wie fiir die anderen Länder Europis: 
die einzelnen Jurisdictiones fUblten sich dem Herscher gegen- 
über nur zu gewissen Naturalleistungen verpflichtet, smm Dienste 
bei Hof, bei Heer und Gericht; die Staatsgewalt hatte kein 
Kecht, von den Ständen etwas anderes zu fordern, falls es 
dieselben nicht eben freiwillig thaten oder gaben ; die Steuer- 
pfliclit schien des freien Mannes unwUrdif^ zu sein ^ Derselbe 
Grundsatz wurde übertragen auf den nrucu schlesischen 0^ 
samtstaat, der dem Matthias Korv^inus seine Entstehung ver- 
dankte; in dem grofsen Landesprivileg von 1498 erliieh die 
Freiheit der Fürsten und Stiindf- von der Steuerj>Hicht ihre 
ausdrückliche Sfinktion durch die Krone. Es ist uns nichts 
davon bekannt, dafs den böhmischen Königen aus dem jagiel- 
lonischen Hause in den Jahren von 1498 bis 1526 Ton den 
Fürsten und Ständen Schlesiens eine Steuer bewilligt 
worden wäre, und nicht mit Unrecht führte der Chronist die 
Katastrophe von Mohacz auf die Engherzigkeit und die Hab* 
sucht der Stände zurück'. Jetzt aber, nach der schimpflichen 
Niederlage des Jagiellonen, nach eeinem elenden Tode, muCstsa 
die Augen aller sich öfliien. Die Vormauer Europas war ge- 
fallen, Ungarn den osmanischen Horden preisgegeoen, welcne 
jed»'!! Augenblick ihren Vorstofs zu erneuern und dif^ rtlte 
Kultur des C^hristentuma zu vernichten drohten. Nachfolger 
Ludwigs wurde in Böhmen und wenigstens dem X;nnen nach 
auch in Ungarn Erzherzog Ferdinand aus dem Hause Habs- 
burg; als dieser zur Abwehr gegen die Türkengefahr alle 
Länder seiner Herrschaft zu kraftiger HtÜfe ermahnte, da 



> Vgh hierzu Schmoller in seinem Jahrbuche N. F. i 40 f. und 
Lorenz von Stein, Finanzwissensehaft P 108 iF. 

* Man verffh»iche die schöne Schilderung der Finanznot K5ni^ 
Ludwi^H nnd der in seinen Reichen herrschenden Ver^viming bei 
SchicKfuf« 1 200: „Die Biseboffe und Landhcrm neideten einander, 
und wolte tmer einer ikhet den andern «eyn nnd liessen sich vmh Am 
Königreichs Wohlfahrt unbekfimmcrt. Dann indem sie sU^n auff ihren 
eign^'H nutz trachteten, stiiiid.>n die Landgräntzen blos, unhest tzt und 
unverwahrt, derhalben hatte der Feind gut machen. So richteten sich 
die andern benadibarten Landen ancli nach den Untern und waren in 
solcher grossen vorstehenden Noth gar nicht soiq^flutig und erzeigeten 
eich unmilt ^c^ff^n dem Könij><». Dann es ist am tag und vielen Leutea 
wissentlich, dasz man dem Könige eine geringe ötewer und Anlage 
wider den Tfircken verMigt hat, &8 hemi^ verstendig« Lent oftnus 
bekU^t haben. Und das heilst, wie der Poet eagt: 
Die Königreiche in der Welt, 
Sünd, Schand, Hasz, Neid und Hoffardt feilt." 
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konnten auch die Schlesier nicht mehr dieser AiitTorderun^ 
sich entziehen. 1527 hewiUlgteii sie die erste allgeiiieiiie 
Landessteuer des 16. Jahrhunderts, und bald wurde diese Be- 
willigung immer mehr ständiger Natur. 8o war das Werk 
wiederaufgenoniDien, an welchem ein iialbes Jahrhundert zu- 
vor König Matthias unablässig gearbeitet hatte, und das nach 
seinem Tode wieder verfallen war. Waren die ersten Schritte, 
welche Matthias gethan hatte, noch unsicher, tastend, zum 
Teile roh und gewaltthätig gewesen : jetat begann alles allmfthlich 
in feste Bahnen einzulenken, bestimmte Formen bildeten sich 
aus, und eine neue Epoche in de r Finanzgeschichte Schlesiens 
begann. Der gesteigerte Bedarf* für die Erhaltung der Uurseren 
Machtstellung und damit zum Schutze der gesamten Civili- 
sation des abendländischen (^Miristentums — dem östlichen 
Reiche der Habsburger war jetzt di<'s«' Aufgabe zugefaHen — 
schuf in Schlesien neue wichtige Kmiiahniequellen fVir den 
Staat ; da aber diese neuen Einkünfte gniistenteils aut der Zu- 
stinnnung der Stände basierten, so nalim die Finanzwirtschat't 
dieser Zeit ebenso wie in anderen Ländern der geruianischeu 
und romanischen Völkerfamilie jenen Uoppelcharakter an, der 
seinen Ursprung in einer Rechtsauffassung fand, der zufolge 
Iiandesherr und Landstände als zwei schroff einander gegen- 
Qherstehende, nur durch eine Reihe einzelner Rechte und 
Pflichten mit einander verbundene Subjekte des öffentlichen 
Rechts erschienen. Daher zerfiel auch geraäfs der verschiedenen 
staatsrechtlichen Natur der Einnahmen das gesamte Finanz- 
wesen in zwei streng von einander gesonderte Gebiete, von 
denen das eine, dem Einflüsse der Stände entzogen, nur der 
Krone unterstellt war, während auf dem anderen der aus- 
schliefsliche Einflufs der Stände sich geltend machte^. 



1. Das königUohe Finanzwesen, 

a. Ordentliche Einnahmen. 

Das königliche Finanzwesen, das Aerarium, beruhte in 
erster Linie auf dem Domanium und den Regalien. Es wurde 

' Gindelv (Geschichte des böhmischen Fioanzwesena von ld26 
bis 1618. Deoksclirifteii der Wiener Akademie. Phil-Hist. Klasse 

I86&. S. 90) unterscheidet zwischen einem ordentlichen und einem 
unffsorordtiitliclien Budget, indem er ab dip ^ Grundlage des ersteren 
iiie auf dem eigenen Kechte des Künies beruhenden Einnahmen, als 
die des letsteren die Steuern aufifafet Da diese Ausdrucksweise leicht 
in Mifsverstruidniasen Anlafs geben könnte, für Schlesien auch in den 
Q«p||pn nicht hcLTÜndtt ist, da in diesen aU aufserordentliche Ein- 
aabmeu die durch Kreditoperationen u. a. w. erschiosseneu Einkünfte 
bezeichnet werden, so schhefiie ich mich der Terminologie Steins an, 
W( Uber daa Finanswesen der Krone als Aerarium von dem der St&nde 
unterscheidet. 
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fiTili^M* j^^osehiklert, wie die fürstliche Omnipotenz der iihesten 
Zf'ii ailiiiähiic'h immer mehr sich auflöste, sodafs die volle 
Ausübung der Staatsgewalt dem Laiidesherrn sclilielslich nur 
noch dort zustand, wo er auch Grundherr war. Auch der 
König konnte also in Schlesien die volle Staatsgewalt nur noch 
dort in ihrem urüpr anglichen Umfange besitzen, wo er Herzog 
und zugleich auch Grundherr war, d. h. auf etwa vorhandenen 
DomanialgCktern der Erbfürstentamer, Der Domanial- 
besitz des Königs aber war 1527, als das Haus Habsburg 
Bur Begierung kam , ttufserst gering. In den Fttrstentttmern 
Breslau und Schwetdnitz-Jauer war er bereits Teräufsert oder 
doch wenigstens, in der Form von Burglehen, für empfangene 
Darlehen zum Lehnsbesitze bis zu dereinstiger Wiedereinidsung 
verpfändet, dem Einflüsse der Krone schon seit langer Zeit 
p-inziich entfremdet. Beträchtlicher war der kflnigliche Onin*]- 
besif'/ in den Fürstentümern Troppau Grofsglogan Oppelu- 
Ratihor^ und 8agan (mit Priebus und Naumburg)*. Von 
einer unmittelbaren Verwaltnng der hier befindliclien Güter 
flir die Krone war jedoch keine Rede, sondern sie wurden 
lediti^Uch als ()l)jekte für Staatskreditoperationen betrachtet 
und im Bediirfnisfalle gegen entbprecliende Darlehen ver- 
j.tandet''. Zum Domanium als gehörig betrachtet, daher auch 
ganz ebenso zu Kreditzwecken benutst und im Notfalle sogar 
verkauft wurden alle übrigen, als Einnahmequellen irgendwie 
in Betracht kommenden , aus dem alten jus ducale stammen- 
den Bechte. So waren schon bei Ferdinands I. Regierung:»- 
antritte die Landeshauptmannschaft und die Kanzlei desFürBten- 
tums Breslau an die Stadt Breslau, das Oberhofirichteramt um! 
die Kanzlei der FttrstentUmer Schweidnitz-Jauer an die 8chaif- 
gotsche versetzt; ebenso verhielt es sich mit den Hauptmann- 



* Es gab ]ii<'r ?rn 16. .Talirh. zwei köni^h'oho Pfandgüter, da.«» 
Schlofg Grätz, weiche:» 1535 auf den Leib, und das Schlofä Troppau, 
welches 1562 auf zwans!g Jahre verschriel^ wurde. Im Anfange des 
17. Jahrb. betrug die P&ndsnmine für Ttoppau 125000 Thlr.; s. Bi er- 
mann, Troppau >^ -^V^. 

' Hier warten Uie wicbtigatcu PlandHclulliiige: Guhran, Freistadt, 
Spiottan, Schwiebus und GrQnberg. 

• In Oppoln-Ratibor starb zAvar 1532 der letzte plastische Herr- 
scher. Herzog Johann: flio Füretentümer ginpon ahrr zunflchat in den 
Pfautl besitz de» Markgrafen Georg von Brandenburg über (Grün- 
hagen II 59X deeaen Sohn sie 1552 im Anstausebe gegen Sagao, 
Priebus, Naumburg, Sorau und Triebel an die Königin IflAbella, die 
Witwe des Johann Zapolya, abtreten niufstc febd. >^ -v 

* Sagan w urde 1-548 von Moritz von Sachsen au den Kaisf r ab- 
getreten (ebd. S. 78), wurde jedoeh schon 1552 au den Markgrafen 
Georg Friedrich, 1.558 gegen ÖOOOO Thlr. auf swansig Jahre an die 
Promnitze verpfändet. 

• So nicht nur in 8cldesien, soudern auch in allen Landern d<'r 
habsburgischen Monarchie noch im 18. Jahrhunderte. VgL Franz 
Freihrrr von Mensi. Die Finanzen Österreichs von 1701 bis 1740. 
Wien 1890. 9 und a 300 fif. 
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Schäften Sprottau und Schwicbus, den Hofgerichten zu Striegau, 
Sehweidnitz. Haynau und Landeshut, dem Landgericht in 
Stadt- und Weichbild Hirschberg, sowie mit zahlreichen Ober- 
gerichten, Geld- und Getreidezinsen, Stadtgeschofson, ^riin/- 
geldei-n 11. s. w. ^ Alles eben, was an Heftenden Gründen, an 
Einnahmen und Hnanziell nutzbaren Rechten seinen Ursprung 
in dem alten jus ducale hatte, gehörte in den Krbftirsten- 
tümern zum Domanium des Königs und stand im Pri vateigen- 
tum der Krone. Der Umlan«; des Doniauiuni war freilich 
in der ersten Hülfe des 16. Jahrhunderte noch ein sehr ge- 
ringer, wuchs aber in der Folgezeit, als verschiedene Fürsten- 
tflmer nach Aussterbe der in ihnen regierenden Piastenhäuaer 
heimfielen (besonders nach AufhOren der Pfandschafit von 
Oppeln und Ratibor) da die emheimiscben Herzöge ihr Gut 
nicDt in dem Mafse verschleudert hatten, als dies seitens der 
böhmischen Könige in den alten ErbfUrstentümern der Fall 
gewesen war. Diejenigen Domänen, welche als Pfundschillinge 
versetzt waren, waren den Inhabern entweder auf eine Anzahl 
von Jahren oder auf den Leib oder, wie die Bnrglehen, als 
erbliche Lehen bis zur Aus]n8nnj:r versrhrioben nnd fielen 
nach Ablauf der Pfantlzeit je nach den IH'aiui vertrügen ohne 
Entgelt oder gegen Erlegung der Pfandsumnie an den König 
zurück. Gegen Ende des 10. und Anfang des 17. Jahrhuiulerts 
führte die infolge der damals wiederum heftig entbrannten 



* B. auch (Mo Antwort der Breslauer auf gewisse Anfrac;en des 
K.'mifi^s gleicli uadi sr iner Thronbesteigung im IJrcsl. Stadtaren. Acta 
Pni»li.'a I ri5n — I VJS) Ms. 102 fol. 40f> ff.: ..Auf den ersten, das k. m. 
bfgeren, das wir r*einer k. in. reuten, so wir in vorsatzuug huldüii 
tOKlen, ohne entgeltnnez widemmb in ir kamer frey und gcruglich 
woklen i^ukomen und wiiU-rfaren lasHCii , i.'^t es an dem ... da-; wir 
vor jjf ineiner stat von k. m. cauiorguet nichts pfentlichs innehaben, 

soiuler alle der stat reuten, gulte und einkomeu seiu erblich 

Die ko. rent«n aber und noste taü der geschSflser und monxe geldes 
iiiilit allaiiit' hoy der stat lireslaw sonder a« rn ganzen wohl fur.strn- 
thumej und andern leutcn zum toil auch tursten von den vorfordern 
konigcn milder jgedechtnus iu grü;.aeu »ummen vert-iatzt und impi^no- 
nrk worden." Auf das Verlangen des Königs« ihm doch ein Regist (>r 
über da.s Einkommen der alten Fürsten aus dem Fürsten tume Breslau 
zu sdiickcn, erwiderte die Stadt, dafs sie keine derartifen Verzeich- 
nisse besaffic, da die?*elben wohl iu die küuigUche Kammor gekommen 
feien und sich dort noch befinden mQfeten. Die Regierung eines 
L;in(l»'s (wie des Furstentinn^ Br*slan) anzutreten, in dem es am-li nicht 
einen einzigen Pfennig re^'t-lniäfsiger Einkünfte pth, mag für Fer- 
dinand 1. allcrdiugt^ nicht besonders erfreulich gewc-icu sein. 

• 0ie vornehmsten Pfandschillinge in Oppcln-Ratibor waren Falken- 
berg, Neustadt. Rosenli rL". Gleiwit/. . Sohran. Kraj>pitz, Ohcrj^logau 
una Ko-^el. Lublinitz, drolsstrelilltz , Ratilior, T()st. Preiskretschani. 
Hybuik, Zülz, Sluwentitz, Scliurgast und Steinau (Kgl. Stautöarcb. 
BresL AA. I Üöa). Im 17. Jahrh. vermehrte sich der Doininialbesits 
in noch viel höherem Grade nach dem Erlöschen der Liegnitser 
Pi&iteDlinie. 
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Türkenkriege unablässig steigende Finanznot zu einer last 
allgemeinen Veräufserung der königlichen Domänen^. 

Hinsichtlich der B e g a 1 i e n — hier kommen in Betracht 
natürlich nur die später sogenannten niederen Hegale — 
müssen wir uns erinnern, dafs gerade damals jener Procefs sich 
vollzog» dessen Tendenz in einer allmählichen Umwandlung der 
einstmaligen Landesherrlichkeit der schlesischen HersOge in 
eine blofsc Grundherrlichkeit bestand, und dafs eine neue 
staatsrechtliche Anschauung sich geltend machte» der zufolge 
die Fürsten in dem Besitze ihrer Regalien nur dann gesichert 
blielx'Ti. wenn sie auKdrückliche PrivilcjS^ion dafür Tinchweisen 
konnten. Wenn die historische Bedeutung der Regalien 
darin besuind, dafs sie aut (ier, wenn auch noch »o unklar 
gedachten Idee von der Stell iinj^ des Fürsten als deis Ver- 
treters der wirtschaftlichen ( it nieinschaft aller Mitglieder des 
Staates berulitt ii so darf man es als ganz angemessen be- 
zeichnen, wenn nunmehr, da das staatliche Leben von den 
einzelnen Teilen Schlesiens auf das gesamte Land ttberging, 
ak Vertreter dieser neuen wirtschaftlichen Gemeinschaft yoa 
ganz Schlesien nicht mehr die alten Partikularherzöge, sondern 
der König von Böhmen als der oberste Herzog von gans 
Schlesien erschien, dafs die Regalien also von jetzt ab als 
eine Pertinenz der Krone, nicht mehr der einzelnen schlesischen 
Forsten galten. In der thatsächlichen Entwicklung kam dieses 
Princip eben dadurch zum Ausdruck, dafs als natürlicher In- 
haber der Regalien kraft des Rechtes seiner Stellung von jetzt 1 
ab der Kr»nig anir<\s«')u*n, den Herzögen aber oine Teilnahme 1 
an diesen Rechten nur insofern zugeschrieben wurde, als i>ie ' 
darüber bestimmte Privilegien seitens der Krone Böhmen auf- 
weisen konnten. Als denirtic^e linancielle Regale des Königs ^ 
kamen in Betracht dasMuuz- und Berg-, das Zoll- und das Öalz- 
regal. Während das Zoll- und das Salzregal erst in der 
zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts zur Burchftlhrung ge- 
langten und bis dahin in ihrer besonderen Qestalt unbekannt 
waren» knüpften Mttnz* und Ber^gal in der Form, wie sie 
von den Habsburgera gleich bei ihrem Regierungsantritte be- 
ansprucht wurden, an ältere Einrichtungen an. 



^ So wiirdon erblich verkauft: 15S2 Krappitz, 1609 Oberglogau 
rnid Kosrl l.>7 Liililinitz. 16i;J Grofs-Htrehlit:^ 1()00 Rntibnr, 15^", 'f-i^t 
und Prei.Hkretschatn, 1607 Ryhnik, 1606 Zülz und Strelilitz. Slawen- 
titz, 1605 SchurgRKt, 1600 Steinau D. S., 1615 Troppuu , IGül Guhrau, 
1611 Sprottau, 1596 Grünberg, 1602 Priebus und Naumburg, 1600 das 
J^urglenen zu Xeumarkt, 1004 (Ins zu Anrns. 1605 Sdilofs und flerr-diaft 
Fürstenf^tein siimt den öden Schlösseni Homschlofs und Freudenberg, 
der Stadt Freiburg und den dazu gehörigen Diirfern für 75000 Thaler, 
1608 das Burglehen zu Jauer, 1607 das zu Sehweidnitz, um dieselbe Zeit 
die ßurglehcn zu Dünzlau und BoIk<-nhnin, sowie Schlofs und Hemchaft 
Kicu:*burg. (Ebenfalls aus AA. I 95a.j 

' Lorenz von Stein a. a. O. 
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\¥a.s die Geschiclito "Nl ü n z r ci^uls * in dem von uns 
jetzt behandelten Zeiti. nun anbelangt-, so miisbcn wir im Auge 
behalten, dafs dasselbe aus zwei Bestandteilen sich zusaninu n- 
setzte, einmal auj» dem Hechte, den Münzen ihre Wiilirung 
zu verliM'hen, »odann aus der Befugnis, selbst Münzen zu 

S ragen ; nur in dieser letzteren Hinsicht gC8tan<l Ferdinand I. 
en mit der Münze privilegierten schlesiscben Fürsten oder 
Ständen ein mit seinem Münzregale konkurrierendes Recht 
SQ. Kanm hatte Ferdinand den oöhnuschen Thron bestiegen, 
ab die schlesischen Generalstände ihn baten, auf die Her- 
stellung eines gemein.samen Münafufses fttr Böhmen, Mähren 
und Schlesien ^unbeschadet des Münzreehtes der Stände" hin- 
auwirken^. Versuche des Königs in der Folgezeit, eine Müna- 
stätte in Breslau einzurichten, blieben ohne £rfolg; die dar 
selbst geprägten Münzsorten reichten bei weitem nicht hin, 
um das ßedürfnl*^ zm decken, geschweige d^^ini die schlechten 
Geldsorten zu verdrangen. Pantsch iedener trat der König ei*st 
seit dem Jahre 154r) auf; er vcr}>nt wälirend seiner Anwesen- 
heit in Breslau im Mai dies(»s Jaii r<;s die Sil})crj)r<Mgung, welche 
bisher vom Herzoge Friedrich von Liegnitz und dem Bres- 
lauer Jiate ausgeübt worden war, und erliels einige Wochen 

* Uie iiegierimg des Köuit^s Matthias war, wenn aucli alle Re- 
fonn versuche ninsicfitlich des Munzfiifses feUscblueen, för die schle- 
iche Munxgt'sohii-htc doch insofern epochemachena, als unter ihrem 
Einflii?sn jene Wamlhmg der staatsrechtlichen Anschauung sich vollzog, 
infolge deren als principieller Träger der Münzhoheit der König galt, 
sodan den eiluseliien Ffirsteii und Rtftnden ihr M flnzrecht jetzt nur noch 
als ein Privileg gebührte. So lassm sich 1505 die Liegnitzer Herzöge, 
1495, 1502 \\\ia 1504 die Münstcrborp-Oelsnischen Fürsten, 149S der 
üerzog von Tescben, 1004 und läü5 Siginund von Cvlogau« 1515 der 
Bischof ihr Mfinsrecht durch königliches Privileg bestfttigcn (Friedens- 
bürg, Schlcs. Müii/.frcsrh. im Mittelalter. II. Codex dipl. Siles. XIII 

f V In den auf den Tod des M?irthl:m Korvinus folgeudt'T» iM'rron- 
loöt'U Zeiten unter Wladislaus uuii jLuiiwig Ii. wurden (he Müuicwtrren 
immer ärger, und es ergriffen daher in den Münzeinun^en der Jahre 
1505 und 1511 die Fürsten und Stände ihrerseits die Initiative, ohne 
jf'doch eine Abstellung der Schulden zustande zu brinp:en. Das Münz- 
elend war ein derartig grofscs, dafs es Wunder nehmen mufs, „wie bei 
diesen Yerhlltnissen« wo nicht eine Münssorte, nicht ein Rechnungswert 
eine sich gleichbleibende bestimmte Summe darstellten, Handel und 
Wandel überhnupt bestehen konnten". (Ebd. S. 103.) Der Thätigkeit 
Ferdiuauds 1. war hier ein fruchtbares Feld eröffnet. 

' Benutzt wurden Ar die folgende Darstelfung in erster Reihe die 
AnfiiStze Friedensburgs, „Studien zur Wünz£r« si liic}it<' Si ldcsiens II" 
(Zeitschr. für Numismatik, ed. Franz von Sallet XVH ^ tK, Berlin 
1890) und Ul (ebd. XVUl 157 flf., 1892), sowie „der Bie«iauer Pönfall 
und die Mnnzordnung König Ferdinands*^ in der Zeitschr. f. Gesch. u. 
Alterthum Sdd. slens XXIV >f8 ff., Breslau 1890. 

• Dafs durcii die Klausel _nnbe??elindet de« Münzreebtcs der 
Stinde* jjeder Versuch, energisch durchzugreifen, von vornherein lahm- 
gelegt werden konnte**, wie Friedensburg (ebd. 8. 90) meint, trifft 
nicht zu. An und für sich war eine Reform des Münzfufses, während 
das Prigungsrecht der Stände unangetastet blieb, sehr gut denkbar. 
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später, am 12. Juni 1546, in I\e^^ciibburg eine Münzurdnung 
für Schlesien und die Lausitzen, der zufolge Groschen, 96 Stück 
auf die gemischte Breslauer Mark su 6 Lot 3 Quint fein, 
Pfennige, deren 7 gleich einem Groschen, sowie Heller, deren 
2 gleich einem Pfennige sein sollten, endlich auch Thaier su 
80 Groschen geschlagen werden sollten , und die auch den 
Umlauf des Geldes su anderem Mttnzfufse streng verbot Ein 
neues Milnzwerk des Königs wurde in Breslau aufeerichtet, 
dessen Leiter ein Jude, Namens Isaak Mayer, war. Das Volk 
behauptete alsbald, durch das neue Geld beschwert zu sein; 
auch enveckto die Person dos neuen Münzme isters, den mau 
noch dazu betrügeriselior Praktiken beschuldigte. «i:ro!"se8 MiiV 
fallen. In Breslau liefs sich der Pöbel zu Zugellosigkeiten 
hinreil'sen * und terrorisierte den Pat, weit her er>t im Dezember 
1546 nach Eintreffen einer besonderen k'inigliehen Kuumiiasioii, 
uud nachdem diese letzteie einen Betelil, der versehiedcue 
vornehme Peraonen des Ratcb und der Bürger.HC'liait in Be- 
strickung nahm und vor die Person des Königs zur Verant- 
wortung forderte, vorgelegt hatte, sich zur Öffentlichen Aiis- 
rufung der neuen Httnzordnun^ und sum Versprechen weiteren 
Gehorsams bec^uemte. Die damals eintretenden politischen 
Ereignisse, die Beendigung des schmalkaldischen Ejrieges» 
drängen die schlesische Miinzangelegenheit sunttchst in den 
Hintergrund; erst im Jahre 1549 wurden die Städte der Erb- 
fUrstentUmer wegen ihrer dem Schmalkaldener Bunde be- 
wiesenen Sympatliieen, Breslau auch wegen seiner Opposition 
gesell die neue ^^^mzordn^nL^, zur Peelienschaft gezogen und 
mit hohen Ocldbui'sen, darunter einem ewigen Biergelde, be- 
legt; der Betrieb der königlichen Münzstätte zu Breslau war 
schon im August 1549 gUnzlieh eingestellt worden. 

Aus Mangel an Edelnu talien war man nicht imstaiitle^ 
soviel neuen Siibergeldes zu prägen, nuiig gewesen wäre, 
das fremde und alte Geld zu verdrängen, an dem das Volk 
trots alles Schadens, den es dahei erlitt, doch mit grofser 
Zähigkeit hing. Es begann daher jetzt die Zeit der sogenannten 
Valvationen^; man beschränkte sich nämlich darauf, die 
älteren und fremden Münzen, die man doch nicht abzuschaffen 
vermochte, je nach ihrem Werte zu tarifieren, d. h. ihnen 
einen bestimmten Kurs beizulegen und diesen in Valvations- 
tabellen oder -patzten öflfentlieli bekanntzumachen. „Die 
Aussichtslosigkeit dieses Mittels braucht nicht erst dargelegt 
zu werden : es liegt auf der Hand, dafs der gemeine Mann 
ungeachtet der in den Valvationen gebotenen Beschreibungen, 



> So rif» innn das am könifirlichen Hofe angeschlagene Mttnsinsiidat 

herab und heft« tc dafür einen »lestcrlichcn Zedcl'^ an mit der Inschrift: 

„Kunig Ferdinand vm trowlo?5»M- innii 
Der guetc niuuze vortra^ben wil und uit kau. 
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denen später oft sogar Abbildungen zugefügt wurden, sich in 
der unendlichen Menge von Mttnssorten nicht surechtfinden 

könnt«'." 

Auch in der Folgezeit ruhten die Versuche Ferdinands, 
das MUnzr^al in seinen beiden Bestandteilen zur Anwendung 
z!i bringen und die Ordnung wiederlierzustellen, keineswegs. 
Die Reielisnuinzordnuiig von 1551 ^ wurde noeh in (leTiispl])on 
Jahre roni Könige auch auf die Länder der Krone liühmen 
übertragen. Alle älteren Reichsordnungen aber wurden be- 
kanntlich aufgehoben durel» die Münzordnung v .n 1559, nach 
welcher die kolaisehe Mark (zu 233,85 gr. oder 16 Lot) die 
Grundlage für die Prägung aller Gold- und Silbennünzeu 
bildete. Aus der Mark zu 14 Lot 16 Grän reinen Silbers 
und 1 Lot 2 Qmn KupferznsataseB wnrden 9Vb Reidisgulden 
(auch Speziesgulden) zu 60 Kreuzern geprägt; an Goldgulden 
sollten auf die Mark zu 18 Karat 6 Qmn 72 Stttck auagebracht 
weiden, wahrend aulaerdem die mehrfach ttbliche Ausprllgung 
von Dukaten, 67 Stück auf die Mark zu 23 Karat 8 Grfln, 
geatattet wurde. Das Wertveriiältnis von Gold und Silber 
wurde nur im Maxiraum festgesetzt, indem ein Dukaten 
höchstens zu 105, ein Goldgulden höchstens zu 75 Kreuzern 
gerechnet wenlen sollte. Verbunden war mit diesen Bestim- 
mungen rücksichtlich desMünzfufses eine gesetzliche Tarifierung 
der alten Münzen^. Auch diesr Miinzordnung, bei der be- 
i<onders die Einfiihrung der sogenannten Guldenthalei- zu 
60 Kreuzern wielitig ist. wurde auf die bölmiiselien Lander 
ausgedehnt ohne dafh man jedoch in der k(>niglichen Miinzi*, 
wie es scheint, an die Ausprägung solcher neuen Gulden ging ^. 
Bis auf eine Episode unter Maximilian II. blieb fortan der 
Mtlnzfufs der Reichsmttnzordnung von 1559 in Kraft; damit 
war eine einheitliche^ feste Wfthrung hergestellt, nach der auch 
die ttbrigen Münzen, wenn sie auch nicht gänzlich abgeschafft 
oder unschädlich gemacht werden konnten, tarifiert wurden. 
Ganz unglücklich aber waren die Bestrebungen der Habs- 
burger, ihr Prägungsrecht zur Anwendung zu bringen. Die 
verschiedenen Versuche, die Breslauer Münze wiederaufzu- 
richten, fidirten zu keinem bedeutenden Resultate; seit 1587 
aber ruht die Prägung auf dem k(lniglichen Hofe zu Breslau 
knjrer als ein Menschenalter, also bis in den Anfang des 
(ireifsigjährigen Krieges hinein^. Die Mifsstände im Münz- 



' Neue Sammlung der Reicl).«tn'j-=rt!)S( II f. 

^ Ygt. liiehard Schröder, Lehrbuch der deutschen Hechts- 
geschichte S. 775. Leipzig 1889. 

' Geprägt wnTden von 1561 — 1564 nnr ZweikreuzeTstücke, Kreoser 

und Heller. 

* Um 80 eifriger betrieben die müiixben'clitipteii Fursteu und 
Stände, welche sich dabei freilich eigentlich uacl» den vom Könige er- 
liaseoen MfinsoidnuDgen richten maftt^n, die Prftgung (7gl. Friedens - 
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wesen ganz iiiul pir zu beöcitigeii, war uDmöglich ; der Gipfel 
des Münzelends wurde allerdings erst in den Kipper- und Wipper- 
zeiten des dreifsigjMhrigen Krieges erreicht. 

Ebensowenig wie es der habsburgischen Politik guLug. 
sich in dem Münzregale eine ergiebige Einnahmequelle zu 
erschliefsen, ebensowenig glückte ihr das gleiche Streben hin- 
sichtlich des B er g r e g a 1 s. Wie alle Regale, so gebührte auch 
das Bergregal in Schlesien ursprünglich den pi astischen Fürsten^; 
es bestand, wie neuerdings nachgewiesen worden ist in einem 
vollständigen Eieentumsrechte des Regalherm an den Beig- 
werken, während den arbeitenden Genossenschaften, den Ge- 
werken in ihrer ursprünglichen Bedeutung, keineswegs ein 
Eigentum, sondern nur ein durch den Arbeitszwang und sehr 
hohe Abgaben begrenztes TauIio- oder Nutzungsrecht über- 
lassen wurde. Als nun im 16. Jahrhunderte jene schon so 
oft berührte Verfassungsänderung sich vollzog, durch welche 
die Macht der centralen Staatsgewalt stieg, erklärte die staats- 
rechtliche Doktrin der juristisclien Beiräte der Krone die 
Bergwerke als ein „kuniglich Regali" ; als Friedrich von Redcrn 
das Vitztumsamt innehatte, forderte der Kaiser durch ein 
Generalmandat alle Ftirsten und Stände auf, ihre Bergwerks- 

Srivilegien seinem Yitztume sur Prüfung Tonsul^en, ohne 
afs indes dieser Befehl befolgt worden wäre*. Das Berg- 
regal teilte das Geschick aller anderen Regale : als princtpidler 
Träger desselben galt jetzt der allgemeinen Anschauung su- 
folge ^ der König, während den Fürsten ein entsprechendes 

hxiTf^, I3d. XVirr (l.T Nminsm. Zoltschr. S. 17« ff.). War r>.^ früh r 
Politik (\i'r Ivroue, besonders unter Ferdinand I. gewesen, die Münz- 
verwinuiig durch möglichste Beschriinkung der clnneimischcn I'ra^juug, 
wenigstens von Silbergeld, zu beseitigen, so wnrde diese letstere später- 
hin julniahlic Ii immer mehr freigegeben; seit 1600 kam es zu einer all- 
gemeinen lind äufser^t lebhaften Prägung, welche das gröfste Müoz- 
elend hervorrief (ebd. S. Iö5). 

* Tzschoppe-Stenzel, Einl. S. 5. 

* G. Schmoller, Die gesehielidiclM' Entwicklung der Unter- 
nehmnnp. VIII und IX: Das mittelalterliche Genossenschaftswesen 
und die deutsche ßergwerks\ erfassung von 1150 — 1400" in dem Jahrb. 
för Gesetzgebung u. s. w. XV Heft 3 S. 3o ff. Leipzig 1891. 

^ Kgl. Staatsarch. Bresl. AA. III 28a fbl. 71 (Kammer an deo 
Kaiser, d. d. Breslau 4. März 1559). 

* Auch die Gegner der Krone wagten dies nicht zu bestreiten. 
Als in den sechsziger Jahren de« 16. Jahrh. der Kaiser auf Betreiben 
der Kammer wegen der Tamowitzi i hon Beru:werke vor doTu Ober- 
und Fürstenrechte einen Procefs i^e^'en den Markgrafen Georg Friedrich 
anstrengte, da die Bergwerke alü Regal in die \'erleiliung der Herr- 
schaft ßcuthen als Pfandseliillings nicht mit einbegriffen seien, oppo- 
nierte der Mark^^raf nicht daf^ep:en, dafs principiell die Bergwerke 
königliches Kecal seien . versuchte aber durch seine Anwälte aus dem 
römischen Rechte den Nachweis zu fuhren, dafs unter den Regalien nur 
die Oewinntmg TOn Gold und Silber, nicht aber aach die von Blei ein- 
begriffen sei, um welches Metall es sieh hier ausschliefslich handele. 
VgL R. Döbner, Der Prozefs des Markgrafen Georg Friedrich von 
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Kec'ht nur insot'eni gewährt wurde, alB sie es durch ausdriick« 
liehe königliche Privilegien erhärten konnten*. Der Inhalt 
des Bergregals beschränkte sich freilich zu jener Zeit auf die 
Verleihung des Rechtes zum Bergbau, auf den Zehntenbezug 
und die polizeiliche Oberaufsiclit über rlen Bergbau, d. h. die 
Berghoheit ^; im Zusammeniiange mit ihm standen das Vor- 
zugsrecht betreffs des Gold- und Silberkaufes, die Befugnis, 
die Erlaubnis zum Hüttenbetriebe zu erteilen, «owie die Ein- 
fuhr oder Ausfuhr «gewisser Metalle zu verbieten ^ 

Im 16. Jalii hunderte wurde besonders in Tarnowitz aul 
Silber und Blei gebaut; die Ertragstahigkcit der dortigen 
Bergwerke wurde 1559 nuf 10000 Thaler gescbtttet^ Im 
Bischofslaode waren von Bedeutung die Goldbergwerke von 
Freiwaldau und Zuckmantel; betreffis der Zuckmanteler Werke 
berichtete die Kammer 1559 an den Kaiser, dafs sie inBlttte 
gekommen seien, da „ertliche gewerke sich in statliche gopeu 
eingelassen^ und dem Bischöfe einen erheblichen Nutzen 
brächten^. Bergbau auf Gold wurde ferner noch nnt sehr 
reichen Erträgnissen in Heichenstein getrieben ; erst 1570 ver- 
iiel da« Bergwerk infolge der selilecliten Wirtschaft Herzog 
Johanns, aui> Mangel an Holz; elf Jalire später ging es aus 
dem Besitze der Miinster)>ergis(>}ipn Herzog an das böhmische 
Herrengeschlecht der Kosenberge über, von diesen zum Anfange 
des 17. Jahrhunderts an die Liegnitzer Herzöge®. Dafs es 
aber dem Kaiser gelungen wUre, diesen Bergwerken gegen- 
über sein Regal geltend zu nuiclit;u, ist unerweislich; der Berg- 
bau in den Erbfurstentümem andererseits lag sehr darnieder 
und stockte so gut wie gänslich'. Zur Wiäerbelebung des 
Betriebes schlug die Kammer 1576 vor, einen Oberbergmeister 
eiDKusetsen^ den Gewerken auf eine Anzahl von Jahren den 
Zehnten zu erlassen, sowie ihnen einen leidlichen Gold- und 
Silberkauf (d. h. einen leidlichen Preis fär das von ihnen ge- 
mäfs dem kaiserlichen Vorkaufsrechte an die Kammer ein- 
zuliefernde Gold und Silber) zu bewilligen. Im folgenden 



Brandenburg m\f «lem Kaiser fi})er die Tamou itzer Bergwerke (1560 
bi6 1570); Zeitschr. f. Gesch. u. Altert, öchles. XIV 87 ff. 

' 0er Befgwerksreigleieh TOn 1534 (erneuert 1575> swischen 
Ferdinand I. una den bShmiachen Ständen hatte Ar Senlenen keine 

Geltung. 

' Wagner, Finanzwissenschaft 1' 603 ff. 

* Auamhrverbot für Gold nnd Silber« d. d. 3. Sept. 1556, Brest. 

Stadtarch. H 84 u. a., Einfiihrverbot von nichtböhmischem Alaun und 
Vitriol, d. d. 25. Okt. 1H9, in Fabern Chronik, Mb. der König] ni\d 
Umversitätabibliothek zu Jiredlau, Steinwehr. I in fol. Nr. 53 (uupa- 
giniert). 

* Ddbner a. a. 0. S. 87. 

» Kgl. Staatsarch. AA. III 23a fol. 71 

* Friedensburg, Zeitschrift für Nuuusinutik XV^'IIl 181 f. 
Eine Statistik des Bergbaubetriebes in den Erbfurstentamem 

folgt nnten bei der Besprechung der kdniglichen Bergrenraltnng. 
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Jahre erliefs der Kaiser in der Th',\i eine selir austuhrliche 
Bergordnung für 8( hl( -ien ^ nacli 'Inji Vorbilde der JoaeLumä- 
thalitsciiün Bergonliiung Ferdiiiaiids I. vom Jahre 1558. Ob 
dieses verstärkte Ein;; reiten der Krone in den so wichtigen 
Zweig der Volköw irtsclmi't von Ertolg gekrönt wurde, lälat 
ijich sehr schwer sagen. In den Kentamtsrechnungen fiudeu 
sich besandere EiBiiahmeposteii aus den Bej^werkszebnten' 
nach wie vor nicht angeführt ; der linancielle Ertrag des Berg- 
regals kann demnach, wenn überhaupt ein solcher vorbanden 
war, nur sehr gering gewesen sein. 

Gewinnbringender als das Münz und Bergwerksregal 
waren das Zoll- und das Salzregal« Das Z o 1 1 r eg a l ^ , wie Fer- 
dinand L es geltend zu machen versuchte, knüpfte äufserlich 
an das mittelalterliche Zollrecht an, ohne doch innerlich mit 
demselben viel gemein zu haben. Das Zollregal des Mittel- 
alters bezog sich auf die alten tholonea oder passagia. bei 
denen der grbithrenarti^e ( liarukter überwog, indem sie für 
Herstellung und 8irherlieit der Strafsen, Flüsse, Brücken, 
Häfen und Mitrktc entrichtet wurden"^. Durch einen Para- 
graphen des grolseii Landprivilegs von 1498 wurde es dem 
Könige verboten '*, an irgend welchen Fürsten oder Stand 
das Kecht, neue Zölle zu errichten, ohne Zustimmung des 
Fürsten tagcs zu erteilen; die Zölle, von denen dabei die Rede 
ist, sind derartige Geleitsgelder mittelalterlichen Ursprunges*. 
Bdd nach seiner Thronbesteigung aber suchte Fenlinand L 
ein Zollregal zur Anerkennung zu bringen, welches sich auf 
wirkliche Zölle bezog, d. h. auf solche Abgaben, welche ihrem 
finanzwtssenschaftlichen Begriffe zufolge als indirekte, also mittel- 
bar und zwar speciell von irgend welchen Verbrauchsgegen- 
stiinden beim Überschreiten der Landesgrenze, bei Einfuhr 
und Ausfuhr zu erhebende Steuern sich darstellten. Es ist 

^ Oedniekt bei Frans Anton Schmidt, Sammlung der Beig* 
gcsetzc ni 836, interpretiert bei Stein beck, Scblesiscbe Bergwerkt- 

geachiohtp I 219 flF. 

* 8ehr häufig war der königliche ßergwerkszehut wuiiigsteiisi zeit- 
weise den Gmn&erren bewilligt, denen die ihnen sttstehenden vier 
Erbkuxe als kein genügendes Ä(|aiTalent für ihre Pflicht, den Gewerkm 
das nötige Holz zu lieftrn, erfclnenen; ?«> heim (Gehrener Zinubei^werk 
(Steiubeck S. 243), ferner beim Kropseitlener Gold-, Berg- und Wasch- 
werk (ebd. S. 244). 

» S. für diesen Ab^ichnitt Kries ^ 28—31 S. 72 ff. und Arthur 
Kern, Dor neue Grenzzoll in Srhlcnien. I?«^rl. Diss. 1892. 

* S. u. a. G. Cohn, System der Nationalukonomie II. Finanzwisfieu- 
schaft. 325 fi. Stuttgart 1889. 

^ Privileg von 1498, ^ 20; im Urkundenanhange. 

* In dfn Akten de? 10. Jahrhunderts finden sich oft noch Pe- 
titionen einzelner .Stände an tlen Försieutag, derselbe niöge ihnen, da 
sie die Straf^^en in ihrem Gebiet ausgebeasert hätten, die Aufiriohtong 
eint'S notu n Zolles gestatten, damit sie auf die Kosten der geleisteten 
Keparatur kämen. 
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demnach klar, dafs dem Wesen nach der neue Zoll von dem 
mittelalterlichen durchauB verschieden war; in Wirklichkeit 

erhob also Ferdinand I., aU er scheinbar das alte Zollregal 
wieileranfnrthm, Anspruch auf Abgaben, die diospin urspriinp- 
lich durchaus ti » uid waren, und welche ^emäfs liireni Charakter 
als — imlirekte — Steuern unter das stäntiisehe Bewiliigungs- 
reeht tHli» ii mufsten. Wir finden alier niclit, dafs man dem 
Unterfangen des Königs, neue Zölle dieser Art eiuzut'uhren, 
damit eutgegengetreten wäre, daf** man die principielle Be- 
i'echtignng der Krone, auf Grund des angebhchen Zollregals 
dem Lande Steuern au&uerlegen, bestritten hätte; andereneita 
aber werden wir hinwiederum finden, dals der Kdnig den 
Fttrstentag um die Bewilligung von Abgaben ersuchte, die 
ihrem Begriffe nach unzweifelhaft ebenfalls Zölle waren^ seiner 
Ansicht zufolge daher Tom ständischen Bewilligungsrechte un- 
abhängig hätten sein müssen. Wir werden diese Widersprtlche 
nicht anders zu erklären vermögen als durch die Annahme^ 
dals der damaligen Zeit die Erkenntnis des Wesens der Zölle 
Doch abging, sodafs man di< -!r^ll>^' Abgabe einmal als dem Be- 
willigungsreehte der Stande unter vnrfcn. ciTi anderes Mal als 
unter das Zollref^al dvs Köntj^s fallend aii>« In n konnte. Aller- 
dings bestritten die Stäride auf das energisehste das Zollreeht 
der Krone; diese Opposition knüpfte aber nicht an ein Ver- 
:jtändnis des eigentlicnen Charakters der Zölle überhaupi an, 
sondern an eine von den Ständen willkürlich aufgestellte Inter- 
pretation des Zollparagraphen im Privileg von 1498. Sie be- 
haupteten nämlich, in der Bestimmung, dafs der K<(nig Nie- 
mandem ohne Genehmigung des Fürstentages die Aufrichtung 
neuer Zölle gestatten dürfe, liege es enthalten, dal'n auch der 
KOntg, wenn er neue Zr>lle zu seinem eigenen Vorteile an- 
seilen wolle, an ihre Zustimmung gebunden sei. Ferdinand 
widersprach diesen Ansfuhrungen mit der Behauptung, dafs 
der König 1498 nur darauf verzichtet habe, einzelnen Füi*8ten 
und Ständen die Errichtung neuer SfsnderzöUe zu gestatten, 
nicht aber nwch darauf, nach Belieben einen allgi-niciiicn Zoll 
für ganz Sciilesien einzutVilireii. So standen sich Krone und 
Stände in ihren Anschauungen schroft' gegenfiber; von den 
jeweiligen Maehturnntanden hing es ab, wer den Sieg davon- 
tra^i^n wurde ^ 

* Nach den obigen AuHführungen «nd die Darstellungen von Kri es 

> 2-^ Uli«! (dr< ilitn beipfliflitcii'loii) K o rii fS. 13 f.) zu bfnrhrigen; beide 
verkennen den principiellen Untcrx liied, welcher zwischen den gebühren- 
artigen Partikulurzöllen des Privil<*g8 von 149b und dorn Grenzzoll von 
l >o8 obwaltet, der in Wirklichkeit eine indirekte Steuer ist, und lassen sidl 
'laduTch tanscluM). d-.ii^A beide Al>^';i])t'n In ilnfr historisrlicn Entwicklung 
denselbfn Xainrn vim „Zöllen" lühren. Wenn auch in Deutschland 
der Sprachgebraiuii zwischen ihnen nicht unterschied, so erkannte man 
doeh z. B. in England die Verschiedenheit beider bezüglich ihrer 
Xatar und gab diiher auch beiden verschiedene Namen, indem man 

Fornhungvo (95) XUL 1. — EaobUhL 18 
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Schon 1527 dachte der König an die Aufiricfatmig em«e 

neuen Land- und Wasserzolles auf Grund seiner „regirender 
volkomtlicher Of»w.'ilt/ Die Breslauer rieten ihm jedoch, 
vordt i liand noch zu warten, his ihre Niederlage und ihr 
Hand l wieder emporgekommen seien; dann würden sie schon 
„trewlieheu und undiTtheniglich verheilen, das naeli derselben 
iiandel gelegenheit alsdann uf leidliche und ortregliche zolle 
autzurichten gehandelt, darniit die laude nit uljermelsig he- 
schwert, die handcl auch nit ganz vorwendet wurden und ir. 
k. m. gleichwol Iren nutz haben möchten*' ; allerdings beriefen 
Bie sich sogleich schon damals darauf dafs ein derartiger Zoll 
«wider die freiheit und Privilegien des ganzen landee ist, nach 
inhalt welcher kein neuer aoU in der Schlesien au%erichtet 
soll werdend" Die Ausführung dieses Planes unterblieb 
jedoch, da 1527 dem Könige eine dreijährige Schatzungssteuer 
bewilligt wurde; die staatsrechtliche Seite der Frage blieb 
daher für Schlesien damals noch unentschieden. Dagegen 
wird uns von Böhmen berichtet, dafs 1528 der Landtag zu 
Pra;^^ dem Könige auf zwei Jahre einen Zoll von allen Export- 
artikeln zugpstnudcn haVio; hier erscheint also der Zoll von 
der ständischen Bewilliguuj^^ abhän{2;ig. 1546 forderte der König 
von den schlesischen Ständen für die Baulichkeiten in den 
ungarischen Grenzfestunp^en von jedem Fuder Salz einen 
Einfuhrzoll von 1 Fl. ung. auf vier Jahre, erhielt aber eine 
abschlägige Antwort. Man kann diesen Vorgang, dafs der 
König diesen Salzsoll dem ständischen Bewilligungsrechte 
unterwarf nur durch die Annahme erklären, dau entweder 
der Charakter des EUnfuhnsolles als einer indirekten Steuer 
hier von der Krone anerkannt wurde, oder dafs Ferdinand 
damals, die Überlegenheit der ständischen Gewalt und die 
Unmöglichkeit der Durchfuhrung seines prätendierten Zoll- 
regals einsehend, einstweilen Abstand davon nahm, dasselbe 
geltend z|^ machen. 

Erst d\o ürliickliehe Beendigtinir des schmal kaldischen 
KricjE^es gab der Krone auch gepcntiber den protestantisch ge- 
sinnten Ständen Böhmens und df'sscn Nebeid.iTidorn ein grolbe» 
politisches Übergewicht. Den so über die Stitinic gewonnenen 
Vorsjjruug benutzte Ferdinand, um das von ihm beanspruchte 



jeue alten gebühreuartigcn Entgelte mit der alten niederdeutsch- 
sächsischen Bezeichnung „toll" aucix noch weiterhin bis zur Gegenwart 
beleptc, für den Begriff aos Einfuhr- und Ansfidirzollcs aber ira Sinne 
des neueren Staatswofspns dns Wort ^cnstom'' j^obranchto; vgl. Cohn 
a. a. O. S. 327 f. Irrig iat auch die Bchuuptuug von Kries (S. 79), 
dafs Ferdinand I., indem er 1540 eiu<'n Einfuhrzoll dtif Salz bef;plirt 
und, als dir Stande denselben ubsrldngen , ilir Weigcrunfr^reeht nicht 
bestritten habe, das ständi^f Zolljirivileg mit Wort und That für gültig 
anerkannt habe. Es ist dit>8 ein •»inmaliger, nicht ein genereller Vcr- 
äsicht auf die Ausübung eines Keclit.sanspruches. 

> BresL Stadtarch. A. P. I Ms. 162 foL 40 C und fbl. 80. 
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Zollregal endlich zur DiirchÜÜirung zu bringen. 1549 ordnete 
er einen VlehzoQ an (besonders von dem durch Schlesien 
getriebenen polnischen Vieh), dessen Erträgnisse aber un- 
gemein gering waren ^ Ernstlich durchgemhrt wurde das 
Zollregal erst seit 1556. Am 1 . Mai 1556 unterzeichnete der 
König ein neues Zollmandat fUr Schlesien, welchem in den 
folgenden Jahren noch mannigfache Ergänzungen hinzugefügt 
wnr<Ien -. Der neue schlesische Zoll von 1556 war teils ein 
Einfuhrzoll, besonders für Liixusgegenstände, Gold, Silber, 
Sammet und Seidenwaren, teils ein Ausfuhrzoll für gewisse 
schlesische Landesprodukte wie schlesisc he Landestücher, Bier, 
Getreide, Wolle, Metalle, Vieh, Kote, Mühl- und Schleifsteine, 
teils ein Durchfuhrzoll, zuuial tür polnische Exportiirtikel wie 
Ochsen, Wachs und Honig, desgleichen für fremde Tuche uud 
Wmne, teils auch endlich eine Verkaufesteuer ftlr den inneren 
Verkehr, n&mlich flir Färberöte; verboten wurde zugleich 
die Ausfuhr von Kriegsmunition. Wir sehen, daTs der König 
▼ermdge seines Zollregales nicht nur das Recht zu selbständiger 
Auflegung von Zöllen aller Art, sondern auch einer inneren 
Verbrauchssteuer forderte. Der neue Zoll war lediglich 
Finanzzoll, ohne dafn prohibitive Tendenzen zunächst wirksam 
waren. Die Stadt Breslau und die schlesischen Stände pro- 
testierten anfang:s sehr enerf^^isch ^egen tWf^ neuen Auflagen 
vennocliten aber aiifser einigen Ermäfsigungen nichts zu er- 
langen; sie mufsten scliliefslich auch selbst einselien, dais die 
durch den Zoll gewonnenen Einnahmen für die Krone und 
fftr das Stjuitswesen eine Notwendigkeit seien und auf eine 
andere Weise nicht ersetzt werden könnten. Der Kampf 
gegen den Zoll verwandelte sich daher jetzt in einen Kampf 
um den Zoll, indem die Stände darnach trachteten» einen 
bestimmenden Einflufs auf die Zollgesetzgebung zu erlangen. 
£a wiederholte sich also hier dasselbe Spiel, wie wir es schon 
bei der Gesditehte der Hecbtspäege kennen lernten ; auch hier 
hatte der König gegen den Widerspruch der Stünde das 
Princip eines geordneten Instanzenzuges vermöge des von ihm 
beanspruchten Appellationsregals verwirklicht; mit der Zeit 
kamen die Stände zur Einsicht, dafs das Appellationsverfahren 
hir die Entwicklung der Rechtspflege heilsam und notwendig 
sei, und strebten nunmehr — freilich vergeblich — ^I n-nach, 
der Krone das Appellationsrecht wieder zu entreifscu und an 
öich zu ziehen. 1579 bewilligte der Fürsten tag dem Kaiser 
eine Verkaufssteuer, die indes in mehreren Fällen nur dann 



' Vgl. Kries 8.73 Anm. 1. liu Vielizoiluiute zu !S('liwi(»hutj fielen 
vom 28. Sept. 1549 bis Eum 14. Febr. 1555: 60 fl., 26 gr., Hnllcr; in 
dem Grünbprgi'-olu'n In tlcrsclbrn Zeit: 19 fl., 5 gr. (Nach der Vitz- 
tomereehnuiig d. a. 1555, KsL Htaatsarch. Hresl. AA. VI Ic fol. 39.) 

' Das Folgende vornehmlich nach den citierteu Schriften von 
Kries und Kern. 

18* 
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erlioben werden sollte, wenn die Waren aus dem Luide 
gingen^ die also in diesen Fällen w^iger eine Yerkaufssteuer 
als vielmehr ein AnßfuhrzoU war, — ein neuer Beweis daftr, 
wie sehr die Grenze zwischen Zoll und Steuer schwankte. 

Aufs neue entbrannte der Kampf zwischen Krone und 
StfiiKldi über den Zoll, als lüOO Riirlolf Tl. ein RefonnatioTis- 1 
edikt ( iliefs. welches bedeutende Tariferhöhungen festsetzte, ' 
den bisherigen Stückzoll vielfaeb in einen Wertzoll verwan- 
delte ujid dit' bislang iu Kraft gewesene Zollfreiheit des Adels 
authob. Sofort wurde gegen das Mandat ein heftiger Wider- 
spiucli seitens der Stande und der Kaufleute laut; damit ver- 
band sich der Gegensatz zwischen den Interessen der agrarischen 
und denen der handeltreibenden Kreise. Äla nl&mlich der Kaiser I 
die Kaufleute, welche Uber die Erhöhungen der Zollsätze steh I 
beschwerten, dadurch zu beruhigen sncttte, dalüi er für den I' 
Handelsverkehr der fremden Kaufleute — nahm doch in ganz 
Deutschland gegen Ende des 16. Jahrhunderts der Handel da- 
durch ein ganz anderes Ansehen an, dafs die Schotten, Eng- ' 
länder und Niederländer zum Einkaufe deutscher Waren eigene 
Vertreter in das Innere Deutschlands schickten und die deutschen 
Händler bei Seite Scholien, ein Vorgang, der auch in Schlesien, 
wo die fremden Faktor<'n besonders Färberöte, Wachs, Wolle, 
Garn und Leinwand aufkauften, sieh lienierkbar maelite, — 
zwei- })is dreifach höhere Zollsätze einführte, entstand iu den 
landwirtschaftlichen Kreisen eine stjirke Erbitterung. üie 
Stände sprachen sich offen für Handelsfreiheit aus und er- 
klärten, daXs der Kaiser durch die Unterdrückung der aus- 
ländischen Handelflkonkurrens den Landmann yoUständig dem 
einheimischen Kaufmanne preisgebe, welcher jetzt die Preise 1 
für den agrarischen Producenten nach Belieben herabdrücken } 
werde; zugleich forderten sie im Jahr 1604^ „dafs dem Lande \ 
zu mehrerer beschwer aufoer dem alten kö. grenzzoll kein 
anderer ohne des landes vorwissen sollte aufgerichtet werden", 
d. h. Mitwirkung^ des Fürstentages bei jeder neuen Zollgesetz- 
p^ebun«:^. also Aufhebung des königliclien Zollregals. 1611 
wiederholten sie dieses Ansuchen, dafs „hinfnrderkein-'MM-höhung 
alter zolle *>hiH^ Bewillignnti: unser vornif^i^'^ des Landes pri- 
vileg" statttimlen solle. Ll>er em Jahi-zelmi währte der Sti*eit; 
das Zolimandat des .Jahres KUli gewährte zwar dem Fürsten- 
tage keinen Eintlufs auf die Zollgesictzgebung, trug aber den 
Wünschen der ständisch - agrarischen Interessensphäre voll- 
kommene Rechnung. Alle Mafsregeln gegen die fremden 
Kaufleute wurden aufgehoben^ der Wertzoll wieder abgeschafft» 
die Tarife durchaus ermäfsigt. Ihren Höhepunkt erreichten 
die Macht und die Aspirationen der Stände nach dem Sturze 
der Habsburger^ während der kurzen Regierung des Winter- 
königs, der ja um die Gunst derer buhlen mufste, denen er 
seine Krone Verdankte. Im Jahre 1619 forderte der Fttrsten- 
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tag nicht mehr und nicht weniger, als dafs alle Einnahmen 
ond Ausgaben der Kammer ^ ihren Respekt auf die Stände 
haben, dafs in dem Interesse der Letzteren alle «Zölle, Bier- 
und Ausfahrgroseben* yerwandt werden sollten, d. h. die Ver- 
nicbtong de« bisherigen staatsrechtlichen Dualismus auf dem 
€^biete des Finanzwesens zu Gunsten der Stände. Die Schlacht 
am weifsen Berge bereitete den kühnen Hofihungen ein j&hes 
Ende ; das Zollregal der Krone blieb von nun an unangetastet ; 
durch die Edikte von 1623, 1624 und 1638 wurden die üe- 
genstiinde des Zolles vermehrt, die Tarife erhöht und der 
<f^?Tiheimische Kaufniann^staiid insofern bevorzugt, als der Aus- 
iuhrzoll für fremde Händler verdoppelt, für die Juden ver- 
dreifacht wurde. Alle Reklamationen dagegen ])lieben nutzlos; 
das Mandat von 1638 blieb bestehen ohne irgend weiche 
wesentliche Abänderung bis zum Jahre 1718, in welchem eine 
neue Ära der Zollpolitik für Schlesien bcgaiui, insofern als 
dem damals erlassenen neuen Edikte die Absicht zu Grunde 
lag, die Einfuhr Yon Rohstoffen sowie die Ausfuhr von Mann- 
faktttren zu erleichtem und so nicht nur wie seit dem Anfange 
des 17. Jahrhunderts den einheimischen Handel, sondern auch 
den inlttndischen Gewerbefleifs zu befördern. Ihren Höhepunkt 
erreichte diese Politik freilich erst zu einer Zeit, da an die 
Stelle der habsburgischen bereits die preufsische Herrschalt 
getreten war'. 

Eng verwandt mit dem Zollregal war das 8alzregal; 

das Salzregal aber, wie es die habsburgiselien TTerrscher seit 
d^ni ir>. Jahrhundest aufnahmen, wjir verschieden von dem 
piastiselien Salzregal det> Mittelalters. Sehon in der polni^elien 
Zeit war der Salzverkauf ein landesln'rrlielies Vorrecht, welches 
bedeutende Summen abwarf und von den Herzögen späterhin 



' Zum Schlüsse noch einige ^tiitintische Angaben über die Ertrii^;- 
nine des ZolleB: 1568 bcliefen sich die Einnahmen »HB demselben auf 

25500, 1560 auf 37 200 (Kri.'s, Reilap- H). 1570 irnl* d r König den 
finanziellen Ertrae des ncuon (xrcnzzoUcs auf über 4ü 000 tl. (zu 60 kr.) 
aa. Nach den Kechnungsaktcn in AA. 1 7öil des Kgl. Staatsarch. 
Bresl. betrug die Bruttoeinnahme des Jahres 1573: o. 36 900, 1574: 
37000, 1576: 41 000 fl. Davon -IthI abziirecliii' n fürdien iiii Kir.unlinie 
c. ti. («'Iienfalls ä 60 kr.) an Unkosten <ler Erliobnni^. Dh'^ Snikcu 
des Reiuertraffes von 40000 ti. im Jahre 1570 bis auf c. ;{2 UÜO Ü. im 
Jahre 1573 durfte eine Fol^e des Umstandes sein, dafs inawiacheD 1578 
die I^ußitzen von der st-hU-siscIien Zollverwaltung:;^ ahj]:ezwcigt worden 
waren. Die Reineinnahme des OberzoUamtes , in welches dif kleinere 
Hälfte sämmtlicher Zolleinnahmen fiel, belief !*ieh 1584 auf 17 100 fl., 
158.^ auf 19 700 fl., 1587 auf 17 600, 1590 auf 20400, lö93 auf 24 900 fl. 
Noch höher stieg die Rr inoinnahtnc dpi=! gesamten Zolles im Anfange 
de« 17. .Tahrhundf^rts uiiT« r 'l<^m Einflu:*se der damals vorgenommenen 
Tariferhöhungen; sie betrug im i >urc-h8t.'hnitto in den Jahren 16Ü8 bis 
1610: 56 800 n. (Die Verwaltungsunkosten hatten eine Höhe von mir 
4500 fl ) ir22 beliof ^\vh dir K.'infMnnahrne auf lOG ODO fl. (die Ver- 
waltungsu 11 kosten auf U— 120Ü0 Ii.}, 1660 auf 06 300 ti. (Kries, Bei- 
lage G und kl.) 
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sehr h&ufig an die Stftdte abgetreten oder veikauft wurde*. 
Da in Schlesien selbst kein Salz gefunden vvurde^ so mufste 
68 von auswärts eingeführt werden; hauptsächHch wurde kon- 
sumiert Salz aus Wielieska and §m Halle, späterhin aadi 
Lttneburgisches Salz*. Teils die politischen Verlifiltnisse, teik 
anch die Unsicherheit der Strafsen, sowie der Rückgang der 
Production in Halle und der Verfall der Salsbetriebe sowohl 
zu Halle' als auch bei Krakau * rntfen grofse Störungen in der 
Salzyersorgung Schlesiens und oft eine förmliche Salznot in 
Schlesien oder doch den einseinen Teilen des Landes hervor; 
die Folge davon waren ungemessene Preissteigerungen, welche 
beKonders von den privaten TlHiullern aii^p^iiigen, denen die 
Ziitulii' fies SmIz'^s von den Produktionsstätten bis zu den ein- 
zchieii seliiesischon Salzniärkten überlassen war*^. Ein Ein- 
greifen der Staatsgewalt schon aus volköwirtücliaftlichen 
Grtinden, wie wir es seit dem Anfan{;c der Neuzeit allenthalben 
finden, war daher auch anf diesem Felde geboten, und die 
Krone verstand sich dazu um bo eher, da sie so hoffen konnte, 
wenn sie kraft des von ihr prätendierten Salzregals jene pri- 
vaten Händler verdrängte, einen namhaften Gewinn sn er- 
langen. Die eigentttmliche Form des königlichen Salsregal» 
im 16. Jahrhunderte bestand daher in dem ausschlieTsliehen 
Vorrechte der Krone, zwar nicht alles Salz, aber doch eine 

gewisse Sorte des Salzes, nämlich das sogenannte ßoisalz, aus 
em Auslande nach Schlesien herbeizuschaffen und alsdann 
den an den lokalen VerkaufsstÄtten zum Salzmarkte berech- 
tigten Ffirsten oder Städten zu verkaufen ; es verdrängte daher 
das alto Salzrcgal der Fürsten und der Städte, welclie das- 
selbe erworben hatten, keineswegs, sondern monopolisierte 
nur einen Teil der Salzznfuhr zu Gunsten der Krone. 

Das Boisalz. dessen Zufuhr und Versiedung der König 
zu Meinem ausschliefslichen Vorrechte zu erheben suchte, 
stammte von der Kü;ste von Poitou und anderen Küsten der 
sudeuropäischen Länder; seit der zweiten Hälfte des Mittel* 
alters war der Transport des BaiensaJzes der Hauptzweck der 



» 8. Tzschoppe-Stenzel S. 198 tmd 258. 

- Vgl. Konrad Wutke, „Die Versorgung Schlesiens mit SaU 
wUireod des Mittelalten'' in der Zeitschr. für Oesch. und Altertnm 
Schles. XXVII 2as^290. Breslau 1898. 

8 Ebd. S. 284 f. 
* Ebd. S. 282 f. 

„ — do doch die anftihr des sslses menicklichen frej und offen 

stohet." (Aus den Gravamina der schlesischeD Stände auf dem Fürstou- 
tage d. d. 8. Januar 1562, liro^l. Sfadtarch. A. P. IV fol. 256- 272.) 
Über die Preistreibungeu der Händler iäfst sich aus ein Passus in der 
Antwort des KQnip auf diese Gravamina (ebd. foL 808—804: d d. 
16. Febr. 1562), dals das Vaterland „dureb die polnischen sechsifchcn 
und ander salsfuhrer und handler ires gefallena gesteigert und uber- 
setzt werde." 
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„Baienfahrt", d. h. der hanseatischen Schifft'ahrt nach Baie, 
einem kleinen südfranzösischen Hafen in der Gegend von 
Nantes, einem damals sehr bedeutenden Handelsplatze*. Im 
16. Jahrhunderte teilte sich das Boisalz mit dem Lüneburger 
Salze in die Versorgung des ganzen den Küsten nahegelegenen 
Gebietes von Westfalen und Niedersachsen bis Schlesien^. 
Nach diesem letzgenannten Lande wurde es von Stettin her 
auf der Oder, von Hamburg her auf der Elbe heraufgeschifft 
und im Lande selbst gesotten*. Bisher hatte dieser Boisak* 
handel von Stettin und Hamburg bis Sehlesien in den Hftnden 
privater Unternehmer gelten ^ Seit der Mitte des 16. Jahr- 
hunderts riditete die schlesische Karomer ihr besonderes 
Augenmerk auf das Boisalz; sie gab ihm aus volks- 
wirtschafiLichen und politischen Gründen den Vorzug vor 
allem anderen Salze, da es einmal billiger sei, da ferner durch 
den Transport desselben die SchiftYahrt auf dr r Oder befördert 
imd ein Schlag gegen Polen und Sachson ;<etuhrt würde 
zugleich aber führte sie Klage darüber, dais die augenblick- 
lichen Unternehmer den Handel nicht ordentlich betrieben 
und nicht für die nötigen Vorräte sorgten, „dardurch willen sy 
das land der noturft nach nicht versehen muchten®." Bald 
kamen dunkele Gerüchte von einer bevorsteheuden Hskalischen 
MaXäregel hinsichtlich des Salzbandeis den Ständen zu Gehör. 
Sofort erlieÜBen sie auf dem Ffirstentage im Januar des Jahres 
1562 einen gehamischten Protest gegen die Absichten des 
Kaisers; sie führten in einer Beschwerde' aus, sie hätten 
»glanbwirdigen Bericht entpfangen, wasmassen über die an- 
deren dieses armen yaterlandes hoch angelegene beschwer 
etzliche Privatpersonen bei ihrer R. K. M. sich umb den 
salzorbar und vorlag, damit ihnen in diesem land Schlesien 



1 S. Tli. Hirscii, Dansigs HaadelB- und Qewerb^eschichte im 

Mittelalter S. 92. 

* S. 6 Schmoller, Stadien Aber die wirtsehalUiehe Politik 

Friedrichs des Grofsen, Jahrb. für Gesetsgebnng u. 8. w. N. F. XI 
Heft 8 lind 4 S. 100 f. Loinzig 1887. 

* Salzsiedereien von Kaulleuteu befanden sich hauptsächlich in 
der Stidt Breslaa (Breel. Stadtarch. A. P. a. a. 0.), ferner^ in Glogau 
und Saabor (Niederschlesien): Bericht der Kammer an den Kaiser, d. d. 
Breslau, 17 April 1560, Kgl. Staatsarch. Bresl. A. A. III 23a fol. 164. 

* Mehrfach versuchten verschiedene Handelsgesellschaften mit 
fliUfe kaieerlf eher Privilee^ien die Zufbhr des Boisalses an besorgen, 
ohne jedoch w egen der liiizulänglichkeit ihrer Mittel imd wegen der 
Schwierigkeiten der Schiffalirt auf der Oder Erfolge zu erzielen. Als 
erster «Anzeiger und Erfinder'' des Boisalzhandels wird ein gewisser 
Anton Sehmidt aas Danzig mit seiner GeseHschaft genannt 

> d. d. 14. Des. 1558; Kgl. Staatsarch. Bresl. AA. III 23 a. Was 
den Preis des Salzes anbelangt, so erfaliren wir, daff» das Viertel pol- 
mschen Salzes 10 bis 12 er. kostete, während die gleiche Quantität 
Boisalses 6 w. gr. galt £bd. fi>l. SO ff. 

« Ebd. fol. 164. 

^ BresL Stadtarch. A. F. IV» d. d. 11. Januar 1562 fol. 27d— 286. 
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derselbe allein ziiestehen möcht^ lionchlicheii bemnlien sollen, 
Sie iurrhteten. dafs der Kaiser einigen grolsen üniernehiBem 
natürlich gegen die cntbpi'echeuden Abgaben an :icine Kaö&e 
ein Monopol &a den Salzhandel bewilligen woUe, und wieaoi 
darauf hin, dab dann daa Land ungemein beschwert und 
seitens der Polen Repressalien zu erwarten seien, dafo schon 
jetzt, da noch für den Salzhandel freie Konkorr^ia hemofaer 
die Salz preise eine ungewöhnliche Höhe erreicht hätten, dals 
endlich betreffs des Salzmarktes schon jetzt eine Reihe tob 
Privilegien bestände. Der König antwortete*, dafs den mit 
dem Salzmarkte privilegierten Fürsten nnd Ständen durch 
seine Pläne kein Nachteil zugefügt werden sollte: „Und op 
sie gleieh über S;ilx raargt*' •M*niche begnadimir betten, .so kan 
doeh dieser haiulel und irer k. m. vorhaben denselben za 
keinem schaden ader naehtail geraichen, weil inen der gestult 
einen weg als den anderen ire ausgesatzte öalz niargte namhi 
denie , so ay bisher da\ ()ii gehabt, unbenomen bleibt." Kr 
beabbichtige auch gar niclit, so fuhr er tbrt, dem Lande das» 
Salz zu verteuern, sondern vielmehr „solchen salzhandel iier 
k. m. und derselben lande zum pesten nnd wolinrt als der 
hoen königlichen und landsfurstlicnen r^galien eines an ixen 
banden und camer zu bringen und darinne zu behalten und 

far nicht andern kauf- oder handelsleuten, wye yielleicht die 
*iirsten und stende bericht worden seyn mochten, zu be- 
kommen zu lassen, sonder dasselbe wider aus derselben 
salzkammer iren underthanen in eyncm rechtlichen und 
gebührlichen kauf geben zu lassen, dardnrch dem vaterlnnt 
(las durch dye polnisrlipn socluslsehen und ander salzfuhrer 
und handler ires getailens gesteigert und ul»orsetzt, nicht 
allaiii ersprislicli gebf)lt"en sonder auch gemeinem mau zu gute 
durch »Ion wolf'eylcn kauf in ein ansehnliche suni gelds, dye 
sonst in andere lant vorfurt, darin erhalten wirde" ; auf keinen 
Fall werde er sich in seine „sondere hohe und fiist furnembste 
königliche und landesfurstliche hocheiten und regalia greiiViea 
lassen*^. Diesen Ankündigungen folgte die That auf den 
Fufse; einige Monate später' zeigte die Schlesisclie Kammer 
dem Bischöfe und Oberfaauptmann Kaspar an, dafs der Kaiser 
„den salz handel mit den boyen oder seesalz, so über see 
gebracht, als ein rechts landsfurstliehs regali an sich genom- 
men** und drei Salzsiedewerke, eines zu Breslau, eines im 
Glogauischen und das letzte zu Oppeln, errichten wolle". 
Die Organisation des neuen Salzhandels und ihre Entwicklung 



' d. d. Prag, 11. Febr. ^2: . bd. fol. 302-304. 

* d. d. IL Juli m2- Ksl. JStaataarck BresL AA. lU 6d S. 95. 

* Angelegt wurden Bcluierslieh swei Siedewerkc, enies zu Qmhm 
in der Lausitz, dag zweite bei den Dörfern Moderitz und Knsser im 
Glogauischen; aus dem letzteren entwickelte sich, sp&ter die Stadt 
Nettsab. 



Digitized by GoogI< 



xm 1 



281 



werden wir später noch des näheren kennen lernen; hier sei 
nur noch einmal uisdriicklich bemerkt, dfifn sicli das auf diese 
Weise proklamierte Monopol nur aut das Boisalz bezog'. 
Wegen der Xiederlag8privil< ui* n der Städte Stettin und 
Frankfurt bedurfte es erst längerer Verliandlungen mit den 
iirandeiibui-pschen und pommerschen Fürsten, ehe die Oder- 
:ichiffahrt für den Salzhandel freigegeben wurde. Seit den 
siebziger Jahren des 16. Jahrhunderts wurde das Boisalz in 
Himbiirg angekauft, und za dleiiem Zwecke wurden AbBchlüsse 
«rf längere Zeit mit einigen Hambaiiger Handelshlasem ge- 
macht. Mit dem Zollregal hatte das Salzregal gemein, daTs es 
einen immerhin nicht ganz imbeträchtlichen Gewinn abwarft ; 
mit dem Münz- und dem Bc rgregale zeichnete es sich dadurch 
MBy dafs ])ei ihnen der KOnig ron vomherein nicht lediglich 
auf fiskalischen Nutzen, sondern auch auf die Förderung der 
volkswirtschaftlichen Interessen des Landes sah; so knüpften 
sich an die Finanzpolitik jener Zeiten die ersten AniUnge einer 
bewuTsten Volkswirtschaftspfl^e. 

b. Aufser ordentliche Einnahmen. 

Auf dem Doiuanium und den Regalien beruhte vornehmlich 
das königliche Finanzwesen; aus ihnen flössen die Hauptein- 
nahmen des Ärars. Da aber die Domänen nicht selbst be- 
wirtschaftet wurden ) die E^|;alian ferner teilweise — so das 
Berg- und Münzregal — einen nennenswerten Gewinn über- 
haupt nicht abwarfen, oder doch, wie das Zoll- und das S.il/i ciral, 
erst seit der z\vo}t('ii lliilftc des IG. JahrlniTiflrrts aufKcnommeu 
und nutzbar gemacht wurden, so kam neijeu dem ordentiiclien, 
<i. h. seiner Natur n.ich <'iner ref^elmäföigcu \\'ieilerliolung 
von Periode zu Periode fähigen Einkommen des Königs^ auch 

' Vgl. Tiber ähnliche Verhältnisse in Brandenburg im 16. Jahrh« 
Schmolle r in seinem Jahrb. N. F. XI 101, 

* Allerdings sind wir über den financiellen Ertrag des Salzreffais 
niiht zum I^r>ft»m iuit(»rriclitot: l^TO betrug (Iii' in das Rentamt abge- 
lieterte Rcincimiahuie aus dem Salzregale c. 9700 fl. In den Rentamts- 
nchnungen späterer Jahre sind die Einnahmen ans dem Salzregal niekt 
mehr besonders aufgeführt, sondern in den Rent- und Amtssefallen 
enthalten; dieselbon hctrugm l'^T: lOöOO fl.. WOH: 18. «00 H. Da von 
diesen Summen ungefähr 2000 ti. auf die Oppelner Amtsgefaile zu 
iccbnen sind, so dürfte die Einnahme anf> dem Salzregal 1597 c. 8000 fl.« 
1608 c 11000 fl. betragen haben; >\vr Ertrag scheint also ziemlich kon- 
stant n^ewef«en zu sein und sich im Durclischuitte jährlich auf 9—10000 fl. 
bekofen zu haben. Den aus dem Jahre 1569 „verbliebenen Rest an 
burem Oelde und Gnthaben" als den Reinertrag des Jahres 1569 anf- 
znfassen, wie Hr aal seh (Gesell, von Neasalz aJO. 1898 ». 11) thvt, kt 
onzolässie. 

» Wagner, Finanz wiasenächaft I ' 144. Von ge wissen anderen Eia- 
nlmen wie Konfiskationen und Sperteln — spedeil beim GeriebtsweMn 
ibeim Präger Appellationshof; die Sportein der Gerichte in den Erb- 
^untentumem gehörten zum Domanium) und beim Lehnswesen — sehen wir 
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noch das aufgerordentliche , auf Veräufserungen des Staatö- 
eigentums und Benutzung des Staatskredite basierende Ein- 
kommen sehr in Betracht^. Von den VerftuOierangen der 
königlichen Domänen war schon früher die Rede; hoMnden 
massenhaft traten sie auf, wie wir sahen, um die Wende des 
16. zum 17. Jahrhundert und hrachten damals dem Fiskos 
sehr crhebliclie einmalige Einnahmen*. Das Staatsschulden- 
Wesen befand sich damals noch auf jener primitiven Stufe der 
Entwicklung, auf welcher der öffentliehe Kredit mit dem 
privaten Kredit des Herrschers zusammenfiel, die Staatsschuld 
als Privatschuld des Landeslierrn — entsprechend dem Um- 
stände, dafs ja das gesamte Arar im I^rivateigentumo d^r 
Krone stand, — sieh darstellte^. Von einf m speciell schle- 
sischen Schuldenwesen der Krone darf man treilich nur inso- 
fern sprechen, als die Verwaltunfr des schlesischen Ärars vom 
Könige mit der regelnialsigen Deekung gewisser Ausgaben 
und mit der Tilgung bestimmter Schulden betraut war; die 
oberste Leitung der gesamten königlichen Kreditpolitik stand 
der Wiener Hofkammer zuj während die kl^nigUchen Finaas- 
behörden der einzelnen liLnder nur einer beschränkten 
Selbständigkeit innerhalb des Rahmens der ihnen von der 
Centralstelle Überwiesenen Aufgaben sich erfreuten. 

Bezeichnend nun für das gesamte Schulden wesen der 
damaligen Zeit war ps, dafs eine regelraftfsige Deckung des 
ordentlichen Finanzbedarfes durch die ordentlichen Einnahmen 
nicht stattfand. Es lag dies zum grofsen Teil daran, dafs 
ordentliche Einnahmen des Arars hmi^r^ Zoit prar nicht existierten, 
dafs fernerhin die auf stitndisclier Bewilligung berulx nden 
ordentlichen Einkünfte, die Laudessteuern, viel zu unregel- 
mäfsig einliefen, als dafs eine feste Finanzpolitik auf sie sich 
hätte gründen können. Es war daher geboten, die ordentlichen 
Einnahmen zu „anticipieren", d. h. ein Darlehn autzunehmen 
und fiir dessen Tilgung diejenige ordentliche Einnahme zu 
bestimmen, aus der die Leistung der betreffenden Ausgabe 
eigentlich hätte geschehen mttssen. In noch höherem Grade 
mufste diese Schuldenwirtschaft eintreten, wenn ausserordent- 
liche Bedürfnisse gedeckt werden mufsten. Wenn aber die 
königliche FinanaTerwaJtung nicht zuföllig in der Lage war, 
dem Gläubiger za seiner Sicherheit ein Faustpfand in Gestalt 

hier ab teils ihrer Ceringfiigigkeit lialber, toils weil sie bei der mangel- 
haften Durcliführuiig des Principe» der fiskalischen Kasseneinheit mit 
der eigentlichen Finanzverwaltnng in keiner direkten Beziehung standen. 

^ In den Rechmmgsbüchcrn der ersten Hälfte des 16. Jahrh. finden 
sich überhaupt keine ordentlichen EinTiahnieu des Arars. 

• 1587 w urden aus dem Verkaute von Pfandschillingen 12000 ä. 
gelöst. Die hauptsächliclisten Veräurserangen and die aus ihnen sich 
ergebenden Einriß Innen sind oben S. 266 Anm 1 angeführt. 

' L. von Stein, Finanz Wissenschaft III 2 S. 16. Cohn, Finsni* 
wißiienbchaft 8. 670 if. 
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ii^end welch er Besuindtcile deö Krondom an i um einzuräumen, 
80 vermochte sie Darlehen zum grölsten Teile nur auf sehr 
kurze Fristen zu erhalten. Man mufs dalier zwei Arten 
der Kroits( huid in den ersten Zeiten der habshurg^schen 
Herrschiiti unterscheiden : einmal solche Darlehen, bei denen 
dem Gläubiger ein Faustpfand (Burglehen oder Pfandschilling) 
gegeben war, die auf längere Zeit berechnet waren und dem- 
nach gewisaermafBen als die ,,ftindierte Schuld*^ jener Zeit 
aQ&ufassen Bind^; ihnen stand gegenüber die gro&e Masse 
der übrigen Anlehen^ die auf kurze Fälligkeitstermine kon- 
trahiert waren und sioli daher als die „schwebende Schuld'* 
jener Zeit darstellen. Nach und nach aber befestigten sich 
die Kreditverhältnisse; neben das Faustpfand traten als an- 
nähernd gleiehwertig für den Gläubiger die blofse rechtliche 
Sichi^rstellung und die Bürgschaft, und so verlor die schwebende 
Schuld immer molir an Terrain zu Gunsten der fundierten 
Schuld. Mindestens seit dem Anfange des 17. Jahrhunderts 
unterschied die Finanzteehnik der schlesisciien Kammer selbst 
zwei Hauptarten der Staatsschuld, — Schulden im engeren 
Sinne, A n 1 e h e n oder Pusten einerseits und Ver wei sungen 
andererseits*; im wesentlichen lUllt diese Unterscheidung 
sQsammen mit der zwischen fundierter und schwebender 
Schuld. 

Unter Schulden im engeren Sinne wurden n&mlich solche 

verstanden, bei denen man entweder eine längere Dauer des 
Verhältnisses durch ein ausdrückliches Übereinkommen mit 
dem Gläubiger vereinharte oder stillschweigend voraussetzte. 
Diese fundierte Schuld wurde zunächst eingeteilt in eine un- 
verzinsbare und eine verzinsliche. Freilich gab es eine un- 
verzinsliche fundtorte Schuld nur scheinbar; zu ihr gehörten 
eben diejenigen Anleihen, hr] denen der Gläuhiir^M- ein Faust- 
pfand in Gestalt irgendweicher Schlösser des Domanium oder 
aoderer Liegenschaften erhaltfMi hatte. Es liegt nun auf der 
Hand, dafs die UnverziiibUarkeit von Anleihen dieser Art 
(Pfandschiilingen und Burglehen) nur eine scheinbare war, da 
man zwar direkt keine Interessen auszuzahlen brauchte, aber 
andererseits ja doch die Nutzungen der betreffenden als Faust- 
p&nd gegebenen Domftnen nicht in das königliche Ärar flössen/ 
sondern von dem Pfandinhaber behufs Verzinsung oder Ver- 
zinsiing und Tilgung seines Darlehns erhoben wurden. Seit 
den grofsen Domänenveräufserungen vor und nach . 1600, von 
denen wir oben schon sprachen, war die Zahl der schlesischen 
F&ndschaften, d. h. der Betrag der angeblich unverzinsbaren 



* Cohn, Finanz Wissenschaft S. 758. 

^ S. das Aktenstück „Schlesischer Cammer schulden last, wie der- 
Mibe mit end dccembris anno 1619 beachaffen," Kgl. StaatHSreh. Brasl. 
AA. VI 410 fol. l—m. 



Digitized by Google 



284 Xüll. 

furuliertcn Schuld, sehr presnnkpTi: 1619 helief sich die letzter^- 
auf c. 163400 fl. ^ Die voizinsljjnc tundierte Schuld unter- f 
schifd TTtfiTi hii'twiorlpnnn darnach, ob dem Gläubiger aufuer 
ilcr ( »jligationsurkuiide noch eine anderweitige rechtliche Sicher- 
Htellung zuteil wurde oder nicht ; die Anleihen „mit Sicherheit*^ 
acdann /ertieh n in solche, welche auf Güter — nicht nur auf 
königliche, sondern auch auf geißtliche oder stiidtische — oder 
Ämter versichert waren, sodafs der Gläubi^r befugt war, so- 
wohl an diesen als auch an den ana ihnen fliefflenden Geßdki 
für Kapital und Interessen sich eventneli schadlos za halten', 
und soushe^ welche verbürgt warra, bei denen entweder Einsel- 
Personen oder Korporationen, wie Städte, Klöster und 
Stände, die Haftung für die Zahlung von Kapital und Zinseii 
übernommen hatten^. Besonders häufig mufsten die Beamten 
der schlesiscben Kammer, der Präsident, die Räte und der 
Rentmeister, solelu? Bürgschaften leisten*; diese Btirg- 
scliaften erstreckten .sich nhf^v nicht nur auf <lif^ figentlichen 
Bürgen seihst, sondern .nu li muT deren Krix n und Erbneliraer; 
dafür erhielten die Bürgen \ uiii Kaiser einen Schatlloshaltun^s- 
brief nicht nur für sich, sontlern auch für ihre Erben, dafs 
alles, was sie etwa infolge ihrer Mitversehreibungen aufbringen 
niüfsten, ihnen vom Kaiser wiedererstattet werden solle*. 
Ein Zustand, in dem lediglich die Verpflichtung des Staates 
und die rerfUgbare financielle Kraft dessdben als die einzigen 
— jegliches Unterpfand ersetzenden — Bürgschaften gegolten, 
in dem das Vertrauen auf die Festigkeit des Staatswesens 
dem Kreditgeber genüg;t hätte, existierte noch nicht Zwsr 

^ Es gab 1019 noch folgende PfanfiinUtM-: dir Comm''n(la Corporis 
Christi, dem liate von Jireslaii urspiüiigiich um 4000 Ii. ung, Fer- 
Bchrieben, spater auf 41500 fl. rh. gesteigert; Schlofs und Hanptmanii- 
ßchaft Scbwiebus, 1506 für 1717 ii. ung. an Hans von Nostitz verpfändet, 
spiitrr hU 10000 fl rh. gesteigert; das Hnrrrl^hen Namslau (39500 fl. Rh.\ 
Schlofa Freistadt (9600 fl. rh.). Schlois Sprottau (2400 fl. rh.), Schlofe 
Neudeek mit Stadt Beuthen, 1477 an Jan von Zierotin um 80(K) iL 
ung. versetzt, später an die brandenbur^i.schen Markgrafen über* 
pognngen und bis 52000 H. gostolgorf. Bei filTcn diesen Pfandsrlullin-ien 
mufste die ganze Pfandsurame erlegt werden, wenn sie ausgelöst weraen 
sollten; eba fol. 118—128. 

« Die H5he derselben betrug 1619 e. 147 000 fl. rb.: ebd. foL 
84—108. , 

' Die verbürgte Schuld (mit Ausnahme der von den ivammer- 
pcrsonen übernommenen Bfirgschaften) belief sieh 1619 aof c. 640000 t. 
rh., ebd. fol. 1—84. 

* Schon 1566 klaet dio Kammer, dafs sie Hclfl an verschiedenen 
Orten nur gegen Versdireibungen „för aigcne «cliuid bey verpfendimg 
aller unserer bab und gueter trawen und glaobens" habe aufbringen 
können. (Ebd. AA. III 28d fol. 60), und 1676 bittet der Priteident, ihn 
mit der Übernalimp weiterer Bürgschaften v^erschonen wollen (ebd. 
AA. III 23k fol. 160b;. S. auch ebd. AA. m 23h fol, 198. 1619 be- 
trug die Summe, f&r welche steh die Beamte der Kammer hatten 
bärgen müssen, 180600 fl: ebd AA. TI 41o fol. 108^113. 

• £bd. AA. III 23d fol. 60. 
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tijiJon wir auch schon fundierte Schulden und zwar sogar 
in sfiemÜcher Höhe * , bei denen der Gläubiger keine „Sicher- 
heit" erhielt; das Motiv des Kreditgebers ist aber hier nicht 
ledif;lich durch das Vertrauen auf die Kreditwürdigkeit desStaates 
gegeben. Als Gläiibiu^er bei vSchiildeii dieser Art treten näinlich 
auf entweder i^ewi.sse Kur})<;rationen wie die btädto oder die 
^^eisdichen Institute, — welche hich von der Krone eine poli- 
tieiche Bevoruiuiidun^ oder auch sogar eine starke Beschränkung 
ihrer Eigentumsbctugnisse gefallen lassen mufsten, sod.ils bei 
diesen von Freiwilligkeit als Motiv keine Kode sein kann — , 
oder Privatpersonen, welche irgend ein Amt, ein Privileg oder 
MUttt Förderung ihrer loteressen^ so besonders Eingreifen des 
Kflisers in einen von ihnen geführten Procefs behnfs be- 
schleunigter Beendigung desselben, erreichen wollten; zu der 
letztgenannten Kategorie gehörten auch solche Darlehen, welche 
von den beim Kassenwesen beschttftigtan Beamten als Kautionen 
hinterlegt werden mufsten. In allen diesen Füllen zeigt sich 
lecht deutlich der dem Staatsschuldenwesen jener Epoche 
noch anhaftende private Charakter. Die sonst — besonders 
in .Italien, Frrnikreich und den Niederlanden — tibliche Form 
der .StaatSöcliuld, die Rentenschuld (die montes), hi in Schlesien 
nicht zur Anwendung gelangt*. 

War bei der fundierten Schuld der Unterschied zwischen 
vprzinsbarer und nicht verzinsharer Schuld nur ein scheinbarer, 
>u war die Sachlage eine andere hinsichtlich der „Verweisungen", 
d. h. der schwebenden Schuld. Diese letztere setzte sich 
zugammen aus den Anticipationen, welche man machen mufiite^ 
wenn ordentliche Ausgaben fllUig waren, ohne dafs bereits 
die zu ihrer Deckung bestimmten ordentlichen Einnahmen 
eingelaufen waren, femer aus Darlehen, die auf kurze Fällig- 
keitsfristen zur Bestreitung aufserordentlicher Ausgaben kon- 
trahiert wurden, endlich aus Bewilligungen und Gnadengaben 
aller Art Ftlr alle jSchulden dieser Art war eine baldige 
Tilgung in Aussicht genommen ; daher wurden sie „verwiesen" 
auf irgend welche demnächst In Aussicht stehenden Einnahmen 
de« Ärars, mit deren Hülfe öle al);4estof8en werden sollten. 
Diese schwebende Schuld zerfiel in eine verzinsbare und in 
eine unverzinsliche^ zu der zweiten Art gehörten besonders 
die Bewilligungen und Gnadengaben, bei denen es selbstver- 
ständlich war, dais der Knipt'ilnger so lange warten mufste, 
bis der augenblickliche Zustand des königlichen Finanzwesen» 
ihre Realisierung gestattete ; oft dauerte dies freilich so lange, 



> Ebd. AA. VI 410 tot 188—161: c. 110000 fl. rh. 

* Aufser den besprochenen Kategorieen der fmuliorten Schuld 
findet aioh ganz vereinzelt nur noch ein Posten wicderkfinflichor Zin^e 
von Jährlich 185 fl., denen ein Kapital von 525o fl. Grunde la^ (ebd. 
^. Kil^IdT). Die OeaamtBiimme oer fundierten Scbnld des BchlesiBChen 
Ann betrag 1619 e. 1206000 fl. rh. 
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dafs der Kaiser, am den Berechtigten zu trösten, ihm ent- 
weder YOn Anfang an oder nach einiger Wartezeit eine Ve^ 
sinsang seines Guthabens zugestand. Je nach den Einnahme- 
quellen, aus welchen sie gezahlt werden sollten, gab es 
Verweisungen auf den „Vorbehalt nncli^r Hof", d. h. auf 
diejenigen Gefälle des schlesischen Arars, w» lehe ständig für 
das Hofzahlarat reserviert waren, auf Steuern, auf Erbfälle 
(in denen der Fiskus beim Mangel reeiitiuäfsiger Erben suc- 
cedierte), auf 1 )arlehen (d. h. auf fundierte Schuld; es handelte 
sicli hier also um geplante Konversionen schwebender in 
fundierte Schuld j und besonders auf das Salzamt ^ Als be- 
sondere Kategorieen der schwebenden Schuld wurden aulserdem 
noch betrachtet die auf das schlesische Ärar verwieseoeii 
Provisionen (d. h. Pensionen im heatigen Sinne, Ruh^hllter) 
und Pensionen (d. h. aufserordentliche Jahresgelder neben 
dem rl entlichen Gehalte)^. 

Nicht nur besBügUch der Leihfrist, sondern auch hinsichtlich 
des Zinsfolsee und der übrigen Darlehnsbedingungen läfst 
sich eine fortschreitende Entwicklung des Staatsschuldenwesens 
in der von uns behandelten Periode erkennen. ITni die Mitte 
des 16. Jahrhunderts schaffte FfM-diriaiid I. zunächst den bisher 
geübten Brauch ab, dafs die Darleiher von der königlichen 
Finanz Verwaltung Geschenke, so an Kleidern, Schrauekgegeu- 
stftnden usw., erhielten*. Immerhin war aber der Zinsfufs 
um diese Zeit noch ein sehr hoher; er variierte zwischen 6 
und 10 **/o, und zwar in der Weise, dafs meist, wenn auch 
anseheinend ein niederer Zinsfiifs (6 ^/o) festgesetst war, den 
Glttubiger doch noch aufserdem ein jtthrliches Gnadengeld 
bewilligt wurde, welches in Wirklichkeit nichts anderes ab 
eben eine Erhöhung des Zinsfufses bis 8 ^/o oder 10 ^'o be- 
deutete^. Oft kam es auch vor, dafs alsbald bei Erlegniig 
des Geldes die jährlichen Zinsen ganz oder teilweise vorweg 

' Die Gresamtsumnie der verzioabareu achwebendcu ISchuId belief 
sich 1619 auf lb2üUU H., der imverzinsliehen auf 312 000 fl. Ebd. foL 

* UnO waren jährlich nn solchen Provisionen im ! rfrisi<inf'n zh 
zahlen 2950 fl. (Ebd. fol. 318—329.) Doch betrug in demselben Jahre 
die Summe der rückständigen Provisionen und Pensionen eine uugeHÜir 
dreimal so hohe Sumnu^ iniimlich c. 8670 fl.) Diese rückständigen Cto* 
hriltr r, sowie die verfallfnon Zinsen der rcrzinsliflitMi fniidiprtcn und 
uniiiiiüierten Schuld erhöhten natürlich den Gesamtbetrag der schweben- 
dea Schuld. 

• 16Ö9 erklärte sich Anna von Salza bereit, in die Piolongatson 
eines vom Kii^f r li -i ihrem iniMvischc^n vcrstc^rbenen Ehemanne auf- 
genommenen Darlehus von 2100 tl. ung. gegen 8^/o Zinsen nnd eine 
jAhrliehe Verehrung von 20 Ellen Seide, Atlas und Dsmast sv wilUgen. 
AA. in 23 11 fol 56 f. u. 8. w. 

' * Vgl. z. Ii. AA. in* 6c,' S. 90 ff. (d. d. 1. Juli Xb5di 10 »/o), AA. 
III 23a fol 195 (d. d. 19. Juli 1560 : 9^/o} u. s. w. 
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abgeflogen wurden^; auch diese Unsitte wurde in stetem 
Ktfnpfe ausgerottet. Die Kündtgtingsfinst betrug anfioigs oft 

nur ein Vierteljahr oder auch gar nur sechs Wochen; dieser 
Umstand, desgleichen die anCangs übliche ungemein kurae Rück- 
Zahlungsfrist^ die mitunter nur ein Jahr betrug, gaben neue Ge- 
le^^enheiten, die Belastung dos Arars zu vermehren, da der 
König selten in dw La;?*' war, zum fiilligen Termine die 
Rückzahhing zu leisten, eine Prolongation aber oft imi- dann 
erlangen konnte, wenn er öich zu erschwerten Bedingungen 
verstand. Dabei genofs der König immer noch den meisten 
Kredit im Lande, während es den einheimischen Fürsten be- 
deutend schwerer wurde, Geld aufzutreiben, wenn sie dessen 
benötigten'. Gegen Beginn des 17. Jahrhunderts ist der 
Zinsfub jedoch ein bedeutend niedrigerer. 1619 betrug 
die Gesamtsamme der fundierten Tensinsbaren Schuld 
1042500 fl. rh., die mit c. 62720 fl. rii. jährlich Yerzinst 
Verden mufsten ; der Zinsfufs belief sich also durchschnittlich 
hier auf 6 *^;o, die verzinsbaro schwebende Schuld lietrug 
182000 fl. rh., der Gesamtzins davon c. 9690 fl., der durch- 
schnittliche Zinsfufs also c. ÖVs ^io. Selbst wenn diese Ziffern 
(6 **'o resp. 5' 3 o) durch hin und wieder dem Gläubiger 
gewährte Gnadengelder, obgleich auch diener Brauch immer 
mehr in Abgang kam, sic li etwas erhohoii s illt so würde 
doch immer noch ein starkes Sinken des Ziüstulses der Staats- 
schuld bemerkbar sein. 

Im grofsen und ganzen gewahren wir also, wie das 
JStaatsschuldenwesen in unserer Periode in fortschreitender 
Richtung ziemlich schnell sich entwickelte; wir dürfen dabei 
nicht yergessen, dafs die Zeiten des kanonischen Zinsverbotes, 
in denen jegliches Zinsgeschäfit von der Kirche als sündhafter 
Wacher angesehen wurde^ noch nicht gar so Urnge Überwunden 
waren. Die primitive Form der Sicherstellung des Gläubigers 
durch Faustpfand begann su schwinden^; die Tilgungsfristen 
wurden immer weniger begr^nzt^ die schwebende Schuld daher 



1 So riet die Kammer (d. d. Bresl ni Juli 1559; ebd. fol. 100) 
2ur Amiahme zweier Darlehen von je 2iii ) Dukaten, von denen das 
eine mit lÜ®/o verzinst werden sollte, wührcud für das andere O'Vo 
Zinsen nebrt eint^io Dienstgelde von 40 Dukaten Torlangt wurden. Von 
b^'iden Summen aber sollto ein halber Jahroszln? von vornherein abge- 
zogen werden; in Wirklichkeit sollten also nur 1900 Dukaten in dem 
einen, 1940 Dukaten in dem andern Falle znr Auszahlung gelangen. 

* Als Haas Gtotsch auf dem K^ast 15'jO sich aar Gewährung 
ttnes Darlrhns von 3500 Tlialnm ge|2^rn 6°o Zinsen und ^0 Thaler 
Dienst- oder Gnadengeld (d. h. in Wirklichkeit gegen einen Zinsfufs 
von über S^/o) erbot, riet die Kammer znr Annahme, „weil di forsten 
inSlesien, die sich dann an allen orten umb gehl bemühen, viol ein 
mereres ffeboi und auf gewisse einkumben versichern** (aus AA. 
m 23a). 

* 1619 waren nur noch kaum 10 der gesamten Ararschuld durch 
Fanatpfimd sicheTgestallt 
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vermindert zu GinistoTi der fundierten ; der ZinsfiiXs sank, iiod 
gewisse Zinssurr* <^,ite wurden wie die (ie.seiienke ganz und 
gar, die Gnatleni^older nach Möglichkeit abgestellt^ die Dar- 
lehnskapitalien wurden vollständig ohne vorgängigeu Abzug 
der Zinsen ausgezahlt ^ 

2. Das LandesÜDauBWasen. 

Wie da« ktynigliche Finanzwesen auf dem Domaniani und 

den Kegalien, so beruhte das Landesiinanzwesen auf den von 
der ständischen Bewilligung abhängigen Steuern. Zu diesen 
gehörten aber keineswegs alle Abgaben, die wir heute ihrem 
tinanzu'issenschal'tlichen Begriffe zufolge als Steuern bezeichnen 
würden ; sahen wir doch, wie die Zölle als Regal aufgefafst, 
daher in dt;r damaligen Zeit nicht zu den Steuern gerechnet 
wurden und auch nicht unter das Bewilligungrecht der Stände 
fielen. Waren so die indirekten Steuern zum grofsen Teile 
der ständischen Alachtüphäre eutzogcn, so waren die direkten 
Steuern derselben ohne Ausnahme unterstellt. Es ist bekannt 
wie in den ^drei Fällen^ des FeudalrechteSf beim Rttterschlag 
des Sohnes, bei der Ausstattung von Töchtern, bei Gefistngea- 
nähme des Landesherrn durch die Feinde, wenn es galt, ihn 
auszulösen'^, im Mittelalter sonst in den abendländischen 
Reichen für die Stünde eine Steuerpflicht bestand. In Schlesien 
jedoch, s|>eciell im 16. Jahrhundert, der Krone Böhmen gegen- 
tlber, existierten derartige Restriktionen nicht. 1563 wies der 
König die schlesischen Fürsten und Stände darauf hin, es sei 
ein alter Brauch, ,|Wan eines kouiges einfurung beschicht, 

* Über das Wachstum der Staatsachuld können hier nur vereinzelte 
Notisen zasammengestellt werden. ESa wurden Anledfaen gemacht 15fö 

in der IIöIk^ von 22900 fl. (ä 35 w. gr ), 1558 von c. 0:^000 G. (A 85 w. gr.l 
1560 von c, 36m) O. (h 35 w . ^t.\ 1570 von c 154 m\ i\. Rh. ff\ 80 w. gr.l, 
1587 von c 75 000 Ü. rh., 1GU8 von c. 20 000 Ü. — Im Jahre 1558 
wurden zur Schuldentilgung und Verzinsung c. 522000 G. (ä 35 w. gr.) 
(Auslr.gung des Fürstrntuins Opix-ln Ratibor aus der Pfand^i'haft ae> 
Markgrafen), 1560 c. 56000 G. (für Kriorrsgchulden), 1570 c. 163000 ti. rh., 
1587 c 115 000, 1608 c. 162 000 Ii. Kli. au.*gegeben. — 1619 betrug die 
fnndierte Schuld 1205 000 fl. rh , die schwebende 494000 tl. rh.; von 
dieser nmfaten verzinst w« rd»'n 182 000 ti. rh, zu derr Ii rhnittlich 
5'/8**/o, von jener 1042 000 zu durthschnittHrh 6"'o. Die Munme der 
jahrlichen Zinsen betrug (iuki. 25iiO fl. an Ruhegehältern uud Gehalts- 
zuschüssen) c. 75 000 H. Dazn kamen aber noch 235 000 fl. rerfidlene 
Zinsen, welcli«' die schM o})! tuIc Schuld um diesen lietrag romiohrtrn. 
Die Höhe der gesamtou Schuldenlast belief sich also linde 16iy Aut 
c. 1935 000 fl. rh. 1624 betrug die Gesamtschuld 2 148 000 fl., davon 
an Kapitalien 1662000, an verfallenen Zinsen 486 000 fl. (AA. VI 41 
fol. 320 *V. Allerdings betiiidrii wir uns 1^1'' und liV2\ mvhi nvlir in 

Gewöhnlichen Zeiten, sondern inmitten der Stürme de« Krieges; daher 
ie Menge der verfallenen Zinsen. 

2 Wagner, Finanz Wissenschaft, Theil III (Wd. VII des Lehr- 
buche >^ der politischen Ökonomie von Wagne r-Nasee) SpezteUc 
Steuerlchrc S. 61. Leipzig 1889. 
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oder je ein fürst von seinem land angenommen und eingeAiret 
wirdet, das im nit allain ein stener derhalben folget, sonder 
da er aach konftig söhn and tochter zu Yorheyraten hett, dem- 
selben von den underthanen ein ausstenrung und hulf bewilligt 
und gelaistet wirdet"'. Die Stllnde blieben jedoch bei einer 
Ansicht, der sie schon im Jahre 15 t9 Ausdruck g"o^cl)en hatten, 
als sie den Beschlufs fafsten : „Obwol nie erfahren, auch keines 
Weges zu beweisen, dafz die land jemals einige heuratlistewer 
gereichet, auch jemaifj schuldig gewesen, .... und leicht 
böse seqnel, ja eine ewige Servitut auf die land möchte ge- 
drungen werden, jedennoch wollen sie nicht aus jjllicht oder 
im uamen der hcuraihhlilfen, sonder aus uuderthenigsten trewen 
ein hülfgeld verwilligen**. Es war zwar Sitte, dafs bei 
Huldigungen, bei persönlicher Anwesenheit des Herrschers 



den Ständen ein Geschenk oder eine Steuer forderte; doch 
war dazu die Zustimmung der Stände erforderlich'. Abh&igig 
von dem landstündiscben Bewilligungsrechte waren demnach 
alle direkten Steuern, sowie die indirekten, insofern die letzteren 
nicht etwa in der Form von Regalien eigenmächtig vom Könige 
auferlegt wurden. Als die vornehmste direkte landständische 
Steuer erscheint die Schätzung, daneben auch der Erbsilber- 
zins sowie eine Juden- und Ausländersteuer, ;ils vornehmste 
indirekte Steuer das Biergeld, daneben einige andere Auflageu 
auf den Verkehr. 

a. StaatsrechtlieheGrundlagen des Steuerwesens. 

Wir wollen jetzt die tur das landständische Steuerwesen in 
Betracht kommenden staatsrechtlichen Verhältnisse erörtern. 
Den Fürsten und Ständen gebührte durcli ausdrückliche An- 
erkennung seitens des grofsen Landesj>rivilegs von 1498 nicht 
tiine absolute Steuerfreiheit, sondern nur ein Recht ^ der 



» Bresl. Stadtarch. A. P. IV fol. 307 ff. (Pnrstentag vom 6. Dez. 
lS6a) 

< Landtag von Judic a 1549 bei Schickfufs III 184. 
» Ebd. S. 139 und Kries S. Ö f. 

* Kries meint, dafs dnrch den Stenerparagraphen des Privi1^;ii 
Wladialai („sa^n wir 2u fürst on hemu land Stetten und allen ein- 

M-nnern flor sfezi^^n, da« wir kainerlay beii^tewer nit begercn noch 
durch eynicherle wevse suchen wellen, ausgezogen von den, dowider 
nie sich recht«« halben n!t sn setzen hetten'^; uttein.: „quas de jure 
negarc non possnnt") eine absolute Steuerfreiheit der Stünde, d. h. ein 
Vrrzii lit 1s Kr.tii^s nuf das Recht t\or Bede gegenüber den schlesifchen 
Ueneralstäiideu , »ich erj^ebCf indem durch diese Bestimmungen allen 
Steuergesuchen des Königs hütte irorgebengt werden sollen; der Znsats 
^qnas de Jim' negaro non possunt" bedeute Keine „verßngliche Klausel, 
welche gleichsam eine Hiiiti-rthürr öffnen ?r\]h\ nm den Steuern doch 
noch Eingang zu verschaffen, wenigstens im Sinne derer, welche das 
PriviW erteilten und empfingen." sondern beziehe sich vielmehr „auf 
die althergebrachten Einnahmen und Oef&lle**. Dies ist ialsch. Gab es 

PorMhongftn (65) XIII 1. - Rftohf*hl. 19 




seiner Familie der König von 
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Steuerbewilligimg ftlr sieb, ihre Unteiüüinen und ftlr das ge- 
samte Land ^ Diese Freiheit von der Steuerptiicht, d. h. ym 
einseitig durch den Köni^ aufgelegten Steuern, kam besoudm 
darin zum Ausdruckt:, daU der König fUr jede neue Steuer, 
die ihm zu Teil wurde, einen lievers ausstellen mulstc, durch 
welchen er die eben beschlossene Al^abe dem stliuliteliai 
Bewilligungsrechte filr anschildlich erklkrte^ Der FOntfeent^g 
genehmigte die Steaerforderungen des Könige^ wenn derselbe 
den Nachweis der Reehtmttlstgkeit seines Begehrens fUhrte» dsb 
nlimiich ein Bedürfnis, eine ^Gemeine Not*, eine necesaitM 



denn überhaapt „althergebrachte Einnahmen und Orfalle", welche di-m 
Könip' als dom Inhaber der Centralgewalt über ^aiiz Schlesien zu- 
standen? ExiHtiorten doch kaum solche, die ihm als dem specielleo 
Landeshemi in den Erbf&ratentftinem snkunetk! Der Sinn Priri* 

le^ von 1498 ist derselbe, wie der eines ganz ?5hnli( h lautenden Stfiier- 
pnvilegft Herzog Friedrichs von Lieguitz für seine Landschaft («!. a. 
1511, Kgh und Univ.-Bibl. zu Breslau, Hs. Classis IV, hiat. in quarL 
135, fol. 9 ff.): ffZvm Tierden, das aie sambt ihren armen lenten un§ bd 
unsem erben zu ewigen zeiten keine »teuer geben sollen, dor^ltiolitn 
nach unserm tode . . . es werten denn stenren. darumb unsere erben 
oder nachkouieude fursten und herren sie anlangen würden, die alt 
von rechtwegon nicht we^em könten." Dnrch beide Privilegien wird 
he:*tiinnit, dafs liior der llerzo^' von den Liegnitzer Stilnden, dort der 
Kr>uig von den Generalständen nur solche Steuern fordern solltfit. 
deren Ursache derart gegründet sei, dafs auch die Stände ihre Berech- 
tigung anerkennen müfsten ; sie enthalten alfio keineswegs einen Venidit 
der Ijerrcffenden Herrselier, Steuern von den Stand* ii zu fordern, sod- 
deni \'ielnielir eine A nerkennnnp;^ (\o^ Rf»c1ite3 der Stände, nhor die 
R<H litinär>igkeit (hier im Sinne von liilligkoit otler Notwendigkeit) der 
Steuerfordemng an entseheiden und demgernftfa die letztere zu be» 
willigen oder 7AI verwerfen, d. Ii. eine Anerkennung des standisclien 
Bewilligungsrechtes. Die Richtij^'kcit der lii^ r vorgetragenen Interpre- 
tation des Steuert)araifraphen wird bentütigt durch eine Urkunde 
selben Königs Wladislaus (d. d. Ofen 1506, 26. August, bei Schick- 
f u fs III 4^^()), durch \\ <di he das Furstentimi Glogau (aU Immediat- 
besitz) der Krone Böhmen einverleibt wird, und in der die Gloganischen 
Stände begnadii^t werden, „dafz sie uns, uusem erben, nachköi Illingen, 
zu jetaigen nna zukünftigen aeiten keine stewer noch andere besenwe- 
ri'tiir, wie man die benennen map, liehen dürften, allein, wenn man 
gemeine stewer auf das fürstenthumb Schlesien und andern Lande 
daselbst schlagen und anlegen würde, neben andern zu cebeu ver- 
pflichtet sevn sollen." Man sieht daraus deutli( h, dafs Wladislaus eine 
absolute Aoschafiung jeglicher allffeniein-selilesiscnen Steuer dureli da? 
Privileg von 1498 nicht beabsichtigt haben kann, da hier von der 
Möglichkeit einer „gemeineu stewer^ für das Land Schlesien die Rede 
ist. Dagegen enthält die Urkunde von 1508 einen völligen Viuzickt 
do Königs auf die Fartikularsteuer von Glogau : doch nur den Glogau- 
iöchcn Ständen p^ogenüber entsaget Wladitilau.s auf das Be»lerecht, wäh- 
rend er sich «j^e^^enüber den schlesischen Fürsten und Standen dasselbe 
vorbeb&lt. l^brigens ht diese Urkunde ein charakt<»ristisches Zeichen 
dafür, wie das politisilie Leben von den Hnzrhun Bestandteilen 
Scblesien.i immer mehr auf das gesamte Land überging. 

' Über das Recht der Generalstände zur Vertretung des Landes bei 
der Bewilligung der Steuern s. o. S. 151 Anm. 1. 

- Solche Reverse sind gedruekt bei Kries. Berla;,'« A 1—4; vgl. 
auch Schickfufs III 173, Kries 42tf, und Wcnsi S. 2^. 
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oder attlitas publica vorliege. Dm Land stand hier dem 
Röntge gans selbständig gegenüber; es existierte kein Zwang 
för das Land, dem Könige auf sein Verlangen eine Steuer zu 
geben, und dalier fiiri' man, da ja <las staatliche Prinrip in 
jener Zeit voraehnilich an die Person dcd Königs sich knii]ift(\ 
allerdings sagen, dafs die Steuern einseitig vom Staate uuf- 
erl^te Zw ingsbei träge der einzelnem Unterthanen nicht waren, 
und dafs eine absolute SteuerptiicKt d<;s Einzelnen gegenüber 
dem Staate schlechthin noch nicht existierte. Hatten aber die 
Sttnde als die Organe des Zjandes einmal die Steuer b^chlosseu, 
80 waren die Anteile des Einzelnen Zwangsbeitri^e gegenüber 
dem g e sa m t en Lande, welches nunmehr aar Aufbringung der 
Gesamtsumme g^nflber dem Könige verpfiiehtet war, fi^ilich 
ohne dafs etwa, wie durch mehrfache Fürsten tagsbeschlüsse 
erklärt wurde, eine gegenseitige Haftung der Stttnde be- 
hufs vollständiger Erlegung der bewilligten Summe eintrat^ 
sondern indem das Land gegen Säumige mit Zwangsbeitreibung 
vorzugehen vprlntiiden war. Daraus, dafs die StMnde über 
die Notwendigkeil iin<l IiiIkt fiher die Bereehtigung der Steunr- 
forderung zu (irkenuen liatti ti, folgte, dafs ^ie auch über dfe 
Zeit der Jiewilligung zu ent.seiieiden hatten und das Keeht 
bebalsen, die Dauer der Forderung al)zukürzeu. 

Aus dem Bewilligungsrechte der 8tände entsprang ferner 
noch eine Reihe weiterer Hechte und zwar zunächst „aller 
Dekretierung und Exekution im Steuersachen*, d. h. die ge- 
ssiute Steuergesetzgebung und die oberste Leitung der ge- 
samten Steuerverwaltung. Wenn wir sehen, wie bisweilen der 
KOnig an diesen Befugnissen rficksicbtlieh der Steuerverwaltung 
teil hatte, so ist dies dadurch zu erklären, dals in diesem 
einzelnen Falle die Stände auf das principicll ihnen zustehende 
Becht versichteten; alle derartigen Zugpstnndnisse an die Krone 
dauerten immer nur für die jeweilige Bewilligung und raufsten 
bei TiMiien Bcwil1it,'"imp'ii -iij^entlich wiederholt w<'nlen, w^nn 
die Stände es nieht vorzogen, stiüschweigend den Köni^ im 
Genuese der ihm in vorhergehenden Füllen gemachten, jeder- 
zeit widerruf baren Vergünstigungen zu belassen * . Der Fürsteu- 



* Es ist aUo falsch, wenn Krios (S. :]:]) imniit, dafs di r Fürsten- 
ent allmählich d&zu „gelangt sei'', die Schatz migüsteucr zu erheben 
xn verwalten. Dies Könnte den Anschein währen, als hfttteti 
flieh die Stftnde den mafflgebetiden Einflufs auf die Steuerverwaltung 
(*rst nuch und nach p^p^en ältfre Rechte den Ki)iii<^- <*rk;iin|>fon müssen. 
Diese Annahme wird aber dadurch widerlegt, dafs d<'r Fiir>t(!nta^ vom 
enten Augenblicke an allein die gesamte 9teuür;;os 't/^N ljunff \n den 
Händen hat. Wenn auch die Steuern ui der nsteii Halte des 16. JaHrh. 
oft dunh köni-rliclic Hfamte ^■fM•^r;dt♦«.t wurden, so folgt daraus noch 
nicht ein priucipi< lle8 Recht ded üünigs auf die oberste Leitung der 
Stenerverwaltung; die betreffenden köaielieheii Beamten fungierten 
al» Organe der Stcuerverwaltung auf Onma von FOratentagsbeBcniusaen» 
nicht auf Grand königlicher Verordnungen. 

19* 
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tag allein also entschied über die Modalitäten der Verteilung 
und Erhebung, über Subjekt und Objekt der Steuer, über 
SteuernachlUsse, Steuerexcmtioncn und über die torraelle 
Organisation der Steuerverwaltuu^ ; er war in iSachen tinancieller 
liechtÄprechung, inBüi'ern dieselbe auf Steuerangelegen h ei tcn 
sich bezog; die höchste Instanz, von der es eine Appellation 
an den König nicht gab ^ Wenn wir trotz dessen in einigen 
Fällen beben, wie die Stände, falls sie uneins in derartigen 
Dingen w«ren, sich an den Herrscher wandten', so darf man 
aus diesem Voi^angc nicht schliefsen, dafs dem Könige doch 
ein verfaasungsmäfsiger Anteil an der Steaer-Gesetzgebung, 
-Verwaltung und -Rechtsprechung zugestanden hätte, sondern 
man rief die Krone deshalb an, weil sie als die höchste Quelle 
alles Rechtes schlechthin jenseits aller Verfassung galt. Die 
einlaufenden Steuergelder gerieten noch nicht ohne weiteres 
in das Eigentum des Königs, sondern blieben vorderhand noch 
in dem des Landes; es erhellt dies daraus, dafs die Stände 
es gar nicht nötig hatten, die bewilligten und ein,L»'f^L'"angenen 
Gelder dem Könige abzuliefern ; sie konnten es vielmehr vor- 
ziehen, die Verwendung »<^n>st in die Hand zu nehmen und 
dieselben für diejenigen Zwecke, für die der Herrscher sie erbeten 
hatte, selbst auszugeben®. Waren aber irgend welche Steiier- 

* Vgl. die^ bei Kries S. 52 Anm. 10 angeführten FürsteDtag»- 
ausspräche. Die eigenen Aasführunp:en von Kries fiber diese PunKte 
leiden nllf'rdin«x« an einer unzulas^i'i'f n V^cnnisoliung der Rechtsvorhält- 
nisse mit den thatsäehlichen Zustüiuicn. Ks ist falsch, dafs der Künig 
bei Steuerstreiti^keiten deshalb zugezogen werden mofste, weil sonst, 
wenn diese Zwisttgkeiten «ch lanpe hinschleppten, seine Einnahmen 
eine Einbufse erlitten. Einen rechtlichen Anspruch auf Zuziehung bei 
solchen Auseinandersetzungen besafs der König nicht; wenn man ihm 
die Sache scfaliefsHch nntenireitete , so hatte dies mit der staatarecbt» 
liehen Seite der Steuerfrage an und für sich nicht das geringste m 
thun. Eberi.'so irrig i?!t die Behauptnnj^. dafs zum Nachlafs von Steuer- 
resten die^ Einwilligung des Königs nötig war, „da das Geld ihm ge- 
hörte''. Nicht einmal die eingelaufenen Steuern .gehörten" ohne weiteres 
dem Könige; sie gingen in sein Eigentum erst dann über, wenn sie «nf 
Grund eines Fürstentaf^besehlusses ihm, d. h. seiner Kasse, ansgehän- 
digt waren; noch viel weniger also „gehörten" ihm Gelder, welche noch 
nicht einmal erlegt waren. Nur ao viel darf man zugeben , dafs die 
Stände verpflichtet waren, nnd dafs der König zur Fordcnmg berech- 
tigt war, dafa eine einmal bewilligte Summe auch aufg^ebracht würde; 
d^er war die Einwilligung des Königs zum Nachlafs von Steuerresteu 
erforderlich. 

* Erwähnt werden derartige V(>rf2:rmge })ei Kries a. a. O. 

* bewilligten die Stände 'JOCMKiO ( Juhh*n. von denen aber dem 
Könige nur die Hälfte bar auszuzahlen war, während für die andere Hälfte 
Kriegavolk gestellt werden sollte (Bresl. StadtarcK A. P. n Ms. 16S, Land- 
tag d. d. Hl. April 1531); auf einem kurz darauf folgenden Landtage (im 
Jnni 1531; ebd. fo!. 2f'2 fT'.i ver'nnpte <I. r Könijr noch 12000 HuMen 
zu Händen seines schh^sischen Kentinoi.stt rs für die Grenzhäuser und 



eine KnegHhülfc von 1000 Reisigen UDd 3000 Pufsknei hten au! vier 
Monate von den Ständen auf ihre eigene Besoldung bewilligt. Zum 
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€apgMnge der königlichen Kasse abgeführt worden, so 
gingen sie in das Privateigentom des Königs Uber, und es 
hörte ttber sie jedes VerflOgungsrecht der Stände auf; den 
letzteren stand nicht die geringste staatsrechtliche Kontrolle 
darüber zu, wie der König die ihm nimmehr gehörigen Er- 
trägnisse der Steuer verwandte, inshesond'^^rr rd) er sie für 
diejenigen Zwecke ausgab, welche er den Stünden angegeben 
hatte, als er sich um die Bewilligung bewarb. Wollte der 
Fürstentag verhüten, dafs der König die eingelaut'enen 
Steuern etwa anderweitig ausgebe, so bliel) ihm nichts übrig, 
als dieselben überhaupt nicht erst in das Eigentum der 
Krone gelangen zu lassen, d. h. in der eben geschilderten 
Weise die Verwendung derselben selbst zu übernehmen'. 
Das gesamte Steuerwesen unterstand eben principiell den Stän- 
den; die Rechte, welche dieselben dem Könige überiiefsen, 
galten immer nur flir die jeweilige Bewilligung. Genehmigte 
aber der Fttrtentag, dafs die eingelaufenen Gelder dem Könige 
abgeliefert wurden» so gingen sie sofort in das rechtlich un- 



Fn<1»' 'l( s Jahrlniiulorts wurde es, wir wir nofh iiHlior erörtern werden, 
Steheuder Brauch, die „Türkenhülfe" dem Künige gar nicht erst au8zu- 
zahlen, aondem durch besondere ständische Verwaltung.sorgaue direkt 
denjenigen Tmppentdlen sosufuhren, fnr welche sie als Besoldung be- 
stiintnt wnr. 

* Von eiuein „Rechte, eine Kontrolle über die Verwendung der 
H&lfseelder zu üben^, kann demnach für die Stände keine Rede sein. 
Die Gründe, welche Kries (S. 35) anführt, um neine Behauptungen in 
stützen, sind liiiifällig. Wem) die Generalstciiorciimrlmier 1501 v<ui 
den Standen angewiesen wurden, die zur Tilgung der königlichen 
SduUden bestimmten Gelder erat naeb Einreichung (>inor vollständigen 
Ltrt« der zur Tileimg beetimmten Schulden an dus kiuiigliche Rentamt 
anazuzalilon , hat mfin darin nm li kein Recht der Kontrolle zw «t- 
blicken. Denn trotz, dieser Liste blieb es dem Könige unbenonunen, 
wenn er gerade wollte, das erbattnoe Geld anderweitiff m verwenden ; 
ob dies gerade politisch klug gewesen wäre, ist freilirli eine andere 
Sache. Wenn sich die Stännr' tu 'Irr That auf pinem Fürstentag-c tl '.Ji 
Jahres 1592 über unangemessene Verwendung der Steuern beschwerten 
and erkliirteii, dafs der König, faXis er darin fort&hre, das Aufharen 
der Scbnldenlasthfilfe sich selber werde zuschreiben müssen, so ist auch 
hierin keine Ausübung eines Kontrollrechtes zu erkennen, sondern nur 
eine^ Drohung der Stände, von dem ihrem positiven Rechte der Steuer- 
bewiUigung entsprechenden negativen Rechte der Stonervenveigcning 
Gebranch machen /a\ wollen. Wenn die StAnde auf demselben Fürsten- 
tage beschlossen, die Steuer durch einen eigenen Zahlmeister an Ort 
und Stelle dem KriegsvoLkc auszahlen zu lassen, so nahmen sie damit 
die Verwendnne der Steuer selbst in die Hand, übten aber kein Kontroll- 
recht aus. Auen dadurch, dafs die Bewilligungen immer nur auf kurze 
5^^tt. ein bis drei Jahre, geschahen, erhielt der Fnr^tontag nicht „die 
Möglichkeit einer wirk^^amen Kontrolle^, wenn darunter eine Staats- 
reebtOehe Kontrolle verstanden werden soll. Eine solche h&tte nur 
dann stattgefimden, wenn der König verpflichtet gewesen wäre, fibl^ 
die Art und Wei^e der Verwendung den Ständen Rechenschaft zulegen 
und ihre Genehmigung einzuholen ; ein derartiges Verhältnis aber wider- 
spricht dem BlaatBiechtliehen Dualismus der ständischen Epoche und 
I^Bh5rt der modernen verfassnngsmftrsigen Finanswirtschaft an. 
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beBchrttnkte Privateigentum der Krone, in das Ärar, Aber vmd 
waren damit der stttndiwheii MachtBphäre gaas und gar 
entrttckt. 

Im Zasammen hange mit allen diesen Befugnissen stand 

noch ein weiterer Komplex von lU^ehten. Da den Ständen 
principiell die Verwaltnn«^ der Stf^ner gebührte, mu!>tf*n sie, 
falls sie diese Vf'rwjiltiin^? durtli f-ierene Org.uie tuhrten, 
fllr die Auflirina ui)^'^ der Verwaltungsim kosten sorgen. Man 
that dies imn d-tdurcli, dal« man von vuniherein eine gröfsere 
Summe aussehrieh, als die Bewilligung für den Könitr betrug, 
und dals man den Ubcrsclmfs zur Kostendeckung lür die 
Verwaltung verwandte So zerfiel eigentlich jede Steuer in 
awei Teile^ einmal die Bewilligung für den König, alsdana 
die AuBBchreibung behufs Aufbringung der Unkosten. Eb war 
nur ein weiterer Schritt auf derselben Bahn, wenn man sniter 
eint' gewisse Summe bewilligte mit der Bestimmung, dals ein 
Teil derselben für das „Land*^ surückbehalten und zum Nutzen 
desselben ausgegeben werden solle'', und wenn man später 
auch von jeder königlichen Bewilligung unabhängige Liandes- 

• 

* Schon bei Gelegenheit der ersten Bewilligung für Ferdinand L 
im Jahre 1527, bei der die lokale Verteilnng und £rnebung durch Ver- 
tranon«porf5onPii crfolfrcn sollte, deren Ernennung den Fürstf-n, in *\m 
Erbfürstentümcrn auf dem platten Lande den Hauptleuten, in den 
SWten den Magistraten fiberla88en war, be&chloft« der Furstentag (^^t- 
druckt bei Kries, Beilage C Nr. 2), dafg jede Herrschaft und Obnf- 
keit diesen Vertrauensmännern Entsciindi^ningen gewähren sollte, _ilar- 
dureh es ohne dtirselbeu schaden und der k. m. zusagen der hundert- 
tausend giilden unabbrechlich sei*'; d. h. die einzelnen FQratcn und 
Stände bekamen dasBecht, einen Zuschlag zu der Be%x illiLiiog för den 
Köm^ zti erheben, von welchf^m jene „ Vf^rordnctcn" besoldet werden 
sollten. Später wurde vom Fürstentafj^e eine die bewilligte Steuer 
fiberachreitende Snimne nr BesolduDg der Eimiehner und aar Deckoag 
der anderen Unkosten, wie der Transporte nach den Sammelkaasen n.i.w^ 
ausgeschrieben. 

* So wurden 1565 2000 Thal er für das Land zurückbehalten 
tSebiekfufs III 211); 1575 wurde eine Scbataungsateuer von 0,05*^ 

bewilligt, von denen 0,045 dem Könige abgef&ttrt, 0,005 Jeäm 
(»rts zn besoldnnnf und zehmnp: flrr einnohmer und anderm abgan«re 
von idem fursten und stände, land, enipter und herrschaft nach gelegcn- 
heit . . ffebrancht werden sol** (Bresl. Htadtaieb. A. P. Hs. Alt 
1579 fünf Bierjcro8ch(»n für das Fafs Bier bewilligt wurdöi, setzte man 
fe8t,dar8Vom fünften ( Jrosclion 6000 Thaler nichtdertt K.' nipe ans^ehänrHjrt, 
sondern für des Landes „Notturfft" verwendet werden sollten, und boi 
d iesem Absnge blieb es auch in der Folseaeit. In den FfinCentag;»- 

?Topo.Hitionen gegen Ende des 16. Jahrhunderts beklagt sich der KSnig 
örtwäl irend über die „Vorbehalte" bei der SchatzungsBtener und wirn 
den Ständen vor, dafs sie die zuerst einlaufenden Steuerge&ile im 
Interesse des Landes sofort angriflen, sodafli er selbst alsdann anf die 
unsicheren Restanten angewiesen sei (ebd. Ms. 172), Als Zweck des 
Reservates dfr 6000 (Jiilden wird in dem Fürstentagsbeschlussc von 
1585 (ebd. Ms. 174, fol. 250—298) angegeben: „Zu beMdung des lande», 
einsehung und straf des biSrnn, an forlatellung der rciaen und abeendmg, 
aucb andeni notwendigkeiten.'' 
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abgaben iHr die Kosten von Gesandtschaften an den Hof oder 
SB 4ie Generallandtage der bdfamiseben Krone, für die Be- 
soldmg der Landespolizei n. 8, w. ausschrieb. Einer Zu- 
stimnning des K(>nigs bedurfte es dabei nicht; ebensowenig 
irestatteten die Fürsten und Stände, dafs einzelne unter ihnen 
von derartigen Anlagen sich ausschlössen^. 

b. Die direkten Steuern. 

Die wichtigste direkte Steuer war die SchatzuiigB- 
rteaer. Sie wurde mm ersten Male 1527 im Betrage ^on 
100000 fl. ung. auf Antrag des KOoifiB Ton den Fürsten and 
Stinden beschlossen. Obgleich man damals noch keineswegs 
daran dachten dafs diese Bewilligung • inr etändige Einrichtung 
werden wttrae, so blieben doch die Grundsfttce, nach denen 
ihre Ausschreibung und Verteilung damals geregelt wnrde, im 
wesentlichen bis zum 18. Jahrb. in Oeltung. 

Als S t e H e r »4 u }) j e k t e bei d nr Schätzung erschienen 
nach dem Fiirstentagöbeschlusse von 1527 - Fürsten, Adlige, 
Geistliche, Bürger \intcr Stadtrecht (Kaut'lcutc, Handwerker, 
EinwoliHcr), von Bauern nur Frei- und Lehnslmuem. Für 
exeint wurden erklärt auf Grund f?p?lterer Landt^igsabschiede 
die \\ itwen, die nicht über 30 Ü. ung. (späterhin erhöiit auf 
50 fl. ung.) Einkommen oder Leibgedinge hatU n, ferner die 
Hospitäler (welche ja oft mit liegenden Gütern oder Renten 
ausgestattet waren)* und die Geistlicbeni welche keine XiSnd- 
gttter besafsen^. ErlaCs der Steuer wurde allen denjenigen 
gewährt, welche durch pldtaliche Unglücksf^le, wie Brand-, 
Wetter-, Wasser- und Eriegsschaden, MtrofFen worden waren*. 
Ein Streit entspann sich Aber die Steuerpflicht der königlichen 
Kammergiiter, welcher deshalb, weil dieselben, wie wir an 
anderer Stelle erörterten, sich nicht in der Eigenwirtschaft 
der Krone befanden, sondern als Burglehen oder Pl'and- 
schilÜnge an die Gläubiger des Arars versetzt waren, auf 
einen Stroit über die Steuerpflicht der betreffenden Pfands- 
inhaber hinauslief. Diese h'tzteren behau})teten zunächst 
»Steuerfreiheit, indem sie vorhaben, dafs es dochj da die Steuer 
ftlr den Köni^ bestimmt sei, die Güter aber, auf denen sie säfsen, 
eigentlich dem Köui^e gehörten, widerdinnig sei, selbige zur 
Säiatzung heranzuziehen; aber schon im Jahre 1544* wurde 



1 KricB S. m. 

s Gedruckt ebd. Beilage G 2. 

* Mleht die „AnnellhoapitaUteIl^ wie Kries (B. 42) meint 

* S. die Fürsten tagsbeschlusse von 1558 und den fblgenden Jahren 
bei Schick f VI Ts HI l^ff. 

■ 8. den Beschlufs von 1564, ebd. S. Ida u. a. m. 

* FIlnteDtagshesehlnrs d. a. 1544, gedruckt bei Kries S. 98 Bei- 
^eCS. 
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ihre Ausnahmestellung aufgehoben, und diese Mafsregel wurde 
durch vielfache LandtagsbeschlüBüe der Folgezeit bestaiigt*. 

Auffallend erscheint es, dafs nicht alle Bauern in der 
Schatzunp^ von 1527 mit einbegriffen waren, sondern nur die 
Frei- und Lehnsbaueru -. Man darf nun nicht etwa glauben, 
daCs die übrigen Bauern deshalb von der Steuer exemt ge- 
wesen wllren; die Bestimmung^ dafs sie nicht geschatst werden 
sollten, hatte vielmehr den Sinn, dafe dadurch dem Grundhemi 
die stiuschweigende Erlaubnis gewährt sein sollte, seine bAuer^ 
liehen Hintersassen zur Aufbringung seiner eigenen Steuer- 
quote heranzuziehen, d. h. seine eigene Steuerquote, wenn auch 
nicht ganz, so doch teilweise auf seine Bauern abzuwälzen. 
Erst im Jahre 1542 wurde bestimmt, dafs auch die Bauern ge- 
schätzt werden und eine Vermögenssteuer von l^/s^/o zahlen 
sollten, während die der übrigen Stände nur 1 " o betrugt 
Die Bedeutung" diiiser Mafsregel bestand zweifelsolme darin, 
dafs der IJechtlosigkeit der Bauern gegenüber ihren Grund- 
herren ein Ende gemacht werden sollte. Indem die Bauern 
jetzt formell zur Steuerzahlung herangezogen und die von 
ihnen aut zubringende Quote gesetzlich lixiert wurde, sollte ver- 
hütet werden, dafs die Steuer der Grundherren in allzu hohem 
Grade auf sie abgewälzt wttrde ; da also ein Teil der Gesamt- 
steuersumme von den Bauern besonders aufgebracht wurde, 
so konnte der Steuerfuls der höheren Stände ermäfsigt werden 
(auf 1 gegen IVs ^/o, wie es im Jahre; 1527 der Fall 
ewesen war). Wiewohl nun der Steuersatz der Bauern immer- 
in schon um ^/s ^/o höher war, yersuchten die Grundheirea 
doch noch, auch zur Tragung ihrer Quote ihre Unterthanen 
heranzuziehen; wenigstens klagte der König auf dem nächsten 
Landtage hittei- über derartige Versuche, die Bauern gegen 
die Bestimm un;i:^en des letzten Abscliiedes über ihre besondere 
Quote hinaus zu Guusteu der Grundherren zu belasten ^ 



' l.r>r', Ijri Si luckfufs III 189. 1573 ebd. S. 221, 1574 8. 222, 
im brc,<{. Studtarc li. A. V. M^*. 172 fol. 115 ff. 

■ Auch die Frei- uud Lehusbauern waren eibuuterthäuig- vgl. 0. 
S. 59 Anm. 1. Der Grund tör die B< stinimung der Sonderscnatzunff 
von Frei- und Lehnsbauern liecrt W( Iii in ihrem gröfsereii Besitz una 
in ihrer Zinnfreiheit grpoTu'iber dem (TriMidherru. In den naeh folgenden 
Fürstenta^sbesclilüäben wird hinäichtlich der Schätzung kein Unter' 
schied menr swischen ihnen und der übrigen l>&n«rlichen Bevttlkemiig 
gemacht. 

Abschied vom 9. Januar 1542. BresL Stadtarch. A. F. III Ub, 
164 fol. 100. 

« Fürstentag d. d. 22. Okt 1542 (ebd. fol. 254ff.): . . welch» ein 
irro^so zeitunc" auch nit allain unter dem gemainen man , sonder auch 
bei andern landen grosses gemurmcl und beschwer furgewandt**; 
dringend forderte der Könige, «dafz der pawerschaft scbatzunc in äH» 
weg sonderlich beleib, die nirst(»n und stende diceelben in ir scnatzuDg 
Ine selbs /.n hulf und guet nit ziehen; dann weil diese stewer nicht 
weniger hohen Steuden als den uiedem zu schütz und schirm irer leib, 
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Die bauernfreundlieben Bestrebungen der Krone fanden 
bei den Ständen indes wenig Anklang; schon im Jahre 1545 
wurde die Sonderschatzung der Bauern wieder abgeschafft. 
Ks wurde nämlich festgesot/t, „dafz ein jeder fürst und stand, 
der da laiul und k'ute unter sich hat, dieselben land und l(!ute 
sammt den kammernutzungen seliätzen und zu entrichtung 
.solcher .sehatzuuL'' zu sich ziehen und zu hulf nehmen sollen 
alle ihre and*i tlianen und verwandle von adel, land schuften, 
Städten und dörfern, sowohl auch die herrscliaft und adel die 
ihren; doch soll der gemeine paucräuiann nichtiuehr denn der 
adelamann geben** Infolge aieser Anordnung, welche ziem- 
lich wdrdich auch im folgenden Jahre wiederholt wurde', 
durfte also yon jetzt ab jeder Grundherr aeine Bauern zur 
Teilnahme bei dfer Auf bnngung der auf ihn fidlenden Steuer- 
quote veranlassen, doch so, dafs der Stcuerfufs für beide der 
gleiche sei; daOs sich der Adlige freilieh sonderlich an diese 
Beschränkung gebunden haben soll, ist nicht glaublich, zumal 
(la sich ja der König um die Verteilung der Steuer in den 
llerrschaftsbezirken der einzelnen Fürsten und Stände nicht 
künnn( rn durfte, der Fürsteni.iu aber niclit wollte. Wiewohl 
der König immer wieder aut ( ine If^sondere Heranziehung 
der Bauern zur Steuer drängt*- ^ lilicl) es docii in der 
Folgezeit, — abgesehen, wie es scheint, von nur einer eiuzijren 
Ausnahme, — dahei, dafs die Bauern nicht besonders gesehaizi 
wurden, sondern ihren Grundherren bei der Aufbringung der 
aof dieselben fallenden Quoten behülflich sein mufsten, wobei 
es der Herrschaft überlassen war, in welcher HKhe sie ihre 
Unterthanen zu diesem Zwecke belasten wollte ; wahrschein- 
lich bildeten sich für die einzelnen Dorfschaften Kataster, nach 
deren Mafsgabe die Orundlu ri schaft ihre Unterthanen je nach 
der Höhe der erfolgten Bewilligung für die von ihr zu er- 
legende Quote heranzogt 



weib, lünder, bab und guter geraicht, so Ist auch pillich, reeht und 
christlich, das sie sich davon auch nit legen oder sondern." 
» Gc'drmkt hol Krie^* S. 95, Beilage C Nr. ö. 

» Schii- kni i's III 180. 

• 1554 begehrte der König eine Sonderschatzung von de» i^tänden 
nnrl ihrfii Unterthanen im nütragf von je 1®V Die Struidc bewillipten 
darauf für ^ich 0.5%, für die Bauern 0,.^'"o (8c h i i k i n fs III 1^2). 
Dios war, soviel ich ersclieu konnte, die letzte Sonderschatzung der 
Banem. 1559 fonlerte Ferdinand I. von Herrschaften und Unterthanen 
«"iop besondere Schatzunji von je 1,5 '»'o auf 6 Jahre: die Stande schlugen 
die Sonderschatzung der Bauern ab und bewilligten 1,2 auf 3 Jaure 
{obd. S. 204 f.). 

* Die Darstellung, welche Kries (S. 54 f.) fiber die Vorgänge be- 
troffö der PartikuhirMchatzunp der Bauern giebt, ist durchaus unzu- 
trefiend: f>o sagt er z.B., 1527 sei beschlossen worden, dafs alle Bauerp, 
welche Freie oder Lehnsleute wären, von der Scnatzung frei sein 
tollten Das Umgekehrte i.'^t der Fall. Verwunderung muis es erregen, 
Wenn Zimmermann (die Steuerverfassung in Schienen Beilage Nr. 8) 
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Als Steuerobjekt wurde durch den Landtagsabsdued 
von 1527 alles Vermögen und alles Einkommen aus beweg- 
lichem und unbeweglichem VennögoTi der zur Steuer ver- 
pflichteten Personen erklärt: s]iecieH werden genannt das; Ein- 
konnnen und die Nutzuiif:<Mi der Fürsten „von iresciiossorii, 
landen, steten, merkten, dörfern, teicheii', wekkii und holden, 
rutticht und struticht, und woran das «ey , an ligenden 
gründen aber nutzungen dein und grofz" ; ebenso sollen alle 
Steuerpflichtigen ihre Barschaft versteuern, .sowohl Fürsten 
wie geistliche als auch weltliche Stände, nicht minder die- 
jenige' n, welche sum Stadtrechte gehltaren: „und was Kum 8tadt> 
recht gehört, soll Yorgeben alle barscbaflt, die einer vor seine 
▼erkauften erbgueter hett eingenomen oder die barsebaft 
die einer sonst rhuen^ hett und vormaint, widemmb 
erblichi widerkeuflich oder auf wueher anzulegen, aber daa 
einer sonst in nutz, kaofinansbandel oder Wucher und Zinsen 
hett . . . Alle die obgemelten stende . . . sollen geben von 
selben iren gutem und nutzungen . an ligenden gründen 
oder woran ^ das sey, und von allem dem, d<is sie Itnlteu und 
besitzen, in masscn es uf die Fürsten hierein vorzaii hent ist". 
Man sieht daraus, dafs es sich nur um eine Steuer auf das 
V^ermögen und auf alles aus hew<»glii liem oder unbeweglieheiu 
Vermögen tiiefsende Einkommen handelte; von einer Be- 
steuerung des Handels- und Gewerbebetriebes als solchen, 
wie Krieg undMensi meinen*, ist keine Rede, sondern nur 
▼on einer Steuer auf das Vermögen, in welcheir Gestalt auch 
immer dasselbe auftrete, als landes- oder grandberrliche Ge- 

iind nach Z Kries (Beila^«- D 1) oincn Partiknlar^rhatzzottcl dos Haus 
liausspnfJnrt zu Lo^^cheri abdnu'kf?!!, dem zutolg»' dieser sioh auf 
lÜOU Tluilur und seme beiden Untertliancn, der eine auf 80, der audert; 
auf 50 Tlialer, »chätzen. Da der Fürstentagabeschlufs von 1527 an»» 
drücklic]i die Schätzung nntertliiiiiiger Hauern ausschliefst („Item von 
dieHcr Bcliatzung sollen all«' bawren, die nicht frey oder lehenUnit s«^in, 
aa8ge»chlo8Bcn sein," wie übereinstimmend in den Fürstentag^- 
exemplaren sowohl der Warmbruinier Schaffgotschschen Bibliothek als 
auch der Hreshiucr Stadthibliof hek heifstX i-^t anzunehmen , «lafs e> 
sich hier um einen auch von Kries nicht bemerkten Irrtum Zimmer- 
manns hinsichtlich des .iahrci* liaudelt, aus dem der Steucrzettel stammen 
aoll. Diese Vermutung wifd dadnrch zur (iewifsheit erhoben, dafs, 
wie wir wissen, die Sclintznng von 1527 bis lor»2 auf n?iL'";ir, ( dulden, 
nicht aber auf Thaler gerichtet war; der .Schatz^ettel htiunmt also nicht 
ans dem Jahre 1527, son<lern höchst wahrnoheinlich aus dem Jahre 1554 
(ygl. die vorige Anmerkung). 

> Kries (S. 93) druckt falsehlieh ab „Kirchen". 

* Das für den Charakter der ganzen Steuer wichtige Wort ^huen' 
feUt im Kriesschen Abdrucke. 

* Kries druckt statt j,woran„ sinnlos „Waaren". 

* Kries (S. 42) ist der Meinung, dafs aneh die Nahrung und 'las 
Gewerbe der Städte in dieser Schätzung mit eingeschlossen seien; 
Bfenai (S. 28) behauptet, dafs da.s Einkommen aus Handel und Ge- 
werbe steuerpflichtig gewesen sei. Aus den Qaell«n lassen sieb diese 
Ansichten nicht rechtfertigen. 
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fidle, als Gnmd und Boden und endlich alt Banehaüt, 
Ml et, dafa dieBdbe rnhe oder anf Zins oder m Handels^ 

rhihea angelegt sei. Solclie Vermögensstficke, weklie in 
Form von Renten, feststehenden GeftUen oaer anderen 
Nutzungen sich danteUten, mufsten natürlich zor Berechnung 
des Wertes, den sie reprSsentierten. kapitalisiert werden. Die 
Steuer von 1527 war also ihrer Bemessungsgrundlage nach 
eine reine Vermögenssteuer % nhf^r eben nur nominell; in 
Wirklic likeit war sie o'mo Kinkomm^Mistener, da der Steuertufs, 
— das gesamte Schatzuni:>verMi<>gen beliei sich auf ca. IP/'« 
Millionen Thaler «chleK.. ilic bewilligte Steuer auf iOOOOO fl. 
ung. = 150 (M>0 Tlialer sehles., — etwas mehr als 1' 8**/c be- 
trug*; man mufs dabei bedenken, dafs die Nutzung des Ver- 
mögens zwischen 10 ^/o bit* 20 **/o variierte. 

Im Lanfe der Zeit wurden hinsichtlich der Steuerobjekte 
eine Reihe ergünaender Bestimmungen , andererseits aber auch 
Anordnangen getroffen, durch welche eine Anaahl von Qegen- 
stinden nunmehr von der Steuerpflicht befreit wurde und 
aueh das Princip der Steuer augleich grofse Veriinderungen 
erlitt Ergänzender Natur waren die Beschlüsse des Ftirsten- 
tages von 1 544 betreffs der Kapitalisierung der stehenden Ein- 
kiinfte und Gefälle. Bis jetzt war es dem Steuerpflichtigen 
aTilipimgestellt wie h(K*h er den Ka|)italswert solcher Nutzunj^en 
tiir die Berechnung seiivs steuerpflichtigen Vermögens an- 
schlaiicen wolle. In Betracht kamen hierbei in erster Linie 
die Erbzinse der grundherrlichen Hintersassen sowie Leib- 
gedinge; 10 fl. Einkuiitre dieser Art sollten gleich 100 ti. 
Kapital gelten. Bei den Getlillen aus den alten, nunmehr oft 



galien, sowie aus Gerechtigkeiten, welche gewissermalsen eine 
wirtschaftliche Kapitalsanlage darstellten, so aus Wiesen-, 
Gras- und Holzgerechtigkeit, aus Brauanlagen, Mohlen, Zöllen, 
Malzhäusem, Wasserzinsen, Salamärkten, Hämmern, Ralköfen, 
Steinbrtichen, Handwerkerzinsen (d. h. an- solchen Zinsen, 
welche die Handwerker auf Grund der alten Hoheit derLandes- 

* Krie8 (S. 42) nennt flio Schatznng von 1527 'Mne Vemnöpcns- 
ond EiukommeDstcuer; ihm tolg^iw Mensi (S. 2öj und Wagner (S. 89). 
KHes reefatfertigt dies mit der Behauptung, dais nur die Nnteung dm 
Ei^ntnTns habe hcHt«'U<'rt werden, Besitz dagegen, der keinen Ntit>:en 
(kein Einkommen) g<;wiilire. habt' fTf^ibbnben sollen. Dies ist ein ent- 
schiedener Irrtum, wie aus den Worten des Landtagsiabschiedes (^die 
btncbslt, die einer sonst rhuen bett nnd vormaint, widerumb ete.) 
hervorgebt; frenicli Imt Krics fla^ entscheidende Wort ^rhueti'^ über- 
sehen. Ebenso irrig ist es, wenn er meint, alles, was Einkommen f^e- 
wahrte, sei der Steuer unterworfen worden; im Gegenteil war das Em- 
kommen aus blofsein Gewerbebetriebe und auch aus dem Handel, ohne 
•^^r' dabei eine besondere Kapitalsanisge ins Spiel kam, Ton der Steuer 
befreit. 

» Wahrbchdinlich wurden 1527 zur Deckung der Verwaltungs- 
sakosten 1,4*/« erhoben. 
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fürsten in Gewerbesachen entweder an die Herstfge oder an 
Private, welche diese Abgaben erworben hatten, erlegen 
mafsten) wurden auf 20 fl. Einkommen 100 fl. Kapital ge> 
rechnet. Auch bei Vermögensobjekten anderer Art war die 
Taxierung bisher so willkürlich, dafs einheitliche Wertbeistiin- 
mungcn über sie notwendig; schienen. Bei einem Brauurbar 
wurden vn^i iotzt ah 10 Malter Weizen und 15 Malter Gerste 
auf 100 ti. unii'., bei der Ackerwirtschaft ß Malter Wiuter- 
und 6 Malter bommeraussaat, desgleichen 400 Schafe auf je 
100 fl. ung. an Kapitalswert veranschlagt; ein Miüter Weizen 
beim Getreidezins wurde; auf 2 schwere Mark (= 1 11. iing. 
21 w. gr.), ein Maller Korn auf 2 (— 1 fl. ung. 10 w. gr.), 
ein Malter Gerste auf IVf 48 w. gr.), ein Malter Habor 
auf 1 leichte Mark 32 w. gr.) geschätst u. 8. w. Jeder, 
der nach der Schatsung von 1527 weniger gezahlt hatte, ab 
nach den Bestimmungen von 1544 erforderlich gewesen wäre, 
mufate sich nach ihnen richten. Nur die Inhaber derjenigen 
Güter durften bei der alten niederen Schätzung verbleiben, 
bei denen dieselbe ausdrtlcklich beim Ankaufe in Anrechnung 
gebracht worden war ^ ; so entfernte sich die Schätzung immer- 
mehr von ihrem eigentlichen Charakter als der Deklaration 
der Verniögensverhältnisse der einzelnen Steuei-suUjf^kte und 
nahm den eines auf ein bestimmtes Gut ^ole^L^ten und ein- 
geschriolionen Steuerkapitals an, einer ständigen Heallast, 
welche auf den Preis des Gutes im privaten Verkehrslebea 
einen bestimmenden Einfiuis ausübte'. 



' Schon 1545 wurden übrigens diese Neueruiigen wiederanf> 
gehoben und Rückkehr sur Schatflung von 1527 angeordnet; 8. n.S*90i 
Anm. 4. 

' Die Bescblü^ssc von 1544 sind gedruckt hei Kries S. 93ff., Bei- 
lage C 3 und 4; auch Kries 8. 44 Anm. 2. Seiner daselbst 80«- 

gesprochenen Meinung, dafs es der FürstentÄgsbeachlufs von 1544 „der 
•brigkpit jodos Ort < ühcrlas^oii hübe, das Gewerbe der Kaufleute, 
Burger und Einwoliuer nach den Ortsverhältaisseu zu schätzen,'' kann 
ich nicht beipflichten; der von Kries gebrauchte Ausdruck erweckt den 
Anschein, als ob damals eine Gewerbesteuer ein|;efuhit worden w&re. 
Der Wortlaut (1« >4 Hcsclilnsses besagt: „sonder in :\n<](<rn f^eworbrn nnd 
urbar der kaufleute, mu h bürger und inwohuer iu Städten und bauem- 
Bchaften soll von mäuiglich nach gclegenheit eines jeden vermögen« 
und iiutzung ihrer habe und ^üter auf anzahl des biercs und 
andres ihrer nahning nach kenntnifz «einer ohn^ki^it mit der Schätzung 
treulich verfahren werden". Daraus geht denn doch hervor, dafs die 
Kaufleute, Bürger u. s. w. von der Steuer nur betroflen werden sollen, 
insofern sie im Besitze von Vermögen oder Bolofaer gewerblich* !! An- 
lagen und Gcrechtif^keiteu waren, welche einen gewissen Kapitalswert 
repräsentierten. Auch iu der Deklaration des Fürstentagsbeschlnases 
(gedruckt bei Kries, Beilage C Nr. 4 S. 94 f.) ist nichts enthalten, was 
auf eine Steuer vom Ertrage gewerblicher Arbeit schllefsen Uefse, ohne 
dafs dabei Kapitalsanlagen und Gerechtit^koiten im Spiele w«ren. 

1546 beschlofs der Fürstentag eine Schätzung von 1,2^/0 mit «ier 
Bestimmnnff, dafs die Ffirsten und Stftnde das Beeht haben sollten, 
die in- una ausl&ndischen Gewerbe der Kanflente snr Hitleidensebaft 
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Gegenüber den^ Festsetzungen des Jahres 1527 wurde der 
Umfang der steuerpflichtigen Objekte 1544 vermindert. Eine 
völlige DuTckbrechung des Prineipes der Schätzung als einer 
Vermögenssteuer bedeutete es, dais ebenfalls auf dem Pü reiten- 
tage von 1544 ^Kleinodien, Kleider und liegendes bares Geld", 
d. h. nicht nur Wertgegenstände aller Art. sondern niicli da.s 
nicht ausgelieli^^ne oder .sonst irgendwie nutzbar angelegte 
Geld für ausgeschlossen von der Schätzung erklärt ward. 
Seit der zweiten Hältte des IG. Jahrhunderts endlich wurde 
es sogar Bestimmung, dafs das bare, auf Zins gelicdiene Geld 
nicht mehr der Schätzung unterworfen wurde Anders wurde 
es gehalten mit den Renten; schon 1544 wurde angeordnet', 
dafs bei Gttterni anf denen Renten (aaeh Leibrenten) ruhten, 
die Steuer von dem Besitzer nach dem vollen Werte ent- 
richtet nnd für ihren Betrag der Gläubiger an seinem Zins- 
besuge yerkttrzt werden solle, — ein Verfahren, welches auch 
später immer wieder Anwendung fand^. Man sieht daraus, 
dafa die Schätzung ihrem ursprttnglichen Cliarakter als einer 
allgemeinen Vermögenssteuer untreu geworden war; durch 
die Resclrlfisse von 1544 und 1563* war das mobile Kapital 
— jnit einziger Ausnahme des in wiederkUutlichfnn Zins an- 
gelt'^ten Geldef? — von der Steuer befreit worden ; die Schatzuiicr 
nahm daher immermehr den Charakter einer lediglich auf dem 
Grundeigentum rnhcnden Steuer an. 

Als im Jahre 1527 der FUrstentug eine Schätzung von 
100000 Ü. ung. dem Könige bewilligte, entstand die Frage, 
wie man diese Summe verteilen solle. Der Modus der Ver- 
teilung nun war ein sehr einfacher. Zunächst handelte es 
sich darum, die einzelnen steuernflichtigen Personen und G[egen- 
stände, d. h. die Subjekte und Oojekte der Steuer, zu ermitteln, 
sodann die ersteren nach Mafsgabe der letztn t n zur Steuer zu 
veranlagen. Die Ermittelung der die Steuerpiiicht begründenden 
Thatsachen geschah auf dem Wege der Selbsteinschätzung. 
Nach den Beschlüssen von 1527 sollte die Selbsteinschätzung 
der Landstände und der städtischen Einwohner vor Vertrauens- 



heranzuziehen (ächickfufs III 280); nach Aualoeic der Liandtüfs« 
abschiede von 1527 und 1544 darf man yemutsii, dafs es sich dabei 
lediglich um eine Steuer der im Handelsbetriebe angelegten Kapitalien 
handelte. 

* Schon auf dem Fürstentage von 1554 (Schickfufs III 193) 
baten die Stände den Kdnig« die wtren ansgelieaenen Gelder von der 
Schätzung auszunehmen, da die Gläubiger sonst ihrt^ Darlehen kün- 
difren nnu die Rcbnldner m in Bedrängnis geraten und ihrer Güter 
verlustig gehen würden. 15ö3 endlich (ehd. S. 209) wurde die Steuer 
auf die Zrasdarlehen trots aUes Protestes des Kdnip abgeschafft, und 
dah^'i blieb es bis zum dreifsigjährigen Kriege (Km-s 47 Anm. 18). 

* Gedruckt i^t dieser BeKchhiß bei KriP««, lii iluy^e C 4. 

* Vgl. die Beschlüsse von löö2 (Schickfur« lü 187), 1553, 1554, 
1550 n. B. w. (ebd. 189ff.>. 

* S. oben Anm. 1. 
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persont^n orfolpnn. wclclu^ einzusetzen in den mittelbaren 
Fürstentümern den Fürsten, in den Krlsftirsteiutimern den be- 
treffenden Beamten, also den Landcsh iu|)tU'uten und den 
Mae^istaten, überlassen war. Flir die Suidte war ihre Zahl 
niclit naher bestimmt; auf dem plattt^i Laude Mtlhen in jedem 
Weichbilde je zwei rittermäröigc Personen als Einschiitzungs- 
kommissare ^egen eine Entschädigung fungieren*. Diese 
„VerordneteiL^ aandten die Schatsszettel^ auf deawaa die einiel- 
noD Steuersubjekte die ihnen zugehörigen Steuerobjekte (nicht 
jedes einzelne Objekt^ sondern die Summen der einseineii 
Kategorteen, des Wertes der liegenden Guter, des baren Geldes) 
verzetehnet hatten, an ihren Fürsten oder Landeehauptmann, 
von denen dann die Totalsumme der Schätzungen ihres Bezirkes 
(ebenfalls nach den Kategorieen der liegenden Gttter, des baren 
Geldes u. s. w. geordnet) dem Oborhauptmann eingereicht 
wurde. Diese Totalsumme eines Fürstentums, einer freien 
Standeslierrechaft, einer dem Oberamte immediat uiUerworfenen 
Herrschaft, ferner der Landschaft ciurs Erbfürstentums oder 
der Gesamtheit der Städte eines solchen hiefs die General- 
seliatzung, auch kurzweg- Schätzung oder Ansage^: davon 
führte die ^anze Steuer den Xauien <ler indictio oder Schaizangs- 
steuer. Durch Addition der Summen aller Generalschatzungen 
erhielt man das Steuerkapital des ganzen Landes. Unter 
Partikularschatzung verstand man eine der Einzelsummen, aus 
deren Gesamtheit eine Genmischatzung sich zusammensetztet 
Auf diese Art und Weise gewann man für die Steuer von 
1^27 ein^ Kataster, den man fUr die Verteilung der Steuer 



' Im Falle zu geringer Deklarationen soUteu diese Kotiuiu;^:^are dem 
vorgeBdtzten Fürsten oder Landeshatiptniann Anzeige erstatten. 

2 Vgl. Kries S. 37f. Mensi hat also Unrecht, wenn er (S. 2^ 
unter Genera Ischatzung das Steuerkapital des ganzen Landes Sehlesifin 
versteht : man hat darunter nur zu verstehen die Totalsumme der 
Sehatzungen eines Ffirstentumes, einer freien Standes« oder Minder- 
herrschaft oder ! in» ?< Rtmuies (d. h. der Landschaft oder des Stfidte- 
korpus eines Im I t iirftentums). 1527 gab «iolchfr Goneralschatznngen 
18, die erste vom iiischof und dem BresIuiK.'i- Domkapitel, alsdann voo 
6 Fürsten, von 4 freien Standeshwschaften, einer separierten (Minder-) 
Herrschaft (Fullciistfin), zwei gesamten Erbfrirr^t«'ntrimi'rn (Brcsläu und 
Troppau), endlich von je zwei Landschaften inul Stüdt<'kr»rperscliaftöi 
(Glugau und Schw«'idjiitz- Jauer). Man sieht also, dafs in den Erb- 
furstentümem der Modns der GkuieralsoliaiKung dn yerschiedener war, 
indem bei zwtMPn (Breslau und Troppau) die Totalsumme der ge^^amten 
Stände zunammengefafiiit, in drn boificn anderen (Glogau und Schweiduitx- 
Jauer) die Generalschatzuugeu der Landschaften und der Städte aus- 
einander0;ehalten wurden. Infolge stai^rechtlioher Veränderungen 
wnnh-^ die Zahl der General.m hatzun^ren; 1700 gabon nufser 15 Fürsten- 
tümern und 6 Standesherrsehatttn ««inige 60 separierte Minderherr- 
schaften, ßurglehen, Stiidte u. n. w. ilire besondere Generalschatzuug 
beim oix ramte ein (vgl. Kries S. 88). 

' Muster von Partlkuhirsoliatzzetteln sind fjedruckt bei Kries« 
Beilage D Nr. 1 und 2, eines GencralschatzzetteU ebd. Nr. 3. 
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mit Leichtigkf^it l)enutzen konnte. Die Bewilligung erfolgte 
nättilicli in der Art, dafs der Fiirstentag entweder eine ge- 
wisse Summe ausschrieb, oder dadurch, dafs er das Mille als 
Steuereinheit annahm und den von diesem Mille als Steuer 
zu erhebenden Satz (z. B. 14 pro Mille oder 1,4 ^'o) ver- 
kündigte. Auch im trsteren Falle, wenn eine bestimmte Summe 
bewilligt wurde, so mufste dieselbe doch in der Weise veranlagi 
werden, dafs mau ihr Verhältnis zu dem gesamten Steuer- 
kapitale des Landes, d. -h. den Steuersate oder Steuerfufs, er- 
mittalte; dieser Steuerfofs wurde wieder pro Mille ausgedruckt. 
Da 1527 ^ne Steuer von 100000 fl. ung. 150000 Thaler 
sehles.) beschlossen war, und da die Totalschatz W[ig des ge- 
samten Landes sich auf c, 11 V 2 ^lill. Thaler beließ so betrug 
der Steuerfuls etwas mehr als 13 pro Mille; vermutlich aber 
worden 1,4 % erhoben, indem man den Überschufs zur Deckung 
der Verwaltungsunkosten verwandte. Wurde demnach eine 
Steuer von 14 pro Mille ausgeschrieben, so hatte jeder, der 
zur Partikularschatzung verpflichtet war, eine derartige Quote 
seines angeiL!:«'ln'neu Vermögens, also auch jeder Fürst, sowie 
die Erbfürsttjiitumer, resp, die einzelnen Stiindekorporationen 
derselben, die gleiehe Quote von ilirer Generalschntzung auf- 
zubiinKeu. Offenbar empfahl sich dieses System „durch seine 
Einfacnheit und durch die Leichtigkeit, mit der man übersah, 
wie eine bestimmte Summe aufisnbringen sei, und wie hoch 
ein ieder durdi die Bewilligung belastet werde" K Noch dachte 
freiueb damals niemand daran, dafs diese Einrichtung eine 
dauernde werden kdnnte; die Schätzung war deshalb übereilt 
und ungleich mäfäig angestellt worden ; es soll auch vorgekom- 
men sein, dals ^nzelne und ganze Korporationen teils aus 
Eitelkeit teils aus Patriotismus teils auch vom Wunsche be- 
wogen, ihren Kredit zu vermehren, sich zu hoch eins( lilftztcn 2. 
Die 11V''2 Millionen Thaler, auf welche die damalige Schätzung 
Schlesiens gerichtet war, k<">nnen schon d^sluilh — ganz ab- 
gesehen von anderen Gründen — als die Siiinuic <ies damaligen 
Landesvermogenö, wie Kries richtig bemerkt, keineswegs auf- 
gefafßt werden, (ibensowenig die Schätzung eines bestimmten 
Fürstentums oder StaiuU s als dessen Vermögen. Die Schätzung 
bedeutete ein von nun an sozusagen auf dem Lande oder auf 
den Gütern der einseinen Stände haftendes Steuerkapital. 

Dieses Mifsverhältnis zwischen der wirklichen und der 
fingierten Steuerquelle trat im Laufe der Entwicklung noch 
via krasser zu Tage. Da die Schatzungssteuer immer wieder 
von neuem bewilligt wurde, so hätte man erwarten mtlssen, 
dafs jedes Mal, wenn eine neue Steuer ausgeschrieben wurde, 
behufs gerechter Verteilung derselben das Sehatzungsverfiihren 

» Kries S. 38. 
a EbdL 8. 
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wiederholt worden würde. Dem war aber keineswegs so. 
T>K^ Schätzung von 1527 erhielt den Charakter eines stabilen 
Katasters; neue generelle Veranlagungen erfolgten Jetzt nicht 
mehr ^ Für die einzelnen Länder und Ständekorpora wurden 
ihre Generalschatzun^en eine stiindige Last, desgleichen filr 
die einzelnen Güter und Städte ihre Pai likularschatzungen. 
Die Veranlagung vollzog sich jetzt in der Weise, dafs zwar 
jede Stadt und jedes Stftndemitglied bei jeder neaea Steuer- 
ausschreibung seine Partikularschatziing spftterbin an den ftr 
das ganze FOrstentnm bestallten £innemner einsandte'; diese 
Einnehmer stellten die an sie einlaufenden Partikalarscbatz- 
ungen zu einer Gcneralscbatzung für das betreffende Fürsten- 
tum /usammen und übermittelten dieselbe schliefslich direkt 
oder indirekt durch den Landeshauptmann in den Erbftbnsten- 
tttmem, durch den Fürsten in den mediaten Herzogtümern dem 
Oberhan|>t!iianne'. Es wurde nun von den Einnelinu*rn nnd 
dem ÜboranUe nicht etwa d.'iranf gesehen, dafs die Parti kular- 
schatzungen, was ihre Wertangabe anbetraf, genau mit den 
einzelnen Verni<igcnsstiicken des Steuerpflichtigen ülierein- 
stimmten, sondern lediglieh darauf, dals die neue Wertangahe 
nicht hinter den früheren, in letzter Reihe also liinter der von 
1527, zurückbleibe*. Die bei jeder neuen Bewilligung von 
Steuern erfolgende Einlegung der Partikularschatzzettel hatte 
daher nur den Zweck, eine KontroUe darüber auszuüben, dals 
nicht etwa eine Stadt oder ein Stand eigenmächtig ihre Par- 
tikularscbatzungen erniedrigten. Man kümmerte sieb nicht 

> Wagner (Nasse- Wagner VII) S. 89. 

^ V^I. den Anfall p: de^ dritten Kapitels dieses Buches über die 
lokale Orgauination der Steuererhebung. 

* So lange es Ereiseimiehmer gab (bis aar Mitte des 16. Jahzli.; 
Tgl. die vorige Aum.), war die Manipulation betrefl^ Einsendung der 
Sehatzzettel an das Oberamt dieselbe wie im Jnln-f 1527. Über die 
Zustände seit der Mitte des 16. Jahrh. vgl. die Beschlüsse des Gesamt* 




die Purnkularschatzungen zur Generalschatzung ihres Fürsteutums «u* 
saiiimenstellteii und nur diese letztere dem Oberamte eiuBchickten. ge- 
schah erst seit 1554; bis daliin übermittelten sie die Partikularschatzupgen 
so, "wio sif bei ihnen selbst einh'eff^n, dem Oberamte. I>ie?se VerAnde- 
rung war von sehr grofser Bedeutung, da dem Oberamte, seitdem es 
nur die Generalschateungen erhielt, cue Einwirkung auf die Partikular- 
l itzimgen, falls nicht etwa mit diesen letzteren zusammenhängende 
Streitfälle im Instanzenauge an den Oberhauptmann gelangten, ent- 
zogen war. 

* Einen einzigen Vereueb, dieses Princip zu durchbrechen, maehte 

der Fürstentag von 1544 durch seine BesclilÜRse über die Kapitali- 
sirninnf rlcr Rr?it<Mi und riefnlle (s. o. S. oOO\ bei deroii ^onnuer Dnreh- 
füluung die rartikularschatzungen sich hätten erhöhen müssen; aber 
schon ir>4.5 wurden diese Neuerungen wieder aufgehoben und ans« 
drn( kli(<h festgesetzt, dafs die Schätzung von 1527 wieder marsgebend 
sein sollte. 
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darum^ ob die alten Vermögensangaben noch zuträfen; nur 
wenn eine Mindoruiig in der Ansa^^o stattfand, so prüfte der 
Füi'sten t'i L»", dieselbe gereclitfertigt sei, um darauf je nach 
dem Erg( ixiisse, zu welchem er gelangt» , die Entscheidung 
zu fällen, ob die Erniedrigung in der SLiböteinsehätzung des 
betreffenden Standes zu genehmigen sei oder nicht Dem 
eiiizehien Grundherrn blieb cd überlassen, die Verteilung der 
auf ihn fallenden Quote, seiner Partikularschatz ung, so zu 
regeln, dafs auch seine Unterthanen zur Aufbringung derselben 
herangesogen wurden; in den Städten wiederum war die Unter^ 
Verteilung den Magistraten ttberffeben. Über die Art und Weise^ 
wie die Grundherren und die Magistrate dabei verfubren» er^ 
hob der König bittere Klagen. Von den letzteren behauptete 
er, dafs das von ihnen bei der Veranlagung ermittelte Steuer- 
kapital oft bis auf das Doppelte der für die Stadt geltenden 
Partikularschatzung sich beliefe, während sie andererseits fUr 
einzelne Begünstigte ErmUfsigungcn eintreten liefsen , und 
dafs sie die Diff«>r<Mi'/ zwischen der von rlon liiirgern erlittben'Mi 
und der an den König abzulieferiulen iSunnne für iliren privaten 
Nutzen einstrichen; betreffs des Adels beschwert(i er sich, dafs 
derselbe die Steuer unter seinen Bauern so zu verteilen wisse, 
dafs er nicht nur für seine eigenen Güter steuerfrei ausginge, 
sondern .sogar noch einen erheblichen Sondernutzen habe". 
Trotz der um die Mitte des 16. Jahrhunderts allgemein ein- 
tretenden Preissteigerung wurde 1552 die Schätzung von 
Dukaten auf Schlesische Thaler herabgesetzt» sodafs das Steuer- 
kapital des Landes Schlesien von IV !t Mill. Thalern auf 
& 8V« Mill. Thaler herabsank^. So konnte denn der König 
sehen 1558 bemerken, dafs bei dem gröfsten Theile der 
Steuerpflichtigen die Schätzung nur den fünften Teil des wahren 
Wertes ihrer Güter betrage*. 

Unter diesen Umständen ist es begreiflich, dafs der König 
unablässig auf Keformen drang; da er freilich von jeder Mit- 



* Derartige Fälle sind angeführt bei Ivries S. 38 Aum. 4 und 
S. 48 Anm. 4 (Ermfifsi^ungen der Partikularschatzungcn für die Städte 
fifeslau luid Schweidnitz), sowie vhd. Beilage F Nr. 2. 

^ Fürstentagsinstruktion för den Landtag von 1603^ angeführt bei 
Kries S. 56 6P. 

» Pfiratentagsbeschlttfs d, a. 1552 bei Schick fufs III 186 Nr. 3. 
VeL auch Kries S. 45f., der allerdings fillschlicli uiij^'icbt, die Mehr- 
zahl der Stnndo hätte 1553, einer durch das Heispiei des iiiidrren be- 
wogen, die Sehatzung statt, wie lü-'lier, auf ri. ung., jetzt uut" schlea. 
Thaler gerichtet Kries hat den Beaoblufs Tom Februar 1552 Über- 
sehen: ^FiS soll di(; Schätzung ergehen wie 1527 . • *, es SOll die schatsnng 
nach thalern /gerichtet werden" 

* Königliehe Prt>position zum Landtage von Trium liegum 1559 
bei SehiekfufB III 204: ähnUch in der Propoattioii d. a. 1562. Bresl. 
Stadtarch. A. P. IV Ms. 185 fol. 256£P. 

FMBChiingttn (55) XIII 1. - Bftchfalil. 20 
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Wirkung b(M der 8teuergeaetz|^ebu (lg ausgeschlossen war. 8<» blieb 
ihm nichte übrig, als immer wieder mit neuen Klain a an cb-n 
Ftifötentag heranssutreten und um endliche Ikseitiguug der 
gröbatc'n Mifsstände zu bitten. In der That erlangte er 1554 
vom Fürätentage das \'eräprecbeü einer neuen Schätzung, bei 
der jeder Steuerpflichtige seine Güter nach dem richtigen 
Werte mit genauer Specifikation der ihm zugeliöri^en Steaer- 
Objekte angeben sollte. An dem Widerstreben einzdner Stände, 
besonders der Stadt Breslau, scheiterte jedoch die Durch- 
führung dieses Beschlusses; der Breslauer Rat erklärte, dab 
eine genaue Untersuchung der Vermögensverhältnisse aller 
Bürger unmöglich sei, dafs ferner das Bekanntwerden der Er- 
gebnisse einer solchen den Kredit untergraben und den Ve^ 
kehr vernichten würde ^ So oft auch der König in den folgen- 
den Jahren mn „Partiknlarschatzung" bat, d. Ii. in dies<»m 
Falle um die Anstellung einer neuen Schätzung, bei der jöier 
die ihm gehfingen Steuerobjekte mit genauer Wertangabe zu 
specialisiereu verpHiclitet wäre, und dabei auch darauf hin- 
wiefs^ da's dieselbe aueb in Böhmen erfolge, und dafs die da- 
bei gemaebten Angaben bei der Kammer in tiefstem Gelieim- 
nisse bewahrt werden würden-, so fand er doch mit seinen 
Wttnschen kein Gehör. 1576 wurde noch einmal eine Steuer- 
reform geplant; auf Antrag des Königs wurde beschlossen, 
dafs alle Häuser und Hufen des Landes, desgleichen die Teiche 
zu einem allgemeinen Kataster zusammengefafst, und dafi 
dieser zur Grundlage für die Verteilung der Steuern benutzt 
werden sollte^; dodi seheint es, dafs wegen des bald darauf 
erfolgten Todes Maximilians II. dieses Unternehmen, wenn es 
überhaupt begonnen wurde, so doch mindestens bald ins Stocken 
geraten ist. So blieb d^^nn die Schätzung von 1527 in ihrer 
im Laufe der Jahre immer mehr verstünimelt^^n Of-^talt „als 
eine in der lluu|>tsaebe feste Ertraj^'ssteuer vom Grundeifren- 
tura nach stiiliib m, Ina 1700 nicht w«;sentlich verändertem 
Kataster natürlich mit waelisender Unglcicbbeit" * bestehen. 
Die Stünde zeigten sieh der PHiebt, aut dem Gebiete de.-» 
Finanzwesens eine den realen Bedürfnissen de» Staatslebens 
entsprechende Politik zu führen, nicht gewachsen. Die Lösung 
dieser Au&abe ging daher unter den Einwirkungen desdreifsig^ 
jährigen Krieges von den Ständen tlber auf den Herrscher; 
das „Steuerregai" der Krone wurde damals^ wenn auch nicht 



' S. Kries S. 46. 

« So 1556 (Schickfars m 194), 1559 (ebd. 204), 1562 (ebd. 207). 
1566 (ebd. 214), 1567 (Bresb Stadtarch. A. P. Ms. fol. 40ffi). 

3 Schickfufs III 229f. 

* Wagner a. a. 0. Eine Übersicht der Vonuiiierung iu der Ge- 
samtschatznng Schlesiens ^iebt Kries, Bdlage F Nr. 1. 1620, also 
zum Ende der \-on um behaudelten Poriodc, war die Schatsang va( 
ca. 8120000 TUlr. scbles. hemt^esuuken. 
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formell, so doch faktisch durchgeführt Die Zeiten allerdings, 
des sechzehnten Jahrhunderts, in denen ein Ferdinand und 
Maximilian noch mit einem seltenen Verständnisse für die 
Aufforderungen des Staatslebenn un'1 Af^s Vnlkswolilr^ , mit 
einem warinon Herzen ftir die Lage der bäinn ln hen Klassen 
gegenüber den ünterdrüekungüversnelK'n der (jrrunflherren «ich 
begabt gezeigt hatten, waren hingst vorüber; di<' lialj^slnirgischen 
Herrscher des 17. Jahrhunderts zeigten sieh der lleforni eben- 
sowenig gewachsen wie die Fürsten und Stünde dcj» vurauf- 
gegangenen Säkulums. Die alte Schätzung von 1527 blieb 
in Kraft bis zum Anfange des 18. Jahrhunderts; erst damals 
b^nn man mit neuen, lange Jahre fruchtlos sich hinschleppen* 
den Katastrierungsarbeiten, bis die Okkupation Schlesiens durch 
Friedrich den Qrofsen dem österreichischen R^imente ein un* 
erwartet schnelles Ende bereitete^. 



' Was die Erhebung der Steuer anbetrifft, so wird davon iu dem 
Kapitel fiber die FiiuuiBbehÖfden die Rede sein. IMe Termine der 

Steuerzahlung wurden immer in dem betreffenden Furstentag.sbeschhisse 
ausdrücklich nnpopoben; gewöhnlich f?ab ihror zwei im Jahre (z. ß. 
Licbtmefs und Bartholomäi, oder Jakobi und i^alli etc.). Über die 
Eiekotion gegen Sftumige bestimmte der Ffirstentag von 1579: „Inner 
zwei monaten soll jeder stand seine stewer resta zaTden; wo nit, BoUen 
die haupt-, amptloiite, Bürgermeister oder rathspersonj^n vom oberampt 
in ein wirthahaus bc8trielK.t werden, bis der rest abgeführet worden, bev 
den forsten oder freyherm soll man ein cammergut einnehmen.'' Vgl. 
snch über die Exekution das Kapitel über da.s Oberamt o. S. 178. 

Ein V.'r;5eichni8 der Bewilligungen von 1.527 hin 1546 findet sich 
(nach Autzcichnungen der Fuberscheu Chronik) bei Krie» 8. 14 Aum. 3, 
welches allerdings nicht vollstftndig Ist. Überhaupt keine Stenern 
wurden in dieser Zeit bewilligt iu den Jahren iöSii bis 36 inkl., da 
IbSäA ein sog. „ewiger Friedm" mit »Inn Türkon geschlossen worden 
mtj ebenso 1039 , 40 und Aö. Seit dem sec-hiiiteu Jahrzehnt wurde 
mdst eine Schätzung von 12 pro Mille, f*eit 1570 eine regelmftfsige 
Türkenstcuer von 70000 Thlni.howilügt; gegen Anfang des 17. Jahrli. 
stieg die Steuer auf 2 bi« 40000() 'nilr. lührlieh (Kries S. 1.5j. Der 
finandcUe Ertrag dieser Bewilligungen laf^^t sich sciiwer übersehen, da 
besonders im Anfange manche Schätzungen so gut wie gar nicht nnd 



tabillarisches Verzeichnis der Bewilligungen neost Bemerkungen 
<larüberf in welchem Umfange sie eiugingeu, tiudet sieh bei Kries, 



Von weniger wichtigen direkten Steuern gewahren wir In 
Schlesien den sog. j,halben Silber/.i ns", wple!i« r zwolfclsolme mit 
dem „halben Zins** identisch ist, den die b<ihmi8clieii Stande 1.>4?S und 
15M entrichteten (Gindely a. a. O. S. 93); er bestand darin, dafs die 
Kürstrn und Stände, d. h. die Grundherren, dem Kr»nige die Ilülfte 
<ies Erbzinses bewilli^tr«n . welchen sie vou ihn ti I^uterthancn zu 
Georgi und Galli emphngen. Er tritt auf in den Jahn u nach 1549 in 
den Zahlmeisterrccbnungen von 1549/r>0 (Kgl. Staatsarch. Brest. A. A. 
VI Ib) und in der Vitztumsrechnuug von 1.",.".5 (ebd. A. A. VI 1 c); die 
Einnahme aus ihin betrug 1.>41)'.30 15260 ti., löoO'ol '.^'^\m t\. l"»fi'i be- 
willigten die Stände für König Maximilian ein Viertel der Erbsilber- 
>h»en dea Jahres 1564 (Schickfufs III 210). Endlieh wurde 1570 
nnd 1.579 eine Kopfsteuer anf die Juden und die Ausländer bewilligt 



aucii 
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c. Indirekte Landessteuern. 

Bezüglich der indirekten Steuern wurrlo schon bemerkt, 
dafs dieselben zutti g^rofscn Teile, vom Könige aut Grund 
seines prä tendierten Zollregals einseitig auferlegt, dem ständischen 
Bewilligungsrechte entzogen waren. Da wir die Einnahmjeii 
auB dem ZoUregale bereits behandelt haben, so beBpreefaeD 
wir hier nur die dem Könige von den Fttrstentagen bewilligten 
indirekten Auflagen. Die erste derselben wurde 1528 he- 
schlosrsen ; es wurde nUmlich damals eine Verkaufssteuer, „ein 
soll-, hülf- und biergeld" auf Getreide, fremdes und einheimisches 
Bier, Wein, Wolle, Fische und Salz fiir drei Jahre, von 
Trinitatis 1529 bis 1532, ausgeschrieben, deren jährlicher 
Ertrag- sich auf c. 45000 bis 55 000 fl. (h 34 Gr.) beli^f. 
Ein SeiiofVolgeld wohl ähnlicher Art wurde 1538 bewilliirr. 
kam n\wv nicht zur Erhebung, da man inzwischen an seiner 
St'itt eini' Schat5?ung^ist('uer votiert hatte*. Mit neuen For- 
d(*rungen i>eziiglieh indirekter Steuern trat der Konig iiu 
Frühjahre 1516 an die Stände heran: neben einer ScliaLzungs- 
steuer von 1,J u verlangte er damals vom platten Lande 
eine Verkaufssteuer für jedes Viertel Bier im Betrage von 
1 b(5hm. €hr. (ä 14 Heller) und in den Städten eine Brausteuer 
in gleicher Höhe für jeden Scheffel Weisen oder Gerate und 
Bwar deshalb, weil er aus Schlesien für die Unterhaltung 
seines Hofes — aus Mangel an Domanium und Regalien — 
kein Einkommen habe, und weil diese Abgabe insofern am 
wenigsten beschwerlich sei, als „der gemeine Mann sie zahle, 
ohne dafs er es innen werde". Für die Herstellung der Bau- 
lichkeiten auf den Grenzfestungen in Ungarn forderte er ferner 
von jedem Fuder Salz einen Einfuhrzoll von 1 fl. ung. eben- 
falls auf vier Jahre. Der Fürstentag bewilligt«* anlsf-r f|f*r 
Scliatzun<;" nur die Biersteuer auf vier Jahre mit einigen i:e- 
ringfügi^cn Änderungen: a?ii dem Lande sollten vom Viertel, 
das in den Wirtshäusern y.nm Ausschänke prehuicre, wenn es 
Weizenbier wai. 14 Heller, wenn es Gcrtsti iibit r war, 12 Heller 
entrichtet werden; ebenso sollte in den Städten eine Brausteuer 
vom Scheffel Weizenmalz im Betrage yon 14 Hellem, vom 
Scheffel Gerstenmalz im Betrage von 12 Hellern gezahlt 
werden 



(Schickfufö III 21<S; Brcsl. Stadtarch. A. P. Ma. 170 foL 2d5ff.J^ über 
deren VerliältnisHc wir nichts näheres wissen. 

* Schickfufs III 175 f. Vorhanden sind noch die auf diese Ein- 
nahmen bc/üfrlichcn Raitungsbüchcr des Gegonsclin'ihcrs Wolf mn 
Egen von Trinitatis l')29 hh Trin. 1580 nnd von Triii. \:>'M bis 15;t2. 
Bresl. Kgl. Staataarch. AA. I Töa und b Vgl. auch Kries S. 15f. 

^ Nach Kries S. 17f., der diese Nachriebt ans den WanobfimoetT 
Acta Publica entnomnun hat. 

» Schickfufs Ul 179 f. 
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Dieses Biorgeld nun ist die einzige vom Landtage ab- 
hängige indirekte Steuer, welche bis zum dreifsigjährigen 
Kriege in Schlesien ständig wurde Ks wurde in der Folgezeit 
innner aut" ein, zwei oder auch drei Jahn' bewilligt^ anfangs 
betrug es einen Groschen für (bis Fafs, 1554 wurde es ver- 
doppelt, später auch verdreifacht, vervierfacht und verfünffacht, 
bis es (seit 1585) auf das Sechsfache seiner ui'sprUnglichen 
Höhe stieg. Freilich wuchs der Ertrag des Biei^geldes nicht 
in dem gleichen Grade; wfthrend es 27000 schles. Thl. ein- 
brachte^ als noch vom Fasse ein Groschen erhoben wurde, 
kamen jetat nur 70- bis 80000 schl. ThL ein, als das Fafs mit 
6 Groschen besteuert war^ Die Ursache für diesen relativen 
Rttckgang liegt zweifelsohne in den massenhaften Hinter- 
siehungen der Steuer, da für eine sichere Kontrolle kaum 
tr* sorgt werden konnte*. Steuerfrei war anfangs das für den 
Hausgebrauch gebraute, nicht zum Verkaufe gelangende Bier*; 
späterhin galt für exemt nur iioeli das Bier, wrh lies Priilaten, 
Priester und Adel verbniuchteii, bei den Hiir^crn und Bauern 
nur noch das Bier, welches auf Hneli/eiten und bei anderen 
derartigen Fesiliciikeiten ^etruiikeu wurde*. Erhoben wurde 
die Steuer anfangs beim Vei kaufe des Biei-es, sodals der Käufer 
und der Verkäufer je die Hälfte tragen sollten, mancherorts 
aucli beim Verkaufe von Malz; erst später wuixie die Abgabe 
eine eigentliche Brausteuer, indem (seit 1567) das Bier gleich- 
fbrmig beim Brauen versteuert und erst nach Erlös eines 
Branzettels Feuer angelegt werden durfte; die Steuer wurde 
dann immer fikr ein ganzes Gebräu (zu 15 Fals von 20 SeheflPeln 
Malz) i^ezahlt Verwendet sollte das Biergeld teils für den 
üofhalt des Königs teils fttr die Schuldentilgung werden. 



1 Auch eine gewiBee Art des Ricrgeldes wsr freilich der stin* 

di«chen l$ewillifrnng entzogen, nämlich das snir. ..»^nge Bicrgeld", 
welches den Bretdauem uud deu Schweidnitz -Jauerbchen Städten zur 
Strafe daf&r, dsfs sie wihrend de« sehmalkaldischen Krieges der pro- 
testantischen Sache sich geneigt gezeigt hatten, auferlegt worden war. 
Brcsl. Stadtarch. Trebelade Ms. 107 fol. KUJ id. d. Breslau. 2"). Novem- 
ber löm): Die Breslauer veraprechen, »daCz sie von jdcn schefiel 
waiien »der geraten uuds, das alhie in der Stadt ader yorstadt yer- 
breaet ader sanst aus der stadt verkauft wirt, einen we^|rs8eii behemi- 
pohon groschcn und vor einen grcschen sieben weisse pfennige geben 
bullen und wollen". Dafür bewilligt der König dem Kate, „solch geld 
«nsnelegen und ausraehrengenf wie das einem erbam rath nach gelegen- 
heit gutdunckcn wirt/ 

* Kries S 64. Dabei wurden noch (iOOO TMr. vom sechsten Bier- 
gloschen für die bedürfnisse den Landes zurückbehalten. 

* S. die BesciilfiBse TOn 1557 und 1559 bei Schickfafs III 197 ff. 
S. die Hesrhlusse von 15f)2, 1565, 1578, 1574 u. s. w. Schick- 

tufs Iii 2U6ti:'. Umsonst suchte der Kaiser die Aufhebung dieser 
Eiemtionen so bewirlcen, da bemnders der Adel damit Mifobranch trieb 
und Unterschleife ins Werk setste. 

* Kries S. 6aff. 
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Die Exemtionen des Adels, die Ungleichheit der Maal&e, die 
Schwierigkeit der KontioUe begünstigten aiifserordentlich den 
Unterschleif; wiewohl immer wieder vom Könige ermahnt^ 
die Mifsstände auf dem Wege der Gesetzgebung zu beseitigen, 
konnten doch die Stände sich dazu nicht entschlielBen. Em» 
gründliche Reform wurde erst nach dem Aufhören des Diuk 
lismus in der Verfiusung von der Krone durehgefllhrt^ 

8« Das Verhältnis von Einnahme zu Ausgabe. 

Die Anftaigo des StatsweMOs. 

Der ötaat« rechtliche Doppelcharakter des Finanzwesens, 
der unentwickelte Zustand des StaatskreditB, der unregelmSfitige 
Eingang besonders der landständischen Steuern hatten zur 
Folge, dafs es zu einer planmäfsigen Ordnung in dem V6^ 
hältnisse von Einnahme zu Ausgabe, zu einer festen, ger^lten 
FinanzwirtBchaft Uberhaupt noch nicht kommen konnte. Das 
Etatswesen be fand sich noch in seinen ersten Anfängen. Der 
schlesische „Camerstaat", wie er seit der Mitte des 16. Jahr- 
hundertes fUr die königliche Finanzverwaltung eingeführt 



> Das Biergeld blieb in unserer Pertode die vornehmste Form 
der indirekten Steuer in Schlesien; andere indirekte Auflagen waren 
von nur vorübergeh fndi r Dauer. 1559 verlangte iI't Ki'mif^ zwar eine 
Vtirkaufösteuer auf Fische, Optreide u. s. w., wurde aber abgew*ics€D 
(Schickfufs in20;^ff.). Da^eijen bewillig 1.569/70 der Förstentag als 
eine Scbnldenlasthülfe eine Viktualienateuer auf Geteeide, Fische und 
Wt'in , welche Käufer und Verkäufer zur Hälfte trapron sollffM;. indem 
der Verkäufer die Abgabe zahlen und fitr die eine Hälfte de.rtielbeo 
durch einen entsprechenden Preisanfschlag an dran Kftnfer sich schtd- 
los halten »ollte. Jeder Fürst und Stand sollte alles richtig angeboi, 
was er verkauft Imbc, und dHi unf acliten. dafs bei den T'iit*»rthanen ein 
Gleiches statthabe; auch sollten in federn Dorfe zwei taugiicbe Mäuuer 
zu ^nnehmem verordnet und vereidigt werden. In der Stadt nrafete 
der Rat darüber wachen, dafs alles richtig zugehe. In jedem Kreide 
wurden je ein Bürger tjnd ein Adliir' v mi O^freinnehmern verordnet; 
dieselben sollten vierteljährlich Zuäauiuieukuutte halten, zu deucu die 
Stilnde dann die üntereinnehmer mit den QefUlen and mit Begistem 
darüber, wie vi(l sie selbst, und wie viel ihre ITnterthanen verkauft 
hätten, abordneten (8 di i c k fu fs TIT 218 und Bre.sl. Studtaroh A. P. 
Ms. iöÜ). Die Unmöglichkeit, die Durchführung dieser zum ^öCsten 
Teile von einer sehr primitiven Finanztecfanik sengenden MaTsregefai 
zu überwaehen, leuchtet ein. Der Ertrag blieb denn aueh hinter allen 
Erwartungen zurück; man hoflfte. dafs jährlich 50000 Thlr. ei?! lauten 
würden, während in der Tliat nur ÖÜüO Thlr. einpin^^eii, vou deuen 
noch dasu 1100 Thlr. anf Eifaebongakoeten abgingen (Kries S. 
1579 wurde eine neue Tranksteuer auf Bier (1 gr. üoer Ijo schon vor- 
handene Biergeld von 4 ), sowi»' ;vif WfMu (bei Ausschank oder Aus- 
fuhr 1 gr. pro Eimer Laadweines oder böhmischen Weines, 4 w. gr^P^o 
£imer {österreichischen, 6 gr. pro Eimer Rhdn- oder ünganreines, Tnlr. 
pro Lägcl 30 Finten 45,193 Liter] süTsen Weines^ ferner ein Ans- 
nibrzoU auf Pferde und Getreide gelegt. 
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wurde', iimfafst»^ lediglich di«^ jährlichen Ausgaben für die 
Kosten der lautVndi ii Verwaltung und für die Zalilung der 
luteressen der Kamraer.schulden ; zur Deckung dieser „Ordinari- 
Ausgaben'' war der Kammer seit 1572 ein jährliches „Deputat" 
zugewiesen, nämlich die ErLnignisse zweier Biergroschen; es 
gab von vornherein ein budgetmäfsigeö Defizit, da die Aus- 
gaben die sa ihrer Deckung bestimmten Einnahmen, wie schon 
Yorhergesehen wurde, überstiegen'. Neben diesem ^Camer- 
Staat", der sogleich als GenerussaMungsmandat für die in ihm 
enthaltenen Ausgaben galt, und der nur Uber einen geringen 
Teil der ordentlichen Einnahmen disoonierte, worden sweifels- 
ohne vor B^nn einer Finanzperiode noch umfassendere Be- 
rechnungen angestellt, welche sich mit dem ^Verhältnisse der 
gesamten einigerraafsen voraussehbaren Einnahme und Aus- 
gabe boschäftigton, nber noch keineswegs den Charakter von 
festen Voranschlägen ti ii<;< ii . wnlche etwa als Norm für die 
laufende Finanzgebahrung dieneu sollten^. Der Voranschlag 

' AUbald nach Errichtung der Kammer eab der Kaiser den Befelil 
zur Aufrichtung^ eines ^Oammerstats", der al^ Gehälter der Beamten, 

desgleichen die rnivisioneii, welche an^- rlcm Kentamt bezahlt wurden, so- 
wie die Zinsen der auf die sclilesisfhc Is nmner vcrwicf^enrn Schulden ent- 
halten sollte. S. Kgl. Staatöurcii. Ün-sl. AA. III 2iia fol. GÜ (Ivammer- 
beriebt d. d. Breslau, 31. Januar 1559). Schon damals klagte die Kam- 
mer, dafs sich .,die jarlichen auspihon iimb ein 18 000 mer als dio. 
p'ffll err^trcoken:'^ es gab also schon damals ein budgetmäfsiges Defizit 
von lj>000 Gulden. 

* Vgl. die Kammf^ronhmng von 1572 (gedruckt im Anhange) fol. 13. 
Im Jahre 1570 win i1< )i fünf Ricrg^roschon bewillij^t, wclclic c 1000<¥) fl. 
rh. rinbrarhtpjj i K r i < . IJeilage G Nr. 2): ein Biergro-^ehen botrujx 
also 1570 c 20uiJU tl. rh., das der Kainmcr überwiesene Deputat 
40000 fl. rh. (= c. 83800 Thlr. schles.). 15ü0 betrugen die jährlicii 
ziihlbaron S<>huhh'nzin8en 21000 Thlr. sclih-s. (Kgl. Stnrtt.sarch. AA. III 
28a frtl. 204 - 209): ungefähr dir gleiche HiWu- dürftt.'u sie wolil 1570 
gehaht haben. Nun wurden 1570 auHjEregebni au Besoldung und Dieust- 
eeldem 17000 fl. rh. (-= 14200 Thlr. sohle«.), an Prn\isionen (d. h. 
Fcnsionr^n) c. 5700 fl. rh. f 4750 Thlr. schles ). für Zehrung' n nnd 
Unkosten 6000 fl. rh. (-^ 5000 Thlr. schles.), für Gnadengolder und 
Verehruncen 640U fl. rh. (== c. 5300 Thlr. schles.). Die Gesanitau.sgabe 
an Besoldungen, Verwaltungsunkosten u. 8. w. (allerdings wiesen wir 
nicht, ob dieselben samtlieh m den Cnnmerstaat aufgenommen worden 
waren) belirf sieh also auf e. 2^i0uu l'hlr. schles. Weini auch diese 
Schätzung uutürlich nur eine sehr oburtiächliehe sein kann, so läfst 
die doch erkennen, dafs schon die projektierten Ausgaben die Aber« 
wip.spiien ordentlieben Einnahmen weit iiberschritten haben müssen, da 
für 1570 einem Kammerdeputate von :3Ü300 Thlr. Schles. eine faktische 
Ausgabe an Verzinsung und Verwaltungskosten von c. 50000 Thlm. 
gegenüberstand. 

^ Kine derartige Berechnung findet sich in dem Berichte der Kam- 
mer an den Kaiser d. d. 23. Juli 15H0: Kgl. Staatsarch. Bresl. AA. III 
23a fol. 204 - 209. Wir lernen daraus verschiedene interessante Details 
kennen. Als Einnahmen waren veranschlagt das Zollgeld and da» 
Biergeld. Das Zollgeld w ar von vornherein den H< rbrftt«cnen Erben vev- 
schneben: auf das Biergeid, welches 1560 c. 65000 fl. einbrachte, war 
König Maximilian mit 40 000 fl. angewiesen (ein ^ammerdeputat" aus 
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war jedenfalls iidcIi weit rl;ivon entfernt, die Bedeutung eines 
festen FmanzplaiH s tür die Verwaltung, geschweige denn d<^n 
Charakter eineü Gesetzes an sich zu trafen. Niemals war 
der gesamte Finanzbedarf von vornherein genau berechnet, 
niemals auch vou vunilierein für seine Deckung ausreichende 
Fürsorge getroffen. Die Folge davon war, dals die laufendeu 
Verwaltungsbedtirfnisse immer wieder durch Anleihen gedeckt 
werden mafsten, und dies binwiedenim führte zu eineiii 
bestXndigen Wachstum der Schuldenlast 

Wir geben zum Schlüsse dieses Abschnittes einige Zahlen 
ttber die Entwicklung des thatsächlichen VerfaAltnisses zwischen 
Einnahme und Ausgabe in dieser Periode^. Im Jahre 1529 
betruff die Einnahme (aus dem Scheffeigeide) 54 200 fl. {k 34 w. gr.)^ 
im Jahre 1531 44000 fl., denen sieh eine Ausgabe von 42800 fl. 
gegenüberstellte. Von diesen Ausgaben fielen auf Unkosten 
der Erhebung (Besoldung der Untereinnehmer usw.) 2700fl.y 
ntif Schuldenabtragung 30000 fl., auf Besoldungen (för den 
Oberhauptmann, die Centralfinanzbeaniton und einign kaiser- 
liche Rnte) 3800 fl.; au das Hofzahlanit wurden nur 550 Ii. 
abgetVihri. In dem Rechnungsjahre 1542 413 wurden verein- 
nahmt il*M)00 fl. (ä 32 gr.: c. 91 000 fl. der Steuer von 1542, 
12000 fl. Re.stant.Mi der Steuer von 1541, c. IGOOO fl. aufser- 
ordentliche Einnahmen an Gesehonkon. Darlehen und Straf- 
geldern). 1549/50 stunden in Eniptang c. 66000 fl. (a 35 w. gr., 
27 000 fl. Biergeld, 15000 fl. halben Erbsilberziii^, 8000 fl. 
aufserordentlieher Einnahme^ 15000 fl. Kassenbestand) gegen 
eine Au^gal^e von 85000 fl. (2000 fl. an Besoldungen, 25<X)fl. 
an Gnadengeldern und Geschenken, BOOOO fl. fiar Schulden- 
tilgung und Zinszahlung), 1550/51 in P:mpfang 131000 fl. 
(18000 fl. Kassenhestand, 21000 fl. Biergeld, 36000 fl. halber 
Silberzins, 56000 fl. Darlehen) gegen eine Ausgabe von 125 000fl. 
(2500 an Besoldungen, 37 000 in das Hofzahlamt, 83 000 fllr 



dem liiergeide existierte lOliü noch nicht). Die jährlich zahlbaren 
SehttMenhitereBsen betrugen 21 000 Thir. ; man sah bereits ein Jahres- 
defizit von c. 20000 Thlrii. vorans. Die Einkünfte au» der St. uer 
'umrdPTi als ganz unberechenbar iiii-lit erst vnrnn.'^clila^irt ; ^ },]]> )) der 
Finanzkuust der Kammer überlassen — natürlich mit Genehmkroag 
des Kaiser» — , fiber die Ertrflgnisse der Steuer in zweckmftrsiger Weise 
zu disnoriiercn behufs Ablq^ng der aufgekündigten oder sonst fälligen 
Srhulcirn: <lic Übonäoliüsso mufstoTi dorn Wiener Krief^szahlaniti' oin- 

fcsandt werden. Es kam jedoch auch vor, dafs die Wiener üof- 
ammer (d. k. der Kaiser) von vomliereiii eine bestimmte Summe fSx 
das Krief^aklamt ford(>rte; die seh lesische Kammer mochte dann 
s«»bfn, wio sie sirli mit den auf die schlesiVt lu-n Einkfnifto ronrie- 
senen Gläubigem auseinandersetzte oder aufgekündigte Darlelien durch 
neu kontrakierte Sdiulden tilgte. 

> Das Folgende nach den Rechnungsbflcheni hu Kgl. Staatsardk. 
Brosl. AA. T 78, AA. VI 1 und den daraus bei Kries (Beilage H) ge- 
gebenen Auszügen. 
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Interessen- und Scbuldenzahlung). 1555 wurden eingenommen 
100000 fl. (k35w.gr., 76000 an ständischen Steaern, 23 000 
an Darlehen), veransp^abt 86000 (23000 Ü. Interessen, 4000 11. 
Besoldungen, 58000 ri. in das Hofzahlarat). In der Folgezeit 
erhöhte sich die ordeiitlicho I jiniahme infolge der Diirelituhrung 
des Zoll- und Salzregal^, Im Jahre 1558 betrug die Einnahme 
670000 fl. (a 35 w. gr., 97 UOO H. Stenern, 25000 i\. Zollgelder, 
72000 Kassenbestand, (33 000 an Darlehen und 418 000 dureh 
Verpfiinduugen), wühreud die Ausgalx* auf t358 000 H. sicli 
helief. 1560 kamen ein 284000 ti. (a 35 w. gr. 13 600 Bestand, 
194000 an Steaem und Steuerresten, 37000 durch den Zoll 
und 88000 durch Anlehen); ausgezahlt wurden 250000 fl. 
(61000 an den Hof und das Kriegszahlamt, 159000 filr 
Schulden und Interessen, 16000 für Besoldungen, Qnaden- 
gdder, Verwaltungsunkosten usw.). Im Jahre 1570 standen 
330000 fl. (a 30 w. gr.) Einnahmen (16000 Bestand, 125 000 
Steuern, 43000 Salss-, Zoll- und Domänengeftllle, 146000 An- 
lehen) einer Ausgabe von 327 000 fl. (110000 fl. an den Hof 
und das Kriegszahlamt, 180000 für Sehulden und Interessen, 
84000 ti. für Besoldung usw.) gegenüber. 1587 wurden in 
Empfang gestellt 255 000 fl. (17000 Bestand, 50000 Zoll- u. 
a. (ictall(N 75 000 Anlehen, 12 000 Verkauf von Stiiatsgütern, 
87000 au Biergeld in Ausgabe 230 000 fl. ( HofzahlanitiOOOO, 
»Schuldentilgung und Verzinsung 171 000, Besoldungen, 
Provisionen, Tagegelder usw. 15500 fl.), 1608 in Empfang 
220 000, in Ausgabe c. 210000. Man sielit aus diesen Zahlen 
das beständige Anschwellen des scfalesischen Budgets, sowie 
der Landessteuem, die — freilich ziemlich bescheidene — Zu- 
nahme der ordentlichen Einnahmen des Ärars, die Vermehrung 
der Ausgaben fUr die Kosten der immer komplicierter sich 
gestaltenden Verwaltung und endlich die l'se Bedeutung, 
welche das Schuldenwesen für die schlesische Finanzwirtschaft 
besafs, wie das Gleichgewicht zwischen Einnahme und Aus- 
gahe immer nur dureJu neue Kreditoperationen hergestellt 
werden konnte. Gewiis war dies ein nichts weniger als er- 
freulicher Zustand ; man würde aber sehr irren , wenn man 
die Verantwortung dafür irgendweklu n persönlichen Einflüssen 
aufbürden würdo; nieht nur die Ent^\ irkluug des Finanzwesens 
an sich, rundem auch der ge.saniten politischen Verhältnisse 
bedingte mit Notwendigkeit daa Entstehen dieser Schulden- 
virtöchaft ; die Fortschritte, welche die Geschichte des schle- 
siöchen Finanzwesens innerhalb eines Jahrhunderts zu ver- 
zeichnen hatte, waren grofs genug, um allen Nachtheilen, die 

^ Die SchatzuDgsstcuer wurde 1587 direkt von den Stfin<1f'n an 
die Truppen und nicht erst in das Rentamt ausgezahlt, ebenso 1608. 
Bb mnde schon erw&hnt, dafs seit dem Anfiinge des 17. Jahrhunderte 
die direkte 8tener auf 3—400000 Thlr. stieg. 
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sich etwa mit eingeschlichen hatten, das Gleichgewicht zu 
halten. Die führende Rolle aber gebührt, wie auf anderen Ge- 
bieten des Staatslöbens, so auch hier wiederum dem K-iiiifTtura. 
welches die uit nur widerwillig folgenden Stände durch seine 
höhere Einsicht mit fortrifs, wiewohl es nicht immer das 
Zweekmftfsige gegen die Oppoaition deB hier ttbetmilelitigeD 
Fürstentages durdusufletoen vermochte. 
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Erstes Kapitel. 

Die FinanzbehOrden bis 1552. 



Kt)iint< es in der Zeit von 1527 bis 1552 zu einer testen 
niatenelirii Ordnung der seiilesischcn Finanzen nicht koinnien, 
da es bis dahin, wie wir aalten . ein ordentliches Kinkumnien 
des königlichen Ärars nicht gab, da ferner die ständischen 
Bewilligungen nur mitünterbrecliuugen erfolgten und keineswegs 
sehr regelmäßig einliefen, so war die natürliche Folge davon, 
dab eine beständige formelle Ordnung des scblesischen Finanz- 
wesens noch weit weniger möglich war. Nur bei CTel^nheit von 
landstftndischen Bewilligungen und nur für die Dauer derselben 
entstanden speciell fklr Schlesien Finansbehörden, und je nach 
der Verschiedenheit der einzelnen Steuern änderte sicn auch 
die Organisation der mit ihrer Erhebung beauftragten Beamten. 
Bald nach der Erwerbung Böhmens errichtete Ferdinand I, 
dir Raitkammer zu Prag, deren Kompetenz gemäfs der für 
sie hostinnntnii Instruktion sicli nnv)) auf Schlesien erstreckte*. 
Da es aber ein »Mgentliches K;imniergut in Selilcüien danmls 
kaum f^ab. so lungierte sie vornehmlieh als Kontrollstelle und 
Forum der Rechnungslegung für die mit der Erhebung der 
achlesipchen Steuern betrauten Beamten. Um zu selnldern, 
wie diese Erhebung vor sieh ging, welelier Art die dafür 
mafsgebenden politischen und administrativen Principien waren, 
mflssen wir die Entwicklung der schlesischen Finansbehörden 
Schritt ftlr Schritt, Jahr mr Jahr im Zusammenhange mit 



' Böhmische Riitkammerordnniig d. d. Prag, 25. März 1527, ge- 
dmekt bei Rosentlml, I)i<^ ßehördRnorganisati«m Kaiser FerdinandB I. 
im ^Ardiiv für (tetcrr. Gesch/' LXIX 2bl ff., VVien 1887. Ein Zeugnis 
für die W irksamksit der Präger Kammer für Schlesien bietet ein Mahn- 
iehreiben der böhmischen Kammerrät« an den Bischof Jakob von Brealau 
im Namen des Königs w(>gen des Ung Idefl und Biergeldes (d. d. 81. Des. 
1529); Kgl Staatsarch. Bte»l AA. lU 6 a. 
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der Ge^sehu-lite der einzelnen Abga})en dieser Z»'it verfolgen; 
da unser Material fiii- diese Periode anfsordeni sehr lückonbnf* 
ist, indem es an Instruktionen «ogar gänzlich fehlt, so mugi^en 
wir uns mit einer Feststellung der äufseren Umrisse der Ge- 
schichte des damaligen Behördenwesens auf dem Gebiete der 
Finaiizvcrwaltung begnügen. 

Als 1527 in Schi iesien die erste direkte Steuer in halM> 
burgiscber Zeit bewilligt wurde, traf man die Verordnungf 
dals auf dem platten Lande in jedem Weichbilde zwd adlige 
Personen und in den Städten „sonst redliche Leute* als Kom- 
missare, vor denen die Einschätzung gescbeheo sollte, bestellt 
würden; in den mittelbaren Territorien stand die Ernennung 
derselben dem Fürsten, in den ErbfUrstentUmern auf dem 
platten Lande dem Landeshauptmanne, in den Städten dem 
Ma.cristrate zu. Wie aus der Eidesformel * dieser > Verordneten" 
erhellt, waren dieselben znjL^leicli mit der Erliel>un«j^ der Steuer 
betraut. Die Einnehmer der Krbfiirstentiimer waren auf den 
König und ihre Landeshaupunannsehaft vereidigt; ob auch 
die Einnehmer der Mediatfilrstentihner dem Könige schwören 
iiiufsten, bleibt dahinge8tellt. Für die Erhebung der Steuer 
waren also Stadt und Land geschieden, die Landschaften selbst 
wiederum geteilt nach den einzelnen Weichbildern. In deu 
Städten sammelten die stildtischen Kommissare die Steuer von 
den steuerpflichtigen Einwohnern, auf dem platten Lande die 
Kreiseinnehmer von den Grundherren ihres Weichbildes, welche 
an die ersteren sowohl ihre eigenen Beiträge wie die ihrer 
Unterthanen abführten. Bei der Erhebung der Steuer von 
ihren Hintersassen bedienten sich die Grundherren wahrschein- 
lich der Hülfe des Schulzen. Auf welche Art und Weise die 
Stadt- und Kreiseinnehmer die bei ihnen eingelaufenen Gelder 
weiter befr>rderten. ist unbekannt; wir wissen nicht einmal. 
wHches !>oi der Bewilligung von 1527 die Centralstelle ftir 
sämtliche »Steuereing.Hnge von ganz Schlesien war. v\us sp-itt n^ii 
Verhältnissen- lalst sich vermuten, dafs in den m iTiclbarta 
Für.«^teiitümern und 1 lerrsehaften die Ijokaleinncluiui- ihre 
Gefälle dem Lfindesherrn zur Weiterbetorderun^ /.ustellten; 
in den Erbfürstentuniern ordneten wohl Adel und »Städte für 
sich gesonderte Deputierte zur Ablieferung der bei ihnen ge- 
fallenen Steuer bei der Centralstelle ab. 

Fttr die Jahre von 1529 bis 1532 wurde dem Kdnige, 
wie wir erwähnten , eine indirekte Auflage vornehmlich auf 
Bier, Getreide, WoUe^ Fische und Salz bewilligt Über die 



* Gedruckt ist bei Kries, Beilsge C Nr. L die Eidesformrl fnr 
den Einnehmer dor Stadt Breslau; wio aus den Eingangsworten z\\ ent- 
nehmen ist („darauf die Einnehmer [Krles druckt hier sinnlas „Ein- 
wohner''] vereidet, wie folget''), galt sie aber mntatis nratsndit fibr da« 
ganze Land. 

2 S. den Anfang des dritten Kapiteln. 
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Modalitäten bei der Erhebung dieser Abgabe sind wir besser 
unterrichtet ^ In den Städten der einzelnen Weichbilder saüsen 
„Ungelter" meist mit eioem Schreiber; zur Unterstützung dieser 
Beamten und zur Verhütun«^ von Hinterziehungen wui'den in 
den gröfsereu Orten Thorhfitor mul Stadtknf^rlite angestellt. 
In sehr bedeutenden ht.idteu beland sich auch eine Wage 
fhehut's Bestimmun»" des (iawichtes b«M W'olh^ uiul Steinsalz) 
mit einem Wagemeister ; in Schweidnitz, wo die ürauindustrie 
blühte, gab es auch einen Schrotmeister. Die Ernennung 
aller die^jer Beamten stand wahrscheinlich dem Konige und 
seinen Organen zu; meist befanden sie sich eigentlich in 
ttidtitelieii Dioisten und bekleidetoti ihre Steife bei der 
SteaerverwaUung nur als Nebenbesehftftigung ^ wurden aber 
Atr ihre Thätigkeit in dieser Hinsicht auf den KOnig vereidigt ^. 
Mit der Empfangnahme der Steuer in den Städten waren die 
Ungelter betraut, welche die vereinnahmten Beträge mit An- 
gabe des Bpeciellen Postens, um den es sich handelte, buchen 
mufsten. Was die Kontrolle über ihre Geschäftsgebahrung 
anbelangt, so wissen wir nur, dafs sie neben der vorgeschrie- 
benen Buchun;:" auch „Poileten'* ausfertigen raufsten, auf denen 
wohl Objekt, Höhe und Datinn der Erh^^ung- der Steuer ofit- 
lialten waren; aufweiche Weise aber die l*()h'teu zur Koutndio 
benutzt wurden, ist unklar. Wenn der übergeordnete Beamte 
die eingegangenen Geftille abhob, so verglich er, wie es seheint, 
den Kassen bestand j die Poleten und die Bücher de.s Einneh- 
mers, um dadurch sich von der luehugkeit der Amtsführung 
des letzteren zu Uberzeugen. Wo mehrere Beamte an einem 
Orte vorhanden waren^ Satten dieselben natürlich sich gegen- 
seitig zu tiberwachen, während Stadtknechte, Thorhttter usw. 
ofienbar Durchstechereien seitens des Publikums verhüten 
r^ollten. Auf dem platten Lande erhoben, falls steuerpflichtige 
Geschäfte abgeschlossen wurden, die Schulzen die schuldigen 
Abgjiben und brachten sie von da zur Weichbildstadt. 

Für diese lokalen Hebestätten gab es eine centrale Sam- 
melstelle. Bald nach Beginn der neuen Steuer wurde eine 
oberste königliche Finanzbehörde ^ für ganz Schlesien eingesetzt^ 



' Das Folgende uacli den Rititbüohom des KgL Stastsaieh. Bresl. 
AA. I 78a iimm) und AA. T T>^b 32). 

• Die Gehälter dieser ÜcHmten «iiid sehr verschieden je^nach der 
GiOfee des Ortes; die der Un^elter, der eigentlichen fiiDnehmerf 
schwankten scwi-soheu einigen wenigen Gulden inid c. 33 fl. (4 34 w. gr.); 
die der Thorhuter betnigon bis 10 f!. jfthrlich. 1531/32 wurden für die 
Besoldung dieser Unterbeamten insgesamt 2750 Ü. ausgegeben. 

' Auf Grund der WarmbniDner A. P. ersMhlt KneR (8. 17) einige 
Einzelheiten, wi'lohe ich iildit zu kontrollieren vermag: „Vielmehr sollte 
dag }>ewilligtc (4eld (100000 H. uiijr ) l-^^^^T .sogleich an die königlichen 
Beamten abgeliefert werden, und den ilim 1526—29 bewilligten Zoll 
äorch Beine Steaermeister zu erheben, bleibt dem Könige ebenfslU 
öberlsweii. Es ist, als ob dss bewilligte Geld die Stinde nun nieht 
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besiehonrl ans Doktor Heinrich Riebisch nh Kentmeister und 
Wolfgan^ von Egen als flössen Gegenschreiber ^ Der Rent- 
meister durchreiste von Zeit zu Zeit zu ^^ewisseu Terminen 
das Land , hob die Steuereingänge bei den einzelnen Unter- 
einnehmern ab, revidierte deren Gesehäftstiihrung und gab 
ihiu 11 Quittungen; mitunter sandten (lie Untereinnehmerdas 
Geld auch direkt nach Breslau. Über alle Eingänge und 
Ausgänge der schlesischen Centraisteuerkasse führte er genau 
Buch; EU seiner Kontrolle war der Gegenachreiber bestellt, 
welcher ebenfalls Uber alle Einnahmen und Aufgaben dn 
Gegenbuoh halten mufste. Der Rentmeister war befugt^ die 
kleineren Ausgaben auf Besoldung der Untereinnehmerf Tians- 
portkosten usw.^ die also mit der Erhebung der Steuer in 
Zusammenhang standen, alsbald bei der Einnahme in Abrech- 
nung zu bringen; bei allen anderen gröfseren Ausgaben be- 
durfte es einer speciellen Anweisung des Königs. Nur da?, 
wan von den Einn;i Innen nach Abzug sämtlicher Kosten für 
die Erhelning der Meuer, Geh«älter usw., sowie di-r auf köoig- 
liilien Befehl zumal behufs Ablegung der Schuhifu gethanen 
Ausgaben übrig blieb ^ . wurde abgeführt und zwar nicht an 
die bölimiselie Kentkammer, sondern direkt an das kaiserhche 
Hotzahianit^ ^ auch die Kechnungslegung, welche fiir jedes 



weiter kfimmerte. Nnr daffir tragen sie Sorge, dafs sie nicht fiberdie 
Bewilligung beschwert werdeo» wie denn bestimmt ward , die königl. 
Zolleinnehmer sollten denselben nach dem Rat und Willen mne^^ jeden 
Standes und der betreffenden Obrigkeit erheben. . . . 1528 wurde Graf [?] 
Caspar Schaafgotsdi zum ,,Steuermcister'' über das bewilligte Bier- una 
Scheffelgeld ernannt. Wer die königlichen Beamten waren, an welche 
die Stouer von 1527 al)|i('Hpf»>rt wurde, weifs auch Kries nicht. Die 
Kollc des Kaspar SchaÖgutoch al» „Steuermeisters^ des 1528 bewilligt«ii 
Scheffel geldes iBt gänsuch unklar; königlicher Beamter kann er wohl 
lücht gewesen sein, da er nicht einmal unter d> nj iii<ren Personen ge- 
nannt wird, die zu jener Zeit T^ soltinnpfn nnf ^^ ^ linniiL' des K<''.nie:3 
empfingen; auch mit der Erhebung der Steuer hatte er nicht das ge- 
ringste stt Bchaffen. Vielleicht war er stftndischer Beamter, und et 
beschränkten sich s«Mne Funktionen auf die Überwachung der Erhebung 
im Tntoro«»se df»«» Landes, Hodaf?; or darauf zu achten natt«\ daf:* die 
Höhe der Bewilligung nicht überschritten werde, dafs die Steuerbeamten 
keine widerrechtlichen Bedrückungen sich erlaubten n. s. w. 

" KgL Staatsarch. Bresl. AA. VI Ih „Inventari aller der Schlesi- 
schen Steuer und pinrp^clt, \ itztlnunb und rentmaister anibtsraititngen*": 
fol. 17 b: „Aiu kuniglicli bestallung doctor Kibisch betreffend" (d. d. 
1. August 1529), ^ain kuniglich bestallung wolfgang Egen betremnnd* 
(d. d. 4. Januar 1530). Wie aber aus dem SaitungsbucTie 1529/90 het^ 
vorp^fht, traten sie ihr Amt so^'lcich mit Beginn des RochnnTi;^sj(i^rr'- 
'.Trinitatis) an, also noch vor Ausfertigung der officiellen BestaÜuuga- 
urkunden. Übrigens war Riebisch Rentmeister auch Ar die Lamsip: 
„ToUmacht vor U(;ro rath, rentmeistern in Schlesien und Lausitz, Hein* 
riehen Ribisch'* (Kj^l. Staatsarch. Hrosl. AA III Co S. ßS. d. d. 9 TuniMr 
1530), „Dr. Heinrich Hiebisch, Keutmeister in Ober- und Niedersehle^ieu 
auch Lausits'* (d. d. 27. April 1580). 

^ Im Rechnungsjahre 1531/32 war dies eine Summe von nur 550 fl* 
* Vgl über damelbe Eosenthai a. a. O. S. 134. 
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Jahr vorgeschrieben war, wurde nicht vorgenommen Tor der 
böhmischen Kammer und <lercn Buchhalterei, sondern vor der 
Wiener Hof kammer und der Wiener Hofbuchhalterei. Wenn 
uns auch Instruktionen flir diese ältesten königlichen Finanz- 
heamten Schlesiens unter Ferdinand I. nicht überliefert sind, 
80 sehen wir doch aus den zum Teil uns erhaltenen Akten 
ilirer Geschäftsführung, zumal aus ihren Kecliiiiii i^slnichcrn, 
als })ereits eine feste, wohlgeftigte und v< rv 11k onimnete 
Urtinung des Finanzdienstes, vornehmlich liiii.siclitlich der 
Kassenfühnuig, der Kontrolle und den Keclinungswesens, be- 
standen haben mufs: wir gehen kaum irre, wenn wir diese 
Fortachritto dem Emflusse der Principien der unter MazimiliuiL 
in ÖBterreieh recipierten, unter l^rdinand L dauerhaft be- 
gründeten iransösisch-burgundiscben Verwaltungsorganisation 
sOBcbreiben. 

Mit der indirekten Steuer selbst hörte auch die zur Er- 
hebung derselben geschaffene Organisation auf. Die Stände 
mochte es doch wenig ratsam dUnken, die Erbebung der von 

ihnen bewilligten Abgaben rein königlichen Beamten zu über- 
lassen ; zugleich wollten sie auch nach Möii^lichkeit dem TT^-rrH; lier 
die Verwendung der von ihn(?n aut'u'ebra<']iten ^Summen ent- 
ziehen. Der Könit^ zeigte sich geneigt, diesen Wünschen 
Folge zu leisten ; als er 15B1 eine neue TilrkenhUlfe verlangte, 
erklärte er sich bereit, damit die Stände Gewilsheit hätten, 
dafs das Gold zu keinem andern als zu dem geforderten Zwecke 
verwandt würde, zu geötatteu, dafs die Steuer einem eigenen 
Zahlmeister der StKnde anvertraut würde , der sie dann gemäCs 
den BescblttBsen des Fttrstentages ausgeben sollte K Es scheint 
jedoch, dafs dieser Gedanke, welcher merkwürdig genug vom 
Könige selbst angeregt worden war, wiewohl er ganz dazu 
geebnet war, die Macht der Krone auf das empfindlichste 
zu schwächen, damals noch nicht zur Ausführung kam, sondern 
dals <lie Steuern von 1531 und 1532, — insofern die Stände 
ihre Hülfen in Geld und nicht etwa in Truppen leisteten, deren 
Bestallung und Bezahlung sie seilest übernahmen - , noch 
weiter durch ilen königliclien Kentmeister vereinnahmt wurden 
Da von 1533 bis 1537 keine Steuern bewilligt wurden und 
fmch ordentliche Einkünfte des Arars noeli nicht vorhanden 
waren, so war auch eine speciell schlesisehe Finanzbehörde 
in dieser Zt it nicht vonnöten^; Geschäfte aufserordentlicher 
Natur, die sich damals etwa ereigneten, konnten mit Leich- 



^ Landtag vom 16. April 1531 BresL Stadtarch. A. P. II Ms. 163 
M ff.: ^die stend wollen ixen aigen zalmaister mit dem hülfgelt 
bey ans liabeu und dasselbe in angeaaigt vrcse ausgeben lassen.'' 

- forilert der Küiu«:^ anf «lern Landtage vom 10. Jnni 1531 
I20OU Uulden zu üänden seines Bcblesichen Reotmeisters; ebd. fol. 262 ff. 

* In der That erscheint Dr. Riebiseh 1588 zum letstenmale als 
Bentmeister (AA. III 6a S. 158, d. d. IL Juli 1538). 
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tigkeit von der Höfnnischen Kammer besorgt werflen. AU 
1537 wieder eine K»»ntribiition von 72 000 fl. bewilligt wurde, 
beschlorü man, die Erhebung durch die einzehieii iStäude (also 
wie 1527) vornehmen zu lassen, welche die empfangenen Oeld-T 
dann an den Breslauer Rat zu dreien Terminen abliefern 
bullten ; aU jedoch der Rat zur Übernahme dieser Last wenig 
Neigung zeigte, setzte man fest, dafs au einem gewissen Te^ 
niinejeder Staiid selbst seinm Betrag an einen FinAosbeamtMi 
der Krone in Breslau aussuaahlen habe. Fcir das 1538 ge- 
nehmigte Schefielgeld schlug Ferdinand L die Elmenniiiig 
eines ständischen Ausschusses vor, zu dem auch er einige 
seiner Bäte abordnen wollte, und der als Centraleinnahmestelle 
fungieren sollte ^. Da Jedoch infolge persönlicher Anwesenheit 
des Königs noch in demselben Jahre diese indirekte Hteuer 
in eine Schätzung verwandelt wurde, proponierte der Herrscher, 
„aiieli derohalben enien Zahlmeister zu verordnen mit dem 
befehJch, die bewiiliguug, so sie [sc, die Stände) thun wurden, auf 
das angenommene kriefrsvolk, so zu dieser ehristliehiMi uotturft 
bestalt und zu nicht» anderm zu verwenden und auszugeben-.* 
Der Landtag ging darauf ein, indem er die Ernennung eine* 
Landc-szahlmeisters besehlofs, der. lalU es zum Kriege komme» 
die Steuer von den Ständen einkassieren sollte; bleibe jedoch 
der Friede gewahrt, so sollte jeder Stand das eingegangene 
Gleld für künftige Gefi^r behalten und aufheben, ohne es 
etwa angreifen zu dürfen'. 

Nachdem in den beiden folgenden Jahren keine Steuer 
gezahlt worden, eine besondere Finanzbehörde für Seblesien 
also überflüssig war, häuften sich seit 1541 die landständischen 
Bewilligungen, ohne dafs wir zunächst über die dabei statt- 
findende Organisation des Finanzdienstes etwas erfahren. Im 
Jahre 1542 wurde eine Steuer genehmigt, fiir deren eine Hälfte 
die Stünde selbst Truppen nnuehmen wollten, während sie die 
andere Hälfte dem Könige in ]h\r auszuzahlen beschlossen. 
Dies letztere sollte geschehen flnrch Vermitteluu;^,- des Pfennig- 
meisterfc), der sowohl auf den König als auch auf das Land 
vereidigt werden, das von den Ständen empfangene Geld dem 
Beschlüsse des FUrstcnta|ies gemäfs dem kaiserlichen Kriegs- 
rate zu militärischen Zwecken aushändigen und dann dem 
Lande über Fmpfang und Ausgabe richtige Rechnung legen 
sollte ^. Von den Ständen ernannt und ihnen aur.Rechnungs- 
legung verpflichtet, war der Pfennigmeister faktisch lediglich 

1 So Kriies S. 17 sacb den Wannbrunner Acta PnbUca. 

- FürstontagsprotokoU vom 10. Mai 1538 in Kgl. Staatssrcfa. Brest. 

AA, III ü:i s. 30:5 ff. 

' Krieg 8. 17 f. meint irrig, dieser Beschlufü bezöge sich aul die 
Erhebung des Seheffelgeldes; er mxteht sieb vielmehr auf die an dio 
Stelle des letzteren getret(;ne Schat/.ungssteuer. 

* Bresi. Stadtareb. A. P. lU, Ma. 164 foL 254 ff. und 2tiö f. 
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von den JSländen al liaiigig, wiewohl er iiebt idxM aucli noch 
aul" den Könip: vereidigt wurde; 00 war es den letzteren 
nunmehr gelungen, eine Garantie daf(lr zu erhalten, dal's die 
Verwendung der ►Steu« r auel» wirklitdi für die von ihnen be- 
schlossenen Zwecke erfolgte. 8chon nach einigen Monaten 
tinden wir den Wolf von Egen als „königlichen und des ge- 
meinen Landes Zahlmeister" ; auch er wird auf den KOnig und 
die Stände vereidigt, nimmt die bewilligten Steuern in Empfiing 
und zahlt sie aus nach Mafagabe der BHlrstentagsbeacmflBse 
^zu notdurft der annada^ schiffirttstung und andere kriegsnoturft^ 
dazu es ihre königliche majestät zu gebrauchen vermeinten ^ 
68 sind dies im wesentlichen dieselben Funktionen, wie wir 
sie beim Pfennigmeisteramte gewahrt haben. Auch 1544 be- 
stimmte der Landing, dafs jeder Fürst, Stand und Amt das 
ijinerhalb seines Jurisdiktiongb'-znkes aufgebrachte Steuergeld 
,def< Landes hierzu verordnetem Zahlmeister" entrichten sollte, 
ind' in die Person dieses Beamten noch späterhin bezeichnet 
werden würde ^; betreffs der Seliatzung von 154G aber wurde 
auff'allenderweise verordnet, dais dieselbe zu Händen des 
Oberamtes erlegt werden sollte^. Seit dem Ende des fünften 
Jahrzehntes indes existiert wiederum das schlesische Zahl- 
meisteramt als Qeneralkasse für alle von den Stttnden bewil- 
ligten Anlagen, für das seit 1546 erhobene Biergeld sowie 
saeh für den halben BSrbsilberzins^; über die innere Organi- 
sation jedoch dieses Amtes wissen wir nur sehr wenig. Wenn 
aber, wie wir .sahen, das schlesische Zahlmeisteramt des Jahres 
1542 von den Ständen abhängig war, wie ja mich vor diesen 
die Rechnungslegung erfolgte, so ward dies jetzt anders; wir 
wissen, dafs mindestens seit 1549 die Rechnungslegung vor 
der königlichen Kaitkamuier zu Prag erfolgte®, und nur eben 
dieser Unistand, dafs das srhlesisehe Lanrb'szahlamt jetzt den 
Charakter einer rein köni'irliele-n Hehörde trug, vermag es zu 
erklären, wenn seit 1ü52 neben ihm der Fürstentag eine rein 
ßiäudische Behörde, das Generalsteueramt, errichtete 1553 



' Kries S. is nach den Warmbrunner Acta Publica. 

2 Abscliied <1. d. Breslau, Judica 1544, gedraekt bei Rr ies 8. 98 f. 

Schickfufs III 179 f. 

• Um lokale Organisation der Erhebung des Jiiergeldes wird im 
nächsten Kapitel geschildert werden. 

• S. über den iialben Erbsilberzins oben S. 307 Aniri. 1. Der Zahl- 
meister empfing di 11 1 lb( 11 in den Erbfurstentümern von «Ion „Oberston 
Eannelimem des halben 8ilberziu»eö", deren es für jedes ein oder zwei 
Fenonen von Adel gab, in den mediaten Fürstentümern und HeiT- 
sehtften von dem Landesherm. Was wirdcr da.s einzelne Für^^tcntinn 
anbetraf, so sclu int die Erhebiine von df n >fitgHpdern der Landschaft 
gesondert nach den einzelnen \^^ichbildcrn erlogt zu sein. 

• Aus AA. VI Ib des Kgl. Staatsarch. zn Bresl. 

' In ihrem Gravamen gegen das rein krni^rlicin» Vitztumsamt (d. d. 
l^. Sept. 1555) erklartrn dir Stfmd«', dafs die ( ifschüft«^ dieser Behörde 
„mulcr d'^TH ahl(!n tit<d des kgl. Slc^iscben Zalmeistcrg" ebensogut bu- 

f«r»chiingen ('.5) XllI J. - liach l a h J. 21 
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ersch(!iiit Wolf von Egen znni letzten ^lule als schlesischer 
Zahlmeister * ; au seine SteUe trat im Jaiue darauf der könig- 
liche Vitztuiu. 

Noch ist es also in dor Entwicklung der Organisation der 
Fiiiauzbehörden in der Zeit von 1527 bis 1552 zu Testen 
Formen Dicht gekommen. Die Wiener Hofkammer und unter 
dieser die Fräser Raitkammer erstrecken ihren Wirkungskreis 
auch auf Schlesien. Eine besondere Organisation tritt in 
dieser Periode nur dann ein, wenn der FUrstentag eine Steuer 
bewilligt hat. Die örtliche Erhebung wenigstens der Schatzung$- 
ateuer ist in den Händen der einzelnen Fürsten und Stände 
und ihrer Organe. Nicht immer sind wir darüber unterrichtet, 
welcher Art diejenige Behörde war, M'elche als centrale Sani- 
melstollo für die Landesabgaben diente; besonders grofse 
Schwankungen zeigte dor stfi:it<r<'cbtlu-f)p Charakter derCentral- 
beiiürden, indem sie bald nominell vom Könige u?id den Ständen, 
bald aber auch faktisch und sogar auch nnminell nur von 
einem dieser beiden Machttaktoreii des politischen Lebeiiä 
abhiugen. 

Erst bcit der Mitte des IG. Jalirhunderts gewann die 
Organisation des schlesischen Finanzdienstes Dauer und Stetig- 
keit. Epochemachend für die Geschichte der schlesischen 
FinanzbenOrden wurde der Generallandtag der Länder der 
böhmischen Krone , welcher zu Prag im Januar des JafarSs 
1552 abgehalten wurde, durch dessen Beschlüsse der gesamte 
Finanzdienst, insofern er sich auf die Erhebung und Sammlung 
der Schatsun^ssteuer bezog, der Sphäre des königlichen Ein- 
flusses entzogen wurde. Seit dieser Zeit spaltete sich der 
gesamte Finanzdienst flir Schlesien bis auf die untersten Organe 
in zwei scharf von einander gesonderte Komplexe; an der 
Spitze des einen stiind seit 1552 das stJindiscIie Oeneral- 
steueramt, an der Spitze des anderen zunächst der scblesische 
Zahlmeister, seit 1554 der Vitztum und seit 1558 die könig- 
iche Kammer. Diese Zweiteilung des Finanz- und des Kasseu- 
wesens bestand sodann in Schlesien, wenn .sie auch seit dem 
dreifsigjährigen Kriege ihrer politischen Bedeutung zum weit- 
aus ^öfsten Teile beraubt wurde, bis zur Elrorberung durch 
Friearich den Grofsen. 



sorgt werden könnten fliresl. Statltarcli. Franc. Pahrr colli^ct. Pars il 
Hs. 84 fol. 91). Auch hieraus erhellt, daf» der schledische Zalihiu'ister 
in der letzten Zeit seines Bestehens ein rein königlicher Beamter war 
* In <Mii>T königlichen Verfügung an den Ooerhanptmsnnt d. d. 
Qräts, ö. April 1550, AA. lU 6 b §■ 125. 
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Zweites Kapitel 
Die kODiglickea FiuanzbeMrdeu ?au 1552 bis 1618 



l. Die Breslauer Rentkammer. 

Es wurde bereits darauf hingewieBen, daTa aeit 1552 der 

Finanzdienst in Schlesien sich in einen rein königlichen und 
einen rein ständischen teilte. AViis die königlich^ Central- 
tinanzl'f^}iörde anbetrat", so trat an die iStelle des Laudeszahl- 
meisters seit 1554 der Vitztum ( viccdominus) ^ Träger dieses 
Amtes war Friedrich von Redern-; ihm lagen ob alle Auf- 
gaben der eijjentlichen Finanzverwaltung ziigleieh mit dem 
Kassen- und Zaliiun^awesen; behufs ständiger Kontrolle 



* Die tolgeude Darstellung gründet sich hauptsächlich auf d«u iu 
der Zeitflchrift für schlea. Cteadi. (Bd. XI) ana dem Wiener Archive 
mitg^eteilten Entwurf einer acblesischen Rammerordnung vom Jahre 

1.557, femer auf die im Anhan «:"^ nbn^edrtickto emcuprte Kammerordnnng 
von 1572 (die erste Kammerordniiug von 155b ist weder in den Wiener 
noch in den Breslauer Archiven eraaltenX femer auf die im Breslauer 
Staatsarchive vorhandenen zahlreichen l'oliobände der Korrespondena 
zwiscli*'»! dem Kaiser (d h. der Hofkammer) und der sohlosiscln n Kam- 
mer, weiche mit dem iiaide der siebtsiger Jahre aufhört. Nur ander- 
weitige beeondere Quellen werden auedracklich eitiert. Zu vergleichen 
sind die über die Organisation der Finaiizkammem handelnden Partieen 
bei Adler, Die Orrjarusation der ContralverwuHiinpr unter Kaiser Maxi- 
milian I., Leipzig iööö', Kosenthai, Die Behördenorgauisatlou Kaiser 
Ferdinands I. im Archiv fftr öeterr. Gesch. LXIX M ff., Wien 1887. 
ond in desselben Verfas^rs ^»Gesehielite des GerichtHwesen» und der 
Verwaltungsor'j'inu'-^ation Bayerns" Haml 1 Würzburg 1889. Ober die 
Organisation der habsburgbchon Verwaltung im 16. Jahrh. handeln 
femer no<^ Hub er, (>esch. der 9sterr. Verwaltnngsorganisation bis 
zum Ausgange des 18. Jahrh. Akadem. Vortrag. Innsbruck 1884; 
Hidermann, OM^ch. df»r Jlsterr. Oesamt-Staatsidee I. Innsbruck 1867 
und Th. Fei lue r, Zur Gesch. der österr. Centralverwuituug iu .Mitt. 
des Institute fQr Ssterr. Gesch.« VIII 258 ff. 

' Redem wurde zum Vitztum bi'stellt am 3. Januar 1554; siehe 
Franc. Fabri Collect. II, Bresh Staatsarch. Hs. 84 fol. 90 

21* 
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seiner Kassengebahrung wurde ihm ein Gegenschreiber zur 
Seito gesetzt, der über alle Einnahmen und Ausgaben dr-s 
\ itztumsanites Gegeureclinung zu führen hatte*. Der Vitzium 
war der böhmischen Kammer unterstellt, vor der er auch zur 
Rechnungslegung verpflichtet war. Die Energie, mit weleber 
Redern das financielle IntereMC der Krone wahrnahm*, madite 
ihn bald in Schlesien und zumal in Breslau höchlichst yerhaikt 
Auf einem FUrstentage am Ende des Jahres 1555 erhoben die 
Fürsten und Stünde scharfen Protest gegen das Vitetnmsam^ 
da dasselbe im Lande ungewöhnlich sei, und baten um Ab* 
schaflPung der neuen Einrichtung, sowie um Wiedereinfiiliruiig 
den alten Zahlmeisteramtes ^. D^^r König antwortete ihnen kiurz, 
er fände unbillig, dafs die Stände ihm Voröchriften darüber 
machen wollten, wie er seine lieaniten nennen solle, zumal da 
er auch in andern Landen Diener dieses Titels halte*. Er 
war so wenig geneigt, dem Begehren der Stande nachzugeben, 
dafs er schon kurze Zeit darauf mit Plänen über eine neue^ 
in noch höherem Grade durchgreifende Organisation des Be- 

* Hans Üffttuchpergers Gcgenbuch der Einnahmen and Ati9gab«D 

des Vitzthumsamtt's lö/iH. Kgl. Staatsarch. Bresl. AA. VI 1 f. 

* So befahl Ferdinand I. den Breslaucr Hufh^mannen , sie snllton 
»einen Rat und Vitztum Friedrich von Rödern auf ncine Erkundigung, 
mit welchem Rechte rie die kOniffliehen Regalien, Rechte, (^feschOaser, 
Hauptmaunschaften, Hur^lehen, Yogteien, Kanzlei und andere Einkoni' 
nioTi nmeliatten, mit grundlicher Antwort nicht. atifziVhen (d. d. Wien, 
2. August 1654; Hresl. Stadtarch. EEE. 926). Über die Bestrebuneen 
Redems, eine sweckmftfsige Veranlagung der Schatzungssteuer und oe* 
sonders eine neue VermÖgenseinachätzung in den Städton durchzufühioi 
vgl. Kries S. 4fi f. Höchst bezeichnend vergleicht daher der Kreslan^r 
Stadtscbreibcr Franz Faber den Friedrich von Redem mit Georg vod 
Stein, indem er sich zugleich bomfiht, beide Mftnner als Ausbünde von 
Habsucht. Eigennutz und Gewaltthätigkeit zu schildern. Aach ein sehr 
lrtn*res luteinischcH Spottgedicht, betitelt Faunu.«» .m'dr'ratus , welches 
Faber g^en R^ern antertigte» betindet sich noch handschriftlich in 
der BrcslT Stadtbibliothek, neben Redem erfreute sich des Hasses 
der Brestauer besonders Dr. Fabian Kindler, sp&terhin Kammerrat 
und Org^anisRtor des neuen Grenzzolls, ein {^obnreiw Breslaurr, der anf 
Kustf^n der Stadt studiert hatte und zuerst im Dienest e derselben thätig 
^wesen war, dann aber bei Gelcf^enheit einer Legation an den 
sicli für den Dienst des Königs gewinnen lief«. Sowohl er wie sein 
Vater waren wegen dif si s „Undauka** Gegenstand mannigfacher Be- 
drängnisse seitens der iheslauer. 

* „Und dieweil dann unsers cinfeltigen erachtens under dem alden 
titel des kgl. Slestschen zalmeisters irc K. K. M. so wol als snror und 
mit vil weniger Unkosten als itzo ausgericht werden mögen, so thueii 
die herren fursten und stcudc die R. K. M. ganz uuderthenigist bitteu, 
solche vorweifsliche nenerung hinw<>g2uenemen und von iuien allere 
gnedigist zu wenden." Brest. Stadtarch. A. P. IV Ms. 165 fol. 84—^ 
und Franc. Fabri Coli. II Hs. 84 fnl. 91. 

Ebd. Übrigens scheint es doch, dafs zwisciien dem ZaliUneister- 
und dem Vitstumsamte ein Unterschied nicht nur der Namen bestand. 
Die Funktionen des Zahlmeisters scheinen sicii so ziemlich nur auf die 
Kfissrnpeschäft«' liesrliränkt zu haben; Aufgaben der Finanzpolitik 
scheint er wenig.'«ten.s nicht ausgeübt zu haben. 



Digitized by Google 



xm 1 



S25 



Ilörden Wesens sich trug; veranlafet dürfte ihn daasu die 1556 
«rfolgte Aufrichtung des neuen Grenzzolls haben, durch welche 
die Geschäfte der schlesischen Finanzverwaltung dermafsen 
£ich vermehrten, dafs ein einziger Mann der erhöhton Arbeitslast 
nicht mehr gewachsen erschien. Es handelte sich dabei um 
nichts Geringeres als um die administrative Trennung Schlesiens 
v<.Ti Br»hmen und seine Krliebunir zu pinoii! splb.stiindigen 
Bezirke der Finanzv^ervvaltuug, zui^^ltich auch um eine Über- 
tragung der in Prankreich entstandenen, von dort nach Burgund 
gelangten, unter Maximilian T. in Osterreich recipierten und 
unter Ferdiiuuid 1. zu dauemder Gestaltung gelangten Be- 
hördenurganisation ^ nunmehr auch aut Schlesien. Diese neuen 
Verwaltungsinstitutionen charakterisierten sich durch eine 
vollkommene Selbstftndigkeit des Finanzwesens , sowie durch 
die in ihnen herrschenden Principien der Oentralisation, der 
Kollegialität, der Stttndigkeit und des berufsmäfsigen Beamten- 
tums, nicht minder auch durch die detailliertesten Vorachriflben 
Uber das Schreibwesen und die Kanzlei, ttber die financielle 
Kontrolle und die Rechnungsl^ng, deren Zweck es war, das 
Verfahren vor den B^tfrden auf das genaueste zu regeln und 
in dem Geschäftsgänge an die Stelle der Willkür Einzelner 
generelle Bestimmungen zu setzen. Stellte sich die Errichtung 
der Kammer, äufserlich betrachtet, vornehuilii h als eine Um- 
wandlunir des Vitztumsamtes zu einer kollc^'-ialen Behörde dar, 
so küUiuit ihr dennocli — abgesehen von der W iclitigkeit dieser 
koUegialeu Organisation an und iiir sieh, durch welche Gleich- 
mäfsigkeit und Unparteilichkeit, gegenseitige Kontrolle der 
Mitglieder, Stetigkeit und Tradition der Geschäftsführung ver- 
bUigt wurden, — eine weit köhm Bedeutung zu. Denn erst 
^etzt wurden die Grundsätze einer zweckmttfsi^n Administration 
in ihrem vollen Umfange für Schlesien verwirklicht und damit 
die Grundlagen gefunden ^ auf denen eine den Bedttrfnissen 
des fortgeschrittenen Staatslebens entsprechende Verwaltungs- 
thfttig^eit im modernen Sinne Uberhaupt erst sich entfalten, 
konnte. 

Mit dem Frühlinge des Jahres 1557 begannen die Ver- 
handlungen betreffs Errichtung der schlesischen Kammer*. 
Bf'-^ondfre Schwierigkeiten machten die Personenfrage, sodann 
die Fragen, ob die Lausitzen der schlesischen Kammer unter- 
stellt, und ob diese letztere hinwiederum direkt der kaiserlichen 
Hofkanimer oder der böhmischen Kammer als Zwisehenin stanz 
untergeordnet weiden sollte. Im Sommer de^ Jahres 155S 
wurde die feierliche Installation der Breslauer Kammer voU- 



^ Vgl. die citierten Werke von Adler und Rosenthal, sowie 
Oachard, Inventairedesarchivesdeschainbresdescompt«»«. Bnix. 1^:17 ff. 

* Vgl. für da» Folgende Franz Kürschner, „Die Errichtung 
4er Königlichen Kammer in Schlesien'', in der Zeitachr. tStr Geech. und 
Altoth. Schles. XI 1 ff. 
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zogen', und im August desselben Jahres bo^rann die neue 
Behörflo ihre Thflti^keit; dcos kaiserliche Patent jedoch, durch 
welches ihre Einsetzuii;^^ puliliciert und nWc T'nterthfinen, ins- 
he.sondere alicr alle mit l'inanzgeschäften beauftragten könig- 
lichen Beamten, zu Oehorsani v( i pthchtet wurden, eriring 
eri>t im Spätherbst-. Begegnete sclion da.s Vitztumsamt einer 
heftigen Opposition seitens der Schlesier, besonders seiteiij* 
der Breslauer, so noch mehr die neue Kam nu r. Nur wider- 
willig folgte der Breslauer Rat der kaiserlichen Weisung, der 
Kammer einen Teil der Burg einsnräumen , die er ja lus In- 
haber der Lnndeeliaiqitniannschaft in seiner Hut hatte. Er 
weigerte sich, die von der Kammer ausgehenden kaiserücliea 
Mandate in seinem Junsdiktionsbezirke öffentlich bekannt sa 
machen, und liefs sich dazu erst dnreh scharfen Befehl seitpn5 
des Herrschers zwingen. Auch an kleinlichen Plackereieo 
fehlte es nicht. Ks ward den Beamten der Kammer zuerst 
unmöglich, sei es durch Kauf, sei es durch Miete, Wohnungen 
zu erhalten ^. Man mochte in der Stadt wohl fürchten, «^Mf^ 
mit jeder Stfh kung der Gewalt der Krone eine Gefahr iiir 
den Protestantismus verbunden sei: die lutherischen Pr.'idikant^u 
predijz^ten von der Kanzel gegen die Kanimerriite und erklärt<^n 
dieselljeii ^fur hoftenfel, die umb einer hofsuppen willen redten, 
WILS K. M. gern hören". Das Volk wurde durch solche Agi- 
tationen derart autgeregt, dai's die Kammerräte „in täglicher 
G^ahr ihres Leibes und Lebens zu stehen** ▼ermetnten^ 
Eäner der Rttte, Dr. Fabian Kindler, der als geborener Bres- 
lauer, und da er aus den Diensten der Stadt in die des KSnigs 
übergetreten war, doppelt verhafst nnd als Verrftter angesehen 
ward, wurde thätlich beleidigt; zwischen den Dienern der 
Kammerrftte und den Breslauer Bürgern kam es an Untigen 
Zusammenstöfsen^. Wenn auch diese jirewaltsaraen Seenen 
allmählich aufhörten, so dauerten doch die gegenseitigen 
Reibereien zwischen der Kammer tmd dem Rate vornehmlich 
deshalb, da die Angehörigen der erstereu von der stadti&cheQ 

' Der kaiserliehe Ketehl für die lni«tallation «ier Kammer ist dutitrt 
vom 29. Juli 15o8 aus Wien. Fabri collect. II Bresl. StaUtarcli. Hb. 
A. 84 fol. 98. 

2 (1. d. Fragt 21. Novomber 1558, gedruckt u. a. bei Scbickfufs 

in 245 f. 

« S. Kel. Staatsareh. Bresl. AA. III 2'Sa f August 1558\ Noch 1561 
beklagte sich der Hentamtskoutroleur IVter Hertwig TUImaun, er habe 
sich durch seine Beteiligung bei der Aufrii litniig de.« nriien rirenzzoU? 
so grofseu Hafs bei ilen Breslauern zu^ezogeu, dafgt anfangs niemand 
ihm eine Wohnung gewähren wollte; jetzt habe er endlicL ein Haai 
mit nur einer einzigen Stube erlangt, in der er mit Weib vad Kindern 
hausen vivl die ZoUeinnehmer und Verwalte empfangen rnftsBe. (Ebd. 
AA. lU 8. 410 flF.) 

* Ehd. AA. III 23a fol. 58 f. (Berieht der Kammer an den Kaiser, 
d. d. '30. Januar 1559). 

^ Ebd. fol. 64 ff. (d. d. 24. Februar 1.559). 
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Jurisdiktion exemt zu »ein behaupteten, bis in den An&ng 
des 17. Jahrhunderts hinein*. — 

Die Breslauer Rentkammcr bestand aus einem Presidenten 
und drei, spSterhin vier Hüten: ihr beigeordnet wnrm das 
Rentamt, zu welchem der Rentnif ister und der Ge^ense hreiber 
oder Kontroleur, die Kanzlei, zu der ein Sekretär, ein R( tri- 
strator und zwei Ingro.ssibten, endlich die Buchlialterei, zu «1 r 
ein Buchhalter, zwei Raiträte und mehrere Tngros.sisten gchurien. 
Daö .Subalternenpersonal wurde in der Folgezeit beträchtlich 
vermehrt; es gao später zwei Sekretäre und drei Raiträte; 
dasu kamen in der Kanzlei Koncipisten und Registranten, 
sowie eine erhöhte Anzahl der schon vorhandenen Kanzlei* 
und Buchhaltereihediensleten Zu den Bedingungen fitr den 
Posten eines Kammerrates gehörte es, dafis der Bewerber 
^mühsam, geschickt, ansehnlich, guten Kredits und Vermögens, 
HO wie in den Geschäften der Verwaltung erfahren sei*^^. Der 
Kammerpräsident war immer von Adel, möglichst aus dem 
Herrenstande; von den Räten gehörten anfangs zwei dem 
AdelsKtande an, während der dritte ein Rechtsgelehrter war. 
Adjuiigiert waren der Kammer auch noch ein oder mehrere 
Fiskale. Neu eintretende Beamte wurden vereidigt, niedere 
Beamte vor der Kannner, der Präsident und die Räte vor 
dem Kaiser selbst oder seinem Speeialdelegierten. 

Die Vertasisung der neuen Behörde war eine kollegiale; 
8itz und Stimme in dem Kollegium hatten nur der Präsident 
und die wirklichen Kammerräte. Die Umfrage stand dem 
Präsidenten zu. Für die Abstimmungen galt das Majoritäts* 

Srincip; der Präsident sollte die Anfrage immer zuerst an 
enjenigen Kat richten, der mit der Bearbeitung der in Frage 

> Das Material dafor findet flieh gans besonderB in den vier Bänden 

der Kollektaneen des Frauz Faber und .seines Amtsnachfolgers Andreas 
Reafs. Anf die Kammerrate beziehen sich die im zweiten Bande der 
Koliekt, antgezeichneten Verse: 

^Tot piBcatnri observant amnesque laengqne 

Vulturij quot agiint timidae sub gurgite ranae." 
- Je nach (fem Range Btnften sich nie Kepoldungpii ah. Die 
Kauimerräte erhielten 4 —500 Thlr. Gehalt, daneben eine auf:*erorUent- 
licbe GebaltRznlaffe (e. Exknn IV) yon 1 — 200 Thlm.; die Bezüge des 
PrasidcTitpn rrh?>!iten sich noch nm einige hundert Thaler. Die Sekr<^- 
täre, Buchhalter und Raiträte empfingen 1577 ein Gehalt von 300 Thlrn. 
iKgl. Staatiiarch. AA. III 2:»e fol. Uü), der Registrator löO— 2CK) l lilr., 
die Kanzlei- nnd Buchaltereigehülfen je nach Dienstalter, Rang und 
Geschicklichkeit 50-120 Tlilr., der Rontmeister :^-400 Thlr., der Rent- 
amlskontroleur 2 — 300 Thlr. Auch freies Holz wurde wenigstens Einigen 
aus dem Kammerpersonal geliefert, den Kauimerräten im Werte von 
30 Thlm. p. a. 

^ Vgl. Staut.'^arch. Bresl. AA. III 23c fol. 79. Einmal wurde ein 
Hewerbor zurückgewienen , da er nur 5000 Thlr. Vermögen bcsjafs 
eine für jene Zeit doch gewifs ansehnliche Summe. Dafs die Kammer- 
fite selbst vermögend waren, war daher notwendig, weil sie oft genug 
f&T den König bargen nmOiten. 
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»tehenden Angelegenheit beschäftigt gewesen war. In weniger 
wichtigen Sachen durfte hoschlosaen werden, wenn die Mehr- 
zahl der Räte anwesend war. Falls die Ab«tiinniung zweifel- 
haft war, hielt der Präsident eine noclimali;;^' Umfrage. 
Schwierige, nicht allzu eilige Entscheidungen nullten zurück 
gestellt werden, bia vier Räte (mit Einschluls dec» Präsidentei;) 
oder dan ganze Kollegium versammelt waren. Sehr bedenk- 
liche Fälle, in denen die Meinungen sich schroff gegenüber- 
standen ^ mufsten mit Angabe der Motive und der Bedenken 
der einzelnen Räte dem Kaiser unterbreitet werden. In ihren 
eigenen Sachen hatten der Präsident und die Räte absutreteo. 
Die Expeditionen wurden unter die einzelnen Mitglieder ver- 
teilt. Der Präsident hatte das Kreditwesen sowie die Aof- 
T)esj>erung der Karamergüter in seiner Obhut; er m vifste ein 
Kegister über die schuldigen Kapitalien mit Angabe der Zinsen 
und der Fälligkeitstermine führen. Ein Rat bearbeitete Steuer, 
Biergeld und deren RestfinteTi. ein zweiter geistliche und welt- 
liclie Kammergüter, Lehen, Plkndschaften, Bergwerk <\ Müiiz- 
un l l*iirtei Sachen, ein dritter Salz- und Zollverwaltung^, Hech- 
nungen der Amtsleute sowie deren Mängel und Keste. Von 
Zeit zu Zeit sollten diese Expeditionen gewechselt werden, 
damit jeder Kat Kenntnis des gesamten Verwaitungsbetriebes 
erhalte. 

Die Organisation der Kammer beruhte, aufser auf der 
Kollegialität, auf den Frincipien der Ständigkeit und des 
Berufsbeamtentums; nach beiden Richtungen hin existierte 
eine Anzahl von Vorschriften. Alle Tage fanden Sitzungen 
statt mit Ausnahme der Donnerstage, Samstage und SonntagSf 
desgleichen der hohen Feiertage. Die Amtsstunden lagen des 
Vormittags im Winter von sieben bis zehn, im Sommer von 
sechs bis neun, Nachmittags von ein bis vier Uhr. Die Räte 
durften nur in dringenden Fällen den Dienst versäumen und 
mufsten öicli dann die Erlaubni?^ dos Präsidenten nder seines 
Stellvertreters einholen. Falls sehr wichtige und e?l?*!'e Saclicn 
zu verhandeln waren, berief der Präsident die Kanirrn i «uich 
aufserhalb der festgesetzten Amtstage und Dicii-t^nindeu. 
Dagegen wurde den Räten zugestanden , dafs äie von auläser- 
•ordentlichen Kommissionen, welche nichttiskalische Sachen 
anbeträfen, befreit bleiben sollten. Auch die zulässige Urlaubs- 
frist war genau v<a geschrieben; sie betrug im Jahre vier 
Wochen, durfte aber nicht auf einmal genossen werden. Der 
Urlaub mufste immer beim Kaiser selbst nachgesucht und 
durfte ohne seine Erlaubnis nicht angetreten werden. Zwei 
Räte zugleich durften sich nicht vom Sitze der Kammer ent- 
fernen ; der Präsident hatte nur die Befugnis, in sehr dringenden 
Jsotfilllen einen vier- bis fünftägigen Urlaub zu erteilen, der 
jedoch von der Gesamtfrist der vier Wochen a)>gerechnet 
ivurde. Auch die Sekretäre, die Buchhalter und Raiträte be- 
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durfteu zum Verreisen der kaiserlicheu Genehmigimg, das 
ttbrifi^e Personal des Prttsidenten. Urlaubsüberschreitungen 
wurden Tom Präsidenten gertigt und im Wiederholimgs&Ue 
dem Kaiser gemeldet Den Beamten war es auf das strengste 
untersagt, wfthrend der Amtsstunden sich mit privaten Beschäf- 
tigungen abzugeben; ebenso war es yerboten, für dienstlich«' 
Funktionen Geschenke anzunehmen zumal ron solchen, die 
mit der Kammer in Geschäftsverbindung standen, sich auch 
in Gesellschaften zu kaufmännischem oder bergmttnniscfieni 
Betriebe oder zu Geldgcscliüften einziilnsseii. Wahrung des 
Amtsgeheimnis.ses wiinh* besonders eiugeöchiirt't ; keine unbe- 
fiifiTte Person durfte in <lie Ratsstube oder in die Kanzlei ein- 
gelassen werden, wie denn aueh die Auu.sräume aulserlialb 
der oflficiellen Geschäftsstunden streng verschlossen sein sollten. 
Wenn auch manche dieser Bestimmungen teils selljstver- 
stilndlich, teils kleinlich erscheinen könnten, so waren sie 
doch in Wirklichkeit von der grOfsten Bedeutung und bezeich- 
neten einen sehr grofsen Fortschritt ; nur in derart detaillierten 
Vorschriften lag eine Garantie fUr die Pflichttreue und die 
Integrität des Beamtenpersonals. 

Was die örtliche Zuständigkeit der Kammer anbetraf, so 
war anfangs geplant worden, nicht nur Schlesien, sondern auch 
die Lausitzen ihr zu unterstellen ; schliefslich liefs man das 
letztgenannte Land doch bei der böhmischen Kammer*. Nur 
be55üglich der Zollverwaltung wurde eine Ausnahme insofern 
iTinracht. als die lausitzischen ZollbehrrHeMi anfangs der 
Breslauer Kammer untert!«'ordn('t waren und die lansitzischen 
ZoUjrefillle in das schlesisi-he Rentamt tlnssen. Erst 1572 
wurde die Lausitz auch hinsielitlich der Zollverwaltung der 
böhmischen Kammer untergeben. Dies bedeutete für die 
schlesisciie Kammer eine starke Minderung ihrer Einnahmen, 
während doch andererseits die hohen Verweisungen, die auf 
dem lausitaischen Zoll lagen, nicht auch zugleich auf die böh- 
mische Kammer fibertragen wurden ^ 

Die schlesische Kammer war eine rein königliche Behörde, 
beauftragt mit der Verwaltung des im Privateigentum drs 
Königs stehenden Ärars. Da nun die Rechtsverhältnisse des 
Ärars in allen Ländern der habsburgischen Monarchie die 
gleichen waren, so ergiebt sich daraus, dafs fiir das Gebiet 
des königlichen Finanzwesens eine C 'lUi alisntion der Verwal- 
tung fUr das gesamte österreichisch - habsburgische Reich 



1 8. Kürschner in Band XI der Zeitschrift f. Qeach. Schlesiens 
8. 4 nnd 6. 

* 8. Kern a. a. O. S. 41. Kern irrt allerdinf^ mit der Vermutung, 

dafB dit ä in Vt'i'bindung mit der damals angeblieb st att;^ehabten Exemtion 
der achlesischcn von derbühinisL-hon Kammer geschehen «»ei. Eine Untrr- 
ordnuDg der schlesisclieu unter die böhmische Kammer existierte auch 
▼or 15*^ nicht; 8. darfiber den folgenden Abschnitt. 
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möglich war. Sn i rwelit-int denn auch die i»chlei^ij>c!i«' Kaiiiuier 
nur als ein Glied des gesamten Organismus der königlichen 
Finanzverwaltung des österreichisch - ungfu ibch - bölnnij>chen 
Oebietskomplexes, Wir haben in dem vorigen Kapitel gezeigt, 
wie in der Periode vor 1552 hinsichtlich der Administration 
der Finanzen Schlesien nicht nur von der COTtmletelle am 
Hofe abhängig war, sondern auch aU ein Annex von BOhrnwi 
behandelt wurde. Anfangs dachte man noch daran, diese 
Unterordnung Schlesiens unter Böhmen auf dem Gebiete der 
Finansverwaltung auch fUr die schlesische Kanuner fortbesteh«Mi 
zu lassen; der Entwurf der Kammerordnung vom Jahre 1557 
wollte noch; dafs in Gegenständen iinancieller Jurisdiktion 
den Parteien der Rechtsweg von der schlesischert zur böhmischen 
freistünde, und dafs din letztere als Vorgesetzte der ersteren 
i'iberhaupt gelte. In den für die Zeit nach der detinitiven 
Gründung der Kammer sehr vollständig erhaltenen Akten der 
laufenden Verwaltung findet sieh jedoch keine Spur, dafs die 
böhmische Rcntkanimer irgendwie eine regehnäfsige SuperiontJit 
über die .sehlesitiche ausgeüUi hat: in der erneuerten Kanimur- 
ordnuug von 1572 ist direkt ausgesprochen, dafs die schlesiscbe 
Kammer aufser auf den Kaiser «allein auf die Hof kammer 
ihren Respekt haben sdUe**. Obere Instanz für die schlesiache 
Kammer war von Behörden demnach nur die Hof kammer^ 
sowie das schlesische Ärar nur ein Teil des gesamten kaiser- 
lichen Ärars war. Die Hof kammer stellte den Finansplan 
ftlr das ganze habsburgisch«' I i eich fest; sie überwies gewisse 
Angaben (ziunal hinsichtlich des Schuldenwesens) der sclüe^ 
sischen Kammer zur Erledigung; an sie mufsten Berichte über 
den Stand der Dinge in regelmäfsiger periodisclif r Wieder- 
holung eingereicht werden ; an sie ginir der Instanz» n/u^ in 
der tinanciellen Rechtsprechung; an das Hofzahlamr i iidlich 
mufsten eventuelle tjl)ersc'hii8se abgeliefert werden. Allerdings 
war der schlesischen Kaninier ein freier Spielraum in mani-h«*r 
liinisicht gegeben ; abgesehen von der eigentlichen Verwaltung 
des speciell schlesischen ^Vrars war ihr ein Kreis bestimmter 
Aufgaben besonders, wie schon bemerkt^ auf dem Gebiete des 
Kreditwesens zur Erledigung nach eigenem Ermessen Über- 
wiesen; die Hof kammer aber hatte jeaerzeit die Befugnis, in 
die GeschAfte der schlesischen Kammer einzugreifen ; diese 
letztere besafs demnach nur eine beschränkte S( Ibstttndigkeit 
innerhalb des ihrer Thätigkeit durch den Kaiser und die 
kaiserliche Hof kammer vorgezeichneten Kahmens. 

Die Funktionen der Kammer waren zunächst dieselhen 
\y\v die aller Raitkanimern iiberhaupt; einmal war sie betraut 
mit den Geschäften der .sehlesisehen Finaiizverwaltung 
eigentlichen Sinne; sodann fungierte sie als Rechnungshof und 
hatte endlich die financielle Jurisdiktion auszuüben. Dauebeu 
lagen ihr noch einige andere Aufgaben ob, die teils mit den 
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eben «ngegebeoen drei Hauptau%abeii zusammeiihingen , teils 
aus den betionderen schle^ischen Verliältniaaen zu erklären sind. 
Bmerkt sei von Yornherein, dafs dio Kammer für das Schreib* 
wesen ein Ilülfsorgan in der Kanzlei , für das Zahlungwesen 
ia dem Rentamte ^ für die ReehtiungskontroUe in der Buch> 
haltorei b<^safs. Wir «teilen dalier hier zunSchst die der 
Kammer im engeren JSinne. d. h. rlem Knilerrjnni der Kammer- 
riite, iibertragenen Funktionen dar und be.spreclien die Ordnung 
des Geseh.Kisgange.s und des Schreibwesens, des Zahlung- 
weeens und der Kecbnuogslegung alsdann ein Jegliches für 
sieb gesondert. 

Die Aufgaben der Kammer auf dem Gebiete der eigen t- 
Hdien Finanzverwaltung bezogen sich zunächst auf das Aerarium, 



dee Ärara verlangte der Entwurf der von 
1557, dafs die schlesiscbe Kammer ^alle haubtmanscliafiteny 

ambt(M\ burgleheu; plandBchaften, mun^elde, geschösser, lehen- 
gefeliy Iwidgericht, davon bueesen und feUigkeiten vermueg 
d^ reckt genomen, tUlle, renten und guctt^ wirtschaften^ 
alle nutzungen und einkomen derselbigen in Ihrer Mt. schle- 

sischcn erbfurstenthumbern, als Brefslaw, Schweidnitz, Jawer^ 
Grossenglogau, Oppeln, Katibor, Troppau, Sagau, mrd drrsf Ibon 
eiBv«»rleibten gepieten und waichbilden in gueter richtiger acht 
und Ordnung" halten öolie, ferner „das auch ir rö. ku. mt. 
regalien folgen und dienste, wie solchs naraen haben mag, so 
mit und unter vermainter prescription auch kraftlosen privile- 
gtonen bisher unterdruckt und vei hai ten, wail sich regalien^. 
kunigliche landsfui'stliche renten und einkomen nit ver- 
Bciiwaigeii mugen, nachgefragt, und soviel recht und billich, 
wieder zu Ihrer Mt handen und adesse bracht wuerden"» 
Sowohl das Domaaium in seinem weitesten Sinne , d. h. der 
gesamte Komplex der aus dem alten jus ducale stammenden 
£iiin^men und finandell nutzbaren Rechte, waren der Aufsicht 
der Kammer unterstellt; wir wollen alsbald hinzufügen, dafs^ 
ein Gleiches bezüglich der aufserordentlichen Einnahmen des 
Arars stattfand . Wir haben bereits die Bedeutung des Do- 
manium für die FinaTizwirtschaft des 16. JahrhuTidertn klar- 
gelegt, dafs dn<a.seli)c nicht für die Gewinnung eriieblieherer 
ordentlicher, .suiuiern lediglich der auiserordentlichen Ein- 
nahmen des Arars durch Benutzung des Staatskredits und 
Veräufserung von Staatsgütern inbetracht kam. Die Kammer 
war daher augewieaen, besonders den Verkauf gewisser, eben 
aus dem alten jus ducale stammenden Gerechtigkeiten, der 
Vogteien, der Land- und Stadtgerichte, sowohl der höheren 
wie dw niederen, der Zinsge^le» Mflnagelder usw. zu betreiben^ 
da ja doch von diesen Gerechtsamen nur noch so wenig sich 
erhalten hatte, dafs eine organische Verwaltung auf sie sich 
nicht grOndeo liefs, da ja ferner in der jüngsten Zeit die Krone 
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in den landstttndischcn Steuern, in dem neugeschaffenen In* 
ßtanzenzuge der Rechtspflege für den Verlust der meisten 
Bestandteile der alten herzoglichen Gewalt einen Ersatz ge- 
funden hatte. 

War nun auch der uiuiiittelbar* Grundbesitz der Krone 
ßeinem Umfange nach sehr gering, so nahm doch der Kaiser 
nicht nur gegenüber den augenblicklich im Pfandbesitze befind- 
lichen Donianialgiitern , sondern auch gegenüber den Gütern 
der geistlichen Korporationen und der Städte eine Anzahl 
von Befugnissen in Anspruch; er forderte fUr sich in den 
ErbfÜrstentttmem als rögierender Herzog gewisse Rechte, 
welche eine starke Beschränkung des Eigentums der geist' 
liehen Institute und der Städte bedeuteten. In der Fürsten- 
tagsproposition von 1576 führte er aus, dafs, „weil das Fürsten- 
thumb [sc. Breslau] ihrer Kay. May. eigen, die geistUgkeit 
und die Stadt Brefslaw ihrer Mayt. cammergttter seyn'*. 
Verkäufe von Immobilien und Wertsachen seitens der geist- 
lichen Institute ohne kaiserliehen Konsens waren ungültig: 
über den Naehlafs verstorbener l*rälaten wurde die Spenv 
verhängt, damit dem Kloster niclits entfremdet würde. lu 
ähnlicher Weise beanspruchtt: die Krone die < Iberaufsicht über 
die Finanzlage der SUtnte, besonders ii))er deren Schuldenwesen ^. 
Die Auüassung, dafs die geistlichen und die städtischen Güter 
„Kammergüter" des Königs wären, fand ihren praktischen 
Ausdruck besonders darin, dafs es Herrscher freistand, 
sie zur Sicherheit für Ärarschulden dem Gläubiger zu yer- 
schreiben; wenn man wirklich dazu die Einwilligung des 
Eigentümers einholte, so war dies ein Akt von kaum mehr 
als rein formaler Bedeutung. Die Klöster wurden auch ge- 
nötigt, dem Kaiser Darlehen zu milderen Bedingungen, als sie 
sonst üblich waren, zu gewähren, sodafs diese Anleihen schon 
weniger freiwillige als vielmehr Zwangsanleihen waren. Der 
Kammer nun war die Aufsicht über die geistliehen Stifter 
in temporalibus übertragen; sie mul'ste darauf achten, dal's 
nichts davon entfremdet wurde, und dafs immer zuverliis.sige, 
ordentlich zu Priestern geweihte Personen die Abtswiirde be- 
kleideten, und gegenteilige Fälle dem Bischöfe zur Anzeige 
bringen. Wenn die Abte, Äbtissinnen, Klostervögte und 
andere Amtsleute das Klostergut vergeudeten, so uiufste sie 
an den Hof Bericht erstatten ; andererseits aber sollte sie auch 
den geistlichen Personen und Instituten Schutz gegen BedrOk- 
kungen durch Laien gewähren. Die geistlichen Güter sollten 
des dfteren yon der Kammer revidiert werden, damit man 
erkenne, ob sich alles in ordnungsmäfsigem Zustande be- 
linde. Das Gleiche war Vorschrift hinsichtlich der P^EUid- 



1 SchickfufH III 230. 

« Kgl. Staataarch. Bresl. AA lU 23i fol. 192 ff. und m £ 
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Schaftsgüter. Sowohl den geistlichen wie den Pfandschafts- 
unterthanen sümd es frei, falls sie durch ihre TTorren bedrückt 
wurden, sich um Schutz an die Kammer zu wenden. Die^e 
hatte auch die Finanz^^^ bahrung der städtischen Magistrate 
zu überwachen. l>»*r wertvollste Teil der in unmittelbar 
kuiiigliehei' Verwaltung beHndliehen Domänen waren die Forsten 
besonders in den Fürötentümern Oppeln - Rat ibur und Sagau; 
die Kammer sollte dieselben griindlieben iiisuektioaeu unter- 
werfen sowie fUr die Aufforstung kahler Flächen und die 
Hegung des Wildes sowie ftlr angemessenen Verkauf des ge- 



die Forstämter zu Oppeln* und Sagau sowie die Holzflmter 

zu Oppeln und Breslau untergeben. Die Kammer hatte auch 
fiir die Instandhaltung der im Eigentum der Krone stehenden 
Baulichkeiten zu sorgen^ durfte aber nur geringe Reparaturen 

tu der Höhe von 30 bis 40 Gulden selbständig vornehmen 
und mulVte, i'alls dieser Betrag fiberschritten wurdn, vorher 
die Einwilligung <les Kais^Ms einholen. Für grüfsere Bauten 
auf drn verpfändeten Kammergütem war ebenfalls die kaiser- 
liche Genehmigung erforderlich; die Kammer mulnte einen 
Kostenanschlag aufstellen lassen, dem der Kaiser seine Zu- 
stinnmung zu erteilen hatte, und alsdann daraut sehen, dafs 
dieiser Anschlag genau ausgeführt wurde. Die Kosten legte 
der Pfandschaftsinhaber aus, wofür sie dann der Pfandsumnie 
zugeschlagen wurden. 

Neben dem Domanium waren die Regalien der Kammer* 
Verwaltung übertragen. Die Funktionen der Kammer auf 
diesem Gebiete waren im allgemeinen gegeben durch den In- 
halt der Regale ; sie führte hier auch nur eine Oberaufsicht, 
da für die Administration der einzelnen Kegale, besondere ihr 
unterstellte Behörden geschafifen waren, deren Organisation 
wir noch weiter unten in kurzem Umrisse behandeln w^Mfl^n. 
Speciell wurde die Kammer angewie.'^fMi. BfM'i?itr!i('htii:uii;j:i ii 
des Bergregals und des Gold- und Silberkauics dureh die 
t»ehlosischen Fürsten nieht zu gest^itt'^n und darauf zu achten, 
dals oline dir Vöi wi.s.^en nirgendswo ilrr^d)au getrieben und 
so die Krone an ihren Einkünften verkürzt würde. Ohne 
ausdrückliche Erlaubnis des Kaisers durfte sie die Aufrichtung 
von Glashutten, von Eisen-, Alaun- und Vitriolbergwerken 
nicht gestatten, da durch diese zu viel Holz verschwendet 
wtirde. Den Oewerken sollte sie einen guten Gold- und 
Silberkauf bewilligen, heimliche Ausfuhr von ISdelmetallen 
und unbefugtes Einsclunelzen von Gold und Silber verhindern. 
Sehr weitgehend war die Mitwirkung der Kammer bei der 



> Der Oppelnsche Forstmeister erhielt 1574 240 fl. ih. Gehalt und 
mufste davon zwei Forstknechte halten (AA. III 23c fol. 246 b). Man 
rieht daraus die Därftigkeit des Beamtenappsrates jener Zeit. 
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ZoHges?etzgebiing; von ihr gingen alle Vornclilagp iiUfr f^ie 
Organisation des Zolles, über Erhöhungon, Ermursiguagen umd 
süustii(e Veränderungen der Tarife aus. liinsiclitlicli des 
Salzhandels war ihr aufgetragen, «^f-lbüt betrüchtliche Kosieu 
nicht zu scheuen, damit derselb<^ nicht etwa Stockungen er- 
leide. Wenn auf der See Krieg herrschte, so sollten die l{&te 
besorgt sein, noch zur Zeit genügende Vorräte an Boisalz ein- 
zttflcfaaffeiL damit die Siedewerke Ihre Thätigkdt iiiolvt «in- 
zuBtellen orauchten; diesem Zwecke seihen in den See- 
plätzen vertraute Leute bestallt werden, irelche den notwendigtti 
Kachrichtendienst ttbemühmen. 

Auf dem Glebiete des Kreditwesens machte sich die Ab- 
hängigkeit der schlesischen Kammer von der HofkammSTf 
d. h. die Unselbständigkeit der Verwaltung des schlesischen 
Ärars, am meisten fühlbar. Die Centralstelle durfte für die 
von ihr aufgenommenen Darlehen die Ghinbiger auf die speciell 
schlesischen Gefälle verweisen, indem derartige Verweis une^^n 
der schlesischen Kanuner ledi;^^lii Ii angezeigt wurden. Dsuieix^i 
war die letztere auch zur selbständigen Vornahme von Kredit- 
operationen ermächtigt, wenn die ordentlichen Einkünfte nicht 
zureichten oder unregelmäfsig einliefen; alle Schuldverschrei- 
bungen muföten damals freilich noch vom Kaiser selbst unter- 
fertigt werden*. Die Kammer sollte insbesondere donuif 
achten, dafs fUr die Anleihen keine allsuscfaweren Bedingangiea 
gestellt, und dafs keine anderen Gegenstände anstatt boen 
Geldes in Zahlung gegeben wflrden, dafs die Gläubiger nicht 
schon bei Erlegung des Darlehns Zinsabzüge machten, dafs 
neben den Interessen nicht noch besondere Geschenke be- 
ansprucht, und dafs die Zinsen auch nicht willktirlich g-esteigert 
würden. Sie sollte daraufhin wirken, dafs die Fälligkeits- 
termine auf möglichst lange Zeit, jedenfalls nicht unter der 
Enst eines odrr h( ('hstens eines halben -lahres sich er-^treekten ; 
man sieht daraus, wie anspruch^lns -iie St;ints<r!i uM^n vm-- 
waltung jener Zeit noch war. Wenn Zahlungstermine fiir 
zinsfreie Guthaben an das Arar nicht innegehalt<'n werden 
kunnten, so durften die R«äte nicht aus eigenen Stücken Zinsen 
zur Vertröstung l)cwilligen. JMit Gläubigern, die auf Bi" 
friedigun^ drängten, mufsten sie um Stillstand handeln oder 
andernfalls das zur Bezahlung notwendige Geld durch Auf- 
nahme Ton Darlehen an anderen Stellen aufbringen; haupt- 
sächlich sollten sie bestrebt sein, Zinsreduktionen zu emnrken 
oder Schuldkonvertierungen zu betreiben, indem sie zur Ab- 
stofsung von alhsuhoch verzinsbaren Kapitalien soiohe zu 

' Später wurde in der osterrciehiscUen F!nanzv«^rwaltuiig d* r frt»i- 
lich wirklich Bchou lau^e bestehende Uiiterächied zwiHcheu eigeutlicheu 
Durlehen und kurBfristifE:«»! Torschüssen aueh insofern iufserHch xom 
Ausdruck«' gohrat-ht, als für Jone kaiserlichf» Obligationen, für diese 
einfache Kassaamts<j[uittuiigen aufgestellt wurden. Mensi 8, 41. 
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niederem Zinsfufse aufnähmen. Bei Verpfilndung Ton Kammer- 
gutern mufsten alle Rechte und Einkommen genau aufgezeich- 
net, desgleichen ein Inventar der vorhandenen Biiuliclikeiten 
und Ziii^e hörungen angefertigt werden; der betroftende Pfand- 
sehiUmg sollte sich bei seiner Abtretuiiji^ in ganz dpniselbeu 
Zustande befinden, in dem er dem Inhaber tibergoben \\ orden 
war. In alle Pfand verschreibungen mufste, wenn niclit der 
Kaiser ausdrücklich davon dispensierte, ein Vorbehalt darüber 
aufgenommen werden, dafs, falls der Ertrag 6 "/o der i'laiid- 
summe überschreite, die letztere entsprechend gesteigert werden 
würde. Um die Hohe des Ertrages zu ermitteln, sollte d» 
Kammer aUe awei Jahre eine Inspektion sttmüicher Pfand* 
Schillinge anordnen; sie durfte auch auf keinen Fall die 
Endtermine verahsäumen, au denen eine Ffandversdhreibung 
ablief. 

Was die landständischen Bewilligungen anbetraf, so war 
die Thätigkeit der Kammer bezüglich der Verwaltung des 
Biergeldes eine wesentlich andere als gegenüber der der 
Sehatzungssteiier. Da flir die letztere besondere, von den 
(TeneralständeH abhängige BehrmbMi existierten, so war die 
Kammer hier lediglich auf eine W ahrnehmung der Interessen 
der Krone ^ef^eniilxM- den Stünden angewiesen. Die Kammer 
bereitete die königlichen Propositionen tiu die Landtaj^e vor; 
>ie achtete auf riehtige und rechtzeitisre Einbringung der Steuer, 
beantragte beim Oberamte die Zwan^Dbeitreibung und sollte, 
falls sie mit diesem Antrage beim. Oberamte kein Gehör fand, 
dem Kaiser Meldung erstatten. Zeitweise, wenn es der Fürsten- 
tag gestattete^, lieferte auch das Oberamt der Kammer die 
iSchatzzettel ein, damit dieselbe sich vergewissere, dafs kein 
„Abfall** gegenüber früheren Schätzungen eingetreten sei, 
und zur Kontrolle darüber, ob die Steuer später richtig an 
den König abgefllhrt werden wtlrde. Alle Quartale berichtete 
die Kammer an den Hof, wie es mit dem Eingange der 
Schatzungssteuer sich verhielte, wie viel davon schon erlegt 
sei und noch au>stehe, welche Mängel bei der Einbringung 
der Steuer sich ^^ezeigt hätten, und wie denselben abgeholfen 
werden könne. Bei der Schatzungssteuer kam es zu einer 
eigentlichen VerwaltungsthMtigkeit der Kammer erst dann, 
wenn die eingelaufenen Gelder vom Generalsteueramte dem 
Rentamte abgeliefert waren und damit in das Eigentum der 
Krone übergingen. Bekanntlich war dies aber nicht immer 
und seit dem Ende des 16. Jahrhundert wenigstens hinsicht- 
lieh der Tttrkenhtilfe überhaupt nicht mehr der Fall. So lanee 
es aber noch geschah, mufsten die Erträgnisse der Steuer, da 
sie fttr die Verteidigung der Grenze gegen die Osmanen be- 



> S. die Furstentsgsbeschlüsse von 1$$4, 1559 und 1562 bei 
iBehickfurs III 191. 19? u. a. a. 0. 
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stimmt waren, gesondert von den andern Gefällen im Rer.t- 
amte verwahrt werden. Das» Gleiehe war geboten beziiglich 
der Biergelder ; die mit Ausnahme des seit den siebziger 
Jahren mtgeaetztmi Kammerdeputates ^ welches aiia swei 
Biergroschen bestand, für die königliche Hofhaltung bestiromt 
waren. Das Biergeld wurde auch direkt von den lokalen 
Einnehmern an die Kammer abgeßihrt; daher stand auch der 
gesamte, bei der Erhebung den ßiergeldes beschäftigte Be- 
amtenapparat, — allerdings war dies erst eine Errungenschaft 
eines langen Kampfes mit den Ständen, den wir sp&ter noch 
darstellen werden, — unter der Kammer. — 

T)\^ Rr. slauer Rcntkammer war die vorgesetzte Behörde 
aller königliehen Finanzljeaniten Schlesiens, sowie für alle 
Mittel- und Untcrbehünlen der allgemeinen Verwaltung, in- 
hotern denselben zugleich hnancielle Funktionen oblagen, 
allerdings eben nur für diese Seite ihrer Anitsthätigkeit. Sie 
vereidigte die ihr unterstellten Finanzbeamten, erteilte ihnen 
die nötigen Instruktionen, uuterliandelte mit ihnen über die 
H5he der Besoldungen; in dringenden EBUen durfte sie die- 
selben vorläufig vom Amte suspendieren, ihre Kautionen ein- 
sieben, sogar ihre Verhaftung verfügen ' und den betrefiendea 
Posten interimistisch einer anderen Person anvertrauen; 
dann sollte sie dem Kaiser Berieht erstatten und seine weiteren 
Befehle abwarten. Dureh Todesfall erledigte Ämter besetete 
sie ebenfalls provisorisch und schlug zugleich dem Kaiser ge- 
eignete Kandidaten unter Angabe der näheren Verhältnisse 
derselben, zumal ihrer Vermögensumstände, vor. Nur solche 
Zoll- und Biergeldeiniirlniierstellcn durt"t<; sie aus eigener Voll- 
macht vergeben, bei (ient^ii die jährliche Besoldung nicht die 
Höhe von dreifsig Thalcrn überstieg. Die unteren Behörden 
brachten ihre Beschwerden zunächst bei der Breslauer Kam- 
mer vor; hier mufsten sie sich auch in zweifelhaften Fällen 
Rates erholen. Alle Ämter wurden miiidestens alle drei Jahre 
einmal von Kommissaren der Kammer revidiert, das Salnmt 
sogar durch einen Rat und ein Mitglied der Buchalterei halb- 
jährlich. Nicht minder lag der Kammer ob die provisorische 
Bestallung der Hauptmannschaften, Vogteien und anderer aus 
der mittelalterliehcn Behördenorganisation stammender Ämter; 
auch beiden Landeshauptmann sehaften kam ja das HnancteUe 
Interesse in Frage, da diese mit der W rreiciiung der Lehen 
gegen Erlegimg der bestimmten Gebühren, wenn der Aus- 
druck gestattet ist, mit der Verwaltung des „Lehnsregal>" be- 
traut waren. Sonst aber waren diese B'^amten der letzt- 
genannten Art nur in Finanzsachen der Kamnir r, ^iii .liwtiz- 
und Regimentssachen" aber dem Oberamte und weiterhin der 
böhmischen Kauzlei unterstellt^. 



> Dnrdi Vermlttelung der ordentlichen Obrigkeit des Seholdigeu. 
* Grfinhagen (II 95; giebt an, die Kammer sei „unter dem Deck- 
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Auf diese Art und Weise koncentrierte die Kammer in 
sich den gesamten Finanzdienst^ insofern derselbe von der 
Krone abhing. Eine Tollstftndige Easseneinheit bestand in 
HeUesien schon wegen des im Finanzwesen herrschenden 
staatsrechtlichen Dualismus nicht; einige schwache Versuche 
des Königs durchzusetzen , dafs der gesamte Finanzdienst, 
wie dies in den österreichischen Ländern bereits erreicht 
worden war-, auch in Schleteien einheitlich gestaltet würde, 
landen bei den Ständen kein Entgegenkommen. Nur die 
lokalen Verw altunjs^sunki >t< ;i. Gehälter u. s. w., durften bei 
den niederen Kinnahmeiümern liald in Abzug gebracht werden ; 
sonst Halen alle Einkünfte jjeriodisch regelmjlfsig — meist 
quartaliter — an das Breslauer Rentamt abzufüliren. E.s wurden 
zwar Anweisungen auf specielle GeÜÜle ausgestellt; dieselben 
durften jedoch nicht bei den lokalen Hebestellen, sondern nur 
bei der Kammer realisiert werden. Die Durchführung dieses 
Principes der Centralisation im Einnahmedienst werden wir 
noch unten bei der Besprechung des Kassen- und Zahlungs- 
wesens des Näheren erörtern. 

Auf dem Felde des Ausgabedienstes war die Thättgkeit 
der Kammer den meisten Beschränkungen unterworfen; hier 
kam Torzilglieh ihre Alihrmgigkeit von der Centraistelle zur 
Geltung. Denn das gesamte Ausgabewesen war beherrscht von 
dem l'rincipe des tinaiu M'llen Anweisungsrechtes. Der Kammer 
»*tand jedoch ein soklies selbständig nur zu für sehr geringe 
Beträge (bis 10 H. rh., bei dringenden Banliehkeiten hi.s 
40 fl. Kh.), ^^owie für Tagegelder, wenn einzelne ^litglieder der 
Kammer in Aniisgeschäften verreisen inuisten. Alle anderen 
Ausgaben bedurften der Genehmigung und einer specielleu 
Anweisung des Kaisers; den Charakter solcher Anweisungen 
tragen auch Schuldobligationen und ähnliche Urkunden. Mn^ 

iiantel fiskaliselior Interessen mit einer Aufsicht über die Gerichte be- 
traut" worden. Diese Behauptung bcrulit auf der falschen Interpreta- 
tion eine» FasFus des Kammerordnungsentwurfes von 1557« dem xnlblge 
tlfr Kammer die Für-nrL'e für die richti^'e Einhrin^unp: der von den 
Gerichten „verluinj^teu BulWn , der PönfiÜle m. s. w. übertragen wurde. 
Mit df'r Übertragung einer „Aufsicht über die Gerichte'* Hchleehthin 
bat diese Be«tiniinung nichts zu schaffen. 

' Al f fl'Tu Laniftage im MHrz des Jaliri ^ 1 'i.')S stellte Ferdinaiul I, 
den Antrag, daf» die gesamte Hteuerveru altung ihm überlassen und ilor 
nt'U zu errichtenden Kanimerverwaltung imferstellt werde, indem er zur 
Begründung seines Verlangens anführte, dafs auf diese Weise die Kosten 
fiir da- Th iieralstcueramt erspart blieben. Die Stande antworteten mit 
dem BeHchlusse, dafs es bei der bisherigen Rassentrennung bleiben 
BoUte (Bresl. Stadtarch. A. I*. IV Ms. 16o fol. 206 ff.). Auch für den 
Landtag von Troppau im Jahre 1567 stellte die Kanuner einen Artikel 
■t'if. in wt'lcheni Al)seliaffung der flenerrtlsteuereinnehmer vorg»' fMnrr'n 
^'urüe, sodafs di<* Partikulareinnehmer jetzt direkt ihre Steuern an da;* 
Rentamt abführen sollten (Kgl. Staatsarch. Bresl. AA. III 23a fol. off.}. 

* Vgl Rosenthal im Archiv f. österr. Qesch. LXIX 122. 

ForsehnnKea (55) XIII 1. — R ach fahl. 22 
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Reihe derjenigen Ausgaben, die in ständiger Wiederkehr anf- 
traten, Gehälter, Pensionen, Provbionen, Sehuldzinsen, war 
Busammengefafst in dem „Cammers taat", der für die durch ihn 
angeordneten Zahlungen als Generalmandat galt Derart^ 

im Voranschlage vorhergesolione Posten hiofsen „ordinari- 
Ausgaben" : ^v;i}lrend diejenig' n, für welche ein Specialmandat, 
i^L'i es der Kannner, sei es »l - Kaiücrti selbst, notwendig war, 
„extraordinari-Au.sgaben genannt wurden. Zur Deckung «ItT 
in dem Voranschlage vorhergesehenen ordinari -Ausgaben be- 
willigte der Kaiser der Kammer ^zur Hülfe ihres Deputats^ 
zwei Biergroschen, — eine Summe, von der er seihst von 
vornherein erkannte, daf^ sie ungenügend sei. Daher wume 
die Kammer angewiesen, „mit getreuer und richtiger ad- 
miniatration der einkommen und auch mit enij>aran|; Übriger 
ambtleut und in summa durch mugliche leidenliche einstehuug 
des Wesens**, femer durch regelmttfsige Aufnahme der Reeh* 
nungen und Sorge für die rechtzeitige Einbringung <ler Laodas- 
bewilligungen und Eintreibung der noch aufsenstehenden Reste 
darauf hinzuwirken, dafs das bemeldete Deficit gedeckt usd 
die für das Kanimerdeputat bestimmten zwei Biergroschen 
ihrem ursprtinglielien Zwecke, der Unterstützung für die 
K'-ten des Hof Haltes, wieder zugewendet werden könnten. 
Zum Abselilusse eines jeden Rechnungsjahres mufste di^ 
Kammer einen Voranschlag für das näcliste Jahr aufstelhn, 
die Abweieliungen desselben von dem Finanzplane des Vor- 
jahres motivieren und zugleich angeben, ob und inwiefern der 
Bedarf mit Hülfe des Kauimerdeputiites gedeckt werden kuimc, 
oder ob noch andere Mittel dazu nötig seien. Hauptau%abe 
der Kammer war es also immer, zwischen Binnaome und 
Ausgabe der laufenden Fioanaperiode das Glleichgewicht her 
zustellen. — 

Der Kammer war anvertraut ferner „die Erledigung der 
Parteisachen." Der Umfang dieses Begriffes ist nirgendswo 
genau beschrieben; er umfafste die Rechtsprechung in An 
gelegenhoiten der Finamsverwaltung , besonders Klagen der 
Unterthanen gegen Beamte, sowie gegen die Inhaber vom 
Pfand.schaft«Mi oficr voti geistlichen rTiit<M'n, da die letzteren 
ja zu r1»Mi Kammergiitern gereehnet wurden, gegen Auf- 
legung höherer La«t«Mi und Abgaben, als sie zu ieisteu 
verpfliclitet zu sein glaubten , H«'kurse gegen Strafver- 
fügungen bei Zolldcfraudationen, Konfiskationen, Geldbufsen 
u. s. w. Die Kammer mufste diese Parteisachen, damit 

' Ein inerkwQrdi^(>r Fehler i«t Kri<v^ begegnet, itulem er |8. 21) 

sngt: ^Solhst an'JwärtiL'' ' Fürnteu, wr-lclu- sclilesi-^ohe Läntler zu Lohen 
halten, wie Sachsen iSa<;Hii> und I?iuiitl»'uburg (Crossen), sollten diVjiei 
wegen bei der suhlesisclii'u Ivauiiuer /ai Kecht •tehen.'^ Als Holeg dafür 
citievt er Schickfafs III 247 (so niufs es nämlich heifsen. nicht 24^i); 
drr hior vorkommende Passus bezieht ei« Ii .iIxm- gar nitlit auf die 
Kammer, von der allerdings kurz vorher die Uedu ist» soudern auf die 
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nicht die eigenen Angel c^genheiten des Königs Vorzug littenv 
an einem einzigen dnsu bestimmten Tage der Woche erledigen. 
Eine BeronEUgung irgendwelcher Partei war verboten; sie 
wurden abgefertigt in der Reihenfolge , wie ihre Sacfien ein- 
gelaufen waren; auch wurde es den Räten einpfeschilrft, sie 
glimpflich au behandeln. Aufser in sehr wichtigen Fälle« 
oder auf speciellen Befehl des Königs durften - zum Zwecke 
f^ r /^Mtersparnis — die Parteien nieht ihre Saeheii nitindlicli 
im Kate vortragen, sondern sie mufsten ihr Anlit'i^-fMi aufser- 
halb der Session nuindlieli beim Präsidenten anbriiiu^f-n oder 
schriftlich einreichen und sich nach Schlufs der Session, in 
welcher über sie verliandelt wurde, beim Präsidenten oder 
bei demjenigen Sekretär, an welchen der Präsident sie weisen 
würde, nach der Entscheidung erkundigen. Der Entwurf 
der Kammerordnung von 1557 wollte, dafa den Partden Ton 
dem Sprache der eehlesiachen Kanuner der Zug sum KOnige 
(d. h. der Hoflcanimer) oder aar böhmischen Kammer frei- 
stehen solle; da aber aer Kachweis einer anfänglichen Unter- 
ordnung der schlesischen unter die böhniische Kammer sich 
nicht fahren läfsti so ist anzunehmen, dafs der Zug von der 
schlesischen Kammer in Sachen der Finanzjurisdiktion von 
Anbeginn an immer an die Hofkammer, d! h. den Kaiser, 
gegangen ist. — 

Der (^eseliättstransr bei der Kannner war durcii eine 
Menge von lk*stimmungen und dureli ])esoiidere Instruktionen 
bis in die geringsten Einzelheiten auf das eingeliendste ge- 
geordnet Alle einläutenden Sachen wurden vom Präsidenten 
eröflFhet und eingesehen; dieser vermerkte auf dem betreffen- 
den Schriftstücke das Datum, an welchem es ihm vorgelegt 
war (das sogenannte „Präsentatum"), und verzeichnete dabei 
auch in Kürse den Inhalt. Alsdann warde es der Kanalei 
überantwortet, damit es daselbst vom Regietrator in ein „Gedenk- 
buch" oder „Einschreibbueh^ ^ mit kurser Angabe von Tag, 
llonat und Jahr des Einlaufes, der in Frage kommenden 
Personen und Sachen eingetragen w urde; das Etnschreibbuch 
mulste mit einem ordentlichen Register versehen sein. Dar- 



kti«er1iche Burg zu Breslau und «las daselbst abgehaltene Ober- und 

Fürstenrcclit; es ist nicht die Rede von einer Jurisdiktion der Kanuner 
üb<»r <\\p Kiirfursten von Bratidonburg und S«c!ispn hinsichtlicli ihrer 
schlesischen Lehen, sondern des Uberrechtes. Allerdings ist auch schon 
dßf Auadmek bei Schickfufs sehr unklar. ÜbrigenB besafs Baebsen 
1)01 Errichtung der schlci^ischen Kammer schon längst Sa^an nicht mehr. 

In einem Berichte an den Kaiser (d. d. 11. Dez. 1559 ni AA. III 23a) 
frklHrt die Kammer, dafs sie „mit Justicia oder gerichtssacheu und 
bändeln ausser das, was EL M. cammergut anlangt", nichts su schaffen 
habe 

' Von einem ^Gedenkbut lio" ist in dor Krunmerordnung, von ein» m 
.Eiuachreibbuch" in der Kanzleiordnun^ die K«*de. Dem sachlichen 
Zoianiinenhangc zufolge sind beide identisch* 

22* 
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auf wurde das Scliriftptück wieder flem Präsideuteii ztip-estollt, 
der es im llate vorlegte, und zw n so, dafs eilij^e Sachen den 
Vorzuir liattcn. Für die Erledigung der Parteisacheu war, 
wie sthiJii beiiitiikt, ein besonderer Tag in der Woche icoi- 
gesetzt. Jede ^^^)che entwarf der Präsident einen Arbeitsplan, 
welche Art von Geschäften, d. h. welche der oben angeführten 
vier Expeditionen, an den einzelnen Tagen der Woche ver- 
handelt werden sollte, damit derjenige Kammerrat , in dmm 
Decemat eine bestimmte Sache fid, desgleichen derjenige 
Sekretär^ der in ihr nach Anordnung des Prftstdenten thfttig 
sein sollte, sich für die Erledigung der betreffenden Angelegen- 
heit bereit halten könnten. Die Akten mit in ihre Wohnaih 
gen 2ur Bearbeitung zu nehmen, war den Räten und Sekretä- 
ren verboten ; für jede Session sollte immer möglichst derselbe 
Sekretär funktionieren. Dem letzteren lag es ob, alle auf 
die zur Verhandlung stehende Saehe bezüglichen früheren 
Akten aus der Registratur herbeizusuchen und in den Hat 
mitzubringen. 

In der Sitzung des Kammerrates wurde das zur Verliaml- 
lung stehende SehritUtiic k zunächst vcrlenen und darauf die 
Umfrage gehalten, welche bei demjenigen Rate begann, iu 
dessen Decernat die Sache gehörte, oder der sie schon früher 
bearbeitet hatte. Wie der ßeschlufs zu stände kam, wurde 
schon frfther erörtert Der Sekretär zeichnete den Beschlufs 
auf und notierte auf dem Aktenstücke auch zugleich die bei 
der Beschlufsfassung beteiligten Räte. Der Präsident filhrte 
ein Memorial über diejenigen Angelegenheiten — mit Au«- | 
nähme der Parteisachen — , über welche das KoUegium schon 
entschieden hatte, und achtete an Hand desselben darauf, dafs 
nichts, was im Kate schon erledigt war, in der Kanzlei unex- 
pediert bleibe und in Vergessenheit gerate. Auf Orund des- 
.selben Memorials richtete er, wenn in irg<'ndwelcher S.iche 
beschlossen war, einen Bericht von einer andern Stelle ein- 
zuholen, seine Aufmerksamkeit darauf, ob die verlangte Aus- 
kunft auch einlief, und erliefs, falls sie sich verzögerte, die 
notwendigen Mahuischreiben. Jeder Sekretär und Buchhalter 
sollte auch alle Wochen oder mindestens alle vierzehn Tage hin- 
sichtlich seiner Expedition ein Verzeichnis darüber einreichen, 
was noch unerledigt, oder was an Berichten von auswärts noch 
einzumahnen war. Beschlüsse des Kammerkollegiums, welche 
sich auf Gleldsachen, insbesondere auf Schuld-, Gnaden- und 
Pfandverschrei bungen bezogen, sollte der Sekretär erst in die 
Buchhalterei und das Rentamt zur Einsicht überantworten, damit 
man daselbst davon ein Wissen habe und in die hier gefidn ten 
Bücher die nötigen Eintragungen machen könne; auch sollte 
er anordnen, wenn er Schriftstück« ■ ausfertigte, in denen ,.Gcl(I- 
handlungen" in Frage kamen, dals ninn dem Kentin< ister oder 
Buchiialter, wen von beiden es anging, eine Abschrift zustelle. 
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Derjeni<^e Sekretär, welcher bei der Beratunjo^ zugegen 
gewesen war, knncipv'rte flon daselbst prefafsten I^escldnfs; 
diei>e8 Koncept legte er dem Kolb^giuni zur Oeneliiniguiiir vor 
und fügte die Verbesaerungeii, welche von den Räten gt'troÜ'cn 
wurden, dem Texte ein. Daraufhin übergab er das Koncept 
den Ingroösisten in der Kanzlei zur Mundierung, zeigte denselben 
an, üb etwa auch Kinschlüsse beizufügen wareii, und ordnete 
die Abschrift der letzteren an. Abschriften durften nur von 
den durch Eid zur AmtB^erBcliwiegeiiheit verpflichteten Ingros- 
ststen und Kanzleidienern, keineswegs von fremden Personen 
angefertigt werden« Die also hergestellte Abschrift wurde 
nunmehr dem Registrator Überantwortet, der sie gegen das 
Koncept des Sekretärs durchsah oder, wo es sonst angeordnet 
wurde, kollationierte, dem beteiligten Sekretär und nachher 
den Räten zum Unterzeichnen vorlegte, gewisse wichtige 
Sachen aber, besonders solche, die auf eine Anzahl von 
Jahren oder ftir bestimmte Personen auf leberii^lang ausgingen, 
80 alle V^ergabun^oTi, VerschreibuTi^^en, Obligationen, Pafsbricfe \ 
Bewilligungen, Verträge und Befehle, die sich auf Ausgaben 
bezogen, durcli die Regij>tranten in besondere Kegistrierbüehcr 
einschreiben liefs. Der Registrator hatte auch das kleine 
Siegel in Verwahrung, welches die Kauuner zu führen berech- 
tigt war, und nahm damit die Bcäiegelung der ausgehenden 
Schriftstücke vor*, wenn dieselben aber des grofsen Siegels 
bedurften ^ so mufsten sie erst an die böhmische Kanzlei 
geschickt werden, da diese allein im Besitze des grofsen Siegels 
sich befand. 

Zugleich mit Koncept und Reinschrift der ausgehenden 
Sschen erhielt der Registrator das darauf bezügliche Schrift- 
stttck, welches dem Kammerkollegium zur B ( Idufsfassung 
yorgelegen hatte; vorher mufste der Sekretär allerdings erst 
darauf bemerkt haben, wie und wann die Erledigung im 
Kannnerrate stattirehabt hatte. Auch diese eingegangenen Stücke 
liels der Ke«;{stratr)r durch die I^e^^istranten in hesondcrf ii 
Bücheni r*',i:istiieren ; sodann luitte er sie an den gehörigen, 
dazu bestimmten Orten aufzubewahren und „Gedenkbücher" 
(d. h. Repertorien) darüber zu führen, wo jede Sache zu fin- 
den war; nur die Rechnungen wurden der Buchhalterei über- 
geben. Alle Obligationen, Reverse usw., die wieder einge- 
liefert worden waren, versah er mit einem Ejwsationsvermerk, 
ehe er sie an ihren Aufbewahrungsort legte. Überhaupt war 
es die Pflicht des Registrators, alle zur Kanzlei gehörigen 
Akten ordentlich zu inventarisieren und zu verwahren, geheime 

' 1>. h. Exemtionen von «Icn koniffliclion Zfiüf'!! und Maiithen, für 
diu immer erst die EinwilUgunt^ von Hofe eingeholt werden mufate. 

* So z. B. FertigiiuKeu über Pfandschanen . Uurgluhen u. a. m., 
weil diese «nfser su den Finanzaacben anch 2u den „Regimentssachen" 
gehörten. 
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Sachen zu versrhUerscn und jedem Uiil)efugten den Zutritt 
zu verwehren. Ein^iclit , licbcheid und Abschriften hinsicht- 
lich der Akten der Kanzlei durfte er nur auf Befehl der 
Kammer oder der Sekretäre gewähren; den letzteren gebührte 
die t>berauf8icht ttber die R^stratur. War so das eingelau- 
fene Schriftstück vollständig erledigt und das darauf von Her 
Karomer ausgehende Schriftstück ordnungsmälsig besiegelt^ 
HO wurde es vom Registrator auf die Post verordnet, d. b. den 
bei der Kammer bestallten Fufsboten oder reitenden BoleDi 
die besonders zwischen Breslau als dem Sitze der Kammer 
und dem Hofe regelmttfsig kursierten, übergeben oder deo 
Parteien gegen Erlegung der Taxe ausgehändigt'. Nun erst, 
nachdem er das an?<ge]iende Schriftstück abgefertigt hntte. 
und ehe er d^s eiugehiufeiie in seiner liegistrfitur niederlegte, 
trug der Registratur einen Vermerk Uber die Angelegenheit 
mit Angabe des Datums und der Art und Weise der Erledi- 
gung sowie des beteiligten Sekretärs in das „Expeditbuch" 
ein und machte zugleich in dem Einschreibbuch bei dem 
betreffenden Posten eine Marginalnote Uber den Vollzag der 
Expedition. Damit nun nichts vom Kammerkollegium nner 
ledigt und von der Kmzlei unexpediert bleibe, wurden von 
Zeit zu Zeit das Einschreibbuch und das Expeditbuch mit 
einander verglichen und alle hierbei als noch rückständig 
befundenen Posten in einem besonderen Memoriale zusammen- 
gefafst 

Mögen aucli diese Einzelheiten uns heutzutage gering- 
wertig und selbstverst;1ndlich erscheinen so wohnte ihnen 
doch für iln»' Zeit eine Wichtigkeit bei. die man keineswegs 
unterschätzen (iart"; wir haben in ihnen jedenfalls einen der 
gröfsten Fortschritte zu erblicken, den die \ erwahungsge- 
scliichte auf dem Gebiete administrativer Technik überhaupt 
zu verzeichnen hat. Mit Recht betont Schmoll er', dafs das 
in der Übergangüzcit vom Mittelalter zur Neuzeit sich ein- 
wickelnde Schrifttum das wesentlichste Werkzeug des Beamten- 
staates gewesen sei» dafs auf ihm das moderne Recht, die 



' Die Cirebrihren, welche die Parteien lu zahlen hatten, wann 

<lurch eine T:ixordniing des Kimiga genau vorgeschrieben. Aus die«*"!! 
Tttxceldcrii öoilteu die Bedürfnisse der Kanzlei bestritten werden, wäh- 
Tena die uherschQsse an das Rentamt abzaliefem waren. Dem Regi- 
strator war fiir Einnahme und Ausgabe der Taxgelder ein anderer 
Kanzleibeamt. r als Orgcnschreiber zur Kontrolle zur ^^eito gesetzt. 

< Krien (8. 23) meint: „Dafs im Übrigen zu der Kammer noch 
eine Monge untergeorcbieter Beamten gehörte, wie Secretftret Bncbhalter, 
RechnUDgsrätc, Canxelisten, Expeditoren u. s. w., bedarf keiner weiteren 
Erörternnp." Ks scheint, als ob Krins mit dieser Behauptinitr eine <lie 
principielle Bedeutung der Verwaltungsreformen Ferdinandä keiue-sw«^ 
gerecbt wfirdigende Vorstellnng an «un Tag legt. 

' G. Schmoll er, Strafsburg aar Zeit dOT Zanftkäinpfc. Strafs- 
bnrg 1875. Band XI dnr ^.Quellen und Forschungen sar Sprach- and 
Kulturgeschichte der germanischen Völker^ S. 72. 
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inodernf^ integre Verwaltung beruhe. Erst durch diese mit 
der peinlichsten Genauif^keit eingreifenden, die ächeiubar 
geringsten Details regelnden Instruktionen, erst auf Grund 
dieses in allen seinen Einzelheiten fixierten und geregelten 
Veriahreus in der Geschäftsführung und erst dann, wenn alle 
diese Vorschrilien auf das strikteste befolgt und ihre Beobach- 
tung immer wieder auf das strengste eingeschärft wurde 
ward e» mißlich, dafs der Lässigkeit und dem bOsen WiUmi 
dee Einzelnen mit Erfolg entgegengearbeitet wurde, dafe ein 
tdehtiges, pflichttreues und techmsch geschultes Beamtentum 
sich heranbildete. An die Stelle der Willkür des Einzelnen 
traten jetzt generelle, in jeglicher Hinsicht bindende Vorschrift 
teil; die sichere Bahn ward voigezeichnet, aus der abzuwei- 
chen als der schwerste Verstofs gegen die einmal beim Amts- 
antritte übernommene Pflicht und Verantwortlichkeit sich 
offenbarte. Und wie sehr sich die Verwaltungsreformen jener 
Zeit bewährten, erhellt schon daraus, dafs die Gesichtspunkte, 
welche fnr die Ordnung des Geschäftsganges not Ii bei den 
heutigen gröfseren Behörden mafsgebend sind , aU eben die- 
selben sich darstellen, welche in die schlesische Staatsverwal- 
tung im 16. Jahrhunderte durch Ferdinand I. und Maximilian II., 
eingeführt wurden, — 

Gleich bedeutungsvoll wie die eben besprochenen Vor- 
schriften über den Qeschttftsgang sind diejenigen Bestinmiun- 
gen, welche sich auf die Kassengebahrung und die Rechnungs- 
legimg in der Verwaltung des königlichen Ärars von Schlesien 
MOgen. Für jede dieser beiden Aufgaben existierten beson- 
dere Orgaue, welche in Abhängigkeit von dem Kammer- 
kollegiuin standen. Vor Errichtung der Kammer war der 
Vitztum auch mit der Führung der Kassengeschäfte betraut; 
erst 1558 wurde Friedrich von Redern, der bisherige Vitztum 
und nunmehrige Kammerpräsident, des „Kiiinehmons und Aus- 
gebens"" entlastet, das Zahlungswe^äen aber zu emer gesonderten 
Funktion erhoben und dem mit der Kammer in Verbindung 
stehenden und von ihr abhängigen Rciitamte ubertragen. Von 
drei Principien war, wie sich aus der speciellen DarsLellung 
ergeben wird, das Kassensystem der damaligen Zeit vornehm- 
lich beherrscht, von den Grundsätzen der Centralisation , der 
Kontrolle und des financiellen Anweisungsrechtes ^. 



' War PS dorli Verordnung, ^V'o Instruktion der Kammer „alle 
qnat«mber ainmal uacli iengs im rath abhören und verlesen zu lassen"; 
en Gleiehes sollte stattfinden besfiglieh der Kaaslei- und Bnchhalterei- 
ordimng^ 

'Die Instruktion des Rentamtes /.war wt niclit ni«'lir vorlumden; 
wir wissen jedoch, dafs eine solche 1558 von der bühmisclu'u Kammer 
«Heilt werden sollte (KSrschner a. a. O. S. 10). Oa sich nun bei den 
üchlesischen Kammerakten ein Exemplar der böhmischen Rentamta- 
iastmktion erhalten bat (Kgl. Staatsavch. Bresl. AA. VI 59aa), so sind 
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Das Kassenpersonal bei der sclile>sisclieii Kammer bcütaud 
auö dem Reutmoister und seinem Gegenöclu*eiber. Dem letzteren 
lag es ob, die laufende Geschäftsgebahrung des ersteren zu 
kontrolieren und ftr alle Einnahmeii und AuMben desselben 
eine G^enrechnung zu führen. Beide mufsten Kaution stdlen; 
entweder muTsten sich andere, sichere Personen für sie bis bu 
einer bestimmten Höhe verbt^rgen^ oder sie mufsten eine 
Kautionssumme in Form eines Darlehens bei der Kammer 
hinterlegen, von der sie die Zinsen bezogen; solange sie diese 
Darlehnssumme nicht zurückerhielten, waren weder sie noch 
ihre Erben vom Amte abzutreten schuldig. Wenn die Per- 
KonalbUrgschaft nur von Jaliresrechnung zu Jaliresrechnung 
lief, und wenn die Bürgen nach Abschliifs der Kechnung^ 
nicht weiterhin haften zu wollen erklärten, so mufste der be- 
treffende Beamte, falls er nicht neue Bürgen fand, den Dienst 
quittieren. Für Rechnungsmängel und Kciste (d. h. Fehlbe- 
träge) mufsten der Bürge und seine Erben unbescln aiikt ein- 
stchen, und diese Haftpilicht dauerte so lange, bi.-? alles in 
Ordnung gebracht und dem Beamten sein Raitbrief (Entlastung) 
erteilt worden war. 

Das Rentamt stand unter fortwährender Aufsicht der 
Kammer. Es mufste alle Wochen (mindestens vierzehn Tage 
nach Ablauf der betreffenden Woche) sogenannte «Wocheo- 
zettel** Uber den stattgefundenen Empfang und Ausgang sowie 
über den vorhandenen Barbestand bei der Kammer einlegen; 
es sollten darin enthalten sein der Name der Partei, von 
welcher der Empfang, oder an welehe die Auszalihmg erfolgt 
war, das Datum der Betehb3 nnd der „Kanimercertitikationen^, 
durch welche das Rentamt die Ermächtigung zur Vornahme 
seiner Kassenoperationen erhalten hatte, ferner bei Zahlungeu 
von Kapitalien oder Zinsen das Datum de» SclmM-cheias 
mit Anführung der gesamten Sehuldsumme (in \\ ortend 
Auch kurze Quartalsauszüge gab das lientamt ebenfalls binnen 
vierzehn Tagen nach Ablauf jedes Vierteljahrs der Kammer 
ein^ und diese beförderte dann dieselben an die Hofkammer 
weiter. Sowohl Rentmeister wie Qegenschreiber unterfertigten 
diese Wochen- und QuartaUzettel. Q-ut verwahrte Amtstruhen 
sollten gehalten werden, zu welchen Rentmeister und Gegen- 
schreiber je einen verschieden konstruierten Schlüssel besafsen, 
sodafs keiner ohne Mitwirkung des Anderen Zutritt zur Kasse 
hatte. Der Bestand dieser Truhen wurde mitunter unver- 

wir berechtigt anzunehmen, dafs die böhmische Rentnmt.-iiristruktior: 
mutatis mutandis auch für das schlesischc» Ticnt nut i^T-rnltrTi liat Wir 
werden daher aus ihr dort, wo die allgeriieiue Kumincrorduuug^und die 
laufenden Verwaltun^kten etwa noch Lficken lassen, das Feblende 
ergnnzt-n dürfen. Es ist dies übrigens ein Bei8|>iel dafür, wie sich weuig- 
stens für das königliche Ärar eine gewisse üniformitÄt des Verwaltiingj- 
rechtes in den Ländern der hubsburgischen Monarchie entwickelte. 
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muteten Visitationen iinterworfeii ; für Defekte Iiafteten Rent- 
meister, Kontroleur und ihre Btirgen mit allen ihren Erben. 
Falls der Fchlbetratj: nicht nur auf Versehen , sondern auf 
böswilligem Vor?^atze beruhte, so erfolgt«' Susponsion vom Amte 
und strafreclitUche Verfolgung der ungetrcuf n lieaniten. 

Der iJieiist bei der Kasse zerfiel in den Einnahme- und 
den Ausgabedien.st. Alle GeftiUe des Ärars mit Einschlufs 
der landständi sehen Bewilligungen, wenn der Fiirstentag seine 
Genehmigung dazu gegeben hatte, dalk dieselben unmittelbar 
oder mittelbar der königlichen Kasse zugeführt würden, oder 
vielmehr nur die Überschüsse aUer dieser Einkünfte mit Abzug 
der Kosten f^r die Erhebung oder lokale Verwaltnug, mufsten 
in das Rentamt abgeliefert werden. Dennoch aber war dieses 
letztere nicht zur selbständigen Entgegennahme von Zahlungen 
befugt Jeder Beamte, der Oefiüle abliefern^ oder jeder Privat- 
mann, der Zahlungen z. B. von Darlehen leisten wollte^ 
mulste sich erst zum Präsidenten oder dessen Stellvertreter 
begeben und diesem ein Verzeichnis der abzugebenden Summe 
m\t SpfM'ificierung der Münzsorten und Ansage 'ihn^s Wertes 
einreichen ; der Präsident stellte dann auf Orund dieser An- 
gaben dem Einzahler einen sowohl datierten al.s auc-ii mit 
seiner eigenhändigen Unterschrift versehenen „Geldzettel" aus 
und wies ihn damit zur Kasse. Aufserordentliche Einnahmen, 
deren man sich nicht vorgesehen hatte, so Zahlung von Steuer- 
resten usw., wurden von der Kammer in das Rentamt und 
in die Buchnalterei gemeldet, damit sie nicht in Vergessenheit 
gerieten ; ebenso sollte die Buchhalterei dem Rentamte anzeigen, 
wdche Einnahmen an den bestimmten Terminen fklllig seieni 
damit dasselbe darauf achten könne, ob sie wirklich eingingen, 
am andernfalls der Kammer Nachricht zur weiteren VerAlgung 
zu geben. Die Biergeld- und Zolleinnehmer sowie die anderen 
niederen Kassenbeamten sollten ihre Gefälle dem Rentamte 
vierteljährlich mit einem Auszuge tiber die bei ihnen erfolgten 
Einnahmen und Ausgaben erlegen. Z-Mhliuif^ni durfte der 
Kcntmfistor nur in Anwesenheit des K' iitioleurs entgegen- 
nehmt n ; iVir jede derselben mufste eine bt^sondere Quittung 
ausgestellt werden, in welcher die Art der Gefälle, sowi»' die 
Zeit, zu der sie einkamen, bei Darlehen die Bedingungen und 
da.> Datum der Obligation verzeichnet und alle Summen mit 
Worten ausgeschrieben waren. Rentmeister und Kontroleur 
■ui&ten die Quittungen eigenhändig unterfertigen, und beide 
mufsten alle Quittungen je in ein besonderes Buch einschreiben, 
sowie sie auch besondere Kassenbücher ttber allen Empfang 
und Ausgang au führen hatten. Der Rentmeister nntersiegelte 
die Quittungen; Rasuren und Angabe falschen Datums in den- 
selben waren auf das strengste verboten. Nur bares Geld durfte 
in Zahlung genommen werden, jeder Ersatz dafür war unter- 
tagt. Für den Fall, dafs Abschlagszahiungen geleistet wurden, 
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"sollte da« la u tarnt die betrcffeiule Einnahme nicht erst buchen 
und in die Woclicn- und (^uartalsauszUge aufnehmen, wenn 
die Totalsumme gänzlich erlegt war, sondern jeden Posten 
gehörig besonders buchen. Auch b^reffs der OeUsorim be- 
standen bindende Vorschriften ; wenn der Rentmeiater mindi»- 
wertige MUnxsorten annahm, so mnfste er den dadurch ent- 
standenen Münzschaden tragen, aufear wenn er durch specielle 
Ermächtigung der Kammer für die Annahme der fetchten 
Mttnze gedeckt war. Dagegen sollte er darnach streben, 
Münssorten zu bekommen» welche entweder am Orte selbst 
oder anderwärts höher galten, als der Wert betrug, zu dem 
er sie aiifrenommen hatte. Über derartigen Gewinn ft\hrte er 
ein besonderes Buch \ und überhau])t niufstf^ er alle in die 
Kasse eingehenden oder auch von ihr ansgehenden Mlinzsorten 
mit genauer Unterscheidung in Keelmung stellen, sowie zur 
Kontrolle seines Empfanges für jeden Posten die dazu ge- 
hörigen, vom Präsidenten ausgestellten MUnzzettel auf Unvahreii 
und bei der Rechnungslegung vorweisen. Die Einkünfte au» 
der Türkenhülfe und der für den kaiserlichen Hof halt bewä- 
ligten Biersteuer — mit Ausnahme der «wei Biergroscheo 
des Kammerdeputates — wurden in je einer verschlosseacD 
Lade unangetastet und abgesondert von den ttbrigen Einkttnftea 
des Rentamtes aufbewahrt. 

Wie demnach dem Einnahmedienste die drei Principien 
der Centralisation , der Kontrolle und des iinanciellen An- 
Weisungsrechtes zu Grunde lagen, so auch dem Ausgabe wesen. 
Alle Auszahlungen durften nur auf das Rentamt, nicht auf 
die lokalen Hebestellen verwiesen werden. Aui^nahnien davon 
waren nur gestattet, wenn dadurch eine Er^<])anl!s an Unkosten 
bewirkt wurde; das betreffende niedere Amt hatte alsdanu 
für die ausgelegte Summe die C^uittung des Empfängers ein- 
zureichen; ein derartiger Posten durfte aber immer nur in 
<ler Rentamtsrechnung in Ausgabe gestellt werden, gleich aU 
ob die Ausgabe in der That im Rentamte geleistet worden 
wäre. Keine Auszahlung durfte das Rentimt selbständig 
▼ornehmen, sondern nur auf Grund ^nes Zahlungmandatsf^ 
Fttr alle im ^Caromerstaate'' vorhergesehenen Posten , d. h, 
fiir die „Ordinari - Ansgaben**, galt eben dieser Voraaschkig 
als Oeneralmandat; bezüglich der „Extraordinari - Ausgaben*^ 
besafs die Kammer nur ein beschränktes Anweisungsrecht, wie 
wir oben schon bemerkten (bis zur Höhe von 10 fl., bei 
Baulichkeiten bis zu 40 fl., sowie für Reisediäten); falls sich 
dringende Ausgaben ereigneten, so konnte die Kammer aller- 
dings provisorisch auch für höhere iSummen die Zahlung ver- 

* Der „gewvnn am gelt" war keineswegs so unbeträchtlich; 1505 
X. B. betrag er 285 fl. (A 35 w. gr.). 
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fügen, mufste aber unverzüglich beim Kaiser um definitive 

QeDehmigung nachsuchen. 

Wer nun eine Zahluug beim Rentnint« })eaii8pruchte, 
mufste sich ebenfalls zunächst beim Präsidenten oder dessen 
Stellvertreter melden , welcher die Zahlungsforderung prüfte 
und — je nachdem sie im Etat vorhergesehen war oder auf 
ein Specialmanilat des Kaisers sich gründete oder von der 
Kammer selbst auf Grund ihres An Weisungsrechtes definitiv 
oder endlich im Notfälle auch bei höherem Betrage provisorisch 
«Dgeordnet werden konnte — ihre Realisiemng dem Rentamte 
durch eine «Oertifikation'* auferlegte. Diese Certifikation 
mufste vom Präsidenten, einem Kanunemte und einem Sekre- 
täre untenseiclinet sein. Wenn die Certifikation auf eine 
Summe lautete, die aufserhalb des Bereiclies des definitiven 
Anweisnngsrechtes der Kammer lag, so mufste der Rentmeister 
darauf dringen, dafs bald ein kaiserliche» Specialmaadat 
nachträglich eingeholt und gegen das Certifikat der Kammer 
ausgetauscht wurde, du ihm sonst die betreffende Ausgal)e 
ni<-bt „passiert" . d. !l für unrechtraäfsig erklärt wurde. 
Zaldungen an Oläuliii^^' r. ftir v^old usw. wies die Kaimncr nur 
^egen Vorlegung der Obligation oder sonstiger Urkumb n an; 
die letzteren wurden auch alsbald zurückgenommen, sowie die 
Ausgabe effektuiert war. Erfolgte nur eine Abschlagszahlung, 
80 wurde dieselbe auf dem Originaldokument vermerkt und 
Von dem Empfänger ordentliche Quittung genommen. Nichts 
durfte aus der Amtskasse dargeliehen imden aufser auf An- 
weisung des Königs oder in seinem Namen der Kammer, — 
eine Bestimmung, die sich vornehmlich auf die unstatthafte 
Gewährung von Gehaltsvorschüssen durcli den Rentmeister an 
die anderen Beamten bezog. Darauf sollte die Kammer vor 
allem ihr Augenmerk richten, dafs nicht mehr Zahlungen 
angeordnet würden, als Geld vorhanden oder verfügbar war. 

Die Zahlungen selbst nahm gegen Einhändigung der 
CertifikatioTi und des S|)ecialmandates, wo ein «;olchos notwendig 
war, der Kentmeister in Gegenwart des Ivontroleui s vor; er 
liefs sich d?ifür von den Parteien Quittungen ausstellen, welche 
dem Certitikate der Kammer genau entsprachen und dessen 
Datum trugen, bei Extraordinari - Auspiben aufserdem das 
Datum des dazu geh<irigen Specialmandates, bei Ordinari- 
Ausgaben Zahlungstermin und Datum der Bestellung, Ver- 
sehreibung usw. enthielten. Betreffs der Mflnssorten bestanden 
fitr den Ausgabedienst Ähnliche Bestimmungen wie filr den 
Einnahmedienst. Die Gefälle der Schatzungssteuer sowie des 
Biergeldes und sonst etwa noch durch Aufnahme von Anleihen, 
Verflufserung von Staat^ut usw. entstandene Überschüsse 
Warden auf Befehl der Hofkammer durch einen eigens zu 
diesem Zwecke angestellten Beamten unter sicherer Bedeckung 
in das kaiserliche Hof> und Kriegszahlamt befördert Nach 
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dem Vorbiidt^ des Kcntaintes waren alle auderen irröfsereTi 
Kassen der könifrlielien Finanzverwaltung organisiert : tur den 
Wert aller dieser Kinrichtiingen auf dem Gebiete de» Kassen- 
•wesens , welche damals zuerst in die schlesische Finanzver- 
waltung aufgenommen wurden, zeugt ebenfalls der Umstand, 
daffl die ffleielien Grundsätze nocli heute mafsgebead sind. — 
Die königliche Kammer war endlich auch Rechnungshof 
für die Beamten der schlesiBchen Ärarverwaltnng; sie war die 
Oentralstelle für die Aufnahme der Reclinungen und die daran 
sich schliefsende Rechenkontrolle. Zur Ausübung dieser 
Funktion stand der Kammer als Hülfsoigan die Buchhalterei 
zur Seite; die Abhängigkeit der letzteren von der erstereii 
drückte sich schon darin aus, dafs sie regelmilfsi^ wöchentlich 
von ihr revidiert wprd<'n sollte'. Alle mit der Ffdiniug von 
Kassengeschättcn betrauten Beamten der köiiis^li 'h» n Ver- 
waltung in Schlesien hatten vor der Kammer liechuung zu 
legen. Zu diesem Zwecke lieferte das Rentamt über seine 
Einnahmen und Ausgaben Wochenzettel bei der Kammer al», 
welche von dieser hinwiederum an «lie Buchhalterei übermittelt 
wurden. Die andern Kassenbeamten reichten je nach ihrer 
Entfernung von Breslau und je nach specieUer Anordnung 
entweder monatliche oder vierteljahrlicbe Auszüge über die 
Thateachen ihrer Geschttftsgebahrung ein. Das Jahr galt als 
die einheitliche Finanzperiode ; zum Ausgange des Jahres 
wurden die Rechnungen überall abgeschlossen und zugleich 
mit sämtlichen Belegen^ Quittungen , Specialmandaten und 
Karamercertifikaten der Kammer zur Revision vorgelegt. 
Das Rentamt mufste seine Jahresrechnung binnen sechs Wochen, 
die anderen Amtsleute binnen vierzehn Tagen nach Ende des 
Jahres einreichen. Demjenigen Kasse n beam te n , der seine 
Monats-, oder Quartalsausziige nicht re< htzeitig einschickte, 
wurde die Hälttt? seiner Quartalsbesoldung abgezogen; wer 
die Frist flir die Einbringung der Jahresrechnung ver.saiuiite. 
verfiel einer iStrate im Betrage seiner ganzen Quartalsbesoldung. 
Die Rechnungskontrolle bestaiul nun darin, dafs in der Buch- 
halterei zunächst die Wochen-, Monats- oder Quartalsausztige 
mit den Jahresrechnungen verglichen worden. Die Prüfung war 
femer sowohl eine kalkulatorische als auch auf die Uberein* 
Stimmung zwischen den Rechnungen und den Belegen und 
auf die Gültigkeit der Belege gerichtete; sie untersuchte des^ 
gleichen die Richtigkeit der Einnahme- und der Ausgabeposten^ 
insbesondere ob das Rentamt nicht Zahlungen ohne die er- 
forderliche Anweisung geleistet hätte; sie wai' also Rechen- 
und VerwaitungskontroUe. Zur Aufnahme der Münz- und 



i Allo Quartale tnnrBte aucli derBuchslter einen Bericht uher die 
in diese r Zeit aufgenomm -nen Rechnungen und sonstige Thaligkeit 
der Buchhalterei eiurelciien. 
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Bergwerksrechimngen war .späterhin ein besonderer Raitrat 
bestallt ^ Bei wichtigen Recnnungen wohnte ein Kammerrat 
der Rechnungsaufnahme in der Buchhalterei bei; Punkte^ bei 
denen Bedenken aufstiefsen, wurden durch den Buchhalter 
oder einen Raitrat zur Entscheidung^ dem Kammerkollegiuni 
vorgetragen, welches nn oinpin oder zweien Tagen in der 
Woche rait der Bearbeitung der Rechuungssachen sich he- 
schüftigen sollte. Wenn Mängel in den Rechnungen befunden 
wurden, so wurde ein Auszug darüber dem betrctl'enden ]^e- 
amten zur schleunigen Verantwortung iibersandt; war seine 
Entgegnung nicht stichhaltig, so wurde er erst mit Gute, dann 
mit Gewalt dazu angehalten, den ermittelten Rest richtig zu 
machen. Erst wenn alle Mängel erledic^ und die Rechnung 
für durchaus richtig befunden war, wurde dem Beamten über 
seine Thätigkeit in derjenigen Finanzperiode, über die er 
Rechnung gelegt hatte, Decharge erteilt und zwar vermittelst 
eines vom Kaiser selbst unterzeichneten „Raitbriefes", nach 
dessen Erteilung erst die Bürgen ihrer Bürgschaft ledig wurden; 
bis dahin hafteten der Beamte und seine Bürgen nebst allen 
ihren Erben mit ihrem ganzen Vermögen ^. Um ihrer Pflicht 
hinsichtlich der I*ovision gf^ni?irr'n zu kr^nnen, niuf^to die Buch- 
lialterei eine Anzahl von Büchern tühren, aus denen sie sich 
j^^derzeit über di(r den von ihr zu prüfenden Rechnungen zu 
^4runde liegenden That.sachen Ix lehren konnte ; diese und aiubM-e 
Bücher waren auch für den Fall notwendig, dafs es sich darum 
handelte, überhaupt irgendwelche in das Fach des Rechnungs- 
oder Zahlungswesens schlagenden Verhältnisse festzustellen, da 
fdr derartige Fftlle die Buchhalterei als ordentliche Auskunfts^ 
stelle fungieren sollte. Daher mufsten bei der Buchhalterei 
hinsichtlich des Zahlungswesene Bücher über die Pfandschafien 
und deren Inventare, Über die auf der Kammer lastenden 
Schulden, über die Landtage (d. h. die ständischen Bewilli- 
gungen), über die Einnahmen des Rentamts, über die BesoU 
düngen, Rechte, Instruktionen, Provisionen und Tagegelder 
dor Beamten geführt werden. Andere Bücher wieder bezogen 
sich auf die Verhältnisse der Rechnungslegung selbst : so gab 
es ]{<'gister über die Befehle der Kammer an die Beamten 
in (Ii i ser Hinsicht, über die bei der Einlegung von Rechnungen 
labtiracht kommenden Personen und T(;rmine, über die Aus- 
^tellu^gen an den Rechnungen und ihre Erledigungen, über 



» Kpl. Staats;ireh. Bresl. AA. TIT 23k fol. 40. d. d. 28. FeLr. MTH. 

' Bis alle diese ßcstimmungen strooff durchgeführt wurdeu, war 
besonders den Biergeldeinnehinern oa» „Bestemschen'' seliT im 
Schwünge. Nach HinHctzun^ der Kammer wutdcn die Rechnunj^eu der 
vorher^eheudeii .Jahr«' allmalilich aufgenommen, und es stellten sich 
fast bei jedem Beamten „iieste" in Menge heraus; 1573 betrugen die- 
«elben far das Biemld, nachdem schon viel abgezahlt worden vrar, 
immer noch ca. 9000 Thlr. (AA. III. 23h fol 901). 
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die AbrechnuiiiGr«^n der Parteien, ferner Verzeielin is.se aller ein- 
gelogten, aut'genummenen und unaufgenomnienen Uechnungen, 
endlich liiiclier, welche die wörtlichen Abscliriften aller er- 
teilten Raitbriefe enthielten. Für die Anfragen der Kammer 
um Bericht mufste ein Expe<litenbuch gehalten werden * , 
damit dieselben rechtzeitig beantwortet wtirden. Erwähnt sei 
mm SchluBse noch^ dafs dureh die Kammerordnung von 
1572 dne Inventarisierung des gesamten Ärarrennögens rer- 
ffigt wurde: es sollte ein Urbar für sämtliebe schlesiacbeo 
Kammeiigllter , Fürstentümer , Herrschaft, Liegenschaften^ 
Haathen und Zölle, Berg^erksgerechtigkeiten, kurz Uber alle 
Vennögensstücke des Arars, mit Beiftlgung aller dazu gehörigen 
regelmäfsigen Einkünfte und Gefälle, femer mit Angaben, ob 
die.^clben vorpOindet , wer die Inhaber, wie hoch die Ver- 
schreibinii:, welches die Bedingungen betretls der Zeit der 
Verpftlnduiig. der Ablösbarknit usw. seien, in trehöriger Aus- 
ftihrung auf Grund des vorhandenen Akteninaterials aufge- 
richtet und eine Abschrift davon an die Wiener Hot kammer 
eingeschickt werden: alle im Laufe der Zeit sich vollziehenden 
Änderungen sollten darin sofort nachgetragen werden. Damit 
war — freilich in viel gröfserem Umfange und auf der Grund- 
lage einer ungleich mehr vervollkommneten Verwaltnojn- 
technik — das Werk wiederaufgenommen, welches Karl fv. 
zwei Jahrhunderte zuvor mit seinem Breslauer Landbuche 
zuerst begonnen hatte. — 

Eine eigene Verwaltungsexekution, d. h. das Recht, ihre 
Entscheidungen und Verfügungen mit Anwendung von Zwangs- 
mitteln durchzusetzen f, stand der Kammer nicht zu. Sie 
durfte weder die dem Ärar gebührenden Gefiille für sich allein 
auf dem Verwaltungsw^iro beitreiben, noch auch durfte sie 
Beamte, deren Rechnung Mängel aufwies, selbstamliir zur 
Riehti^miaehung derselben zwingen*. Sie mufste vielmehr fiir 
die P^xekution in solchen Fällen sieh der Vermittelung der 
ordentlichen Obrigkeit, unter welcher der Säumige oder Schul- 

* „Expediten Buch der Schlesischeii Camerhiu liiialterei , was für 
Sachen von der camer herfiberkomen , entgegen, wie der berieht be- 
scbehf^n und ubiTL^chcu Mordt'ii." Jvgl- ^ta:it.4areh. Bresl, AA. \l 4 e. 
Es war so eiiigericlitf't, daTs iuiincr zwei zu einander gehörige Kolumnen 
einander ffegeniiberatanden ; die er-^te enthielt eine genaue Angabe des 
Iidialtes der Anfra<re der Kammer mit dem Datum ihres Einganges bei 
der BuelihaltiTci, die aiulere einen Vermerk der BucUialterei dar&ber, 
wann und wie dir Anfraj^e erledigt wurde. 

* 6. Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes II 5-56. 
Leipzig 1885. 

8 Vrri. z. u, Ki:\. StMnf nrch. Bresl. AA. III 23h fol. 9 ff . Die 
Kammer woUt den llaiiptiiumn von (Tlogau an, gegen den früheren 
Oberbicrgeideinnehmer Engehnaini, der noch einen Rest von 1783 
Tlialern scliuhic, mit Einweisung in dessen Güter vorzugehen; sie be- 
fiehlt dem Maj?i>trate von Freistadt, den früh( reu Kinni'hiiu'r Miehliei 
Perker zur Bezahlung seines Itcstes von 350 Thlm. anzuhalten. 
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dige gesessen war, bedienen; diese war anderemeitä durch 
kaiserlichen Befehl verpflichtet, den Weisungen der Kammer 
in dieser Hinsicht Folge zu leisten. Bei allen Edikten, welche 
sie erliefs, bedurfte sie bezüglich der Publikation (1er Mit- 
wirkung der Belnirden ffir die allgemeine Landesverwaltun^, 
al^ ) des Oberamtes für Schlesien in seinem ganzen Umfange, 
öuwie der Landeshauptmannsehaften und der städtischen Ma- 
gistrate in den Krijf'urstentüniern , in den mediaten Gebieten 
der Landesherren ^ Auch die Zwangsgewak der einzigen 
Exekutivbeamten; welche der Kammer direkt unterstellt waren^ 
der ZoUreiter, war eine sehr beschrttnkte und eigentlich auch 
unselbständige; ihre Instruktion lautete daraufhin, „mitHttlfe 
der Obrigkeit alle unverzollten waaren anzuhalten*^; d. h. 
sie durften solche Reisende und Kaufleute, die ihnen des 
Schmuggels verdächtig erschienen, nur mit Hülfe der ordent- 
lichen Obrigkeit des in Frage kommenden Bezirkes durch- 
suchen, und Gegenstände, von denen es sich herausstellte, dafs 
sie defraudiert waren, wurden als Kontrebande gerichtlich 
cingeznirpn niul gerichtlich verkauft; also atu-h hier stand die 
eigentlieiie Exeliutive den ordentlieh^'u Landesbehörden zu. 
Es kann daher nieht Wunder neimion, wenn die Breslauer, 
die erbittertsten F« indc der Kannner, dieselbe mitunter dadurch 
verächtlich zu nuiehen suchten, dafs sie ihr den Charakter 
einer wirklichen „Obrigkeit" abstritten®. Die Ursache für 

» Fabri collect. II Bre.sl. Stadtarch. Hs. A. 84, fol. OX d. a. 1550. 
Die Kammer schickt dem Breslauer Kate drei Mandate, an Statt de>« 
Kaisen befehlend, dafs er dieselben in der Stadt und in dem Haupt- 
iiiannschaftj»bezirke publiciere. Ebd. fol. 100 f. ist enthaltm oin Brief 
(le^ obersten liöhmi!^''li' ii Kanzlers an den Kr.in^, in wt'lchera Protest 
über gewisse der Kammer überwieseue Kompetcjizen erhoben und u. a. 
aneh ausji^eflihrt wird: „Zn dem auch die publication der mandata des 
landet« Slesien privüc^ia gcmea keinem andern von Ew. Maytt. wegen 
dan eynem oberh;inyifHi.mi (l;iselb?:t zustehet und geburt, wie das E. M. 
solchs E. M. vitztumb iu Slesien, der sich publicirung der maudata einst 
angemafst, anf beschwer des herren bischofe als £. H. oberhanptmans, 
so E. M. stelle lu'lt. abgesehaft nnd endlich verboten haben, dyweil 
Polch'« der fursten und stende landesprlvHcgien betrifft." In Rücksicht 
auf diesen Protest des böhmischen Kanzlers, der sich allerdings nur 
gegen die selbstftndige Publikation von Mandaten durch die Kammer 
wondet, sowie au» der Erwägung, dafs diirili die ühor^tchickten drei 
Edikte »einen Privilegif^n ^nwidorgohandflt wünlt», weigerte siel» der 
Rat, dem Befehle der Kammer uaL-hzukommeu , und wufste auch in 
diesem einzelnen Falle die Publikation der Erlasse zu hintertreiben; 

Später nbor ist allgemein, daf^ die Obrigkeiten die Mandate, die von 
er Kannner im Nauien des Kaiüers ausgehen, zu veröfientliehen ge* 
zwungeu sind. 

* Dieser Ausdruck findet sich allerdings erst in einer Instruktion 
d. a. 1660 (Kgl. Stajit^aiTli. Br.'^l. AA. I 78a fol. 126)» trifft aber dem 
thatsächlichen Verhrdtuisse nach schon für das 16. Jahrh. zu. 

• Dafs der Kammer eine wirkliche Zwangsgewalt und Verwaltungs- 
esdnition mangelte, erhellt aus den Akten der laufenden Verwaltung 
tur Genüge; wir führen hier nur einige Beispiele an: 1586 (d. d. 20. Des.) 
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dieses Verhältnis ist misch wer einzusehen; die Kammer war 
das Or;:r,'ni der Ärarvcrwaltung, das Arar aber hinwie<l(.Tura 
stand im rrivateigentiun»; des Königs; daher mufste auch die 
Kammer, da sie mit der Administration des königlichen Privat- 
eigentams betraut war^ als eine private Behörde, des Königs 
erscheinen, die alsdann in solchen FttUen, in denen sufolge 
der Yerknttpfung des staatlichen Principes mit der Person des 
Herrschers die Finanzwirtsehaft des Königs als Staatswirtschaft, 
demgemilfs auch je nach der Natur der Umstände als Zwangs- 
wirtsc -halt sic h darsteHte, aui die Mitwirkung der eigentlichen 
öffentlichen Behörden angewiesen war. 



2. Die der Kammer untergeordneten Behörden. 

Fiskal at, Regalbehörden, Biergcldämter. 

Der Kammer unterstellt war eine Keihe von Behörden, 
deren Funktionen in den Rahmen der schlesischcn Oesanit- 
staatsverwriltnng gehörten, und deren Organisation wir daher 
hier in Kin/c schildern müssen. Es sind dies das Fiskalat, 
ferner die zur Administration der einzelnen Regale, des Münz-, 
Berg-, Zoll- und Salzregals, sowie endlich die zur Erhebung 
des Biergeldes eingesetzten Ämter. 

Das Amt eines königlichen Prokurators oder Fiskals' 
findet sich in Schlesien schon vor Errichtung der Rentkaramer. 
Derselbe war damals höchstwahrscheinlich noch der böhmischen 
Kammer untergeordnet; seine Hauptaufgabe bestand hier wie 
ttberall „in der processualen Vertretung des Landesherm in 
allen seinen financiellen Ansprüchen ohne Rücksicht auf den 



ersucht die Kammer den ßreslauer Rat, „Verordnung zu thun**, daTs 
ein firfiher stets offener, jetzt plötzlich geftchlossener Weg in Kritteln 
für ^liiesige zween<» eairier postreuter" wieder geöffnet werde (Bresl. 
Stadtarrh. 8cheinig 1 Nr. r^OHf.); 158^ fordert sie den Rat auf, sich 
die JiandlunesbücEer zweier Kaufleute vorlegen zu Utöseu, um festza- 
eteUen, ob oieselben das kaiserliche Verbot, Waffen nach Polen ans* 
Eufiihren, wissentlich übertreten hätten (ebd. Nr. 3058); 159ö fontert 
die Kammer von dem Rate die eidliche Vernehnuincr zweier Personen, 
die ein Gespräch zwischen dem kaiserlichen Zoll- und Strafsenbereiter 
Braun und einem niederl&ndischen Kontrebandisten gehört haben aoUen 
(ebd. Nr. :W14). Für Stadt und Land Bre^<1aii \»t demnach der Bresdantt 
Rat da-^ koinpcrnifi' ^>rgan, dessen iVw, Kammer bedienen mufste, 
wo es sich nra die Ausübung^ von Zwangsrechten handelte; durch Ver- 
mittelung des Rates treibt sie f&Uige Abgaben und Aufseiuitfittde eiof 
1^ sie Arreste auf Güter und hebt dieselben wieder auf, Iftfst sie 
V&norn'u vcrhafton n. s. w. 

' über die Geschichte des Fi^kalats in Deutnchlaud überliauut 
RoRenthal a.ii.0. nnd Ortloff, Die öffentliche Anklaffe in DetitselH 
land mit bc^diiderer BcrücksichtiguTig des Fiskalates. Zeitschrift für 
deutsches Recht XVI 254 ff. Der erste böhmische Fiskal erscheint 1416 
(d'Elvert S. 106). 
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Rechtsgrund dcrfc^eiben Der erste dem Namen nach be- 
kannte Fiskal in Schlesien war Dr. (ieorg von Mehl, später 
Vicekanzler der Krone Böhmen In der Folgezeit trat Dr. 
Fabian Kindler im Jahre 1554 unter dem Namen eines fiscalis 
regius auf*. Ab man einige Jahre spttter die Vorbereitungen 
zur Errichtung der Kammer trai\ und Kindler dabei für die 
Stelle eines Slammerrates in Aussicht genommen wurde , 
hielt man die Einsetzung eine» eigenen Kammerprokurators 
nicht mehr für nötig, da die Kammer doch nicht softjrt mit 
allerlei Rechtshändeln 2U thun hahen werde; zudem hahe ja 
der Kaiser zwei Rechtsgelehrte als Käte in Breslau in Be- 
stallung und Besoldung, die man in vorkommenden Fällen 
verwenden, und denen hei eintretender Notdurft auch Kindler 
zur beite traten könnte Trotzdem wurde aber schon 1558 
bei der deriiiitivcn Aufrichtung der Kammer auch, wie aus 
den Akten der laufenden Verwaltung:; und späteren Notizen 
erhellt, ein direkt und zwar allein der Kammer untergeord- 
neter procurator tiscalis in der Person des Dr. Andres llertwig 
eingesetzt^. Wie wir aus der Kammerordnung von 1572 er- 
fahren, gab es damals berdts nicht nur einen obersten der 
Kammer aggregierten Fiskal, sondern auch noch Prokuratoren 
für die einzelnen ErbfÜrstentttmer*; es wird dabei ausdrücklich 
erwähnt, dafs eine besondere Instruktion für dieselben damals 



' Rosenthal a. a. O. S. 220. 

3 Wahrschoiulich in dem vierten und fünften Jalirzohiite des 
16. Jahrhunderts: b. u. a. auch Kgl. Staatsarch. Bresl. Jaucrsche Mss. 
Nr. LI. 

^ ^.V' 1->>1 umbdysezeitliotDr.FiibianusKindlerder JiiiiprfT.M'olchen 
die stat zu beforderung seiner studion in seiner jugent mit gelt verlegt 
nnd aafsehen, nochmals laut- and scheppenschreiber gewest uad in le- 
ption am kgL hof gebraucht, nochmals Königlicher rat, volgent in der 
Sleni n (vimfi- rat wnnlen , «sich in Rcinon ^^(•h^«Mben fiscalcm Hegiam 
gejuaant. W le aber ein solch ampt uf die arme Slesie vielleicht zu 
wenig ader in einem kleinen ansehen befunden, ist balde das vitztum 
ftmpt in Slesien, demnach eine kays. camer in Ober und Niedcrslesien 
verordnet: was zuletzt doraus uns hoches werden wird, giebt die zeit^ 



• Zeitschr. fÖr schles. Gesch. XI 5. 

• Eine X(»tlz in dem Ii.-nidschriftliehen Codex dipl. Hiles. des Frieden- 
berg zum 2! Nmv. 15Ö8 spriolit von der Einsetzung eines kgl. Ober- 
üskalä in Uber- und Niederschlesien , der seine Dependenz von dem 
Rfoiee nnd der Breslaaer Kammer gehabt habe. Hercwi^ lebte bis 1575. 
Eine Liste der schlesisehen Kammerfiskale unserer Penode giebt u. a. 
Schick fuf« irr 249. 

• Eine Liste der oberschlesischen Prokuratorcu druckt ab Weitzel 
in der Zeitschr. f. Gesch. nnd Altert. Bchlesiens XII 42 ff. Der erste 
oberschlesische Prokuator war Wenzel Reiswitz von Kandri /in, d^r 
von Beginn der Kammer bi>* zu seiner EittlM<-uns' im .lalirc löTT sii li 
im Amte befand. Der oberschlesische Prokuiator mulste der deutschen, 
der lateinischen nnd der czechisdien Sprache knndig sein; er erhielt 
100 Thaler Jahresgehalt, freies Zimmer auf dem Oppelner Sc hlnfs und 
Futtpr fnr droi !^ <^e. Der Kaiser ernannte immer einen Laudsasscn 

HUs ilfui KittcrstaiKio. 

ForBchuDgoo [^) XIII 1. - ßachfahl. 2S 
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noch nicht existierte. Durch die a!ljc<^iuei]U' Kamnieronlnung 
wurden sie angewiesen, «larauf zu acht«;», chifs TJrteÜserkciuit- 
niöse, Pön- und Lehnsfälligkeiten nicht in Vcrj;;e^>senheit ge- 
rieten, sondern exekutiert würden, dafs ferner Kegalien, Folgen 
und Dienste, welche das Kammergut beträfen, nicht durch 
vermemtliche Präskription^ die es bei Regalien und Rechten 
der Krone nicht gebe, oder durch krafdose Privilegien ent- 
fremdet würden. Wo dies dennoch geschehen sei, sollten sie 
die fraglichen Ansprüche der Kammer gerichtlich verfechten: 
doch durften sie derartige Processe nur mit Vorwissen und 
Erlaubnis der Kammer anstrengen und mufsten Verzeichnisse 
anlegen, in denen alle zur Zeit schwebenden Processe mit 
Antrabe der t'iir nie antj^esetzten Termine eingetraja^en waren, 
und je ein Exeniplar davon der Kaninier einreichen. Ver- 
schleppungsversuchen der Parteien sollt'^ii sie entgegentreiben, 
und ohne Vorwisson des Kaisers dürft ( ii weder Knmmer nnch 
Fiskale in eine gütliche Handlung sich mit den Parteien ein- 
lassen. Zuf^lrich ward angeordnet, dafs in der böhmischen 
Hofkaii/.l» i Alischriften der Privilegien aller Fürsteniiuiier 
und Stände angefertigt würden; diese sollten alsdann an die 
Kammer tiberschickt werden, damit sie dort von den Fiskalen 
eingesehen und als Material für deren Amtsthätigkeit benutzt 
werden könnten. Von kriminellen Funktionen des Fiskals 
ist in der Kammerordnnng noch keine Rede. Die ersten 
Anzeichen einer Umbildung und 1 j \m "terung des Fiskalamtes 
in strafproccssualor Hinsicht iinden sich aber bald darauf; im 
Jahre 1573 erlÄl'st der Kaiser an den Oberhauptmann der 
Fürstentümer Oppeln und Ratibor einen BefehP, ,.das m 
m<>rd- und totschlags oder anderen dergleichen strafniessigr-Ti 
handliiniren er "d)erhnnptman jederzeit unerwartet ainiger 
vorgeemier chi^^e ex ot'Hcio doch mit vorwissen der scldosischen 
camer tUrgehen und dem verordneten cainerprocurator die recht- 
fertigungen gegen den Verbrecher furzunembcn und auszuüben 
auferlegen solle", da es fortmehr nicht geduldet werden dürfe, 
dafs die Mörder „um schlechtes geld mit der furch tsamben 
fireandschaff des Ermordeten sich vertragen, „angesehen das 
es den rechten in aller billichait zuwider und auch dadurch 
an unsem hohaiten und regalien zu nachtl . . . gehandelt 
wurde**. Der Gedanke machte sich mit Nachdruck gel- 
tend , dafs die Verfolgung von Delikten in jedem Falle im 
öffentlichen Interesse liege; es wurde principiell und durch- 
gängig mit der mittelalterlichen Auffassung gebrochen, dafs 
es da , wo kein KlHger sei , auch keinen Richter t^äho - . und 
da(s unter Einverständnis zwischen Kläger und Richter jede 



^ AiiL'- ffdirt in einem Briefe der Kannner an den Kai.-<pr, cL d. 
6. Juni 157:i im Kirl Staiitsarch. zu ßreslau AA. III 23h fol. 94, 
2 S. auch Urtloff a. a. 0. S. 292 f. 
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Strafe auf dem Wege der Sühne zwiselien dvn Parteien ge- 
mildert und in eine Geldbufse umgewandelt werden könnte. 
Merkwürdig ist es, dafs auch fUr seine neuen atrafprocessualen 
Funktion^ der Fiskal der Brammer nnteratellt wurde; es rührt 
dies daher, dafs das pekuniäre Interesse der Krone einen nicht 
zu verkennenden Ausgangspunkt ftlr die neue Phase in der 
Entwicklung des Strafreohtes bildete^, dafs aber auch anderer- 
seits der Wirkungskreis der Kammer ^y^'\t über das nominell 
ihr zugewiesene Gebiet der köni^liclien Finanzen hinausreichte, 
dafs die Kammer in Wirklichkeit die vornehmste Trägerin 
jener Bewegung war, deren Tendenz auf eine Erhebung des 
staatlichen Principes über alle privaten Verhrtltnisse, auf eine 
Verstiii'kuiig der stjuitliehen Gewalt auf allen (Jebieteu des 
Lebens der menschlichen Gemeinschaft hinauslief. Aneh hier 
in dieser Verschlingung des fiskalisclien und des öffentlichen 
Interesses zeigte es sich, wie sehr der Staat und jede Forilnldung 
des staatlichen Lebens in aufsteigender Uiclituug au die Person 
des Königs geknüpft war. 

Eine Instruktion des Fiskalamtes , die uns aus dem An- 
fange des siebzehnten Jahrhunderts erhalten ist^, stellt sich 
uns rilcksichtlich ihres Inhaltes dar als der Abschlurs des 
geschilderten Entwicklungsganges. Die Funktionen des 
Kammer]) rokurators werden darin in zwei Gruppen zerlegt; 
die erste bezieht sich auf seine Thätigkeit des Vertreters 
der Interessen des Kronärars, die zweite auf seine Befugnisse 
in atrafprocessualer Hinsicht. Er sollte daher einerseits „die 
Keys, und Landesfurstliehen Hohaiten, Regalien, nutz und 
Frommen suchen, betrachten und gebührlich in acht nclmu n, 
Schaden und Xachtheil , so viel als ratiglich , . . verhüten, 
warnen und wenden" und zu diesem Zwerke, falls den Reehteu 
und Einkünften der Krone irgemiwelehe J^eeintnichiigung 
widerfahre, den gerichtlichen Procefs einleiten, andererseits 
aber auch bei den Verbrechen, wie Wucher, Mord, Totschlag, 
Ehebruch u. s. w., als öffentlicher Ankläger auftreten*. In 
derartigen CiTtl- und Eriminalprocessen mufste er Zeugnis 
und Beweis zu rechter Zeit und nach dem gebräuchlicnen 
Landesrechte fUhren. Es verstand sich von selbst , dafs er 



* Dies zeigte sich z. B. bei Gelegenheit des Processen gegen den 
Freiherrn Geor^ Wilhelm von Wartenberg wegen der Ermordung des 
Wolf von Seidltt?:. T?mnn hatte »icli schon mit den Verwandr. n <1« ■< 
Ersehlageneii vor üeiu überreehte sühnweiso verglicUeu, als d*;i- Kai.-^cr 
an^eblicn im öffentlichen Intereue durch den TnakaX eine nochmaligp 
Anklage vor dem Oberrechte erheben Uefs. Dieselbe endipto freilich 
damit, dafu Hrnnn nunmehr auch an den Fiskus eine höh»' Smnnip, da- 
mit der neue Procefs niedergeschlagen werde, zahlen und einijje Jahre 
gegen die Tfirken su kämpnn sich Terpflichten mufste. 

' Gedruckt bei Schiekfuffl III 248. Bekanntlich war Schickfufa 
wlbät Kammprprokttrntor. 

» Vgl. auch Ortloft 8. 3o4 f. 

23* 
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für seine sonstige Anwaltsth.'itigkeit keine Sache annehmen 
dürft n . die dem fisknÜschen Interesse zuwiderlief. Er war 
nur der f5c]il''sis(*li(']i Kannner und in zweiter In.stiiuz der Ilof- 
kammer unterat«^lh ; in bchwierigen Fallen niuf5>te er sich bei 
der Kammer Kate« erholen, wio er denn olme deren Vorwissea 
iiberhaujjt keinen Pruceis anstrengen durfte. Erst späterhin, 
als dii6 Uberamt infolge der Vermssungsändeningen der Zeit 
des dreifsigjälirigen Krieges seinen bisherigen dualistiBchen 
Charakter abstreifte und ebenfalls eine rein königliche Be- 
hörde wurde, wurden die Fiskale awsh dem Oberamte unter- 
geordnet und eine — wenn auch nicht vollkommen durch- 
geführte — Beschränkung der Kammer auf das Glebiet der 
Pinanzverwaltung erstrebt. — 

Der Kammer waren unterstellt ferner die Behörden filr 
die Verwaltung der einzelnen Regale, zunächst d&s MUnzregak. 
Die Administration des letzteren, insofern es sich dal)ei um 
die Ausübung des Rechtes der Münzprägung handelte, war 
dem Münzamte til »ortragen. Dn aber, wie wir bei der Ge- 
schichte des Münzregals auseinandersetzten, der König von 
meinem Rechte dci" Münzprägung in unöcier Epoche nur vor- 
Idjerireliend Gebraueli machte, so war auch die Einrichtung 
des Mimzamtes durchaus keine feste*. Die beiden königlichen 
Münzstätten zu Breslau und zu Schweidnitz, welche zu Beginn 
der habsbui^gischen Herrschaft in Schlesien bestanden^ befanden 
sich im Privateigentume der Königin- Witwe Maria; erst 1530 
setzte Ferdinand I. einen von ihm abhängigen Mttnzmeister, 
den Konrad Sauermann, ein, der bis 1536 eine, freilich sehr 
luäfsige Mttnzthätigkeit entwickelte. Der Mtlnzmeister jener 
Zeit war noch kein eigentlicher Beamter, sondern ein Unter- 
nehmer, der die Beschaffung des PrÄgematerials, die Herstellung 
und auch den Vertrieb der Münzen, also das Wechselgeschäft, 
auf eigene Rechnung ins Werk setzte, mit dem Mtlnzherrn 
aber in rf'gclniärsi<<er Wiederkehr wegen der Einnahmen aus 
dem Schhigsc hatze sowie wegen der Auslagen und Provisionen 
Abrechnung hielt 2, Nachdem die königliche Münze drei Jahre 
hindurch geruht hatte, m ur lf? sie 1539 einem Konsortium über- 
geben, welches aber liald mit dem von ihm angenommenen 
technischen Leiter^ in einen Zwist geriet, und dessen Haupt, 
Hans Krappe, schon nach wenigen Jahren in Schuldhaft kam. 
Zum dritten Male wurde 1546 die königliche Münze au^ 
richtet und mit der Prägung von Groschen und Hellem be- 
gonnen; wir haben bereits des kläglichen Erfolges desUDte^ 



1 Vgl. für das Folgende die schon oben citierten Fried ensbnrg* 
Beben Ab1iaridlunfr<»n. 

* Vgl. Schröder, Deutsche Kecht^geschichte S. Ö09 f. 

* Der Münzmeister war damals meist nur der Kapitalist, weleher 
die für den Betrieb nötigen Auslagen leistete und die kanfmünniiclie 
Seite des Unteroehmeas vertrat. 
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TiPhmens, welches 1549 den Betrieb einstellen mufstei £rwtth- 
nung gethan. 

Als man ungeßlhr em Jalirzolmt spjiter eine grundsätzliche 
Neugestaltung des Fiuanzdien-t* s lus Werk setzte, dachte mnn 
auch an eine nunmehr zwet kuiiilsigere Neuonlnuug der Muiiz- 
vcrwaitung. Der wichtigste Unterschied zwisclien der Münze, 
wie man sie jetzt plante, und den bisherigen Einrichtungen 
bestand darin , daCs von nun an der Münzmeister niclit mehr 
als ein selbständiger ünternehmer, sondern als ein von der 
Kammer abhängiger Beamter fangleren sollte. Der Entwurf 
der Kammerordnung von 1557 schweigt zwar noch gänaslich 
von diesen Projekten; bald nach Einrielitung der Kammer 
wurden aber auch die Verhältnisse des Mttttzamtes neu ge- 
regelt. Schon seit einigen Jahren war der Ärarverwaltung 
ein Wardein* beigegeben*, dem die Aufgabe oblag, die im 
Lande kursierenden Mtinzen zu untersuchen und auf ihren 
Feinj^ehnlt hin zu jirüfen, damit ihnen je nach ihrem Werte 
ein bestimmter Kurs heigeh'p^t werden könnte; der Wardein 
hatte also die s<igenanuten Valvntionen" unter Aufsicht 
der Kammer vorzunehmen*. Als nun der Kaiser an die 
Einführung der Reichsraünzordnung von l-u/J aueii in 
Schlesien schritt, sollte zur PrfiLjuiig der neu verordneten 
Mtinzen auch ein neues Münzamt geschaffen werden. Es 
wurden mit dem bisherigen Wardein Wolf Freiberger seitens 
des Erzherzogs Ferdinand als Statthalters der böhmischen 
Krone und der Breslauer Kammer Verhandlungen gepflogen^ bei 
denen aber von vornherein betont wurde, dafs der neue 
Mllnzmelster in reinem ßeamtenverhältnisse stehen sollte. 
Als nämlich Freiberger die Vollmacht verlangte, hundert 
Mark Silbers kaufen und auf seine Rechnung nur unter 
Abgabe des königlichen Schlagscliatzes prägen zu dürfen, 
wurde ihm seine Forderun;]^ abgcschhif^en, da es bekannt sei, 
^das die ii. K. M. in (h^rselhen kiniiirreich und erblanden 
nnmals mehr kainen münzmaister haben, der seine bevolne 
münz auf schlagschatz oder genants, sondern gostraks durch- 
aus ordenliche und schleuniche rechnung in ihrer Verwaltung 
haben*". Der Münzmeister sollte eben aus der Sphäre eines 

* Siehe über die allgemeine Geschichte dieses Amtes Kruse» 
Kölner Geldgeschichte, Trier 1888 S. 112 f. 

' In der Person des Wolf Freibeiger, der zum erstiMimalo 1553 
als königlicher Wardein in Schlesien encheint (Friedeusbarg, Zeit- 
»cUrift für Numismatik 18 S. 172). 

* Siehe den Bericht der Kammer d. d. 13. März 1560; Kgl Staats- 
«rehiv AA, III 23a fol. 146. 

* HinztTcrpfTigt wurde noch zur Begründung dief«or Ablehnung: 
„Ist auch bisher nie der gebrauch gewesen, wo am mnntzmaister sein 
ttMdrdekliche und gewisse besoldung hat, das er ime znm pesten etliche 
niindert mark silber soll macht haben sn kauffen und one rechnung 
>emer obrigkeit seinem nats nach, wie ers begert» au yermuntsen, dann 
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selbständigen Unternehmers, der die Münze auf eigene Rech- 
nung nur unter Abgabe des königlichen Schlagachatzes leitete, 
hinabgedrückt werden zum besoldeten und nur auf Rechnung 
des Ärars arbeitenden Beamten, — gewifs ein neuer, nicht 
unbeträchtlicher Fortschritt in der Verwaltung. Das Münzamt 
Hollte sich zusiunmensetzen aus einem Münznieister, dem eigent- 
lichen technischen Vorsteher des Betriebes, einem Wardein, 
von dem man wohl annehmen darf, dafs seine Funktion darin 
bestand, die fi i ti^'on Münzen auf »Schrot und Kom zu unter- 
suchen, desgleichen die Geschilftf der Buchführung zu besorgen 
iiiid dio Innff'iule Ge8chilfts^*'eb;ilirun^^ des Münzmeistertj ttandic' 
zu kuiitrolit'rt'iu aus einem Ei?^''ii>c'hiieider, welcher die ni»ti|;en 
Münzstemuel anzufertigen hatte, endlich aus einer Anzahl von 
MUnzgesellen ^ Einige Wochen ^*})jiter erh'efs der Erzlierzv»g 
eine Instruktion^ für da^s neu zu bildende Münzaint, durch 
welche der Münzmeister auf die UeiclismUnzordnung von 1559 
verpflichtet wurde; er ward ferner angewiesen, sich mit den 
nötigen Stempeln und Werkzeugen in Bereitschaft zu setzen, 
damit man sich im gegebenen Augenblicke mit genügenden 
Quantitäten an neuem Gelde zur Einwechselung der letzt noch 
kursierenden Münzen versehen könnte. Da die scnlesischen 
Bergwerke nur einen geringen £rtnig gewährten und Silber- 
man^'el daher vorauszusehen war, so sollte der MUnzmeister 
bedacht sein, das eingelieferte Pagament nach dem richtigen 
Korne zu veiTulinzen und Vorrat an Silber aus Joachimsthal 
herbeizuschaften ; eben dos Silberiiiaugels halber sollten zu- 
nächst mir Zweikreuzer, Weifs|ifenni^^e und Heller in nicht 
allzu ^1 olser Anzalil nach dem Bedarfe des Landes zum Miiriz- 
fulöC der Reiehsnninzordiiung geschlagnen Averden^. Um die- 
selbe Zeit vvm-de auch das kaiserliche Münzniandat publiciert, 
tlurch welches die Keichsniüuzordnun^ aut liie Erblande und 
insbesondere auf Schlesien ausgedehnt wurde * ; im Zusammen- 
hange damit dürfte das schlesische Münzamt in Thätigkeit 
getreten sein. 

Wenn alle diese Mafsregeln nicht von dem gewünschten 
Erfolge begleitet waren, so lag die Schuld davon nicht etwa 
an einer Unvollkommenheit der neuen Einrichtung des Miins- 
amtes, sondern einmal an den eigentümlichen staatsrechtlichen 

e« der K. M. geferlicli und ainern munzmaiHter zu»» 'j:rric<?om vcnlui ht 
komiiieu inocht."^ Erzh. Ferdinand an die Bresl. Kammer, d, d. Frag, 
21. Juni 1561, ebd. AA. III 6 c S. :385— 392. 
» Ebd. 

2 Ebd. S. 408 ff. (d. d. Prag, 14. August 1561). 
Die Vermutung Friedensburgt» (Numism. Zeitschr. XVIII 
dafs die Prägung von 1561 bis 1564 nur auf kleine Münzen sich be- 
schränkt habe, wird demnach durch diese Münzamt^instruktion bestätigL 

* Kgl, Staatsarch. BresL AA. III 6c 8. 479 (d. d. Prag. :M Ausist 
1561): Erzh. Ferdinand öberschickt eine Anzahl von gedruckten kaiser- 
lichen Mftnsmandateii mit dem Befelile, dieselben überall zu publicieren. 



Digi' 



xm 1. 



359 



Verhältnissen Schlesiens, denen zufolge einer umfassenden 
Ausübung der kaiserlichen Miinzhokeit die Mttnzprivilegien 
der einzelnen scUesischen Mediatherren entg^enstanden, sowie 
endlich an demjenigen Umstände, der von vornherein die 
äufserste Einschränkung des Botriebi'- 1 er Münzstätte erfordert 
liatte, nämlich an dem obwaltenden >ilherman.*rel. Die Folg:e 
davon war, dafs schon 1504 die Thütii^kcit des Bre-<hmer 
Münzarates aufhörte^. Dio Beamten wurden auf Warte^eider 
;4esetzt - und gelangten nur in vereinzelten Fällen dazu, ihre 
Thätigkeit ausüben zu kimnen, wenn nämlicli infolge des 
königlichen Vorkaufsrechtes an Edelmetallen Gold und Silber 
der Kammer eingeliefert wurden. In solchen Fällen wurden 
die einkommenden Metalle vom Münzmeister und Wardein 
untersucht und sodann vom Rentamtskontroleur angekauft 
Wiewohl das gesamte Mttnzamt auf diese Weise wenig leistete 
und viel kostete, so riet die Kammer doch dringend, es nicht 
abzuschaffen, da man seiner zur Verhütun«; der Gold- und 
Silberausfuhr bedürfe**; auch sollte es wohl eine Kontrolle 
über die Münzthfttigkeit der dazu berechtigten Fürsten und 
Stände ausüben. Aus den nächsten Jahren ist uns eine 
Anzahl Spuren für den Fortbestand dos Miinzamtes er- 



uer Kaiser die Breslauer Kammer an, ob man nicht den 
Miinzmeister Wnjf Freiberger, da ja schon lange nicht mehr 
in Breslau gemünzt worden sei, zur Ersparung unnötiger Un- 
kosten endassen könne. Die Kammer entgegnete darauf, dafs 
die Münzthätigkeit allerdings schon lange eingestellt sei. dafs 
aber der Mttnzmeister seit vielen Jahren in seiner Rechnung 
einen grofsen „Kest" (von c. 1180 fi. rh.) schuldig gehliehen 
sei, und dafs sie daher, da diese Summe von Freiberger seiner 
Armut halher auf keine andere Weise zu erlangen wäre 
.dann von seiner besoldung'^, da man ferner immer noch auf 
einen Aufschwung des Bergbaus nnd der Silberproduktion 
hoffen dürfe, den Münzmeister im Dienste und Wartegelde 
belassen habe; sie bat zugleich den Kaiser um die Erlaubnis, 
den Freiberger, welcher jetzt noch 213 fl. dem Arar schulde, 
bis zu deren vollständiger Abtragung aut seinem Posten be- 
halten zu dürfen Bald darauf mufs indes das Münzamt ganz 



- Fri tMlensburg a. a. O. 

- Der Mün:iinoister bekam jährlich 100 fl rli., cier Wardein für 
die Woche 1 Thlr. schles., der MünzgeseUe, „der vou wegou vermünziuig 
d«r einkomm enen gold nnd silber gehalten wird*', fQr die Woche 1 fl. rh, 
Bericht der Kammer an den Kaiser, d. d. 8. Jani 1568; Kgl. Staataarch. 
üresl AA. lU 23f fol. 53-61. 

•Ebd. 

* Friedensburg a. a. O. S. 172. 

* Kgl. Staatsarch. Brpsl. AA. Ul 28k fol. 51 (8. Man 1576). 
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eingegangen sein; einige Versuche, in den letztao beiden Jahr- 
zelintcn des 16, Jahrhunderts, dasselbe zu reformieren und die 

Münzthiitigkeit von neuem aunsunehmen, waren von nur vorüber- 
geliendem Erfolge gekrönt*. Bis zum drei fsig jährigen Krieg»^ 
„riilitc 'l'T n iiiimer"; falls <'in J^edürfnis nach Prägung irgend- 
wek-li«^!* J^liliizeii .sicli oinstelltc, so wandte sich die Kammer, wie 
es scheint, zu diesem Zwcik«- an eine benaclibarte Münzstätte-. 

Was die Adniinisti-ation des Bergregals in den Er])t'ur.-ten- 
tüniern'* anhetriti't, so war liier der lokale Beamtenorfi:ani>raui*, 
welchen Ferdinand J. voiiand, derselbe, wie anderwiirts in 
der deutschen Bergwerksverwaltuug ; es gab für Schweidnitz- 
Jauer einen Bergnieister, welchem für die einzelnen Reviere 
Berggesdiworene zur Seite standen Als die Kammer neu 



1 Friedensbujrg a. a. 0. S. 178 fr. 

' 1587 fiel dem Axax aus der Erbschaft des Johannes Cvrns, Abte« 
von St, Vineenz zu Breslau, rint- Quantität von fJold nn^ Silber zw. 
welche die Kammer der jÄgerndorter Münze, die dem Markcrafen ge- 
hörte , zur Vermünzung äber^b-, es wurden daraus an Groid 1848 fL^ 
an Silber 21G Ü. gemünzt, jßer Jftgerndorfer Sehmiedemeister erhielt 
dafür an Lohn 43 fl. 1- kr.: er stand in kclm r fe-tfn Bpstallung bei 
der Kammer, Bondem erhielt, wenn er in ihrem Auftrage münzte, Stück- 
lohn. Kgl. StaatMrch. Bresl. AA. VI eot 

^ in ]{etracht kommen Schweidnitz- Jauer und Münstorberg und 
zwar in ihnen folgende Bergwerki": das Sül i rborirwcrk von Gablan 

ibei dem wöchcntücli 1 — 2 Mark Sjilbers gewonnen wurden! zu Gotte»- 
»erg (diu aber in der Mitte des 16. Jahrhnnderta völlig auviederlag). 
ferner das Bergwerk bei Kupferberg (im 16. Jahrh. an das Geschlecht 
der Burghau fs verkauft) auf Vitriol und später auf Kupfer. Der Hrr^j- 
bau auf Silber bei Altenberg, Kolbuitz uud am Hausberge bei iiir»i:h- 
berg, desj^leichen auf Gold am Wildherg bei Schönau, endlich anf Queck- 
silber bei Striegau brachten wenig oc^ nichts. Die der Krone aller- 
dinfT^« nicht gehöri^tn Eisenhammer zu Schmied ob rr^x luittcn »mtmti jähr- 
liche*i Ertrag von ca. 10 (KW fl. Mafsig war der Gewinn, den der »Silber 
bergbau bei Silberberg abwarf. Uber das Retchensteiner Goldbergwerk 
besafs der Krmi'i: nicht das Rf^'al. Die dem Kronregal unterliegenden 
Bergworko binditin wenipr. fast gar nichts. Vgl. auch Steinoeck, 
Gesch. dee schle.sischen Bergbaus I 17b ff. 

* Über die Funktionen dieser Beamten s. Steinbeck I 196 und 
204 ff. (nach Agricola) und Schmoll er tGe.«*cli. Entw. der Unterneh- 
mung X. Die dentfche Bergwerksverf. von 1400 — 1600, im Jahrli für 
Gesetzgebung u. s. w. XV, 4. Leipzig 1891. S. 59 ff.): „Dem Berg- 
meister werden die Hutungen angemeldet: er erteilt Hutzettel, prun 
die entbtölsten Gänge, mifst die neumi Zechen, besichtlfft alte verlassen« 
und weist in sie ein, wenn sie neu gebaut werden golTen. Er wird ge- 
rufen, i^bald man neue Erze findet; er erteilt Fristung, wenn irgendwo 
der Betrieb ohne den Nachteil des Verlustes der Verleihung unter* 
brochen werden soll; ohne sein Wissen darf keine Stelle V4>rbaut oder 
verstfirzt werden: ... er hat Gewalt, nach bfr|[Treehtlirl)«'Tii TTerkommen 
Strafen und Bufseu zu verhängen. Die Geschwonien soUeu aUe ö — 14 
Ta^e jede Zeche befahren, die Arbeit besehen und Gebrechen dem Ber^- 
meister meldc»n. Der Bergschreiber trfigt die neuen Verleihungen, die 
Fristungen, die Schiede und die Verträge, die verliehenen Mafse und 
die lietardate, je in eiu besonderem Amtsbucb ein.^ Das Amt des 
Zehntners findet sich bei den schlesischen Bergwerken nicht, vermntüch 
wegen ihres allzu geringen Ertrages. In der Fortbildung des alten 
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gegründet wurde, wtirde si«» auch mit der obei'sten Aufsicht 
über die k()ni<^lichen Bergwerke betmut. Der Entwurf der 
Kamiiierordnuüg von 1557 wollte der Kammer die Vollmacht 
übertragen, einen Bergliauptmann, desgleichen einen Ber^be- 
reiter oder Bergmeister mit Vorwissen der Hof kammer oder 
der böhmischen Kammer zu bestaUen. Zur Einsetzung eines 
Berghauptmannes kam es damals noch nicht; die nächsten 
Jahrzehnte werden ausgeföUt durch Immer wieder sich er- 
neuernde, von der Breslauer Kammer ausgehende Versuche 
und Vorsdiläge zur Hebung des Bergbaues, iVir jedoch einen 
greifbaren Erfolg nicht zeiti^^ten ^ Erst 1577 wurde nach 
dem Vorbild der JochimsthaUcben mit den nötigen Ände- 
rim^en eine schlesische Bergordnung erlassen. Jede Art von 
Metall, Oold, Zinn, Kupfer, Eisen und Blei, wurden darin 
dem Beriiregale unti-rworfen ; um die Lust zum Bergbau an- 
zuregen, wurden den Schürfern für Erzfunde Belolnunigen, 
den Unternehmern von Erbstollen Geldhülfen versjpruchen, 
der kaiserliche Gold- und Silberkauf festgestellt (der Preis 
für eine Mark freien Brandj;ill)ers wurde auf 7 Thlr. schl., 
flu- ein Loth Goldes ä 23 Karat, 1 Grän auf 5 Tlialer und 
ein Ort normiert). Alle andern Metalle durften, nachdem der 
Zehnte von ihnen entrichtet war, aufser Landes gefdhrt werden; 
der Zehnte wurde jedoch ftlr neue Gänge sowohl bei „hohen 
wie bei niederen Metallen" auf zehn Jahre zur Hälfte, bei 
alten auf sechs Jahre gänzlich erlassen. Dem Gimndherrn 
wurden vier, den Kirchen, Schulen und Spitälern des Ortes 
zwei Freikuxe zugesprochen ; die alten Freiheiten der Berg- 
leute wurden bestätigt. Wichtig aber war die damals vorge- 
nommene Einsetzung eines neuen Ber;^be,nmten über alle 
Bergwerke Sehle^ien.s. Im Jahre 157(3 hatt»^ bereits die 
Kammer die Bestallung eines .sehlesisrlien (V})erl)ergTneisters 
beantra;;t und zu diesem Amte den bisherigen Breslauer Uaitrat 
Gtiorg Bart vorgeschla^^en, der, des Berpfbauen von Jugend auf 
kundi^^, zuerst Bergselireiher in Jtiat hiui.sthal gewesen und 
alvSiiaiin von dort in die schlesische Buehhalterei hauptsächlich 
Sur Aufnahme der Bergwerks- und Mttnzrechnungen berufen 
worden war'. Im folgenden Jahre wurde Bart in der That 
anm Oberbergmeister ernannt, „hinfur den bergwerken und 



lokalen Beainteiitura» , in der genftuen E^ieruug ihrer Amtspflicliten 

und Kontrollen, niclit sowohl in bosondereii technischen Fortschritten, 
liegt die Hauptbedeutung der Reform des Bevf-^wescna in der Übergangs- 
zeit vom Mittelalter zur Neuzeit; s. Schmoller ebd. S. o6-59. 

^ Vgl. die au.sffihrlichere Darstellung bei Steinbeck I 153 ff. 

- l?art Hoiltt seine bisherige Raitrntbcsoldung in der Ilr.h«^ von 
300 Tldr. auch als Obrrbcrgmeister behalten; dafür sollte die Besoldunj^ 
dea Schweidnitzdchen liergmeisters, da demselben durch das neue Amt 
viele Mfihe abgenommen würde, von 100 Thlr. auf 60 Thlr. herabgesetzt 
werden. Kel. Btaatsareb. BresL AA. III &k iol 19S— 1»7 (d. d. 27. Sept. 
1576). 
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allen bergleuten zu raehrerm trost, schütz und liandhabung 
unserer bergordnung, recht und gerechtigkeit'^ Sein Wir- 
kungskreis sollte sich erstrecken auf (^ber- und Kiederschleöien, 
natürlich aber nur für diejeiii^^eii 1 »crjijcwerk»' . die unter f\:\s 
königliche Bergregal Helen -. Aus der Bergorduuug von 1577 
und den Akten der laufenden Ver\v;dtung erhellt, dafs der- 
selbe die Funktionen eines Berghaupimanns ausüben sollt^ä. 
Ihm lag ob die Aufsicht über das ganze Bergwesen; gewisse 
Aufgaben , wie Rechnungprüfung, Betardatverfahren, Zubufs>e- 
erhebung, Erlaubnis von Gewerkschaftstagen; Au&icltt tiber 
alle Gewerke und Beamten, übte er eemeinschaftlich mit dem 
Bergmeister aus und hatte die Entscneidung in schwierigeren 
Streitigkeiten. Der Oberbergmeister sollte im S].eeiellen die 
einzelnen Bergwerke regelmäfsig inspicieren und Mängel, die 
er dabei filnde, entweder selbst abstellen oder die Hülfe der 
Kammer dazu anrufen; er sollte femer verhüten, dafe durch 
mutwilliges Schürfen Äcker und Wiesen nutzlos zerwühlt 
würden. Besonders war es seine Pflicht, zwischen Gewerken 
und Orundheiren zu verniitieln. Da nämlich die letzteren 
mit den ihnen i^ustelienden vier Freikuxen, welche zugleich 
die Grundent'^ehädigung in sich schlössen, keineswegs zufrieden 
waren, und da ihnen die Freiheiten der Bergleute lüstig waren, 
so kam es mitunter soweit, dafs sie die Bergleute verjagtt-n, 
die Schächte vcrstiirzten und die Kauen niedemssen. Der 
Oberbergmeister sollte daher darauf achten , dafs überall ein 
gutes Verhilltnis zswischen Grundherren und Gewerken herge- 
stellt^ und dafs insbesondere diesen von jenen das nötige Hols 
zu billigen Pmsen geliefert wttrde. Er durfte auch „mit Vor- 
wissen der Kammer und mit Rat und Willen der Grundherren 
und Gewerke" Bergbeamte, wie Berggeschworene, Berg- und 
Gegenschreiber, einsetzen ; ausdrücklich wurde allerdings dabei 
bemerkt, dafs es augenblicklich noch unnötig sei, „die Berg- 
werke mit vielen Amtleuten zu belegen", da die Erträge des 
Bergbaues noch zu gering seien. Ein grofser FeMor der Or- 
ganisation war freilich die Niedrigkeit der Gelialt r und Ge- 
bühren der unteren Beamten, wt*lehe deshalb auf unrechtmäfsigem 
Wefrc ihre Einnahmen zu erhöhen suchten. Im Anfange des 17. 
Jalii lumderts gali der damalige ()beri)ergnuMster „dem ünlieiföC 
der J I< rgmeister, der grul'scn Untreue der \'orsteher, Arbeiter 
und behmelzer'* die Schuld an dem Darniederliegen des Berg- 



" Bart starb 1587; sein Nachfolger wurde der bisherige kömgUche 
MüDzwardcin Saloraon Low zu Breslaii. 

' In Obnrschlesien gab es allerdings keine derartigim Bercwerk«^ 
man miifs jedoch in Betracht ziehen, «lafs der Kaiser manche Fürsten 
und Herren der unberechtigen Ausübung des Bergregals zieh: so den 
Bischof, die Würben auf Freudenthal und den Markgrafen für die Berg- 
werke von Beuthen und Tamowits. 

> S. über dieselben Schmoller a. a. 0. S. eO. 
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bauest Die Hauptursache aber dafür , dafa die Reform der 
Bergbehörden der damaligen Zeit fUr das Aufblühen des berg* 
mftnnischen Betriebes in Schlesien nicht diejenigen günstigen 
Wirkungen zeitigte, wie dies in andern Ländern der Fall 
war, lag doch in der iniiüinalcn Ergiebigkeit des damals noch 
fast gänzlich nur auf Edelmetalle gerichteten Bergbaues. — 

Die wichtigste, von der Kammer abhängige Regal Verwaltung 
wurde gebildet durch die Behörden zur Erhebung des neuen 
Grenzzolls von 1556 ^. Dor Erliebungsmodus war verschieden, 
nachdem es sich inii pj'nfulir- oder Ausfuhrzölle handelte; 
don letzteren standen gleich in dieser llinsiL-ht die Durchfuhr- 
zölle. In den Stedten des ganzen Lan(l(^s, zumal in den Weieh- 
bildstädteii , wurden Zollämter eingei iclitet und je nach der 
Gröfso und Bedeutung des betreffenden Ortes mit mehr oder 
weniger Beamten besetzt. Bei ganz kleinen Zollstätteu gab 
es nur einen Einnehmer, bei den gröfseren auch noch Be- 
sehauer, Wagediener und Thorhüter^ zum Teil städtische Be- 
amte, denen die Zollgeschäfite als Nebenamt übertragen waren. 
Für mehrere Fürstentümer hinwiederum gab es je einen Zoll- 
bereiter, d. h. berittene Beamte, deren Aufgabe es war, zu 
verhüten, dafs ungewöhnliche Strafsen, — natürlich bestand 
Strafsenzwang, indem die Benutzung anderer als der meist 
von altersher bestimmten Handelsstrafsen untersagt war, — 
von den Kaufleuten befahren und also ZoUhinterziehungea 
versucht würden^. Falls nun Waren, welche dem Einfuhr- 



» Steinbeck I 242. 

* Vgl. für das Foli^cmle die oben citierte Schrift von Kern. Da 
die Orj^auisation der Zollbehörden daselbst sehr ausführlich dargestellt 
ist , begnfigen wir uns mit der Henrorhebimg der Hauptsfige der Ent- 
wicklung. 

' Siehe die Instruktion für Georg Preuffl, Strafsenbf^reiter der 
Ffirstentümor Schweidnitz-Jaiier und Münsterberg-Frankenatein (d. d. 
Breslaa, 12. Juli 1607, schon vorher j^ültic gewesen für Preufsls Vor- 
pänger Martin Rn dolf d. d. 7. April 1601; K^-l. Staiitsarch. Bre^l. AA. I 
t8a fol. 18 ft" \ ferner dif Instruktion für den Zollbereitcr des Fürsten- 
tums Breslau (d. d. 30. August 1607; ebd. fol. 24 ff.). Eine Konsignation 
der königlichen Zolletädte aus dem 17. Jahrhundert^ die wolil im grofsen 
und ganzen auch sclion ffir das 16. Jahrhnndnrt zutrifft . findet sich 
ebd. fol. 219 f., do.-:;?lei( lien eine Konsifrnation der Zollbereitcr für 
Niederschlesien (12 an der Zahl), ebd. fol. 127 f. Wenn dor Zollbereiter 
Kontrebaade abfine, so erhielt er ein Drittel der konfiszierten Gegen- 
stände; waron nocli ander«' Personen bei der Aufspurnntr beteiligt, «o 
wurde dieses Drittel zwischen ihnen und dem Zollbereitcr zur Hälfte 

geteilt. Besonders mufsten die Zollbereiter darauf achten, daf« nicht 
ei Transporten, die ins Anstand ^ngen, und die an der Auf lade.st&tte 
fler "Waren verzollt wurden (z. B. in Kre>];ni), zu den verzollten (xe^xcn- 
stäiulen unterwegs noch unverzollte heimlieli liinzugesteckt wurden. 
Diese Eevisionen der Frachtwagen durch die Zollbereiter waren der 
.\usgangspunkt vieler Zollplackereien einerseita und ewiger Beschwerdeii 
der Handelsleute andererseits. 

Die Gehaltsverhaltnis<?e der Zolllx reiter waren verschieden; der 
von Tarnowitz erhielt 1Ö77 ti. rh., wofür er jedoch zwei Pferde 
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solle unterlagen, die schlesische Grenze passierten, so mufste 
sie der Fuhrmann an der eisten Zollstütte^ die er passierte, 
anmelden, woselbst der Einnehmer die Fflsser und Ballen ver- 
siegelte und dem Fuhrmann einen Ansagezettel oder „Polet** 
gab, aus dem die gemeldete Zahl und, seitdem Wertzoll war, 
der Wert der Frachtstücke ersichtlich war. Am Bestimmungs- 
orte angelangt, mufste sich der Transportfiihrer nacli ^l"r Wrii^e 
bogeben; hier wurden die Waren in Ge;i"nnart des KiuplUiigers 
abgeladen, entsiegelt, ausgepaekt, abgewogen und vom Be- 
schauer sowolil eventuell auf ihren Wert als aueh daraufhin 
untersucht, ol) die Ansagezettel mit dem thatisächlichen Be- 
funde übereinstimmten ; je nach dem Ergebnisse dieser Prüfung 
wurde die Höhe des zu zahlenden Zolles nach Mafsgabe des 
Zolltarifes ermittelt. Wurde demgemäfs der Einfuhrzoll an 
dem Bestimmungsorte entrichtet, so wurde der Ausfuhrzoll 
an denjenigen Orten gezahlt, von denen der Transi)ort aus- 
ging, oder wenigstens an der zunächst gelegenen Zolistätte. 
Der Kaufmann mufste die Waren, welche er ausführen wollte, 
hier eidlich ansagen und den gebührenden Zoll dafür erlegen ; 
darüber empfing er ein Polet, das er dem Zollbereiter, der 
ihn unterw^egs etwa traf, auf sein Verlangen vorzeigen und 
an der letzten Zollstelle vor der Grenze abgeben mufste. 
Für Breslau* spceiell war es vorgeschrieben, dafs der Fuhr 
mann, welcher den l'ransport verzollter Exportwaren leitete, 
zwei Poleten mit sj»eeiheierter Angabe seiner Ladung erhielt, 
Ton denen das eine am Thon' der »Stadt abgegeben wurde. 
Die Tiiorhüter durften keinen Fuhrniannswagen aus df»r Stadt 
])assieren lassen, ohne zu untersuchen, ob die thaUächliche 
Fracht mit der Angabe auf dem Poleten übereinstimmte. Das 
zweite Polet wurde sodann auf der letsten Zollat&tte abgegeben. 
Diese Poleten hatten nicht nur den Zweck, Defraudationen 
zu verhüten, sondern sie waren auch dazu bestimmt, eine 
Kontrolle über das Beamtenpersonal auszuüben. Sowohl Ein- 
nehmer wie Gegenschreiber waren nämlich aufser zur Aus- 
stellung der nötigen Poleten auch zur Führung von Büchern 
über die einkommenden ZoUgeflÜle verpflichtet; wenn sie nun 
ihre Jahresreehnung legten, so konnte, da die Poleten dort, 
wo sie abgege])en wnrd<^n . aueh aufbewahrt und dann der 
Bueldialterei eingeliefert werden mufsten, dureli Kinsiehtnahme 
in dieselben sofort erkannt werden, ob an den Orten, an denen 
sie ausgestellt waren, auch alle Posten richtig gebucht seien. 
Es ist selbstverständlich, dafs der Verkehr an den andern 



halteu mufste (AA. III 2M fol. 173); doch gab es auch geringere Be- 
soldungen. 

^ Die Breslauer Kaufleut*' Inanditen den Zoll nicht sogleich 1:11 
bezahlon. da ihnen detsflbo qiiartaliter gc-^tnndct wurde ; nafh Ausgang 
des Vierteljahrea wurden iliurn ihre Rechnungen zugesehiekt und Säu- 
mige durch Hfilfe dea Rates zur Zahlung geiwungen. 
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ZoIIstfttten hinter dem am Breslauer Grenzzollamte weit zurück- 
stand'; daher war das letztere auch der Kammer unmittelbar 
unterstellt und lieferte seine Einkünfte nach Abzug der im 
Etat vorhergesehenen Besoldungen und der geringen sonstigen 
Unkosten direkt an das schlesische Rentamt ab. Die übrigen 
Zollämter führten ihre Einnahmen nicht direkt an das Iicnt- 
amt ab, sniidern jin eine Zwischeninstanz als an die für sie 
bestimmte Samnu l.stelle , nämlich an die Oberzolleinnehnier. 
Solcher Oberz'»lleiiiiH'hiner gab es vor 1572 drei, nämlich zwei 
für Niederschlcbien (einen in den Fürstentümern Glogau und 
Sagau, einen zweiten t'iu Liegnitz) und einen dritten für Ober- 
schlesien, dem aber auch noch ein Teil der niedersehlesisehen 
Lükalämter untergeben war'. Seit 1572 wurde ein einziger 
Oberzolleinnehmer für ganz Schlesien bestallt*. Dieser sollte 
riertelj ahrlich ganz Schlesien bereiten, die wichtigeren Zoll- 
ämter — mit Ausnahme des von seiner Aufsicht exemten 
Breslauer Amtes — besuchen und ihre Einnahmen gegen 
Ausstellung gebührlicher Quittungen in Empfang nehmen, um 
sie dann dem Breslauer Kentamte abzuliefern. Die Unter- 
ei::Tif hmer weniger wichtiger oder entfernterer Zollstätten sollte 
er halbjährlich an bestimmte ^^>rte mit ihren Einkünften und 
Büchern vorfordern*. Er war befugt, die Kostf'n tVir Besol- 
dungen, Botenlohn u. s. w. bakl von den Einnalimeu in Abzug 
zu bringen, mufste aber den gesamten Überscliuis an die 
Kammer ablielern. Wie alle mit der Verwaltung von Kassen- 
geschäften betrauten Personen, so mulsten auch Ober- und 



' 1573 betnif^eu die Einnahmen des Breslauer Gitiuzüllumtea 
ca. 20500 fl., die der sämtlicheu übrigen schlesisclicu 5SolIämter ca. 
16500 fl ; 1574 überstieg die Einnahme des fireslaaer ZoUamteB die der 
übrigen um r»'»!)!) ri. 

* Bal<l nach Errichtung dvs Zolles hatte der (ilogau-Sag-aner Ein- 
)ii liiiKT auch Liegnitz in seiner Verwaltung; erst später uur l»- aus 
Liegnitz ein besonderor f )]>( r/collbezirk f^ebildrt. Zum Aintslx ziikc des 
oberschb^sT«chen ZolUMniieliniers gehörten Oppeln, Katibor, Troprmii, 
Teschen, riefs, IJeutiien, Xeifse; derselbe scheint auch die Zollgemlle 
aus den übrigen niederschlesischen (Tebicten (aufser Glogau, Sagau und 
Liegnitz) gesammelt zu h;ib« ii; für Schweidnitz-Jauer und Neumarkt 
ht unf: dies bezeugt (Kcutamtsraitung d. a. 1570; KgL ötaatsarch. 
Hresl. AA. VI 60d). 

^ Das Folgende über die Zollrefonn von 1572 hauptsAcbUch nach 
AA. in 2^,p. d. (1. 2-(. Vehr. 1072. 

* Der UberzoHeinnelimer (später audi OberzoUanitmann genannt) 
war der Vorgesetzte aller Untereinnehmer, Gegenschreiber und btrafsen- 
bereiter; er hatte sie daraufhin zu kontrollieren, ob sie ihren Amts- 
iiflit'hten getreulich nachkämen, und Lnssi-,'«' der Kammer zu melden. 
Im 17. Jahrhundert durfte er die Unterbeamten selbständig ein- und 
absetzen (s. Kern S. 60, sowie die Oberzollamtsinstruktionen des 
17. Jahrhunderts im Kgl. Staatsarch. BresL AA. 1 77a>: erst 1702 wurde 
ilitn .^t'ine Knuipftoiiz . l^nt^'i Im anitc , die er für niitaeixHcli liirlt. ohne 
weiteres abzu.setzen, genoranuu und die Bi-stinmunig gctrotlen, dafs er 
hinsichtlich der Ein- und Absetzungen an die Einwilligung der Kammer 
gehanden sei. Ebd. foL 196. 
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UnterzoUeinnehmer jährlich Rechnung legen. Die Quittungen^ 
welche der Obereiunehmcr den Untereinnehmern auagesteUt 
hatte f dicntin dabei zugleich als Kontrolle für seine eigene 
Kaääcngebahrungy indem sie mit seinen eigenen Rechnungs- 
büchern verglichen wurden; aus den abgegebenen Poleten 
wieder licfs es sich erkennen, wenn Unn'chti2:koiton in der 
Buchführung" boi den lokalen Einnalniu -irnleni vorgekoiiiraeu 
waren. Audi da.s dem Obereinnchmer nicht uiit«'rst('11te Bres- 
lauer Gi-enzzoUamt wurde 1572 reformiert. Während es früher 
an demselben zwei Einnehmer und zwei Gegenschreiber ge- 
geben hatte, wurden von jetzt ab die Geschäfte von einem 
einzi^eii Einnehmer und dem ihm zugeordneten Gegenschreiber 
geführt; beide mafsten getrennte Bücher über Einnahme und 
Ausgabe halten, und ihre Buchführung wieder wurde kon- 
troliert durch die zu den einzelnen yerzoUten Gegenständen 
gehörigen Poleten, sowie durch das Buch, welches der Be- 
schauer über die von ihm inspicierten und auf ihre Zollsätze 
hin bestimmten Güter anlegen mufste« Man wird dieser Or^ 
ganisation nicht das Zeugnis versagen dürfen, dafs bie ebenso 
einfach wie praktisch war, da durch sie — nämlich durch 
die Einrielitung der Poleten — eine zugleich gegen das 
rublikuni (nid ge<:^en die Beamten gekehrte Kontrolle er- 
mögliclit wurde; sie leistete an teehnischer Vollkommenheit 
das Höchste, was man damals mit Fug fordern durfte; sie 
verlangte zudem nur ein geringes Beamten personal und ver- 
ursachte daher relativ nur mäfsige Kosten Gewifs hatte 
der Umstand, dafs die Zollabfertigung nicht an der Grenze 
stattfand, mancherlei Beschwerden für den l^J in neu verkehr zur 
Folge, die sehr häufig zu den lautesten Klagen Anlafs gaben, 
und die man mehrfoch abzustellen sich bemtthte; im grofsen 
und ganzen aber empfahl sich das geschilderte System sowohl 
seiner eben angedeuteten Vorzüge halber, da es mit einfachen 
Mitteln Bedeutendes leistete, wie auch wegen des Einklanges, 
in welchem es zu den einfachen, noch wenig komplicierten 
Verkehrs Verhältnissen jener Zeit stand. — 

Die Organisation des Öalzhandels war diejenige Re-ral- 
Verwaltung, welche am spatesten entstanden ist, AU 156:1 
der Kaiser den Handel mit dem Roisalz als l*egal an sich 
nahm, hatte er die Absicht, drei »Siedowerke, zu Breslau, im 

* 1573 betrug die Gesauiteiunahiae aus dem Zolle ca. 37000 ti., 
die Erbobungskostcn beliefen sich auf ca. 5500 fl. Diese relativ geringe 
Höhe der Krlicbun^skosteu war iinr dadurch möcjlleli. dafs di«' Hesol 
dungon d< r Unfi^roimifhinor stOir knapp waren, in vielen Fällen nur 
10 — 20 il. jährlivli (nicht etwa 2ÖU fl.. wie Kern S. 30 falschlich an- 
giebt) betrogen. Gröfsere Gehälter empfingen nur der Obereinsehmer 
(3.'i0 fl. p. a. iukI Lieforgeld auf vier Pferde, w oim or Dienstreisen uiiter- 
nrilini), sowie die Beamten dos Hresluuer Grenzzollamtes, 250 fl. der 
Einnehmer, der Gcgcuschreibta' 120—180 fl., der Beschauer 100 flA 
AA, ni 28g. 
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Glogauischen und zu 0|)i)eln, zu emchten \ Wie für alle 
Zweige der Administration, so auch machte es Iiier 8chwierig- 
keiten, geeignete Beamte zu finden. Zum Obersalzamtmann 
wurde Matthias von Logau ernannt, dem auch ein «TTegen- 
haudler^' beigegeben wurde; für die einzelnen JSiedewerke soll- 
ten je ein Einnehmer und ein Kontroleur eingesetzt werden, 
jedoch erst nach TolUtändiger EinrichtuDg des Betriebes Als 
Logau schon 1564 wegen Alters seine Stelle niederlegte, be- 
richtete die Kummer an den Kaiser, dafs eine Person vom 
Adel sich nar dann bereit finden lassen würde, den erledigten 
Posten zu übernehmen, wenn zugleich ein Unteramtmann zu 
seiner Vertretung gehalten würde; falls der Kaiser darauf 
eingehen sollte, so schlug die Kammer für den Posten eines 
Obersalzamtmannes auf ein bis zwei Jahre den Hans von Braun 
vor; im tn)rigen aber empfiilil sie. zur Ersparung der doppelten 
Bt'><nlduTig, lind da sehr viel mit Kauf- und Handelsleuten 
zu verkehren sei, einen der beiden Rfiitriite mit der Leitim;^ 
des Salzhandels y.n l)etrauen^. Da jedoch der Kaiser sehr 
darauf sah, dafs, ^ eit es anging, zur Erhöhung des Ansehens 
der kaiserliclien Vcru altung die wichtigeren Stellen mit Adligen 
besetzt wUrdcn, so wurde schliefslieli an die Spitze des Salz- 
handels Hans von Braun als Obersalzamtmann und unter ihn 
ein Unteramtmann und Buchhalter gestellt^. Das Boisate 
kam damals noch hauptsächlich Uber Stettin, woselbst ein 
Faktor angestellt war, welcher behufs des Einkaufes mit den 
dortigen Kaufleuten zu verhandeln hatte. Die Bedrückungen 
jedoch, die der Handelsverkehr in Stettin erfuhr, desgleichen der 
Umstand, dafs die Boisalzschiffahrt immer mehr von Stettin 
sich abwand te, erweckten im Kaiser den Wunsch, den Salz- 
handel anf andere Wege zu leiten. Als im Jahre 1572 dnj< 
gesamte Kaninierwesen einer LTriinrlliehen Revision und Reform 
unterworfen wurde, ging man auch an eine Neuordnung des 
Salzhandels; wnr huren, dafs damals Ernst von Rechenberg 
und der Kamniersekretär Alexander Albrecht „als salzkom- 
missare zu völliger riehtigniacluing des pafz und eröffnung 
des elbstrambö und einschiilung de.s boyen-salz'" abgefertigt 
wurden 



« Ebd. AA. III 6d 8. 95. 

* Ebd. AA. m 28c fol. 10 ff. (d. d. 24. Januar 1564)i 

« Ebd. AA. m 23d fol. 118 (d. d. 15. Sept. 1.5r»ni 

♦ Ebd. fol. 147 (d. d. 1. Dez. 1565). T>ir Bnsoldmifr Brauii.'^ betrug 
500 Thlr.; davou mufttte er den Buchhalter und einen Schreiber für 
rasammen nDgeföhr ISO Thlr. unterhalten. Wenn Braun in Amt»- 
gcschäften aus dem glogauischen Furi=it« iitnni — es scheint damals nur 
ein einziges Siedework im GlnEraTiisclicn i^n'prchen zu haben — nach 
Breslau verreiste, so erhielt er Liefergeld auf vierKosse; falls er zum 
Einkaufe von ßoüals anfser Landes sich aufhielt, bekam er ein Liefer- 
geld auf fünf Pft rde, sein Burl l Hter ein solches auf ein Bofs. 

^ Ebd. AA. III 2ag fol. 127 Ö. 



Digitized by Google 



868 



xin 1. 



In der That wurde der Salzhandel damals gäuzlich Yon 
neuem organisiert Für die Salasyerwaltung wurae Schlesien 
mit der Lausitz verbunden und gemeinsam der Breslauer 
Rentkammer unterstellt. Diese hatte die Aufsicht über die 
beiden, im Bereiche ihrer Adininistration fuifgerichteten Salz- 
siedewerke, von denen das (Miie zu Moderin (später Neusalz) 
bei Freistadt, das andere zu Guben in der Lausitz belegen war. 
Zur IliiltV'loistung bei dem Betriebe und zur Deckung der 
Betriebsunkosten wurden beiden 8alzänitern die an den Orten, 
wo sie angelegt waren, wohnenden Kanuiit l unterthanen mit 
ihren Roboten und Gefällen zugewiesen. Bezogen wurde das 
Salz, welches auf diesen beiden Werken versottea wurde, nun- 
mehr Yomehmlich über Hamburg, indem es von hier zu Schiffe 
durch die Elbe, die Havel und die Spree bis Fttrstenwalde» 
von dort auf dem Landwege bis Frankfurt transportiert wurde^ 
um sodann wiederum zu Schiffe nach Schlesien befördert zu 
werden. Die Stettiner Faktorei verlor an Bedeutung und 
wurde 1575 aufgehoben*. Die Oberleitung des gesamten, so- 
wohl des technischen als auch des kaufmännischen Betriebes 
wurde dem Obersalzamtmann e ^ übertr-v^^en. Es war demselben 
verboten, Nebengeschiüte zu treiben; den Boisalzkauf sfllt'^ 
er, falls es sich um mehr als hundert Lasten handelte, nied- 
lichst mit V« 1 u issen der Kammer selbst abschliefsen und zu- 
sehen , dals Kauf und Lieferung ordnungsraäfsiger W eise 
sich vollzöf^^en, dafs ferner auch der Verscbleils des versottenen 
Salzes richtig vor sich ginge. Er hatte die Administration 
ttber die zu den beiden Siedewerken geschlagenen Güter mit 
ihren Unterthanen, sowie die Aufsicht Uber die niederen Salz- 
beamten; auch en>edierte er, wenn die Schiffe stromabwärts 



aus welchen die für den Transport des Salzes notwendigen 
Tonnen in Frankfurt gezimmert wurden. Mit „Einnahme und 
Ausgabe", d. h. mit den Kassengeschäften, hatte er nichts zu 
schaffen und brauchte daher auch keine Bürgschaft zu stellen ; 
er sollte ,summarie ain Vorsteher oder oeconomus des ganzen 



* „Diese factore^ zn Stettin, weil alds hin kain bohren mehr ktimbt, 

ist zae end des 75. jars eingestalt, dem Eneelha^ sein dienst aufj^e- 
kundiget und die factore^ ziie Hamburg, alaa die Boyenschiffart suh 
gewendet, entgegen auJEgericht/ Bresl. Staatsarch. ÄA. I 78d. Die 
Hamburger Faktorei bestand allerdings schon seit 1572. 

' Als solcher trat an die Stelle des Hans von Braun, der» wie es 
den Ans< li"in Imt, dem erhöhten Betriebe nicht gewachsen war. der 
frühere Ivauuncrdekretar Alexander Albreeht. dein eine ße«ioldung von 
400 Thalern nebsf dem gleichen Liefergeide, wie es sein Vorgänger 
gehabt hatte, benllli-r wurde. Siehe für da- Folgende ebd. AA. I 78d 
Fol. 63—70. AA. III fol. 129 ff.. AA. III 2:\h fV,l. 24 ff. (Vorsohlftge 
der Kammer behüte Urgauisation des iSalzbandcl», bestätigt durch kaii>er- 
liche Resolution, d. d. 23^ Juli 1573) und die entsprecwnden Partieen 
der Eammerordnung von 1572. 




meist aus Hölzern bestanden. 
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wpsens seyn, auf den die aadera ambtleut und diener ir auf- 
merken und respect haben." 

Jedem der beiden Siedewerke* war ein Unteramtmaiui 
vorgesetzt, dem ein Gegenscbreiber beigeordnet war. 
Unteramtinann und Gegenscbreiber sollten „stets auf der stell 
bleiben, alle emp&ng^ eiimaiiib und auagaben Terrichten und 
verwalten'*; sie waren kaationspflichtig, nahmen das ankom- 
mende Boisalz in Empfang, Überwachten die Versiedong des- 
selben und verkauften das versottene Salz. Die einzelnen 
Salzämter Mrurden halbjährlich von einem Kammerrate und 
demjenigen Buchhaltereibeamten, der ihre Rechnungen auf- 
nahm, visitiert; sie sandten auch alle Quartale Auszilge dar- 
über, wieviel sie an Boisalz empfangen^ wieviel sie davon ver- 
sotten und verkauft hatten, und wieviel noch lagerte, an die 
Br'^slauer Kammer ein, welche diese Berichte dann mit ihrem 
Gutachten der ] lolkammer ilberschickte. Natürlich mufsten sie 
auch jährlich Rechnung U*g(;n ; bei den Salzrechnungen war 
der Wichtigkeit des Gegenstandes gemäfs stets ein Mitglied 
des KammerkoUegiums anwesend. Daneben gab es noch je 
einen Faktur zu Hamburg und Frankfurt. Der Hamburger 
Faktor mufste mit den Lieferanten verbandeln das erhandelte 
Boisalz in Empfang nehmen, verwahren und dieHerau&chiffung 
desselben bis Fttrstenwalde leiten. Von hier bis zu den Siede- 
werken besorgte den Transport der Frankfurter Faktor, dem 
auch die Aufsicht über den Frankfurter Holzplatz übertragen 
war, auf welchem das für die Verarbeitung zu Fässern oe- 
stimmte Holz lagerte. Beide Faktoren standen unter der 
Aufsicht des Ubersalzamtmannes, der von Zeit zu Zeit Frank- 
furt und Hamburg bereisen mnfste, teils eben um die gröfseren 
Käufe abzusuhliefsen, teils um mit den Mächten zu verhandeln, 
dnre!i df'ren Go]»ief der Transport ging, teils um die Geschäfts- 
ftlhrung der beiden Faktoren zu überwachen ; diese beiden 
letzteren waren ebenfalls zu regelmäfsiger Reclmungslegung 
über die von ihnen vereinnahmten und verausgabten Gelder, 
über die durch ihre Hände gehenden Salz- und HolzLrausporte 
verpflichtet — 

Der Kammer untergeordnet war seit Ende des 16. Jahr- 
himderts die Verwaltung noch einer weiteren Einnahme, die 
mit dem Ärar allerdings staatsrechtlich nicht zusammenhing, 



' 1576 sollt" ein drittes Siedework im Gebiete des Stiftes Neuen- 
zell zu Fürstenberc iinj^elegt werden (AA. 11123 k fol. 118); ob es dazu 
in der That kam, konnte ich nicht ermitteln. Das techniscne Penonal 
bei den Siedewerken setzte sich znFnmmon nn^ den Salzmeseorn , dem 
biedemeister, den Salzsiedem (in Moderin 12 an Zahl) und dun nötigen 
Handwerksleuton. 

* Einkäufe über 100 Laoten (die Last kostete lo76 ca. 13 Thlr.)aber 
•Iiirfte, w'w schon bemerkt, nur der Oberaalzamtmaim mit Genehmigatig 
der Kammer abf^chliofson. 

Forschangen (55) XlLl 1. - Kachfahl. 84 
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sondei Ti nuf der Bewilligung des Füi*bteiitages beruhte, nämlich 
die Ailiiiinistration der Biergeldereinnahme. Allerdings be- 
durfte es eines längeren Kampfes, bis es dem Könige gelang, 
die Erb(d)U!ig dieser Gefälle in seine Hand zu beUommeD; 
dafs ihm die Stitnde hier nachgaben, während sie die Erhebung 
der Schai/.uiigsteuer ihui beharrlich verweigerten, hatte seine 
Ursache darin, dafs das Biergeld seiner Bestimmung gemäi^, 
da es als ein Zuschufs su den Kosten des kGn^icben Hof- 
haltes bewilligt wurde^ doch einmal in seine Kasse übergehen 
mu&te, wfthrend man hinsichtlich der Schatsungsteuer ein 
Gleiches verhindern wollte, um dem Herrscher die Möglichkeit 
zu rauben, dals er sie anstatt für die Zwecke des Krieges 
anderweitig verwende. 

Für die Erhebung des seit 1546 eingeführten Biergeldes 
waren in den einzelnen Städten des Landes Einnehmer mit 
Gegensehreiberi! brstnllt, au welche die Steuer nach den je- 
weiligen Vorsehnltcu entweder beim Verkaufe des Bieres oder 
des Malzes oder, wie es seit 1567 gleichf>^rmig der Fall war, 
beim Brauen entrichtet wurde. Nachdem die Bestimmung 
von 15Ü7 durchgedrungen war, der zufolge das Biergeld recht 
eigentlich eine Brausteuer wurde, mufste der lirauer, ehe er 
das Feuer anlegte, bei dem Einnehmer das Quantum augeben, 
welches er Terbraaen wollte, und unter Erlegung der daflbr 
festgesetzten Steuer einen Brauzettel lösen« In den grdfseren 
Städten ^ab es noch einen Bierzollamtsdiener oder Zetteltrdger, 
der die emzelnen Brauzettel austrug und sich dabei wohl auch 
überzeugen mufste, ob die Ansage nicht eine zu geringe wäre. 
Eine feste Ordnung der Kontrolle zur Verhütung von Unter- 
schleifen war sehr schwer möglich; VervielflÜtigung der Auf- 
sicht und Eide, dafs die Ansage richtig sei, spielten hinsichtlich 
der Kontrolle die Hauptrolle; Einnehmer. Braumeister, Schenk- 
wirte und Ortsubrigkeiten (Majristrate, firundherren und Dort- 
schulzen) waren zu Lr<'L'"<'n.seitiger Beaufsichti^uu;^ und •retreuer 
Angabe des gebrauten, verkauften und verschenkten Bieres 
eidlich verpHichtet Einnehmer uihI (i egenschrei ber in den 
kleineren Orten befanden sich in einem ähnlichen Verhältnisse 
wie die Beamten der geringeren Zollämter; sie bekleideten 
ihren Posten meist nur im Nebenamte , indem sie eigendich 
Kommunalbeamte, Bürgermeister oder Stadtschreiber, waren, 
indem sie ferner für ihre Mühewaltung rttcksichtlich der Ein- 
nahme des Biergeldes demgemäls auch nur geringe Besoldungeo 
bezogen. 

Wie nun die Einnahmen der Unterzollämter von Ober- 
zollemnehmem gesammelt und an die Bentkasse abgeführt 
wurden, so auch geschah es mit den 0e^llen des Biergeldes; 



' Kries 8. 67 Anm. 2 nach der Btergeldereinnehmerinstniktioii 
von 1572. 
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dieselben worden vierteljährlich von den Unterämtern durch 

Oberbiergeldeinnebmer unter Prüfung der dazu gehörigen 
Biichfi* und Belege abgehoben, um sodann nach Abxug der 
Kosten für die Besoldungen und anderwriti^^en Auslagen dem 
Keutamte übermittelt zu werden. iSoklur Oberbiergeldein- 
nehmer gab ('S für JimIcs Fürstentum, desgleichen auch filr 
eines oder mehrere der sejiariL-rten Weichbilder und Herr- 
schaften je einen*. Wie es scluiiit, wurde bei den über- 
biergeldeiunelimern von der sonst für die ivasseubearatcn er- 
forderlichen Kautionsstellung abgesehen, da sie dem Adel 
entnommen wurden und daher ^äs Yomembe und wol ange- 
sessene leute*^ schon durch ihre Persönlichkeit und ihren 
Grundbesitz die nötigen Garantieen betend Kur für das 
Farstentum Breslau gab es seit 1572 keinen Oberbiergeldein- 
nehmer, sondern das Breslauer ^BierzoUamt" wurde nach dem 
Vorbilde des durti^^en GrenazoUamtes direkt der Kammer 
unterstellt; auch die beiden andern Biergeldämter des Fürsten- 
tums, zu Neumarkt und zu Namslau, hatten ihre Gefälle von 
nun an direkt bei dem Jxentamte al)zuliefern. Das Breslauer 
BierzüUaint war bei weitem d-is Hedeuten. Iste im <^Mnzoii Lande, 
da viel Breslauer Bier ausgetVilirt wurde. Ks handelte sieh 
hier um ähnliche, wenn auch nielit ganz so hoh^^ Summen 
wie bei dem GrenzzoUamte, daher denn auch dem Breslauer 
Biergeldeinnehmer und seinem Gegenschreiber jedes >sel)en- 
gewerbe untersagt, Kautionspflicht aufei-legt und eine ähidiche 
Besoldung wie den Beamten des Grenzzollamtes bewilligt 
wurde*. Wie alle Kassenbeamten, so waren auch die Biergeld- 
ämter za regelmäfsiger Rechnungslegung verpflichtet 

Es fragt sich nun, von wem diese Behörden abhingen, 
ob von der Krone oder von den Stitnden. Dafs die Organi- 
sationsgewalt hinsichtlich der Erhebung des Biergeldes den 
Ständen gebührte, hängt zusammen mit den staatsrechtlichen 
Verhältnissen des damaligen Finanzwesens; dem Belieben der 
Stunde war es gleichwohl überlassen, eine Abhiingigkoit der 
von ihnen ein^esetzt'^n Bf .•nnt<*n vom Könige zu gestatten, 
oder gar die Bestallung derselben ganz und gar dem Herrseher 
anzuvertrauen. Die jeweilige Organisation bestand inmier 
luu' tVir diejenige Zeit, auf welche die ihr zu Grunde liegende 
Bewilligung sich erstreckte; der Umstand, dals faktisch die 
Einrichtungen immer dieselben blieben, darf uns die Erkenntnis 



* Vgl. die Rechnung!«akten de 16. Jahrhunderts und besondfT?« da» 
Aktenstück -Auszug aller der ksl. M. umtleut" etc. d. a. 1")72 im üresl. 
Staatsarch. ÄA. I 78 c. 

« Ebd. AA. III 23i fol. S\h (d. d. 12. Marz 1574). Die Bc-^oklunff 
des Licgnitzer Oborbierj^eldeiMnohmer-} betrug 1577 IK) H. p. n. lebd. 
AA. III 231 fol. 114); doch brkütii derselbe keiue Reisekoäteüeiitöchä- 
digung, sodafs die Hälfte seines Gehaltes f&r Zebrung a.0.w. aufging. 

^Ebd. AA. UI 28g fol. 1-40. 

24* 



Digitized by Google 



872 



xm L 



nicht verdunkeln, dafs bei jeder neuen Bewilligung die ge- 
samte Organisation eigentlich immer wieder erst, — sei es 
nun durch ausdrücklichen Beschlufs des Fürstentages, sei es 
durch stilkchweigende Anerkennung, indem Änderungen nicht 
getroffen wurden, — von neuem in das Leben gerufen werden 
roufste. Die Permanenz der mit der Erhebung des Biergddei 
betrauten Behörden war daher nur eine faktische, keineswegs 
eine rechtlich unbedingte. 

Soviel uns nun bekannt ist, erscheinen die bei der Ver- 
waltung des Biergeldes beschäftigten Beamten zuerst als Organe 
des Königs, da diesem der Fürstentag ihre Bestallung anheim- 
ji^eatellt hatte; noch 1552 beschlossen die Stände: „es soll auch 
ilirer Maj., walV^'r gestalt solches soll gegeben und am rich- 
tigsten eingeiiumen werden, zu verordnen und anzustellen, 
derselben gefallen bevorstehen" Im Zusammenhan};«' mit 
jener Bewegunpr aber, der zufolge seit 1552 rein ständische 
Orj^ane für die Erhebung und Verwaltung der Schatz ungsteuer 
sich bildeten, stand es, wenn nunmehr die Stände darnach 
trachteten, auch die Erhebung des Biergeldes der königUchen 
Verwaltung abzunehmen. Auf dem Ffirstentage von I&54 
wurde beschlossen, dafs jeder Fürst und Stand in setnem 



einkommenden Gelder an die Generaleinnehmer und erst von 
diesen an die königliche Kasse abgeAihrt werden sollten; nur 

für die Erbfürstentümer blieb die Einsetzung der Einnehmer 
dem Könige frei ^. In dem folgenden Jahre indes wurde das 
Biergeld an den Vitztum direkt eingeliefert, und wir finden 
auch — mit Ausnahme des Fürstentums Liegnitz, wo f](r 
herzogliche Rentraeister Valentin Scydel das einpeir'ni_t*iie 
Biergeld abführte. — in allen übrigen schlesischen Gebieten 
kaiserliche Oberbiergeldeinnehmer ^. Dem in Liegnitz gege- 
benen Beisj)ie]e folgten bald andere Stünde; schon drei Jalire 
später sah sich der König genötigt, beim Fürstentage die 
Forderung zu stellen, „dafs auch der König eigene einnehmer 
zu den Biergeldem in jedem fürstenthumb bestellen und rer- 
eyden lassen möge; so'nsten kömpt wenig ein, bleibet auch 
bisweilen gar hintersteUig** K Als ihm die Stttnde darauf eine 
abschlägige Antwort erteilten, bemtthte sich der Kaiser, durch 



' Vffl. hierfür und für das Folgende Krics S. 65 Anm. 4 und 5. 

■i „TV-; biVrproIdo« han)en. \sne golches soll einbracht werden, '^'^i! 
ein jedt r iurnt und stand in seine« lande trewlichc Ordnung geben und 
dieselben personen znm einnemen veraiden; in der k. m. erbftirsteii« 
(humern wird ihr R. K. M. die ihren dazu zu deputiren wissen . . 
Was filfio an «teuer und bierprf'lt einkonifni wirf, »Ins soll nn«;hmals 
der Köm. k. M. von den generaleinnehmbern neben erfonlerung eines 
genuegsamcn reverses auf erfolgete qnittnng heransgejj^eben werdea* 
Bresl. Fürstentaff vom 12. Okt. loM. Br. sl. Rtadtarch. A. P. TV fol .i5ff. 

^ Vitztum.s-Kaitung d. a. 1555; K^rl. Stantsarch. Bresl, AA. VI Ic 

* Sehickfufs III 199 (Füratentag von Oculi 1558). 
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SonderverhandluDgen mit den einzelnen Fttraten und Ständen 
eein Ziel su erreichen, und erhielt in der That sowohl ftUr 
die E^bfUrtentttmer als auch fiär die Gebiete des Bischofs, des 
Markgrafen Georg Friedrich und für Gels von den beteiligten 
Ständen die Erlaubnis, bei ihnen Ober- und Untereinnehmer 
verordnen zu dürfen; nur die Herzöge von Liegnitz, Brieg, 
Teschen und Bern.stadt, sowie die Standeaherren von Trachen- 
berg und Militsch wollten die Bicrgefello in ihren Ländern 
diircli ihre eigenen Organe erlieljen lassend Wenn uns be- 
riclitet wird, dafs in T^ie^nitz damals schon das dritte Jahr 
kein Pfennig vom Biergelde gefallen sei-, so erscheint uns 
das Motiv der Weigerung der letztgenannten Stände in sehr 
bedenklichem Lichte; sie fürchteten offenbar, dafs kaiserliche 
Beamte in der Beitreiijung der Steuer mit einer hir sie und 
für ihre Unterthanen allzu lästigen Energie vorgehen würden ; 
vielleicht hofften sie auch, wenn die Erhebung ihren eigene 
Ginnen zustQnde, um so leichter hin und wieder einen Ein- 
griff in die fUr den König bestimmten Einkünfte vornehmen 
zu können. Der Ramuf^ ob die Einnahme der Biergelder 
königlichen oder ständischen Beamten anvertraut werden solle, 
währte mehrere Jahrzehnte. Auf dem Fflrstentage von 1561 
verlangte der Kaiser, dafs die Anordnung der Biersteuer, wie 
in Böhmen und Mähren, so auch in Schlesien ihm gänzlich 
anheimgestellt werde ; darauf ginir i^ian zwar nicht ein, be- 
schlofs aber, dafs die Einnehmer iiberali auch auf seinen Namen 
vereidigt und der Instruktion d«'r königlichen Kammer unter- 
worfen würden^. Auf dem Troppauer Fürstentago von 1567 
trat der Kaiser mit seiner alten Forderung hervor, erhielt 
aber die Antwort, es solle betreffs der Bestallung der Ein- 
nehmer alles beim Alten bleiben*. Im Jahre 1570 wurde, 
wie aus den für dieses Jahr erhaltenen Rechnungsbflchem ^ 
hervorgeht, das Biergeld wohl in ^nz Schlesien, sogar in 
den Fftrstentttmem Limits und Bneg, durch kaisefliche Be- 
amte erhoben. In den Erbförstentttmem scheinen die Beamten 
des Biergeldes — sicherlich aber das Breslauer Bierzollamt 
— stets der Kammer unterstellt gewesen zu sein; bezüglich 
der mittelbaren Fttrstentttmer waren diese Verhältnisse augen- 
scheinlich ebenso in der zeitlichen Entwicklung schwankend 
wie lokal von einander abweichend. 1577 schlug die Kammer 
dem Kaiser vor, auf d^m nflchsten Fürstentqere die unrecel- 
mäfsige Amtsfülirung der Uberbiergeldfinnclniier zu rügen 
und den Antrag zu steilea, dals sie nicht nur auf die Fürsten 



> Vgl. den Kammerbericht, d. d. Breslau, 25. Febr. 1559. Kgl. 
Btaatsarch. Brest. AA. in 28a fol. 67. 

« Ebd. 

* Kriex 05 Anm. 5. 

♦ BresL Stadtarch. A. P. V Ms. 166 fol. 70-77. 
» Kgl Staatsarch. Bresl. AA. VI eOd und e. 



Digitized by Google 



374 xm 1. 

und Stände, sondern auch zugleich auf die Krone vereidigt 
wtirden*; es müssen demnach sowohl die Bestallung wie die 
Amtsführung der Hifjvr^'Tdorbeamten — wenigstens in den 
Mediatgehieton — ^.mz ihm] gar dem Einflüsse des Kaiser«» und 
der Kanuner sirli eiitzugeu haben. Als zwei Jahre später 
das Bier<reld vuii 4 gr. auf 5 gr. erhöht und zugleich eine 
Trankstciier auf Wein und ein Ausfuhrzoll auf Pferde und 
(Gietreide bewilligt wurde» wurde die Verwaltung der Einnaluiien 
aus diesen Qefftllen eine durchaus ständische; sämtliche £in- 
nehmer, auch in den ErbAintentümern, wurden von denStttndefn 
ernannt auf daa Land vereidigt und mufsten ihre E^in^nge 
in das rein ständische GteneruBteueranit abführen, welches 
über die Verwendung und die Aussah! ung an das Rentamt 
— zwei Groschen waren für den königlichen Hofhalt, drei 
Groschen für die Schuldentilgung bestimmt — an die Wei- 
sungen der Stände gebunden war*. Allerdings war dteeer 
Zustand der ständischen Omnipotenz hinsichtlich der Verwal- 
tung des Biergeldes von selir vorübergehender Dnnor; denn 
der Kaiser, von Scliuldeu damals bedrückt, hatte nur deshalb 
7,11 einer ^Tolsen Nachgiebigkeit, die sich auch auf die 
andere Steuer erstreckte, sich verstanden, da er hoflte, «iafs 
die Stünde zum Ersatz« dafür sorsren würden, dafs ihm aus 
der Steuer ein erhülites und sicheres Kiukommen zuteil werde; 
da er sich in dieser Erwartung getäuscht sab, so trat er als- 
bald mit seinen alten Forderungen wieder auf. Schon im 
nftchsten Jahre stellte er den Antragt, dafs die Verwendung 
der Schatzungsteuer und die Erhebung des Biergeldes in sein 
Belieben gelegt würden; hinsichtlich des ersten Punktes seines 
Begehrens abgewiesen, erhielt er die Erlaubnis Eur Ernennong 
der Biersteuereinnehmer, deren Eingänge fortmehr dem Bres- 
lauer Rentamte direkt zufliefsen sollten. So blieb es auch in 
der Folgezeit; nur der sechste Biergroschen, von dessen Er> 
trage 6000 Thaler für die Bedürfnisse des Landes zurückbe- 
halten wurden, wurde seit den achtzitrer Jaltren von den 
Biergeint'iiiiiehniern dem Generalst<Mieramte ein^^eliefert inid 
von dort erst nach Abzuir des „Landesreservates" dem i\ent- 
amte ausgezahlt^; £>oubt blieb die Erhebung und Verwaltung 



' KgL Staataarch. BresL AA, lU 231 fol. 124 (d. d. Breslau, 10. April 

1577). 

2 BresL StadtarcK A. P. Mg. 170 fol. 286: vgl. K rie» S. 66 Anm. 8. 
FuTstentaff yom Juni 1580. Bresl. Stadtarch. A. P. Ms, 172 
fol. 1 ff. 

* Vgl. die Fürstentagsbcschlüsbe vom Oktober 1584 (ebd. M^. 174 
fol. 162 ff.) vind vom 2. April 1585 (ebd. fol. 290 bis 298): .also dafz, 
wnii zu qnntornbors zritcji die liicrf^cldcr . . . der cammer alliier ;d);x^ 
g(d)('u und gut ^«'tliMii oder abgefordert werden, dabei auch der sechs'fe 
biergroßchen in das gencnUsteuerHnibt altzeit damit und zugleich ali- 
geben und zaict, und Avan die nech» tauHent taler dem lande völlig ge- 
salet, das ubrige alles und ohne saumsal irer k. nu an gehörige ort 
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des Biergeldes bis zum Schlüsse der von uns behandcitea 
Periode der Kammer unterstellt und war durchaus vom Kaiser 
abhängig ^ — 

80 war die gesamte Verwaltung der königlK'lion Finanzen 
der Breslautir Rentkammer nntcrgelben; in ihr l^oncentrierte 
sich der iresamte königliche Finanzdienst lür Öelilesien, und 
selbst die Administration der landständischen indirekten Steuer 
war von ihr abhängig, wenn auch der Fürstontag kraft der 
ihm hier zustehenden Organisation sgewalt auf diesem letzteren 
Gebiete vorübergehend den königlichen Einiluis beschränkte 
oder gar gänzlich aufhob. Das Kammerkollegium war aber 
nicht nur reine Finanzbehttrde, sondern es hatte in dieser 
Periode eine noch viel weitergehende Bedeutung. Die Kanuner 
wurde, den abstrackten Staatsgedanken erfassend und die 
Majestät der Krone, sowie ihr unveräufscrliches Recht, als 
vornehmste Trägerin der staatlichen Entwicklung in alle Ver- 
liältnisse des Lebens der Gemeinschaft einzugreifen, überall 
in nie ermattendem Eifer, in rastloser Tliätigkeit verfechtend, 
zur stärksten Vorkärapferin modemer Centralisation wie auch 
der Beschränkung der Macht der Feudalgewalten. Von ihr 
'^^^^'J: aus eine Reihe der wichtigsten Regungtii des nuxlernen 
btaatslebens, anknüpfend an ihre financielle Wirksamkeit, in 
der Tliat aber hinübergreifend auf Gebiete der inneren Ver- 
waltung und der Kechtäpflege. Es ist bekannt, dafs sich die 
ersten Elemente der Volkswirtächafts))tlege mit der Fiiianz- 
vcrwaltung verschmolzen, da man von der richtigen Erkenntnis 
ausging, dafs eine Hebung der Einnahmen des Staates ssur 
Grundlage haben müsse eine Hebung ihrer Quellen, des Volks- 
wohlstandes ^ Die Kammer war vornehmlich das Organ, 
welches den Übergang von der mittelalterlichen Stadtwirtscnafit 
zur Territorial Wirtschaft vermittelte. Sie erstattete dem Kaiser 
Bericht über die wirtseliaftliche Lfige Schlesiens, zumal der 
fttr die damalige Zeit so wichtigen Tuchindustrie, und machte 
Vorschläge, wie eine Förderung dieses oder jenes Zweiges 
des Gewerbefleifses möglich war. Sie war die treibende Kraft 
bei jenen ersten Verauchen, eine principieUe Reform der mittel- 



90lle von den einnemern oder deren zugeordneten biichhalter aug^esaget 
nnd ordentlichen nhgcbpii würde pMinit nncli drin laut zn solchem irem 
vorbehält und dem irigen zu geburcudcr zqjt und gerecht kommen und 
raehen werden muge, wer restiret, und wie es zu erheben und einsu- 
oringen, dafs von J. Ks. M. cammer, wan erfordert, mergedachten [sc. 
genoraT einnemern, wafz am funfftcn bier^rropohen einkommon. nnd wie 
es ailcrthaib mit demscibten bescbafTen, begrünte anzeig und schriift* 
liehe nachriebt gegeben werden solle.'' 

' Auch in Liegnitz nnd Brieg gab es nunmehr kaiserliche Bier- 
geldeinni limpr: v<rl. die Eechnungsakten von 1608; Kgl. i:>taatBArch. 
Bresl. AA. VI 60g. 

* Vgl. Lorenz von Stein, Finanzwissenschaft P S. 878, und 
BosentHal, Geschichte des Gerichtswesens u. s. w. S. 478. 
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alterlichen Verkehrsverhältnisse durch Öffnung der Oder und 
Verbindung der Elbe und Oder lierbeizufliliren ^ um dadurch 
dem Handel neue Bahnen zu eröffnen, zugleich nber auch 
gewissen Lande.s})rodukten, wie Garn. Wolle, Kupfer und 
Färberröte, die auswiirti^^en Märkte zu er.schliefsen. Gewisse 
Regale, deren Verwaltung die Kammer führte, m das Berg-, 
Münz- und Salzregal, liefen ja anfser auf den fiskah" sehen 
Vorteil auch auf die Förderung der volkswirtschaftlichen In- 
teressen hinaus, und sogar bei der Durchftlhrung des Zoll- 
regals liefs man sich seit dem Anfange des 17. Jahrhunderts 
von der Tendenx leiten, den einheimischen Handel zum Nach- 
teile der fremden Kaufleute zu begünstigen, wie ja auch mit 
Recht darauf hingewiesen worden ist, dafs sich die ersten 
Spuren des Prohibitivsystems nicht in Frankreich und England, 
sondern in den Lftndem der habsburgischen Monarchie wah^ 
nehmen lassen Die Kammer bekämpfite den starren, exklu- 
siven Geist des damaligen Zunftwesens, so gut es anging, 
und vorsuchte auch hier immer mihlernd, ver5i'»h!KUid und 
refürmiereiul zu wirken ^. Es sinrl dies die ersten Flügelschläge 
jener Politik des Merkantilismus, welclie {späterhin ftir die 
volkswirtschaftliche Entwicklung so (iiulses geleistet hat. In- 
dem die Fiskale auch für ihre krinuiielle Anitsthätigkeit von 
der Kammer abhingen, erhielt die letztere Funktionen, welche 
in den Bereich der Strafrechtspflege gehörten, gewissermafsen 
die Befugnisse einer obersten Staatsanwaltschaft ^ ; wenn auch 
hier wieder das financielle Interesse den Ausgangspunkt bfl- 
dete, so war damit doch ein Princip au%enommen, welches 
charakteristisch ist für den modernen Staat, nämlich der 
Grundsatz, unabhängig von jeder privaten Anklage und ohne 
Rücksicht auf die privaten Interessen lediglich im öffentlichen 

^ Vgl. jet/t über dio Gc-i liiolitc des K;iii:ilbaue8 von MiiIIr">i" 
K. Tooche-Mitt lor, „Dur FritHirith-Wilholni-Kanal" in deu staab- 
und social wi88. Forschungen, hsg. von G. Sc hm oller XI, 3. Leipzig 
1891. 8. 12 ff. Über die Thätigkeit der Kammer in dieser AngelMfcn- 
hcit 8. z. B. Kgl. Staatsarch. Brest AA. in2aafoL3ff. (d.d.^^ 
1558), fol. m ff. (d. d. 7. Dez. im). 

• VjLcl. G. Schmoller, „Die nationalökonomischen Ansichten io 
D<nits( lihind während des Ueformationszeitalters" in der Tübingöf 
Zeitschrift für dio ^-es. Staatswiss. XVI fii-l 1^60. ^ 

• Vffl. A. ii. die Verwendung der Kannucr beim Hreslauer Eatc 
fnr den Breslauer „Mitwohner", Barett- und Handsclndisticker Friedrieb 
Zwickauer, dem die Zeche seiDes Gewerkt ^« den Eintritt veiMgen 
wollti w I il f r noch nicht lange genug nuf der Wand« i m h ift gpwp«Mi 
wäre; die Kamnu r drang darauf, daO* Zwickauer wegen nicht gäDzhcb 
vollbrachter Wantlerschaft gestraft werde, sonst aber das Meistcrwcht 
erhalte (Bresl. Stadtarch. Seheitiig IO, 8 Nr. 3487, d. d. 11. Nov. 1609) 
u. a. m. 

• Vgl. ebd. Nr. 3402 (d. d. 10. Juli 1603): es wii-d darin ervvälint 
eine Vernlgung des Kaisers an die Kammer, bei Tötungen die Gcridite 
xuT Einleitung und Verfolgung dee Strafirer&hTens gegen die IfiisetUtfr 
au veranlassen. 
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Interesse gerichtliche Ahndung der Frevel gegen die Gesetie 
zu fordern. Ja, sogar in rein politischen Sachen, bei denen 
nicht das geringste financielle Moment ins Spiel kommt, finden 
wir die Kammer als Ratgeberin und Helferin des fiLaisers; 
war sie doch eben — im Gegensatze sum Oberamte — eine 
rein königliche, von den Stenden ganz und gar unabhängige 
Behönle, nur der Krone zu Trenn und Ergebenheit verpflichtet, 
nur im Dienste des KöniL,> wirkend \ Erst als inlol^e der 
Kreignissc des dreifsigjährigen Krieges das Oberamt ebenfalls 
durchaus in die Spliäre des königlichen Einflusses geriet, 
wurde die Kammer wieder mehr auf das rein tinancielle Gebiet 
zurnckgedriingt. P^iir die Zeit des Dualismus in der Verhisbung 
war die Kammer der Grundstein und Eckpfeiler des begin- 
nenden Baues des modernen Staates, die Haoptträgerin der 
fortschreitenden Staatsidee; ftlr die Geschichte der Öffentlichen 
Yerhttltnisse Schlesiens war sie von einer so epochemachenden 
Bedeutung wie keine andere Behörde bis zu dieser Zeit 

* Wir fulnvii für diosc St ite der Thätigkeit der Kammer nur einige 
Beispiele an: 1677 meldete die Kammer, dafs die Tataren in Podolien 
eingefallen seien und nach Polen ziehen wollen (Bresl. Staatsarch. AA. 
III 281 fol. 113 f.). In den Unruhen, welche Herzog Heinrich von 
L'Cü'Tiitz in fl 'u .si('])zi^*^i" ""d achtziger Jahren stiftete (O rüiilmgen 
II 1U"< ti'.J, nahm die Kainnit r eine Vertrauensstellung <fin, indem sie 
dem Kaiser die nötigen Herichte lieferte, Ratschläge erteilte u. s. w. 
Eb*'. AA. III 2:5 Ii u. ff. Als eben desselben iicinrichs Vorgilnger Georg 
Frieilrirli mf Hofchl des Kaisera 1550 vcrhaftot wurde, wurdo rr der 
Hewacliuiig »Icr Kammer anvertraut (ebd* AA. III 23a). Die Kammer 
meldete die Erkrankung (ebd. AA. HI 23i fol. 134, d. d. 3. Juni 1574) 
und den Tod des Bischofs und Oberhauptmanns (ebd. fol. 135, d. d. 
4. Jnni); sie riet zugleich, die interimistische VerwalttniL' le-^ nhoramtes 
„znr Förderung der Landessachen nnd dabei interesöicrteu l'arteien, 
feowie der ausständigen bewilligten Landeshülfen" dem Herzoge Georg 
von ßriep zu ülx rtraijivii Wenige Wochen später riet sie dem Kaiser 
(d. •!. 23. Juni, ebd. fol. 149), die Bewerbung dis Graf«n und Dom- 
propstes KofzdrzoflF um den erledigten Bischofsstuhl seiner polnischeu 
Nationalität halber und seiner Verbindungen mit Polen abzuweiseiL. 
In der That wurde Rofzdrzoff trotz aller Umtriebe seiner Partei über- 
g'iTi:,'-f^n und durch einen starken Druck soitcii.s de.s Ilofcs auf dn^ 
Breöiam r Kapitel die Wahl des Dr. Martin Gerstniauu, des früheren 
Erziehers der Srthne des Kaisers, durchgesetzt (ebd. fol. 157). Als Könis 
Heinrich von Polen auf die Kunde vom Tode seines Bruders Karl Dt. 
nach Frankreich entwich, gab die Kammer von diesem bedeutsamen 
Ereignisse dem Kaiser sofort Kunde (d. d.~23. Juni 1574; ebd. fol. 150). 
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JOie Landesfinanzbehörden seit 1552. 



Nirgenck trat der Dualismus der Verfassung in dfT 
ständiscliou Periode so klar zu Tage wie in dem FinaT^z^ve•^e1l. 
Dem Könige gebührte eine vom ständischen Einflüsse gänzlich 
unabhänirige Organisationsgewalt für die Verwaltung des Arars, 
dem Fürstentage nicht minder eine durch die Krone völlig 
unbeschränkte entsprechende Befugnis für die Administration 
der landstftndischen Bewilligungen. War es aber dem Hemcher 
gelungen, den Ständen das Zugeständnis abzuringen, dals seine 
Organe die Erhebung der indirekten Steuer besorgen durflenf 
so war ein gleiches Streben ftir das Gebiet der direkten Stener 
erfolglos. Seit 1552 trennt* n i li definitiv die Wege der 
stäncTischeD von der königlichen Finanzverwaltung, Zwar 
glückte es dem Könige, mitunter noch die Bestallung und die 
Aufsicht über die Amtsführung der bei der Verwaltung der 
I^andcsstencrn beteiligten Behörden an sich zn ziehen: aber 
solche Errungenschaften beruhten immer auf ständischen K<:>n- 
cessionen, bezogen sich nur auf dio jeweih'ge Bewilligung lui'i 
waren jederzeit widerruf bar, > dafs die Organ isationsgewaU 
des Fürstentages auf dem Felde der Steuerverwaltung dadurch 
nicht im mindesten beeinträchtigt wurde. 

Die Organisation der mit der Verwaltung der SchatzuDg- 
steuer betrauten Behörden war dreifach gegliedert: es gab 
zunächst lokale Beamte, welche mit der eigentlichen Erhebuog 
betraut waren, sodann eine als Sammelstelle fungierende Oentral- 
behördCf das Generalsteueramt, endlich mit der Verausgabioig 
der Steuer beauftragte Organ^ die Muster- und S^ahlmeister. 
Bemerkt sei noch, dafs, wie wir schon mehrfach erörterten, 
die oberste Leitung der gesamten Steuervenvaltung dem Ober- 
arate zukam, dem auch die oberste Sorge ftlr die Zwang- 
voll Streckung g^enttber den säumigen Fürsten und Ständen 
oblag. 
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1. Dia lokalan HebetteiUe». 

Die lokalen Einnabmeämter waren verschieden für Land 
und Stadt In den Städten besorgten die Erhebung in den 
ErbfÜrtentttmem von den Magistraten, in den Mediatgebieten 
von den Landesherren veroranete Personen, Air die Unter- 
thanen des platten Landes die Grundherren mit Hülfe ihrer 
Organe in aen einzelnen ländlichen Gemeinden, nämlich der 
Schulzen. Die Grundherren wieder lieferten ihre und ihrer 
ünterthanen Steuer an Untereinnehmer ab, deren es — noch 
nach Mafsgabe des Fürstentagsbeschlusses von 1527 — je zwei 
für jedes Weich^iiM irnl». nnd dnren Einsotzun;L,^ den einzelnen 
Fürsten oder Ständen gebüiu tn. Tn den mittelbaren Territorien 
sandten die Kreis- und Stadteinnehmer die bei ihnen einge- 
gangenen Gefälle dem I^andesherrn zu, der dieselben alsdann 
der schlosischen Centralsteuerbohördo abfühi-te; hinsichtlich 
der El litiirstentümer darf man anueiimen, dafs in jedem von 
ihnen der Adel und die Städte gesondert Deputierte zur Ab- 
legung der bei ihnen eingelaufenen Steuer nach Breslau ab- 
ordneten ^ Der König fand diese Organisation allzu kost- 
spielig und führte für die schlesischen Erbfkirstentünier, nach- 
dem er (seit 1553) die Erlaubnis erwirkt hatte, hier selbst 
die Einnehmer bestellen zu dOrfen, eine Vereinfachung insofern 
ein, als er ftir jedes Fürstentum nur noch zwei, höchstens 
drei Einnehmer ernannte*, an welche die Grundhenren und 
mitunter auch die Städte^ das bei ihnen eingekommene Geld 
auszahlen mufsten, damit jene es an die Centralstelle nach 
Breslau übermittelten. Diese Neuerun^^ erhielt sidi nuch dann 
nod). als dem Kf)ni;<e die Anordnung der Einnehmer wieder 
abo^enommen ward, in den Erbfürstentümern, nnd zwar der- 
gestalt, dafs aucdi die in den Städten erhobenen Steuern 
überall erst an diese beiden Einnelmier abgeführt wurden*. 



* Furetcntagsbcschlufs vom 8. Fel»r. 1552: „Sunrleriicb aber soll 
die fiberreichung der summirten schatziuig (sc an die Gcneraluinnehmer) 

Sflcheen durch t iiHn oder /.wcenc geschickten von ydem stände." 
resL Stadtarch. A. l\ IV M». 

' Vgl. dafür die Vitztuimrechnung von 1555. Kgl. Staatsarch. 
Bresl. AA. VI Ic. 

^ In d< 11 Fürstontüiiicrn Breslau und Schweldnitz-.Iaucr führten 
die Stiidte 1Ö55 ihre (iefällf nicht an din hridrn Fürptr'iitnniaeinnehiner, 
sondern direkt an die Centralsteiie nach Hresi.iu ab. übd. 

* Vgl «. B. Acta Publica von 1556 (Bre«l. Stadtarch. A, P. IV 
fol. 114): „Eid, so die einnehmet di.ser Schätzung im Bveslischen fuisten- 
thumb, Neumargt nnd Namslau uffm land und stctti^n auf vorordnng 
der erbaren hauptmanscbaft gethon 1556: »Ich glob und schwere dem 
sUerdurehlenchtigston grofzmechtif^sten fureten und herren, herren 
ferdinando, Rö: zu Hungern, Heheim etc. kunigc, meinem allergnedi- 
gisten licrrn. Demnach ich von einem erbarn rr.t der stat Breslau als 
an statt hochgedaehter Ro: ko, M. verwalteuder hauptmanschaft zu 
einnehmung der Schätzung nach bescblns des gehaltenen fbrstentags 
Montags nach Trinitatis dits laufenden 1556 Jares voroxdnet bin wor- 
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In den mediaten Herrschaftsbezirken blieb indes die alte Ord- 
nung ^ bestehen, nur dafs jetzt nicht mehr zwei, sondern je 
ein Unternelimor für den einzelnen Kreis existierten. Erst 
im folgenrl'^n Jalirzeluite machte der Kaiser Versucliey auch 
hier auf eine Verringerung des unnötigen l^eamtenpcrsonalÄ 
zu wirken. Im Jahre 1562 teilte die Kammer dem Bischöfe 
Casi)ar von Breslau mit, der König habe befohlen, da deshalb, 
weil fast in jedem Kreise ein Einnehmer gehalten würde, die 
Erhebungskosten der Steuer zu hoch seien, dafs fortiin nur 
zwei dieser Beamten in jedem Fürsten turne gehalten würden, 
und legte daher dem Bischafe auf, swei in seinem Fttrstentome 
gesessene tangliche Personen zu nennen^ damit sie zu solchem 
Amte bestfttfgt „und in ihrer Ks. M. pflichten, d. f. gn. pflichten 
unvorgriffen, genommen werden möchten" ®. Dieser Befehl 
bedeutete einen unerhörten Eingriff in die privilegierte Rechts- 
sphäre der Stände; denn nicht nur, dafs dem Kaiser eine Qr- 
ganisationsgewalt auf dem Gebiete der Steuerverwaltung 
durchaus fehlte, so war durch den letzten Fürsten tagsbeschlufs' 
ausdrücklicli ff f^tir^setzt worden, dafs d^ni Kaiser für die Steuer 
von 1562 ein Eintlufs auf die Knien iiuiii,^ der Kiimelimer nicht 
zustehen solle. Dafs der Bischof auch in der That wenig 
Lust zeigte, dem verfassungswidrifren Begehren des Kaiser;? 
Folge zu leisten, Ltfst sich schon (iaraus entnehmen, dafs die 
Kammer einige Zeit darauf ihren Befehl zu wiederholen sich 
genötigt sah^. Noch 1567 gab es Einnehmer für die einzelnen 
Kreise und Weichbilder^; es Iftfst sich auf Grund des Tor^ 
handenen Materials nicht sagen, ob auch in den Uediat- 
fUrstentttmem späterhin die Kreiseinnehmer von den Forsten- 
tumseinnehmem verdrängt wurden. 

Diese PartikulaTSteuereinnehmer, zumal die der £rb> 
fUrstentttmer, von sich abhängig zu machen, war zuerst des 

don. das ich in einnehmun^ dersolben sclmt;?nng irer R K. M. zu eut 
^anz treulieb unaDgesehen jemandes persou und also handeln wil, aa& 
ich gegen got , der Bo. ko. Mt und einer erbam hsuptmanschaft und 
Bumt meniglidi mit gutem gewissen yefsntworten kau. Ab mir gott 
helf«". 

1557 wurden auf diese Weise zu Einnehmern für Stadt und Land 
BresUitt (mit EinscUurs von Neumarkt und Nsnslan) verordnet Hans 
Kökritz, Johann Uthmann und Nicolaus Rhediger, 1559 Christoph 
Schindol. 156? Hoorg Schellendorf und Wolf Seidlits, 1566 Wolf SeidUts 
und Hans Dompuig. 

^ 1557 wild Msehlossen, daTs die Partikulsreninehmer Jedes 
Kreises'' 15 Thlr. jfthrliche Besoldnne hdtommen sollen. Ebd. foT 190 
bis m. 

s Kgl. Staatdarch. Bresl. AA. III 6d S. 82 (d. d. Breslau, 25. Mai 
1562). 

« d. d. 6. Januar 1562: Schickfufs III 207 Nr. III. 

* d. d. 10. Jnni 1562: Kgl. Staatfiarch. Bre^i. rbd. S. 85. 

• Kammerbericht d. a. Iböl (ebd. AA. III 23 e foi. 5 C): „sonder- 
lich weil die fursteu und stende ain Jeder in scanem fnistentkimib 
crsifs und weicbbiid die einnember seines gefallens verordent.^ 
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Königs heif^estcsi Streben. In den Jahren 1553 und 1554 
gelang e.-> ihm, beim Fiirstenta^^e durchzusetzen, dafs in den 
mittelbaren Fürstentümern jeder Fürbt, in den Erblürstentüraem 
aber der König die Untereinnehmer verordnen solle ^; schon 
bei der nächsten Bewilligung xiber, welche 155() erfolgte, 
wurde beschlossen, dafs die Einnehmer des ganzen Landes 
zwar auf den König vereidigt, aber auch ttberall, sogar in 
den ErhUirBtentttmem, von den Fürsten und Stfinden bestaUt 
würden'; da man zugleich die Bestimmung traf, dafs die 
Partikulareinnehmer an die von der Krone ganz unabhängigen, 
auf den König nicht vereidigten Generaleinnehmer ihre Ein- 
künfte abführen sollten, so war das von den Ständen einge- 
räumte Zugeständnis von sehr geringem, fast nichtigem Werte. 
Ganz ebenso blieb es auch zunächst; das in der Proposition 
zum Enndtfiir«' von 1558 geäufscrtc Begehren des Königs, 
überall die Einnehmer seines OffallenR v«M-()rdnen mifl ver- 
eidigen zu diirfon, wurde rundweg abgeschlagen*. Otleiibar 
haben wir in diesen Beschlüssen der Stände Rej)ressalien gegen 
die damals geschehene Aufrielitung des neuen Grenzisolles und 
der Reiitkammer zu erblicken; wir erinnern uns, dals um 
dieselbe Zeit auch die Erhebung des Biergeldes dem EinÜusse 
der Krone entrückt zu werden drohte. Nicht einmal die 
Befugnis, in den ErhfÜrstentümem die Partikulareinnehmer 
einsetzen zu dürfen, vermochte der Herrscher zu erhalteoi 
wiewohl er zu wiederholten Malen darum bat^. Zu einem 
gewaltsamen Eingriff in die Rechtssphäre der Stände mochte 
sich der Kaiser — ausgenommen einen einzigen schwachen 
Versuch gegenüber dem Bischöfe, von welchem er noch am 
ehesten Gefügigkeit erwarten durfte*^, — trotz des Drängens 
der Kammer ^ nicht verstehen, und so blieben denn die lokalen 
Beltorden der Steuerverwaltung dem Bereiche des Kinllusses 
der Krone entrückt. — 



' S. din betr<'ffendon Beschlösse bei Schickfufs III 188 und 193. 

• In den Erbfürstentüineni lag die Hcstüllung dem Lande8haupt> 
mannt' fwolil im Einvernehmen mit den Stiindni . 1>); s. S. 879 Alim.3» 

8 Bresl. Stadtarch. A. P. IV Ms. 1(>-) toi. 2üÜ Ü. 

* So 1565 (ebd. M». 166a fol. 1 Ö'.j und 1567 (ebd. fol. 40 ff.). 
Im Jahre 1562; 8. o. 8. 880. 

In ihrem Gutachten über die Proposition von 1567 riet die 
Kjmimer, dm Artikel hotreffs der Hestallunc der Kinnehmer in den 
ErbfürsteutÜDiern fortzulassen, da er doch auf Annahme nicht rechnen 
könnte, und befürwortete e^. „dafE J. M. alsbald nach hescbliefzung 
des landtai^os den hanptleuten in den fnrstenthnmborn auferlegen, das 
sie mit hesta Illing der einnemor stillhalten, und daneben der cammer 
bevelch thuu, das sie von E. K. M. wegen am einem jed-j'n furstcn- 
thmnb taiigrliciie personen zu einnembern verordnen . . . sollen.** Da- 
neben srldiiir dl»' Kammer auch noi li die Abseha fluni,' des Gener. datcucr- 
amtes vor. Aiie «liesc Mafsregeln bedeuteten natürlich oÖ'cnkundige 
Verletzungen der Verfassung, und fo stark filhlte sich der Ki^nig doch 
nicbt, dafs er es wagen durfte, einen derartieeii ßechtsbruch olme jede 
Veranlassnng zu begebeo. Kgi. Staatsarch. %e8l. AA. III 23 e fol. 5 ff.) 
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2. Das Generalsteueramt. 

Von den Partikulareinnehmern wurde die Steuer an eine 
Centraistelle abgeführt, als welche seit 1552 das Generalsteueramt 
erscheint. Wie alle übrigen Behörden der Steuerverwaltung 
war iiucli das Generalsteueramt keine im eigentlichen Sinne 
ständige Üeliörde. Seine Wirksamkeit erstreckte sich rechtlich 
nur auf die jeweilige Bewilligung, und wenn seine Thätigkeit 
als eine kontinuierh'che erscheint, so ist diese Ständigkeit nur 
eine faktische, darauf begründet, Jais auch die Steuer jetzt 
insofern eine permanente wurde, als seit 1552 kein einziges 
Jahr mehr ohne Bewilligung verstrich* Zum ersten Male 
ündet Bich die neue Landeecentralbehörde) wie schon erwähnt 
wurde, im Jahre 1552; der Fttrstentag ernannte damak den 
Philipp Fopschtttz und den Stephan Ileugel eu Generalein- 
nehmern der Steuert Für die Schätzung des nächsten Jahres 
wurde angeordnet, dafs die Partikulareinnehmer ihre Eingänge 
an den Breslauer Kat ablieferten, dem aufserdem der Bischof 
als Oberhauptmann und Herzog Georg von Liegnitz -Brieg 
noch je einen Vertrauensmann zur Seite setzten; die Kommis- 
sare des Rates und beider Fürsten sollten die einlaufenden 
Geßllle in Kin[)faug nehmen und an die königliche Kasse ab- 
führen^. Wenn man diese Form der Organisation überhaupt 
noch mit dem Namen eines Generalsteueramts hel^ ^ren darf, 
so ist doch ersichtlich, dafs sie sich von der Behunle des 
Jahres 1552 schon dadurch unterschied, dafs sie nicht eine 
Landesbehörde war, sondern dafs die Einnehmer, nunmehr 
yon etnaelnen Mitgliedern der Stände emannty nur von ihren 
speciellen Auftraggehern abhängig und demnach auch nicht 
gegenüber dem Lande, sondern nur gegenüber ihren besonderen 
Kommittenten, und da(s erst diese letzteren wiederum gegen- 
über dem Lande verantwortlich waren. Offenbar war dies 
ein arger Rückschritt; vermutlich machte man auch nicht 
sehr günstige Erfahrungen mit der neuen Einrichtung, sodafs 
man schon 1554 dazu zurückkehrte, unmittelbar vom Lande 
abhängige Gcneraleinnehmer, und zwar drei an der Zalil 
(neben rior Steuer damals aucli zugleich für das BiergelJ) 
einzusetzen. Bei jeder neuen Steuerhewilligung wurde von 
jetzt ab diese Bcihorde entweder von tkmkmu bestellt, oder es 
wurde ihr Fortbestand Jiacli stillscltwt igende Anerkennung 
bestätigt. 1556 Muruc ilen drei Generaleinnehniern noch ein 
Schreiber zugebclh; 1557 wurde ihre Zahl auf zwei verringert, 
indem ihnen fernerhin im folgenden Jahre noch ein Buchhalter 
beigegeben wurde. In dieser Verfassmig, zusammengesetzt 
aus zwei Einnehmern und einem Buchhalter, bestand das 
Generalsteueramt fortmehr ohne weitere Veränderungen, 

» !^.-hioktufö III 187 f. 

2 Jiresl. Ötadtarch. A. P. IV Ms. 166 fol. 3Ö-dO. 
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Im Zusammen liaii^^e mit seinem Streben, die Partikular- 
einnchmer von sich nl'liHiigig zu machen, standen die wieder- 
holten Versuche des Künigs, auch auf das ( Jeneralsteueranit 
Einflufs zu <4:ewinnrn. Noch eifersüchtiger ahw als anderswo 
wachten hier die Staude über ihre Rechte, da sie sich dessen 
Wühl Ix'waTst waren, dafs, falls sie in diesem Punkte sich 
nachgiebig zeigten, die gesamte besondere Organisation der 
Steuerverwaltung ganz und gar zwecklos wäre, und dafs die 
Funktionen des Generalsteueramtes dann schlteTslich auch bald 
der Karomer übertragen werden könnten. Auf dem Fürsten- 
tage von 1556 bat der König, dafs die General- und die 
Partikulareinnehmer auf ihn vereidigt wurden; hinsichdich 
der ersteren wurde sein Gesuch abgeschlagen^. In der That 
war es nicht nur Streben nach Erweiterung seiner Machtsphäre, 
was den Kaiser zu diesem Streben bewog, sondern in erster 
Reihe der Umstand, dafs die Amtsführung der Generaleinnehmer 
eine schlechte, und dafs die gesamte Technik des stHndischcn 
Behördenwesens eine ungenügende w n*- ; auch schien es ihm, 
dafs das Generalsteueramt eigenth'ch ganz iiberfltissig sei, und 
dafs die durch dasselbe erforderten Kosten erspart werden 
könnten, wenn die Steuer Ix-i der Kammer abgeliefert würde. 
Als er 1558 die Ivaiuiuer einrichtete, stellte er einem auf Ab- 
schaffung des Geueralsteueramtes zielenden Antrag, ohne jedoch 
Gehör zu finden*. 1559^ und 1562'^ wurde zwar bescmoseen, 
dafs das Personal des Geueralsteueramtes zugleich auf den 
Kaiser und auf das Land schwören solle; aber auch diese 
Koncession wurde wieder zurückgenommen, und 1567 nur 
gestattet^ dafs das Generalsteueramt monatlich der Kammer 
mitteile, wieviel bei ihm eingekommen sei und bar vorhanden 
liege*. Einen letzten Vorstofs wagte der Kaiser 1578, indem 
er begehrte, dafs die Generaleinnehmer entweder auch auf ihn 
vereidigt, oder dafs wenigstens eine mit Pflichten und Gehor- 
sam ihm zugcthane Person dem Oeneralsteuerainto beigeordnet 
würde; nur soviel aber wurde ihm gewährt, da Is die Kammer 
zur Rechnungslegung der Generaleinnehmer Deputierte senden 
durfte \ Von da ab stellte der Kaiser seine Bemühungen ein, 
die Erfolglosigkeit derselben einsehend; die staatsrechtliche 
Trennung der i luaiizbehörden blieb nunmehr unangefochten 
beöteheu. 



» Brrsl. Stadtarch. A. P. IV Ms. 165:fol. 206 ff. 

* Näheres darüber folgt untcu. 

« Brcsl. Stadtarch. A. P. IV Ms. 16-5 fol. 206 ff. Für den Fürgten- 
tof' von 1667 riet die Kammer, dasselbe Verlangeii zu wiederholen. Breel. 
Staatsarch. AA. III 2;Jo toi. ■^ ü\ 

* Hresl. Stadmrch. ebd. ial. 226 ff. 
Ebd. fol. 256 ff. 

« Eb'l. Ms. 166 fol. 40 ff. 
' Ebd. Ms. 170 fol. 28 ff. 
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Die Grundsätze, welche die Kniup» t( uzen, den Geschäfts- 
gang, das Zahlungs- und Keehmingöweöen beim Generalsteuer- 
amte regelten, waren primitiver Natur*. Die Einnehmer und 
der ihnen zugewiesene Buchhalter wurden ganz allgemein an- 
gewiesen, ihren Wohnsitz zu Breslau zu nehmen ; eingehendere 
Bestimmungen ttber Amtszeit, Dienstpflichten u. s. w. fehlten. 
Die jährliche Besoldung der Generaleinneluner betrug späte^ 
hin 800, die des Buchhalters 200 Thaler ^ Ihre Funktionen 
bestanden lediglich in Einnahme und Ausgabe der Schätzung' 
Steuer. Der unter ihrer Obhut stehende „Landeskasten' 
auf dem Ratshause zu Breslau war die Centralsammelstelle 
fUr alle Gefälle der direkten Steuer in Schlesien, welche von 
den Untereinnehmorn oder den einzelnen Fürsten und Ständen 
hier abgeliefert werden nuifsten. Jeder Einnehmer und der 
Buchhalter besafsen verschiedenartige Schlüssel zu der Stf^uer 
truhe, sodafs dieselbe nur unter Mitwirkung sämtlicher Be- 
amten <les Generalßteueramtes geöffnet werden konnto. Das 
(reneralsteuerarat war zur Ausstellung gebührlicher Quittungen 
und zu ordentlicher Buchführung verpflichtet; moHatlich mufste 
es dem Oberamte darüber Bericht eistatten, wieviel an Ab- 
gaben oder Rückständen bei ihm eingelaufen sei, desgleichen 
wie hoch sich etwaige Rückstände der einzelnen Fürsten und 
Stände beliefen, damit das Oberamt um so schneller die Sftu* 
migen mahnen oder die Zwangsbeitreibung verfügen kOnne. 
Die Kosten für die Besoldungen (15 Thaler jührlicn) und für 
die Tagegelder (IV g Thaler mr 1 Rofs) der Untereinnehmer, 
desgleichen für die eigenen Gehälter durften die General- 
etnnehmer bald in A)»zu^ bringen; sonst waren sie hinsichdicb 
der Ausgaben an die Beschlüsse des Fürstentages gebunden. 
Als noch <V\v Steuer direkt von ihnen dem königliehen Kont- 
amte ahgetuhrt wurde, sollten sie die Kammer in fortwährender 
(ifwifslieit darüber erhalten, welche Suninu?n bei ihnen ein- 
gingen ^, und auf Erfordern derselben die vorhandenen Bar- 
bcsUindo dem Rentamte auozahlen, doch so, dals sie dwixh 
ihren BueliKaltcr dem Kammerkollegium vor jeder Zahlung 
ansagen liefsen, wie hoch sich die letztere belaufen, und m 
welchen Münssorten sie erfolgen würde, damit ihnen vorher 
eine Quittung ausgefertigt würde; erst gegen Überreichung 
dieser Quittung durften sie die angekündigte Summe aushändigen. 
„Gemeine Landesanlagen **, d. h. Steuern, die im Interesse 



' Vgl. für das Folerende die GeneraLsteueramtsinstruktioiieu vom 
5. Januar 1571 und vom 7. Au^nist 1578 im Kgl. Staatssrcb. Bresl. 
AA. VI 7a (die Ift/torc ist im Anlian^rc jredrucktv 

- Anfangs nur iOO Thlr. für die Einnehmer, öü für Hiu-lili:ilt<^r. 
Furstentagsabsclnod d. d. 13. Mai 1557. Bre»l. Stadtai-cli. A. 1'. IV 
Me. 165 fol. 198 f. 

^ 1567 ^^ nrde bescliloBBen, dafs sie der Kammer Monatssettel ein- 
«ueenden hätten. 
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des ^Landes" auferlegt waren, durften sie nur gemäfs den 
Beschlüssen des Fürstentages ausgeben und, wie es scheint, 
nur auf vorher erfolgte Anweisung des Oberamtes. Als «>päter 
die Stände selbst die Verwendung der Steuer in die Hand 
nahmen^ xahUen die Genendeiniielimer die eingekonunenen 
Ge^le nicht mehr dem Rentamte, sondern dem Landeezahl- 
meiater ans, jedoch nur aaf specielle Anweisung des Ober- 
amtes, welches dabei wieder in Exekutive des Furstentags- 
besehlusses handdte^ und gegen die erforderliche Quittung. 

Am unvollkommensten aber auf dem Gebtete der ständischen 
Steuerverwaltung war die Rechnungslegung geordnet. Das 
Merkwürdigste war es von vornherein, dafs die anfänglich 
festgesetzte Kechnungslopc^JTii^^ der FTitfreiTiTK liüior bald ahp;o- 
schafft wurde. ^ Hinsichtlicli des 0( nrralsteueramtes wurde die 
Reelmnngslegung für die enizeliitii Bewilligungen entweder 
ausfiriieklicli anbefohlen oder als notwendig stillschweigend 
vorausgesetzt. Die Generaleinnehiner mufsten, ehe sie die 
eingelaufenen Gefälle wieder ausgaben, dem Uberliaiiptmanne 
mitteilen, wie viel jeder einzelne Stand ^ von seiner Schätzung 
eingelegt habe^ und zwar verfolgte diese Bestimmung ein«B 
doppelten Zweck: es sollte einmal auf Grund dieser Angaben 
unter Vergleichung der Schatzungszettel eine Kontrolle darüber 
ermöglicht werden, ob jeder Stand die auf ihn fallende Steuer- 
qaote entrichtet habe, damit er um etwaige Reste gemalmt, 
oder damit Zwangsbeitreibung verfügt werden könne ^; dann 
sollten aber auch diese Angaben für die Rechnungslegung der 
Generaleinnehmer benutzt werden, nämlich um festzustellen, 
ob sie auch alle Gelder, welche d-k I» Ausweis der l>e>:;iirten 
Meldungen an das ()l>eranit bei iimen eingekommen seien, 
an ihren Bestimmungsort, an das Rentamt oder an den 
Landeszaliliueister u. s. w., vollständig weiterbefördert hatten. 
Wenn die Generaleinnehmer es unterliefsen, stattgehabte Ein- 
gänge dem Oberhauptmanne anzuzeigen, so mufste sieh dies 
bei Gelegenheit der Mahnschreiben an die vermeintlichen 
Hestanten herausstellen, da ja dann diejenigen Stände, bei 
denen die Einnehmer falsche oder unvollkommene Meldungen 
eemacht hatten, durch Vorlegimg der ihnen erteilten Quittungen 
den richtigen Sachverhalt nachweisen konnten. Damit war 
an und für sich eine sehr brauchbare Grundlage fÜrdieOrd- 

* D. h. joder Fürst nnd Sitandeshcrr, powio jede StÄndeköfporschaft 
der Erbfürstentümer, kurz alle diejenigen, welche eine Gcneralschatzung 
beim Oberamte einzureiehen verplliclnet waren. 

« Fürstentagsbesehhifs von 1552. Brefll. Stadtarch. Ms. 165. 

^ ZuTirich-^t rmifste jeder Fürst und LaT)de5<lranptmann (in den Erb- 
fürstentümern; darauf achten, dafe in iiirt m Jurisdiktionsbezirke ein- 
gesessene Steuersubjekte ihre Sehatzung richtig einbrachten, und gegen 
§ftoimge mit Gewalt einschreiten ; vemacblässigten sie diese ihre Pnicht, 
80 wffiidto sich da« nix Himt gegen sin mit militärischer Exekution, 
Befetnckung der Flirteten uud der Hauptleute u. s. w. S. o. S. 307. 
Forschungeu (55) XIU 1. — Ba c b 1 a h 1. 25 
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nung der Rechnungslegung, allerdings immer nur des General* 
ateueraintes, gefunden \ Es war nur betrfibend, dafs den Sttnden 
die Kraft feUte, dieses Princip mit Elntschiedenheit für die 
gesamte Steuenrerwaltung durchsuftlhren. Als 1553 znm 
ersten Male ein Termin fUr die Abnahme der Rechnungen 
des Generalsteueramtes über die Steuer von 1552 besdilossen 
wurde, gestatteten die Stände, dafs dieselbe in Anwesenheit 
eines Delegierten des Königs oder des Erzherzogs Ferdinand, 
des Statthalters der Krone Böhmen, stattfinde, und verfiigten. 
dafs alle Fürsten und ständischen KorporatioiK^n dazu ihre 
Vertreter entsendeten Die Sache wickelte 8icli aber keiiies- 
we^^s 80 glatt ab, wie man wohl erwartet hatte. Denn die 
ReclmungHlegung der Generaleinnehmer war ja zugleich auch 
eine sehr unangenehme Kontrolle für die einzelnen Stande: 
die Einnehmer konnten natürlich nur über diejenigen Summen 
Rechenschaft legen, die bei ihnen eingelaufen waren, und ea 
kamen daher bei dieser Gelegenheit auch die Rückstände sor 
Sprache. Als der festgesetzte Termin, su welchem sich anch 
zwei königliche Kommissare eingefunaen hatten, herangehuigt 
war, kam es zu gar keiner Rechnungslegung, da die fonigjn 
Isabella, welche Uppeln-Ratibor und Mttnsterberg-FrankensteiD 
innehatte^ für diese Länder überhaupt keine Steuer gezahh 
hatte, wie es auch sonst noch Reste in Hülle und Fülle gab, 
da femer einige Stände über ihre Schätzung mit den Ein- 
nehmern, die doch dazu erbötig waren, sich in keine Rechnung 
einliefscn. Es wurde daher beschlossen, diese Zustande dem 
Könige zu melden und um seinen Bescheid zu bitten; sobald 



1 Denn es konnte auf diese Weise immer nur ermittelt werden, 

ob die rj(Mior:ilciiif'li!in'r dit^ ganzen Suinincn, dir sie von einem Fürsten, 
einem Krhfürstentuiiie oder einer Ständekorporution eines Für.>*tt'iifiiin> 
erhielten, riclitig verrechnet hatten. Solange niclit eine Rechnuug>- 
prüfung der Partikuhireinnehmer stattfand, war die Kontrolle eine 
holut inip-fiiüfiendc . da ja z. B. zwischen diet^en und den einzp!n»'!i 
Fürsten oder Ständen Diirchsteckereien stattgefunden haben konnten, die 
durch eine blofse Kevision der Gcscliaft^tuhrung des Generalsteuer- 
amtcs niclit an den Tag kamen. 

• „Die liaitung der genenilstenereinnemer ])otreffend, das dit^selben 
vor i. f. d. adcr derjenigen vorordenten gescheen »olt, obwol dio ein- 
ncmer von gemeinem land geordent, bestiilt und augenomcn, deuen 
pillich raittung bescheen solt; zweiffein auch nit, die K. K. M. so wol 
f. d. trauen den hern fur.nten und Stenden nichts weniger als den an- 
dern landen. Dann sie sieh liindangeaetzt aller überme?«sigen ausgaben, 
da sieh die R. K. M. ader J. f. d. nicht vorsehen dorffen, das ^nnanden 
was übermessiges solt passiret , Hondem viel mehr unh genuu.ste auf- 
merken gegeben werden soll. Nichts weniger sind nie unscheulit h, da.'> 
die R. K. M. ader i. f. d. anstatt derselben imanden auf den benemb.-^tt'n 
tag als die mittwoch nach neclist körnenden pfingsten [24. Mai] de» 
abends kegcn der neifz [Neifse] davor einznlcomen, aann ein ider fiint 
nnd stand die seinen abfertigen sol, diesmal vorordne, welcher dobev 
8ey und der raittung diesmals ubersitzen helfe'^. Fürsten tagsabschied, 
d. d. 14. April 1558. BresL Stadtarch. A. P. IV Ms. 165 foL 39—50. 
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dieser eingelaufen wäre, sollte ein neuer Rechnungstag ange- 
ordnet werden ^ In den nächsten Jahren wurde es nicht besser. 
Im Jahre 1557 war über die Kassenführung des General- 
steueramtcs seit 1553 noch keine Rechnung gelebt worden; 
ein Teil der Kinnehiner war boroits verstorben, und die über- 
lebenden bat« II ilriiigendj sie inoi litt n doch endlich mit ihrer 
Rechnung vernonmieu werden ■ der Fürstentag beschlofs daher*, 
es solle jeder Fürst und Stand seinen Einnehmern befehlen, 
„mit Iren iiabeiidcn registern und quitanzen, und was sunst 
zu richtigkeit dienstlich sein mag . . . sich zur rüchenscliait 
allenthalben gefast zu machen". Es erhellt hieraus zweierlei, 
einmal dafis damals die Bechnungsprüfung noch auf die Unter- 
elnnehmer ausgedehnt werden sollte, andererseits dafs die 
Schuld der Venttfgemng in erster Reihe an den Standen und 
nicht an den Beamten lag. Im folgenden Jahre wurde die 
Kommission für die Abnahme der Rechnungen vereinfacht ; es 
sollten nicht mehr die Gesandten aller Fürsten und Stände 
zu diesem Zwecke zusammentreten, sondern nur der Ober» 
Hauptmann, Herzog Georg von Brieg und Herzog Johann von 
Geis o(\(^r deren Gesandte sowie Deputierte des Rates von 
Breslau um diosolbe Zeit mufs es auch Brauch ireworden 
sein, die Rechnungslegung nur von den Generaleinnehmem 
zu furdern. 

Umsonst bemühte sich der Kaiser, den Geist der Strenge, 
durch den sich die Rechnungspriilung in der iVrarvei waltung 
auszeichnete, der ständischen Administration einzudöfsen : alle 
seine Reformversuche scheiterten an dem Widerstreben der 
Stände und nicht einmal soviel vermochte er durchzusetssen, 
dafs auch die Rechnungslegung der. Untereinnehmer wieder* 
eingeführt würde. Das Motiv der Stände fUr ihren hartnäckigen 
Widerstand gerade gegen die letztgenannte Forderung des 
Kaisers liegt auf der Hand; erstreckte sich die Rechnungs- 
prüfung auch auf die Untereio nehmer, so kamen die Rück- 
stände der einzelnen Grundherren, welche sonst inteme Sache 
des betreffenden Fürstentums oder der betreffenden SUlnde- 
korporation blieben, nunmehr öffentlich vor dorn Könige und 
vor dem ^j^anzen Land^" zur Sprache, und dies eben wollte 
man verhindern. Umsonst wie sen daher die Kammennitglieder, 
welche als Kommissare der Krone auf einem Keclmungstage 
des Jahres 15G4 anwesend waren"*, darauf hin, „wo nicht vor 
den undereinneiimern eines jeden furstenthumbs und weich- 



^ Abschied der Herren Fürsten und Stände Gesandten auf die 
GenenlstOTereliinehmenniitung zu Neifae, d. d. Neifse, 2. Jnni 1553. 
EM. fol. 52 f. 

■ Fürstentagsabfchiod d. d. 5. Januar 1557; ebd. fol. 146 ft\ 
« FurötentogsabscUied d. d. Breslau, 18. März 1558; ebd. fol. 220 ff. 
* Kgl. Staatsarch. Brest AA. III 28c fol. 42 (d. d. Breslau, 
14 Mftn 1564> 

25* 
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bilds zuvor vor den generaleitmembern raytung aufgenommen, 
das es alles ein "v^ergebon rlinp:, muhe uiiil arbait »ein ^^"tirde", 
da ja Anch Olu rriiHiehmer nur diejenigen Summen zu 
verrechnen hätten, 'Ih- sie von den Untereinnehmern im ganzen 
empfingen, und die hie später wiederum in das kouigliehe 
Rentamt erlegt hätten ; die Gesandten der Fürsten und Stünde 
antworteten hierauf, dafs der Fürstentagsbeschlufs nai* von 
einer Rechnungsprüfung der Oberein aehmer, nicht auch der 
Untereinnehmer spreche. Als nun nach diesen Aaseinander- 
setzungen die eigentliche Rechnangsabnahme begann, erkilirten 
die Gesandten zweier Fürstentümer sogar, sie mttlSiten ans 
etlichen Ursachen, besonders da sie auf die Quittungen und 
^andere Notdurft** sich nicht ffefafst hätten, die Raitang 
für dieses Mal einstellen, und wollten die betreffenden 
Bchriftstücke späterhin dem Oberhauptmanne einsenden. In 
anbetracht dieser Übelstände versuchte der Kaiser, nunmehr 
einmal energischer autzutreten. Auf dem nächsten Rechnungs- 
termine hVfs er durch seine Kommi-s.sare f\en Gesandten der 
Fürsten und iStändn eine Instruktion vorlegen, „wafs massen 
particulariter von den undereinnembern anzufallen, ordentlich 
darinnen procedirt, die schatzzedl verlesen und d'w abfiil von 
einem jähr zu flem andern verzaichnet, dieselben überrechnet 
und nachmals gegen der generaleinneraber pücher übersehen 
werden sollten". Gewifs wurde durch diese Instruktion das 
Verfohren bei der Revision der Rechnungen auf eine ebenso 
einfache wie zweckmäfsige, eine möglichst genaue Kontrolle 
▼ersprechende Art und Weise geregelt ; das Bedenkliche dabei 
lag^ nur darin^ dafs der Kaiser aus eigenen Stücken nicht die 
geringste Spur von Organisation sgew^t auf dem Gebiete der 
Steuerverwaltung besaüs, und dafs daher vom staatsrechtlichen 
Standpunkte die ganze Verfllgung als durchaus widerrechtlich 
oktroyiert erscheinen mufste. Der Raitungsausschufs erklärte 
demgemäfs auch, „das die fursten und stende durch ire 
abgesanten alh^in von den tr^noraleinnerabern. und nicht die 
commissarien raitung aufnembeu sonder allain zu anhörung 
derselben verordnet werden sollten ; so hetten sy auch von 
iren fursten und herren austriicklichen beveleh, kein anders 
zu thun, in sonderhait die particularraitung gar nicht eiu/u- 
gehen**. Trotz der Ermahnungen des Oberhauptmanns, der 
sich dieses Mal auf die Seite der Krone stellte, und der kaiser- 
lichen Kommissare beharrten die ständischen Deputierten anf 
ihrem Rechte, sodafs die Kommissare von ihrem Vorhaben, 
auf Grund der Instruktion des Königs die Rechnungsrevision 
selbst zu leiten, abstehen muTsten; die Rechnung wurde durch 
den Ständeausschufs unter passiver Assistenz der Kommissare 
aufgenommen^. So blieb es auch fernerhin: BevoUmttchtigte 

1 Nach dem Berichte der Kammer an den Kaiser, d. d. 19. April 
1564? ebd. fol. 94 f. 
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Gesandte der Fürsten und Stände^ prüften in Gegenwart 
kaiserlicher Kommissare, wenn der Fttrstentag dazu die Er- 
laubnis gab*, die Rechnung des Generalsteueramtes; wenn 
bei der Verwaltung emer Li .stimmten Bewilligung sich Mangel 
nicht herausü:«^stollf hatten oder beseitigt warm, so wui'(!(» den 
Obereinnehmern samt ihrem zugeordneten Buchhalter tür eben 
diese Steuer Entlastung erteilt^. 

Wenn auf diese Weise die Ordnung der Rechnungsprüfung 
bei der standischen Steuerverwaltung als eine höchst unvoll- 
kommene bezeichnet werden mufs, wenn wir sehen, dols den 
Süinden selbst die Revision der Steuerrechnung eine sehr 
Ifistige Sache war^ und dafe ihnen daher Mangel an eigener 
Int^ritat yerbot, mit Enei^e auf Integrität ihrer Beamten 
m wirken ^ so darf es uns meht Wunder nehmen, wenn einer^. 
seits die Steuerreste anschwollen, andererseits die ständischen 
Finanzbehörden den kaiserlichen »ich als absolut nicht ge- 
wachsen seifiten. Bezüglich der Partikuhuneinnehmer IftTat 
1ms unser Material ailei^ings im Stiche; von den General- 
einnehmern läfst es sich nachweisen, dafs sie allzu grofsen 
Amtseifer und ein allzu sehr entwickeltes Pflichtgefühl keines- 
wegs an den Tag legten. Schon 1500 sah sich der Kaiser 
genötigt, beim Oherhanptmanne, dein j,i die Oberaufsicht über 
die ständische Finanzverwaltung zustand, sich über die Lässig- 
keit der Generaieinnehmer zu beschweren und ihn zu ersuchen, 



* Es warmi bi'i der Genpral-f^t^MifreiTniphtner-Kaitung Gesandte 
sämtlicher Fürsten und Stände anwesend, z. B. auf der vom 20. Febr. 
1585: drei Gesandte ffir den Bischof, Je einer für den Markgrafen Georg 
Friedrich, für Herzog Friedrich von tiegnitz, für den Herzog von Ods, 
je zwei für Herzog Georg von Brieg und für Te-*'bMn, je zwei für die 
Stünde von Schweidnitz-Jauer, Troppau, Oppelu-iiatibor, je einer für 
Sagan, Monsterberg, die Gloganer Landschaft nnd die Gloniuer StAdte, 
fönf für Breslau. Als kaiserliche Kommissare fuiMfierten derllof kammer- 
rat Georg von l^orh-rn und ein Buchhalter neMt einem Saitrate der 
schlesiscoen Kammer. Ebd. AA. Iii 6e S. 381. 

' Dafs „bei der Ablage der Stenerreehnung königliche Beamte 
ear nicht zugegen waren", wie Kries (S. 39) meint, triflft für die ersten 
Jahrzehnte nach 1562 nicht zu. Richtig ist allerdinp^s, dafs sjiäterhin 
(besonders infolge des Fürstentag^beschlusses vom 4. Aufi;ust 1592; bei 
der Reehnungsrevision kein königlieher Beamter mehr geanldet wurde; 
die ständische Kommission, vor welcher die Rechnungslegung erfolgte, 
sollte über dcron Verlauf lediglich der Kammer Bericht erstatten: würde 
die Kammer daraufhin Fragen stellen, welche der Kouunissiou bedenk* 
lieh vorkiroen, so sollten dieselben nicht beantwortet, sondern dem 
nächsten Fürstentage vorgelegt werden (vgl. Kries S. 44 Anin. 12). 

* Für etwaige Mängel und Defekte hafteten die Generaieinnehmer 
uud ihre £rben mit allen ihren Gütern. Eine Kautionsptlicht existierte 
nicht 

* 1567 verlangte der Kaiser, dafs die Stände endlich einmal einen 
Rechnungsterrain tur die Generaisteuereinnehmer ansetzen sollten, auf 
dem sich die letzteren wegen der Mängel bei der Einbringung der 
8tener tod 1552 yecsntworten sollten. Akten des Tromuer Fflrsten- 
tages; Brest Stadtorch. A. P. V Ms. 166 fol. 40-63. 
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die Verftlgung zu treffen, dafs dieselben mit gröfserem Flelfse 
als bisher ihres Dienstes warten möchten \ Ähnliche Kk^en 
wurden auf dem Landtage von 1565 laut^, und 1573 meldete 
gar die Kammer dem Kaiser, dafs die Generaleinnehmer sich 
allerli;ind Eingriffe in das ihnen anvertraute Geld erlaubten, 
die kjuiimien dos Landeskastens zu ihrem eigenen Nutzen und 
zur Abzaliluiig iiirer eigenen Schuldt-n gebrauchten, „auch 
daneben mit auswexlung der guetteji nuuitzen und sonst contra- 
band trieben sodafs zum Schaden des Ärars viele bösen und 
Terbote&en Mttnzen in das Rentamt flössen« Es wurde auch 
noch hinzugefügt, dafs die Oeneraleinnehmer gans verschuldet 
seien; es stttnde daher, wenn ihnen nicht ihr Handwerk recht- 
xeitig gelegt wtlrde, zu befürchten, dafs es mit ihnen ein 
glei<mes £nde nehmen werde wie mit ihren Vorgängern, welche 
einen Rest von dreizehntausend Thalem schuldig geblieben 
seien K Auch fUr die Folgezeit wollten ähnliche Beschwerden 
niemals verstummen; die Rechnungslegung ging nur unre^^el- 
mnfsit,^ und ungenügend vor sich*. Sowohl in technit^clier 
Schulung als auch in sittlicher Haltung Avaren die königlichen 
Finanzbehörden <1mi ständischen weit voraus, und zwar nicht 
zum mindesten durch die Schuld der einzelnen Fürsten und 
Stände selbst^ welche, von kitmlichen Anschauungen befang'^n, 
ihren egoistischen Interessen nachgehend, auch ihrerseits zum 
grofsen Teile durch sittliche Haltung keineswegs sich aua- 
s^chnendy den iPflichten, die ihnen als den Vertretern d€s 
Landes oblagen, nur in sehr mäfsigem Grade gerecht wurden. 

8. Baa Iiapdessahlmeisteramt. 

Neben das Generalsteiu ramt trat anfangs vorübergehend, 
spiiter dauernd bis zum Schlüsse dieser Periode, eine zweite 
ständische Central beh?irde flir die Verwaltung der Schatzun^rs- 
steuer, insofern die*>elbe für militärische Zwecke bestimmt w arj 

> Kffl Staatsarch. Breslau AA. VI 7a (d. d. 12. Okt 1560). 

• „Und dieweil sich bisher ztigctracen, wan dio untoroinnpmber 
aus den furstenthumbem mit steuergclt kegen Preslaw koim n. das 
aus abwesenhait oder mangl der ^encraleinnember , als die nit alzeit 
zur stelle sein knnden, entweder lang vorharran oder aber wider zu- 
ruckzihen und (]n^ gelt mit sich fueren müssen, daraus dan uit .lUain 
langsame erieguiig sonder auch vast diippolter Unkosten und serua^ 
erfolgt ist, so soUeu demnach unsere commissarij an die fursten und 
stenoe begeren, bey denselben gcneral einnembem die vorordnong la 
thun. <l:v^ gy one iiTitPrlafz bev der stelle sein und iren ambtem mit 
vlcifz abwarten wollen." Könfgliche Proposition zum Landtage vom 
November 1565; Bre«l. Stadtarch. A. i\ V Ms. 166 fol. 1 flF. 

• Kgl. Staatsarch. Bresl. AA. III 28h fol. 69 f. (d. d. la März 1573). 

• 8o hrif-^t es in der Proposition zum Fnrstentage von 1581, di^ 
Stände möchten sich auf einen Modus vergieiehen, ..wie nicht allda 
die künftigen sondern auch die vorgangeue steuerraitungen von den 
einnemcm und zaimeistcrn ubernomen uud damit weiter gar nicht vor- 
zogen verde". Bml Stadtarch. A. P. Ms. 172 fol. 92 ff. 
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also der Türkenhiiltt;. Iha war dies das Amt des öchlesischeii 
Landeszahlmeisters; seine Existenz hängt aufs innigste zu- 
sammen mit den bei der Steaer inbetracht kommenden staats- 
rechtlichen Verhältnissen. Es ist bereits erörtert worden, dafs 
es eine einheitliche, das gesamte öfientliche Finanzwesen um- 
fassende Staatskontrolle noch nicht gab^ dafs selbst die Steuer^ 
gefiüle, sobald sie der königlichen Kasse abgeführt waren, in 
aas unbedingte Eigentum des Königs Ubergingen, und dafs 
den Ständen dann eine verfassungsmäfsige Kontrolle über die 
Art und Weise der Verwendung ihrer Bewilligungen nielit 
mehr zustand. Um nun zu verhtiten, dafs die zu Kricprszwecken 
beschlossenen Steuern anderweitig ausgegeben würden, blieb 
den Ständen nichts übrig, als die Verwendung der Steuer 
selbst in die Hand zu nehmen, d. h. Organen zu übertragen, 
die nur von ihnen und nicht von der Krone abhängig waren. 
Zuiii ersten Male gcächah dies in der jetzt beliaiulelten Periode 
schon bei der Steuer von 1552 und zwar für den ganzen 
Umlang der Krone Böhmen, indem damals auf dem Prager 
Genendlandtage vom 15. Januar^ „bevelshaber der schaüsung 
der cron Beheim und der andern zugetanen lande in Prag*' 
eingesetzt wurden, an welche gemäCs dem Fiirstentagsbeschlusse 
vom 15. des folgenden Monats^ auch die schlesischen Genend- 
einnehmer die bei ihnen gefallene Steuer gegen gebührliche 
Quittung abliefern mufsten. Dieser Central isationsversuch, 
eine einheitliche Spitze für die ständische Steuerverwaltung 
Böhmens und aller seiner Nebenländer zu schaffen, hatte keinen 
dauernden Bestand; die nationalen Gegensätzf\ die wechsel- 
seitige Eifersucht, die noch immer nicht versetiollenen Erin- 
nerungen an die Hussitenzeit verhinderten den festen Zusam- 
menschlufs der Stände der einzelnen Teile des böhmischen 
Reiches, der, wiewohl vom Könige selbst augeregt, der Krone 
eine furchtbare Gefahr bereiten konnte. Bereits für die 
Steuer des Jahres 155d' sowie für die der nttchsten Jahre 
wurde die Auszahlung an die königliche Kasse genehmigt 
Auf einem neuen Generallandtage der Krone Böhmen kam 
man jedoch wiederum tiberein die Verwendung der Steuer 
dem Könige su enteiehen und dieselbe eigenen ständischen 
(hrganen und zwar für dieses Mal nicht des gesamten Reiches, 
sondern jedes Landes im besonderen zu Ubertragen» Demzu- 



^ S. den Besclilufs (cisechisch) in den „Böhmischen Landtagsakten** 

n 631. 

a Bresl. Stadtarch. A. P. IV 165 fol 1 ft. 

^ Als ständische Centralsammelstelle fungierten damals Bevoll- 
mächtigte des Oberhau })tinaims. Georgs von Brieg und des Breslauer 
Bates; diese sollt« !! ^der R. K. M. kegen genngsamer quittnng die 
rtener ausgeben". Ebd. fol. 39 — 50. 

* Beschlufs des Prager Geoerallandtages d. d. 3. Mai 1557; ebd. 
fol. 170-184. 
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foIg(^ wurde auf einem bald nachher abgehaltenen Fürstentage^ 
Wolf Büttner^ Ratsmann der Stadt Breslau, zum Zahlmeister 
des Landes Schlesien ernannt; derselbe wurde auf das Land, 

nicht aber auf den König von»irIiL;t: es wurde ihm vorge- 
schriebeUj „das geld ader striu r nindert anderswohin dann 
wider den erbfeind zu verwenden'*, und zwar sollte rfieh 
bei Ausgabe des Geldes dann im speciellen naeb den Beteiilen 
des Königs richten ; aueli wurde er dem Lande zu Rechenschaft 
verpflichtet. Zunächst war diese LmiicLiuug eines besonderen 
schlesischen Landesaahlamtes eine vorübergehende Episode in 
der schlesischen Finanzgeschichte; in den darauf lolgenden 
beiden Jahnsehnten wurde die Steuer wieder dem Könige 
durch das Generalsteueramt ausgehändigt und ihm zu freier 
Verfügung gestellt. 

Eine dauernde Institution des schlesischen Finanzwesens 
wurde das Landeszahlamt erst seit ({am ETide des 16. Jahr- 
hunderts, und zwar ging die Initiative dazu, der Krone die 
Verwendung der Steuer zu eutreirsen, wiederum vom Prager 
Generallandtage aus. Im Jahre 1579 nämlich wurde zu Pnig 
bestimmt, dafs die Steuer fortmehr nur „zu underhaitiuig 
und bezalung des krigesvolkes auf die granitz angewendet 
und Ton der herren fursten und stende vorordenten personen 
ausgezelet und gebraucht* werden solle. Dabei blieb es denn 
auch trotz aller Proteste des Kaisers'. Die Stande gingen 
sogar so weit, dafs sie dem Zahlmeister diejenigem Truppen 
bezeichneten, auf deren Besoldung er die Steuer auszugeben 
habe. 1583 forderte der Kaiser, dafs wenigstens diese fiir ihn 
sehr lästige Beschränkung aufgehoben, und dafs es ihm selbst 
tiberlassen würde, dureli seine eigenen Kommissare den Zahi- 
raeißter dort zur Zahlung anzuweisen, wo eine solche am not- 
wendigsten wäre^) erst im folgenden Jahre aber vemiochte 

1 FOratentagsbeschlufs d 18. Mai 1557; ebd. fol. 190—198. 

* So begehrt derselbe 1580; „Dafz auch uns uinb die bezaluDC 
der granitzen selbst vertrawet, dor miko^tfoii, m auf ire dor fiirstcn uuü 
stende mustcr und zalmai^ter und dergloichen per^oneu, ala deren ydr 
ohne das 'i^ unserer bestalluug betten, gehen thete, abgestelt 
würde." (Ebd. "Ms. 172 fol. 1 ff.) In den folgenden Jahren wioderholt'n 
sich die Anträge de« Königs, ihm die Disposition über die Steuer zu- 
zugestehen, unablässig, nicht minder die abweiaeudeu Antworten des 
Ffinttentageg. Umsonst machte der Kaiser die Stunde 158S darauf auf- 
merk-MTii dnfii dtp Unkosten des Traiisi^ortf^s dor Steuer von Schlesien 
liach Oberung:am durch den standischen Zahlmeister sieb auf ca. 1000 
Thaler belieten, wfthrend der Transport durch ^serHehe Beamte nur 
dOO Thaler betragen wurde (ebd. Ms. 174 fol. 2.50 flf ). 

* „da dann unf f^-ar nit zuwider sey, dfis ir der ffehorsam^n fursten 
und stende Zahlmeister bei solcher austeilung des geides nit allein selbst 
fregenwertig sei, sonderu auch die zahing von der band, eowol hernach 
den fursten und Stenden ordentlich relation darumben thun, alleine daf^ 
es, wie ffemelt, auf unserer vorordnrton eommissaricn anweisen, und 
wie es der granitzen und gemeinen weseos uuvomieidliche uotturä't 
erfordern wirt" (ebd. Ms. 172 fol. 278 ff.X 
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er eine Erkliinui;^' zu erwirken, durch welcli*' sie ilircin Zalil- 
meister befahlen, dafn er unter den Truppen in Oberungarn 
und der (Grafschaft Zips, von wo aus die schlesiache Grenze 
am meisten bedroiit würde, denjenigen ihren Sold auszahle, 
welche ihnen von den kaiserlichen Koiumissaren bezeichnet 
würden ^ 

Über die Funktion des scUeuwslien ZahlmeislerB (oder 
Muster- und Zahlmeisters oder Musterberm, wie er auch ge* 

nannt wurde) giebt uns eine Reihe von Instruktionen' hin- 
länglich Auskunft Seehs bis acht Wochen, ehe der Sold 

für die Truppen an der ungarischen Grenze notwendig war, 
machte der Kaiser dem Oberhauptmanne davon Anzeige und 
saiiflte einen Geleitsbrief für den Zahlmeister. Erst dann, 
wenn daö kaiserliche Geleite angekommen und vom Oberamte 
der Befehl zur Abreise eingetroffen war, durfte der Zahlmeister 
die zur Bezahlung des Kriegsvolkes bestimmten Summen dem 
Generalsteueramte abfordern; dieses letztere nmfste aber zur 
Anshttndigung dieser Gelder durch ein besonderes Mandat er- 
müchtigt sein, welchea der Oberhauptmann in Exekutive der 
Fflratentagsbeschlttsse erteilte. Nach seiner Ankunft in Ungarn 
hielt der Zahlmeister zunftchst Uber diejenigen Truppen, denen 
er die Besoldung auszahlen sollte, eine Musterung ab', und 
zwar auf Grund von Registt^rn, in denen die Namen der ihm 
vorzuführenden Soldaten ent]ialt"n waren; er achtete darauf, 
daTs kein Unterschleif oder Betrug hinsichtlich der Zahl des 
Kriegsvolkes geschehe. Untaugliche oder schlecht ausgerüstete 
Truppen wies er zurilck und besetzte ihre Stellen, soweit es 



» Ebd. Ms. 174. 

' Instruktion für den vom Fürstentago des 28. Okt. 1579 be.Htallteu 
Must<;r- und ZHlilheirii, erteilt von einein stiindischen Ausschusse, näm- 
Hcli dem Oberhatiptmanne, dem Herzoge Georg von Liegnitz-Brieg und 
«lein Hr.'shiuer Rate, d. d. Neifs.>, 21. Nor. 1570: ebd. 170 fol :mff, 
Uedruckt im Anhango): Instruktion dt-.«* Muster- und Zahlmeister» Bem- 
fiknl von Waldau, d. d. Breblau, 2ü. Mai 1581, erteilt wiederum von 
«nem st&ndiechen AoMchuMe, n&mlich dem Oberhauptmanne, dem 
Herzoge Georg von Briojt, dem Herzo^v Karl von Oels, dem Freilierm 
iieotß von Braun auf Wartcoberg uud dem Breslauer Rate, ebd. Ms. 

fol 148, sowie Instruktion für den schlesischen Muster- und Zahl' 
mmter Gabriel Schmolz, d. d. Bre.slau. 2^. August l.*iH:^: ebd. fol. 317 ft 
Vgl auch Kgl. Stnnt^Hnh. Brosl. AA. III 81a fol 256 ff. 

* 1579 wurde ihm auferlegt, sich zu seiueu Amtsgonossen von 
Böhmen und Mfthren zn begeben und die Musterunff erst dann vonn- 
nphmen, nachdem dieselbe seitens der Böhmen und MahrtMi ^»'.'^chehen 

später wurde ir nnj^cwiesen (15?^1), ^'wh bei dem kaiserlichen Mu>*tor- 
kommiasaTf daneben auch (seit Ihöii) bei tu kaiserlichen Feldoberstcn zu 
"leiden. Dnreh den Furetentagsbeschlufs waren ihm entweder beatinunte 
Trnppon fso 1581 die deutschen R«'it(M' in Oberuncam und die l'esntznng 
^^om Fort St. Andrea«, dann, falls ihm noch Geld übrig blieb, die Be- 
■Jtoing der für Schlesien am nächsten eelegeneu Grenzhäiiser) zur 
Musterung vorgeschrieben) oder es war ihm befohlen , sich in dieser 
ointicht nach den Weisungen der kaiAerliehen Kommissare sn richten. 
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möglich war, mit Schlesieni, wie er überhaupt darauf zu achten 
hatte, dafo die von ihm gemuaterBten Mannschaften mlSgüchst 
auB Schleaiem bestUndeiu l^atUrlidi durfte er nur soviel Trappen 

mustern, als die mitgebrachten Gelder ihm gestatteten. Dar- 
auf lief» er durch seinen Mueterschreiber, — eine schreib- und 
rechnungskundige Person, die er auf eigene Kosten halten 
miirsto', — ein Verzeichnis über die für tauglich befundenen 
Keiter und Knechte anlegen, welches von ihm und dem kaiser- 
lichen Musterkommissar'* untertV»rticrt und besiegelt werden, 
und das er nach seiner Rückkuntt in Schlesien bei seiner 
Rechnungslegung vorweisen mufste. 2s ach Beendigung der 
Musterung zahlte er den ausgemusterten Truppen ihren Sold 
gegen die ^forderlichen Quittungen. Wenn er alle diese Ge- 
schäfte erledigt hatte, so trat er die Heimreise wieder an. 
Überschüsse, welche er wieder aurUckbrachte, lieferte er dem 
Generalsteueramte ab; er erstattete femer dem Oberamte 
Bericht Uber seine Reise und die dabei entfaltete Thätigkeit 
und legte endlich auch vor einem ständischen Ausschüsse* 
zu Breslau auf einom vom Oberamte auspresoliriebenen Termine 
seine Rechnung, wobei er alle seine Belege, eine Certitikation 
des Goneralöteueramtes über die Höhe der ihm übergebenen 
iSuiiiuie, Musterregister und Quittungen, einreichte, um dann, 
wenn seine Rechnung fiir richtig betundeu wurde, Decharge 
zu bekonmien. Seine jährliche Besoldung wurde in zwei Raten 

Seaahlt und betrug 500 Thaler, von denen er jedoch aniser 
em Musterschreiher das nötige Personal aur Bedienung und 
Bewachung des Wagens (für den Transport des Geldes) unter* 
halten mufste; aufserdem bekam er fUr seine Reise nach 
Ungarn Tagegelder für sechs Pferde in der Hohe von je vier 
Gulden^. — 

* 1583 wird dprsolbe „Kontralor und ^Iiistor^ohreiber" cenannt, 
ist aber nicht in »tHiidischeu Diensten« i^onderu i'rivutbeamter de« Zahl- 
meisten. 

■ 1519 noch nicht vom Musterkommissar, .sondern vom ^obiisleo 
krigeshrrrn*', d. h. dem kai?<erlichen Pehlobristen. 

' 1579 vor Bevülliuächtigten des überhauptmaunes, der Herzöge 
▼on Brie^ und von OeU und des Breslauer Rates. 

* Die Thfttigkeit dr.s Zahlmeisters b("zoff sich ledielich auf die 
Türkenhülfe. nicht auf die Schatzungssteuer überhaupt. Als z. B. 1591 
der Fürsten ta^ dem Kaiser eine Schateang als „Scboldenlastliülfe'^ be* 
willigte, beschlofs der Ffirstentag, dafs das Cknenüsteueramt die em- 
gep^Mgenen Gelder, immer Wenn rino Summe von 4 — 5000 Tlilr. txl- 
sammen wäre« keinesfalls aber in Beträgen unter 1000 Tblr. der Kammer 
übermittele. Dabeiwaren sahlreidieVorBiehtomarsre^ln vorgeschriebeilt 
durch welche verhütet werden sollte, dafg der Kaiser diese Steuer zu 
anderen Zwecken als zur Schuldentilgung benutze; so mufste die Karo- 
mer, ehe ihr irgend welche Summe aus der gefalleneu Steuer einge- 
hftndigt wurde« ein Verzeichnis, in dem die Namen der Glftnbiffer, 
Welche aus dieser Summe befrit tÜLTt werden sollten, das Datum deroe- 
trefi'enden Obligation nebst Angabe der Höhe der Zinsen enthalten waren, 
desgleichen eine ordentliche Quittung einschicken (Bresl. Stadtarch. 
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So bedeutete das Jahr 1552 die Epoche einer Bewegung 
in der Ge«>cliichte des schlesisclien Finanzwesens, welche ihren 
Abschlufs erst in dem vorletzten Jahrzehnt des 1 6. Jahrhunderts 
fand. Denn im Jahre 1552 trennten sich der königliche und 
der ständische P^inanzdienst auch in der Centralstelle ; nichts* 
dMtoweniger blieben in den nächstoi Deeennien die staats- 
rechtlichen AbhangigkeitSYerhältniBae innerhalb der Finanz* 
yenraltnng doch noch sehr schwankend nnd wechselnd. Nor 
selten machten die Stünde von ihrer Organisationsgewalt auf 
dem Gebiete der Administration der von ihnen bewilligten 
Abgaben einen derartigen Gebrauch, dafs die Steuerverwal- 
tmg pünzlich der Machtsphilre der Krone entrückt wunle; 
gelang es doch dem Köni^'e mitunter noch einigen Einflufs, 
wenn auch nicht gerade auf das Generalsteueramt, so doch 
auf die Partikularciiiiiehiner, Zugewinnen; ward ihm doch die 
Bestimmung über die Verwendung der Schätzung zunächst 
nur vorübergehend entzogen: auch die Administration des 
Biergeldes war aum grofsen Teile von ihm abhängig. Das 
Jahr 1579 bezeichnet den tie&ten Standpunkt der kaiserlichen 
Macht; damals wurde sowohl die Verwendung der Schataung 
als auch die Erhebung der indirekten Steuer dem Könige 
gSnzlich entrissen, sodafs die Stände nunmehr kraft der ihnen 
gebührenden Organisationsgewalt die Mitwirkung der Ejrone 
bei der Verwaltung der Steuer so gut wie ganz beseitigten. 
Der Trhnnph der Stünde aber war von kurzer Dauer; schon 
im tolgen(ten Jahre wui*de ein Zustand geschaffen , der 
sich im grofsen und ganzen bis zum Beginne de^ dreifsig- 
jährigen Krieges erhielt: die Stände überliefsen dem Kaiser die 
Verwaltung der indirekten Steuer, indem sie sich die der 
direkten Steuer — mit Einschlufa aeat Verwendung denelbe% 
insofern es sich dabei um die Türkenhttlfen handelte, — yor^ 
behielten. So war nach langen Kämpfen ein WaffenstiUstand 
iwischen beiden Parteien abgeschlossen, das Gleichgewicht 
swischen ihnen hergestellt worden. Neben der Kammer als 
der Centraibehörde der königlichen Finanzverwaltung, welche 
in <5tch den gesamten königlichen Finanzdienst koncentrierte, 
und der auch die Erhebung der indirekten landständischen 
Steuer unterstellt war, l)eötanden das Ueneralsteueramt und 
du Landeszahlamt als die Centraibehörden des ständischen 
Finanzdienstes, betraut mit der Administration der direkten 
Steuer. 

Yeigleicht man nun freilich die Organisation des könig- 
lichen mit der des ständischen Finanzdienstes sowohl auf den 

A. P. Mb. 177 fol. 2G0, d. d. J^rr lau, 28. Nov. 1591. Es ist jedoch klnr, 
dafs diese Kaiitelen einen sehr problematischen Wert hatten; sie be- 
wirkten immer nur eine Art moralischer, niemals eine staatsrechtliche 
Kontrolle über die Verwendang der Schnldenlssthfllfe seitens der kaiser- 
liefaen Verwaltung, 
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Gciät hin, welcher beide belebte, als auch aut die Art und 
Weise, wie beide den übernommenen Aufgaben gerecht zu 
werden verBuchten» als aacli endlich auf die Resultate hin, 
welche ao hier wie dort erzielt wuiden, so unterliegt es, wie 
wir ja Punkt für Punkt nachwiesen, keinem Zweifel, dals die 
Wagschale sehr zu Gunsten der von der Krone ausgegangenes 
Behördenorganisation sinkt. Das königliche Beamten wesen 
war dem ständischen an Technik, an Sachkenntnis, an Pflicht- 
gefühl, idealer Auffassung Aes Berufes und somit auch an 
sittlicher Haltung weit iiVu rlcgen. Hior ein heilig''r Eifer fUr 
die Rechte und die Grölse der Krono, eine vertiefte und er- 
habene Aufliissuntr von dem Wesen und den Pflichten des 
Staates und des Königtums als des vornehmsten Vertreters 
des staatlichen Principes; dort oft genug bezeugte Trägheit 
uud LKssigkeit sowie mangelhaft entwickelter OemeinsiDii. 
Hier ein durch die genauesten und ausfkdirlichsten Instruktionso 
gut geordnetes, im wesentlichen filr alle Lünder der habs- 
burgischen Herrschaft einheitlich geregeltes Verwaltungsrecht, 
ein berutiunttisiges, von früh auf wohlgeschultes, mit festen 
Traditionen ausgestattetes Beamtentum, ein bis in die niedrig- 
sten Tiefen hinab wohl funktionierender Behördenapparat; dort 
die ersten tastenden Versuche, durch gelegentliche Ordnungen 
die Thätigkeit der Beamten zu umgrenzen, eine erst allmählich 
entstehende und raäfsig sich vervollkommnende Organisation 
des Schrifttums, der Kontrolle und der Rechnungslegung, die 
unteren Beamten, als von den einzelnen Fürsten und Ständen 
unmittelbar abhängig, einer wirksamen Aufsicht und Leitung 
seitens der Centraiinstanz entrückt. Es ist beseichnend, dais 
bei der Kammenrerwaltung die Instruktionen meistens auf 
das Amt lauteten; dasselbe wurde eben als eine einheitliche 
Institution au%efafst, deren Wesen durch einen Wechsel in 
der Person seines Inhabers nicht berührt wurde. In der 
Landesverw;dtiing dagegen waren die Instruktionen gerichtet 
auf die einzflnen Personen, und dies darf nicht Wunder 
nehmen, da es ja i-echtlich hier überhaupt eine Permanenz 
der Behörden nicht gab, sondern für den Einnahme- und 
Ausgabedienst immer wieder erst besondere Organe von neuem 

feschaffen werden mufsten, imd, wenn eine scheinbare Ständig- 
eit dieser Organe sich ratwick^te, dieselbe lediglich dem 
Umstände Anzuschreiben war, dafs an jede einaelne Steuer 
bewiUigung nunmehr ohne Unterlaß eine neue sich anreihte. 
So übertraf die königliche Finanzverwaltung die ständische 
durchaus. Trotz alledem aber enthielt der stftndisehe Finans- 
dienst ein Element von fruchtbarer Bedeutung; in ihm waren 
gegeben die ersten Keiine einer rein verfassungsmJifsigen, nur 
durch die Gesetze geordneten, von jeder privaten Willkür 
unabhängigen Finanz Wirtschaft. Hier zeisrten sich die ersten 
Anlange eines verfassungsmäisigen Auweisungsrechtes, indem 
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da« Oberhaupt der ständischen Verwaltung, «It r oberste Landes- 
hauptmann, von dem gegenüber den eigentlichen Centrai- 
finanzbehörden des Landes, dem Generalsteneramte und dem 
Laudeszahlamte, ihm zustehenden Anweisungjjrechte nur in- 
sofern Gebrauch machen durfte, als er sich dabei innerhalb 
der Sehrank^ d«r FttrstentagsbeechltlBse hielt; hier mch sind 
bemerkbar die ersten Anfänge einer rein yerfaBsangsmllfHigen 
Kontrolle, indem Bio sich lediglich darauf erstreckte, ob die 
obersten Verwaltungsorgane die durch das OeaetZf d. h. durch die 
Beschlüsse des Fürstentages, gezogenen Grenzen nicht über- 
schritten hätten. Wie es in der von uns behandelten Periode 
zwei von einander getrennte öffentliche Oownlten gab, das 
Königtum einerseits und die Stände andererseits, so grab es 
auch zwei von einander unabhängige Organisationen des 
Finanzdienstes, von denen die eine der Krone, die andere 
dem Fürstentage unterstellt war; was wir nun von der Existenz 
einer rein verfassungsmäfsigen Finanzwirtschaft in jener Zeit 
hehanpteteni hat seine Gültigkeit nur fllr das Gebiet der Und* 
Bttndiachen Administration. Fttr die Finanswirtschaft der 
Krone waren gleiche Zustände schon deshalb nnrndglich, weil 
hier Gesetzgebung und Verwaltung an oberster Stelle identisch 
waren. 
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Auf die lose, atomistisclie Gau- und JStaium es Verfassung 
<ler slavischen Urzeit war das groföe altpolnische Reich mit 
seiner omnipotenten, alle Freiheit des Individuums negierenden 
Staatsgewalt gefolgt. Eine in diesem Grade UbermAfsige, da- 
bei 80 unvollkommen oiganisierte Centraigewalt konnte auf 
die Dauer sich nicht halten; es trat daher ein eine Periode 
jahrhundertelanger Decentralisation sowohl äufsercn- Art, indem 
zunächst Schlesien von Polen sich trennte, und indem jenes 
hinwiederum in eine Unzahl kleiner Territorien sich zersplit- 
terte, als auch innerer Natur, indem sich <V:o fürstliche Gewah 
fast vollstitndig auflöste und verÜüchtigtc. Wenn diesem 
Processe nicht rechtzeitig Einlialt geboten wurde, so mulsteo 
^taat und Gesellschaft zu Grunde gehen. So begann denn 
ein Zeitalter neuer Centralisation. Matthias Korvnuis stellte 
die äursere Einheit Sclilesiena w^iedcr lier, indem er die ein- 
zelnen Teile Schlesiens abermals m einem Gesamtstaate 
verschmolz; unter der Ägide des Königtums — zumal Fet- 
dinands 1. — einerseits und der Färsten und Stftnde Schlesiens 
andererseits wurde zugleich eine CentraUsiertmg des inneren 
Staatslebens angebahnt. Und in der That : Grofsartiges wurde 
binnen Kurzem geleistet. Die Krone, — dieser Inbegriff von 
lehns- und landeshcrrliclien Kecliten oder vieiraehr v*>n d^^reu 
Triinimern, — wurde zu einer wahren Obrigkeit un(i Staats- 
gewalt; aus den gewillkürten Einungen (\^^ 15. Jahrhundert! 
erwuchs die Zwangsgen ossensehat't der zum Fürstentage kor- 
porierten Pürsten und Stände; die alten landesherrHchen 
Regalien wurden zu Privilegien, die — als eine Art von 
Vereinbarungen völkerrechtlicher Natur sich darstellenden — 
Landfrieden des 15. Jahrhunderts zu Fehder', Polizei- und 
Landesordnungen, Akten staaüicher G^etzgebung. Auf allen 
Gebieten des Staatelebens Tollzogen sich einschneidende Än* 
derungen. An die Stelle des alten Lehnskriegss^stems trst»n 
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die der fortgeschrittenen Taktik Rechnung tragenden Söldner* 
beere, allerdings zumeist noch in loser Abhängigkeit vom 

Kriegsherrn, mit ihm nur durch die Kapitulationen der Obersten 
zusammenhän^-^nd, die Gestalt ]nivater Unternehmungen noch 
tragend. Die Kirche empfand wieder nach lanp^cr \'orherr- 
sc-haft die Gewalt (h"^ Staates. Durch den Külowratisehen 
Vertrag von 1504 wunlo die Pflicht der „Mitleidenschaft" der 
geistlichen Güter bei den Lasten und Abgaben des Landes 
fixiert; das Eigentumsrecht der geistlichen Institute wurde 
durch die Krone sowohl wie durch den Fflrstentacr* stark 
beachrftnkty sodafs das Kirchengut jetzt im ausgedehntesten 
Mafse zur Deckung der staatlichen Bedürfnisse herangezogen 
wurde; es ist auch bekannt, wie vom 16. Jahrhundert ah 
das freie Wahlrecht des Breslauer Domkapitels zwar nicht 
rechtlich aufgehoben, aber doch faktiscli illusorisch gemacht 
wurde. Niclit nur in den proto.stantisclicn, sondorn auch in 
den katholi.schcn Ländf*rn vollzog sich im Keforni iti Eiszeitalter 
eine principielle Wandlung m dem VerhUltnisse zwischen Staat 
und Kirche. Die Kechtspflege war durch die Verhtltung von 
Fällen der Keciiuvcrweigcrung, durch die Eintuhrung der 
Schiedsgerichte und des Rechtsmittels der Berufung und des 
geordneten Instanzenzuges von Grund aus verbessert worden; 
durch die letzte dieser Mafsregeln insbesondere war die recht- 
liche Kluft zwischen den einzelnen Ständen überbrückt, filr 
die Rechtsprechung eine einheitliche Spitze wieder geschaflen 
worden. Eine gemeinsame Steuerverfassung war für das Land 
errichtet, die Idee der Pflicht des einzelnen, nach Kräften 
l)eizu.stPuorn ffir das Wohl des Ganzen, in unah]:iss?goiii Kampfe 
zur Verwirklichung gebracht, di'' financiellen Hüitskrätte des 
Staate» erhöht und vermehrt worden. Nicht minder beach- 
tungswert waren die Fortschritte auf dem Felde der inneren 
Verwaltung; wir gewahren die Anlange einer Sicherheitü-, 
Jagd- und Forstpolizei, eine löbliche Fürsorge für die Auf- 
reäterhaltung von Zucht und Sitte, ein principielles Eingreifen 
in die wirtschaftlichen Verhältnisse. Dem Verkehrs-, dem 
Bergwerks- und Münswesen wurde eine erhöhte Sorgfalt zu- 
gewendet das Verhältnis des Gesindes und der Unterthanen 
zu ihren Herrschaften geregelt, auf eine Versöhnung der Gegen- 
sätze zwischen Stadt und Land nach Möglichkeit liingcwirkt, 
der einheimische Handel gefördert und die Umwaiidliing des 
Landes zu einem territorial gescldossenen, einlieitliclien Wirt- 
schaftskörper mit immer wachsendem Eiter und Verständnis 
betrieben. Nehmen wir noch hinzu, dafs im grofsen und 
ganzen eine leidliche religiöse Duldung wenigstens für die 

' Auf dem Fürstentage von 1 wurde beschlossen, zur Auf- 
bruiijuug der Kriegskosten die Kircliunkleinodien eventuell zu ver- 
wenden. BxesL SüMtsrch, A. P. II Ma. 163 fol. 190. 
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Augsburger Konfessionsverwandten gogar seitens der Breslauer 
Bischöfe herrsdite, — zumal unter Maximilian ii., wie auch 
endlich kurz vor dem dreifsigjährigen Elriege der Protestantis- 
mus durch die Erlangung des MajeBtätsbriefes, dureli die 
Attssehliefsung des BiBchofe vom Oberamte sogar im Übeige^ 
Wichte sich be&nd, — so werden wir die innei en Verhält- 
nisse Schlesiens in dieser Periode als vorwiegend glückliche, 
das Staatsleben als in aufsteigender £ntwi<udung bc^griffea 
bezeichnen müssen. 

Die Frage ist nun allerdings, wem von dmi beiden Trä'.'^^rn 
der centralen Staatsgewalt an diesen Krrungenseliaften d r 
gröfste Auteil zuzuschreiben ist, ob dem KönijL'tunu* otler »len 
Ständen. Die Antwort kann nicht zweifelliaft sein. Gewild 
darf das Verdienst der Stände keineswegs unterschätzt werden. 
Von ihnen gingen die ersten Einheits- und Keformbestrebungen 
aus, ehe noch, — wenn wir von der Regierung des Mat(mas 
Korvinus absehen, deren Mafsregeln^ wie gut und trefflich 
auch oft ihre Intention war, dennoch vielfach den Charakter 
roher ESxperimente trugen, — die Krone ihres Berufes ziir 
Förderung des Staatswohles sich Uberhaupt erst bewufst wurde. 
Die Stände schufen jene ersten Landfrieden und Münzeinungen, 
jene ersten Versuche, den schreiendsten jVfirsstäTirlen in rler 
Rechtspflege abzulielten ; auch die Mafsregt ln der inneren 
Verwaltung waren bi.s tief in das 16. Jahrhundert hinein zum 
gröfsten Teile ihr Werk. Aber es darf ihnen der Vorwurf 
nicht erspart bleiben, dafs sie einmal meist auf halbem Wege 
stehen blieben, und dafs ferner die von ihnen geschaffenen 
Fonnen der Organisation weit hinter dem zurlickblieben, was 

Seieistet werden konnte und mufste. Und das erstere von 
lesen beiden Momenten darf uns nicht Wunder nehmen. 
Bestand doch der letzte Grund dafür, dafs neue centralistische 
Einrichtungen notwendig wurden, eben darin, dafs die alten 
durchbrochen worden waren, und zwar von eben denselben 
Ständen, welche jetzt bemülit waren, in Rivalität mit der Krone 
neue zu schnfVen, Es war umnr»glich, dafs dieselben G^^walten. 
welche den alten Bau zerstört hatten, den Willen und die 
Ffihigkeit beFafsen. einen neuen, festeren aufzuführen; denn 
es war klar, dalö durch die Herstellung einer strafien Centrai- 
gewalt den alten Landesherren viel von dem geraubt werden 
muTste, was sie noch als Trümmer aus dem allgemeinen Schiff- 
bruche des Mittelalters gerettet hatten, den Ständen jedoch 
der ErbfUrstentttmer viel von dem, was ihnen als reiche Beute 
bei dem Untergange der alten Staatsgewalt anheimgefalleQ 
war, und dafs sie alle auf ihre besonderen Rechte und Privi* 
legien, auch wenn es sich um das Wohl des Staatsganzen 
handelte, aus freien Sttieken zu verzichten so leicht nicht ge- 
sonnen sein konnten, da ja eben auf diesen die den einen 
unter ihnen noch gebliebene, von den anderen bisher erreichte 
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Machtstellaug beruhte. Zwiespältig, auf ihre speciellen persön- 
liehea oder Standesinteressen bedacht, konnten sie zu einerfesien 
inneren Einheit, zu einem kraftvollen Auftreten niclit gelangen. 
Nur ein Beispiel für viele. Ver^r^'br'ns versuchten dip Breslauer 
auf dem Fürsten ta^^^e von 1505, als sie die Scliiii barmachung 
der Oder durchsetzen wollten, den Abt von Leubus zur Ab- 
brechung seines Wehres zu zwingen; da sich derselbe auf sein 

futes Recht berief, so fanden die Stände es nicht für statthaft, 
em privaten Rechte gegenüber hier dem Interesse des Ge- 
Gememwohles zum Siege zu verhelfen. Sie waren eben noch 
von der Anschauung befangen, dafs das Recht Uber dem Staate 
stehe. Mangel an Energie und Konsequenz, ihr nicht zu tiber- 
windender Egoismus und Partikularismus, endlich auch die 
teehnische Unvollkommenheit ihrer Einrichtungen hemmten 
ihre Refv)rmthätigkeit. Die von ihnen beschlossenen Defensions- 
verfassungen waren schwerfltUig und cntliohrten des praktischen 
Wertes ; mit der Errichtung des Oberreciites als einer Instanz 
in Fällen von Rechtaverweigerung war nur den äurscrliclisten 
Mifsstiinden in der Rechtspflege abgeholfen; 7ai den doch so 
dringenden Steuerreformen konnten sie sich nicht entschliefseu; 
immer wieder legten sie das Hauptgewicht auf ihren privaten 
Vorteil, darnach trachtend, alle L>asten von sich auf die 
Schultern der niederen BeyOlkerung abzuwälzen, sowie die 
Abhiingiekeit derselben immer fester zu gestalten. Wie sehr 
endlich der Gegensatz zwischen Stadt und Land die Fürsten 
und Stände spaltete, dafür genügt es, auf den ELampf zwischen 
dem adlig-agrarischen und dem städtisch-merkantilen Tnter- 
essenkreise in der Geschichte des neuen Grenzzolles hinzu- 
weisen. So war es denn natürlich, dafs sie schliefslich be- 
züglich des mafsgebenden Eintiusses auf die (»ffcntliche Ent- 
wicklung von der Krone in den Schatten gestellt wurden. 
In bestündiger Zwietracht, von gegenseitigem ]Mifstrauen er- 
ftült, blieb ihnen nichts übrig, ds ihre Streitigkeiten immer 
wieder der Krone, der Quelle alles Rechtes, zur Schlichtung 
vorzulegen; es fehlte ihnen die Kraft, an und Air sich treff- 
liche Beschlüsse durchzuführen, da eben diese den „habenden 
Freiheiten** der einzelnen zu nahe gingen. Ihre Uneinigkeit 
drohte eine Auflösung der gesamten Landesverfassung herbei- 
zuführen. Einzelne Stünde wollten hinfort nur noch Steuern 
für den König, nicht mehr für das Land bewilligten und ihre 
Deputierten mir mit beschriinkten Instrtjktiuncn und Voll- 
machten ausstatten* — ein Vorgehen, welches zu einer Ver- 
nichtung der verfassungsniafsigen Bedeutung des Fürstentages 
und seiner vornehmsten Itcchte führen mufste; als nun auf 
einem Landtage im Jahre 1593 darüber verhandelt wurde, 
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rorMh«ii8«ii (86) Xni 1. - RAehfftlil. 26 



uiyiii^Cü Ly VjOOQle 



402 



xm 1. 



konnte trotz aller Vermiuelungsveräuche des Kaisers eine 
Einigung nicht erzielt werden, da die dissentierendeii Stände 
cor Nachgiebigkeit nicht su bewegen waren, und der Fürsten- 
tag ging daher ratlos und reeultatloa auseinander, indem er 

es iiGott, dem Eouser und der Zeit' ttherlassen muXste; diese 
Wirren beizul^en. Die Entscheidung) welche die Stände da- 
mals anriefen ) wurde schliefslich geuUlt; aber sie war gleich- 
bedeutend mit der Vernichtung ihrer Macht. 

Die Lösung der Aufgaben, welche den Ständen unmög- 
licli gewesen war, ging jetzt über auf da.s Königtum, und man 
muls gestehen, dafs sich dieses seit Ferdinand I. seinen neues 
Pflichten gewachsen zeigte. Es schuf eine wahre Staati^gewah: 
es nahm aui den abstrakten Staatsgedanken. Ihm war zu 
verdanken eine neue Kriegsverfassung; es verdrängte die 
Kirche von dem okkupierten politischen Terrain and nnter- 
vmrf sie wieder dem »taate; es rief die sweckmäfsigsteo 
Beformen der Rechtspflege ins Leben; es eröffnete dem Staate 
neue financielle Httl£sqttellen. Über allen zerklüfteten und 
zerspaltenen Einaelinteressen stehend, wandte es den wirtschaft- 
lichen Verhältnissen sein Augenmerk zu, unparteiisch nur auf 
das Wohl des Ganzen bedacht. Von ihm gingen aus di? 
wichtigsten Fortschritte des Verkehrswesens, die EröÜuung 
der Oder, das Unternehmen, Oder und Elbe zu verbinden; es 
ujilun sich der Bauern an gegen die Orundherren, suchte 
die Interessen von Stiidt und Land in da^ richtige Gleichge- 
wicht 2U bringen und schützte den einheimischen Handel, zu- 
gleich auch bemttht, die Mifsbrttuche der damaligen Gewerbe- 
Verfassung nach Möglichkeit abzustellen und zu mildem. 
Dazu kam noch ein Anderes : die königliche Verwaltung war 
der ständischen in technischer Hinsicht weit überfegen; Fef 
dinand L übertrug die moderne französisch-burgundische Ver- 
waltungsorganisation mit ihrem Koliegialsystem, ihren durch 
die detailliertesten Instruktionen fest abgegrenzten S|iecial- 
kompetcnzou, ihrer woituchenden Arbeitsteilung, ihren ge- 
nauen Vorschriften über Kontrolle und Rechnungslegung auf 
Schlesien; es leuchtet ein, dafs eine derartige Verwaltung 
mehr zu leisten imstande war, als die |)nraitive, über die 
Region tastender Versuche erst allmähhch hinausstrebende 
ständische Organisation. So hatte das Königtum in dem 
Wettkampfe mit den Standen um die Reform der dflen(- 
lichen Zustände den entschiedenen Sieg davongetragen; es 
hatte sich diesen Uberlegen gezeigt an Verständnis für die 
Bedürfiiisse des fortschreitenden Staatslebens, nicht minder an 
organisatorischer Kraft und Fähigkeit. Die Folge davon war, 
dafs die Gewalt der Krone immer mehr um sich griff und 
sich verstärkte, während der Anteil der Stände an dor cen- 
tralen Staatsgewalt immer mehr verkürzt und schiielslich am 
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diis Gebiet ihrer, ausdrücklicli vom Herrscher bewilligten uod 
feierlichst gaiirantierten Privilegien eingeschränkt wurde*. 

Auf dem ikreiche ihrer Privilegien war allerdings die 
Macht der Stände unantastbar, und alle im Laufe des 16. 
Jahrhunderts von der Krone hie und da unternommenen 
Versuche, an diesen Grundfesten der ständischen Gewalt su 
rfttteln, waren vom Eifolge nicht begleitet. Und doch waren 
gerade diejenigen Gebiete, auf denen eine Alleinherrschaft der 
Stftnde existierte — es sei hier nur an die Steuergesetzgebung 
und Steuerverwaltung erinnert — , von elementarer Wichtigkeit 
fUr das gesamte Staatsleben, und die hier bestehenden ISIifs- 
ständc bedeuteten nicht nur Wunden an einem einzelnen 
Gliede des Staatskörpers , sondern vielmehr tiefwurzelnde, 
cbronische Krankheiten, die den ganzen Organismus um 80 
mehr zerrütteten, als eine Heilung, da sie nur von den Stän- 
den ausgehen konnte, diese jedoch durch ihre egoistischen 
Interessen an dem Fortbestände dieser Übet auf das engste 
beteiligt waren, in geradeau aussichtslose Feme gerückt schien* 
Waren die Stände zu einer Reform unfilhig, so muTste das 
Königtum um so mehr flEU« seine Aufgabe es erachten, auch 
hier energisch durchzugreifen. Freilich schlois hier die auf 
den ständischen Privilegien beruhende Verfassung den König 
von jedem staatsrechtlichen Einflüsse aus. Doch diese Privi- 
legien fanden ja schliefslich ihren Ausgangspunkt in der 
Krone; die ständische Gewalt war im letzten Grunde nur 
eine abgeleitete, ilirem Ursprünge zufolge vom Königtum her- 
rührende, von ihm verliehene. Indem die Stände im dreifsig- 
Jährigen Kriege die Pflichten verletzten, durch welche sie an 
den König gekettet waren, indem sie die yasallittsche Treue 
brachen, die sie ihm schuldeten, fand derselbe einen unbe- 
streitbaren Rechtsgrund — und auch die foktische Gewalt 
daau erlangte* er — , diese Privilegien umzustofsen. Für die 
staatsrechtliche Beurteilung dieser Verhältnisse kommt das 
politisch-religiöse Moment auiser Betracht, nämlich die Frage, 

* £8 ist mir in Bück^icht auf die oben darKclcgten Verdienste der 
Krone nnmOelleht mleli dem Urteile ansosehlieCbea, welches Qrün- 

ha gen (Gesell. Schles. II 90) über die innere Geschichte Schlesiens im 
V\. -lalirli. fallt: „Die Ref^enten des Ha]).«iburger Hauses haben nach 
dieser Kichtung (nämlich auf dem Gebiete der inneren Politik) sonst 
nicht allzu viel gethan and sich wenig dämm hemflht, dnrch eine weise 

angepafstc (xcsetzffebung die vcrschieilenen, ihrt-m Szepter unterworfenen 
Lande im Sinne uer modernen Zeit zu einem einheitlichen Staate zu 
verschmelzen und ein gewisses Mafs der lamiesväterlichen Fürsorge an 
sie zu wenden. Wer eine unserer schlesischen rrenchichten aufschlägt, 
erführt aur? dieser Epoche von der Thätjf^k^'it d<'r Landesherri'ii (Or. 
meint dabei die böhmif»chen Könige) nur, wieviel sie zur Bekämpfung 
des Protestantismus ^jetlian haben. Dafs die „schlesischen Geachichteil" 
von einer inneren Thätigkeit der Könige für Schlesien nichts zu be- 
richten wissen, ist wahrlich nicht die Schuld der betreffenden Herrscher. 

26* 



Digitized by Google 



404 • xm 1. 

ob von einem bOheren politischen und sittücheD Standpunkte 

aus der Widerstand der Fürsten und Stände gegen die Krone 
2ur Erhaltung ihrer Glaubenafreiheit als eiii berechtigter er- 
klärt werden darf. 

Für die Entwicklung des Staatslebens in Deutschland 

zeiti'p^to flpr dreifsip^juhnVe Krieg ein zweifaches Ergebnis von 
universalhi.storisc Ik r Bedeutung. Einmal wurde in ihm und 
durch ihn die Ksupcriorität der landesherrlichen Gewalt ül>er 
die ständischen Körperschaften hergestellt, der bisherige 
iJualismus des SUuitswesens in den zu lebeuakräiüger Exi- 
stenz berufenen Territorien aufgehoben oder eine derartige 
Bewegung doch wenigstens anmbahnt £& gab Ton nun an 
nicht mehr zwei Träger centraler Staats^mlt. sondern nur 
einen, die Monarchie, und auf diese ging jetzt die ausschließe 
liehe Pflicht zur Lösung der staatlichen Aufgaben, die Führer- 
schaft auf dem Gebiete der öffentlichen Entwicklung über. £» 
beginnt nunmehr das zweite Stadium in der Geschichte der gegen 
Ende des Mittelalters neu entstandenen sta^itlichen Contralisa- 
tion, indem dieselbe ihren Mittelpunkt jetzt allein in der fUrst- 
lichen Gewalt mit Ausschiuis allcF Rivalität seitens der ständi- 
schen Körperschaften fand. Die andere Wirkung des dreifeig- 
jährigen Krieges aber bestand darin, dafs jetzt jenes Princip 
zu fldiwinden begann, demzufolge als die testete , keinesMB 
SU entbehrende Grundlage jeglichen Staatswesens die im 
Notfalle mit Gewalt aumchtsuerhaltende Einheit der BeU- 
gion oder Konfession galt^ und dafs man ]< tzt durch andere 
Mittel eine Bürgschaft fttr die Festigkeit und den Zusammen- 
halt des Staates zu gewinnen strebte. Es ist bekannt, dafs 
die brandenburgisch-preufsischen Herrscher des 17. und IS. 
Jahrhunderts in der Beförderung des 8t<uitswohIes Staunens- 
wertes vollbrachten, dafs sie ebenso die Idee der staatlichen 
Toleranz eher als anderswo aufnahmen und planmäfsig durch- 
führten. Von der Thätigkeit der habshurgischen Kaiser für 
Schlesien kann ein Gleiches nicht behauptet werden. Von 
der gewonnenen Suprematie, derzufolge die Centralleitung 
des Staates jetzt von ihnen, wenn auch nicht gana und gar 
formell, so doch thatsächlich abhängig wurde, machten sie 
nicht den entsprechenden Gebrauch. Die Verwaltungs« 
reformen, welche Schlesien im 17. und im Anfang des 
18. Jahrhunderts erfuhr, sind mit denen, welche um dieselbe 
Zeit in Brandenbiirg-Preufsen sich vollzogen , an Bedeutung 
keineswegs vergleichbar. Es schien, als ob seit dem Aut hören 
der ständisclien Rivalität die Krone an Pflichtgefühl, Eifer, 
Tliiitigkeitsdrang und Verständnis ftlr die Bedurfnisse der Zeit 
verh)ren, als ob ihr früher so inniger Zusammenhang mit dem 
Leben der Gemeinschaft aufgehört habe. Nicht einmal das 
so wichtige Werk der Beform der Steuenrerfassung, an dem 
schon die Stände gescheitert waren, wurde begonnen; der 
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Geist, welcher den ersten Ferdinand belebt hatte^ fMte dem 

zweiten und dem dritten Ferdinand. Dazu kam eine starre 
religiöse Unduldsamkeit und ITiirte; es ist in flieser Hinsicht 
ein entschiedener Rückschritt geg^en die Zustände des 16. Jahr- 
hunderts zu verzeichnen. So inufste denn die Okkupation 
durch Friedrich den Grufsen für Schlesien und für die Ent- 
wicklung beiiier öffentUcheu Verhältnisse als eine Stunde der 
£rii}8ung erscheinen. 



Exkurse. 
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Die Ansichten Aber die Entstehung der altpolnisehen 

fiesellseiiaft. 



Die Entstehung der altpolniBchen Gesellacluift ist sowohl 
in der deutschen wie auch in der polnischen Geschichtsfor^ 
schnng seit langer Zeit ein bevorzugter Gegenstand der Unter- 
suchung. Wir fuhren im FoIjii:cnden in Kürze die vomehmsteiL 

der bisher autgestellten Hypothesen an : 

1. Stenzel (Einl. zu TzHclioppe-Htf^n zel, Urkuiidun- 
buch S. 3 fF., sowie Berichte der schien, ( iesellsch. f. vaterL 
Kultur 1841, Hißt. Sekt. Beilage I 134 ff. und sonst) unter- 
scheidet zwischen eiucm stiiatsrcchtlich nur au6 einer Kla^ise 
bestehenden Adel und zwischen Bauern, welche teils frei, teils 
hörig gewesen seien. Seine Ansichten sind veraltet. 

2. Nach ROpell (Gesch. Polens I 89) gab es aulser den 
Sklaven ursprünglich nur freie Stammesgenossen; ein dritter 
Stand schob sich zwischen diese beiden im Laufe der Zeit 
dadurch ein, dafs eine Menge Freier, durch Krieg, Unglücks- 
fälle u. s. w. ihrer (rrnndstiieke verlustig gegangen, dieselben 
Reicheren aufliefsen und meistens von diesen unter Vor)>eh;ilt 
des eigentlichen Eigentumsrechts gegen Zins und Dienste 
wiedererhielten. Dies waren die halbfreien Knieten, welche 
^persönlich frei, dinglieh aber unfrei" waren; iiiuen gegenüber 
eriiicit sich nur eine sehr geringe Anzahl von VuUfreien, die 



jetzt allmählich immer mehr den Charakter eines Adels an- 
nehmend, Je geringer ihr Umfang wurde. Diese Theorie ist 
im wesentlichen eine Übertragung Ton Ansichten Uber die 
Entwicklung der StandesverhiUtnisse bei den Deutschen auf 
die altpolnischen Zustände. 

3. Stanisfaw Smolka (Mteszko iStarv i jego wiek. 
\\ar8zawa 1881) unterscheidet fOr die älteste Zeit zwischen 




Freien des Volkes, 
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Freien und (durch Krieg, Kauf oder Schuldverknechtung dazu 
gewordenen) Unfreien (zu denen auch die adscripticii, naroc^ 
nicy und decimi gehören). Die Hauptklas^e der Volkägeno:>»eii 

Snoch c. 1180) sind die freien, kldnen Eigentllmer (haeredes), 
Lie aber mit der Zeit untergehen; aus ihnen entstehen, wenn 
sie ihr Eigentum verliere, die Kmeten, welche als penönlidi 
frei au&ufassen sind und, auf herzoglichem Acker angesiedelt^ 
go^cie (hospites) heifsen. Als höhere Klasse der freien Be- 
völkerung erscheinen die Ritter (rycerz, vladiken), welche von 
den Ultesten In}m^>orn ftir^tlidior Rechte aus der Zeit noch 
vor den Plasten oder von ausländischen , in Polen eingewan- 
derten Rittern abstammen, und die sämtlich Grundherren sind. 
Wenn jemand eine grofse Anzahl von Gütern hatte, so galt 
er als nobilis oder baro, wenn er ein eut.s})rechendes Amt 
hatte, auch ab comes, ohne dais er jedoch deshalb etwa durch 
ein eigentttmltches Privileg vom einfachen Ritter sich ante^ 
schied. Aller Ständennterachied gründete sich auf den Unter- 
schied des BeBitzes; wie der haeres durch Verlust seines 
Eigentums Kmet wurde, so wurde er andererseits durch Ver- 
mehrung seines BesitEes Ritter, ebenso der Ritter hinwiederam 
Baron; wurde der Ritter arm, so sank er zu den niederen 
Klassen hinab. Die Hypotbese Smolkas leidet daran, dafs sie 
die gesamte ständische Gliederung auf rein sociale Verschieden- 
heit zurückführt. 

4. Mich. Bobrzynski (Dzieje Polski w zarysie. Warsz, 
1880. Gcücza spoieczenstwa polskiego na podstawie kroniki 
Galla i djplomatow XUgo wieku. R^ozprawy i Sprawozdania 
w^didatn nist-fil. AJcad. umiei^tnofei* Tom. XIV. Kraköw 
iSsl) teilt die lechitiBche Urbevölkerung Polens in siebsn 
Klassen: 

a) Sklaven, Privat- imd Herzogssklaven (senn*, familia, 
adscripti, centum servi etc.), unfiUiig vor dem öfientlichen 
Rechte, verkäuflich und vererblich. 

b) Dziedzice-csynszownicy, haeredes censuarii, possessores, 
aratorPR, manchmal auch rustici und hoinines, AutocIitlioneTi. 
Unterthanen des Herzogs mit Gericlitsstaiid vor den ööent- 
lichen Gerichten, auf den herzoglichen Landereien ohne Grund- 
eigentum gegen Zinszahlung angesicMlelt 

c) Unterthanen der Kirche, entweder vom Herzoge oder 
von Privatleuten geschenkt 

d) Freie, entweder firühere Sklaven, die vom Hersoge 
für frei erklärt sind, oder eingewanderte Fremde, die sich 
dem Handwerk oder Ackerbau widmen; sie kOnnen Grund- 
eigentum besitzen und sind rechtsfilhig. 

e) Ritter, Berufskrieger, deren Standescharakter nicht 
erblich, sondern persönlich ist; sie besitzen volle persönliche 
Freiheit und Genchtsikhigkeit^ sowie das Rech^ Grundeigen- 
tum zu erwerben. 



uiyiiized by Googl 



xm 1 



411 



f) Sslachta. Erbritter, von den Ffiraten stammend , die 
vor den piastiscnen Herzögen über kleinere Gebiete herrschten, 
von nur geringer Anzahl (ca. 40 — 50 Famfli<^n\ bei Gallus 
und «onst nobiles, duren, ma^ates, doniini, j^roi cres, comites, 
majores, principes genannt, durchaus irti. im Besitze grolser 
Öüterkomplexe init Gerichtsstand vor dem Herzoge, späterhin 
(seit saec. 12.) aus den niederen Klassen stark vermehrt. 

S) der Klerus, 
(ieht alle diese Elasseii kommen su einer und derselben 
Zat Tor. Die Sklaven , faaeredes nnd Salachta in dem oben 
erwähnten Sinne (als Nachkommenscbaft der ältesten Fürsten) 
gehören der Urzeit an, sterben allmählich ab und sind schon 
im 12. Jahrhundert veraltet; Adel, Geistlichkeit und Unter- 
thanen der Kirche bleiben bestehen und entwickeln sich weiter, 
während die Immines liberi überhaupt erst im 12. Jalirluindert 
ihren Ursprung nehmen. In demselben Bande der Abhand- 
inngen der Krakauer Akrulmiie, wie die eben besprochene 
Abhandlung Bobrzynski 6, er^schien eine Schrift von 

5. F r a n c. P 1 e k 0 8 i II s k i (O po \\ h um i u spolcczeüstwa 
polskiego w wiekach srednich i jego pierwotnym ustroju: 
sp&tarhin bat P. seine Theorie des weiteren au^gef&brt und 
nnter Znsiehang der Verhiltnisse der späteren ^it erläutert 
in seinem Bache: O dvnastycznem sslacnty polskiej pocboda- 
eniu). Piek, stellte darin die sogenannte „ÜberschUttungs- 
theorie** auf, deren Inhalt folgender ist: Bis zum 8. Jahrb. 
lebten die polnischen Slaven beschäftig mit Ackerbau, Vieh- 
zucht, Fischfang und Jagd; nie zerfaelen in zwei Klassen, 
grcifsrre Grundbesitzer und in den Opolen organisiert ielM iide 
Bauern; beide Klassen waren persönlich frei iind voll rechts- 
fähig; ihre Mitglieder hatten Kigeutum. Seit dem 8. Jahrh. 
vollzog sich jedoch ein völliger Umschwung der Verlialtnisse. 
Bei den Elbslaven nämlich, die von den Sachsen und von 
Karl d. Gr. bedrängt wurden, machte sieb eine rllekwärts 
gegen Osten flutende Bewegung geltend. Ein Haufen solcher 
Mbelaven, die sieb Ton den Normannen eine höhere Civilisa- 
tion und besonders eine festere militärische Oiganisation an- 
geeignet bfttten, erschien unter der Führung eines gewissen 
Popiel um 800 in Grofspolen und liefs sich in der Gegend 
von Gnesen nieder; ?<ie behielten ilire straffe Organisation, 
bauten Burgen und unterwarfen, immer mehr um Bich greifend, 
die benachbarten Gegenden; so * ntstand das polnische Keich 
der Piasten Ihr Häuptling betraclitete das ganze Land mit 
seiner Bevölkerung als Kriegsbeute und daher als sein Privat- 
eigentum; während er die grofsen Grundbesitzer der Auto- 
ebtbonen in sdne Drushtna (Gefolgschaft) aufnahm und so den 
mit ihm etngedrongenen Kriegern gleicbsteUte, wurden die 
Mitglieder der bttuenicben Bevölkerung ab Sklaven betrachte^ 
indem man sie rubig, ohne sie schwer au bedrücken | ihren 
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Acker weiterbesteUeii liefs, der jetzt nur in das Eigentum der 
Pia» Leu überging. Aus diesen Ursachen entwickelte sich bis 
zur Zeit des Boleslaos Ohrobry (ca. 1000) folgende ScliiehtaQg 
der pobuBohen GeseLlsclialt: 

a) Szlachta, Zeichenrittertum} nftmlich solche Bitter, die 
ein Wappen führten ; daaa aber waren berechtigt nur die Ab- 
kömmlinge der eingedrungenen elbslavischen Dynasten, der 
Unterhiiuptlinge Popiels, sowie der autochthonischen Fürsten. 

h) Die geraeine Ritterschaft fniiles simplex oder m. medius 
oder m. gregarius, später auch wlodyka oder sciematka. 
szkartabel [ital. scartabello = ex carta ))clU|), abstammend 
von den unter den eingedrungenen lläujnlmgen stehenden 
elhslavisclicn Kriegern und den gröfseren Grundbesitzern unter 
den Autochthonen. 

c) Höri^p und Sklaven (Autochthonen, angesiedelte Krieg»- 
gefangene» eingewanderte ausländische Bauern, Privatsklaven). 

Auf die Einzelheiten ist bereits am gehörigen Orte ein- 
gegangen worden; hier soll nur au dorn Grundgedanken der 
Theene Stellung genommen werden. Piek, fand nämlich« da(s 
bis cum Ausgange des Mittelalters auf das strengste zwischen 
zwei Klassen des polnischen Adels unterschieden wurde, zwi- 
schen der Nobilität, d. h. zwiscln ii solchen Edelleutcn, welche 
ein Geachlechtswappen und einen (iem Geschlechte eigentüm- 
lichen Schlachtruf führten (cum clenodio et proclamatione), 
und zwischen Rittern, denen eine derartige Auszeichnung nicht 
zukam; während die ersteren szlachta, domiui^ nobiles seu 
milites yere procreati ex genealogia hiefsen, wurden die lets> 
teren milites medii, Wlodyken, scartabelli, milites communee, 
qui non sunt nobiles, sed habent jus militare, genannt Nun 
waren aber die polnischen Wappen von den westeuropäischen 
sehr verschieden, indem sie meist aus sehr einfachen Figuren, 
Kombinationen von Strichen, Kreuzen, Haken, kreis-, huf- 
eisen- oder keilförmigen Bogen, bestanden; Piek. Ld-mlite «In- 
her gefunden zu haben, daf« diese Wa|>|>cn ur8|u'üii^4icii lümeii 
bedeutet liatten. Man könnte dann freilich glauben, der Um- 
stand, dafs der vornehmste Adel Runen als \Va})penzeicheii 
efÜhrt habe, sei weniger ein Beweis für eine „Überschüttuii^* 
er Autochthonen seitens elbslavischer, als vielmehr — analog 
der Entwicklung der staatlicben Verhältnisse bei den Ostslaven 
— seitens normannischer Eindringlinge, und in der That fehlt 
es auch nicht an einer Hypothese, welche eine normannische 
„Überschüttung* Polens behauptet (Karol Ssainocha, 
Lechicki pocz .tek Polski, Lw6w 1858). Dem gegenüber führt 
Piek, aus, dafs die Namen der ältesten polnischen Herrscher 
und seines Adels slavisch seien : die Eindringlinge mttfsten 
daher der Khivisehen Nati(»iialil;U angehört, zuprleieh ^bor 
auch, da eben i innen als Wappen flihrten, mit den 8kandi- 
naviern in Verbindung gestanden haben. Da nun aber Runen 
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bei den anderen Slaven nicht in Gebrauch waren, so können 
wir uns unter den Eroberern nur Elbslaven vorstellen , von 
denen es ja bekannt ist, dafs sie mit den Normannen in engem 
Verkehr BtaiHlen; der Einbruch derselben in Polen niufs nach 
Piek, ferner im Ü. Jahrb. erfolgt sein, weil die Kiiucn, die 
sie in ihrem Wappen fUhrten, nur um diese Zeit angewendet 
wurden. Gegen diese ganse Beweisflklurung ^iebt es ein sehr 
einfiMshes Amiment Angenommen, dafs die polnischen Wappen 
wirklich aufBunen surttokgehen, ist es dann unbedingt nötig, 
dals die Runen von den Normannen erst durch Vermittlung 
der Elbslaven nach Polen gelangten? Wenn Runen wirklich 
bei den Polen sich finden , so wird dadurch eben nichts an- 
deres bewiesen, als dafs diese Zeichen von den Polen r« ripirrt 
wurden. Auch die übrigen Gründe, welche Piek, für seine 
Ansicht anführt, die unbeschrankte Machtstellung des Fürsten, 
die bevorzugt!? Lage des Adels, zumal der Szlachta, die Pecht- 
uiid Jicäitzlosigkeit der Bauern — Zustände, welche nach 
Piek, nur er^ärbar sind durch die Annahme einer Unter- 
jochung der autochthonischen BeyOlkerung seitens fremder 
Eindringlinge — , sind nicht entscheidend. Wir finden gans 
dieselben Verhältnisse in den anderen westslavischen Reichen, 
ohne einen Anhaltspunkt dafür zu haben, dafs in ihnen die 
BegrOndung der fürstlichen Gewalt ebenfalls auf eine Unter- 
werfung von aufsen zurückzuführen wäre. Man erklärt diese 
Zustände ebenso <z:ut aus dem patriarchalischen Charakter des 
ältesten slavischen Staatswesens, aus der Bildung der fürstlichen 
Gewalt nach dem Muster der Stareiösina« 



II. 



Zar Geschichte der slarischeu BesitzTerhiUmsse. 



1» über das Gosamtelgentum bei den Slaven. ' 

Hervorragende Forscher auf dem Gebiete der Social- 
geschichte haben bisher die Existenz dos Gesamteigentums 
bei den Slaven als eine über jeden Zweifel erhabene That- 
sache angenommen. Neuerdings ist jedoch von Stähr^Daa 
russische Artel I 29 ff, und 40 ff. in einer vornehmlich gegen 
Kcufzler gerichteten Polemik) der Versuch gemacht wordeiu 
den Nachweis zu führen, d&is der Fauiilienbesitz in Ruisland 
älter sei als der Gemeindebesitz; sollte diese Behauptung be- 
gründet sein, so wltrden sich aus ihr schwerwiegende Analogie- 
Schlüsse für die Geschichte der Eigentumsverhftltnisse auch 
bei den Westslaven ergeben, da wir filr diese infolge des voll- 
stftndigen Mangels an Quellen auf eine Vergleiehung mit den 
entsprechenden Zuständen bei den übrigen Slaven ange- 
wiesen sind. 

►StiUir sucht das hf^here Alter des Familienbesitzes in 
Rufsland dadurch zu beweisen, dafs, wie er des näheren aus- 
führt, dir Ik'siedeluug Rufslands durch die Osfc^laven familien- 
weise erfolgt sei. Er stützt sich dabei vornehnilicii auf die 
etymologische Bedeutung des Wortes derewnja (jetzt schlecht- 
hin gleich Dorf, abzuleiten jedoch von derewno = Holsi 
also durch Keurodung entstandene Ansiedelung). Da nun 
die russische Gemeinde, die werwj, aus einem kleinen 
Hauptdorfe, dem sselo, sowie aus einigen noch kleineren 
Döriem, den derewni, und aus einigen Einxelhtffen sich 
zusammensetzt, so meint Stähr, dafs die Einwanderung der 
Ostslavoi^ in Rufsland familienweise derart erfolgt sei, dafs 
iuini(?r je eine Familie in einem sselo sich niederir^^lassen halie; 
erst bei Vermehrung der BevOUceruug seien die derewni durch 
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Neurodiinp^ e'l)enfall8 als familienweise vorgenommene Ans- 
iind Neusiedeiungen entstanden: so habe sicli der sselo zur 
werwj erweitert, indem zunächst jede Familie bonderbesitz 
gehabt hatte; erst sehr spJtt hätten die Familien der werwj 
au:i mannigfachen Gründen ihre SondergrundstUcke zu einem 
Gemeindeeigentum mit einer nach den lamilien getrennten 
Nutzung vereinigL 

G^^n diese Theorie lilbt sieh sunJtchBt einwenden , dafB 
der Scäuls aus der etymologischen Bedeutung des Wortes 
derewnja auf eine Nichtexistenz des Gemeindebesitzes in der 
Ältesten Zeit doch nicht als allein ausschlaggebend erachtet 
werden kann. Es liegt uns fern, uns in eine Erörterung des 
Problems über die Entstehung des russischen Of^meindebesitzcs 
in seiner jetzigen Gr^^talt irg'end wie einzulassen ; nur 
darauf wollen wir hinweisen, dafs die Unrichtigkeit der Be- 
BehaupUiugen Stähra von der Entstehung eines ()st>-.lavi&chen 
Gcdaniteigentuuis an Grund und Boden überhaupt erst in 
späterer Zeit durch ein bestimmtes Quellenzeugnis »ich nach- 
weisen btfst Bei Procopitts (De hello Qothico HL 14) 
heilst es von den Slaven und Anten: ^avtolg twp nf^ayuatunf 
äei täte ^v^fpoqa xai %a dvmuoXa tig miroy ayttai;'* aaraus 
erhellt, dafs bei den Slaven in der Urzeit von einem Sonder- 
besitze nicht die Rede sein kann. Fuhrt doch auch Z ac h a r i a o 
von Lingethal (Geschichte des griech.-römischen Rechtes 
Aufl. Iir 253 f., Berlin 1892) die Entstehung des Gemeinde- 
eigentums an Grund und B' doii in den Dörfern des byzanti- 
nischen Reichen auf die Eintiüsöe der slavischen Einwanaerung 
zurück! Um jeglichen Einwand gegen seine AusführuiiS'ftn 
zu beseitigen , versteigt «ich Stiihr (S. 40) sogar zur Behaup- 
tung, dafs (nicht nur die Ostslaven, sondern, wie er sich aus- 
drückt,) die „Slaven** ttherhaupt zur Zeit der Besiedelung 
Bnislands nur eine Form menschlichen Zusammenlehens, die 
Familten- oder Geschlechtsver^Uide , gekannt hätten; „ob 
neben oder über diesen auch noch eine Stammesorganisation 
bestand, ist nicht nachgewiesen.** Es scheint, wie wenn Stähr 
die gesamte neuere Forschung über die Urzustände der Indo- 
germanen unbekannt geblieben ist; es genügt^ auf Leist 
(Graeko-ital. RfHhtsgeschichte. Jena 1884. S. ff ) und 
O. Schräder (S})rachvergleichung und Urgeschichte Aull, II 
568ff. und 582 ff. Jena 1890) zu verweisen. 

Die älteste Form des Besitzes bei den Slaven ist daher 
das Gesamteigentum der über der Familie stehenden höheren 
Verbttnde an Grund und Boden (vgl. auch über die Verhält- 
nisse bei den SOdslaven noch in späterer Zeit o. S. 8 Anm. 2). 

2. Die Entstehung des Eigentums der polnischen Sslaobta. 

Im Zusammenhange mit seiner „Überschüttungstheorie" be- 
hauptet Piekosinski) dafs das £igentum des polnischen 
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Hochadels erst aus verhältnismäfsig «päter Zeit (saec. XII) 
stamme. Wir wissen, dafs Piek, die iSzlaclita auf zwei Wurzeln 
zurückliihrt, die Elbdynasten und die einheimischen alten 
Fürsten. Die ersteren gehörten nach Piek, zur Drushiua de* 
Sjiils und bezogen von ihm ihren Unterhalt; die letstersn 
hatten swar ursprünglich Grandbesitz, der ihnen jedoch tob 
den eingedrungenen Piasten (wie überhaupt aller Grund und 
Boden) konfisziert wurde, worauf de ebentalla in die Droshina 
aufgenommen und auf Kosten des Knfls verpflegt wurden. 
Wie aber erklärt nun Piek, die Thatsache, dafs dann spMter- 
hin die nobilcs doch als Eigentümer vorkommen? GewiC» 
war, 8o s;itrt er. der Herzog zuerst der einzige Eigentnnier 
alles Grimdea und Bodens in seinem Keiche; allmählicli hImt 
begann er, die Leute seiner Drushina fllr ihre Kricg.-dieii.-te 
nicht mehr dadurch zu belolinen, dais er ihnen am Hofe oder 
auf seinen Burgen ihren ganzen Unterhalt darreichen liels, 
sondern indem er sie mit Alloden, d, h. Qmndstllck«! zu freiem 
Eigen, beschenkte; erat seit Boleslaus El. aber ist es der fVdl» 
dafs das generelle Eigentum des Knäs an Grund und Bod^ 
durch solche Schenkungen durchbrochen wurde. Die Haupt- 
beweise Piek.s (S. 143 ff.) dafür, dafs erst seit Boleslaus III. 
von einem adligen Grundbesitz in Polen die Bede sein kann, 

sind folgende : 

a) Gallus erzählt viel von der l^'reigebigkeit <]vv pnlni^chf^n 



nichts von Laiid.sehenkungen ; solche finden sich erst unter 
Boleslaus III. (Gallus 444, 25 ft'.j und unter Boleslaus I. von 
Schlesien (Heinrich. Gründungsbuch, ed. G. A. H. Stenzel 



b) Landschenkungen des Adels an die Kirche kommen 

gleichfalls erst seit dm. 12. Jahrhundert vor; es ist tinmög^ 
lieh, diese auffallende Thatsache etwa dem Umstände zuzu- 
schreiben, dafs die polnischen Grofsen früherer Zeiten rehgiös 

indifferenter gewesen seien als ihre Xachkommen im 12. Jahr- 
hundert, da doch kein Ereignis bekannt ist . welches beweist, 
dafs erst im 12. Jahrhundert religiöser Eifer, im 11. aber nocl) 
Gleichgültigkeit geherrscht habe; daher kann der adlige Grund- 
besitz erst im 12. Jahrhundert entstanden sein. 

c) Erst im 12. Jahrhundert hngen die GeschUchter au, 
Stammesgüter zu bilden, die immer nach dem Kamen des 
Geschlecktsoberhauptes genannt wurden, z. B. Magnus — 
Magnuszewo. 

d) Im 12. und 18. Jalirhundert sind die adligen Güter 
noch leer von Bauern; daher kann erst damals gerade der 
adlige Grundbesitz entstanden sein. 

Darauf hlfst sieh f^rwidern : 

ad a) Bei der Dürftiglveit unserer Quellen über die älteste 
Zeit beweist der Umstand, dafs uns von Landschcnkungen 



Herrscher im 11. Jahrhundert gi 




über ihren Grolsen, aber 
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polmscher Könige an den Adel im 11. Jahrhundert nichts 
Dekannt ist, nicht nur mvht einmal, dafs solche Schenkungen 
absolut nicht vorgokoiiiiiK i) sind, noch weniger aber, dafs die 
Szlachta Grund und Boden damals noch nicht besafs. Aus 
den erwähnten Notizen bei Gallus 144 und im Heinrichauer 
Griinilungsbuch Ö. 60 gelit höchstens hervor, dafs bei diesen 
Gelegenheiten, bei der Hochzeit Boleslaus' HI. und, als Boles- 
Iftns I. Herzog ron Schlesien wnrde, Gttterschenkungen in 
grofsem MaTsstabe vorkamen. Vgl. übrigens die S. 18 Anm* 1 
angeftibrte Erzählung des Gallus Uber eine Lsndschenkung 
Kasimirs nngefilbr im Jahre 1050; daCs wir es hier nicht mit 
dem ersten oder wwgstens einem nngewöhnlichen Falle pri- 
vaten Eigentums zu tnun haben, scheint zweifellos, da der 
Chronist das Kroij^niö ohne jede weitere Bemerkung erzäldt. 

ad b) Erst im 10. Jahrhundert wurde das Christentum 
in Polen eingeführt; im 11. war es nocli so wenig befestigt, 
dafs es an heidnischen Reaktionen keineswegs fehlte (so 
1034 nach dem Tode Mesko's, als in JSchlesien Bischof Jo- 
hannes von Breslau zur Flucht gezwungen wurde). Erst der 
Tod des heiligen Stanislaus (1079) brachte einen Umschwung, 
indem erst seit dieser Zeit der religiöse Mfer in Polen ent- 
facht wurde, sodafs von nnn an die Kirche in glücklichem 
Vordringen g- i^en die Staatsgewalt erscheint. Das Argument 
Piek.s, dafs der religiöse Eifer im 11. Jahrhundert ebenso 
stark gewesen sei wie im 12., der Mangel an Landschenkungen 
des Adels an die Kirche daher nur dadurch zu erklären sei, 
dafs derselbe damals noch ohne Grundbesitz gewesen sei, ist 
also unzutretiend. 

ad c) Müssen denn solche Ortsnamen wie Magnuszewo, 
Sieciechöw, Szkalmirz, i'mndücin, Wlostow u. s. w. gerade 
immer auf die uns atis den Quellen des 12. und 18. Jahr- 
honderts speciell bekannten Personen Magnus, Sieciech, Skar^ 
bimir, Prandota, Wlost u. s. w. zurückgehen? Derartige Per- 
sonennamen kommen doch häufig und zu yerschiedenen Zeiten 
vor, sodafs sie, wenn auch einzelne F<llle zutreffen, doch in 
ihrer Qesamtbeit mit Notwendigkeit auf bestimmte, zu einer 
gewissen Zeit uns gerade genannte Leute gar nicht bezogen 
Stt werden brauchen. 

ad d) Daraus, dafs im 12. und 13. Jahrliundert die adligen 
Güter noch leer von Bauorn waren, fol^j^t keineswegs mit Not- 
wendigkeit, dafs erst damals der adlige Grundbesitz überhaupt 
entstand. Der Adel bewirtschaftete damals eben seine Güter 
noch allein mit Hülfe seiner PrivatskUiven ; erst später kam 
die Sitte auf, adlige AUode in Dörfer zu verwandeln und mit 
Bauern zu besetzen. 

Die GhrOnde, welche Piek, für seine Hypothese anführt, 
sind idso wenig stichhaltig. Schon wegen ihres Zusammen- 

Fonehmigwi (56) XUI I. - Rftehf»hl. 27 
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hänfnes mit clor ÜberschiUtungstheorie verdactitig, leidet sie 
fVriuT an der Unwalirsc*li( inliclikeit der Annahme, dafs ein 
Teil der Szlachta, nlünlich dw Alikoiiunlinf^e der einheimi- 
schen Dynasten, seiner Güter beraubt wurden sei, urii zwei 
,J all 1 hunderte später von neuem mit Grund und Boden aus- 
gestattet zu werden. Die BeaiteverbttltniBse der nobfles bei 
allen Westslaven gleichen einander ao sehr^ dafs man sich 
der Ansicht kaum verschliefsen kann, daft ihre Wursel in 
den gemeinsamen westslavischen Urzuständen noch vor der 
Bildung der Monarchieen liegt. Die nobiles sind die einaige 
Klasse nicht nur der polnischen Bevölkerung, sondern auä 
sonst bei den Westslavcn. ftir welche ein generelles Eigentum 
an Grund und Boden au^ den Quellen hervorgeht; da nun 
zumal der Beweis, dais dasselbe duirhaus aus herzoglicher 
Schenkung stamme, nicht geglückt ist, so wird man die Ver- 
mutung gerechtfertigt finden müssen, dais es seinen Ur- 
sprung aus den Zeiten der Stammesverfassung noch vor £nt- 
stehungder fürstlichen Macht herleitet £ine nfthere Erkl&rang 
dieser Verhültnisse Im Zosammenhange mit der Entstehimg 
des lassitisehen Besitaes der Bauern wird im folgenden Ao- 
schnitte versucht weiden. 



8. Bat Qesdilolite dea lassttlaolian Bealties and der 
H5rl«kett bei den slavifloben BaiMra. 

Über den Ursprung des lassitisehen Besitzes und der 
Hörigkeit der in der Opoleverfassung (s. o. S. 25) lebenden 
ölavischen Bauern wird man zu positiver Gewifsheit schwer- 
lich jemals gelangen können; es kann sich hier nur darum 
handeln, eine Hypothese auizustellen, welche « die snttteren 
Verhältnisse erklttrend, den charakteristischen Merkmalen der 
Entwicklung der slavischen Verfassung Rechnung trägt. 

Soweit die Quellen aurtickreichen, sehen wir, wie zwischen 
den beiden Klassen der Urbevölkerung, zwischen Szlachta 
und Opolebaucrn , ein tiefgreifender socialer Unterschied ob- 
waltet, indem die erstere Eigentumsre<dit fin Grund und Boden, 
die letzteren nur lassitisehen Besitz liatt* n. Auf die Frage, 
wie dieser Unterschied entstanden sein kann, Hegt wohl di»- 
folgende Antwort am nächsten: Während bei der Szlacliia. 
d. h. bei den Zupancngeschlcchtern , schon in der Zeit vor 
der piastiscfaen Eroberung ein Privat-, oder, richtiger gesagt» 
ein Familiengenossenschanseigentum existierte, bestand bei den 
Opolegenossen ein solches nicht, sondern Gessmteigentum der 
höheren Verbände; dafs das Gesamtetgentum die ursprüngliche 
Form des Besitzes bei den Slaven war, haben wir ja in 
Teil 1 dieses Exkurses nachgewiesen. Die Siedelung der 
W»'stsl?n'(?n dtlrfte nlimlich in der Weise erfolgt sein, dafs der 
einzelne Volksstamm ein gewisses Territorium fUr sich in 
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Beschlag Dahm, von welchem jede Zupa ihren gebührenden 
Teil erhielt; während nun für den Zupan und sein Geschlecht 
era besonderes grüröercö Grundstück abgesondert wurde, 
wurde der Rest unter die einzelnen Opolen verteilt. Auf 
diesem Gemeindelande okkupierte nun jede« einzelne Ge- 
schlecht soviel des Bodens, als es zu seiner Wohnung und zu 
seinem ÜBterluilte brauchte , wieviel ee ferner sus eigener 
Kraft beetelien konnte. Die wirtschaftliche Thätigkeit war 
damals kaum schon auf den Ackerbau in erster Linie, sondern 
Yomehmlich noch auf Jagd, Viehzucht, Zeidlerei und Fisch- 
fang gerichtet; der Ackerbau beschränkte sich noch auf die 
Hausgärten und ging von diesen erst allmählich in die Flur 
über (vgl. Meitzen (Abhandl. der Schles. Gesellschaft für 
vaterl. Kultur. Phil.-hist. Abtheilung, 1864, S. 75 und 91). 
Wenn jedoch Meitzen (Cod. dipl. Sil. IV, ürk. z. Geschichte 
schles. Dörfer, Breslau 1863) aus dem Fehlen der Gewann- 
eiuteilung und der lieepningsprocedur den SchluTä zieht, daia 
ba den Slaven ein gemeinschaftlicher Besits der Mark nicht 
existiert habe, ao Iftiat aich hierauf erwidern, dafa wir es bei 
den Weatalaven eben mit einer sehr primitiven Form des Ge- 
meinbesitzes zu thun haben, welche eine förmliche Auftei- 
lung der Mar Überhaupt noch nicht kannte. Der Besitz des 
Einzelnen war nftmlich nur ein Okkupationsbesitz, während 
der übergeordnete politische Vprl>and als solcher sicli stets 
als Eigentümer des Grundes und Bodens des gesamten Be- 
zirkes betrachtete, sodafs das Anrecht des Einzelnen sich auf 
die Nutzung beschränkte. Ob die Zupa oder die Opole als 
Subjekt dieses Oesamteigentums an Grund und Buden auf- 
zufassen ist, läl'st sich nicht mehr erkennen. Der Name opole 
bedeutet „die um daa Feld wohnenden*, könnte also auf emen 
dereinat Yorhandenen agrargemeinachanlichen Charakter dieaea 
Verbandea achltelaen laaaen. Ala nun die Piasten daa Land 
«ich unterwarfen, hatten sie keine Ursache, dem Zupan, wenn 
er ohne weiteres Sträuben ihrer Hoheit sich fügte, sein 
Privat- (d. h. Geschlecht8-)eigentum abzunehmen. Anders 
aber war es mit dem übrigen Orund und Roden: der Knäs 
trat hier als Eigentümer an die Stelle der betretenden Ver- 
bände. So entstand der lassitische Besitz der in der (Jpole- 
Vf'rfji8sung lebenden Bauern. Die patriarchalische Auffassung 
von der fürstlichen Gewalt, die Neigung, die aus dem öflfent- 
lichen Rechte entspringenden Lasten und Abgaben ala einem 
privaten Rechtaverhältniaae entstammend anxuaehen, znmal da 
«eselben in vielen Fällen ala Leiatungen nicht im öffentlichen, 
sondern im privaten, persönlichen Interesse des Herzogs er- 
schienen, endlich die auch das Piivatleben in ihre Sphäre 
zif^hende, jedes Kecht der Individualität negierende altpolnische 
Staatsgewalt trugen sämtlich dazu bei , dem Verhältnisse der 
Opolebauem zum Landesherrn den Stempel nicht nur einer 
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öffentlichen, sondern auch einer privaten Abhäng^igkeit, einer 
gewissen Unfreiheit, einer Höngkeit aiitzudrücken. Unter 
dem Einflüsse der Germanisation erst trat eine vollkoumieiic 
UmvvautÜung der Rechts- und Besitz vorliältnisse der niederen 
polnischen ländlichen Bevölkerung ein^ dieselben wurden 
m Schleileii durch einen allordings jahrhundertelang währen- 
den Proceb, auf den hier nicht eing^angen werden kann, 
nach deutschem Master umgestaltet 
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Die schlesische Kanzlei (1611 — 1616) nnd die schlesisch- 
liiuitnsche Expedition der bthmiseheii Kandel (1616). 



Die schlesische Kanzlei ist durch Abspaltung von der 
liöhmischen Kanzlei entstanden * ; ehe wir daner auf jene ein- 
gehen, müssen wir Wesen und Bedeutung der letzteren in 

Kürze erörtern 

Wie anderwärts, so war auch die Kanzlei in Böhmen 
ur?«]>rt\nglicli zur Ausfertigung der Urkunden des Königs be- 
stimmt. Unter den Jagiellonen jedoch gewann dieses Amt 
eme erhöhte Bedeutung, bis es sich unter den Habsburgern 
zu einer obersten Verwaltungsbehörde der böhmischen Lftnder 
und an einem obersten Ratssenate des Königs herausbildete; 
in dieser letzteren Eigenschaft hicfs die Kanzlei auch Con- 
eiliom oder Consistorium Regium. Man unterschied einen 
weiteren und einen engeren Rat. Zum weiteren Rate ge- 
hörten aufser dem Oberstkanzler, der in Abwesenheit des 
Könijj^s den Vorsitz führte, die nndcrnn sop^piiaTinten ,,obersten 
bolniiiselien „Landcsoftizicrer" (der Uber.-tbur^j^^^raf , der 
Oherstliot'mejster , der Obermarschall, der Oberstkämmerer, 
der Oberstlandrichter, der Obersthoflehenrichter, der Oberst- 
landschreiber, der L#andesunterkämmerer , die beiden Burg- 

' Auf die einzelnen Phasen den so^enantiten schleasch-böhmischen 

sKanzlpifjtreitcs" oinztiL'"< !ien, haben wir um so weniger VoranlasRung, 
*^ es bercitfi eine austührliche Dar«tellung denselben von Uiudely 
(Rudolf n. nnd seine Zeit, Band II, Pra^^ 1865, S. 265 ff. nnd Anhang 
^- ff.) ^'i»'bt, welche im grofson und ganzen antrifft, wenn sie auch 
*on Parteilichkeit in böhini««eh-nationfilpm Sinne nieht frei ist und die 
politische von der rein Htaatärcchtlichen Seite nicht genügend trennt. 
IKtte Verhftltnisse Uaranstellen, ist der Zweck dtesei Exkunes. 

« S. über die böhmische Kanzlet u. a. Stranskv, Respubl. Bohoin. 
«»p. XIV p. 43-5 ff., Gindelv n. n. O., H. Thoinan, Das ).öhiins(he 
Staatarecht von 1627—1848, Prag 1872, S. 27 flt., d Elvert, Zur öster- 
nicluaehen Verwaltnngsgeschichte, Brünn 1880, 8. 61 ff. 
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grafen von Karlstein und der Burggraf des Königgrätzer 

Kreises, die — mit Ausnahme fle? üntprkftniraerers, eines 
der Karlsteiner und des Königgrätzer Burggrafen, Melcho 
Ritter sein mufsten, — aus dem böhmischen Herren- 
stande entnommen, auf Lebenszeit vom Könige ernannt und 
auf den König und das Land Böhmen zu gleicher Zeit ver- 
eidigt wurden). Dazu kamen dann als ordentliche Beisitzer 
zetkn Mitglieder des Herraistandes und fünf Mitglieder deB 
lütterstandes (von Stransky senatores regni genannt), die 
dem Könige ebenfalls ihre Emennnng Terdanklen. Eine 
scharfe Trennung des weiteren vom engeren Rate existierte 
insofern nicht y als alle die genannten Beisitzer gans nach 
Belieben, ob sie nun vom Könige speciell eingeladen wur- 
den oder auch nicht, an den Beratungen und Geschäften 
der Kanzlei teilnehmen duritcii. Der ;j^es;unte weitere Rat 
Rat wurde benif<m vom Könige oder von den <d)ersten 
Landesoffiziererii mit seiner Genehmigung; er zog auch, wenn 
es ihm getiel, andere seiner liäte und Privatpersonen zu diesen 
Sitzungen hinzu. Nur die wichtigsten Angelegenheiten abor 
wurden hier verhandelt; die grofiae Menge der laufenden Ge- 
schftfte wurde erledigt durch den Oberstkaazler in Gemein- 
schaft mit dem Vicekanaler und den Sekretären^ indem, wie 
schon bemerkt, den zur Session im weiteren Rate berechtigten 
Personen auch hier die Teilnahme freistand. Der Kanzler 
mufste, wie die Mehrzahl der übrigen obersten böhmischen 
La ndesofti zierer dem böhmisehen Herrenstande angehören und 
wurde ernannt vom Könige im Einverständnisse mit den vor- 
nehmsten Landesbeamten , darunter den obersten LaTHle.softi- 
zierern, die dabei als Vertreter des Landtages fungierten. Bei 
seinem Amtsantritte schwur er nicht nur auf den König, »an- 
dern auch auf das Land (d. h. die das Land vertretenden 
Stände) von Böhmen. Die Ernennung des Vicekanslers sowie 
die Besetaung der Kanzlei mit dem sonst noch nötigen Hfil6- 
personal war ihm allein anheimgestellt. Er befand sich 
also den Ständen seines Landes sowie dem Personal der 
Kanzlei gegenüber in dem gleichen Verhältnisse» wie wir dies 
für Schlesien hinsichtlich des (jberhauptmannes konstatiort 
haben; wie seine Unterbeaniten nicht in königlichem, sondern 
in seinem privaten Dienste standen, so war auch das Amt d^s 
Kanzlers selbst nicht ein rein königliches, sondern es tru^' 
einen dualistischen Charakter, indem der Kanzler zugleich 
Vertrauensmann und oberster Repräsentant der Stände war. 
Auch in seinen Funktionen zeigte sich dieser Dualismus. Ffir 
alle Regierungsangelegenhetten nicht nur Böhmens im engeren 
Sinne, sondern auch der einverleibten Länder, die nicht das 
kOniguche Ärar betrafen und daher zum Kessort der Kanunern 
gehörten, war die Kanzlei das Organ des Königs. ÜberaDhio 
begleitete der Kansler den KOnig; alle an den König in seiner 
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Eigenschaft als Herrscher einlaufenden Schrifltstttcke wurden 

bei der Kanzlei eingereicht; nicht minder war es Brauch, 
dafs fille für rlie böhmischen Länder bestimmten Befehle, Ver- 
ordnungen, Privilegien und andere Regierungaakte die Unter- 
schrift des K;inzlers trugen *. Es war die Aufgabe des Kanz- 
lers, darüber zu wachen, dafs der König keine Entscheidungen 
trefte, tlie wider die Privilegien und Rechte der Stande eich 
richteten; wollte der König jedoch durchaus einen verfassungs- 
widrigen Akt vornehmen, so hatte der Kanzler keine Machte 
ihn daran zvl Hindern, sondern mufste sich mit Protesterhebung 
und Anzeigte an die Stände begnügen, denen es dann tLber- 
lassen blieb, weitere Schritte zu thun. Qerade in dieser Ver- 
trauensstellung gegenüber den Ständen zeigte sich der 
dualistische Charakter des Kanzleramtes. Der Kanzler hatte 
den gröfsten Etnflufs auf die Entschliefsungcn des Königs; 
von allen Beamten be^afs er die gröfste Autoritüt, die sich 
nicht nur speciell auf Böhmen, sondern in gleicher Weise auch 
auf die inkorporierten Länder erstreckte. Das schlesische 
Oberamt, die Central behörde der gesamten schlesischen Ver- 
waltung (mit Ausnalime natürlich des Finanzwesens), verkehrte 
mit dem Könige nur durch Vermittlung der böhmischen 
Kanzlei. Insofern freilich, als die Kompetenz derselben immer 
nur eine beratende war, als der KOmg für seine Ent^shlies- 
sungen an die MeinungsäuJserungen und die Vorschläge der 
Sjinzlei und des aus ihr erweiterten RatBsenates der höchsten 
böhmischen Landesbeamten verfassungsmäfsig keines- 
wegs gebunden war, blieb der Einflufs des Kanzlers und der 
höchstmi bolimiscben Landesbeamten als der Vertreter der 
böbniischeii Stände nuf die schlesischen Angelegenheiten immer 
nur ein rein faktischer. Gewifs nahm Böhmen, vom politi- 
schen Standpunkte aus betrachtet, eine führende, herrschende 
Stellung unter den Liindern des böhmischen Reiches ein; es 
war, wie man wohl sagte, „das vorderste Glied* der Krone 
Böhmen, da die Vertreter der böhmischen Stände thatsächlicb 
einen mafsgebenden Einflufs auf den Qang der Geschicke der 
gesamten Monarchie, auch der Nebenländer, austobten; von 
einer staatsrechtlichen Superiorität des Landes Böhmen 
(d. h. der böhmischen Stände) über das Land Schlesien (d. h. 
die schlesischen Fürsten und Stände» kann jedoch keine Rede 
sein: das Land Schlesien als solches war staatsrechtlich dem 
Lande Böhmen vollkommen koordiniert^. 



* Die Bedeutung t'incs küiitrasi^^nierenden Ministers, wie man oft 
liest, hatte der Kanzler darum natürlich doch nicht. 

* Gindel 7 (a. a. O.) hat diese Koordination beider Länder be- 
stritten, lind zwar unter Hinweis auf das Vorrecht der Böhmen hin- 
sichtlich der Königs wähl, femer auf den Umstand, dafs es drei böb- 
mische Behörden gegeben habe, die ihre Wirknmkeit nieht nur auf 
Böhmen, sondern anch auf die Nebenlftnder erstreckten, die Kanzlei, 
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Die Schlesier cmpianden bei ihren nationalen Antipathieeii, 
bei ihrem Streben, ihre Augelcgeuheiten möglichst unabhängig 
von fremder Einmischung zu ordnen, den geschilderten prft- 
▼alxereDden Emflofs der böhmischen Kanslei imd des obenten 
böhmischen Kronrates auf ihr Land sehr schwer. Allerdings 
finden wir schon im 16. Jahrhundert deutsche Vicekaniler, 
die die auf Schlesien und die Lausite bezüglichen Angelegen- 
heiten bearbeiteten; wir haben aber schon bemerkt, dafs der 
Vicekanzler nicht sowohl Beamter des Königs als vielmehr 
des Oberkanzlers war. Man trachtete daher in Schlesien auf 
das eifrigste darnach, dafs dieser Vicekanzler zu einem r- ii^ 
königlichen und in einr« dem Oberstkanzler gegenüber unab- 
hängige Position erholtcTi würde. Eine Gelegenheit zur Ver- 
wirklichung dieser Plane bot der Streit zwischen Rudolf II. 
und Matthias um die böhmische Krone im Jahre 1611. Die 
Schlesier erkUirten sich damab nur unter der Bedingung be> 
reit, dem neuen Herrscher zu huldigen , wenn er i]ma& eine 
besondere, von dem Oberstkanzler unabhängige Vicekanzlei 
bewillige; erst nachdem ihnen Matthias dieses Zugeständnis 
gemacht hatte, freilich unter der Bedingung, dafs dadurch nicht 
etwa entgegenstehende Rechte der Böhmen verletzt würden, 
erhielt er (am 9. Okt. 1611) die Huldigung seitens der schle- 
siachen Fürsten und Stände. 

Die durch das Privileg^ vom 7. ükt, 1611 geschaffene 
schlesisch-lausitzisehe Vicekanzlei hatte natürlich dieselben 
Funktionen wie die böhmische Kauzlei, von der sie abgezweigt 
worden war. Sie besafs eine Kollegiatver&ssung und bestand 

die Prnfjor Finanzkjimmftr und die Pra^or Anpcllntionskammer. Über 
das angebliche Vorrecht der Böhmen hinsichtlich der Künic^wahl und 
seine Bedentang ist bereits an anderer Stelle (s. o. S. 134 t.\ fiber die 
Rodpntimg ilor Supfriorität der bt>lunijichen Kanzloi über Schlesien :!0- 
C'lion üben im T«jxti' f^rhaiidelt worden. Noch weniger a))er aU die Wirk- 
samkeit der Kanzlei kann die der Finanz- und Ap]jellation.HkMniiner als 
ein Beweis gegen die Koordination des Landes Schlesien mit IJrdnnen 
im Betracht kuminen. Denn diese Behörden wnren rrin k Ti ti i cli; 
wie könnte also aus ihrer Wirksamkeit eine staatsrechtliche Superiorität 
des Landes Böhmen über das Land Schlesien f^efol^ert werden? 
Wenn die Schlesier 1611 im Verein init den Laiisitxern ihre Angriffe 
ge;:ren die genannten dn ? Jichr.rden richteten, so la^^ Inrin nicht ein 
Protest gegen eine 8taHt.srcchtliche Überordnung JBöhuieus über Schle- 
sien, sondwn gegen ein rein faktisches, politisches Übei^ewieht der Bftli- 
men. Unter den Räten des Prairor Appellhofes uberwog damals durch- 
aus das bölnnisehe Kloment, und die Schlesier wollten si' li plvn nicht 
melir lediglich von Böhmen richten lassen. Die Prager Finunzkauuner 
war fibrigens keineswegs eine centrale Behörde des Königreiches: me 
war keineswcfs^s der Breslaner Rcntkainincr \'()rges('tzt , sondern diese 
stand direkt unter der Hofkammer. Der Unisrand tVeilieh. dafs Kudolf II. 
in Prag residierte, hatte zur Folge, dafs die Prager Kauimer, deren 
Rftte Böhmen waren, einen thfttsächUchen Kinflufs auch auf die Leitung 
des schlesischen Finan?:we<«ens gewanni der den Schlesiem iSstig wurde. 
* Break Stadtarch. AA. 62. 
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aus einem Vicekanzler und zwei Räten , denen ein Seki*etÄr 
beigegeben war. Nominell bilrlote sie zwar einen Bestandteil 
dor böhniischcii Kanzlei und führte den Namen einer ^deut- 
eichen Expedition" derselben für die LUnder Schlesien und 
Lausitz, wie ja auch ihrem Haupte nur der Titel eines 
Vicekanzlers beigelegt war; in Wirklichkeit war sie aber von 
der böhmischen Kanzlei ganz unabhängig. Dies zeigte sich 
sunäGhst in Art and Weite^ wie die Stellen bei der Vice- 
kanslet besetzt worden. Die achleBischen nnd launtsischen 
Stttnde hatten das Recht, sowohl ftlr den Posten des Vice- 
kanzlers als auch für die Stellen der Räte und des Sekretärs 
mindestens je drei Personen vorzuschlagen, aus denen dann der 
König die ihm genehme Persönlichkeit nominierte. Ebenso 
sollto ea gehandhabt werden für den Fall, dafs Vakanzen 
eintrat« n: das Recht des Oberstkanzlers, den Vicekanzler 
zu eni« im ü, hörte demnach auf. Den Fürsten und Ständen 
wurde ferner die Befugnis erteilt gegen das Personal der Vice- 
kanzlei Beschwerden beim Könige zu erheben, und zwar ver- 
bprach dieser, wenn sie sich nicht sofort rechtfertigen könnten, 
die Bescbuldigten ihres Amtes za entsetzen. Früher war der 
Vicekanzler auf den Oberstkanzler v^ereidigt worden; jetzt 
wurde festgesetzt, dafs vorderhand wenigstens bis zur end* 
gültigen Beilegung des über diesen Punkt zwischen den Böh- 
men und Scblesiern entbrannten Streites der Vicekanzler dem 
Könige die Eidespflicht leisten und allein dem Könige, nicht 
auch dem Ober^tkanzler untergeben sein sollte; allerdings 
sollte diese Bestimmung den gegenteiliö"en Ansprüchen des 
Oberstkanzlers und der böhmischen ötände nicht präjudicier- 
lich sein. Jede P^inniisehung des Oberstkanzlers und des 
oliersten böhmischen Kronrates hatte damit ihr vorläufiges 
Ende gefunden. Ausdrücklich wurde angeordnet, wie es ja 
auch im Wesen des Amtes lag, dafs die dentscbe Vicekanzlei 
stets am Hofe des Königs sich befinden solle ^. Erster selb- 
ständiger schlesisch-lausitzischer Vicekanzler wurde Herr von 
Schönaich; er ist auch der einzige geblieben. 

Das Privileg von 1611 hatte, wie in ihm ausdrücklich 
betont wurde, nur den Charakter eines Provisoriums. Matthias 
hatte es den Sclih^siern bewilligt, um die Iluldiginiir von ihnen 
zu erlangen, und diese hatten sich dabei beruhigt, da sie offen- 
bar glaubten, diesen interimistischen Zustand gegen die An- 



' Gindclv fS. 309) saj^t. drv Vicekanzler habe alsbald „sein 
Amtslokale in Breslau aut'geschlaeea'', — natürlich aber nicht dauernd, 
sondern nur für die Zeit der cmmali^en Anwesenheit dos Hofes in 
Breslau. Durch das Privileg' vom Jahre IHll w^urdsn übrigens auch 
den Schlesien! und Lausitzern bei dfr AppeUation zwei Katsstelleu 
eingeräumt; bezüglich der Einssetzung und Absetzung der Inhaber der- 
selben gidten dieselben BestimmQngen wie fUr das refsonal der Vice- 
kanslei. 
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griffe der Bö lauen verteidigen und also zu einem definitiven 
umgestalten zu können. Sie hatten jedoch die Widerstands- 
kraft der Böhmen unterschätzt. Der Oberstkanzler ZdenSk 
▼on Lobkowits hatte schon in Brcuslau gegen die neue Ein- 
richtnng Einspruch erhoben, und seinem rroteste echloBsen 
sich die obersten Landesoffizierer und die Mitglieder der drei 
höchsten Gerichte des Landes Böhmen ^ des LAndrechtes, des 
Kammergerichtes und des Hof lehengerichtes, an. Auf die Seite 
der Böhmen traten auch die Mähren. Zuerst suchte der Kaiser 
einer Kntsclieidung dnrch Ver8cli!op]nin^" rl^r Sache aus dem 
Wege zu gehen. I'r^t i. J. 1616 kam der Streit infolge des un- 
ablässigen Drängens der Böhmen zum Austrage, und zwar nach 
mehnnonatigen Verhandlungen, in denen die Böhmen liaupt- 
sächlicU geltend machten, dafs die schlesische Öondorkanzlti 
gegen die vom Könige beschworene böhmische Landesordnung 
▼erstolse, welche genaue Vorschriften darttber enthalte, wie es 
mit der Aanslei beschaifen sein mtlsse, während die Schlesier 
dagegen erwiderten, dafs die böhmiscuie Landesordnung sich 
nur auf Böhmen, nicht auch auf Schlesien bezöge, dafs Schle- 
sien kein böhmisches Lehen , sondern ein Reichslehen wäre, 
dafs die Organisationsgewalt hinsichtlich der Kanzlei endlich 
ein jus mere regium, ein dem Könige ,.al1f^in eigentümliches 
Regale" sei. Wir können hier die weitereu beiderseitigen 
Argumentationen nicht näher erörtern; wir müssen jedoch an- 
erkennen, dafs das historische Recht auf Seiten der Böhmen 
war. Die böhmische Kanzlei erstreckte ihre Wirksjunkeit von 
Anfang an auch über die Nebenländer, und über die Kanzlei 
in dieser Qestalt hatten die firttheren KOnige den bahmkehen 
Stftnden gewisse Koncessionen gemacht, die, in die bOhmisdie 
Landesoranung aufgenonunen, auch von Matthias beschworen 
und besttttigt worden waren; auch war Schlesien ttbrigens 
keineswegs ein Reichslehen. Nur wäre es eine arge Übertrei- 
bung, wenn man mit G i n d e 1 y behaupten wollte, dafs auf der 
centralf^n Wirksamkeit der bolnnischen Kanzlei nicht etwa nur 
eine gewisse einheitliche Politik für das ge.samtp Reich, son- 
dern schlechthin „die Einheit des böhmischen Staatswesens* 
beruhte, oder dafs aus ihr die staatsrechtliche Superiorität 
des Landes Böhmen über Schlesien zu folgern sei. 

Da die Parteien zu gegenseitiger Nachgiebigkeit nicht 
SU bewegen waren , so fUlte der König am 19. Sept 1616 
eine Entscheidung, durch die der bisherigen Selbständigkeit 
der „schlesisch-lausitzischen Expedition** ein Ende gemacht 
wurde; im Zusammenhang damit wurde der Expedition eine 
neue Instruktion erteilt^. Die böhmische una schlesische 
Kandel wurden zu einem einzigen Korpus vereinigt ond 



' d. d. 19. September 1616 in Friedenberg, Cod. dipL Siles. U 
1289 £ Hs. des Kgi. Staataarcb. Bresl. D 326 b. 
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sollten forUn in Wahrheit nur yerochiedene £xpeditionen 

dieser einen gemeinsamen Kanzlei bilden. Den Vorsitz der 
gesamten Tv.mzl» i . also auch der schlesisch-lausitzischen Kx- 
pcditTon. erliiclt der Uberstkanzler, den jedoch in den hiuten- 
den Geschälten gewöhnlicher Art regelmälsi^ der Vicekanzler 
vertrat; in derartigen Fällen sollte der Vicekanzler auch den 
Vortrag heim Könige haben. Sehr wichtige Angelegenheiten, 
zumal wenn sie nicht Schlesien allein, sondern auch die an- 
deren Länder der Krone betrafen, sollten unter Zusiehung 
der obmten böhmischen Landesoi&ciere beraten wcorden; 
Fälle, ttber die man sich nicht einigen konnte, sollten dem 
Kaiser ausRihrlich unterbreitet werden. Alle die Lande 
Schlesien und Lausita betreffenden Angelegenheiten mufsten, 
ehe sie dem Kaiser referiert und expediert wurden, in der 
schlesisch-lausitzischf n Expedition beraten worden eein, schon 
deshall). damit in nichts wider die Privilegien dieser Lande 
verstofseu würde. Die auf Schlesien und die Lausitz bezüg- 
lichen Kegierungsakte durften nur, vom Oberüt- und Vice- 
kanzler sowie vom Sekretär der Expedition unterzeichnet 
und unter dem besonderen Siegel der letzteren ausgefertigt, 
ausgehen. Nur hinsichtlich derjenigen Territorien Schienens, in 
denen die böhmische Amtssprache im Gebrauch war, wurde an- 
geordnet, dafs die fUr sie bestimmten Schriftstücke der Kanzlei 
nicht nur in böhmischer Sprache, sondern auch von dem 
böhmischen Sekretär expediert werden sollten. Der Geschäfts- 
gang wurde genau geregelt; zu dreien Malen in der Woche, 
Dienstag, Donncrstac^ und Sonnahend von 7 — 10' '2 T^Iir des 
Vormittags, soiiten die Mitglieder der deutschen Kxpedition 
sich versammeln; schwierigere Sachen sollten unter die Räte 
ausgeteilt und von diesen zu Hause für dkin Referat im Plenum 
bearbeitet werden. Die Beobachtung des Amtsgeheimnisses 
wurde eingeschärft Einlaufende Sachen sollten dem Ober- 
oder dem Vicekanzler präsentiert und in der Frist von drei 
bis vier Tagen zur Beratung vorgelegt werden; an den Hof 
citierte Parteien sollten alsbald vorgelassen und abgefertigt 
werden. Eine Anzahl von Bestimmungen bezog sich endliä 
auf die Thätigkeit der Kanzlei hinsichtlich der Rechtspflege. 
Eine der wichtigsten Funktionen der Kanzlei auf aiesera 
Gebiete war die Pn'ifuntf: der eingereielitrn Supplikationen. 
Betreffs der flandhabung der aufserordeotÜchen Gerichts- 
gewalt des Königs wurde vorgeschrieben, dafs die Parteien 
zur Annahme von Schiedssprüchen nicht gezwungen, Geleite 
ohne Eiatorderung von Berichten seitens der zuständigen 
Obrigkeit nicht erteilt, Processe vor den ordentlichen Ge- 
richten nicht aufgehalten werden, und dafis die ungesetzlichen 
Evokationen und Citationen nach Prag aufh<$ren sollten. Zu 
Beratungen ttber wichtige Fälle der Rechtspflege sollten die 
beiden, von den Landen Schlesien und Lausitz präsentierten, 
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sowie auch andere Appellationsrätlie herangezogen werden; 
anderersei^^^ wurde der Expedition aufgetragen, darüber zu 
wachen, dals die aus Schlesien und der Lausitz eingehenden 
Berufungen bei dem Prager Appellhote reclitzeitig erledigt 
würden. Eine den vollen Umfang der Geschäfte der bchle- 
siBch-Uusiteischen Expeditioii umuBBeade Instruktion haben 
wir in der Ordnung vom 19. Sept 1610 freilich nicht zu er- 
blicken. 

Die Böhmen hatten ihren Willen durchgesetst; die schle- 
sisch-lausitzische Expedition war wiederum der böhmischen 
Hauptkanzlei einverleibt, wenngleich ihr immerhin auch jetzt 
noch im Gegensatze zur Zeit vor 1611 ein gewisser Grad von 
Selbsülndicckeit vi i lilieb und für die Vertretung der schlesi- 
schen Interessen und des schlesischen Elementes in ihr in 
höherem Grade borge getragen ward als bisher. Freilich 
war auch damit der Streit noch nicht zu seinem definitiven 
Abschlüsse gelangt, da der Kaiser die Frage noch offen ge- 
lassen hatte y ob der Vicekanzler nur auf ihn oder auch auf 
den Oberstkanaler yeretdtgt werden sollte, und ob den Böh- 
men das von ihnen beanspruchte Recht der Mitwirkung bd 
der Präsentation der Beamten bei der schlesisch-lausitzischen 
Expedition zu gewähren sei. Der im Jahre 1616 geschaffene 
Zustand währte übrii^'ens nicht allzulange, nur bis zum dreifgig' 
jährigen Kriege. Durch die „Verneuerte böhmische Landes- 
ordnung" von 1627 wurdo der l)ölnnischen Kanzlei ebenso 
wie den andern obersten bühmischeu Landesämtern der dua- 
listische Charakter abgestreift; sie wurde jetzt eine rein 
königliche Behörde, und alle Angestellten der Kanzlei waren 
nunmehr nicht mehr Privatbeamte des Kanzlers, sondern 
Staatsbeamte y dermi Ernennung allein dem KOnige zu- 
stand. Diese Verftnderung im staatsrechHichen Principe der 
Kanzlei wurde für Schlesien insofern von Wichtigkeit, als sie 
auch eine Wandlung des Geistes bewirkte, der bisher die 
Kanzlei beherrscht hatte: indem der Kanzler und die Mit- 
glieder des Kates der Kanzlei rein königliche Beamte wurden, 
hörten sie auf, die Vertreter der böhniisehen Partikularinter- 
essen in L.^leichem Maise zu sein, wie früher. Dazu kam die 
V eriegung der kaiserliehen Kesidenz nach Wien, — Unistände, 
die zu einer gleiclnnäfsigen Behandlung sämtlicher Länder 
der böhmischen Krone und sogar zu einer das deutsche Ele- 
ment im Gegensatze zum czechischen und damit auch die 
deutschen vor den slavischen Reichsteilen begünstigenden cen- 
tralistischen Politik fahrten. 



IV. 

Zar Geschickte des Beamtentams bei der schlesisclieii 
äesamtstaatSTerwaUang des 16. Jahrhmiderts'. 

Für die Landesämter, d. h. für die Ämter Lei den stän- 
dischen Behörden, konnte in der von uns behandelten Periode 
ein festes Staatsdienerrecht schon deshjilb sich schwer ent- 
wickeln, weil sie ja eine rechtliche Kontinuität iiiclit hesafsen, 
weil ferner die gesamte Technik des ständischen Behörden- 
wesens noch eine relativ unvollkunimene war. Geordnete 
Verhältnisse in dieser Kichtung bildeten sich zuerst bei den 
königlichen Behörden heraus. Auf Einzelnes haben wir schon 
im lAufe der HauptdArstelluDg an den gehörigen Stellen hin- 
gewiesen wir wollen hier nur noch kuri einen zusammen- 
msenden Überblick über die für das damalige Staatsdiener- 
recht in Schlesien geltenden Grundsätze und ttber die socialen 
Verhältnisse des königlichen Beamtentums in jen^ Zeit 
geben. 

Dio Beamten der königlichen Behörden standen, wenn 
aucli drv Inhalt ihrer Funktionen öffentliclj-rechtlicher Natur 
war, doch in einem privatrechtliclien Dienstverhältnisse zum 
Landesherrn: durch cfen Mietvertrag waren die gegenseitigen 
Rechte und Pilichten, besonders insoweit sie sich auf den 
Unterhalt des Beamten bezogen, geregelt'. Dieser IHenst- 
mieteyertrag wurde für die höheren Stellen auf eine bestimmte 



* Teils nach den in den früheren Partieeti citierten Instruktionen, 
teib nseh den Akten der laufenden Ver«raltaD|[. 

^ Über die besondeien Verhältnisse des Oberamtes ist das Nötige 
bereits posagt wnrdpti. 

• 8. Lüiiiug, Verwuituugsrecht S. 1ÜS>, und Uehm, Die rechtliche 
Natur des Staatsdienstes, in den .Annalen des deutschen Beiehes" 
1884S. Ö7öf. 
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Anzalil von Jahren geschlossen*, während bei den niederen 
Amtern auch eine Bestallung auf unbestimmte Zeit iu Ge- 
brauch gewesen zu sein scheint. sodaCs beide Kontrabenten 
nach Bäieben du Verlittltiiis lOsen konnten« Aber auch 
solche Dienstvertiilge, die auf kürzere Zeit liefen, wurden 
gewöhnlich immer wieder erneuert oder verlängert, bis der 
Beamte durch Tod oder wegen Krankheit und anderer be- 
sonderer Umstände aus dem Dienste ausschied. Insofeni es 
sich hierbei , — abgesehen von den niedersten lokalen Ein- 
nehmerpostf^ii. — um Ämter handelte, deren Bekleidung zum 
Lebensberute tili den Inhaber wurde, haben wir es hier be- 
reits mit einem regelrechten Berufsbeamtentum zu thun. Nur 
solclie niedere Finanzämter, deren Besoldung unter dreifsig 
Tiialern betrug, durfte die Brcölauer Kammer aus eigener 
Machtvollkommenheit besetzen^ sonst hatte die zuständige 
oberste Behörde im Falle von Vakanzen ein Verseichnis ge- 
eigneter Bewerber mit Angabe der Herkunft^ des Altere, des 
Lebenswandeby der Fähigkeiten und des Vermögens dereelben 
einzureichen; gewöhnlich ernannte dann der König einen der 
Vorgeschlagenen, ohne freilich an die übergebene Liste irgend- 
wie gebunden zu sein. Ehe die Bestallung vollzogen wurde^ 
wurde mit dem Kandidaten über die Höhe der Besoldung, 
der ihm zukommenden Tap^pprfldcr «. s. w. verhandelt. Der 
Eintritt in den königlichen Dienet erfolgte durch die Bestal- 
lung, die meist durch eine Bestallunpsurküiide bezeugt wurde*, 
und durch die Annahme der Bestallung seitens des Bewerber^j. 
Bei dem Amtsantritte wurde der neue Beamte auf seine Instruk- 
tion verpflichtet und auf den Kaiser zu Wahrung der Treue und 
zu Hingebung in und auTser dem Dienste vereidigt Fttr die 
königlichen Beamten bestand im allgemeinen die Forderung des 
Indigenates in Schlesien nicht; die königlichen Beamten konnteo 
aus einer Provinz des liabsburgischen Reiches nach der anderen 
versetzt werden. Für die Prager Appellationskammer bestan- 
den bindende Vorschriften hinsichtlich der Landeszugehörig- 
keit der liäte; liier existierte auch — wenigstens im Aiitaiige 
des 17. Jahrhunderts — ein das königliche Ernennun^sK < ht 
beschrankendes verfassungsmäfsiges Präseutationsreeht gewisser 
Länder: so Schlesiens und der Lausitz ftir zwei liatsätellen ^. 
Im grofsen und ganzen war es freilich üblich, die Ämter mög- 
lichst mit Inländern zu besetzen. 



* Vgl. z, B. den Kammerbericht d. d. 10. März 1573, dafs Friedrich 
von Kittnts die Stelle eines Kammerrates anf ein Jahr lang anffenom« 

mcii habe (Ks\. Staatsarch. I?iosl. AA. 23h fol. 41). und <fie Anzeige 
des Kaisers, dafs Dr. Fabian Kintllcr Tinrh dn»! .lahre lang bei ?oin(*m 
Dienste verharren wolle. (Ebd. AA. III Gc S. GiM>.) Bestallungsurkunileii 
selbst sclioinen nicht erhalten zu Hein. 

^ Vgl. Koscnthal, Bayrische Verwaltuiunffesch. I 562. 

» S>. Exkurs m. 
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Durch den Eintritt in das Beamtenverhältnis übernahm 
man eine Anzahl von Pflichten, die teils durch den Dienst- 
mietevertrag, teils durch die erteilte Instruktion, teils durch das 
Herkommen testgestellt waren. Dazu gehörte vor allem die Ver- 
pflichtung, den vorgesetzten Instanzen in allen dienstlichen Be- 
stehniigen GehonamBU leiBten und die Amtsfunktionen beständig 
auABUttben, aodais eine Unterbrechung nur mit Genehmigung 
der suständigen Yorgesetsten oder im Rahmen der bestehenden 
Vorschriften, d. h. durch UrUub, gestattet war, sodaTs femer 
die ordentlichen Amtsstunden pünktlich innegehalten werden 
mulsten und jede private Beschäftigung während derselben 
untersagt ward. Dem Beamten lag es od, das Amtsgeheimnis 
zu wahren; er durfte fVrner, wenn er sein Amt Iwrufsmilfsiii: 
bekleidete, weder zugleich in einem anderweitigen Beamten- 
veriiältnisse sich befinden, noch auch Dienstgelder von fremden 
Herrschern emptangen. Geschenke oder sonstige Zuwendungen 
für die in das Amt einsclilagenden liaudlungen von Privat- 
personen anzunehmen, war verooten. Verletzung der Beamten- 
pAicht war mit Strafe bedroht War durch die pflichtwidrige 
Handlung dem Landesherm oder einem Unterthanen ein Ver- 
mOgensschaden sugeftigt worden, so haftete der Beamte dem 
Geschädigten y nicht nur er, sondern auch seine Erben, falls 
Btürg^ vorhanden waren, auch die letateren mit ihren Erben 
bis zur vollen llnhc der Kautionssumme. Lag eine grobe 
Pflichtwidrigkeit, fortgesetzte Trilgheit u. s. w. vor, so trat 
Amtsentsetzung ein, fall8 es sich um ein Amtsdelikt handelte, 
auch kriminelle Bestrutung durch GeÜii)gni>' u, .s. w. Die 
Strafgewalt stand dem Kaiser und seinen dauiii beauftnigten 
Organen zu; den Beamten des königlichen Finanzdienstes 
gegenüber besafs die Kammer nur ein vorläufiges Suspensions- 
recht, indem sie die Angelegenheit zur endgilitigen Entscheid 
düng an den Hof berichten mufste. Beschwerden betreffs 
Übmchreitung der Amtsbefugnisse, soAvie Ersataansprüche für 
daraus etwa erwaclisenen Nachteil mulsten an die vorgesetzten 
Behörden, so an die Breslau er Rentkammer, gerichtet werden, 
von der man sieh an die Ilofkammcr und den Kaiser wendon 
konnte. Dafür, dafs man sich in solchen Fällen an die ordent- 
lic)i( II Orerichte wenden konnte, haben sich Belege nicht finden 
lassen K 

Den Pflichten des Ikamten entsprachen auf der anderen 
Seite Rechte. Das hauptsächlichste derselben war der An- 
spruch auf die Besoldung, die ihm im Dienstvertmge zu- 
gesichert war. Die Oehälter wurden bei der Elammer zuerst 
dorcbgllngig zum AnfSuige des Jahres gereicht*; durch die 



* Kompetent in solchen FHUen waren die ordentüchen Oerichte 
s. B. in Bayern; vgl. Rosenthal o&ü ff. 

> S. Kgl Staatssrch. firesh AA. III 23c foU 192, d. 1562. 



432 xm 1. 

Kammerordnung von 1572 wurde vüig»f3<.li rieben, dals die 
Gehälter, wie alle anderen regelrnüfsigen Bezüge der Beamten» 
in Vicrteljalirsratcn gezahlt werden sollten. Die Beäoldungen 
waren meist so niedrig, dafs sie allein fUr den standesmäfsigeo i 
Unterhalt der Beamten nicht auareichten; wenn dieselben da* 
her einige Zeit in ihrer Stellung Terharrt und sich bewährt 
hatten, so wurden sie au%ebessert, die besser gestellten Be- 
amten aber selten derart, dafs ihr Gehalt einfach crbaht 
wurde, sondern indem ihnen sogenannte „Pensionen", d. h. 
jährliehe Gnadengelder — entweder für die Zeit ihres Dienstes 
oder auf Lebensdauer — , bewilligt wurden*. Schied ein Be- 
amter, der im Genustäe einer derartigen aulserordentliehen 
Zulage sich befand, aus dem Staatsdienste aus, so sollte sein 
Nachfolger zunUeh.st immer nur die ordentliche Besoldung er- 
halten. Ott auch wurden einmalige Gnadengaben bewilligt, 
je nach dem Range des betreffenden Beamten in yerschiedener 
Höhe; die untersten BMnten, wie die Einnehmer an den 
kleinen lokalen Hebestellen, die Kammerboten u* s« w.^ bekamen 
gelegentlich 10 fl» Rentmeister, Buchhalter, Sekretäre und 
Raiträte y sowie Präsident und Räte der Kammer mehrere 
Hunderte und Tausende von Gulden. Diese aufserordentlichen 
einmaligen Gnadengelder bedeuteten in Wirklichkeit, auf die 
einzelnen Jahre verteiltj eine Erhöhung der Gehälter fast bif 
auf das Doppelte^. Natürlich lintte der Besamte auch Anspruch 
auf Wiedererstattung derjenigen Auslagen und Aufwendungen, 
die er in Ausübung seines Amtes zu machen hatte. So war 
es üblich, bei Versetzungen und bei Berufungen aus der Pro- 
vin» ein „Anzugsgeld" zu bewilligen^. Wenn der Beamte in 
Amtsgeschäflen Terreiste, so erhielt er Tagegelder, sogenannte 
„Liefergelder^y welche pro Ro& und Tag berechnet wurden. 
Anfangs betrug das Lie&rgeld pro Rofs und Tag 24 Kreuzer; 
1572 wurde es auf 30 Kreuzer festgesetst; aber schon 1574 
bat die Kammer, in Anbetracht der zunehmenden Teuerung 
es auf 40 Kreuzer zu erhöhen. Je höher der Rang des Be- 
amten war, mit um so mehr „Pferden" durfte er reisen, um 
80 höhcie Diäten bezog er demnach. Unnützes Verweilen 
war jedoch verboten; ebenso sollten dem Beamten die Diäten 



' Eine derartige lebenslHiifrlichp Pensinn in der Höhr» von 300 
Thaleni bezog der erste Kammerpräj*iUeDt von ivLiierii; ebd. AA. IH 6c 
8. 296. Die PenBion konnte sieh belaufen bis ungefthr auf die HlUke 
des ordentlich pii Gehaltes. 

• So erhielt der Rentmeister Alexander von Eck (1563— lö76J in 
dreisehnjfthriger Dienstzeit solche Gnaden^elder im Gesamtbeträge ron 
;{600 fl., sein Nachfolger Boyda in zelmjftliriger Amtszeit (1577—15871 
3900 fl., dvr foljj^t'nde Rentmeifter H\ho in dreizehn jrihrigfr Amtsaeit 
(1587—1600) öOOU fl , Elias Hertel endlich in zehnjähriger jDienstzcit 
(1601—1611) 4200 a. Ebd. AA. I 12b. 

» Vgl. z. B. ebd. m 2Si foL 276 (d. a. 1574) und ehd. lU 23h 
fol. 41 (1573). 
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für diejenige Zeit, da er etwa an fremden Höfen sich befinde 

und dort freie Verpflegung geniefse, abgerechnet werden. 
Einen generellen Rechtsanspruch auf Ruhegehalt gab es da- 
mals noch nicht; entweder bedang sidi rler Beamte in dem 
I )ienstmietevertrage ein derartiges Ruhegehalt, ..Provision" 
(wahrend man unter „Pension" damals die aufserordentlichen 
Dienstzulageii verstand), ausdrücklich aus ' , oder der Kaiser 
wie6 auf Vorschlag der Kai inner aus freien Stücken alten, 
' verdienten Beamten eine derartige „Provision an. Oft auch 
wurde dem Beamten bei seinon Austritte aus dem Dienste^ 
entweder allein oder neben der Provision, noch ein grOlseresy 
einmaliges Gnadengeld bewilligt Die Höhe des Ruhegdudtea 
war natürlich, wenn nicht schon im Dienstmietvertnige Be- 
atimmungen darüber getroffen worden waren, ganz und gar 
in das Belieben des Kaisers und der ihn beratenden Kammer 
gestellt'-''. Von einer geregelten Versorgung der von den ver- 
storbenen Beamten liinterlassenen Witwen und Waisen war 
natürlich nocli viel weniger die Rede; doch wurden auch 
ihnen, wenn sie sich bittend an den Kaiser oder die Kannner 
wandten, wenigstens einmalige „Ahnosen" gewähnt Im 
o-ofsen und ganzen macht es den Kindruck, wie wenn die 
Verwaltung trota der Kargheit der Mittel den Beamten gegen- 
über von humanem Geiste erfüllt war und nach Kräften für 
sie sorgte. Nur die Gehälter der niedrigsten, im Nebenamte 
fangierenden Lokaleinnehmer waren ungemein gering, und 
die Kammer machte mehrfache Versuche, hier Abhülfe zu 
schaffen, ohne jedoch, soviel wir sehen, beim Kaiser, d. h. bei 
der Hofkanmier, Entgegenkon-tmon zu tiuden. So schlug sie 
1573 vor, die Besoldungen der Zolleiiuichmer aufzubessern, 
und replicierte, als der Kaiser üich ablehnend aussprach, unter 
Hinweis auf die Unzufriedenheit der Beamten mit neuen Vor- 
schlägen**. Im folgenden Jahre bat sie zu wiederholten Malen 
um Stellung der Vollmacht, älteren, tauglichen Zolleinnehmem 



1 So der Kamincrrat Dr. Kiiidlor 1562 eine Summe von jährlich 
20u Thalem auf Lebenszeit, wenn er nicht mehr im Amte sein würde. 
£bd. AA. III 6 c S. HOO. 

* fanige Beispiele: 1577 verwandte sich die Kammer dafür, daCs 
der biheri^ Beschauer, der treu gedient habe, jetzt aber „alt und ab- 
gelebt" Ml, «för die kurze Zeit seines Lebens , da er noch ein Weib 
und nenn zum Teil noch iniorzogene Kinder habe, seine lti*'hf'rigc Be- 
soldung von lüO tl. belialtfii solle (AA. III 231 fol. 154). In demselben 
Jahre wollte der sicbzigj. ihrige ZoUbereiter von Tamowitz, der eine 
Besoldung von 136 fl, rh. gehabt hatte, wovon er iiocli z\v<'i Klepper 
unterhalten mufst«'. seinen Abschied nolimen ; di»- Kammer Hchlug vor, 
ihm 200 Thlr. einmaliges Gnadengeld und o2 Thlr. jährliche Provision 
zu geben (ebd. fol. 173). Der Kentmeiater Matschberger erhielt bei seiner 
Dienste ntlassung ein Giüi U'n^'eM von 2000 Thlrn. und eine lebensläng- 
liche Provision von von 200 Thlrn. (elid. AA, III 6c S. 664) u. 8. w, 

« Vgl 2. B. AA. III 23 i fol 234. 

« AA. in 28b fol. 166 f. 
Porachang«» («6) XUI 1. ~ Bft«hf«hl. 28 
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eine „Pension" von 2 bis 8 oder 10 fl. jährlich aussetzen zu 
rliirfen^ und betonte immer wieder die Notwendigkeit, die 
Beamten so zu stellen, dals sie nicht zu Unredlichkeiten sich 
zu versteigen brauchten^. Besser dagegen war die Lage des 
Personals an den Centrnlstollen , beöonders der höhereu Be- 
amten. Ein Kaunncrrat stand sich — alles eingerechnet, Be- 
soldung, Pension und einmalige Gnadengelder — jährlich 
durchschniiüich aui mehr als 1000 Thaler, eine iur jeue 
Zeit doch sehr beträchtliche Summe; ähnlich verhielt es sich 
mit dem Rentmeister, Buchlialter, den Sekretftren und Bait- 
iftten und den Chefs der Rcgalverwaltungen, wenn auch die 
Beatttge dieser Beamtenkategorieen etwas niedriger waren und 
unter einander sich abstuften'*. Dem entspricht auch die 
Thatsache, dafs wir diese Personen, auch falls sie von unten 
sieh emporgearbeitet hatten, hie und da im Besitze von adligen 
I^andgütern treflPen. 

Zu den Rechten der Beamten an den Centralsteileu ge- 
hörte endlich die Exemtion von der Juriadiktion derjenigen 
Stadt, die der Sitz der betredenden Behörde war. Allerdings 
war dieser Anspruch nicht unbestritten; zwischen der JJreslauer 
Kammer und dem Breskuer Rate entspann sich ein jahrzehnte- 
lang währender Jurisdiktionsstreit ^ in welchon 1571 der 
Kaiser die Entscheidung Mite, dafs im Falle seiner Anwesen« 
heit in Breslau das gesamte Personal der Bredauer Kammer 
unter die Jurisdiktion des Ilofmarschallamtes gehören, da(s 
dasselbe aber sonst sowohl in bürgerlichen wie auch in pein* 
liehen Fällen der sttldtischen Gerichtsbarkeit unterworfen sein 
solle mit alleiniger Ausnahme der oberen Beamten, n.ändlcl! 
der Kammerräte, Raiträte und Sekretäre*, die nur ftir ihren 
etwa unter der Jurisdiktion der Stadt Breslau gelegenen 
Grundbesitz vor dem Breslauer Stadtgerichte stehen sollten*. 
Auch damit war der ärgerliche Zwist noch nicht geschlichtet, 
sondern er währte bis zum Anfange des nftchsten Järhunderts. 
Von den stadtischen Abgaben und Pflichten waren die Ange- 
stellten der Kammer befrett| nicht aber auch von den allge- 
meinen Landessteuem. — 



1 Ehd. III 2:H fol. 47. 

• Ebd. fol. 240. 

• 1570 war die Höhe dor Iksoldungen bei der Breslauor Kammer 
folgende: Präsident POo Thlr., Kammerrat 500 Thlr., Eentmei^tor 
500 fl. rh., erster .Sekretär (incl. „Pension") 4ö0 fl. rh., zweiter Sekretär 
360 fl., Buchhalter 300 Thlr., Raitrat 3ö0 fl. u. s. w. Ebd. AA. I 60d- 

Des nähere aaf denselben mizus^ehcn, ist hier unmöglich und 
bietet auch hier zu t"M rTiL'''s Intcrpssc: ans Mutorisil fiiid» t sich haupt- 
sächlich in den Imudaclinttlichen Kuilektaueen der lireähiuer ätadt» 
Schreiber Franz Faber und Andreas Benfii im Brealaner 8tadtarehfv; 

^ Der Buchhalter und Reutmeister werden «war nicht erwfihnt, 
gehöctcn aber jedenfalls auch dazu. 

• Diese EntschoidunK ist gedruckt in der Brachvogelschea 
Ediktensnnunlung m 687ff. BxeBlaa 1717. 
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Neben diesen Beamten, die ihre volle Arbeitskraft dem Staate 
widmeten, oder doch wenigstens zu bestimmten, fest abgegrenz- 
ten Funktionen an festgesetztem Orte und festgesetzter Aints- 
stelie verptiichtet waren, gab es noch Personen, die, den Titel 
eines .kaiserlichen Rates führend, nnr in einem losen Beamten- 
Terhäftnisse sich befanden; sie entsprechen offenbar den Räten 
- „von Haus aus", die sich in nndoren deutschen Ländern 
und auch in den Med iatten itorien Schlesiens damals landen. 
Sie waren entweder behr vornelime Personen oder Rechts- 
gelehrte ; nur bei specielleni Auftrage traten sie in Thiitigkeit, 
beöOüders bei Kommissionen politischer, staatsrechtlicher und 
wichtiger jurisdiktioncller Art. Mitunter bezogen sie Gehalt; 
oft aber mufsten sie sieh mit der Ehre des Titels begnügen 
Im Jahre 1576 TerfÜgte der Kaiser allerdings, dafs „alle ratlis 
und dienst titl auch liesoldnngen derer personen, so nit wirk- 
liche rttth und diener sein, aufgebebt und eingestelt** werden 
sollten, und befahl der Breslauer Kammer, ihm ein Verzeichnis 
derjenigen Personen in Schlesien zu übersenden, die den Titel 
eines kaiserlichen Rates führten. Die Kammer jj^ehorchte dieser 
Weisung, machte aber darauf aufmerksam, dai's sich darunter 
einige Herren, besonders der Bischof, befänden, „denen unan- 
gesehen, das sy uit wirkliche rftth sein oder die räth besuchen, 
den latliatitel zu geben, unsers erachtens füglichen nit wol 
umbgangen werden kan"*. Es ist derselbe Procefs, der sieb 
auch in anderen Territorien vollzogt; je mehr das landes- 
herrliche Behttrdenwesen sich konsolidierte, je intelligentere und 
kenntnisreichere Elemente es an sich zog, imi so mehr schwand 
das Bedürfnis, aufserord entlicher Ratgeber sich zu bedienen, 
Atirli in der Folgezeit findet sich der Titel eines kaiserlichen 
Rates, aber nicTit mehr zur Bezeichnung des geschilderten 
dienstlichen Verhältnisses, sondern als eine an die Inhaber 

* Vpfl. z. B. den Kuiiunerbericht d. d. Brt'.slau, 2. Juli 1560 (Kgl. 
iStaatsurch. Bresl. AA. III 23a fol. 191 f.); die Kammer befürwortet 
darin das (ircsuch den Dr. jiir. Cirn«;, Knnonlkns dos lioluMi Sfiffcis zn 
Breslau, der beim Kaiser um die Verleiliuu|£ des Ratstitcls ehigekommeu 
war, unter der Begründung: „dieweil wir nicht zweifeln, B. K.M. wird 
sieh gc^nn ine als einen geirrten und geschickten mann, fiirncmblich 
weil er £. M. erb miderthan |d. h. aus cniem Erbfür^^tontum stammend], 
der E. M. und der kircht!n wol und nutzlich diuen kan, i^t, sonst oue 
das mit gnaden erzaigen ; dieweil wir aber bcy uns selbst befinden, das 
E. K. M. aus vielerley beweglichen Ursachen nützlich und gut sey, das 
WS pni-*tlichen ain per'*o!), die neben andern in lm! -etlichen sachen und 
liandlungen, wie sich oft zutregt, gebraucht wertli'u künde, . . in E. M. 
dmst oira pflicht genomben werde." Daher rftt die Kammer, „E. M. 
hetten ine, Dr. Ciru.s, . . mit dem rathstitel begnadt t nud in derselben 
pflicht und schütz gnc(lio:st angononibon; so kiuit er nachmals umb so- 
"vil desto besser in gaif^tlichen öucheu auch hay inen den gaistUcheu, 
die dann alwege gern eine gaiatliehe penon bey iren handlungen sehen, 
gebraucht werden, " 

« Kgl. Staatsarch. Bresl. AA. III 281 fol. 16 ff. 

* S. Rosenthal a. a. 0. I $71. 

28* 
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höherer Ämter ^ oder an hervorragende, nicht als Beamte fun- 
gierende Privatpersonen verlieiiene ehrenvolle Auszeichnung. — 
Wir fügen nur noch einige Bemerkungen über die Her- 
kunft, den BiMim^4>u Liu; , 'ti*' I^'^"^" Avancements- 
verhältnisse des danialigeii Uucimtentums hinzu. Nur fiir ge- 
wibse Stellen, so für die au der Träger Appellati onskammer, 
war es genau vorgeachrieben, welchem Stande die Räte ange- 
hören mnfflten ; das Ntftige hierüber ist schon an den gehön'gen 
Orten gesagt worden. Was die Ämter an der Kammer anbetraf 
so sah man es gern, wenn der Präsident dem Herrenstande 
angehörte; zwei der Rate waren durchgängig begüterte^ ange- 
sehene Edelleute des Landers ^ ; auch darauf achtete man nach 
Möglichkeit, dals dieselben Erbunterthanen des Kaisers seien, 
d. h. aus den Krbfürstontüniern, nicht aus den mediaten Herzoff- 
tiunern stammten, oime dafs man dies jedoch als eine unerlüfs- 
liche Foixlerung betrachtete. Stets aber war auch in der 
Kammer mindestens ein Jurist oder ein im Verwaltungsfache 
von unten auf geschulter Beamter. Eine scharfe Trennung 
«wischen den höheren und subalternen Ämtern existierte 
nicht; Rentmeister, Buchhalten Sekretäre und Raiträte^ sowie 
die Häupter der Regalverwaltongen wurden noch zu den 
höheren Beamten gerechnet, wie schon daraus hervorgeht, dafa 
sie der Verleihung des Ratstitels für würdig erachtet wurden 
und von der städtischen Jurisdiktion eximiert waren. Man 
konnte in diese Stellen aus den untersten Schreiberposten auf- 
rücken®; durch die Kammcrordiunig von 1572 war auch aus- 
drücklich, so weit es angehe, Bctorderung nach dem Principe 
der Anciennität im Falle der Tauglichkeit eingeschärft, „da- 
mit wir also unsere alten diencr, wie biilich, erheben, auch 
andern, wan sie einen solchen troat künftiger dergleichen 
fUrderung vor inen wissen, desto mehr ursach gegeben, sich 
umb unsere dienst umb so viel embsiger und eyniger anzue- 
nehmen." Andererseits kam es oft genug auch vor, dafs die 
höheren Kanzlei-, Kassen- und Rechnungsbeamten z u Kammer- 
räten avancierten; >venigstens stand dem kein Uindernis im 
Wege*. Man konnte demnach in der Verwaltungslaufbahn 
von den untersten Anfängen bis zu den höchten Ehren ge- 
langen: CS stand hier jungen, aTifstrebenden Kräften ein Weg 
offen, auf dem sie durch Talent, Fleifs und Pöichttieue nicht 

^ Ln 17. Jahrhmidert wurde es auch BFanch, die Inhaber der 
höheren Ämter durch Erhebung in den Adelsstand aussnseichnen. 

» S. o. S. 827. 

* So berichtet die Kammer 1576 vom Kanzleischrciber Biankea- 
ttein, er schreibe eine gute Hand und koncipiere gut, aodafs er ea wohl 
noch einmal zum Sekretär bringen könne. Ebd. AA. III 2;^k fol. 2^0. 

* 1572 empfiehlt die Kammer den bislioripen Kaiiini«ni»ekretär 
Alexander Albrecht für die Stelle eines Kammerrat.«* (AA. lU. 23h fol. 
234); 1610 wurden der bisherig Rentmeister Elias Hertel, 162^^ der 
HentmeiBter Horatio Fomo bu Kammenrftten ernannt (ebd. AA. 1 12 bV 
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nir eine sichere Zukunft sich sdiaffoii, sondern auch Ansehen, 
Einiiufs nnfl ]>olitische Bedeutung crroichen konnten.^ Die 
Forderung einer sjjeciellen Vorbildung für die höheren Ämter 
bestand also noch nicht; freilich waren studierte Leute, be- 
sonders die Doktoren der Rechte, sehr willkoiumen; sie hatten 
in den Kollegien meist eine hervorragende Stellung, und ge- 
wisse Ämter in der Jastissi Yor allem die Fiskalsftmter, waren 
für sie reserviert Wie in den Städten» so auch war es bei 
der kaiserlichen Verwaltung üblich, begabten jungen Männern 
das Studium zu erleichtem, um sie so fllr den Dienst des 
Landesherrn zu gewinnen; selbst beträchtliche Opfer wurden 
daftir nicht gescheut*. Der Nachweis einer bestimmten ge- 
V'lirton VorbildunEf ffir den P>oruf wiirdo erst spHter zur durch- 
g iiiungun Forderuim ; 1 'rütunucii fiir die Aspiranten wui'den 
zuerst bei der Prager Appellationskammer im 17. Jahrhundert 
eingeführt^. Übrijrenjj sei noch bemerkt, dafs die Kleriker in 
der von uns beiiandelteu Zeit bereits vollständig aus» dem Be- 
amtentum verschwunden waren. Sehr gern gesehen wurde 
es, wenn sich Personen, die sieh bei der Verwaltung in den 
Städten oder in den mediateu Territorien bewährt hatten, aum 
Übertritte in den kaiserlichen Dienst bewegen liefsen, da man 
sie sowohl wegen ihrer Praxis als auch ihrer Kenntnis der 
heimischen Verhältnisse sehr schätate. Schwer war es anfangs 
dagegen oft, für das untere Personal, besonders für die ver- 
Imf^tp Zollverwaltung, j^ceignete Elemente b^'ran^nziohen. 
Kaufmännisch gebildete Personen waren hier notwendig; im 
Publikum beschwerte man sich aber, dafs diejenigen, die sich 
dazu herbeiliefsen, aus ihrem ehemaligen Stande mit Sehimpf 
und Schande ausgestofsene Bankerotteurc seien — eine Be- 
hauptung, die die Kammer allerdings für unwahr erklärte, da 
die Zollbeamten gute und ehrbare, auch „beerbte und besessene** 
Leute seien Im Not&lle aber, wenn es Schlesien nicht mög- 
lich war, die ndtigen Eräfite für den Beamtenanparat zu 
liefern, so konnte man zur Ergänzung immer nacn Böhmen 
und den anderen Ländern der habsburgi sehen Monarchie sich 
wenden, in denen ja die neaere Behördenorganisatton schon 



* Für diese Praxis der Stadt bietet ein Beispiel der Kammerrat 
r>r, FnbinTi KiiKÜcr, der zuor^'t lieamtcr dc^ Hreslauer Rntos p^owcsen war, 
aufd(ii%sen Konten er studiert hatte; um t^o mehr verübelten es ihm die 
Breslancr, dafs er die auf ihre Kosten erworbenen Kenntnisse später 
in den Dienst des Kaisers stellte. 1565 ersuchte die Kammer den Kaiser, 
^*'in Hans von Kittlitz für sein Recht-'-tiidium zu Hülfe zu kommen 
uud diesem, nachdem er schon in Fruukrcich und Italien studiert habe, 
jetzt noch auf drei Jahre ein Stipendium Ton jährlich 100 Dukaten zu 
bewilligen, in der Hoffnung, dafs or ppäter im Dienste des Kaisers 
Qnd des Vaterlandes diese Schuld tilgen würde. (£bd. AA. III 23 d 
fol 140.) 

< S. o. S. 234, Anm. 1. 

* Vgl hiemi auch Kern, Der neue GrenszoU in Schlesien, S* 2d. 
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seit Jahrzehnten bestand und ein wohlgeschultes Personal be- 
reits herangebildet war; war ja doch Überhaupt nach dan 
Vorbilde, das diese Länder boten , das ganze kOni^che Be- 

httrdenwesen Schlesiens eingerichtet worden. 

Beruhten auch die Verhältnisse des Beamtentums in der 
von uns behandelten Periode nicht so sehr auf ausdrücklich 
festgesetzten I^echtsnormen als vielmehr auf Gewohnhf^'t und 
auf iTulividuellen Verträgen, so läfst es sich doch nicht ver- 
keimen, dafs sich bereits die Grundzüge eines geordneten ße- 
amtenstandesrechtes zu bilden begannen. Entbehrt auch das 
Verhältnis zwischen Staat und Beamten noch dos öffentlich- 
rechtlichen Charakters, so wurden doch in der Praxis zum 
Teil bereits Grundsätze angewandt , wie sie noch ftke das 
heutige Staatsdienenrecht mafsgebend sind. So konnte euie 
Bureaukratie sieh cnt wickeln , die, ihrerseits wohlwollender 
Behandlung und des Schutzes der Krone sicher, erfUllt von 
Treue, Freimut und Pflichtgefi&hl, dem Königtum im Kampfe 
um Ausbau des Staiites im modernen hinne und gegen 
die rivalisierende Macht der Stande als mächtige Bundes- 
genossin zur Seite stand und den endlichen Si^g erringen halt 



Urkundenanliang. 
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Privilegium Wladislai \ 
1498 November 28. 



Wir Wladislaus von gottes gnadeu etc. . . . haben . . ., die heniach' 
volgennde gnade nnd fnyuiiten auf newes gegeben vorlegrhen nnd be- 
stattet . . .: 

(L) irstlicheiif das wir noch uunser rechte nachkamen kuuige zu 
fiehmen den ytz gemelten lannden katnen aimdeni obristen bawbt- 
mann nicht setaen noch geben wellen.denn alejrne ans nnsem Siesischen 
fnrsten, 

(IL) und wo wir als ein rechter kunig zu Behmen oder unnser nach- 
kamen kiini^c auf irkainen Sleslschen fnrsten odir erpseesen, geistliche 

0<ler wertHcTic person(\ in M-elchcrlai saelio das wer, auch j^rmult oder 
podem botreffcndt, auch ■widerumb dio fiirston oiler orb^ossen des hiimdi.s 
auf unus oder una.ser naclikumea umb grundt podem odir [waaj sunnst 
ire fri'vlieit oder brievelegia angehen mochte der SIesie betreffend oder 
in sundfrhait ein furste auf den aundem zu spreclipn heften, 

(III.) da8 alles soll bcscheen vor den fursten des laundia und iren 
rcthen, die sie neben sich czihen wurdet 

(IV.) zu Hreslaw in der hawbtstadt auf unnserm knnigliehen hoffe, 
V ' im iare auf zwene tacr suleb recht zu hahienn, vom em lieh auf 
montan nach dem suutag Jubilate und nach nehestin montag nach sannd 
HicheUtage doselbist zngescheen, 

{Yl.) durch sich selbst oder seinen volmechtigen, 
(Vri.l also bescheiden, wen wachen sich erbutten zwischen «nns 
und deu fursten und wiederum b von den fursten gegen unns und unn- 



* Wiewohl schon mehrere Abdrücke dieses erofseu Privilegs (so bei 
Behiekfnfs m S71 ff., (Nendorf) Eztract ans denen kayser- nnd kSnig^ 
lidien fttrstentags propositionen etc. Breslau 1691. 8. 91 ff., Lüning, 

Collection von der mittelbaren Ritterschaft, pars I H. 107, Kries S. 100 ff, 
Grünhagen-Markgraf, Lelinsurk. I 49 tf.) existieren, so ist es dennoch 
bei der groben Bedeutung, welche dasselbe Ar die Entwicklung des öffent> 
liehen Rechtes in Scldesion <;ehabt, frehr,t«ui, hier dasselbe noclimals wiederzu- 
geben. Benutzt wurde der Al>druck in Grünhagen-Markgrafs öchleaischen 
Lehnsurkuudeu , nur dafs der Übersichtlichkeit lialber die einzelnen Para- 
p^aphen gesondert wiedergegeben wurden. Die Orthographie des Abdruckes 
m oen Lehnsnrknnden wurde beibehalten« 
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scru rechten nachkumeu kunigen, daran sol die ladunge von dem landiss 
bewbtniann brieflich bescheen an die endt denelbigen gaeter, die an* 

gesprochen werden, 

(VIII.) ein viertail iaris vor dem vtzt bemeiteii rechtia tage e^'neu^ 
dergleichen zwisdien den forsten nna anndem erbeewen dee Uumdit 
gegen einannder sulchs sal gehalten werden, 

(IX.) mul wo siilch auffertung den landishewbtman anginge, ao aol 
er durch den eldenin fursten der landt geladen werden, 

(X.) und dabey wes gesprochen wirt entlieh zu beleiben an alle 
und einvchcrlay auszuge bey vertust der sachen. 

(Xt,) AVn aber yemandis ane recht redliche ursarho zu seinem v*t- 
botten reehtista^e nit gestünde, nichts weniger sali den rechten oacii- 

f^eganngen werden nach ordennnge der rechten und ^ewonnhait der 
{iiulc, und WCS dann daran erkannt und gesprochen wirt, ob nkh vc- 
n^anndis dawider setzen wolt, sal also vil bescheen als sich zu reckte 
fordert 

(XU.) f^unnder wo anch die von der gemeine ritterschaffl und 
matinpcliafTt, d'trzn lüf von stotten oder ire ^In^•<>nTl(•r niif irc ln-rschaft 
oder einen auf den anndern oder eyne stat auf die annder oder yemaund« 
fremdes ansprochen thuen wolden, dat» sal ein ieder snechen mit sei- 
ner cle^e an den ennden, do der anntwurter za rechte hin rer- 
ocdennt ist; 

(XllLj wo aber dem cleger an irkatncm endt die billichait de^ 
rechten nit TOifaiilffiBa wurde, aladann mag der cleger zupflneht haben 
an die oberhawbtmann der lanndt und bitten vor en seiner besehwerung 

SU schreiben: 

wurde er denn iiiruber ein halb iar oder dergleicli vorzogen, do- 
mit er seine gerechtigkiüt endt nit erlangen mochte, so sol onnsw bawbt- 

mann pai<h'n partli niaoht haben auf die vorhj'TncItcn gomainen tue 
rechtlich za fordern, und wes doselbist irkannt wirt, dabej sol es end> 
lieh btdt'iben. 

(XIV.) Wurde auch yemanndis anf die einwonner der Ober Slesien 
znsj rrchen haben, auf mannschaft oder tfte, die pullen sich allerwevsc 
und forme haldenn, wie hinfur in dem uehesten artickel ausgedruckt, 
alleine, wo sie der obirhawbtmann wurde sn fordern haben, das auch 
in der stat der ober Slezien, die von dem hawbtmann ernannt wurde, 
des iare^ einmal als auf nehisten montag nach der heiligen ^irejean 
knnigta^e sal zu recht Vorbescheiden werden. 

(XV.) Auch venprechen wir darauf, nymannden seins rechten 
durch cinieherley weyse oder fiimehmen au yortsiehen oder sn Ter» 
hinndeni. 

(XVL) Auch sollen wir oder unnser nachkumcn kunige zu Behmen 
dieselben unnsire undirtene durch die gantze Slesien nit zu fopdemn 

lialien ires dienstes ober die ^^^rentzen der Slesien zu ziehen, ys sey 
denn dass sv von unns oder unnser nachkumcn, wio von alders gewest, 
mit gelt soldt ires diubtis und der schade bezalt und uungericht werden. 

PCVIL) Auch sollen die Schlesischen fursten herren und f-tctten 
unns noch unsem nachkumen knnigen zu Behmf^n zu liulden verpflicht 
s^yn nynudert den zu Breslaw, ausgenwmen die furstentumber Sweyd- 
nits und Jawer, die sollen an dem bleyben bey irem Privilegium. 

(XVIIL) Auch sagen wir zu fursten herren landt stettMi und allen 
gmwonneni dnr Slezien, das wir kaiTierlay beistewer nit beperen nnrh 
mirch eynicherle weyse suchen wellen, ausgezogeun von den, dowider 
sie sich rechtes halben nit su setzen hctten. 

(XIX.) Auch wolicher herr in Slezien slosse stette oder annder gneter 
bat, doch darinne nit wonhafftig, das er seinen ambtmann oder sunst 



' Die Interpunktion in den Lehnsurkunden [reclitos tage, oynen der- 
gleichen] ist sinnstdrendi Schickfufs und Krios interpunktieren wie oben. 
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in vollir macht an seine stat i>ciücke und verordene, neben anndem 
lülis m thnen und m leiden, bemindm nch in kainer Bache oiuzilien 
sol ; WO sich des yemanndes iineehorsaine hylde, den sali unnser hawbt- 
mnnn mit unnser hilf und der anndem eynwonnem Slesien darzu 

bringen. 

(XX.) Auch alle aide csoUe sollen bey iren wirden bldben, doch 

weyter nymannden wenn wie von alders her ini<l nussatzungo domit 
boFwort werde, s^unnder kaiue newe zolle wellen wir auch nnnser nach- 
kumenden kunigeu zu Behaien in kaiiien stelle in der Slezien nyemann- 
den, wea stanw oder wixde die sein, aufzurichten nehmen oder ge> 
brauchen vergönnen zu lassen geben und dainite begnadtn. es irkennthen 
den fursten, prelatten herren ritterschafft und stete der islesien ein- 
trechtigiich, aas es ansa Tedlichen gegnumten uisachen Irlich nnd za 
der lande besten und nutz geschehen solde . . . 
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II. 

Aktenstücke zur ßesehichte des Ober- und Fnrstenrechts. 



1. Bericht über die Ordnung des Oberrechta aus dem 

XVI. Jahrhundert. 

Auf die erste fra^e, wieviel ^ersouen oder stimmen in der ^stea 
recht sein, gebe icb folgenden bencht: 

D.ifz zwar viel pcrsonen sitzen, aber nicht viel stimmen haln^n. 
dan CS sitzet <M-^tlie1ion der oberhauptman, der colligirt vota and hat 
die beschleui^ätimme p. 

Nacher sitzen die ftirstcii entz weder in penon oder durch ire ee- 
saiidton und neben inen sitzen die vier freyherreii, aucli vor sich uaer 
ihre gesantcn; die halten gesamlotcn rath, stehen für einen man und 
geben ire zwo stimmen zugleich ab. 

Zum dritten haben die erbfiirstenthamber alle miteinander nur 
rill ^-otum; i^chiokt aber ein iedes ftmtenthumb seine eigene ge> 
sauten, zweene oder einen. ^ 

Znm Vierden reprftsentiren die etete» so in erbfbistaitiinmben (ge- 
legen» alle mit einander einen stant and haben derhalben auch eme 
stimme» dafz also fünf »timmen in allem seint. 

Anf den andern punct ist zu wissen p. 

Daßs nicht gewisse assessores daran yerortnet, sondern an tedem 

fiirgtcnrocht ortn(>u die ftirstoii und vier fr^heinit wan sie nidit selblt 

erschc'iiieti, L^csanteu nach iretn wiUiMi. 

In i:<iiiiilii machen die erbfurötenthumber zu iederem fursteurecht 
pro libitu gesanten. 

Das tiinn auch die von Stetten. 

Man helt aber diesen procefz darbei, dafz die dclcgirten assessores 
müssen ein cor))erlichen ait thun toties quoties neue personen, die xam 
recht vorbin nicht geschworen, vorortnet werden. 

Wcre als hierdurch auf den dritten pnnct geantwort^^t. 

Ad quartum wolle man wisseui dafz keine .certa poeua*' darauf 
gesetset, wan gleich die sache in Inngnm gcspilet weide, sondsrn 
stehet ailes beim oberambt aU dem preside, der ez officio die moiai 
und tergiverpfttionps zn reraoviren pfleget. 

Dafz aber auch parteiscbische mit unterlauffeU} wird der herr aus 
folgenden exempln zu sehn haben. 

Ir niaytt ^chlosischor caininerrath Georg von Schönaich hat die 
Pursten von der Lignitz umb ein herrscbaft, rarchwitz genant, in an* 
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Spruch genomen; woil aber die Fürsten von der Lignitz noch minorennes 
gewesen, hat herzok Carl alg vormunt vier gauzeu iahr denen von 
bchönaich mit dem eladiret, dafz er in alwege das furstonrecht abge- 
aduiben, hej itng«n l^ten gehegten recht aber hat man wideramb 
t;ifrtnrt}i zu wuffer gemacht, darumb dalz die vonnmiden furg^ 
noiubeu, do doch der eine herr alreit mündig worden. 

So hat man aoieh daa reeht iarUcher nttr sw^ymal, den montag 
nach Jubilate, das ander mal montag nacli ^ÜehaeUs. 

Ist anch tax ^vhsm und zu merken, daCz die citationeB diey ganser 
monat darfur müssen mugehen. 

Im fal nnn der herr mehres berichts benStiget, soll ihm deraelb 
gat\\'iUig communiciret werden. 

Weiter ist zu wissen, da^ die furstenthtunber Schweidnitz und 
Jaucr keine stinunc noch seäsiou haben, luui halten es vor ein privi- 
legium« dae sie nicht mit hegen dürfen. 

Ist auch 7.n merken, das die stat Brefslaw nicht mit und neben 
den andern Stetten, sondern mit und neben den erbfurstenthumbem Ire 
Stirn abgeben. 

Die iandishawbtleute haben weder stimme noeh session, dammb 

die erbfurstenthumber w» len ex sno corpore zwe gesanten, wenen sie 
wollen; wan nun ein hauptuiau zum gesandten von ihnen erwelet 
werden solte, mnfste er ein landteas mit sein nnd wurde nur des Äirsten- 
Hinmbs stelle als ein lantman und gesanter, nicht aber als ein haupt- 

man representiren. 

£s ist auch in den furstenthumbern zusambenkunften folgender 
gebrauch: wan ir landishaubtman ein landtsas mit ist, dafs er nicht 

allein alleweg mit in iren rathsclilcgen ist, sondern ob er sieh gleich 
auch absentiren wolde, darzu pfleget gefordert zu werden und directoris 
stelle helt, darumb allerbant gute oflicia prestiren, auch sich selbsten 
oder ia solche personen, die da a Caesarc aependiren, zu gesauten ver- 
ortnen kan: <lie aber, so mit lantsassen sein, sint diese: der r»]tli^ lie, 
Troppische, Francksteinische, auch itziger zeit der Glogische, weil nur 
ein Verwalter und kein hauptmau ist, der Brcfzlische ist alwege selbst 
gesanter. 

(Nach einer von Herrn Arebivrat Dr. Pfotenhauer gefertigten Ab' 

Schrift des K^rl. Staats.-in liivs zu lireslau C 247. Das Original, welclies aus 
der zweiten Hälfte; 16. Jahrhunderts stammt, betindet sich im Kelchs* 
archiv zu Mimnhcnj. 

% Sollreiben dee OberlMideehaaptmanna Karl Ton Oels an die 
achlesiflohe Kammer wegen des Ober- tmd FOrstenreohtea. 

Oels» 80. April 1615. 

Der Oberhauptmanu bedauert, dem Wunsdie der Kammer, ihr dn 
Exemplar einer Ordnung des Ober* und Ffirstenreehtes sn fibcmenden, 
nicht Folge leisten zu können: 

,Nuu wolten wir gerne den hemi hierinnen wilfahm, wau nur 
etwas wegen angedeuteter Ordnung des fürstenrechts hey unserer 
Oberambts canzley vorhanden und zu befinden wcre, ki nrn n uns auch 
selber nicht erinnern, dafz jechtwas defzhalb scluiftlieh vorf:isset wor- 
den, sondern Weichergestalt dns Ober: oder lurstenrecht defz Jahres 
auf der kdniglichen hurk zue Ikefzlaw zwier anhalten ausgcsatzt, das 
weiset das anpe- rirrn«. lantprivileginm* klar aus, welches, wie wir ver- 
merken, in abschritten bey der cammer schon vorhin aufzufinden ist; 
Sonsten, wie es ratione processus gehalten worden, seint sonderliche 
solemnia nieht fiblidi. sobalt das nirstenreeht von dem oberhauptman 



* Qemeiat ist das Privilegium Wladislai von 1408. 
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oder obeneohts richter geheget worden, ptieget solche hegimg publice 
intimiret uud eiuein jeden, welcher vor solchem recht zu thuen, seine 
Botarft fonnbringen, hey gestellet werden, darauf die parteyen fiir- 
gelassen, und mag clagender theil mit gebuehrender bescheidenheit auf 

febeteue Verstattung seine beschwer furbringen, die noturft ordentlich 
efördenij und weraen die {»rteyen nach gelegenheit der sacheu aU 
mit replicumi uiid mit dnpliciren eemeiniglicli gehöret, wie dergleicheQ 
Processus bey andern g(>richten hergebracht i«t. Eia Miden ratione 
Processus pfleget nicht observiret zu werden. 

(Aus dem Akteusfcucke AA. II 11c des Kgl. StaatsarelüTS au Breslatu) 
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AktouBtteke xnr fiesehiehte der BcUesischen Kammer. 



i. Instruktion der Sohlesischen Kammer. 
Wien, 1572. Mai 1. 

Schleäiscb. Camer Instruction. 
Maximilian der ander von gottcü genadcn etc. 

Instruction und Ordnung auf N. unsere gegenwartige und 
und künftige presidoKten und räthe unserer Camer in Ober 

und Nieder Schlesien , wie sie dieselben unsere Schlesische 
camersaciien von unsertwegen fiimehinen, handeln und ver- 
richten sollen. 

Eingang auf nachyolgende unsere Schlesische camer-oidnung. 

Obwohl weylandt kayser Ferdinant unser geliebter herr und Tater 

hochlöblicher und seliger gedcchtnus verschiener jähren bey aufrichtung 
der camer in Sehlesieii ain cnmor instnietion am dato den %'ir'rz<'lK'nden 
novembris den acht und fünt'zjgibtcn jahrs verfertigt, »o haben wir aber 
seit her durch die verenderten leüft und selten so viel erhebliche niy 
Sachen bffiKH^ofi, dio un:^ In \\-t'L;t haben, uns einer andern nnd neuen 
instniction zuo aigentiieher uachrlehtung, warzmausen unser«' schlesische 
camcrguetcr und derselben einkomen und zue^ehörungen uns und un- 
aem geliebten erben und nachkommenden künigen in Behornb und her- 
zogen in Schh'sicii zue wolilfahrt auch mehreren «"rspriefzliclieu auf- 
nehmen und guetem ordentlich gehandelt und weseniich erhalten wer- 
den möchten, mit gnaden zuentschliefzen , wie diui allbereit durch uns 
mit zeitigem rath nnd rechter wissenheit bcschehcn, auch darüber diese 
nacheiiüui'ier volgunt Onlnnnp verfaast und aufgericht worden, deren 
nun hiiiiuro bifz auf uutier w eiter Wohlgefallen also gelebt und gemäfz 

Sehandelt werden soll, darob wir aach gnedidich hanthaben und halten, 
arwider nichts handeln oder f&mehmen nocn des andern zue thnn ge- 
staten wöllen. 

[fol. Ib] Schlesischen camer Presidenten und rftthe 

aytspflicht betre£Fent 

EistUch wellen und bevelen wir, dalk ein yeder unser Schleai- 
«oben oamer piesident uns aelbs oder, wem wir solchs an unser stat 



448 XUi 1. 

bevelen werden, aber die andern künftigen unsere scblesische camer 
rftthe aintweder uns selbst, unsenn obristen hofmaister oder ernenten 

schlt'sischon cumer prtjäulcnteii, wo andr-r^^t dici^clbt'n xinsere 8chlo=i>che 
camer reihe in dergleichen unsem raths diensten gewesen und noch 
geint, angeloben, die andern aber, so erst von neuem darzue kommen 
und suevor in solchen wirklichen raths diensten nicht gewesen, an denen 
vorbenanten orten, dafz ist ontwcder uns, unsorm obriston liofinpistcr 
oder, wem wir sonst solches von unsertwegen bevelen werden, vennüg 
der in dem beyelch Terleibtcn notl die gepürliche aydpflicht thiin 
sollen^ dafs sie und ein yeäet in Sonderheit diese nachvolgende nnswe 
schlesische camerordnnn^ in allen artikln und pnnrt*'n mit ihrem höch- 
stem vleifz nach aller raügliehkeit halten und aoust auch alles das thtm 
sollen und wellen, das inen von anibts und nnsers hocben vertrauetis 
wegen zue thnn gebuebret, fielen aber mit der [zeitj [fol. 2a] verende- 
mngen und chehaften für, umb dero willen etwa emem oder dem an- 
dern artikl nicht allerdings gcmäfz gelebt werden künt, so sollen sie 
uns des jederzeit mit statlicher aufpürung der Ursachen und iren nm- 
stiinden zue handen ittiferor hotTcaintT gehorsam Idichcn berichten und 
bescheit darüber erwarten, für sich selbst aber nichts darinnen ver- 
andern oder ohne vorgehunde empfahung des bescheits darübex was 
fömehmen oder bandeln. 

Frembde Bestallungen oder Verehmngoii nicdit anzunehmen, 
noch in Gelthandlungen und andern partiden gemainschait 

zue hüben. 

Unser president und andere srhlesische camor rilth «ambt derselben 
uudorgebnen personen sollen aitiiche gab oder dergleichen verehrungeu 
in saclien ihre anbevohlene raths und dienst expeuition betreffent, noch 
auch ohne tm<?er vorwisson und zuelassunp von andern pott iitaten, 
fürsten, herrn oder Stetten kein provision oder dienstjrtdt annrhmeii, 
gleich so wöni^ auch von den kaufleuten oder andern personen, »^o 
unserer scblesischen camer mit gelthandlungen verwant seint (ausser 
desfon, was einer o<lor der ander untrer schicsischon carnrr ratbe zue 
seinen selbst aignen noturfteu oder für andere seine befreunte bey den- 
selben handls leuten oder sonsten sondern personen fSr anlehen auf 
seinen selbst credit erhandeln mag, indem tM- disfals, wo es uns änderst 
nicht zu Nachtl reicht, nnverpunden sein soit) umb ge'vnns willen gelt 
aufbringen noch annehmen, sich auch mit uiemant in kein gescüschaft, 
kaufmannsgewerbe, hantierung auch perkwerlt und müntniandlnngen 
begeben, noch in ainiclicn pcltsliandunigen theil und gemein haben, 
[fol. 2b] uns au( h in auf lnin<;nnfi gelts /.iio noturft unsers Scblesischen 
camerwesens durchaus kein eintrug thuu, viilweniger dieselben gelt 
posten und anlehn durch unordentliche und ungebührliche miU und 
we^ an sich briiiirf n, auch solch s den undergebnen personen vom 
meisten bifz zue dem wenigsten gleich so wenig gestatten, doch dirfals 
ansgenomen, wo einer under unscrn scblesischen camer rathen auf seinen 
aygenen gründen yetzt und künftig perkwerk bette, dafz ihme dieselben 
doch gegon raiohuuge dessen, was erblich davon schuldig, suei>Rwen 
nnverweUrt sein solle. 

Caroersachen in gehaimb zuehalten. 

Damit wir auch von den parteyen von wegen ausbittung der ver- 
ledigten ämbter, volligkeiten oder anders dergleichen umb so vil mehr 

ansuchens erlassen, nimehmblich aber auch unsere caroen^achen in 
^Ulster Ordnung und geheimb gehalten werden, so wollen wir hiermit 
m sonderheyt unserm sehlesischen camer Presidenten und räthen sambt 
di'rs(dben zuricctlmnen i)ci>^oni'n ernstlichen auferlegt und bevolcn haben, 
dafz sie unsere camersachen, wie dieselben geschalS'en sein, in höchster 
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geheimb halten« dm partejen von ainichen volligkeiten oder anderen 

camerhaiulhni^cn nicht'^ pröffiien oder dergleichen abschriften aus un- 
serer cantzley registratiir und expedition ausser der ordentlichen er- 
lediguuKeu hiuauä^ebeu la&beu, solchs auch für sich selbst nicht thun, 
darauf dan sonderlichen unser camer preaident sowohl aueh die andern 
unsere camer räthe und secretarien ihr vleissig achtung geben, auch 
die rathstuben und cantzley umb sovil mehr in der Verwahrung halten 
und dammben nit nuer als der [fol. 3aj president zue der rathsstubcn 
nnd der registrator auch der cantaleydiener jeder zue der eant^lcy einen 
schlisj-t'l haben Pollen, aufzer des. was auch des raththärhüeters vr r- 
richtung betrifft, davon in der cantzley Ordnung meidung bescheheu 
wiidet. 

Besuechuiig des dinsta. 

Unser Schlesisclier camer president und camer rfith. sowohl aueh* 
die untergebnen i)ersonen vom roaisten zum wenigsten sollen zu desto 
emb^ser and ▼leissi^er Terrichtnng der camersachen ire gewisse zu« 
cwmmenkanft, nemblich \m sommcr vor mittag nach der halben uhr, 
welche in unserm keyBerlithcn hof zum Rrerzlaw an^rerichtet werden 
solle, umb sechs uhr und im winter umb hieben uhr, aber uachmittag 
9omm«r und winters seit mnb ain uhr haben nnd vor mittag im sommer 
umb neun uhr und im winter umb zehn uhr, nach mittag aricr sommer 
und winter umb vier uhr wieder herausgehen, ob welciier dieser f^e- 
wissen besuchun^ des dinsts unser presiuent in uilweg embsig halten 
rmd einichc ungleiche oder säumige znesamenkunft der rftthe sowohl 
aueh der andern nndergebnen personen nit gestatten, vilweniger selbst 
darzu Ursache geben solle. 

Imfall sich aber begäbe, dafz aus unsem camer räthen [einer] oder 
mehr schwach weren oder in ihren selbst efaehei'ten sachen, die keinen 
anstant »'rlei<lr!i möchten, zue tliun betten und also zue j^fol. .'{b] der 
gewohnlicheu stuut in rath nit kumen könten, so aollen sie alweg das 
unserm schlesischen cammer Presidenten oder in abwesen deme, so an 
der stelle ist und di - ü ben zue handeln im bevelch haben w ürdet, 
anzai^en 1n<;$!en und mit seinem willen und zuegeben aber sousteu nicht 
aussen bleiben. 

Und damit aber oftbemelte unsere cammer rftthe ihrer dienst 

halben etwas nie haben, mrip:en sie alle donnerstag auch .sonnabent 
und andere hohe Vestc ai)ent nach tisch, desgleichen aueh den volgen- 
deu Hontag oder fest hernach anhciinbs bleiben und dieselbig zeit ihren 
eignen geschftften auswarten, doch mit dieser bcscheidenheit, wo sachen 
fürfulen, Ii'' varzug nicht erleiden miichtcn nürn sie auf erforderung 
unsers Presidenten oder, der au siner etat iat, es sev vor oder nach 
mittag, fevrtag oder werktaff nit weniger gutwillig in aen rath kommen 
und dieselbigen treulich helfen veiricnten. 

£ximirung unserer ouuer räthe iii extra ordinari comuiissioneD, 

Wir wollen auch bey unserer behemischen cantzley diese Verord- 
nung thun, dafz sie, unsere camer räth, zue desto steter auswartung 
unserer camersachen mit eommissionen und andern, darbey unser fisens 
nit interessirt ist, sondern ohne mittl justicy lind regiments oder partey* 
sachen betreffen, unbeladen bleiben sollen. 

[foL 4a] Wie lang einem jeden camer rath des jahrs 
vom dienst abwesend zue sein erlaubt werden müge. 

Wir bewilligen auch gnediglieh, dafit em yeder unser schlesische 

camer rath im jähre t iDmafvier wochen volkoitiMIch aber nit gar auf 
ein zeit aneinander sondern zue underschied liehen malen de.s jahrs, 
doch duiz es in allem nit mehr als vier wochen zuesamen bringe, an- 
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haimbs bleiben und semen stehen und handlangen au-swarten müge, 
zue wclfhcm haiinbrrippn nnd wieflt rumhrn ziehen gen Brefzlaw. oder 
wo urt»er Bchleäii»cli camerwesen yeder zeit sein wurdet) inen dieselben 
tag, ab auf einem fünf meiln wegs gereitet, ohne abbrach des völligen 
monats auch passieret werden, doch dafz ein yeder in allweg zuvor von 
uns seibs erlaubnus begeren oder an uns gelangen las8«'n, aiK h luis. r. r 
bewilligun^ vor seinem verreisen erwarten solle, indem wir gnedi^t 
bedacht sein w5llen, die erlaubnus dahin aue dirigirn, dafz unter ainiat 
nit mphr als ainem allein erlaubet und unser camer lath daidnrch nit 
2uvil entblöst werde. 

So wölbi wir auch , \\ ni\ uuserer i»chleäischen camer secretarien, 
buechhalter oder reit räth einer in seinen ehehaften ain lajs fofsoe- 
nehmen hett, dalk es gleichsfals mit unserer gnedigisten erlaubnus 
beschehe. 

Es trige sich dan ein unversehen unmeldliche ehdiaft sne. daCc 

unserer schlesischc canimer räth oder aber der secretwn^y buchlialttf 
nnd riiytriUh einer in ayl auf ein vier oder fnnf tfir^ in seinen eigenen 
t^achen verreisen musate und es Verzug nit leiden könte, die erlaubnus 
an uns zuebringen und derselben zuerwarten, [foL 4b] so mag gleich' 
unser «resident ainem auf aincn solchen fall fTir sich selbst er- 
laulien, doch das solcher ainziege^ täglich an dem vorbemolten monat 
abgereitet, auch nit mehr als einem allein zue einem mahl erlaubt und 
also der camer rath nit zneviel entblOset werde. 

Den mindern porson« n alicr mng unser president mit vo^\^"i^^;en 
der andern unserer cauier räthe und was buechhalterey personeu be- 
trifft, nach vorgehuuder Vernehmung des buclihalters gleichwohl selbst 
erlauben, doch nit zu oft und auch nit zu lange« welchs in sein dis- 
cretion gestellct M-irt. 

Es solle auch uier gedachten unserm Presidenten, so wir tr'iuem 
und dem andern unserer schlesischen cammer rftth bewilligen, veder 
seit Yerkunt^ werden, auf daCk er dessen ain wissen empfahe und sein 
guets nufiin rken auf aines y««den wegraisen und Wiederkunft habt»n, 
und wo ein exzeDs gebraucht wo It werden, denselben wiederumb zum 
dienst erfordern, ime derwegen zuesprechen» und wo sich einer nit dran 
keren, und «eines Wohlgefallens one unsere weitere erlaubnus, auch one 
sonder und dermassen ehehaften, die ime billich für entschuldigt 
hielten, auHseu bleiben woite, dasselb au uns gelangen lat«sen luüge^ 
weiches wir dan also, dafz es entlidieir bescfa^e, ernstlich gehabt 
haben wellen. 

Erüfluimg der brtef und die umbfrag auch die ordnuug 

im votieren betreffeut. 

Zue desto statUcher hantlung und fürderung unserer schleaischcu 
camersachen sollen alle bevelcb, missiven nnd supplicationeo, die sne 

unser schlesischen cammer gehören und dahin . uberschriben ffol. 5a] 
und n^estellet seint, niemant anderm als unsem Presidenten oder dem, 
iler an seiner »tat ist, übergeben werden, welcher dieselben Schriften 
alsbalt eröffnen, übersehen, folgent das presentatnm, auf was ta^ 
monat und jalir ain yede schrift uberantwortet worden, sambt dem In- 
halt mit wenig ^^'orten darauf verzaichneu, alsdann gestraks, che die 
selbe sach furgeuomen untl erledigt wirdet, in die (Jantzlev zue der 
ezpedition, alda dan nicht allein die expedirten, sonder aucli alle ein- 
komene Schriften und handlunpen in am '^nTidcrlichs buch, ho ih\<< ge- 
denkbuch ffcnant, zueverzeuchnen angeordnet werden, überantworten 
lassen, yo%unt nach beschebenem einschreiben wiederumben zue sich 
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in den rath nehmen und daraus alwege unsere genötigisten sacheo, bo 
nit lang Verzug »'rloyden kfinnen, am eestou zneberath^ohlagen fÜr- 
bringeu, den s«'t ii tari, der liievor in dorweibeu handluug gt'tichriebea, 
alle TOiAusgangeue oder einkomene Schriften, so vil von ndten, vieiseig 
herzuesuchen und in den rath I irmit komcn lassen, vol^unt nach Ver- 
lesung aller noturften di»> ujnbtiiigi' thuen, insondcrlu'it über soll er, 
unser President, bedacht äcia, wau ouchen furi'allen, iu den a^'ner oder 
d&c Ander camer nth mit diensten, commisHionen oder sonst in ander 
wo^ gebraucht worden und deren gelcgcnliiiv t in rrf:i1iriing bekommen^ 
daiz er aiweg denselben wissenden camer rath um ernten^ aufrage, auf 
dafs die andeni rätbe ire vota desto acUeinigcr, schli&iicher und der 
sacken dienstUeher geben mugen und kein übrige zeit hi^nnen zuege- 
bracht werde , und obgleich einer unserer schle-ichcn camer rilth aus 
ehafteu uräacheii nit gegenwärtig im rath sein kuule, 60 soll doch er 
unser president in denen Sachen, cue nit gar sonder hanbtttiiek antreffen, 
macht haben, mit dem ineiBten theil aus uinen fein, firietlich und einiche, 
ohne zfmk otler sonst unifol. objgebürliche hitzige wort zue rathschlagen, 
zuebandeln und zueächuessen, wie sie des ihre rathspflicht, gewissen, 
verstant und aufrichtigkeit vermahnen wirdet. 

Eh solle auch im rath ein gebürliche reverenz und gute Ordnung, 
als wan wir selbst personlich alda wären, mit den ruthsiagen gehalten, 
ider, der gefragt wurdet, eigentlich ohne aiuiches einreden der andern 
camer rätne oder secretarien in seinem voto Ternomcn werden und, 
wau also da die ganze unibfrag b<*^< heen, alsdann soll unser president 
auf die mehrem stimmen, oder, da er sondere bedenken hette, nach 
der andern gehaltenen umbfrag sckUeasen, damit der eecretari die rath- 
achläK eigentlich Temehmen und, was beschlossen, verzeichnen muge. 

Wo aber yc zue zeiten in einer fürgebrachten handlung, daran 
uns oder den parteyen eelegeu, ichtes b^chwerlichs fürfüle, darinnen 
unsere rftth in ihren ramschlegen ungleich und zerspalten, soUen unsere 
camer rfith dieselb handlung unbeschlossen, sambt yedes theils beweg- 
nus und biMlenkcu f^fhriftlich oder müntlieh, wie es die gelegenheit er- 
leiden ni;ig. Im uu> komeu lai>j*en und unser.-» bescheits darüber erwarten. 

Ks soll auch unser president oder Verwalter 8ambt den räthen diese 
bejichfiileiduiyt halten, ob ^i( h ;au^trüg, diif'. iir ^i lhcn handlungen, so 
wichtig und grol'z vor äugen und aber wenig rath bey der band, dafz 
die handlungen, wo die änderst one sondern [foL 6aj schaden so viel 
aastants erleyden mügen, bifz zue ankauft der vierem oder gar volligen 
anzahl rath nngestclt, dafz auch die secretarien all zeit zue derselben 
erledigten hauinuugen und denen darauf gestelten und abgehörten cu- 
peyen deren rftth namen, wddbe hejr & berathachlagurg gewesen, 
eambt den meisten stimen veneiehnen sollen. 

Abtretung der camer räth in ihren selbst intereöüirten 
auch ihren nechsten betreunten Sachen. 

Wann sich auch zuetrüge, dafz ain sach fürkäme, die unser» Pre- 
sidenten und camer räth jfcbrüder uder andere nechstc bffreuntcn an- 
tröffe oder sie selbst darbey interessirt wären, so werden sy die be- 
.sclu'idcnheit zuegebrauclien wi^^^i n <]afz sie .'^elbst im rath aufstehen 
und die andern dieselb sachen handeln lassen. 

Gamer rftth sollen in ihren aygnen Sachen zne den rathsstnnden 
nichts schreiben oder conversiren oder tractiren. 

Und damit unsere camer rftth tue d<ni raths handlungen desto auf- 
merkiger gemacht und mit ihrem synn und gedanken gantz darbey sein, 
so wöllen wir, das kein camer rath in wehrender raths Zession in seinen 
eigenen sachen vil sonders schreibe, conversire oder tractire, sondern 
dasselb anheim spare und in rath nidits anders als raths sachen handele, 

29» 
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(lardurch dan neben desto vleissiper erlcdigung unser camerhachen dem 
dienst zue gutem vil zeit zuerhalteii und ea auch au ihm beibat hillicli 
beschieht. 

[fol. 6 b] Was für Stimmeu im Rath gelten sollen. 

Sonst aber soll in unterm schlesischen eanier rath keines andrni 
als ainea wirklichen camer raths etime oder votum gelten, auch keiner 
unserer andeni rftth oder ambtleut, der nicht ein wesentUcher. auf- 
genomner eanier rath ist, für einen ordinary rath bey unserer - Ii lesi- 
schen camer gehalten, noch derselben einer unerfordert in deu rath aue 
gehen zuegelasbcu, es beschehe dau von berichts wegen, so mügen die- 
selben ermrdert und vemomen werden, und was alsdan denselben 
unsern rütlien, ambt leuten und in unserer BestalhiTip- Imbenden dienern 
durch unsere camer räth in uusem saebcm und uotturtten von unsert 
wegen zuchanddn und zneverrichten auferlegt wurdet, demselben sollen 
fljr Vollziehung thnen und solche ihnen auferlegte handlungen alles ge- 
treuen vieisses verrichten und sieh nach ihrem bevelch verhalten. 

AuBteylung der camerhandlungen ander unser camer rftth« 

Und damit die pürde aller camer sachen nit gar auf unsern pr^< 
deuten liege und einer jeden ezpedition zue desto schieiniger, grSnt- 

licher und wohlbedachtiger erledifrung derselben ain son'l^'rp nnfmerken 
angeordnet werde, so ist hierauf unser guediger willen und meinung. 
dau ein austailung und umbwexlung der expeditionen (doeh [fol. 7a} 
in alweg, dafz die haubtsaehen, daran uns am majsten gelegen, jeder 
zeit in unsers Presidenten Verrichtung verbleiben) under ermelten uusem 
camer räthen neschehe, also^ wo uujgeferlich einer under jnen ein ex- 

Sedition gehandelt und derselben ein gentigsambs wissen em]ifaugeQ, 
afz inie als dan über ein 7,eit ein andere expedition eingegeben^ ent- 
gegen ein ander ihreß mittclf^ so verledigte expeditioji iinch auf am be- 
stimbtu zeit nach gelegenhajt der sachen zue handln übernehmen «»oUe, 
auf daTs abo mit der seit ainer umb den andern in circnlo aller es^pe- 
ditionen ain «'rfnlining bckomen und ain jeder des andern stat, 
weil difz unser camerwesen keinen stilUtant erleiten kan, vertreten 
mügc. 

Und nemblich so wöllen wir, dafz unser president oder, der an 
seiner stat unibfrage haben wirt, die sorg und vleifr, was zne b:il- 
tung traueuti und glaubens immer dienstlich sein kan und mag, ab aa 
ist, das aufmerken von wegen ordentlicbec reicbung der interesse, item 
die zeitliche hantlung mit den partcjen, weldie ihre haubtsummcn auf- 
kunden, entwo<U'r zu ihrer contentining aus den camergefellen oder 
aber durch ander werts gelt aufbringen oder sonst uinb erlaiiguug 
lengerer Zahlung fHsten bev denselben parti^yen auf sieb trage. 

Und in alTweg mit allem ejfcrigen vleilz dahin trachte und mit 
den andeni unsern camer räthen oft naehgedenke und ratliHchlage, wie 
doch nicht allein die intereäse zue rechter zeit bezahlt, sonder auch die 
haubtsumen und lumanblieh die, [fol. 7b] eo auf schweren Interesse 
liegen, wie dann er unser president allwege ain register über die haubt- 
Bummen und interesse, und wan sich ein ^e[dej post verfeit, im rath 
vor äugen haben und ^cb oftmals, damit aein termin unverrichter 
Sachen fiiniber laufe und die nartheyen zu ungedult verursacht werden, 
darinnen ersehen solle, durcn mit! ordentlicher einbringung der lants 
bewilligungen und derselben rcBtauten oder sonst mit gelt aufbringen 
und geringere interesse inen auch durch künftige richtigere bandlunj^ 
und i)es.serung der camergfiter sue etnaig [f] geringert und abgesahit 
mügen W(;rden. 

Der ander soll die einbringung und ordentliche handlung der 
Steuer und piergelts bewilligungen so wohl ab audi die einbringung 
der alten und neuen ausstent in seiner vletssigen sorg und aufmerken 
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haben und diese sein expedition, daran dau ^ icl gelegeu, einbäig treiben 
und sollicitiren. 

n. m dritten soll« ti rlio geistlichen und weltlichen camerpiter, aueb 
leben, ptantscbaft, perkwerk, münz und parteysachen bevolen werden. 

Der viert eoile die söU, salihlhidl and andere mehr dergleichen 
undexgebene embter, item der ambtleat anazng, raitungen, mengl und 
reat in acht haben. 

Welicben camer rath aber aine und die ander expedition in der 
ersten ainsnegeben und hernach damit gewechelet werden solle, das 
stellen wir in unsere Presidenten bescheidenheit und gutachten, welcher 
ftncb in allem nit allein, was er in seiner selbst expedition [fol. 8a] für 
notwendig befint, sonder auch was durch anderen unsere camer räth 
nach ersachung ihrer undergebnen sachea im rath furgebracht wirdet, 
director und > Miesser sein, iuich allen partejen, die er, der president, 
nit in Sonderheit auf die secrctarien waist, 6eschait geben solle; mm- 
mariter aber steet unsere meinung und genediges vertrauen dahin, dafz 
ein yeder unser camer rath ime alle und yede nnsere camer Sachen 
nicht weniger als dfr presidjfnt selh.st mit j^cf reuen pruetht'r:^ip-em erfer 
angelegen sein lassen solle und welle , und dals sie also die pürde mit 
einander ainhellig tragen nnd in allem unser und unserer wben bestes 
betrachten und bandlen sollen. 

Benemung underschiediichor läge in der wochen zue für- 
bringung yeder expedition Sachen. 

Wir wellen auch, das unser preeident ain sonder austailnng nach 

testait der sachen, wie dieselben yeder zeit lurki»mnien und sicii ver- 
ndem, zue yeder wochen macht, welcher expedition einkommen hand- 
langen auf ainen oder den an lf^m tag zue erledi^ung fTirpenornmen 
werden sollen, damit sich nit uüeni derselbe unser camer rath, der 
solchen handlungen zu ersehen under handen gehabt, sonder auch der 
«ecretari, welcher hievor in denselben sachen gebraucht worden, zeitlich 
mir nll 'u Tintnrften gefasst machen und zue sdileinigem beschlus richtig 
fürkumeu nmgcn, doch soll hierinen kein gesetz bestimet werden, wau 
enzwisehen genötigere nnsere aigene eamerfaandlnngen (die in aliweg 
den parteysachen vorgehen sollen) farfallen, dafz dieselben vor andern 
wenig genötigem sachen unangeaehen der beschebenen austeilung für- 
gezogen w^erden. 

Tfbl. 8b] In aliweg aber soll unser camer president bedaeht sein, 
wan (lic raths zeiten füruber, dafz er yeder zeit den 3orretarien anzeigen 
lasse, welcher under ynen und mit \vnt< ^^achen zu nechster zusammen- 
kuuft im rath fürkomen solle, damit sich ein yeder darnach zueriehten 
habe, und nit merer secretarien under ainist zue Verursachung nach« 
teilig<'r zcrrittung, w.^ti irtrin in einer sach in abhörung oder herath- 
schlagung steet und etuein andern seines furbiingens auch gehör und 
^tatt geben solle, dafz dan beydes mit frucht neben ainander nit wol 
beachäen kan, furkommen, una daneben mch selbst in verfossung deren 
znvnr under handen habenden sachen verhindern, wo auch die für- 
falienden handlungen der massen geschaffen, dafz man allzeit mit einem 
aeeretaijj allein eine ganse session zuehriitfen und also mit inen, den 
aeeretarien, von ainer Session zne der anoem abwechäh^n mTichte, so 
w<^r»' es nmb so viel rueyger nnd besser, und künte auch der .secrctarj, 
welcher also ein session verrichtet, die erledigten sachen gcBtraks mit 
gutem bedacht nach einander unverhindert aufarbeyten und also dann 
wieder zue einer neuen erledigung greifi n. indem auch in aliweg ver- 
hütet werden solle, wo es ye die noturtt erfordert, etwas von camer 
Sachen nmb befurderung willen mit sich anheim zuenehmen und ausser 
der raths zeit zuersehen, volgunts gestraks im rath für zuebrin^en, darz 
wcfler President, camer rath noch secretarien die sachen anlvaimhö ver- 
liegcn lassen, sonder von einer raths zeit zue der andern wieder in den 
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nith mit flieh nehmen und nach besdidiener erledigtmg und Fertigung 
an sein gehörig ort verordnen. 

[fol. 9aJ Erledigung der partey sachen. 

Nachdem bifzhero erfahren worden, dafz die erlediginifr derpartei 
flachen etwo unsem aignen camer handlungen viel Verhinderung ver- 
ursacht hat, 80 wöllen wir, dafs in der hievor angedeutten aueteilung 
der tag in der wochen ein sondere zeit zue fümehmung der partevsachen 
beptimot und kein solche nnchteilmig und verhinderlich Vermischung 
beyderley erledigungen mer beschehe. soll auch ain partey für die 
ander, so vil muglich, nieht befördert sonder snegleich ain er wie der 
ander doch nach gelegenhait, weliche partey mm lenesten stillgelegen 
oder ponst ihre sachen ehunder zue der camer überscnickt hat, und so 
vil der zeit derselben hantlung erleiden kan, zue abfertigung verholfen« 
nnd oh eoliehes dnreh den fleeretaij, der damit fiirknmlw, mtbeselidie^ 
dasselb durch die räthe ainhellig geändert und abgeetelt und alao dieser 
unserer Ordnung gemä(z gehanaelt werden. 

Glimpfliche besclieydung der partey en. 

Unsere schlesische cam(>r soll sich auch betieissen, die part^yen 
nnd flonderüeh die armen aufs glimpflichist und mit guten gebOiliclien 

wr»rteu anzuereden, zuebesclieiden und ihrer zueverurBachung beschwrr- 
licher versaumbnus und Unkosten, als viel imer unserer aygenen sachen 
halben müglich, zue verschonen. 

[fol. 9 b] One sondere hohe noturften oder bevelch 

die parteyen mundlich im rath nit saevemehmeD. 

Und damit unsere schlesische camer in völligem camer ralh mit 

müntlichen anbringen auch reden und gegenreden zue versaumbnus 
anderer unserer genütiger camer hantluugcu, weil fürkumbt, dafz biiz- 
her das ein und auslaufen der parteyen nit allein bey den berath- 
sehlagnngen zerrittet, sondern auch die meiste zeit der session ohne 
frucht verzehret hat, das uns also femer zucgestatten keines wegeis ge- 
meint, nit unmessig behelliget werde, »o wöllen wir, wan ain partey 
ychtes bey angeregter unserer sehlesischen camer anxuebringen hat» 
dafz dasselb entweder bey unserm presitlenten enzwischen der rath zeit 
müntlich oder aber hernach in völligem rath schriftlich besehehe. zue 
endung der raths seit umb antwurt entweder bey gedachtem uuserm 
Presidenten oder aber sonst bey der secrettf^ ammn, dahin dieseib 
partey l)esc}jeiden wurdet, angehalten werde, es sey dan sach, dafz wir 
m Sonderheit bevelch geben, ain partey im sehlesischen camer rath 
mfintlich zuevemehmen. oder aber aafs president und schlesische camer 
rath eine oder die ander partey nach Gelegenheit selbst muntlich im 
rath zuevernehmcn, für eine unvenneidhche notdnrft achten; das solle 
in allweg bevorstehen. 

Haltung ainea sonderen memorials in unsem aigenen sachen etc» 

Nachdem unsere aigene sachen nieht solUcitatores, die umb be- 

scheit anlialten, haben, so soll unser president sambt den andern (foL 
10a] räthen ir \ leissigs aufmerken haben und auch bey den secretarien 
darob sein, «laniit dasjenige, so berathschlagt würdet, durch gy schleinig 
gefast und nit hinterlegt, auch durch unsem Presidenten deswegen und 
sonderlich der genötigen unserer handlungen ain Memorial bey der 
haut in der rath stueben gehalten, darinnen die berathschlagten unsere 
aigene sachen verzeichnet und nachmals, ob sy expedirt und an die 
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ort, dahin 8y gehören, gefertigt und una zu nachtl und «chaden in der 

canzlev nit vergessen und unexpedirt liegen bleibi n ^r '-^ehen, und wo 
cfwA ;in ain ort umb berielit gesehrieben und sieh die an kunft desselben 
be rieht*» über zeit verweilen wolt, dafz bey guter zeit wieder dran ver- 
mahnt werde. Ee soll auch unser president unsere seeretarien und 
bnechhalter dahin halten, dafz ein ydcr wo ni<ht woelientlich, doch 
zue vierzehn tag über sein expedition, was darinnen zuestellen oder 
zuvermanen, ime Presidenten ein verzaichnus ubergebe, damit alle 
Sachen in fHseher gedSchtnue bleiben und gefertigt werden. 

Venchreibuiigen uber Camei^ter und den gemeinen vorbehält 
auch andere fertignngen in camersaohen betreffent. 

Wae dan die brief in grossen sachen uber unsere eamerguter auch 

anibtnr nn<] i?ri frleiehen betrifft, in dem soll es der a^hrDidlung, verti- 
guug uud öiglung halben allermaasen ffol. lOb] gehalten werden, wie 
unser junget zwischen unserer beh cm iscnen cantzlev uud unsem camem 
gegebner abschit, davon hienach vast zum beecnluee dieser unserer 
mstruction ain artikl einkommen in allem vermag. 

Wann es sich auch zuetregt, das wir vemant ein stuk aus unsem 
eamergutem auf einen ewigen wiederkauf verkaufen oder sonst ver^ 
pfenden oder im besüint hinlassen, und derselben verschrei bnngen auf- 
geriehtet müssen werden, so wollen wir, dafz in nl^^'fg die schätz, perk- 
werk und, was darzu gehört, auch hoch und Bwarzwäit, wiltpan, 
geistlich und weltlich lehenschaften, gemeine landsteuem, rais«! und 
gezueg, auch appellationen, wo die stat haben künnten, confiscationen 
und aller andere künigliche regalien, obrigkeiten und hochheiten, des- 
gleichen auch der vorbehält von we^en künftiger 8tey[g]erung, ob sich 
OMß einkomen ^e^en den plß^ntschilling in der bereitung mer als sechs 
vorn hundert jarlichs Interesse über tue unvermeidliche ambtsausgaben 
erstrecket, item auch, dafz uns die ablösung derselben gueter yder zeit 
in unsere eigene camer zne thun frey sein, in denselben verschreibungen 
init lautem ausgedruckten Worten verleibt weide; ausgenomen, wo wir 
etwn ainnn nus beweglichen Ursachen i'li''-f'Ti \'(irbf^hnlt zu entp-eirfn 
ein sondere gnat thäten, die soll daruniben nit beuouien, sondern der- 
selben Verordnung den buchstaben gemfifz gelobt werden. 

Weil uns auch fürkurabt, daiz denen vorbehelten , die bifzher 
in die ver.«chreibungen kumen, in mehr weg nit gelebt und Tins 
[fol. IIa] dardurch nit wenig schaden darmit zuegefügt worden, des 
uns femer also zue zuesehen nit gemeint ist, so wOflen wir, dafs unsere 
schlesische camer räth j^etzt alsbalt und künftig zue mehimaln und 
auf'; leTio-i'st in zweyen jähren ainmal in augenschein und sonj^t erkün- 
diguug halten oder durch Jemanden zuehalten verordnen, darauf sie, 
unsere camer rftth, die furkomendcn mängl unverzüglich wenden, und, 
[sc. wo] es nbrr Tiit In-schehen, als dan uns umb ferner einsehen mit 
angehengtem ilnem räthlichen gutbedunken berichten sollen. 

In allen lU i gleichen baubt, schult, pfant und kaufs ver-schreibungen 
soll die herkunft der abgehandelten und beschlossnen sachen, und wo- 
hin die gelt und waren posten . mit d me 'Vir- lipzahlungen beschehen, 
erlegt worden, ob auch abgereichte intere.s£»e und von wes zeit, des- 
gleichen auch pau und gnadengelt und etwa alte schulden, sue den 
neuen geschlagen, mit sambt allen andern notwendigen puncten und 
clausuln zue künftiger guter gedeclitnut» und naehnehtung, damit nit 
etwo uber ein zeit aus Unwissenheit doppelte bezalung beschehen, 
vldseig angefart werden, auf dafz man auch der ambtleut empfang 
desto gewisser gegenschreiben und justificiren inuge. 

Wir wollen auch, wan von unserer schle8i.«chen camer bevelch 
ausgehen, darauf ausgaben passirt werden sollen, dafz denselben beve- 
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lirh ;ill;\ nL' h\rn unsere camer räth dasplbi't mit ei^incn liantlen nnd^r- 
schriebea, alk^rmasaen, wie es in vertigung der certiHcationeu be»ctitcht. 

[foL llbl Wan dan bemelte unser senlesisdie eamer auf sonderen 
unaem bevelcti ausBer unserer selbst Signatur in unserm namen rer- 
schreibungen, bestallnTicrpn und andere offene briefliche sachen under 
dem bekennen verfassen und aufrichten lasaen, so soll all weg binden 
nach zum beschlufst darsn urkundt geeetst wivt, diese wort angeheng»t 
werden: auf sondern «nsern von heut dato den N. tag monat undjabr 
an unsere schiesiscbe camer ausgangenen bevelich mit unterm insigel 
verfertigt. 

Sondere veriiierkuiig der geltsachen und Interesse hallien. 

Nachdem bifsher die erfahrun^ g^eben, daiz sich fast beschwer- 
liche gelthandlmtgen in Schlesien einreusen wellen, also dafs etwo di« 

(larle^-her «oder partiden zue dem uaren gelt schlahen, auch stracks 
das Interesse vor auszahlimg des anleliens, als vil sich erst nach endung 
des jahrs davon gebührt, davon streichen und noch uberdas das interease 
ye lenger ye mer steigern und daneben andere verehmi^gen dam 
haben wellen, die termin auch d(>r wi«Hler])('zalilung auf verzikte, knrtze 
zeit stellen, so Wüllen und bovclen wir, dafz oft gedachte unsere camer 
räth dergleichen schwere conditioncs in künftigen gcldhandlungen ohne 
sonder unser gnedigistes vorwiss(;n und bewilligung, so es die zeit an« 
derst erleiden kart, und als vil imer niup'i' 'i «ein würdet, nit eigen*, 
sonder allen embsigen [fol. 12a] vleis auwenden, damit die künftigen 
anlehen ohne ainicbe einmischung anderer sachen auf pur gelt gerichtet, 
desglr'ichen die zeit der wiederbezahinng dos haubtgucts und derselben 
aufkündigung zum lengsten, als imer niüglich, bestirnt, turn'bmblirh 
aber die interesse nit zu hoch gesteigert sondern nach allen biilichen 
dingen gemäfzigt, dasselb erst auch nach ausgan^ eines yeden gansen 
oder zum wenigsten halben jahrs und darvor nit zuebezahlen ab^e- 
handlet, auch alle weitere Steigerungen berürter interesse, als viel 
imer niüglich, verhütet, die Verehrungen aber gar nit bewilligt wer- 
den, darauf denn sonderlich unser sehiesiseh camer ihr vieissig achtung 
haben soll. 

Nachdem «ich üuch » rw an zuetregt, dnfz allein haubtsummen ohne 
Interesse sonderlich lu den kriegsbezahtungcn und denen feilen, wo etwa 
ein gelt und wartnhandlnng, mit und neben einander getroffen, auf 
unsere schiesiscbe camer zuebezahlcn verwiejten o lrr sonst durch ?v. 
unsere camer räth, also abgehandelt werden, und obgleich der termm 
furuber und die bezahlung lenger verschoben würde, so sollen dennoch 
mer bemelte camer rftth für sich selbst kein interesee davon zue reichen 
bewilligen, sondern solches an uns gelangen lassen und bescheits 
darüber erwarten. 

[fol. 12b] Mit vleifz auf eudung verschriebenen jähr 
und leibgeding achtung zuehaben. 

Nachdem uns auch an einem vleissigen aufmerken, wan sich ein 
vede pfant oder andere Tersehreibung mit den jähren, terminen oder 

Icibgedingen endet, vil gelegen, so sollen unsere camer räth aus aller 

dergleichen verschrcibnngen einen extract machen, denselben auch 
ymerdar mit denen verschreibungen , die sich weiter zuetragen, con- 
tinniren lassen und aufm rathtisch vor äugen haben, sich audi oft 

darinnen ersehen und allweg zeitlich vor endung des tennins die not- 
turft an uns gelangen auch gleichfalls den undergebnen ambtleuten 
verkünden lassen. 
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Darob zue sein, dafz alle copeyen und verschrei bungea vor 
«ufrichtang und wegfertigung derselben in die buchhalterey, 
asnm tajl auch in das rentambt zum ersehen und ausxuesiehen 

gegeben werden. 

Und damit unser bnechhalterej, znm thayl auch unser rcntroaiater 
iimb alle fertignngen in ^m'Us sa( h«>ii. wio es auch unser sonder noturft 
erfordert, nhi wi-»f»en pmpt'ali»' und die Substanz in die JMicber ausziehen 
müge, so haben unsere schlesische camer secretarieu Howi>iil auch unser 
registrator im bevelch, allen dergleichen copeyen und verschreibungen 
vor ffrtipiiif; dorsolhon in ormelte unsere buechhalterey so wohl auch, 
was die schult verclireibunpon antrifft, in das rentmeistor ntnbt zuor- 
selien und ihre bedencken darüber zuevernehmen , zueeeU*n, welchem 
also zue geloben, unser president im ernst Tefschaffen und darob 
halten soll. 

£fol. 13al Deputat zuin schlesiselien („'anierwesen etc. 

Und damit unser schlesisch canaerwesen imii vorthin richtieor ge- 
handlt, und ihr, der camer, trauen und glaubten geptiauxet und crhalteu 
werde, so haben wir uns hieneben eines denutatu, was un^cforlich von 
drn nndem nndei^ebnon schlesisclKii nniirrni iibor dcrs»'lb»^n Ver- 
weisungen in das rentmaister ambt die-cr zeit, bis der allmächtige 
weiter gmad verleyhet, gereicht mag werden, doch anders nicht au 
allein auf ain versuchen und bifz auf unser wohlgefalln mit gnaden 
ent.^rhlnssen . inmnssen unser president sambt den rnthen aii^ ^pv vor- 
warten, durch uns verfertigten Oamer statmit sambt den ausgab jK>steu, 
die nach der seit bifs sue mehrer ainsaichnung der Sachen und bis zue 
mildorung dos schuldenlasts und dessen jährlichen interesso davon zue- 
beschtdion, ul>er8chlagen, zuevernehmen haben werden, und nbwohl dio 
auagaben den cmpfane übertreffen, so achten Avir ffnediglich dafür, wo 
init getreuer und ricntiffer administration der einkomen und auch mit 
er?^pannip: übriger ambtfeut und derselben besoldmi<;en und in summa 
durch müglicho, leideuliche eiuziehung des wesons vennüg unserer 
jüngst alda bev der schlesischen camer gewesenen räth und Commis- 
san neben ihr der camer gehaltenen berathschlagitng und unserer dar- 
übfr frfol^ten resnlution. nm moistoii nbor durcli sloinige treibung 7A\p 
richtiger ainbriuguug der lant^fol. 13b]bewilligungeu, auch ordentbCher 
aufiienmnng aller ambt leut raitungen und KeitOehe abfbrderung der 
Test und bevorstant* in den ambtem, ehe und zuevor dieselben in 
tiTigewifzhpit gorathon, vloisgig uufl träuHch hausgelialten, e«* solle nicht 
allein der hievorbemelte binderscbufz tuglich wieder hereingebracht, 
sondern auch dte swen piergroschen, die wir Inhalt angeregls camer 
stats ir der schlosischen camer zue hülf ermelts deputat», doch änderst 
nicht al? allein auf Wohlgefallen bowilUgt, zum ehisten wieder ^eledigt 
und auf unseres hofwesens undcrlialtuug, dahin sich dan die piergelts 
bewilligung erstreckt, transferirt werden mfigen. 

Canzley Ordnung betreffent. 

Sovil dan unserer sohlesisoben canior secretarieu, auch registrators, 
espeditors, ingrossisten und in geuiuiu unserer canzlev personen dienst 
und Verrichtung betrifft, darflber haben wir eine sondere Ordnung ver- 
fassen Uli ! iiufi ii-litoii lassen, giiodiglich bevclond, nnsor jire^^idcnt und 
Bchlesischc camer räth wellen solch camslej Ordnung von unsertwegen 
alsbalt publiciren lassen und ob der Vollziehung vestiglicli handhaben, 
das canzley wesen auch, sonderlich aber die registraturen, wie die* 
selben gehandelt werden, oftmahls visitiren. 
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Camersecretarien uiiderhaltung betreilcni. 

Und wiewohl die yctzigcn uusere sclilesitiche camer [foL Ua] 
eecretarien mereres tails amb ihrer langwfirigen dienet willen beeser 
als die ordinarij der järlieben swayhundert taler besolt und underhalteD 
wenlpn, an solloii (hwh lumero sclileBinfh camer mtli ilurauf bcilncht 
seiiif wan kuufti^eu neuen secrctarij zue dieser dienst ainem kunibt, 
dafa demselben ohne sondern ansgetruckten nnsem berelcb mebreres 
nicht als die swayhundert taler anereichen verordnet werden. 

Gradus der dienstplätz hey unser camer und anibteren etc. 

Wir -wollen auch, wan sich ein platz hi'X unser camer und amb- 
teni verledigt, dafz aliwcg die person, so im alter des dieusts am 
necbsten ist, zue demselben platz, wo der änderst ain merere wird« oder 
besoldung auf sicli trcgt und dii'sclli yiorson andrrst <larzue tauglieli, 
befürdert, und en also von i'inem grad zum andern gehalten werden 
solle, damit wir also unsere alte dieuer» wie billich, erneben, auch an- 
dern, wan sie einen solchen trost knnft^er der gleichen firderuug vor 
ihnen wi.-^^fTi, dfsto mohr ursaoh g-egeben, sich umh unpero dionst nmb 
so viel eniiiMger und eyfriger auzuenehmea , wir auch dardurcli ver- 
hüten müern , dafz wir dieselben diener nicht m anderwe^ mit pares 
^mden gaoen oder zuepufz gelt aus nnsem camers gefeiten erhalten 
dürfen, sonder funielnnblic Ii von und aus den orflinMnJ 1)ei«o!dun^n 
erotattet werden mügi n, ilarauf dan unser schlesiache caiiier, wan ach 
dergleichen flUl ane tragen, wohlbedacht sein solle. 

[fol. 14b] Unsere cantzlej und buchaltercv pcrsonen 
sollen aue der crtiilt rüth oder anderer ai^nen dieuaten üit 

gezogen oder gebraucht werden. 

Utul damit unsere cjinzlfv und buehli ilt' r''\' |>«'rs(»nen unseri) 
dicnsten, warzu ein veder besteit, desto cniböigcr uut>warten mögen 
und wir nit^ andern leuten diener nnderhalten dfirfen, so meinen and 
wollen wir, dafz keiner under unsem schlesischen camer rätheu, 
fsecretarien , buehhalter und mit räthen, viel weniger andere fremhde 
parte^cu eine oder mehr au» unsem cautzley und buchhaltorey personen 
in zeit der benenten stunden, wan sie nnsem diensten auswarfen, sollen 
in ihren aigenen gt^sdiäften und sachon gehraurhon odrr ilire aigne 
Sachen in die eanzlcv zum schreiben geben, darob dan unser president 
mit sonderem vleifz halten und keiueu dergleichen mirzbruuch gestatten, 
▼iel weniger selbst üben solle. 

Buecbhaiterey Ordnung^ aucli der anibtleut raytungeu, ausaug, 

mengl und rest betreti'eut. 

Als aurli dip bifzher geschwebt Unordnung von wegen tler sf*a- 
migen aufhelunung der raytungcu und erlediguu|S der meugi und mn- 
denich der ambt leut rest machen, lunh das die berorstänt he^ den 

ambtem nicht jsne rechter zeit abgefordert worden, unserm solil« siscln n 
camerrvegf'n nit wenig zerrittung ttnd srhme[fol, 15a)lennig d' r cin- 
komen geui-yacht, des uhh als ferner nachziiesehen gar nit g( uiHint ist, 
so haben wir hieneben ain sondere bnchhalterey Ordnung vfrfassrai 
und aufriclit 'ii lanscn. dariinuMt Inntcr bcgriffm , wie C8 liiitfuran in 
dergleichen ruitungsaehen gehaiteu werden solle, darauf beveliu wir 
ernstlieh, dafz ofternenter unser president und camer rÄth sich in sol- 
cher bnchhalterey Ordnung, davon sy ein abschrift all zeit auf dem 
rath tisch haben, das original aber unserm buehhalter nach ordentlicher 
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puUicirmig in Öevwesen sein des buchhalter» nowohi auch der raith räth 
und in srnnein aller ander andern person, m der bucbalterey zngethan 
sei«, und ernstlii luM- oriiuioniiig in»r pflicht, daf/, ilif sambt und sondor- 
liel» dieser ordimng iiaverbrüchlich golebni, zuostelleii sollen, oft er- 
sehen, und solch buchhaltere^ wosen, aLs au dem uns vast viel ffelege«, 
entweder durch nnsern ^residenten selbst oder der camer rfttn einen 
TTOchentlich visitirt und in summa (hirchntis kolnon tnifleifa, nuordnung^ 
oder verd&chtiglichs einzucwurtzeln gestattet werden. 

Sy, die scMesischen eamer rftth, sollen auch für sich selbst der 
raytunjpp48achen gar Tl^esig wahrnehmen und entlich darob halten, dafs 
die amlttl(Mit Iv«« anatemberlichcTi oder monatlii hr n nuszug, wlo dio- 
»elben nndcrschicdiichen angeordnet, darein auch die bleiben rest von 
ainem anuar aue dem andern hinfttr tragen sae jeder rechten «ett, 
desgleichen die reitungen samb allen zue gehörungen «ne denen yetzt 
bestimbten rayt tagon, (Wo einem yedem ambtmann verkunt wcnlon 
sollen, übergeben, volgunts in der buchhalterev mit ehistem aufgc- 
Domen, justifieirt, die mftngl, wo einicher befunaen, ordentlichen nnd 
wohlbedficlitifr uiisgozopon , den ain>)tl('nton ninb ffol. 15b] ihre schlei- 
ni*re Verantwortung ohne viel und hin und wieder schreiben und libel- 
liren zuegestelt und geortert, alsdiin gestraks beschlossen, und wo ein 
rest vorhanden, der ambtmami sue richtigmachung deeselben nnver^ 
wahrt der mftngl erledigungen , die die rest mindern, Hondeni nur 
mehren, erstlich in der i^te, wo aber die nit statt bette, alsdan durch 
mitl dea arvests und vieitirung der ambte truhen, desgleichen auhellig- 
machnng der «cbulden, die er an rests stat dargeben mrx hte, mit ernst 
£r<*halten, auch in aufrichtnng der raitbrief, so wir billich einem yeden 
verraiteten anibtmann, wan änderet alle rest und mengl zue ort abge- 
bandlt und richtig gemacht, jarlich suesnestellen vonnöten, gar gowar- 
eftrob nnd vleisaig gehandlt werde. 

Straf and peen auf diejenigen ambtleut, die ire raitnngen und 
anssueg zue rechter seit nicht erlegen. 

Und damit die ambleut sue ordentlicher Übergebung der tiuatember- 
lichcn ofler moiuitliclien nn^zfig so wnhl des jahrs ra^'timp'eir desto enih- 
»iger und sorgsamer gesiegelt luul erlialteu werden, so hüben wir untler 
andern in der bnchbalterey Ordnung einen artiU inseriren lassen, dafa 
einem yeden der saumbigen nnditleut, wan er «;ein raitung zum len^'sten 
inner vierzehn tagen nach dem bestimbten raittag nit erlegt, uin 
ganze quatembers besoldung, desgleichen auch denen, [foL 16aJ so mit 
abergebung ihrer auasueg, die in der berürten bucbhalterey Ordnung 
b' -^tirnbt , quatember oder aber die nechst geses-eiten der monnt ver- 
zielien, und zum lengittten auch in vierzeben ti\<:cu nit gehorsamb leisten 
würden, ein halbe qnatcmbero besoldung abgezogen werden solle, so 
-wellen wir, dafs unsere camer räth solche Verordnung so wohl auch 
die bestimmnng der ausgetaiUen rait tag allen iindergebnen ambtleuten 
alsbalt nach empfahung dieser unserer gefertigten Instruction deutlich 
verkünden und dieselben vor schaden und nacntl warnen, volgnnt mit 
allen ernst ob d^ Vollziehung hanthaben und halten. 

Sondere tagen in der wochen sue den raitungssachen 

fbrzaenemen. 

Wir wollen auch, dafz unser presidcnt und scblesische camer rath, 
inmassen hievor bey der austailHnL' der expeditionen auch andeutung 
beachehen, zu erledigung der raiutngrt niengi und anderer bucbhalterey 
aaehen sondere tage und wo nit zween, aoch ainen ganz anainander, 
oder zweone lialbe uuderschiedlicbe tftge in der wochen fumdunen und 
damit zuebringen. 
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Dafz auch ainer aus der sclilesischen camer räthe mitl bey 
justificirung der wichtigsten raitungen gegenwärtig sein soll. 

[fol. 16bJ Item dufz auch unser president, wan ao gar wichtige 
Sachen im rath nicht sue handeln weren, einen ans dem camer raths 
mittl aue dfii funioliinl)sten (raitungen, wan os ziic oxainiiiininfr der 
pnston und <>rl(>diffunf; der nit'iifjl kmnbt, in die buehhalttTcy voroniiie, 
und dafz alsu uuder ihnen den canier räthen, welicher einmal}« bin zue 
beschlnfiB ainer raitung gebraucht, dafs derselben wieder den camer 
raths dienf^t au.s\vart<'n, entgegen ein anderer zue der nodiston vol- 
gundcn raitung fürgenonien werde, ein vertreuliche abwechslung be- 
schehe, damit wir uns so vyl mer auf aigendtliche justification der für* 
nehmbsten raittungen sniverlassen, unser camer räth sicli auch desto 
besi«er in den ämbtem und raytungen bekant und geuebt zue machen 
und an aiuander im rath gueten bericht zueeeben haben, under andern 
auch das bnchhalterej wesea durch difs mittl sue desto mehiem auf- 
merken und sorg geniyst und erhalten werde, zue dem dafs auch solche 
Verordnung eine grosse muhe, dafz die andern camer rSth mit den 
mengin uit also gehelligt und den täglichen fürfaUenden cainer sacheu 
desto statUcher ausw«mn mfigen, vemmcht wfirde, wie dan dieser 
modus bev andern unsem cämem auch also geordnet und gepfleget 
würdet, »loch auch mit die>»er mafz und Ordnung, was bey der buch- 
halterey durch den dahiu verordneten camer rath nicht erledigt werden 
machte, dafz alsdsn dieselben wichtigen posten durch den pucbhalter 
und. da es vonnJHon, in ainef oder des andern rait raths, welcher mit 
d(;rsi lben raitung umbgangen, beywesen im völligen camer rath referirt 
und erlodigt werden. 

[fol. 17aj Von unserm buechhalter quatemberliche 

auszog der gehandelten nütangMachen sa erfordern. 

Und damit auch unsere camer rath yder zeit ein w^issen empfnhen, 
wie die handlun^ der raitungssachen in der buchhaltorey von statte 
gehe, so sollen sie quatemberlich von uuserm buchhalter einen anszug 
aller aufgenomenen raitungen und aadersr ImeUialterey Tenriehtungen 
erfordern, sieh darinnen ersehen und die mengl allweg indem und 
abstellen. 

Sonderer artickl von wegen der canzlev und budilialterejr 
personen, welcher in allweg mit yleifz oosenrirt werden solle. 

Wan es sich zueträgt, dafz ein ver&nderung und neue ersetzung 
unserer secretarien, buchhalter, raitr&th und anderen personen bei beiden 

wesen, keine ausgenomen, beschehen solle, so sollen dieselben personen 
alle vor ^ ihrer antretuug gestraks in die gebührlichen ayts pnicht ge- 
nomen, ihnen auch die bewilligt besoldunff alsbalt in der ersten Ee- 

stimbt und in das rentmeister ambt angesimaflt, zue vordrist aber dem- 
selben die gehrtimbhaltung aller ihnen vertrauten sachen mit allem ernst 
und bey bcdreyung unserer ungcnad und straf mit notwendiger einbil- 
dung, was daran gelegen, und was inen im lall der Übertretung ent- 
stehen möchte, furgehalt<>n , auch umb mehrcr sicberhait Avillcn weder 
parteyen nrudi der lierrn diener keinen aungcuomen in die canzlev viel 
weniger zue der canzh-y verwanten tisch zuo sitzen und in der canzley 
und buchhalterey zue schreiben und in den Schriften umbzugrinpeln 
[fol. 17b] oder dieselben mit ilircn reden, fragen oder ^onst behelligen, 
mit dem ein uud auslaufen zue perturbim gestattet werden, darauf dan 
sonderlichen unser president und camer rath ihr Weissigs aufinerkea 
haben und keine dergleichen Unordnung und hoch naohteiuge erSffirang 
der vertrauten camersachen einreifzen lassen, sondern gegen den Über- 
tretern, wo eine oder zwo vorgehunde Warnungen uit helfien wolten, 
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die $:;<'bühr eintweder mit bericht an ans oder aber^ tonst die notorft 
gebaudlt werde. 

SchlesiBche camer soll ans järltch ihres einnehmens und aus- 
gebens, sowohl auch der ambtleut raitung und rest, desgleichen 
des Schttldenlasts ausstig uberschtcken. 

Und damit wir jder zeit ein aigentliclies wissen bekomen, wie «ch 

unser schlcsisch camerw'eson auf diese neue Ordnung von jähren zu jähren 
gebessert, und was an dem schulden last abgelegt würdet, so wollen 
wir, dafz uns oftermelt schlesische camer rüth balt nach ausgang eines 
ycdon jars einen lautem auszug alles ihres ordinari und extraordinari 
enpfangs, desgleichen auch der underHcliiodliclien ausgaben und rcst, 
item auch wie vil von einem jalir zue dem andern auf unserm reut- 
meister nnd anderen ambtem scnnldea Üegunt gewesoo, was eines yeden 
jahrs daran bezahlt und noch zum bschlmz desselben unbezahlt bleibe» 
item was auch sie, die .'«ehlesi.schen camer rSthe, nach orilentlichfm 
aberschla^, den ay allcweg mit ausgang des jard machen sollen, auf 
das künftig Jahr nachgestaltf wie sieb das eamerwesen yerSndert, für 
ausgaben tliun werden müssen, nnd woher dieselben mit dem deputat 
oder ausser desselben zueverrichten sein möchten. 

[fol. ISa] Dan so suUeu auch unsere schlesi-sche camer räth jar- 
lieh und jedes Jahrs besonder nber alle ambtleut aufgenomene raitunip 
und rest gleichfalls aiTion sondern auszug zue banden unserer hof cauier 
gehorsamDlich uberschickeu und danimben die ambtleut zue desto 
schleinger Übergebung ihrer raitungen zue eines ycden bestirobteu reit 
tae, davon hinach meldung beschehen wirt, umb so viel ernstlicher 
halten und treiben und entnchen mit nbersclückang dergleichen anscüg 
kein jar für über gehen lassen. 

One unser vorwissen und bescheit kein gepew fumehmen 

suelassen. 

Und nachdem sich auch bey nnsem erbf&rstenthnmbcn, herrschaften 

und ambtheusern neue t^epeu zuevem'chten zuetragen, die ctwo nit 
umbpangen werden mücnten, so sollen unsere eamer räthe dieselben 

Sepeuc iu allweg zuevor durch verstendige werkleut besichtigen und 
en Unkosten heyleufig uberschlagen, volgunt an uns mit ihrem räth- 
lichen guetlnMlunken ^('iKirsaDiltlicTi peiangr-n lassen und al>o ohne uns(»r 
vorwissen und b.^clieit keine dergleichen pausachen füruchmeu, an- 
schaffen ^ viel weniger vollziehen lassen, allein was gemeine schlechte 
pesserungen sein, die nit anstaut erleiden oder umbganeen werden 
möchten und sich über (Ireissi;^ oder aufs meist vierzig gülden nit er- 
laufen, die mögen sie mit ordentlicher vorgehunder bschaw und berath- 
scblagung auch Überschlag der werkleut nach gelegenheit, doch allen 
nbermifz nindangesetzt, von unsertwegen zueverrichten anschaffen und 
uns dannoeht zue einem wissen und, wo vonndten weiter bescheit 
zuegeben, gehorsamblich berichten. 

[fol. 18 b] Pfandschafter gepeu betreffent etc. 

Wann es sich auch zuetmg, dafz die pfantschalter nmb bewilligung 

eines paugelts anliiclten, so mögen gleichwohl unser jiresident nnd canier 
räth comniissarij und pau verstendige personen zue einnemung des 
augeui^cheins und uberschlaguug der unvermeidlichen paw summa ver- 



' Hier sind offenbar in der Vorlage Lücken; wahrscheinlich mofs es 
hei(sen: „. . eintweder mit bericht an uns gelangen lassen oder ab«r darob 
sein, das sonst die notaift gehandlt werde". 
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ordnen, doch da£z in allweg ailein die notgepeü ansBer einigs IubU an- 
gesehen weide. 

hk dem aber in aUwef? sne observirn, dafz weder die tachun^, 

fenst«?r, öfcn, tliüren oder ander dergleichen gemeine beiisening«!, die 
keine neue gepeii sint, sonder ein yeder pfandächatter pawstellig zu- 
erhalteu schuldiff, so wenig auch die mayerhof, prugeen, scheureii und 
stall, deren pawlbessenuigen sich in zeit der pfantsinnaboiig selbs wie- 
derumben durch die nnt/iing absahleo, in vorberürten pattanaehla^ ein* 
gebracht und gerettet werden. 

ünd was non alm ine pawen f&r ratbsumb und tiranlichen be- 
funden, das wir billich über uns nehmen und auch gar nit zue umb- 
gehen sein wirf, so sollen unsere camer rnt]) ^'estalt sanib aller sachen 
mit notwendiger ausfurung an uns gehör, un Inst gelangen lassen und 
bescheits erwarten, volgann naeh unserer guLiiigsten bewilligung den- 
selben pfants Inhaber die berathschlagt mas und ordnuue, under [foL 
19al irer der Presidenten und camer räth Fertigung beschrieben , zue- 
stelten mit bevclch, dafz er demselben nach ohne ainiche excefz pauen, 
da.s be%villigt pawgelt aus eigenhemb peutel dai^ben, auch ordentlichen 
mir (Ii Tirn darzii gehörigen probat ionen zue unser sehlesischen c&mer 
buchhaltuug verreiten wölle, welches paM'gelt ihme alsdann nach ordent- 
licher beschehencr justification der raytungen , als weit sich die be- 
wiUigunff erstreckt^ desgleichen auf Torfi^cbunde besieh tignng, ob die 
"^epew also dem emg<'legten rosten una der beratliHchlaginiL': rreinafz 
beächehen, doch unverzmst zue anderm seinem auf demselbeu ^et 
habenden pfantschilUng geschlagen weiden soll. 

Und damit auch nach ab: und wied»nantretung eines umb dea 
andern pfantschafters imfall der abkomnen gepeu nit einer dem andern 
zuemesse die schult und sich also darmit aus der Verantwortung ziehen 
welle, so wellen wir, dafs nnn htnfaran in dergleichen rMndeninig:en 
der )ifantt<chaften allzeit die gejiew in augensehein besichtigt und das 
inveutarj gebracht werde, wie und in was wirden der angehunt pfiint- 
schafter dicdclben übernommen und volgunt zue seiner Wiederabtretung 
also wesentlich und i awatelli^ zue ubergeben schuldig sein, solche* 
auch lauter in den pmnt verscnreibungen vermeldet werde. 

£foL 19b] Steur luul piergelt aucb schuldenlasts 

bewilligung und derselben zustände betreffent. 

Unser schlesische camer räth sollen bey unacrm ubriäitt;u lauts 
haubtinana in Schlesien alles vleifz anhalten und f&r und f&r treiben» 

dR?z die liinderstclligen steür und schulden lasts' abraitungen zue yeder 
zeit aufgenomen^ justificirt und beschlossen, auch die darinnen betuniieu 
restanden vleifzig ausgezogen, liquidirt und mit benemung; leidlicher 
doch kurzister tennin durch mit! der lants exekution emstlich einge* 
brauht, auch im fall die anlangen- wieder auf die Schätzung g- richtet, 
dafz dan dip stent und personon, die sich noch nicht geschelzt und 
sich doch billich betten schetzen sollen, zue eiulegnug ihrer scliatz 
aetteln und besahlung ihrer ausstftnt mit ernst g^allen und in allwcg 
zue nufnehmung dergleichen rcitnngen und ausziehung auch linuitiruner 
der restanten von nnsertwegen auch etliche reit verstendige personeu 
gegenwärtig sein sollen. 

Und nachdem wir auch sonderlich die neuen steuenbewilligungen 
nindert änderst wohin als allein auf das gränifzwosen verwend.'n zue- 
lassen ailergenedigist entschlossen, so weilen wir ernstlichen, daü «»olehe 
steurgefell ausser unsers sondern special bevelohs durchaus under die 
andern camers gefeil nit vermischt, sondern in unserm rentmeister ambt 



^ sc hfilfe. 

* Verschrieben f&r „anlagen**. 
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in ein son^li-rf verwahrte truhen geleget und bifx auf nnaer abfbidem 
ganz unverweudt beisammen gehalten werden. 

[fol. 20a1 Wae aber die einnahmb und handlung der piergeltögefeü 
anlangt, in dem aoll es allermafzeu gehalten und daroD ^ehanthal^ 
werdnn, wie unsor ncü auyetzt uufgt'rii-litc p5f'r<^elts iiLstruction, d-ncin 
wir uns hiemit vou keinem wegen allergnedigibt gezogen wellen liaben, 
aQsftrlich Termag. 

Und dieweil wir unserer schlesischen camer ein gewisses depntat 
als zween groschen vom vufz auf< solchem pierpelt zun hilf der camer 
auägaben bewilligt, dat» übrig aber zue unserer hof haituug vorbehalten, 
so bat aneh unser rentmeister in seiner neuen instmction im beyeleh, 
dafz er solche unsere vorlx'luiltene gebür am piergelt zuegleich wie die 
stenersgefell gar under die camers gefcll nit vermischen, sonder in ein 
sonder verscnlossene laden verwahrlicheu legren uiid ausser unsem son- 
dern beTehlich diavon nichts verwenden nocn ausgeben solle. 

Demnach so sollen und werdi n oft j^edachte unser presidont und 
caroer räth nit allein ob der vokieliung mit enist zuehalten wissen, 
aander sich auch selbst der eingriff aller solcher steur und vorbehaltenen 
picrgefell enthalten und unserer mstUchen meinung nach änderst 
nicht thun. 

Wie sich die eiubringung der laiitä bewilligungen anlaöäe, ider 
zeit geen hof auch unerfbrdert saeberichten. 

Unser president oder Verwalter und camer räth sollen uns auch 
jeder seit und zum wenigsten in einem viertel jähr einmal, es werde 

von ihnen erfordert oder nit, zue banden [fol. 20bJ nnscror hof camer 
ausfurlich berichten, wie sich die steuern auch schulden lasts und pier- 
geltfl bewilli^ung anlassen, was daran eingebracht oder noch restiere 
and jeder seit im vorath sey, ob und was sich auch darinnen fSr mängl 
zuetragen, und u ie dieselben zuo romedieren sein inochten, nna in all» 
weg darnach mit gnaden zue richten und einsehen zue thun haben. 

Haltung künftiger lantÄg betreffient. 

Unser president und camer rathe sollen auch beduciit sein, dals 
sie uns yedesmals ein gute zeit vor endung der schwebenden bewilli' 

gungen zue haltung neuer lantäg gehorsamlich vermanen nelx n ihrem 
aus^irliehen hericht, was für camer artikl in denselben lantägen pro* 
ponirt, uüd warauf fürenehm blichen zue fusseu suiu inöcht. 

Perckwerk und mtbits Sachen betreffent 

Demnach sich auch in unserm f&ntenthum1> Schlesien an mehrerlej 
orten perkwerk erzeigen, davon unser camergut sowohl gemeine lant und 

Ifnt künftig wohl ^ebe^sert werden möchten, so f ollen unsere Schle- 
ijiächc camer räth in allweg bedacht sein, wie dergleichen hoffenliche 
perkwerk auf die edlisten metall auber nachfolgender in nnem sondern 

artik! specificirter geringster stnk, die mehr schaden in den waldim 
thun als ffol. 21a] nntzen bringen, erweket und erbaut, unserer herr- 
schaften und gueter, die denselben perkwerkeu mit proviant, gehuiz, 
Wasser, w^ und Steeg dienen mügen, als viel imer müglichen wieder- 
umben ledig ^^enjacht und erhalten, ob sich aiuii /.wischen unser und 
unserer schlesischen fürsten und anderer unserer laiitleute der erbkut- 
huü, zeheut und sylberkaufs, gehülz, flofzwerk oder sonst anderer 
Bachen halben, die perkwerk berüreiit, irrunffen suetrügeu, so sollen 
ay die camer räth zeitlich und vloissig vermahnen und anhalten, dafz 
dergleichen Irrungen in den künftigen fursteu und lautagen oder ausser 
derselben sonst durch geburliche weg errettet werden, damit tmser perk- 
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werk und derselbeu zu^ethane camergleut^i durch dergleicheu laui* 
schwebenden imingen nit in abfiül und erlignng gerathen; daidnidi 
8y, unser prcsident und camer rÄth, von unsertwegen ob den Ordnungen 
und pri\nlegien, [die] an yetztcii in esae seint, künftig weiter anceorouet 
und HU8geHeu mecbten, biCz an uns vestiglich hautbabeu soUeu und 
wollen. 

Zue dem 80 soll auch im-^er cann^r gutn aufachtung haben, damit 
das münz wesen nach bescheiiener wieder aufrichtung in guter Ordnung' 

fetrieben , die lantschedüche und verpotne verpa^mentieruug und 
eimbliche verffirnn^ der golt&er und Silber und anderer metall, «idi 
einschleifzung der bösen vprpotnen münze verniüg unser voriger aus- 
auseegangener maudata mit allem ernst abgestellet und 2ue straf [foL 
21bTgebnu!bt, cüe hon oder zebent« deseleienen der gold und silborkuif, 
welener uns als künigen in behemb und obristen herzogen in schienen 
von reehtswegen zuestelu t, olino ainichen underschleif in nn«<erpr cnm^r 
gegen gebührlicher bezahlung geantwortet und auderst uit gehandelt 
werde. 

Bereitung der wält sowohl auch derselbs abgelöaten 

pfantschilUng* 

Und naelidein glaubwtirdig fürkomen, wie ein zeither iir ddi-n 
durch uns vorbehaltnen walten sehr übel hausgehalten worden, des 
uns ferer also zuegestatten keineswegs gemeint sein will, so wollen 
und bevelhw wir, aafz alle unsere aigene und sonst in den Tarpfenten 
hrrrschaftcn vorbehaltne wält nnd hayden, keine aii^L'eTinTnfn. so noch 

far oder zum teil zum eut nit beritten wordeu, dafz es noch gar mit 
em farderliebsten durch nnverdftchtige und der wälthandlaagen yer- 
stendige personen beschehe, denselben auch die vcrba fornaaGa aincr 
yeden vorschreibung vorbehält zuegestellet werden , (lie gregen dem 
augenscliein zuehalten und gestalt der Sachen, ob und w le solchen vor- 
benftlten gelebt oder umb wievil uns an yedwedem ort dorwider sne 
sehaden gehandelt worden, zue banden ihr, unser sehlesischen camer 
räth, und volgunt hv ans mit ihrem räthlichen gutbedunken in gehör- 
sanib berichten suUeu. 

Also sollen auch die selbst gelösten pfantschillingen , damit man 
sehe und wahniehnie, ob dieselben fleken und l"-« nu intli ii [fol. 22a] mit 
nutzen oder schaden hausen, ob auch dieselben ciiniergüter wesentlich 
und unverwüstlich gehalten und nit etwas von den benachbarten davon 
entsogen, mit allem vleifs beritten, erkundigt und die mengl abgestelt 
oder an uns gelangt werden. 

Solche bercituuj^eu soUeu auch nit au yetzt, sondern allewc£ im 
andern oder dritten Jahr einmal vemeuert und also die Inhaber in omdo 
und sorg erhalten werden. 

Glashutten, eysen, alaun und vitriol perkwerk betreffent 

Narliil in auch bifzber die erfahrung mit sich gebraolit, dafz durch 
die verlcyhung der glashütten so wohl der eyseu, alaun und vitriid 
perkwerk bifzher den ytzigen und künftigen edlen perkwerken nie 
merklicher schroelerung ain anschnlichs geuülz verschwendet worden, 
so sollen sy, unsere president und camer rÄth, ainiche neue aufrichtung 
dergleichen werk und, was dazue gehöret» auf onseru gründen ohne 
Unser vorwissen mit uichteu gestatten. 

Wiltpabn betreffent 

Nachdem wir auch in Schlesien und der eingdeibten sonder aber 

In den onplischen und ratiborischen furstenthumben ansehentlich wSlt 
wiltpan Laben, die unsenn oberhaupt£fol. 22bjman daselbst zuverBehen 
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und zne vorwalten bevolen, go soll donmach die enmer h'-v ime ober- 
hauptinan und andern Verwaltern der walt und \n iituaneu yeder zeit 
darob sein, damit sie difzfUs Ihre» mstmctionen und oevehten in auf- 
züplnng des gehulz und hayiinj? des wiltprets vieis^i^'^ mul p-ntreulichen 
uachkomen, und wo darinnen was ber^chwerlichs und uachteiligs fur- 
üBle, dasselb an se die camer gelangen lassen, welche camer darinnen 
▼on nnsertwegen yder seit alle nnciiteilige abwendung und noturftige 
einsehunfr tarnen, do sv aber dasselb für sieh «elbst auc)i nit rOistdlen 
künte, aiädan uns des bandls mit ihrem rath und gutbedunkeu berichten 
■ollenl 

Camer procurator ambt 

Nachdem unsenn schlcsischen camer wesen an ordentlicher handlnng 
des camer procurator nnibts, wie die an ytzt nit allein bey der camer 
»ondex aucA bej unsem schlesischen erbfurstenthumben angeordnet^ 
hOehlich viel gelegen, wir aber yerstehen, dab die ytzigen unsere 
camer procuratoron noch der zeit mit keiner instruetion versehen, so 
wollen wir, dafz sich unsere schlesische räth der eamer aisbalt ausfür- 
Ucher instructioueu nach gelegenheit eines iden fürstenthumbs, regaiien, 
gerechtif kdten, Statuten und {Privilegien vergleichen und ans dieselben 
zum ersehen nlinrgeben und nach deren vdlUgen aufriehtnng jredev 
2eit steif ob der Vollziehung halten. 

[fol. 2dal Insonderheit aber die Sachen dahin richten, dafz die 
ytzigen und künftigen eamer procnratores alle recht sachen mit unserer 
schlesischen camer vorAvissen ansohon, procedirn und darinnen sflilie.-^sen. 

Item auch dafz ordentliche libcll, darin alle anhangende rechts- 
saehen, in was terminis ein yeder stehet, und was ferner &innen ine- 
handeln begriffen, ver&ssen und gleichmässige exemplar zue unserer 
BehloBigchen camer übergeben und also ycder zeit mit dem , whb sich 
für neue reehtssachen wiederumben zuetragen und sich die alten mit 
dem proceTs ron einer swt sne der andern verindem, con^nirt werde. 

Item dafs auch nnsere achlesische camer [sc. rath] rdt allein unsere 
camer procuratores oft vernehmen, sonder aucli selbst ir aufmerken haben, 
was sich yeder zeit in executionc justiciae und sonst für zue erkanto 
urtl peen, lehens yoUigkeiten oder andere anfall sowohl auch strafen 
undpufzen znetras^en, und darauf embsig anhalten, damit denselben er- 
kantnusseu uuablefzlieh nachgesetzt und hierinnen durcliaus nichts 
verschwiegen, auch alles uns zue gutem ordentlich aingebracht und 
verraitet, dafs auch unsem regaiien, volgen und diensten, wie solches 
namben mag ha])pn, so viel unser camcrfrnft herurt und etwo mit oder 
ander vermeinter pracscription auch kraftlosen Privilegien under^edrukt 
und verhalten werden möchten , weil sich solehe regaiien, kümgliche, 
landfurstlich rent und einkomen nit verschweigen mügen, nachgefragt 
und, so viel recht nnd V>illich, wieder zue unsem banden [fol. 2^^bj und ad 
esse gebracht [sc. werden!, es sollen auch unsere eamer räth gedacht sein, 
wan ein fiscalischer rechts procefs fEtrsuenehmen beratschlagt wirt, bey 
nnsern camer procuratorn zue verfTigen und darob zue sein, dafz sie dem- 
selben \ leifzig und treulichen darzu gcstrak.'« und fürderiich nachsetzen 
und durinnen keinen unnoturftigen aufsehub oder verlengerung ge- 
brauchen, noch sich die iiarteyen ainicherley weis aufziehen lassen, in 
welchem allem ihnen gedaciite im < r camer von unsertwegen räthlich, 
biiflich und beystcndig sein, sich auch und gedachte unsere räth ausser- 
halb unscrs vorwissens. ehe sy uns der sachen gruntlich berichten und 
darauf von Uns bescheit, was unser ^emüet und willen darinnen zue 
handien sey, empfangen, in kein gütliche handlung einlassen und son- 
derlich unser camer räth die sachen, darumbcn ein partey fürgenomen, 
yeder zeit sueror mit Tleifz noturffcigliehen erwegen und sneverhfitung 
schimpfe und unlusts, so uns nit allein bev den parteyen sonder auch 
sonst entstehen möchte, bedacht sein sollen, niemants durch nnsere 
Forsohongen (U) XOl U — Raohf*hl. 30 
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camer procuratorn mit ladung f&rzunehmen oder in rechtfertigun^ zne 
ziehen, sy seien <liin ^egen <leni uJ»'r denselben wohlLrr^'riindet und zue 
recht genug^amb gefasst, wir dau auch diesen uusern caiiier procurator 
ambtern 2ue mehrer nachrichtuug und hüif aller staut und füret^iu- 
tbumber in Schlesien Privilegien bey unserer beheimischen cantzlcy 
nach lenps ausschreiben und ziie dt^r rnnu-r nix r-rhiken wellen lassen, 
uns auch yedes mala, wau sich em solcher tall zuetregt. durch sr die 
schlesiflcb camer zue nanden unserer hof camer mit eraeluuug gescnicht 
der Sachen aue wissen gettum werde. 

[fol. 24a] Reutmeister ambt betrefieat 

Unser schlesische camer räth sollen alle dergleichen uudergebene 
ambtlent mit erlegung der gefeil auf unser« rontmei«ter r><lpr Verwalter 
weifzeu, welche gefelfcr rentmcister empfaheu und dagegen allen denen, 
SO ihme also ans ihren ambts verwaltangen gelt nhenintworten, yeder 
i^t noturftige (juittung darumben geben und dieselben qiiittnngeii alle 
durch «nsem ime zugeordneten gegenschreiber neben ihme unter- 
schrieben werden, wie denn auch gedachter unser rentmeister oder Ver- 
walter nionant ciniche quittnng nit geben soUe, sie sey dan dnrch ine 
und den gegenschreiber ^^'ie \ r)r^( !nelt underschrieben , inmassen die 
an yetst wieder veraeuert rentniei.^terambts instruction, davon die camer 
hieneben ein abscbrift sne empfahen, sonderlich aber, wie es mit aUen 
vnd jeden empfangen und ausgaben auf unserm gefertigten caner stst 
und sonst gehalten werden solle, aosfürlichen veimag. 

AuächaÖung und certiticirung der ausgaben. 

Es sollen aucli alle extraordinary anseaben, die sich ausser des 
ordiuary camer aUxU und gebürlicher bezaiiluug der iärlich interesxe 
und der genötigten hanbtsummen, die nit anstand erleiden mügen, zu - 
trag' Ti , nlii'in auf niisr rn sidirif liclien bevelrli besrlu lien. [fol. 24bi 
Was aber die ausgaben, »u ander zehen gülden auf einmal bringen, ab 
einig almusen und alter erlebter dieucr gaben und sonst in andeni 
unsem noturften, under andern auch der notgepew, die sich auf mdst 
auf vierzig f/nMeii t r-^tri'ken, d.iv'ni in einem sondern artikl dieser In- 
struction melduug bescheheu, anlangt, die mögen gleichwohl ohne son- 
dern unsem specialbeyelch angeseläfflt w^en, doch dalk es mit be* 
Bcheidenheit und dermassen beschehe, dafs es wcriil aogeleget sey, das 
auch nicht allein auf «olche kleine, sonder ancb aufdie vorbcmelten 
grossem und also in gemein auf alle angeschalite ausgaben sonder 
schriftliehe certificationen mit sweyen aus unsem scUesischen csnier 
räthen und der secretari einem underschrieben und anch mit notwen- 
diger ausfiimng der sachen solchen anschaffens gefertiget und durch- 
aus nichts mcr mündlich, es treffe gleich viel oder wenig au, auszue» 
geben angeschafft werden. 

Doch aollen liieinit die tagHi li "" zi rttn^en, wan } < Tn;jnt von un* 
sen^r schiesischen camer in gcTthaudluuguu und andern täglichen für- 
fallenden nötigen sachen, die uns selbst antreffen und durchaus nit 
umbgangen mlgen werden, auch keinen verzug erleiden mügen, uit 
benommen, sondern zugelassen sein, dafz dieselben mit guter raafz und 
Ordnung aufzer uuaers sondern apecialbeveUchs. weil wir nit yeüer 
seit in der nfthne zuorreiehen. doch ohne einicnen mibbranch ange- 
schafft werden, wo wir aber mit unserm hofl^er in Schlesien residirten, 
so soll es jeder zeit mit unserm gne(lig.sten vorwiesen beschehen. 

I^fol. 25aJ Da sich auch sonst in ander unvermeidlich wegeu in 
unserm abwesen ein genotige und solche ausgab, mit derer man un- 
ser» bescheits gar nit erwarten kunte, fürfule, auf dieselben sollen und 
mügen unsere camer räth mittlerweil ime rentiueister ain certification 
fertigen und geben, doch dalz dieselb aUdun mit uuacrm bevelch wie» 
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der ausccwechslot wenlo, ilarumbon aucli (i<'r rentmeistrr yder zoit, 
das solch» also bescheln' und uit vergossen werde, schriftlich veruiahneu 
und anlialten, die certification auch mit allen nmlMrtindenf WArumben 
unsere resolutioii dors.'lben post halben nit erwartet müpen werden, 
gesteliet und ausgefürt sein solle, auf dafz die camer räth der soUici* 
tierung unsers bevelehs selbst umb so viel mehr ingedenk sein mügen 
md auch dem rentmaister keine anpafkirUehe ansgab daraus erfolge. 

Und damit aucli alle ausgaben umb so viel richtififer und 
ohne nachtciligs übersehen bescheheu, so sollen unser presideut und 
camer Tath bedacht sein, dafk rie dnchans in kein anden als In das 
rentmeisterambt, dahin alle gefeil erlegt werden sollen, anschaffen, es 
begebe sieh dan ye zue zeiten, dafz uml) ersparnng (l«'s Unkosten Ax-illen 
ein auswechsel mit den ausgaben und uuittung ohne entgelt und zer- 
littnng der rentmeisterambtssachen beschehn kvnte, das istf dafs etwo 
ein underambtmann von des rentambts weccn ein ausgab thäte und 
hernach zue quartaln die quittung, so auf tlen rentmeister nach seiner 
nberschickten notl gestclt sein solle, neben andern gefellen an pares 
gelte» statt ubergebe, also dafz solche post nindert anderswo als in der 
rent [fol. 25b] meister ambts reitung für ausgab eingebracht wünlf, so 
mag es mit einer solchen bescheidcnheit, doch allen excefz hindangc« 
setzt, angeordnet werden. 

Eztraoidinari empfang in das rentmaUter ambt sueverkttnden. 

Nachdem sieh auch des jahrs viel extraordinari geltsachen auch 
rests besahlungen zue den bestimbten fristen und andere eropfeng 
suetragen, so ilurch unsere scbU'sische canier sonderbar abwesent nn- 
sers rentmeisters abgeliandeit, und damit dieselben geitposten ordent- 
lich durch den rentmeuter sue den bestimbten terminen soUicitirt, ein> 
gcbrnclit, aucli in empfang und ausgaben verreitet werden, so wollen 
wir, dafz unser «resident und scldesische camer rfith alle dergleichen 
extraordinari geltnandlungen, alsbalt sie beschlossen. \u ennelten un- 
senn rentmeisterambt sowohl dem gegi'iis( lir<'il)(>r als rentmeister, auch 
in der puchhalterey durch ainen schriftlichen i*athschlag verkünden 
laasen und solchs gar in kein vergessen stellen. 

Quatemberliche erlegung der eefell aua den andern nnver- 
wiesnen ambtem in das rentmaiaterambt. 

Als wir auch berichtet, wie einnehmher des pier [fol. 26a] und soll- 
gelts auch ander officir nit allein die gefell unzeitlichen in das r(>nt- 
meisterambt erlegen, sonder auch ihr viel noch reitung zue thun und 
das hinderstellige gelt, welches sie mitier weil zue ihrem aigenen nutz 
gebrauchen, sueenegen schuldig, daraus dan bisher nit wenig böser 
rest erwachsen, so sollen dcmiiacli unsere schlesische camer rätlie bey 
denselben alles vleifz auch mit bedrewung tler peen und andere straf 
und initl darob sein, damit solche gefell zueverhietung übriger Unkosten 
und zehrungtMi jeder seit in das rentmeister ambt sambt einen auszueg, 
was allenthalben daran gefallen und wiederumben ausgegeben wonlen, 
uberschicken und sich sonst auch mit ihren reitungen zue ausgang 
eines yeden jähre« fertig machen, wie dan hievor bey dem artikfder 
ambtleut reitung und rest mit mehrenn meidung bescheheu. 

FttrfaUende kriegsbezahlung. 

Da sich kunftiglich begebe, dafz durch uns kriegsvolk ir'''i:Uten 
und aus »inserm rentinei.sterambt zuebezahlen verordnet würde, haben 
wir bey unser hofcamer Verordnung gethan, dafz yeder seit ordentlieh 
muster register und abreitung, dannnen die sunnnen mit ganzen Worten 
begriffen seia, gestelt, auch ihr der schlesischen camer entweder die 

30' 



468 Xm L 

ori^at regiflter und abreitiingen, wie der raitungsauszug , von ncteten 
ziie posten gestcllct, oilcr al)cr gbuibwürdige pm-tii ul ir [fol. 26b] ab- 
Bchriften davon eingesclilosseu und darauf die bezahlung durch [sc von] 
uns verfertigte bevelch verschaflft und certificirt werden solleo. 

Wann auch die scblesich camer, es sein kriegs verdienen, schul- 
den oder Verordnungen abznnMtcn in bevclcli liat, so soll keim ni nicht« 
passiert werden, er habe dan genui^sam verfertigte schein darumben 
furzulegen und dafs aueh solcbe flchera, seholtbrief und Urkunden, wann 
dieselben gar anegeiahlt, herausgenommen, oder aber, wo die beaali- 
hing nit gar völlig, sonder aHein in abschlag beschehen, nnf 'b ti ori- 

Sinalschein zucnüqgeschrieben und ordentliche quittuue darumben von 
er partey genommen, auch denen ambtleuten, von deren ambtsver- 
waltung wegen solliche bezahlung oder sonst übemehmung derselben 
posten oeschehen, im furschroibbuch bey der buehhalterey vleissig für 
^pfang observiret und sonst in allen damit gehandelt werden solle, 
wie die bnchhalterejordnnng amfOrlich vermag. 

Veränderung der dienst und besoidungen« 

Es soll auch über di' ^'erruulerun^en der dienst und besoldungen^ 
in nnsrnn schlesischen eamcr stat begriffen, wan ein yeder ab oder an 
stehet und ime seine besoldun^ angehet oder gebessert, yeder zeit ein 
ordentUcbe certification gefiartigt und «olehem naeh vleissig gelebet 
werden. 

[io\. 27aJ Ordnung in commission, zehruiigen und 

lifergelt, doch alles in unsem aignen sachen. 

Wiewohl wir verschiener zeit das liefcrgelt in comuiissions zerungeu 
anf rofo und mann, tag und nacht dreyssig kreuzer bmient und ge< 
steygert, doeli dafz es allein auf die jcnigon biiullout und diener, 
denen solches gesteigertes liferprlt bislioro ^,'ereicht worden, und 
auf difz, so ihres gleichen seint, veibtuinicn werden solle, so solle 
hieriiinen ein solcher unterschied gehalten werden, dafz t^incm yeden 
solchen commissai j nit mor personell und j>fiirt, al.s sit Ii "twn -oi- 
nem stant nach ^obürt, mit oostehundcr zerune: zue halten gestattet, 
und sonderlich diese aehtung gegeben, damit der uberflufz in allwcg 
ein;x*'/c<)jLi;en , auch* und an welchen stellen die commissarij bey ehnr 
und fürsteii oArr andern ovton (wie es sicli oft zuetregt) costfroy 'j*'- 
haltcu, iuen soichs am bestimbtcu Ufergelt abgekürtzt, item aucii, wo 
und welehem commifxary, es sey ein rath octer smist ebi diener, das 
lifer^eldt auf rofz und man, tag und nacht für völlig gereitet nnd 
pat^siret, und er nit desto weni^r<'r die protschifufr* darzu in Unkosten 
einstellen wolt, dafz »olclier fuerkosten hinfuro nit paasiret werde, es 
were dan, dafz einer in gelt sachen verschickt würde und etwo gelt 
hin und wiedei-fuln t n ninsste, .so wmß demselben die gotachifuer nach 
gelegenheit passirt werden, wo sich aueh zucrru^.'C, dafz einer under 
unseru camer rätliou oder andern uuscm räthen und dienern auf einer 
anbevohlnen rais umb seiner aigenen sai-Ucn \\iilen etwa an einem 
nndeni ort leujOfer, als sonst unser«' ai^reTu [f 1. 27b] geschöft erforderti^n, 
stillißcn* uud etwo ainen umbweg nehmen thet und übrige zeit und tag 
damit znebrechte, so soll denen oder demselben das lifergelt pro rata 
defs lengern aussenseins abgezogen und zuereichen nit' gestattet wer- 
<bMi im fall aber aiiior nusser lants ins reich oder auderstwoliin ^'"v- 
Bciiickct würde und bey dem lifergelt nicht bleiben möchte, soii .sich 
unsere sehlesische eamer mit demselben nach gelegenhait aber in all- 
weg vor seinem verreisen, was yme yeden tag am hin und wieder 



Lücke in der Vorlaf^e; vielleicht fehlt „ob". 
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reiseu auch in zoit des stilligi'iis, wan er uit coatt'rev gelialtou würdet, 
sonder sich selbst verzehren mÜBt, deputiert sein solle, docli allen über- 
flnfs hiiidaiigQsetst, auf niuer wODlgefallen verfi^leieheiu 



So wollen wir auch nit, dafz ;ui-» tm-icnn rontmoisterambt auf 
comimssarieu, so die parteyeu für sich treibst erworben, ainiehe zehruug 
oder lifefgelt aoMer unseni Bondern speeialbevolch gereicht, oder aber 
dafz unsere dienor bey der buchhalterey oder canzlej oder jemant 
andert^r auf unser zfhntnfr in sachon, nie nif mm und unser eamf»r- 
w^en angehen, verschickt und etwas daraut" ui das rentmeisterambt 
snebezahlen anireschafft werde. 

[tbl. 28a] Die bezahlungcii der zehning, interesse, 

besoldiing und dienatgeld nit anstehen zu lassen. 

Was aber billich nit allein in zcliruug, hoikIci- auch an Interesse, 
bestgeldt ' und dienstgeldt zuebczahleu ist, das sol der rentmeiser in 
die long aicht anstehen lassen, damit dieselben conuniesarieii, rftth und 

diVnor, !m> otwo landleut seint, nit ursach Imbni, ihre stonr und pier- 



fnnen sve Behalten und ibo ein naehteflige renniaehnng^eionnrerto. 
Rentsuiutera wochen letL betreffsQt. 

Und naehdem nnanr rentmeii^itcr im bevelch hrit, alle wochen 
sondere zetl. was er ein vedo derselben allenthalben in da.-s nmbt 
empfangen, auch davon onfiuarie und extraordiuarie wi^erumben aus- 
geben, mit seiner nnd seines gegensehreibers hantschriften andere 

schrieben onseni camer r&then uberantworten solle, so wollen wir, 
daCz sie unsere schlesische camer räthe solche wochen zetl im rath 
noturftig ersehen und von wochen zue wochen auch auf monat zue- 
samen behalten, damit sie yder zeit der vorhandenen parschaft ein 
\ri^is»'n haboii, auch zue beschlufz ilcs jahrs hokhf woch'Mi zotl dorn 
buclilialter zuestellen, auf dafz er dieselben zue <lt'^ rcutnK'iöters und 
sein»'.s gegenschreibers raitutigen gebrauchen und ^c^t iihalten müge. 

[fol. 2db\ Wie dann gemelter rentmeister sambt seinem zuegeord- 
tjoteti ^;elrl■1l^J(•hreiber uns 7A\o yedcni viertl jalir zue qunrtals zeiten 
auch f'.'uu'n auszug alier solcher empfang und ausgaben doch nit also 
mit langer ansfilhrunff wie bifaber bescbehen. so allein aue den haabt> 
ratnnc^en gehdrig, sonder mit kmser ausziehaagder substans suehanden 
tni'^crt'r hnf eamer uborTliikon, welchen «n^zup abt^r znovor unsere 
i>ciüe£»i:jche camer räth ubersehen und uns mit ihrem räthlicheu guet- 
bedunken beriebten sollen. 



So werden wir auch bericht, dafz unangenohen der hievor von 
wegen haltuug der ambtstruhen bey allen ämbtern ausgangeu bevelch 
in nnsenn rentmaister ambt ein zeit hero keine gehalten worden, des 
wir weiter also nit gestatten woUon, bevehlen drauf unsern sclilesl- 
schen camor rSthrn mit ernst, dafz sie nicht allein bey crnnlti'n un- 
scrm rentmeister ambt, sondern auch bey allen andern ämbtern, dar- 
under aneh unsere camerguets furstenthamber und herrschaften nit 
ausgezoprpri sein solb'u, wo änderst bifzhero kein ambts tnthon gehalt- 
ten (Hier nit recht und ordentlich gehandelt, die baltuug ermeltcr 



1 Wohl verschrieben Ar „Besoldang*. 
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ambtstruheu anordnen und gestraks selbst ins werk richten, sondera 
auch ander selten bey denen « da etwo ain yerdacht ^espuret, tmver- 
aehene Tisitatuin halten lassen, [fol. 29a1 ob nnd wie der Ordnung mit 
einlpf^iT«fj und wicdorauHjrobung des gelts auch underschiedlicher Ver- 
wahrung der schlofz und schlufzl gelebt, und wo einiche men^l dei^ 
wegen belllnden, dieselben alsbald ohne ainiches ansehen der personen 
ganzlich abstellen oder gar an uns suehanden unserer hof camer ge^ 
langen lassen. 

Ambdeut purgsehaf^ 

Und nachdem wir von uusem ambtleuten uiiil dienern, tio uiabier 
auf raitung und in bestant haben, sum teil aus liederlicher oder gar 
fürpctzliclicr ihrer handlung, wie etwo bifzhero bey andoni tni-t ni 
camergütcni beschchen, mit bezahlung und eutmachnng ircr emjifaug 
in nachtl und «chaden komen möchten, so hat die vorige cainor in- 
stnu'tion vermecht, dafs unsere camer räthe von allen unsem gegen- 
wärtigr'Tt n7t<l kuiiftigon nmbtleuten, so naih L'ostalt in^r ambtor ge- 
inigsamb uürgschaft thuen mügen, nach gclegcaiieit yedcs^solches ambts 
uurgscban nehmen und sj ausserhalb purjgschaft in die ambter nit 
komen lassen sollen, allein wir erlassen dieselben durch sonderliche 
bevelch, an sy fl><* schlosisc)» (•«mr-r nnsgehunt. wo dieser beschehener 
Verordnung bifzher nit eelebt war worden, so wöUen wir, dafis es ent- 
lich noch besehehe, do^ mit dieser limitation , wo sieh einer anstatt 
der purgschaft in summa gelts als ein purpschaft gelt umb ein gebür- 
lichos interesfsp so lang darzue leihen erbieten thäte, als lang er m 
(loinKolben ffol. 2übj ambt bleiben würde, dergestalt, das er noch s«-ine 
erbt II desselben ainbts absuetretten nit schuldig sein, bifz so lang- »j 
8olcht>s pnrg.scIiaftH pt»lt, wns nocli über bfzfuinig lautern linui- 
dirten raitungs rest bevor bleibe, wieder vnrgnügt würdet», möchte 
solches anlehen, doch dafz die erlegung bcy der antretung in das ambt 
besehehe, wo es änderst so viel austrüge, als denselben ambtman purg- 
schaft zuesetzen nnch gelegonheit des ambts billich zuezueredeii , an 
'purgschaft statt angcnomcu und noturft darüber aufgerichtet werden. 

Nachdem auen etwo die purgschaft dahin gerichtet werden 
möchten, dafz dieselben nit weiter als von einer jahrs reitiuig zue der 
andern wereten, so sollen unser camer rftth alzeit nach boseldiirz dos- 
selbeu ambtmanns reitung die pürgcn für sich erfordern und von ineu 
'vernehmen, ob sie hinfhran lenger in der purgschaft haften wSIlen. 
wurden sie es nun bewilligen und sy, die camer, dieselben für genug- 
sam halten, so hette pp seinen weg; wo nit, so sollen sieden nmotinfii» 
zue thuung einer andern pürgsehaft weisen oder ine sonst da« auibt 
Weiter nit handeln lassen, und dafs in allweg die vorigen bürgen 
ehunder nit 1 'üg gozehlt werden, es sey dan saeh, dafz sie des anibt- 
inans verbiiebnen reitungB rest und niejigl, die er (h'r ambtman in zeit 
ir der pürgen geweretcn purgschaft gemacht, gar volkomentlich ent- 
richtet, und er der ambtman mit einem reitbrit darüber versehen se^r. 

[fol. 80a] Aus den ämbtern niemant fUrleihen zuelassen. 

Bifzher hat es sich vielmals zui getragen, dafs unsere rftthe und 
diener hin und wieder aus den äiiihtern ansehidiehe posteu entlehnt, 
und hernach wir umb nachlassung dergleichen empfangener furleheii 
verdrifzlich behelligt worden, und obgleich kein nachlars bewilliirt, 
dafz doch etwo weder der darl ilur (xhr der entlehner nit wieoer 
zuebezahlen gehabt, also dafz wir letztlichen den schaden trafen 
müssen, welches uns ferner zuegestatten keines weges gemeint ist, 
demnacii wellen und bevelen wir, dafs unser schlesische camer für 
sich selbst aus unsern camergefelle); kenie dergleichen fiirlehen ni 
schaffe, solches verbot allen ambtkuten vcrkuntcn und sy lauter 
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•wamt'ri, welcher aiiiem ausser soii<leni verfertigten bevolch wenig; oder 
viel furleihon werde, dafz ime solch fürlehen nit allein nit passiert, 
gcniilern « r luich danimbcn mit ernst i^estraft werde, es 8Qll(>n anch 
difsfals in ]■ r^^leichen fürh'liens machen keine andric Ix-velch kraft 
haben, als die vou uns selbs ausgehen oder durch uns ausdrücklieh 
hej uusorer schlfwischen camer in nnsenn namen zn verfertigen ange- 
sehafit werden, damit aber unsere rftth und diener dergleichen fürlehen 
umb so viel mehr entrathen niugen, so sollen unser president und 
camer räth alles vleifz dahin trachten und darob »ein, damit unsere 
sehlesische camer [fol. 80b] rftth, secrctarien, puchhaltcr, raitrftth sambt 
den andern eanzley und puchhalterey personen und derselben zuegp- 
thanen offtcim, weil nicht aines yeden gclegenheit ist, in die leng 
geiner venlieuten besoldung zuentrathcu, zue quatembers zeiteu uro 
rata «usgezalt werden, dordurch sie alao lustiger ane dienen gemaäit, 
inen iiucli darfr^pfn im fall in-s öftom aussenbloibiMij^ udov sonst un« 
fleiaeigcn dieueus desto ernstlicher zuegesprocheu werden mügen. 

Zne nachlftssnng der reat nit zueraten. 

Wir seint uucii ai^entlichen dahin entschlossen, hinfuran keinen 
nnseni ambtmann ainiclien reet mehr nachzuelasscn , danamben so 

■\v<'!lu wir, w;ni (IcrLrb'ii'lnM) ^n-t^-cm für unsere schlcsisi'hc camfr koiTim. 
dafz sie darzu mit niehten raten, noch viel weniger selbst in raytuug 
ainiche rest, es sein wenig oder vil, passireu wollen. 

Den ambtleuten yedcr zeit vor ihrer antretung ordentliche 

instructionen und bestallungen aufzueriehten , dieselben auch 
vor der antretnng in die aydespfliclit zuenehmen und die 
Ordinaribesoldungen nit zuerhöhen. 

Wan ein neuer ambtman anstr^iof. so wollen wir. «Infz alzeit 
auevor einem yedeti der bosolduitg und audercr underhaltnn^^ [fol. 31aJ 
halber mit ttnserm gnedigsten Torwimen und bewilligung aigentlich 
beschlossen, auch in unserm namen, wo fem wir änderst solclies yon 
hof aus nit selbst thun lissen, sonder zu ermelter schlesiseher camer 
rcmittiren th&teu, noturftige bestallung, iustniction, und was sonst 
hlerfiber vonndten, bey unser seblesischen camer caneley, wie sich ge« 
bfihrt. anffrcrichti't nnd einem yeden amV)(nnin, was seinen tail anlan<rt, 
alsbalt zue naelirielitun^ ztiejrestellet , auch ein yeder vor seiner an- 
tretung mit den gebürlichen aydespflichten bey unserer seblesischen 
camer angenomen, ime anch gestraks die gebürliciie besoldung beatimbt 
und zuereichen verordnet werden solle, doch nit dt^r maimmj,', dafz 
demselben neuen angebunden ambtman ^'« straks die extraordinari zue- 
piis oder bessemng, inmassen die der vorige umb seines laugen dienens 
ocb r aus sondern Ursachen gehabt, gereicht, sondern dafa ime das ambt 
allein nn't der nrdiinni beoldung ausgegeben werde, e< dan saj-h, 
dafz derwegcn ein sonderer special bevelch an sy, die schU'Hisch camer, 
von uns aus unserer hof camer expedition auegmge, so hott es seinen 
weg, und obgleich etwa bev unserer hof camer aus ubersehung und 
verkündunsr, dafz der nnrl n"r zno dem n. anibt anfffrenomen stunde, 
dafz er eben mit der underiialtung, wie der nechst gewesen ambtman 
eingesetzt werden solle, so soll dennocht unsere schlesische camer des- 
wegen weitem bescheit von uns nehmen und sondere bevelch, was die 
zuepnps?en "bder pesserungen beirifff. Iiegern, die ihnen auch also, wo 
wir änderst einem ein solche gnad thun wollen, erfolgen sollen. 

[fbl. Slb] Salzhändel. 

Und nachdem wir in berürtem unserm fürstentliumb Schlesien 
aineu neuen salzhandel durch lentemng und siedung des boyen auf- 
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richteu uud darzu zwey siodwerk, eines zuo Modeiiu im Frejstetiacheo 
und das ander zue Guel)eii in Ni(>dor LauTznits, sae velehem mlzsieden 
wir an beiden orten der darzu goliörigcn uuderthanen robat und ^efell 
zue inehrrr orspnrnni^ des tAfrliehon Unkosten pcschlafren , tnia wie 
derselb handl ordentlich gehalten uud getrieben werden soll, anjeUt 
Wiederumben anfs neue onreh sondere unsere dann verordnete tftth 
und commissarien ain yisitation und anordnnng thun, auch darüber 
auf ihr frohorsame rolation iii«itruption('s anfrichton und f'^rtii^on zue- j 
lassen, äu wolleu und bevehien wir ernstlich, dafz oftgeduchio unser i 
President und camer rftth ob der volhnehnng mit allem vleifz halten 1 
und hanthaben, auch beydf wcscn, wie an yedoni ort lians^rcli.ilten. | 
und was etwa für menpl und vorliiiulorung einfallen nKichten, darinnen | 
zeitlichs einschen vouuöteu, ^mn wcuiirsten in aiuem halben Jahr ein- ^ 
mal durch yemant aus ihrem mittl und einer buebhaltere^ person, die 
mit aufnehmung derselbfii salzraitungen umbi'flK't , visitiren lassen, 
angesehen, dafz difz als ein -neues werk täglicher bcsscruug bedarf 
und ausser einer solchen vleissigeu administration dem vortrösten statt- * 
liehen nutz was bald ausehentlichs entgehen kan. 

Son(irrli{-li»'ii abor sollen sy, unsere cjinifr rätli, vleissig in [fol. 
82 aj acht nehmen, wan sich ctwo auf der see, kriegsleuf oder sunst 
Unsicherheit, teumng und mengl snebesoi^en, dafz man seitlich ein 
gute anzahl boyen zuvor in vorrath und von dannen zue den salz- 
sieden oder so^i^t m\ ein gewarsamb ort brince, damit beyde salzsieden 
für und für on ciuiches einstellen wcseutlicli erhalten werden, darzu 
dan in all weg ein vleissigs auskuntschaften von den Seestetten, deren I 
man sich durch vertraute Icnt zuebestellen befleisgcn und difzfals einen ' 
Tiimblielieji rosten nit ansehen solle, gehört, welche!« dan sy, unsere 
cHiacr rät Ii, ihnen also als einen sonoem füniehmeu artikl im besten 
angelegen sein, auch derenthalben yeder zeit bey unsem salzambtleuten 
und faetorn die noturft anzuordnen werden wissen. * 

Nicht weniger sollen sv auch vleiasig warnehmen, dafz alle virtl 
jar vermüg ir der salzambtleut Instruction ayn besohl iefzlichc abrey- 
tnng der versottnen boy und des daraus gemachten und verkauften ! 
salz 80w>hl des Hdch hieiheiiden voraths an boyen und salz gehalten I 
und darüber ordentliche auszug uit alloiu inen deu camerräthcu son- 
der^ auch zue unserer hofeamer mit ihrem der schlesischen camer iftth 
bericlit und gutbcdunken uberschiken, volgunt auch jarlichen raitun^en 
zue den bostimbttn raitta^' u1)erf:eben und in beysein ainer aus ihr 
der camer mitl aufgenunien, HOiuierlich aber vleiss^ obscrvHrt werden, 
dieweii jftrlich ein stattliche verlag auf diesen salsambtem liegen 
mnfz, dafz allzeit nit allein bey der raitung, sonder auch bey dem 
letzten quartalauszug ein lauterer von beiden als den anihtlenten und j 

fcgcuschreibem gefertigter particular auszüg ubergeben, wo der blei- 
ent rest in allem sey, und wo derselb gut gemacht werde. 

[fol. 32b] Wie es mit den nnilitleuten, so in untieifz 
und gfär betreten werden oder aber sonst vom dienst absteen 
oder mit tot abgehen , und auch mit widersetzung derselben 

verledigteii ambter zuchalten. 

Unsere schlesischo camer räthe sollen auch macht haben, in un- 
serm abwesen von allen und ycden unsem ambtleuten und dienern, so 
in ihren handlungen unvleissig, verweislich und gefailieh erfunden 
werden, sofern die sach zuvor an nns p'elangen zue lassen, nit zeit er- 
leiden möchte (aber^ anderer gestalt) ihre ambter uud dienst bifz auf 
unsem weitem bescheil au&ueheben, wo auch dieselben vorhin nit 
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purffschaft frothan, mit ^olübt, purjcrschaft, vcrschroihunpr. odor oh d\o 
voraandluiig so grofz, mit gefeugiius und Verstrickung fürzugelu'ti und 
sonst Dach gelcgonheit zue handlen* mitlorn^'eil auch dieselben dieost 
oder ambtor mit täii;rHehon Verwaltern bifz auf unser Wohlgefallen und 
ferner bevelch zu versehen und un« gestalt ihrer handluug mit aus- 
fürliehen Ursachen derselben porsonen verbroehung zuesehreiben, damit 
wir darauf ^egen inen zue handln beselieit und bevelch geben mügcn. 

Wjui sich auch zuetrüg, dafz einer unserer ambtleute di s dicnsts 
abstünde oder aonst mit tot abging, so mögen gleichwohl unsere ge- 
dachte President und eamer rftth dieselben erledigten pletz, so fem die 
wiedersetrung bifz zu erwartung unsera bes( htnts nit anstaut erleiden 
künte, diin h einen tnugliehen Verwalter docl» ohne all vertrösten der 
bestätung halber bifz auf unser Wohlgefallen handeln laasen, aber in 
alleweg sollen sie sieh prestraks nmb etliche ehrbare und tangliehe 
[fol. 83a] und dermasscu personcn uinbsclKMi. damit der dienst und nit 
8V, die persone, versehen si'v, volgunt un« «'tlicli dtTsclIuMi und alleweg 
die beatcn zuvordrij^t neben Vermeidung alicr iua.siant, wo aiu vede 
hievon gedient, und wie sie sich rorhalten, auch was herkomens^ afters, 
wandl. u'fx tiicklikeit nnd verinJ^gens die ««fin. Ix-nennen nnd f^titlich 
keine derglejchen Ämbter oder dienst, damnder auch das canzley und 
bacbhalterejwcscu verstanden sein solle, für sich selbst voUkomment- 
lieh eisetsen, sonder alleweg unserer gnedigisten resolution erwarten, 
aufgenomen die gar gemein zöU und piemndereinnehmberdienst, die 
zu zcheu, fuufzcheu, zwa^'uzig oder gar dreyssig taler järlich besol- 
dniug banen, die lassen wir inen unsern camer rfttfaen für sich selbs, 
doch in allwej^ nach tauglikeit nnd mit erbarn nemonen zu ersetzen, 
hiermit zue, die ienicren nndereinnehmer dieiif»t aner, po ein mehre be- 
solduug alfz '30 taler auf sieii tragen, sollen auch mit unserm giiedi- 
gbten vorwissen enetset werden. 

Fürfallende irrungen bey den aniljtorn und zwischen den 

ambtleuten betreffeot. 

Je zue Zeiten in iiireii ambtshundiuuuen in ungern türfuUea, und wir nit 
alleweg bey demselben unserm land SrUimien in der nMie sein, Otts 
aach die geseh&ft der mehrer zeit überhäufen, dafz wir inen der ambter 
iioturft nach ff<d 331)] nit ycilor zeit furderlichen hcsrheit geben 
künten, derhaiben uns auch durch solche versaumbnus ailerley scha- 
den nno naehtl erfolgen mCchte, und dan suevorhfltnng desselben auch 
aufirichtnng und haltung einer guten, rechten Ordnung allen vorbe- 
tnelten unseni der schleHisehen cainer nndergebnen ambtleuten und 
einoehmern und uuderanibtleuten aufguiegt und bevolen haben, was 
ihnen also in iren ambtshandlungen für Desehwftr, die sy fiur sieh 
selbst nit furkoin«'n inugcu, fürficlm, dieselben yeder zeit an misere 
schlesisch (•aiiier räth bringen nnd g<'langen zu lassen, so wollen nnd 
bevclen w^ir hierauf, dafz oft geduehtc unsere schlesische cumerräth 
solche immgen und beschwerungen , wo der n fürü^en und für sie 
gebracht werden und keinen, noturftig berathschlagen mi I larinen 
zue Verhütung uu^era uachteils und Schadens zeitliche absteüuug thun, 
wo aber die noturft erfordern würde, gestalt der saeheo an uns ge- 
langen zue lassen, dassclb mit ihrem rathlichen gntb^anken gestraks 
thiin, nnd ob in ainicherley Sachen an jemants von unserm kayserlichen 
hof bevelch oder andere Hu^geheu zue laascu von ndten, dieselben bc< 
Teich, mandata, oder was sonst die noturft erfordert, sve filrderung 
der Sachen verfassen lassen und uns solche copeyen neben ihrem ratn 
und «rntbedunken iibersenden, damit wir unveniindert anderer unserer 
Geschäft darüber desto fürdcrlicber bescheit geben und unser schaden 
imd naehteii desto balii verhfietet weiden mSge. 



Digitized by Google 



474 



XUI h 



[fol. 34a] Visitation der ambter» 

Xaclidcin wir aii yotzt diese goii(>(H^;c vprordiiuiifr gethau, dafz 
alle iiuBere der fQnieliinbston haubt äinbter und officini, so mit ihrem 
respect auf unsere schlesische camer gewiesen und reitung zue thun 
haben, durch sonderlich hierzu deputierte anseheliche räth und com- 
nüfzaricn Ix'rittcn und zue künftiger fi-uclit)>rirer haiidlunj: derjielhen 
durch be^enmg der eiukomen uiid cinziehuug übriger ausgaben neue 
«nordnuDg uBd isstruciion verftMeen, aufrichten, iu«dan gestraki int 
wok riehten sollen, bo wollen und bevelen wir, dafz unsere schl^ösche 
camer oh «solchen neuen durch uns rntificirten anordnungen und in- 
structioiteii vestiglich hauthaben und daraus uit achreiten lassen, solche 
yiflitation der ftmbter auBter der aalssieden, derentwe^n in afnem an- 
dern vorgeunden artikl ein sondere verordnniifr b<'sehehen, wo nit im 
andem, (Vx-h auf's langst im dritten jähr einmal aber in allweg mit 
umbwecliHlimg, dafz die Visitation aller der fürnehmbsten haubtämbter 
nicht ein jähr allein kome, sondern zue Redlichen jaren etlich derselben 
beritten und doch in cireulo H- bereitung aller ftmbter im dritten 
jähr vollendet werde, durch taugliehe commifzarien , darundcr alzeit 
ainer ans ihrem camer raths mittl auch sein and die directioti auf sich 
tragen solle, verneuern und continuirn, uud wie sie eins und das ander 
[fr!. 'M}i] ■\m})t in ihrer Visitation befunden, aucli wie das^elb am ein- 
konu;n zue oder abnimbt, mit Vermeidung der Ursachen uns zue yeder 
seit gehorBamblieh meKoreiben. 



Volgen etUclie sondere notwendige neben artikl das 
■olileiiioli oaokerweBeii betrellbnt. 

Vergleichung zwihchen der schlesischen hofstats und der 

schlesischen camer expeditionen. 

Als sich ein zeit hero zwischen uuHenn obrittten eanzler unserer 
eron b5hemb und der Bcblesischen camer in Verfertigung unserer sacbeo 

allerley mifzverstandt imd irrungen zuegetragen, also dafz ein ieiler 
teil sein expedition sonderlich in jcwetf liehen und vermisch tf-n rirtikln, 
die etwo ein sKch mit sich geluacht hat, verthaidigen und iceia ilieil 
den andem gern nachgeben \v5llen, so haben wir tins demnaeh zue 
abhelfni L^ soTchcr frcscliweVtten irning und knnfti^M^r desto ordentlicher 
handluug aller Hachen einer t^ondern Ordnung, davon sy die schlesisohe 
camer hiemit auch ein gefertigtes exemplar zu empfahen, entschlossen, 
piediglich bevelend, ermelte unser schlesische camer räth wellen nlso 
ires teils solcher ordmniL' LremSfz geleben, die ointreg, die inen künftig 
noch darüber bejgegncu möchten, bcscheidentlich ändern, wo aber kein 
Wendung darauf volccen wolle, und m etwo ein sach antrtfe, die viel' 
leicht yetzt und kunRig unseren rc^^alien und camergutem praeiudicim 
möchte, Kolc))'^ mit erzcldtnig ffOHriiiclit der sachon neben ihrem räth- 
licheu gutbedunketi an uns gehorHanibiich gelangen lasseu und bescheits 
darfiber erwarten. 

Aufrichtung eines urbars aber alle sehlesische camergaeter. 

Nachdem wir gnediglicb Vorhabens sein, mit snfallender Gelegen- 
heit alle und yedc nnserm frir8t''TiThiiiiib 01)er und Nieder [toi. 55a] 
Schlesien zugehörige pfant und canier guter erkundigen und bereitott 
zue laRscn, so sollen unsere schlesische camer räth nach solchen ver« 
lichten werk gehorsam blich bedacht sein, ordentlich urbar aufzuerichten 
und nit allein die verpfenten f&rstentbumber, guter, herrscbafteo, maotb, 
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•^n}] . ]lr'rk^ve^k8 gerechtigkcitPn nnd soriRten in f^f^Tnoin alle und ycde 
unsere küniglicke camergutB stuke mit specificiruug eiues yedeu ein- 
komens und gmchtigkcittcu, wie dieselben an jetzt in rernm natura 
Bein, wie aaäi ein ydcs stak der verpfanten ^ter, auch wenn und 
Wflj* pnmma gegon wafzorley conditionon anf wieviel jar oder leibge- 
ding verschrieben worden, welche aucii daruuder und zue was zelten 
«blOslich oder nit seien, in ein sonderee biteüi mit «einen ordentlichen 
tabulatum, rubriggen und titln als ein urbar zue verleiben und gloieh- 
fals ein exeraplar darvon zue unserer hof camer zue uberschiken und 
also wesentlich mit ineerirung aller Veränderungen, die sich von einer 
seit zu der andern suetragcn, continuim. 

Weil auch verseheiif!1ir1i nTul'T Hon zerstmitrii scliriften, die von 
dem gewesnen vitzdomb umbt an underschidliciicu orten verblieben, 
wohl stuk zuebefinden, die zu erkündigung angeregter unserer regalien 
nnd camersachen dienstlich sein möchten, so wollen wir, im faU die- 
*»elb<Mi s<^hriffen noch bifzli^r Tiit ansgeklnubt, nberselien, inventiret 
und regiBtrirt weren, dafs solches durch verstendige vertraute personen 
^ol. ddbl noch nnvenftglicb sne beeebehen verordnet, und was aamnder 
aienstlicns befunden, sue banden tmaerer linf camer verrichtet werde, 
tiit desto weniger wie auch bey nnferm liof desgleichen bey unserer be- 
heimischen camer der wegen nachsehen, und was befunden, zue derschle- 
flieehen camer verkünden wellen lassen, alles dammben. anf dalk wir desto 
mehr anleitnng bekamen, nnsem cameigntem gebflrliek nacbsasetsen. 

-Nichts erbiichs zuvergeben oder die lehngiieter aus derer art 

und natur zue transferiren. 

Wir wellen auch guediglich bedacht sein, wo wir umb erblicher 
Vergebung unserer leben und camerguter, auch etwo die lehensstuk 
ans ihrer natur .und aieenscbaft zu verändern angesucht werdtti, dalk 
wir (lrrp-lf>irh(Mi ansuchungen als dermassen paehen, so utib, unseren 
nachkomen zue abbruch der küniglichen hochaiten und einkomcn ge- 
reichen, als viel immer nmbgangen werden mag, abschlagen nnd unsere 
rS,th und diener sonst in ander weg mit genaden nach eines yeden 
verdieiiKt bedenken, flemnach wellen wir, wo dei^leichen begem ihnen 
unseni ächlesischcn camerräthen zue berat hschlageu förkonuneu, da(z 
sie ihre gutbedunken darnach richten* 

Haimgefalne proyisionen ond gnadengaben betreffent 

Wir w5llen auch nit, dafs die heimbgefallnen Provisionen und 

gnarlenii!ilif'ii mn ainem zue dem andern aus^ebeten [fol. und 
also uuticru canicrsfirefellen dardurch zuegleich wie ein erbliche immer- 
werende purde autgeladen werden sollen, sondern wo ye einer aus 
unsem rftthen und dienern nach gestalt der sachen zueversehen wirdig, 
"wellen wir aneli v^der zeit darauf gedacht sein, darnach sich mer- 
gemelte unser schlesischc camer räth gleichfals in türfallendcu sachen 
ane richten werden haben. 

Geistliche gUeter betreffent 

Und nachdem die clöster nnd stifl in merbemeltem nnserm herzog- 
thiirii^> Schlesien ein merklich pnt einkomen hnb' it . !i r l^tr(•^^^1HlienRt 
aber durch die onlenspersnnen daselbst, wie wir bericlit sein, übel ver- 
sehen und die guter und wirtachaften auch nit sondern nutzlich be- 
stellet, sondern solche einkumen nur zue der Verschwendung: und der 
clögter und stift verderben durch die ambleut und clöstei^'ögt mifz- 
braucht, auch wan ein parschaft erspart, dieselb durch die abt, probst 
-und pricHpes auch ftbtbdn und j>ri<»m nit ave nuts der ^stift, sondern 
sonst in andern weg ihres gefallens ohne nnser vorwiesen und be- 
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willi^uiig uiionleiitlich vorgeben und dem stift entwendet wirt, so »oUeu 
demnach gedachte unser camer rath hierauf ir vleissigs aufmerken 
liiihen, und so »y die sachen bey einem oder mehr closter dermafzen 
}><"fünden, un^■ ^Mich«'?^ mit ihrem rath und ^ut})er]iinkoii berichten, auf 
dafz darinnen gebürüchs einsebcu gethau werden niügo. 

(fol. 36 b] Demnach wir auch bifahero genugsamblich eiiabrett, 
wasmassen die geistlichen von prelaten tuid andern In Schlesien sem- 
derlich die clostor l«n"it liin und wieder in TiiHnr)n'r1"v wo««- beschweret^ 
beträugt und das ire eutzog<Mi, und ehe sich mancher unkonten uml sorg 
halben in dag oder rechtfertigang einllst, auch raisen, sehrangen, ver- 
ständig personen procuratores und dergleichen, ßcinem gegentheil zue 
widerstehen, auf sich nimbt, er sich des closterguts (^hr gar '-przeiht. 
derhalben so wollen wir, wan inen solche und dergleiehen unbefugte 
wiederwertigkeiten begegnen, dafs unsere eamor rXth aber solchen 
geiHtlieliiMi iktsohmi, so vil der tr^Tnjxiralia und der ir' -tit'r l'"iiT« r riU 
unser cauicrgut )>elangent, vleifrig einaehung thun und ineu in ir^-n 
beschwerungen, so sj recht und fug haben, von unsertwegen schütz, 
beystant und hülf leisten, wie dan denselben getstlichen persouen in 
Schlesien auf('r1t'<rt ^^ nr(|<ni, difsfals, was dir temporalia antrifft, iren 
respcct nach uus auf unser schlesisch camer zue haben. 

In spiritualibus aber sollen sy mit irem respect auf den loci ordi- 
^'narium ginneaen sein. 

Es sollen auch unser schlosiseho eamer rSth mit allem vleifz da- 
hin gedacht sein, wie die hicvor anbevohlen bereitung und Visitation 
aller solcher geistlicher guter in Schlesien durch gute, vertraute, emh- 
sige und dergleichen Sachen erfame räth und ueraonen mit dem IQrdet^ 
liebsten in werk }:('7.o<j('n und continuirt weraen. 

Wir Wüllen aiu-li nielit, dafz von ainichen stift oder gotfzhaua one 
sonder unser vorwist^en und bewilligung auch ohne unserer sdüesistchen 
^amer gutbetlunken ichtes uii liefren h iT irutem, [fol. 37a] grünt und 
poden, cleinatern und sylbergeschir verkauft, versetzt, ausgewechselt 
oder sonst verändert werde, wo aber die geistlichen dieser unserer Ver- 
ordnung sue wieder einichen def^leichen versatz und veränderuni^ thun 
wurden. ^■'■< Hollon tlicscllien cnntrnct, wo nit ausdrücklich consPiis von 
uns darumben verhandcii, craftlos und nichtig sein, darauf dan unser 
schlesich camer in alwcg bedacht sein solle. 

Ordnung, wie es mit den beswerten cametgueto undertbanen 

gehalten werden 0OU. 

Und naelidcin yc zu Zeiten unsere underthanou durch unsem 
haubtlont, biiru^Lrniven oder andere ambt leut und für;xe8etzte Obrig- 
keiten, plaiitö luiiaber, so wohl auch etwo von den geistlichen wider 
die billichkeit beschwert werden meehten, daraus aber er\*olget, dafii 
(lif nu ll rtlianf'ii tn-anncn , r.\T)<, steur und nndere billiche lirnii forde- 
ruug uit reichen oder geben künten und zueietzt auch von den gutem 
weichen, dargegeu aber aus solcher beschweruug uicmant gern an die 
statt liehet und also die grünt und guter 9t liegen und verderben 
mu8H'Mt, ist dennuich unsere na illi^n, nieinunL' nnd bcvt-lrlr, dafz un- 
sere eamer räth mit allen vleifz autsehcn, erkündigung und uachfrag 
halten, auf dafii hemclte unsere sowohl die rer^enten als unverpfenten 
canier gute underthanen wider die billichkeit nicht beschwert, wo auch 
derselben iinn^rer intderthanen einer oder [sc. mehr] zue unsern camer 
räthtni j^fol, 37I)J kuinen und beschwcrung wider unsere ambtlcut, pfauts 
Inhabern oder geistlichen suehaben vermeinen und anbringen wurden, 
der oder dieselben gutlich verhört und darumben nit ubel gehalten. 
srMel«'rn darfre^en von di-nen, darüber sy sich beschweren, bericht tre- 
numen, und wo beiuadeu, dafz einer uuscrer ambtleut, pfantäinhaberu 
oder geistUcher, wer der tey^ die undertlianen wieder die billikeit be- 
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scliweret, dasscib ab^estelt, oder in fall o^' TuCht helfen wolt, alsdau 
gostalt der Bachen mit cuter grüntlicher auHtiilnung au uns umb ferrer 
einteilen und bschett gelanget werde. Ob aber ein nnderthan sieh un- 
billichfM) beschwort, soll ilersrMi an; h abgewiesen nnd vrn-^ zik^ der 
Sachen dienstlichen ist, ime angezeigt werdeu. wo aber ye em iinder- 
than so muthwillich und sich keiner DiUichen handlung benügen lassen 
wolte, mügcu unsere camer räth stierbaltong billiehen gehorsnmb nach 
ipdegenheit desselben Verhandlung gegen ime mit stnu verfahren. 

Öftere ukerlesung und abhorung obeiugefürter instruction. 

Und »Isnnit mni imscro camer rHth dieser unser gegebnen Instruc- 
tion, ordiniiig, willen und meinuni' desto bafz uachlommeu, gelebeu 
and Vollziehung thnn mögen, so smleii sie dieselb alle qnaterober [fol. 
S8a] aiiniiHl nach letigs im rath abhören niul verlesen lassen tlttd ihnen 
die fümehmb.sten }>uiiet daruii.H vleissig vennerken. 

Gleichfals auch in kein vergessen stellen, die eautzlev und buch- 
halterey ordannff, wo nit ehe doch quatemberlich ainmai in beysein 
ftint^y niis inen der camer [sc. rath) mittl fürlesen zue lassen mit cr- 
iuuerung irer ptiicht, dafz sy und ein jeder in souderhcit derselben Ord- 
nung in allem treulich und vleissig geleben. 

Auf wen die schlesische camer iren respect haben loll. 

DieweU wir an nnsenn ka^nBerlichen hof ein anfgerichte hof camer 

haben, so ist unser emstliche meinung, dafz gedaclite unsere schlesische 
camer räthe ihren respect und nnfRehen nacli uns allein auf solche 
unsere hof camer haben, sich dai-uach richten und jeder zeit der 
noturft nach mit ihnen unsem hof camer rftthen yerglaichen und cor» 
respondini und was nun über difz alles, f*o oben ein^'cführet, uns oder 
derselben unsem hof camer räthen zue wissen oder von uns und ihnen 
bescheit zue nehmen von noten, uns [fol. 38b] desselben yder zeit nach 
gelegenheit der Sachen sambt ihrem rath und gutbedunken bey der 
post berichten, und die brief, so an uns lauten, Avelchc alle zeit mit 
mren der camer räth aignen banden onderschriebeu sein sollen^ zue 
gemelter hof camer banden stellen und nberschikcn, so wollen wir her 
wiedemmbcn auch verfugen, damit auf die brief und sachen, so unsere 
schlesische camer räth nn« an unsem hof schiken, durch uns oder un- 
sere hof camer räth wiederumben yeder zeit schieiniger bescheit und 
antwort zuegcschrieben werde. 

BeschluCs. 

Und sollen also snmmarie unser schlesiche camer rftthe mit samb 

iiM'ii :aipeorchieten serretarien, >ini hludter, raiträthen und andern 
undergebenen personen in dem allen und yedcu iren getreueu, nutz- 
lichen vleifz tunveudeu, unsem nuts und frommen bedenken und 
füidem und dargegen schaden und nachtl, so vil an ilmen, furkomen 
und wenden, oder uns darinnen warnen, wie sy solches ans treuen 
und püichten zue thun schuldig und verbunden seint, wir uns auch 
dessen aus gcnedigstem verbauen lue inen genslichen versehen und 
aigentlich darauf verlassen. 

[fol. 39a] Doch stellen wir in unser gefallen berürtc unser Ord- 
nung ^eder zeit nach Gelegenheit des wesens zue mindern, zuc mehren 
oder m ander noturftige wege zue verftndcm, welchs wir aber yeder 
zeit mit wohl erwegnen rath fQmehmen, handln und schlissen 

wellen. 

Das alles ist unser gncdigcr und gefelligcr willen und meinung. 
geben in unser Stadt wien, den ersten tag de» monats may anno etc. 
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72, unseres raichti, des römischen im 10., defz bungcmcheu im 9. and 
des bremischen im 24* etc. 

Maximilian etc. Ad mandatum Domini Eleeti Imperatoris 

proprium. 

Caspar Ckiizkofler^ 

S. Anaiiig SOS der Bnohlialterelordiiimg. 

1572 Mai 5. 

... Ks musstcu auch nachvolgunte pncher auf der puchhaiure/ 
aufgnricht und firehalten werden. 

Erstlich Pill libell, darin alle raitungen verzaichent, wann sie auf die 
piuhaltercy aingel^gt, and za wa« zeit undpenoncu sie au^enomben 

worden. 

Zomb andern ein pnch, darein der parthejen abraitong registitrC 

werden 

Zuinb dritten aiu puch, darein die raitbrief von wort zu wort ge- 
schriben werden. 

Zumb vierten ain pacb, darein alle bericht, so von der pneh- 
halterey auf die cammer nborpobon. verzan lmct und nnmorirt werdfn. 

Zumb füufteu ein puch, darein der ambtleut, diencr und aiier 
andern^ personen zefarungs partiknlar, so auf der pnchhalterey ratifidret, 
registrirt werden. 

Zumb seohaten ain pueh über die ausgestelten raitungsmengl, wan 
und zuc weU'lier zeit dieselben den auibtleuten zue ihrer Verantwortung 
sngestelt nnd sie ire Verantwortung gethan, auch welchen tag solche 
meiip l snmbt dnr Verantwortung und in wes be^rsein dieselben auf der 
caiizlev abgehört und erledigt M'orden. 

2iUmb siobcnten ain pueh, darein silier ambtleut iustruction. be- 
soldung un(i tVeyheiten »ue schreyben. 

Ztimb achten ain verzaichnua über der herrn camer nitfi ])f'V( lrli 
an die ambtleut, so raituug zue thun haben, welchen peräouen irer 
raituiig halben geschrieben worden ist 

Zamb neunten ain Verzeichnung aller eingelegten und aa%e' 
nomencn aueh der noeh nnnnfprenomenen raitungen. 

Zumb zeheutcu aiu verzaiehuung der empfcng ins reutmai«terambt. 

Zumb ailften ain puch aber die Provisionen« 

Zumb zwölften ain pueh der pfantschaften. 

Zumb dreizehnten ain pueh nl)er die schulden. 

Zumb vierzehnten ein piu li und gedcchtnus der landtage. 

(Kgl. ätaatsarcb. Breslau AA. VI 2c) 



' Caspar Oeitikofler war kaiseriieher Kat nnd erster Hof kammenekretir. 

Vir]. ..Die böhmisclieu Lan<!tji<>:Hverhandhmgett and Landtagshesdilftsse" III 
Frag im S. m und & 686. 
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Wir Caspar bekcniion otr. 

Das der gestrenge auch ernveste unacr bruedcr und besonderen 
lieben Heinrich von Logau und Altendorf, unser haubtmann zum Cant, 
und Adam Rohdinger 2am Schonbrun nachyalgender gestalt tu der 
berren Fürsten und «tende genenklsteuereiunemer Destellet und verordnet 
worden: 

Erstitchen sollen ey, die obereinnemer, su Prefjslftw xnsambt ihrem 

zugeordneten buchhalter Jacob Pflugern ihren anfentlialt haben and 
alcla ihrr^ Hinbts und diensts bestes xuvl treues fleisses abwarten. 

Kuchinaln sollen ay zu den eeldem, welche s^ «ier II. K. M. an 
den bewilligten steuern, sehaldemastsholfen fec. einnemcn], oder [sc. 
was] snn.stt'u aus des gemeinen landes anläge«'!' einkonibt, einen f^ueten, 
wolverwarten casten aufm rathauHC zu Prefzlaw, tbirinnen sy solche 

fehler neben den registera und buchern, welche zu diesen saehen ge- 
raucht werden, wolverwarlichen halten mögen, haben. 

Und ^v:^^\ was von obangezeip-ten irer Ic. m. bewilligten geldern 
eiukombt, suUen ay dasselbe der camer alhier alsbald durch ihren 
buchhalter ansagen lassen und auf derselbten begeren solche steuern 
oder gemeine lande»hulfen bifz zu vei^ügung der bewilligten summen 



sonsten gar in keine andere weg« hinkommen lassen oder vor sich 
selbst genrauchen. 

Demnaeh aber mohrmalen beschwar und elagon einkommen, dafz, 
wuu die steuern oder ander landeshülfen abgegeben und nicht bald 
derwegen ordentliche qnittun^n empfangen worden, hiedurch allerle^ 
irtlninio und das ^reursaelit wird, das aucn die steiiereinnemer umb die 
abgelegten und bezalten gelder in gefahr gesetzt werilen wollen, so 
sollen die obereinnemer, wan by der camer di summen, was vorhanden 
und an was geUb' und Sorten es ist, durch den buchhalter ansagen, 
daneben anhalten In'^s'm, das py alsbald Verordnung thuen und ver- 
fugen, dafz eine i|uittung auf solche summen gestellet, und wan sy, 
die obereinnemer, solche quittuni^ allerhalb gefertiget sehen, 87 gegen 
empfahung solcher quittung und nicht eher die gelder abgeben und 
folgen lassen sollen. 



1. Generalsteueramta-Inatrulitiozi. 
1573 August 7. 
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Es sollen auch die verordneten generalobereinnemer monatlicheD ins 

oberambt von Schlesien eino ordentliche verzcichnus, was au steuern. 
üchuldenlaBtshulfen, restanten oder sonst gemeines landes geldem von 
einem oder dem andern stände einkomen nnd abgcleget werden, m- 
geschickt werden [sie!] und daneben sneschrciben . w er was an alten 
und neuen bf'>\ illntippn odor fremeinen landrs ^'cldo roiirirct, <];imiT 
di restanten umb soviel desto besser und schleuniger zur bezalung 
mögen gebracht werden. 

Dcs^rleii hen aollen die obereinnemer und buchbalter drey undcr- 
schidliche schlnssel zu dem «'asten halten und einer mler der ander 
nichts in otler aus solchem casten nemen, es sei von gelde oder bueheni 
one des andern beisein, und dabey auch für sich seibat und dwpch 
ihren buedihalter ilarob soin, da.s a\o rcgister der ausgaben und oin- 
namb onlentlicbcii gehalten und also damit gefast sein, wan von den 
herrn fursten und Steuden raitungen angestellet und ausgeschrieben 
wenb'n, das sie, die obereinncnu i- und buchhalter, dieselbten allerhalb 
ordentlichen gofast niul ^rostcllct furzulegen haben, auf da fz der Herren 
fursteu und stcudc gesandten nicht, wie bescheeu, darauf mit grotsLeu 
Unkosten warten und auch alsbald sehen mögen, wie es atlorhaiD umb 
des gemeinen landes gelt eine gelegenheiti wer was noch i^u.^>t< lulijr. 
und wie ihrer k. m. die bewillnnfTfn jrnot gemaelit. oder was derselben 
noch zu erlogen und guet zumachen, und da was ausstehet, wo und 
bey weme es su fordern und einsubTing«n sey. 

Dagegen und vor solche muhe und diensts den obereinnoineni 
iedem dreyhundert und dem buchhalter zwevhundert taler zu ihrer 
jarlichen bcsoldung orvolgeu und gegeben wenlen sollen, uud verücln n 
sich demnach die herren nursteo und stende, [sc. das] die obereinnemer 
soh licin in-m ninbt, wio (»s am onlontli< hst(Mi und fleii^.sifrston vorrichtet 
werden mag, iren pHichtm na( Ii obligen und abwarten und darob sein 
werden, das die einiiam und ausgab von inen also werden gehalten 
werden, das sy dvn fursten und Stenden von solcher irer gemein Ver- 
waltung ri( liti;j:t'u Ijcsiliait geben und gurte raitnng worden künunn 
thueu mögen. Zu urkuud und geschehen uud gegeben Prefziaw, den 
7. august anno 73. 

(KgU Staatsarch. Breslau AA. VI 7a.) 

8. Zfthlm^terstnstroktioii. 
1579 November 21. 

Instruction, was sich der herren fursten und stende in Schlesien 

verordneter muster untl zalher, der edle, gestrenge und cmvostf> h'«r 
hans von Kedern und iJartmannsdorf auf Kofznaai, in seinem anbe- 
volenen ambte vorhalten solle. 

Erstliehen soll der bestellte musterher meht eher aus dem lande 
Schlt sien vorrnrk*'n, es sov dann der k. m. vorglaitung. dcn-r ^^rh 
halten soll, ankommen und ime solches von s. fTgu. dem herrn biscliof 
als Christen hauptmanne in Ober und Nider ScUesien auferleget und 
bevoleu. 

Wan er nun fortzihen wirt, so solle er zu der cron Behaimb und 
marggrafentbumbs Mähren musterherren auf denen orten, so ime be* 
nent wird werden, sich hieben und die mustemng des kric^svolkes, 
naclidt nie dicscilito von den Behmen und Mehrem besehehen, auch 

geburlichen bofnrdeni. 

Insonderhait solle er auch vleissig aufacht goben, damit keine 
finanzen, underschlief oder betrug gebraucht werde, und daa nicht 

allein die namcn in dm reuif^torn sondern auch die por?onei) htmI ge- 
wisse anzal gutes geübtes und wolgerustes krigosvolkes befundm 
werde, darumben er sich denn auch mit dem obristen krigesherm vor* 
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nemeu und die vorzaichniu des krigesvolkefl mit UDd neben ime be- 
sigelu und fortigen wirt. 

£6 sol auch der inustcrhcr guten fueg und macht haben, da er 
in der miiBteruu^ befinden wurde ^ dafz etwa lenter oder knechte nit 
tauglich, ubel staf^rct und zum krigeswesen undinstlieh weren, das er 
dieselbten nbf*( h:\fTtMi, Wiro «itellen mit andoni tauglichen peisonen fdr* 
nemblich aua disoni land Schlesien ersetzen möge. 

Wann die mnsterung besehehen, soll er durch seinen muster- 
Schreiber die gemusterten personen lauter absehreiben und keinen 
namen dann der gut gemachten reuter uml knechte vurziiiclmen lassen, 
dasselbe besigelte register und kuntschatt zu seiner Wiederkunft beiu 
dem raitungstage zue Brefslaw, so ime, alsbahl er wiederumb su hause 
kompt, fonlerliihon anpo^otzet werden solle, einstellcTi. 

Nach beseliehener musteruu|^, die er dermassen und so hoch an> 
zustellen wissen wlrt, damit er mit den geldcm, so er bein sich haben 
wirt, auskomme, sol er das krigesvolk ordentlich besalen und Ire be- 
soldung inen zustellen. 

So sol er auch eiuen musterschroiber auf seinen Unkosten halten, 
der yorstendig, mit achreibett und rechnungen fertig und, wie obgemelt, 
die register und rorseicbnülke ordeatlidien halte nnd davon bescheid 
zu geben wisse. 

Bein der niusterung sol der niusterher auch aufacht geben, das 
dises landes Schlesien in woner sn krigessachen gebraucht, auf das die 
junge manschaft dise.s landes zu solchen ritt i liehen und crlichen 
sacnen angefuret und geubet und wider den erbteiud des christlichen 
bluts und namens in vorstössenden nöten dem lande zu besten dienen 
nnd nütslich sein mögen. 

Wan er die mustorunp: und bezalung yrri hr»*t und ins land wi- 
derumb kommen wirt, &o\ er seiner yorriciitung ordentliche und ^ebur- 
liebe relation bein f. gn. dem hem biscbof tbnn, wie dann auch L f. 
gn. andere furstcn und stende nach gelegenheit an sich erfordern und 
die relation also anzuhören nielit miderlassen wcnlen. 

So wirt er auch die geburliche raituug zu Brefzlaw thuu, darzu 
ir f. gn. der her Bischof, desgleichen f. gn. heisog Gkorc etc. sowol 
die herzöge zur Olfzen und die von Brefzlaw die irigen abfertigen und 
nach getnaner raitunfj in»- (jwittiren sollen. 

Er wirt auch die kunt?.( haften, cjwittunjjen, recister und vorzaich- 
nnsse bein solcher raitun/^ abgeben, welche \'olgenae8 auf dem fiirsten- 
ta^e furgenommen, revidiret und den herren fuzsten und Stenden für- 
bracht werden sollen. 

Fiimemblich sol auch der musterher vleifzig dorauf scheu, das 
dita krigesvolk von den bewilligten stenren und hülfen besalet werde, 
so auf denen (irt«'n ist, da gegen Sohlesien am nejnrs^ten prelogen, und 
sich nicht auf andere ort^ so weit abgelegen, vorweisen lassen sondern 
sieb desIsis allerhalben dem Pragischen landtagesbeschlues gemefz er- 
aeigen und vorhalten. 

Ef< sol aueh der musterher in bezalung des krigesvolkos den taler 
zum höchsten, als er kann, ausbringen, und was also tlorau zu nutz 
gebracht, soll dem gemeinen lande aum besten kommen und gelangen. 

Deninaeli aueli die lierren furften nnd stende in Si hlesien vormuge 
des rragischen Landta^'es be.sehlues zu crbauung und bestätigung des 
granitz orte VVwar funftausient taler bewilliget, welche von den steuer- 
geldem und aem tennin G^rgi zufodert aberzogen und an gehörige 
ort zum hau gCM'endet werden sollen, so sol sich fler von "Rc ^ rn, ^\^e 
es umb solchen Baw beschidBlen, ob und was au der festuug dises 
sommers befodert und fortratellet worden, alles vleifzes erkunden, 
desgleichen auch was die stende der erone Behaimb und andere inror- 
ponrte lander gegeben, erforschen, und da nn dicselbten iln-p hülfen 
vorrichtet, alsdann und nicht eher die gedachten fünftausend taler au 
gehörige ort zu gemeltem bau auch lietem, da aber auch nichts voü 
Foraobniigttn (5S>) XIIl 1. — BsohfshI. 81 
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den and(^n) ^^e^obf^n, die gelder bein eich auch behalten und 
wideruiub im land bringen. 

Dem miuterherrcn sollen vor solche seine muhe und raisen eit 

jar lang von dato fünfhundert taler gegoben wordoii, davon er sein 

tesinde und diener, als nemblich den iniisterschreibor. einen kntsohen- 
necht und wagenfelligen, jungen rcitkncdit und einen diener, welchen 
er zu mehrer vorwahrung und Sicherheit des geldes bein wa^en halten 
wirf, zu besolden und zu undorhnlten wirt wissen, und soll ime, wann 
er im anzuge sein wirt, der halbe tail, als nenüieh zweihuudertfunftzig 
taler, die ander helfte aber nach ausgangc des jares gegeben und vor- 
richtet werden. 

Df^r zerung halbf^n , so lange seine reise wird wehren in muste- 
rung und bezalung des krigesvo&eSi sol ime und obgenanten personen 
tag und nacht auf sex ro& vier gülden liefeigeld gegeben werden, 
welches geld so lange ime auch erfolgen und gegeben werden adUe^ 
als er in denen sachen reisen wird. 

Soviel aber rofz und wagen, dorauf das gelt fort befördert wirt, 
betreflfent ist, haben die herren fursten und stende solches zu bestellen 
dem muBterherren vortrauet, welcher l im n furmann, aufs iroiiuiii?Tr rr 
kann, dingen, und was er denselbten zue lohn und zerung geben wirt, 
von der ganzen summa des geldes abzihen soll, wie dann auch das 
ander gm als seine bestailung sowol das lifergelt von denelbtea 
huilfen genommen werden sollen. 

Zue urkund haben solche Instruction die hochwirdige, durch- 
lanchte hochgebome fimten und herren, her maitinus Biscliof ra 
Breblaw ete^ obrister hauptmann in Ober und Nieder Schlesien, her 
George, herzog- in Schlesien zur Lip^iitz, Brig etc, und die gestrenge, 
emveste und wolwaisen N. Rathmanne der stat Brefzlaw, inmassen es 
ir f. gn. und inen von den anderen herren fursten und Stenden vor- 
trauet worden ist, mit irem fürstlichen secretum und irem der stat 
sigil besigelt. Geschehen zu Neil^, den ,ein und awauzigisten No- 
vembris 79. 

(Brest titadtarch. Acta Pabl. Ms. 170 fol. ü.) 
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